Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermógen dar, das háufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|ht tp: //books.google.comldurchsuchen. 


LJ 
* | 


i 1 DOE ge —À — ra 


- 
&**i tite n n ' d ^v 


LIE 


d fe $.. 
itt tans t scc ti] t] tnr gn 
LE DE DE DEE BCE DEE SE DE ae Zr ra 

trentro rare! 4 


"* tb. 

* vsıeedeee : 

*"*4 teto e**4*«* r a a LII LI 

SOOO OOC C DOW A ISAARCSVAP 

, * “ent. .. 
v0 Nn : 
7 = « “rer * 

" " NER N SR ZR = AX * + * IU Metal N14 

*.**4«t€**6€£(i'ig = é e ^P ANAL AN OOGO 
" OK SE SK SE SEDET x " è "QC ) | N Ji 

A testeo 
s........ 


BEA N A 


...r 
f 


“orns% 
«ran urn ... 
*vevtuedaetattotéeki 

gu 

* * 


| 


LI LI 
09^09:9*9 9—*-09.9 re 
e. 


" 
64^ 
+ 


D z * Lo L. * 
re ... NA «o L. v" * reed 
Or ICH ICH AAN Kar A AU 


t ————Pr—— 
O 


ii 


“ 
- 


*4* .. 

"^^t 

' t. 2 — 
- 


ste = - * i tee 
* ie LI ." 
Pei * LI 


" 
4 Do Ge 
^e P 
EEG . innere 
AR, “ren 
Mi ji 


vr. “r.... 
"titt dtt 
t. t. 


— 
- 
eer 
w........ — 
; Y M ( LJ LI * D LN ê é tee ‘ a Eye y 
1 eV _ D ee "n “ee eate 
"e AR CS : e * 4 N " ante? DM A et NUNININRNNNS 
Pese tte * jet OL ODINIVSGUmOeU Ro vig 
Nie «(^l DC + Donn6onnonoDOo0O0U 
i -.. e+e ASA AAN 


ė (Y T t. i 
l teste , A 
DOOAOU WS NUNTII t 
APRILIA K} 
“ren JA. 


| GnG 
P DeC , M M * .. 14er 
N, OOC g P te * f x * * 


ze LI LIA 4 
CEE SE AE JE ARG 
uM 


^ Si 
s. .ė 
V ' Ine “dire 
t [ "V" ^ ; 
“erde ra) 
“str en 
+è 


Md “+ e 
e Vet d M N « us NM YN un. Yes“ 
DOE 10141 HUC , 2... D^ 


hc; * 4 


eet 


9*6 
Eie wio $79 * teette 
wor dene rnan T] *"*v59* 
ser oh 


. 
son titten 
Lac ae ar 3 
t.o eo. 
ĉie 
+. nott tootoo 


...: X 
„een teen " 
Teen under ee 
RE EL IE ROOK] 
- 


*& sedeo 
LOrE 


Dono 
IX ILLU 
...% 


t.t 
Dar BE Eu IE ar 
»eusdsue.g 


+ , be " 
"urere HIDODOODOnDDODOO00f" 
(vt wor... 2540624644628 
= LEE DE SEE IDEE Bee ae are è 


"99 * $24 


WALS VEILLIVETSILY Of IOW8B 
LIBRARIES 


" 
, a — 
m M 


ung 
3 1858 044 953 473 


«aO VUNIVersity OT IOWA 
LIBRARIES 


4 
— M nn —— - i 


| 3 1858 044 953 473 


e UE. » Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


ARCHIV 
kathofifches Kirchenrecht 


mit befonderer Rücklicht auf die Länder deutfcher Zunge 


Begründet von Ernft Freiherrn von Moy de Sons 
Fortgefetzt von Friedrih H. Vering 
und Franz Heiner 


Herausgegeben von 


Nikolaus Hiffing 


Doktor der Theologie, beider Rechte und der Philofophie, 
ord. Profeffor des Kirchenredits an der Univerfitát zu Freiburg i. Br. 


106 


Hundertsedister Band 
(Vierter Folge vierzehnter Band) 


MAINZ 1926 


Verlag von Kirhheim © Co. 
GmbH, 


ARCHIV 
katholilhes Kirchenrecht 


mit befonderer Rücklicht auf die Länder deutfcher Zunge 


Begründet von Ernft Freiherrn von Moy de Sons 
Fortgefetzt von Friedrih H. Vering 
und Franz Heiner 


Herausgegeben von 


Nikolaus Hilling 


Doktor der Theologie, beider Rechte und der Philofophie, 
ord. Profeffor des Kirchenrechts an der Univerfitát zu Freiburg i. Br. 


406 


Hundertsedister Band 
. (Vierter Folge vierzehnter Band) 


MAINZ 1926 
Verlag von Kirhheim © Co. 


GmbH. 


———— ———— — —— ——— ——À— — — nn 


—- — 


— — — — M — ————— e 


Druck: Joh. Falk III. Söhne G. m. b. H., Mainz. 


4 
"TER 


1232 


I. Abhandlungen. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 
Von Professor Dr. Arnold Pósd in Graz. 


Einleitung. 


Von allen Fragen der kirchlichen Rechtsgeschichte ist die nach 
der Entstehung des geistlichen Benefiziums eine der grund- 
legendsten und bedeutungsvollsten. Sie betrifft die elementarste 
Größe im Aufbau der kirchlichen Verfassung durch lange Zeit- 
riume. Von ihrer richtigen Beantwortung hängt daher die Lösung 
zahlreicher weiterer Probleme ab. 

Trotzdem sind wir jedoch heute von einer einwandfreien, 
allseits wissenschaftlich begründeten und exakt quellenmäßig fest- 
gelegten Theorie der kirchlichen Benefizien, namentlich was deren 
Ursprung betrifft, noch sehr weit entfernt. Ja, es gehen, wie die 
folgende auf mehr als zwanzigjähriger Forscherarbeit beruhende 
Untersuchung des genaueren nachzuweisen unternimmt, die Mei- 
nungen sogar über entscheidende Teile und ganze Abschnitte 
dieser großen Entwicklung noch immer weit irre. Zeitlich betreffen 
die Abweichungen oft viele Jahrhunderte, sachlich die elemen- 
tarsten Fragen. Gar nicht zu reden von den vielen Einzelheiten 
des bunten Bildes, die noch einer Klärung oder überhaupt erst 
der Ergründung bedürfen. 

Die Erforschung der kirchlichen Benefizialentwicklung ist 
aber nicht nur für die Geschichte des Kirchenrechts von größter 
Wichtigkeit. Gehört doch das geistliche Benefizium selbst in einen 
viel größeren Zusammenhang. Steht es doch in engster Ver- 
bindung zunächst mit der allgemeinen Benefizialentwicklung und 
nimmt dort sogar, entsprechend der universellen Bedeutung der 
Kirche im Mittelalter, eine besonders wichtige Stellung ein. Wie 
es daher einerseits nur aus diesem größeren Zusammenhange 
heraus voll verständlich werden kann, so ist seine Kenntnis anderer- 
seits geradezu unentbehrlich für die Klarlegung der allgemeinen 
Benefizienentwicklung selbst. Diese ist aber wieder grundlegend 
für andere Geschichtsprobleme größten Stiles. 
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Benefizium ist ja der Ausdruck für jene frühmittelalterliche 
Verfassungsbildung, die im Verlaufe ihrer weiteren, durch die Jahr- 
hunderte gehenden Entwicklung geradezu die ganze abend- 
ländische Gesellschaftsverfassung aus den Angeln heben und 
auf neue Grundlagen stellen und durch lange Zeiten beherrschen 
sollte und die in ihren Ausläufern bis heute fortlebt. In wichtigen 
Teilen ihres Aufbaues, im Zeitalter des Feudalismus, ist die ganze 
Kultur, das gesamte Weltgeschehen des Abendlandes, von Gebilden 
abhángig gewesen, die aus der Wurzel des Benefiziums ent- 
Sprossen sind. 

Das ist aber nicht so zu verstehen, daß etwa im Sinne der 
marxistisch-materialistischen Geschichtsauffassung das wirtschaft- 
liche Leben die ganze Kultur etwa erst erzeugt hätte, sondern 
daß gerade umgekehrt die aufsteigende abendländische Kultur 
sich die wirtschaftlichen Formen, die sie zur Erreichung ihrer 
Zwecke notwendig gebraucht hat, die die unentbehrliche materielle 
Unterlage für alle ihre übrigen hóheren Lebensformen gebildet 
haben, eben im Benefizialwesen erst gefunden und geschaffen hat. 

Von ganz unscheinbaren Anfängen einer kleinen Grundleihe 
ausgehend, zog die Einrichtung des Benefiziums immer weitere 
Kreise, drang in die Verfassung des Staates, aber auch der Kirche, 
immer tiefer ein, eroberte sich hier wie dort ein Stück nach dem 
andern, um schließlich mit elementarer Kraft beide Lebens- 
ordnungen zu beherrschen. Die staatliche Ordnung hat sich das 
Benefizium hauptsáchlich in der Form des Lehens unterworfen 
und den Feudalstaat geschaffen. Aber auch die gesamte Herr- 
schaftsordnung der Kirche, vor allem die ganze geistliche Ämter- 
verfassung, wurde in steigendem Maße nach Benefizialgedanken 
geordnet und vom Benefizienrechte beherrscht. Und gerade hier, 
in seinem geistlichen Bereiche, lebt dieses Institut noch heute 
als ein Stück großer Vergangenheit in zahlreichen Überresten vor 
unseren Augen fort. 

Die Aufhellung des großen Entwicklungsgauges nun, der 
zu diesem Ergebnisse gelührt hat, bildet demnach auch eine der 
grundlegendsten Aufgaben für die abendländische Geschichts- 
forschung in allen ihren Teilen. Ihrer Ergründung ist daher auch 
seit langem das allgemeine Interesse zugewandt. Und in der 
Gegenwart ist dieses bei der zunehmenden Erkenntnis von der 
grundlegenden Bedeutung sozialökonomischer Vorgänge für die 
Rechtsgeschichte, ja für die gesamte Kulturentwicklung nicht nur 
der Vergangenheit, sondern gerade auch der Jetztzeit, wo uralte 
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Einrichtungen, die in fernen Tiefen früherer Entwicklungsperioden 
verankert liegen, ins Wanken geraten sind, nur noch gewachsen. 

Kirchliches und weltliches Benefizialwesen hat man jedoch 
in der wissenschaftlichen Betrachtung bisher zumeist getrennt. 
Und doch hängen beide auf das innigste zusammen, sind ohne 
einander gar nicht zu verstehen; denn sie stellen zum über- 
wiegenden Teile nur — je nach dem Standpunkte des Beschauers 
— verschiedene Seiten einer und derselben Sache dar. Das 
Benefizialwesen war ja eben der Kiti, der nicht nur die Verfassung 
jeder der beiden Lebensordnungen — Kirche und Staat — für 
sich im Mittelalter zusammengefügt hat, sondern der auch beide 
Gewalten in ihrem gegenseitigen Verhältnisse organisch verbunden 
und durch Jahrhunderte zusammengehalten hat. Eben dadurch 
wurde allen mittelalterlichen Einrichtungen ihr durchaus charakte- 
ristisches Gepráge, gleichsam ein Doppelgesicht, verliehen. Dies 
ist geradezu die Grunderkenntnis und gegen sie hat man vielfach 
verstoßen !). 

Für das kirchliche Gebiet ist es überhaupt nur einmal zu 
einer großangelegten und einheitlichen, die gesamte Entwicklung 
zusammenfassenden Betrachtung gekommen. Und Thomassins 
berühmtes Werk über das ältere und neuere Recht der kirchlichen 
Benefizien und Benefiziaten?) stellt schon aus diesem Grunde, 
aber auch wegen seiner sonstigen Vorzüge, noch immer die 
Höchstleistung auf diesem Gebiete dar. Auf seinen Anschau- 
ungen beruhte denn auch lange die gesamte kirchenrechtliche 
Literatur inbezug auf unsere Frage und ist auch heute noch stark 
davon beeinflußt. Ja, was später daran abgeändert worden ist, ist 
keineswegs immer als ein Fortschritt der Wissenschaft zu buchen. 

Vieles von den Thomassinschen Aufstellungen ist natürlich 
heute nicht mehr haltbar. Tiefer eindringendes Forschen, vor 
allem auch auf Nachbargebieten, namentlich in der Wirtschafts- 
und Sozial- sowie in der Profanrechtsgeschichte, dann die Steige- 
rung der Hilfsmittel aller Art, der gewaltige Fortschritt der Ge- 
schichtswissenschaft überhaupt, mußte notwendig zur Verbesserung 
mancher Ergebnisse führen, ja, läßt manche Erscheinung der 
Benefizialentwicklung überhaupt in ganz neuem Lichte erscheinen. 


1) Hier sei nur etwa auf die Worte verwiesen, die Karl Groß (Das 
Recht an der Pfründe S. 61 ff.) tadelnd an die Vertreter abweichender Meinungen, 
die mit unserer obigen Ansicht übereinstimmen, richtet. Dort sind auch viele 
Anson n der älteren Literatur zusammengestellt. 

2) Vetus et nova ecclesiae disciplina circa beneficia et beneficiarios. Im 
folgenden angeführt nach der Mainzer Ausgabe von 1787. 
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Und doch wird gegenüber neueren in mehr als einer Hin- 
sicht wieder auf jene älteren Ansichten zurückgegriffen werden 
müssen, die längst beiseite gelegt waren und als erledigt galten. 
Sie trafen eben in vielem das richtige. 

Freilich sind aber dort — wie dies ja sonst auch vorkommt 
— mitunter an sich vollkommen richtige Beobachtungen unrichtig 
verbunden und in falsche Zusammenhänge gebracht und, von 
da aus scheinbar widerlegt, später wieder verloren gegangen. 
An richtig festgestellte Tatsachen wurden unrichtige Schluß- 
folgerungen geknüpft. Dadurch traten gleichsam Gedanken- 
Kurzschlüsse ein. 

So hat man die an sich richtig beobachtete und festgestellte 
Tatsache, daß im früheren Ma. ein Großteil des Klerus zunächst 
persönlich im Besitze von Benefizien erscheint, ehe sich mit den 
Ämtern verbundene Güter und schließlich die Ämter selbst als 
Benefizien finden, mit der anderen Tatsache, daß sich schon im 
früheren Ma. ein Sondergut der Niederkirchen gebildet hat, in 
funktionellen Zusammenhang gebracht. Und doch haben diese 
beiden Ereignisse miteinander nicht das geringste zu tun. Trotz- 
dem ist es aber buchstäblich wahr und mit dem Nachweis des 
niederen Kirchengutes schon vor der Benefizialentwicklung keines- 
wegs widerlegt, daß, wie dies Thomassin feststellte, die Kleriker 
von den Bischöfen (und anderen geistlichen oder weltlichen Per- 
sonen) in umfassender Weise aus den Güterbeständen der Kirche 
mit Benefizien sozusagen ad personam ausgestattet waren, ehe 
sich diese als ständiges Amtsgut mit ihren BEISUACBER Stellungen 
dauernd verbanden. 

Der Fehler liegt hier nicht in einer zu ausgedehnten, son- 
dern vielmehr in einer zu sehr eingeschränkten derartigen An- 
nahme — namentlich in zeitlicher Beziehung. Weit länger als 
bisher — von älteren wie auch von neueren — angenommen 
wurde, währte und ungleich ausgebreiteter war der Brauch der 
persónlichen Benefizienvergebungen an Geistliche, ehe es zur 
dauernden Fixierung der geistlichen Amtsgüter und benefizien- 
rechtlichen Auffassung der kirchlichen Ämter als einer Allgemein- 
erscheinung kam. 

Die Zerfällung eines alten einheitlichen Diözesan-Kirchen- 
vermögens in den Sonderbesitz der einzelnen Gotteshäuser inner- 
halb der Diözese hängt damit freilich nicht im geringsten zu- 
sammen. Denn die Bildung des Niederkirchengutes ist ein viel 
älterer Vorgang. Und der angebliche Aufteilungsprozeß des 
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Diözesanvermögens hat in diesem Sinne überhaupt nie statt- 
gefunden. Sondern jedes geistliche Institut (Kirchen wie Klöster 
und Wohltätigkeitsanstalten) hat für sich seit alters, hauptsächlich 
durch Zuwendungen seitens der Gläubigen, ein Sondergut er- 
worben. Von der im frühen Mittelalter einsetzenden Benefizial- 
entwicklung werden diese Gebilde bereits überall als längst ab- 
geschlossen vorausgesetzt. 

Aber auch noch in vielen sonstigen Beziehungen ist der 
Entwicklungsverlauf ein ganz anderer gewesen, als ältere und 
neuere Schriftsteller meinen. Wenn daher im folgenden der Ver- 
such gemacht ist, eine neue Benefizientheorie aufzustellen und 
zu begründen, die allein unsrer Ansicht nach mit allen in den 
Quellen tatsächlich enthaltenen Nachrichten übereinstimmt, so ist 
es durchaus nötig, sich dabei — wenigstens für den Augenblick 
— von allen noch so feststehend scheinenden Ansichten unab- 
hängig zu stellen und diese dabei ganz aus dem Spiele zu lassen 
und nur die Quellen selbst zu beachten, mag das dabei ge- 
wonnene Bild auf den ersten Blick noch so sehr befremden. 
Prüft man nämlich unbefangen und unvoreingenommen, aber 
genau, die Quellen selbst, so gelangt man zu ganz erstaunlichen 
Feststellungen. Manches noch so solid erscheinende Begriffs- 
gebäude erweist sich da als reines Phantasiegebilde und löst sich 
bei stärkerer Beleuchtung wie eine Fata morgana in Dunst und 
Nebel auf. Und anderes tritt wieder umso deutlicher und häufiger 
hervor, was bisher höchstens als Nebensache oder Ausnahme- 
erscheinung gewertet wurde oder überhaupt keine Beachtung fand. 

So gelangt man zur merkwürdigen Feststellung, daß das 
geistliche Benefizium im später typischen Sinne — als ständiges 
und ständig verliehenes kirchliches Amt oder Amtsgut — soferne 
es dabei als Allgemeinerscheinung in Frage kommt, keineswegs 
schon ein Produkt des karolingischen Zeitalters, sondern vielmehr 
erst ein solches des 12. Jahrhunderts ist! Daß es in Zeiten, wo 
man es sich gewöhnlich bereits als längst feststehend und tief- 
eingewurzelt denkt, auf breiterer Basis überhaupt noch nicht vor ` 
handen war. Daß es vielmehr erst der harmonisierenden Inter-- 
pretationskunst der scholastischen Juristen seine Entstehung ver- 
dankt. Damit stimmt freilich aufs schönste die Art und Weise 
überein, in der der kirchlichen Benefizien noch um die Mitte 
des 12. Jahrhunderts oder vorher in den Zeiten des Investitur- 
streites gedacht wird — Stellen, mit denen man bekanntlich bis- 
her nichts anzufangen wußte. 
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Ebenso paßt dazu die höchst auffällige und befremdliche 
Tatsache, daß der Benefizien in den Quellen nicht gedacht wird 
— dort, wo man ihre breite Erörterung auf Grund aller bisherigen 
Theorien, so sehr diese auch unter einander im einzelnen ab- 
weichen mochten, mit unbedingter Sicherheit erwarten müßte. Die 
vom Standpunkte bisheriger Anschauungen aus ganz unbegreif- 
liche Tatsache, daß die schier unendliche Zahl von Urkunden 
seit dem 8. Jahrhundert, die von den kirchlichen Besitzverhält- 
nissen in allen möglichen Abwandlungen, die von Gründungen, 
Ausstattungen, Übertragungen, Verleihungen und anderen Ge- 
schäften mit Kirchen und ihrem Vermögen in geradezu erdrückend 
großer Zahl berichten, wie Schutzbriefe, Immunitätsverleihungen, 
Besitzbestätigungen und zahllose ähnliche Stücke aus der 
Karolinger- und Ottonenzeit und später eines geistlichen Bene- 
fiziums im späteren Sinne fast nirgends Erwähnung tun. 


Nun kommen allerdings, wie wir noch des näheren mitzu- 
teilen und genau zu überprüfen haben werden, seit früher karo- 
lingischer Zeit viele Stellen vor, in denen beneficia ecclesiastica 
erwähnt werden. Allein, es ist dabei mit vollkommener Ein- 
deutigkeit festzustellen, daß es sich hier lediglich um weltliche 
Benefizien aus Kirchengut und nicht um kirchliche Benefizien 
im späteren Sinne gehandelt hat. Das Wort hat eben, wie wir 
noch sehen werden, mehrfach seine Bedeutung gewechselt und 
die verschiedenen Zeiträume müssen sehr genau auseinander- 
gehalten werden, soll man ein klares Bild bekommen. Daß bei 
solchen Kirchlehen auch vielfach Gotteshäuser — Kirchen, Klöster 
und andere geistliche Institute — als Vermögensobjekte, Geist- 
liche als Subjekte der Leihegeschäfte, als Verleiher oder Em- 
pfänger solcher Benefizien erscheinen, ändert an dieser Sache 
gar nichts. 

Es kann gar keine Rede davon sein, daß die Hingabe einer 
Kirche an einen Geistlichen im Wege der Benefizialleihe, was 
natürlich unter den zahllosen und buntgemischten Variationen 
der oben erwähnten Verträge auch vorkommt, etwa die normale 
Art der kirchlichen Ämterbesetzung gewesen sei und daher überall 
etwa seit dem 8. oder 9. Jahrhundert zu beobachten wäre. Im 
Gegenteile kommen diese Fälle verhältnismäßig selten vor und 
sind durchaus im angeführten Sinne zu werten. Ihre Zahl, ihr 
Vorkommen in den Quellen entspricht genau den Kombinationen, 
die auf Grund des Gesagten zu erwarten sind. 
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Nun ist es aber allerdings auch zu beobachten, daß schon 
im 9. Jahrhundert auch geistliche Stellen selbst als Benefizien 
erscheinen, im Wege der benefiziarischen Vergabung zur Besetzung 
gelangen — oder daß wenigstens schon Ansätze hierzu zu 
ermitteln sind. Allein, gerade dabei zeigt sich uns wieder die 
gänzliche Unverträglichkeit dieser Fälle mit den bisherigen 
Annahmen. 


Nicht nur, daß diese erste Behandlung kirchlicher Ämter 
als Benefizien in genauem Gegensatze zur kirchenrechtlichen 
Literatur nicht in den niederen, sondern ausschließlich in den 
höheren Schichten des geistlichen Ämterwesens vorkommen !) 
— was allerdings dem aristokratischen Charakter und Grund- 
zuge des gesamten Benefizialwesens namentlich der älteren Zeit 
entspricht, das ja zunächst den höheren oder aufsteigenden 
Gesellschaftsschichten zu dienen hatte und auf den Leib geschrieben 
war — und sich zuerst bei den karolingischen Reichsprälaturen 
findet, war diese Auffassung damals dem heftigsten Widerspruche 
kirchlicher Kreise ausgesetzt, erschien mehr als eine mißbräuchliche, 
den kirchlichen Einrichtungen schädliche Verwendungsart der 
geistlichen Stellen und keineswegs als deren normale Verleihung. 
Waren doch auch mit der Vergebung z.B. einer Abtsstelle als 
Benefiz meist arge Schäden für das betreffende Kloster verbunden 
und bedeutete die Hingabe eines geistlichen Instituts, vor allem 
seiner ersten oder auch der übrigen Stellen als Benefiz nicht 
viel weniger als die Überlassung zur ökonomischen Ausnützung, 
ja, zur Ausbeutung, oft an Laien. 


Da auch sonst die für Zwecke der weltlichen Benefizial- 
leihen verwendeten Güter zum überwiegenden Teile aus den 
kirchlichen Vermögensbeständen durch weltliche Machthaber oder 
die Kirchenvorstände selbst entnommen wurden, bedeuteten 
zunächst alle Benefizien schwere Einbußen für die geistlichen 
Anstalten. Daraus erklärt es sich, daß die Kirche langezeit 
gegenüber der Einrichtung der Benefizien überhaupt, mochten 


1) Die gangbaren Meinungen nehmen da hypothetisch oder auf Grund 
einiger nicht bedeutungsvoller und anders zu wertender Quellenstellen freilich 
vielfach den umgekehrten Verlauf an. Doch bitte ich, diese Ansichten 
zurückzustellen, bis die im folgenden vorgebrachten Gründe erwogen und 
mit den Quellenäußerungen scheinbar abweichender Art neuerdings verglichen 
sind. — Die Studie von Émile Lesne, Évéché et abbaye, Les origines du 
bénéfice ecclésiastique, in der Revue d'histoire de l'église de France, V. Jahrg. 
(1914) S. 15—50, bringt für ihr zeitlich und räumlich begrenztes Beobachtungs- 
feld nur Bestätigungen unserer Ansichten. Näheres unten. 
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diese geistliche Güter oder Amtsstellen — letztere kamen ja dabei 
nur als Hauptangriffspunkte in Betracht, um zu den allseits 
ersehnten Kirchengütern noch leichter zu gelangen — betreffen, 
eine durchaus ablehnende Haltung einnahm. Mußte sie doch 
darin ein Rechtsinstitut erblicken, das ihre Vermögensbestände 
aufzehrte und dadurch alle ihre Einrichtungen schwer gefährdete. 

Dieser Zustand währt aber sehr lange. Noch im elften, 
ja, selbst bis weit ins zwölfte Jahrhundert hinein wird das 
Benefizium durchaus als Fremdkörper im Organismus des 
kirchlichen Rechtes und der kirchlichen Verfassung empfunden. 
Höchst unvollkommen nur war bis dahin der Assimilierungs- 
prozeß dieser den kirchlichen Einrichtungen ursprünglich durchaus 
fremdartigen, ja schädlichen Größe gelungen. 

Es war auch in diesem Falle — wie in so vielen anderen 
— erst die Jurisprudenz der Scholastiker, die die uralten und 
weitklaffenden Gegensätze auszugleichen verstand, dabei allerdings 
. den Begriff des Benefiziums selbst vielfach veränderte. Erst 
als keine Gefahr mehr für den inzwischen mächtig gewordenen 
kirchlichen Organismus damit verbunden war, wußte man sich 
der Einrichtung der Benefizialleihe auch im eigensten kirchlichen 
Interesse zu bedienen, machte sich seine starken Kräfte dienstbar 
und fügte das Rechtsinstitut dem Bau der Kirchenverfassung 
organisch ein. 

Es hängt mit dieser Gesamtauffassung auch zusammen und 
stimmt damit aufs beste überein, daß die Einwirkungen des 
Benefizialwesens auf die Kirche in dessen älteren Entwicklungs- 
stufen sozusagen negativer, um nicht zu sagen feindseliger Natur 
waren. Es waren zuerst Abwehrmaßnahmen, Schutzvorrichtungen 
gegen das Benefizialwesen, die dieses in der Kirchenverfassung 
zunächst an Veränderungen bewirkte, die Güterteilungen und 
Festlegungen der Kapitelsgüter etwa seit mittelkarolingischer 
Zeit und noch weit bis in die nachfolgenden Jahrhunderte hinein 
und ähnliche Einrichtungen. 

Es hängt aber damit auch noch anderes zusammen, was 
an positiven, deutlichen Quellennachrichten mit den bisherigen 
Anschauungen und Auffassungen vom kirchlichen Benefizium, 
seiner Entstehungs- und Entwicklungsgeschichte gleichfalls ganz 
unvereinbar erscheint. | 

Vor allem ist hiervon schon an dieser einleitenden Stelle 
noch zu erwähnen, daß langezeit die an geistliche Personen 
vergabten Benefizien durchaus auf einer Linie standen mit denen 
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der Vasallen, später der Ministerialen und anderer weltlicher 
Kreise. Der vielfach behauptete grundlegende Gegensatz zwischen 
geistlichen Benefizien (als dem angeblichen Hauptfalle des nicht 
vasallitischen Benefiziums) und der vasallitischen Lehen war in 
diesem Sinne überhaupt nicht vorhanden. Vielmehr wurde die 
Einteilung der Benefizien in geistliche und weltliche von der 
anderen in vasallitische und nichtvasallitische inmitten durch- 
schnitten. Gerade in den ersten Zeiten näherten sich die kirchl. 
Benefizien den vasallitischen Lehen. Und auch noch. die ganzen 
folgenden Jahrhunderte gehörten viele von ihnen (nicht nur die 
fürstlichen Stellungen der Geistlichkeit) dem Kreise der echten 
Lehen an. 

Wie man die Dienstleistungen anderer Art, die der Vasallen, 
Ministerialen und anderer, mit Benefizien entlohnte, so tat man 
dies im besonderen auch mit den geistlichen Diensten, ohne da 
langezeit einen wesentlichen Unterschied zwischen diesen und 
jenen zu machen. Und dies erklärt eben auch die Erscheinung, 
daß das Klerikerbenefiz lange Zeit eine Grundleihe und kein Amt 
war — nicht einmal ein ständig mit einem geistlichen Amte ver- 
bundenes Gut, sondern ein in ständigem Wechsel, nach freier 
Wahl bald für diesen, bald für jenen Zweck ausersehenes Grund- 
Stück. Das gleiche Gut wurde vom Lehnsherrn bald an Geist- 
liche, bald an Weltliche als Benefiz vergabt, in beiden Fällen in 
durchaus ähnlicher Weise. | 

War doch auch der Klerus seibst keineswegs ausschließlich 
mit geistlichen Berufsgeschäften i.e. S. betraut, sondern gerade 
in dem für die Benefizialentwicklung klassischen Zeitalter der 
Karolinger und in den darauffolgenden Jahrhunderten selbst in 
umfassender Weise auch in weltliche Aufgaben verstrickt. Schon 
aus diesem Grunde bestand damals nicht der Gegensatz zwischen 
geistlichem und weitlichem Amte in gleicher Schärfe wie zu anderen 
Zeiten. Und gerade wie weltlichen Beamten (Grafen, Vasallen u.a.) 
sehr häufig neben ihrem Amte (und dessen Einkünften) auch 
noch andere Güter wahlweise als Benefizien, gleichsam ad per- 
sonam verliehen, übertragen wurden, so geschah das eben auch 
mit den geistlichen Beamten des Reichs, der Großen und der 
Grundherrschaften. Und umso leichter konnte daher auch die 
im Grunde genommen rein wirtschaftliche Frage nach der 
Entlohnung von Diensten aller Art, nach der ökonomischen 
Versorgung bestimmter Gesellschaftsschichten, des geistlichen und 
weltlichen Beamtentums (auch bei den ersteren unter weitgehender 
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Mitberücksichtigung ihrer Sippengenossen) auf eine und dieselbe 
Art für beiderlei Kategorien von Aemtern gelóst werden. Jemehr 
namentlich die kirchlichen und weltlichen Stellungen, gerade 
durch das  Benefizialwesen, zum Familienbesitze betimmter 
Geschlechter geworden waren, desto leichter erfolgte ihre analoge 
Behandlung und Entwicklung. 

Dabei ist noch folgendes hervorragend mitzuberücksichtigen. 
Wie die gesamte Benefizienentwicklung unter großen Abwandlungen 
im einzelnen verlief, wie in einer großartigen Wellenbewegung - 
eine Hochflut der Entwicklung auf die andere folgte und keines- 
wegs ein Benefiz zu allen Zeiten dieselbe Größe vorstellt, so ist dies 
im besonderen, wegen des engen Anschlusses an die allgemeine 
Entwicklung, auch mit der Stellung der geistlichen Benefizien 
der Fall. 

Ist die Karolingerzeit eine Ära, gleichsam eine Hoch- 
konjunktur vasallitischer Benetizien, so gilt dies eben folgerichtig 
auch für das damalige kirchliche Benefizium. Erfolgt aber dann 
seit dem 11.Jahrh. eine wesentliche Erweiterung des Anwendungs- 
gebietes der Benefizien als ökonomischer Gegenleistung für Dienste 
aller Art, ein gewaltiges neuerliches Ausgreifen derselben, freilich 
unter wesentlicher Verflachung ihres Inhaltes (Aufstieg der Ministe- 
rialität), so war damit eben auch wieder eine Verallgemeinerung 
der Anwendung von Benefizien für die Entlohnung kirchlicher 
Dienste, auch der niederen, dienenden Stellungen, ermöglicht. 

Und tritt dann endlich — viel später als man gemeiniglich 
glaubt — etwa seit dem Ausgang des 11. Jahrhunderts!) eine feste 
Verbindung der Benefizialgüter mit den amtlichen Stellungen, 
gleichsam eine Radizierung der Benefizieneigenschaft auf 
bestimmte Güter als Amts- oder Dienstgüter und schließlich auf 
die Ämter selbst ein, so konnte dies umso leichter im Anschluß 
an die allgemeine Bewegung auch mit den geistlichen Ämtern, 
zur Zeit mächtig emporstrebender kirchlicher Macht, geschehen. 
Und genau so geschah es auch. 

Die Benefizialentwicklung stellt demnach keine einfache, 
stetig verlaufende Bewegung dar. Sie ist vielmehr unter zahl- 
reichen Auf- und Abschwankungen, ja Unterbrechungen und 
Rückschlägen vor sich gegangen. Die Benefizien stellten daher 
zu verschiedenen Zeiten auch ganz verschiedene Erscheinungen 
dar und sind keineswegs für alle Zeiten eindeutig und in gleichem 
Sinne zu werten. 


1) Im allgemeinen. 
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Und die kirchlichen Benefizienbildungen stellen darin eben 
durchaus keine Ausnahme dar, haben sich vielmehr stets in 
engstem Anschlusse an die Allgemeinentwicklung vollzogen. 
Wie ein weltliches Benefizium zu den verschiedenen Zeiten etwas 
ganz anderes ist, ganz andere Aufgaben und Funktionen zu 
erfüllen hat, so ist dies gerade auch mit den kirchlichen Benefizien 
der Fall. 


Die Entstehung und Entwicklung, die Bedeutung und 
Wirksamkeit der eigentlich geistlichen Benefizien sind daher nicht 
voll zu erfassen, ohne daß sie in die allgemeineren Erscheinungen 
der Benefizialentwicklung überhaupt eingestellt werden. Übrigens 
sind kirchliche und weltliche Benefizien auch nicht immer klar 
voneinander zu trennen, haben sich vielmehr in großem Umfange 
zu Mischgebilden vereint, ja fallen sogar vielfach ganz zusammen 

(Lehen geistlicher Fürsten u. a. m.). 


In welcher Weise sich nun dieser gewaltige Entwicklungs- 
prozeß im einzelnen abgespielt hat, auf wie vielerlei verschiedene 
. Weise das Benefizialwesen auf die kirchliche Entwicklung ein- 
gewirkt hat, wie es allmählich immer tiefer in die Kirchenverfassung . 
‚eingedrungen ist, das hat eben die folgende Untersuchung in 
den Hauptzügen zu erweisen. 


Dabei ergibt es sich wohl schon aus allem bisher gesagten 
mit Deutlichkeit, daß die kirchliche Rechtsgeschichte in dieser 
grundlegenden Frage ganz von neuem aufzubauen ist und nur 
unter teilweiser Verwertung älterer Baumaterialien aufgebaut 
werden kann. 


| Es ist aber wohl aus dem bisher angedeuteten bereits auch 

ersichtlich, dab eine umfassende Mitberücksichtigung der weltlichen 
Benefizienentwicklung dafür unentbehrlich ist, weil diese geradezu - 
.die Grundlage und den Hintergrund für die kirchliche Benefizien- 
geschichte in vieler Hinsicht darstellt. Die Entwicklung auch nur 
des sog. weltlichen Benefizialwesens ist aber für die Kirche auch 
schon-aus dem Grunde von der größten Bedeutung gewesen, 
-weil auch dabei, wie bereits bemerkt, der größte Teil der Güter, 
die verwendet wurden, KÄirchengüter, die beteiligten Personen 
— Empfänger wie Verleiher -- vielfach Geistliche waren. 


Eine Untersuchung über die Einwirkung des Benefizial- 
wesens auf die Kirche und über die Entstehung des eigentlich 
geistlichen Benefiziums hat demnach sehr viele und mannigfaltige 
Erscheinungen mitzuberücksichtigen. .Auf Schritt und Tritt sind 
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überall namentlich auch die Ergebnisse der profanen Rechts- 
geschichtsforschung über das Benefizialwesen mitzuverwerten. 

Das ist ja eben das Hauptcharakteristikum der abend- 
ländischen Kulturentwicklung bis zum 12. Jh., daß die beiden 
groBen Machtkreise Kirche und Staat vóllig ineinandergewachsen 
waren. Und das beide Organisationen umschlingende und durch- 
dringende Gewebe oder Gewächs war das Benefizialwesen. So 
sind auch die geistlichen Stellungen organisch in diese einheitliche 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der damaligen Zeit hinein- 
gewachsen und ohne Mitberücksichtigung von deren übrigen Teilen 
auch gar nicht verständlich. 

Auf dem Gebiete des weltlichen Benefizialwesens sind es 
vor allem die Arbeiten von Waitz und Roth, die bahnbrechend 
gewirkt und — gerade im Widerspiel ihrer Kontroverse — Un- 
vergängliches geschaffen haben, wenn auch von ihren Meinungen 
vieles nicht zu halten ist. Sie sind neben manchen wichtigen 
Arbeiten Neuerer, so den von Brunner, Ernst Mayer, Dopsch, 
Voltelini u. a., noch immer in erster Reihe zu nennen. 

 Dankbar muß daher auch dieser Meister gedacht werden, 
wenn dieser Boden hier von neuem und auf vielfach neue Weise 
betreten und beackert wird. An ihre Werke hauptsächlich hat 
die Forschung anzuknüpfen, die es unternimmt, den Gegenstand 
auf streng quellenmäßiger Grundlage aufzuhellen. 

Im übrigen erscheint eine Neuaufführung des ganzen Baues 
auch in seinen weltlichen Teilen durchaus als nötig, ja unabweislich. 
Denn die bisherigen Meinungen weichen vom wahren Verlaufe 
der Entwicklung im ganzen doch noch weit ab, lassen vor 
allem noch zahlreiche Fragen überhaupt unbeantwortet. Namentlich 
inbezug auf das Schicksal der Kirche in diesem ganzen Prozesse 
trifft das zu. Bereits der grundlegende Vorgang der fränkischen 
Kirchengutseinziehungen nahm einen ganz anderen Verlauf, als - 
es den heute noch gangbaren Meinungen entspricht!). Uebrigens 
wurden manche frühere Ansichten von denen, die sie begründet, 
selbst gar nicht so bestimmt ausgesprochen?), wie man sie später 
übernommen hat und wie sie dann als »herrschende Lehre« vor- 
getragen wurden. Vielmehr waren sie zum guten Teile überhaupt 
nur als einleitende Untersuchungen gedacht. Gar nicht zu reden 


1) Vgl. dazu jetzt meine Abhandlung »Kirchengutsveräußerungen und 
das kirchliche Veräußerungsverbot im früheren Mittelalter« in diesem Archiv 
105. Bd. (1925), S. 3ff. und S. 349 ff. 


2) Z. B. Roth, Benefizialwesen. Einleitung a. E. (S. X). 
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von manchen neueren Meinungen, die, so wichtig sie sich auch 
geben, doch tiefere Quellenkenntnis überhaupt vermissen lassen, 
in falscher Perspektive Unwichtiges veranstellen und auf Neben- 
dingen den ganzen Bau der Konstruktion errichten móchten. 

Namentlich vertrágt der Gegenstand nicht eine schablonen- 
baíte Behandlung. Vielmehr verlangt die in reichgegliederter, 
schier unübersehbarer Fülle einherschreitende, geschmeidig sich 
an die verschiedensten Verhältnisse anpassende mittelalterliche 
Entwicklung zur richtigen Erkenntnis der «wahren Hauptlinien 
weitgehende Berücksichtigung aller Einzelheiten und móglichst 
der ganzen Quellenüberlieferung. Massenerscheinungen, wie die 
Entwicklung des Benefizialwesens, können nur durch die statistische 
Methode, soweit dazu überhaupt die Móglichkeit geboten ist, 
exakt erfaßt werden. Mit einigen hypothetisch gezeichneten 
»Grundlinien« ist da nichts gedient, mag auch die eine oder 
andere Quellenstelle darauf passen. Das ist ja bei der ungenauen, 
dem Werden der Dinge oft erst anzupassenden Ausdrucksweise 
des MA. gar nichts besonderes. Ueberhaupt werden die der 
Größe und Reichhaltigkeit mittelalterlicher Rechtsentwicklung am 
wenigsten gerecht, die alles über einen Leisten schlagen möchten. 
Wer durch eine blaue Brille blickt, sieht alles blau. Freilich geht 
ihm aber dann jegliches Verständnis für das Hauptcharakteristikon, 
für den Farbenreichtum, von vornherein ab. Die Gestaltungen 
lagen im Leben oft selbst widerspruchvoll, je nach dem Vorwalten 
des einen oder anderen von widerstreitenden Faktoren. Es würde 
keine richtige Erkenntnis bedeuten, die Dinge in der wissen- 
schaftlichen Auffassung mehr in Einklang zu bringen, als sie es 
im Leben taisáchlich waren. 

Aber noch eines anderen häufigen Mißverständnisses muß 
hier gedacht werden, wenn vom kirchlichen Benefizialwesen, 
insbesondere in seinen Anfängen, die Rede ist. In unberechtigter 
Vorwegnahme späterer Entwicklungsergebnisse, denen zufolge 
schließlich das »Benefizialwesen« in der Kirche mit dem »Ämter- 
wesen« im großen und ganzen zusammengeflossen ist, wird als 
»kirchliches Benefizialwesen« der älteren Zeit häufig einfach das 
kirchliche Ämterwesen oder gar nur das niedere zur Darstellung 
gebracht’), obwohl jenes mit der Benefizienentwicklung noch 

1) So handelt Ulrich Stutz »Geschichte des kirchl. Benefizialwesens 
von seinen Anfängen bis auf Alexander Ill.« (1. Bd. 1. Hälfte, Berlin, 1895) 
eigentlich nicht vom kirchlichen Benefizialwesen, sondern von den vermögens- 


rechtlichen Schicksalen der Niederkirchen (selbst Klöster ausschließend). (Vgl. 
auch schon Thaner in Gött. gel. Anz. 1898 S.291ff.). Das verdienstliche an 
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nichts zu tun hat, dieses aber auch später und langezeit noch 
oft nur in sehr entferntem Zusammenhange damit stand, ja oft 
in Gegensatz dazu getreten ist. 

Wenn nun aber in der folgenden Darstellung fast nur in 
positiv aufbauender Art in unmittelbarem Anschlusse an die 
Quellen die Entwicklung selbst geschildert ist und weniger in 
negativ-kritischer Art eine polemische Stellungnahme zu bisherigen 
(verfehlten) Ansichten geboten wird, so sind dabei doch die 
abweichenden Meinungen anderer wohlerwogen und nur aus 
zwingenden Gründen abgelehnt. Die Abweichungen ergeben 
sich im übrigen von selbst aus unseren positiven Darlegungen. 

Daraus ergibt sich nun der Plan für die folgende Darstellung. 
Es sind viele Erscheinungen zur Darstellung gebracht, die bisher 
aus einem » kirchlichen Benefizialwesen « ausgeschieden wurden 
und umgekehrt manches bisher unter dieser Bezeichnung vor- 
gebrachte als gänzlich außerhalb davon liegend weggelassen 
worden. Vor allem mußte das sog. weltliche Benefizium in 
erheblich stärkerem Maße mitberücksichtigt werden, als dies in 
solchem Zusammenhange bisher üblich war, weil darauf eben 
viele innerkirchliche Bildungen unmittelbar zurückzuführen sind 
und auch das eigentlich geistliche Benefizium in letzter Linie 
darauf zurückgeht. Forschungsziel ist indes für uns das geistliche 
Benefizium. Dieübrigen, damit zusammenhängendenErscheinungen 
sind daher hier nur wegen dieses ihres Zusammenhanges und 
deshalb nur soweit in die Darstellung einbezogen, als sie zum 
Verständnisse unseres Gegenstandes unentbehrlich sind. Sie sind 
also hier nicht um ihrer selbst willen und daher auch nicht in 
vollem Umfange und nach allen Richtungen hin erörtert. 

Die Darstellung ist in vier Abschnitte zerlegt. Der erste 
über Kirche und Benefizialwesen schildert die allgemeine Bedeutung 
und Funktion der Benefizien überhaupt und ihre allgemeinen 
Beziehungen zur Kirche. Der zweite behandelt dann die kirchlichen 
Güter und Anstalten als Objekte des Benefizialverkehres, den 
Anteil des Klerus an dieser ersten Schicht der Benefizienentwicklung 
und damit die ersten Rechtsbildungen der Kirche auf Grund des 
Benefizialwesens. Der dritte Abschnitt fügt daran die wichtigen 
Erörterungen über die Kirchenämter als Benefizien bis zum 


dem Werke von Stutz (auch an seinen übrigen Schriften) liegt hauptsächlich 
darin, die Aufmerksamkeit auf jene ältere Entwicklungsperiode des kirchlichen 
Rechtes in stärkerem Maße. hingelenkt und die Forschung damit angeregt zu 
haben. lm übrigen vgl. mein »Bischoísgut« I. Bd., S. 36 A. 4. | 
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12. Jahrhundert. Und der vierte Abschnitt endlich zeigt die 
Entstehung des geistlichen Benefiziums auf breiter Basis und als 
Allgemeinerscheinung in der darauffolgenden Zeit und handelt 
demnach vom geistlichen Benefizium seit dem 12 Jahrhundert. 


I. 


Das Benefizialwesen im allgemeinen und seine 
Beziehungen zur Kirche. 


$1 


Die sozialökonomische Bedeutung der Benefizien im ganzen. 


Das Benefizialwesen war als Gesamterscheinung die grof- 
artige Kreditorganisation der mittelalterlichen Naturalwirtschaft ). 
Es war in letzter Linie dazu bestimmt, den Ausgleich zwischen 
Überfluß und Mangel an den immobilen Produktivkapitalien der 
damaligen Staats- und Volkswirtschaft herbeizuführen. Darauf be- 
ruht seine weltgeschichtliche Bedeutung und daraus allein erklärt 
sich seine ungeheure nachhaltige Wirkung. 

Der Gesamtkomplex der Benefizialleihen stellt mit allen dazu 
geschaffenen Einrichtungen gleichsam die Vermittlung dar, die 
für breite und wichtige, teilweise neu sich erhebende Schichten 
der nach dem Untergang der Antike erstehenden und fort- 
schreitenden abendländischen Kulturwelt und ihrer Gesellschaft 
die notwendige materielle Unterlage bereitstellte. Das Benetizium 
war die bahnbrechende Erfindung, die erlósende [dee oder Formel, 
die vor allem zwischen Staatsbedarf und Kirchenreichtum die 
Brücke schlug, die einen modus vivendi ermóglichte für die in- 
bezug auf die Güter in lebhafte Gegensätze geratenen Bevólkerungs- 
gruppen, ja, die schließlich diese selbst um den neuen Brennpunkt 
in neuer Weise lagerte. Die Einrichtung, die den immobilen 
Grundbesitz gleichsam »mobilisierte«, dadurch, daß sie ihn zwar 
selbstverstándlich nicht im Raume verschob, aber doch in leichter, 
geschmeidiger Weise durch viele Hánde gleiten lieB, um ihn so 
möglichst reibungslos dorthin gelangen zu lassen, wo man seiner 


1) Es ist nicht richtig, wenn man noch immer im Anschluß an die 
bekannte Einteilung von Bruno Hildebrand als Stufen der abendländischen 
SAL en Une Natural, Geld- und Kreditwirtschaft aufeinanderfolgen 
laßt. Vielmehr bedarf jede erwachende Kulturgemeinschaft einer Intensivierung 
in der Ausnützung ihrer ökonomischen Machtmittel und eine solche erfolgt 
vor allem durch den Kredit. Es hat daher die frühmittelalterliche Natural- 
wirtschaft sich im Benefizialwesen (Lehenswesen i. w. S. ebensogut eine 
Kreditorganisation größten Stiles geschaffen wie die spätmittelalterliche Geld 
wirtschaft in den Banken, Börsen, Geld-Kreditgeschäften und anderen Ein- 
richtungen des Geldverkehres. - 
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am dringendsten bedurfte. Sie war, naturalwirtschaftlich gedacht, 
die Großbank, wodurch der Staat alle seine Unternehmungen 
finanzierte, in erster Linie ein Reiterheer auf die Beine brachte, 
aber auch seine Beamten besoldete und seine sonstigen Auslagen 
deckte, in der aber auch die Kirche schließlich das Rückgrat 
ihres Wirtschaftslebens fand. Alles dies in der Form kapitalistischer 
Abfindungen mit Grundbesitz oder mit Stellen, von denen der 
Grundbesitz abhing. 

Das Benefizialwesen schuf aus den nicht entwicklungs- 
fähigen, ja, nicht einmal lebensfähigen Gebilden der älteren 
landwirtschaftlichen Betriebe, einerseits den kleinbäuerlichen, 
andererseits aber den grundherrschaftlichen, oft zu riesigen 
Komplexen, aber doch meist rein zufällig, daher unorganisch 
angewachsenen, vielfach zersplitterten Besitzanhäufungen, die, 
wie namentlich der geistliche Grundbesitz, übers ganze Land 
verstreut lagen und nicht rationell bewirtschaftet, kaum verteidigt 
werden konnten, die nötigen Zwischenstufen und Übergänge. In 
der reichgegliederten Skala einer unendlichen Mannigialtigkeit, 
die sich beliebig steigern ließ und daher überall anpassen konnte, 
iteten die Benefizien entgegen. Sie konnten jedem Bedürfnisse 
Rechnung tragen, unabhängig von allen zufälligen älteren Besitz- 
verhältnissen und Eigentumsgrenzen neu geschaffen werden, aus 
diesen gleichsam herausgeschnitten und in jeder erdenklichen 
Weise zusammengefügt und abgerundet werden, boten daher die 
allein mögliche Unterlage für eine rationellere, von einem Herren 
zu überblickende und einheitlich zu leitende, daher intensivere 
Wirtschaftsweise, aus der sich neue Gebilde einer aufsteigenden 
Kultur überhaupt erst erheben konnten. Das Benefizium ist 
daher der eigentliche Träger des grundherrschaftlichen Gedankens 
im Ma. geworden. Aus den Benefizien haben sich die über- 
gelagerten Formationen: Burgen, Märkte, Städte, Grafschaften, 
Fürstentümer, landesherrliche Gebiete überhaupt erst erheben 
können. Erst damit konnte die mittelalterliche Gesellschaft die 
bäuerliche Naturalwirtschaft überwinden und sich von den Fesseln 
der verkehrslosen Wirtschaft befreien und schließlich zu ganz 
neuen Wirtschaftssystemen aufsteigen. 

Jedes geschichtliche Ereignis beruht nun aber auf Gründen 
mehrfacher Art. Zu jenen, die es als letzte Ursachen zur Aus- 
lösung bringen, treten andere, die in entfernteren, allgemeineren 
Bedingungen zu suchen sind. Die ersteren springen mehr in die 
Augen. Trotzdem sind die letzteren zumeist die wichtigeren. 
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Kausalzusammenhänge sind aber in der Geschichte auch 
noch aus einem anderen Grunde schwer aufzudecken. Zwischen 
die in äußere Erscheinung tretenden Ereignisse schieben sich 
überall als wichtige Mittelglieder von eigentlich entscheidender 
Triebkraft Vorgänge des menschlichen Innenlebens, die als solche 
ja stets nur mit größerer oder geringerer Wahrscheinlichkeit zu 
erschließen sind und daher immer bis zu einem gewissen Grade 
problematisch bleiben, in die Kausalreihen ein. 

Es ist daher m. E. auch müßig, bei einem so weit- 
tragenden Ereignisse, wie es das Benefizialwesen war, den genauen 
historischen Anlaß oder Ausgangspunkt ermitteln zu wollen. 
Mochte das Andrängen der äußeren Reichsfeinde oder das immer 
ungestümere Auftreten, die Machtgelüste der Großen und ihrer 
Mannen im sinkenden Merowingerreiche den unmittelbaren Anstoß 
dazu bieten, sicherlich sind diese Ereignisse und vielleicht auch 
noch andere höchstens als die letzten, auslösenden Ursachen für 
diese Entwicklung zu werten. Tatsächlich reichen ja auch die 
Wurzeln des Lehenswesens viel höher hinauf als man bisher 
lange glaubte). Ohne Zweifel waren Spannungszustände vor- 
handen, die auf tieferliegende Ursachen zurückgingen, auf 
allgemeinere soziologische Bedingungen sich gründeten und die 
schließlich mit Notwendigkeit irgendwie nach einem Ausweg 
drängten und eine Ausgleichung herbeiführen mußten. Geradeso 
wie bei der abrinnenden Hochflut, die sich selbst ihr Bett sucht, 
nicht dieses selbst, die leere, an sich bedeutungslose Form, das 
wichtige, wirkende ist, sondern die Schwer- und Druckkräfte des 
Wassers. So war es schließlich auch bedeutungslos, mehr zufällig, 
daß sich diese große Entwicklung des frühmittelalterlichen sozial- 
ökonomischen Kräfteausgleiches gerade an die zunächst un- 
scheinbare Grundleihe des Benefiziums anschlo8?). Sie hätte 


1) Vgl. dazu namentlich Dopsc, Wirtschaftliche und soziale Grundlagen 
der europäischen Kulturentwicklung (2. Aufl. 1923/24), bes. Il, $. 307 ff. 


2) Brunners Vermutung, man habe die Leiheform (statt der Hingabe 
zu Eigen) deshalb gewählt, weil das Kirchengut unveräußerlich war, daher 
bloß »geliehen« werden konnte, scheint mir nicht zutreffend. Ueber so zarte 
Bedenken hätte man sich damals sicher leicht hinweggesetzt. Auch war ja 
die Benefizialleihe und die erste große Säkularisation Alter als die Regelung 
der ganzen Fıage unter Bonifatius im Sinne der Unveräußerlichkeit des Kirchen- 
vermögens. Zudem wurde doch auch, gerade in der ersten Zeit, in starkem 
Maße Krongut zu Benefiz vergabt. Warum hat man nicht wenigstens da die 
Hingabe zu Eigen beibehalten, wenn man sie überhaupt lieber gewählt hätte? 
Auch hat man stets kirchlicherselts auch über die Sákularisationen zu Benefizial- 
recht geklagt, wenn man auch gelegentlich unter dem Drucke des Staates und 
seiner Not dem — als dem Nen Uebel — zustimmte. Umgekehrt hat man 
staatlicherseits auch nie die Säkularisationsbefugnis (nicht einmal die zu 
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ebensogut jede andere der zahlreichen damit naheverwandten 
Erscheinungen wählen können. Und in der Tat zeigt sich 
— schon im Ausdruck — lange genug ein recht erhebliches 
Schwanken. | 

Aus dem allen erklärt sich auch besser das lange Nachwirken, 
die elementare Gewalt dieses Ereignisses, das in seinen letzten 
Ursachen und namentlich in den gerade verwendeten Mitteln 
und äußerlichen Anknüpfungspunkten u. Oberflächenerscheinungen 
nie seine ausreichende Begründung fände. Im frühmittelalterlichen 
Benefizium selbst würde man vergeblich nach der Lösung des 
Rätsels der Benefizialentwicklung suchen. | 

Von höherem Standpunkte aus betrachtet, verliert daher 
dieser ganze Entwicklungsprozeß mit seinen vielen rauhen Einzel- 
heiten auch manchen der oft so ungünstig beurteilten Züge. 
Daß vielmehr der Ausgleich unter den widerstreitenden Interessen- 
kreisen gelungen ist, hat man nicht gering zu veranschlagen. 
Dies zeugt für die Klugheit der kirchlichen und staatlichen 
Politik, für die Anpassungsfähigkeit beider, vor allem aber 
für die gesunde Lebenskraft der mittelalterlichen, vorwiegend 
germanischen Grundzug tragenden Gesellschaft. 

Welch ein tieferer, bleibender Sinn in diesem ganzen 
Benefiziensystem mit seiner gleichsam kapitalistischen Abfindung 
jedes einzelnen — ob hoch, ob niedrig — mit einem Stück in 
eigener Bewirtschaftung gehaltenen Landes aber lag, ersehen wir 
heute, wo in weiten Kreisen wieder der Ruf nach einem Eigenheim 
und Eigenland erschallt und man sich bisher vergeblich bemüht 
hat, dieses Ziel, von dem Glück und Zufriedenheit vieler abhängt, 
in größerem Umfange zu erreichen, um damit die Schäden auszu- 
gleichen, die durch die späteren Wirtschaftssysteme entstanden 
waren. Auch da kann die neue mechanisch-materialistische Zeit 
vom vielverlästerten Mittelalter wieder lernen, das mehr den 
lebenden Menschen mit seinen Bedürfnissen in den Mittelpunkt 
seiner Lebensordnung stellte — und nicht tote Kapitalsmassen. 


Lehen) auf das Eigentumsrecht gestützt — nicht einmal da, wo, wie bei 
Reichsklöstern vor-allem, das Reichseigentum unbestritten war. Die Wahl der 
Leihe hatte eben tiefere Gründe. Sie war als »Krediteinrichtung« gegenüber 
dem Eiventum ungleich besser verwertbar. — Auch sonst ist es ein häufig 
auftretender entscheidender Fehler rechtsgeschichtlicher Forschung, wenn man 
aus rechtlichen Gebilden den Verlauf der Dinge herauswachsend sich denkt. 
Das Recht ist das Ergebnis, der Niederschlag und nicht die Ursache des 
sozialökonomischen Entwicklungsprozesses. Ebensowenig ist dieser letztere die 
Ursache, sondern vielmehr die Wirkung für die allgemeine Kulturentwicklung. 
Das Primäre sind die Grundkräfte der Kultur: Religion, Sitte, Kunst, Wissenschaft 
usw. Sekundär sind Wirtschaft und Gesellschaft, bloß tertiar aber das Recht, 
unbeschadet seiner Unentbehrlichkeit. | 
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Ehe wir nun aber daran gehen, den Entwicklungsgang des 
Benefizialwesens, soweit er zum kirchlichen Benefizium hinführt, 
im einzelnen zu zeichnen, haben wir vorweg noch einige Grund- 
begriffe zu erklären, mit denen fortwährend operiert wird, um 
von Anfang an wenigstens sprachliche Mißverständnisse möglichst 
auszuschalten. Wir beschränken uns dabei natürlich auf das für 
unsern Zusammenhang nötige, um durch diese Feststellungen 
eine genaue Fixierung der Rechtslage des Kirchengutes und die 
Feststellung der kirchlichen Benefizienbildungen zu ermöglichen. 
Wird da manches natürlich erst in den folgenden Darlegungen 
genauer zu erklären sein, so ist es doch wichtig, manchen falschen 
Grundvorstellungen gleich von Anfang an entgegenzutreten. | 


$ 2. 
Grundbegriffe des Benefizienrechtes, 


A) Benefizium. Schon in römischer Zeit wurde der Ausdruck 
beneficium, »Wohltat«, »Gunstbezeigung«, im besonderen auch 
für die gnadenweise, speziell auch an Soldaten, erfolgte Land- 
verleihung verwendet’). In den Germanenreichen verdichtet sich 
dann diese Bedeutung, natürlich neben vielen untechnischen 
Verwendungsarten auch dieses Wortes, mehr und mehr und 
vereinigt sich schließlich auf die der Herrengunst, vor allem 
des Königs, zu verdankende Landleihe, die namentlich zur 
Entlohnung von Diensten (oder Verdiensten) verwendet wurde. 


Zu großer Bedeutung in dem früher ($ 1) dargelegten Sinne 
gelangten aber diese Landvergabungen, als sich ihrer die Träger 
der öffentlichen Gewalt, etwa seit der mittleren Merowingerzeit, 
namentlich aber seit dem Anfang des 8. Jahrhunderts in steigendem 
Maße zu hochpolitischen und militärischen Zwecken bedienten, 
um damit Anhang zu gewinnen, das Reich zu sichern, vor allem 
um berittene Kriegsmannschaften aufzustellen und zu entlohnen. 
Dies geschah namentlich in größerem Stile zuerst seitens der 
arnulfingischen Hausmeier, dann später noch mehr durch die 
Karolingerherrscher und die sie ablösenden Gewalten. 


Damit wurde aber das beneficium aus dem Bereiche der 
Privatwirtschaft und des Privatrechtes in die öffentliche Sphäre 


1) S. namentlich die Stellen 1.14 D. XLII, 26 u. 1.14 $5 C. 1, 2. Vgl. 

Du Cange, Gloss. s. v. »beneficium« u. Lehmann in Hoo S, Reallexikon der 
Vier Altertumskunde. Besonders Voltelini, Prekarie un Benefizium in der 
el für Sozial- und Wirtschaftsgesch. XVI (1922) S. 259 ff., bes. 
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hinausgerückt, was bei der mangelhaften Trennung beider Gebiete 
im mittelalterlich-germanischen Rechte ja leicht geschehen konnte. 

Durch diese ihre Zweckbestimmung, die immer stärker hervor- 
trat, erhielt aber der Ausdruck eine schärfere juristische Betonung 
und einen prägnanteren Sinn. Es entstand damit das Benefizial- 
wesen im eigentlichen Sinne. 

Daneben lebte freilich die ältere, farblosere Bedeutung des 
Wortes noch lange fort und kehrt namentlich im geistlichen 
Bereiche sehr oft wieder!) wie es ja auch noch durch Jahr- 
hunderte benefiziarische Landleihen ohne politischen Charakter, 
rein privatwirtschaftlicher, oft untergeordneter Art gab, gerade 
auch in den Kirchen. 

Auch zu bloßen Scheingeschäften, ohne jeglichen Gegen- 
dienst oder wirtschaftlichen Wert für den  Verleiher, wurden 
Benefizien bestellt. Nicht nur um Akte der Liberalität damit zu 
verkleiden, sondern um mit dem Scheine des Rechtes Akte der 
Gewalt vornehmen zu können. Diese Entartungserscheinungen 
finden sich in großem Umfange namentlich in Zeiten des Faust- 
rechts und des Verfalles?). Von besonderer Wichtigkeit war 
auch, insbesondere auch inbezug auf die aus Kirchengut bestellten 
Benefizien, die Ausstattung der Sippegenossen mit Benefizien $). 
In die Versorgungsfrage der Benefizialleihen war eben auch die 
Familie einbezogen. Dies zeigt sich auch in dem starken Zuge 
nach der Erblichkeit der Benefizien. 

Neben dem Verleihungsgeschäfte wurde aber auch dessen 
Gegenstand, das Objekt der Leihe, das Leihegut, das Grund- 
stück oder Amt, als beneficium bezeichnet‘). Das Wort bedeutet 
aber oft, ebenfalls noch unter Anspielung auf die Art des Erwerbs, 
ganz allgemein » Vorteil«, » Wertobjekt« und wurde ebenso 
verwendet, wie man heute von einer Sache »mit (allen) ihren 
Benefizien« spricht5). Für das kirchliche Gebiet ist das von 

1) Eine solche findet sich durchs ganze Ma. und auch noch später 
(bis heute). Vgl. Dal Borgo, Diplomi Pisani S. 16 (1289), 18 (1295) usw. 
Für die frühere Zeit z. B. die Stelle bei Bikel, Die Wirtschaftsverhältnisse des 
Klosters St. Gallen, Freiburg i. B. 1914, S. 297 mit Anm. 3. Viele weitere 
Beispiele im folgenden. Im besonderen über die irrige Annahme »geistlicher 
Benefizien« bei derartigen Ausdrücken unten Abschnitt IIT. 

3 Vgl. dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 876 ff. 

3) A. a. O. S. 443 ff. 

4) Sehr háufig. Zahlreiche Belege auch im folgenden. Ebenso wurden 


ja auch die Worte »Lehen«, »Erbe«, »Eigen« schließlich auf die Grundstücke 
(oder Ämter) radiziert. 

5) Z. B. Marculf I, 30 (Zeumer S. 61; zur Zeitbestimmung jetzt Kruso, 
Ursprung und Text von Marculfs Formelsammlung, in: Nachrichten v. d. 
Kön. Gesellsch. d. Wiss. zu Göttingen, Phil. hist. Kl. 1916, Heft 2, S. 231 ff.) : 
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besonderer Wichtigkeit. Auf diesem bezeichnet man mit dem 
Ausdrucke speziell auch die Reliquienschátze. Und die Benefizien 
einer Kirche sind oft auch in diesem Sinne zu verstehen !). 


Die Gegenleistung für die Benefizien bestand im übrigen 
in Diensten aller móglichen Art, bis zu den untergeordnetsten 
herab ?). Insbesondere gab es das ganze Mittelalter hindurch 
auch Benefizien bäuerlicher Art, sog. beneficia rusticalia?). Selbst 
an Unfreie wurden solche gewährt. In manchen Gegenden 
waren namentlich die Halbfreien (Liten) mit Benefizien ausgestattet. 
Ja, es wurden solche oft gerade bei der Begründung des Liten- 
verhältnisses, bei der Ergebung von Freien in die Halbfreiheit, 
begründet +). Oft wird dabei die Freiheit von jedem Heer- oder 


Commutatio cum rege. — nos (König) dedimus ei (sc. inlustii viro) locello 
nuncupante illo, in pago illo, cum colonicas illas vel omnis adiacentias earum 
et mereto suo, tam domibus, mancipiis, viniis, silvis, campis, pratis, pascuis 
vel reliquis quibuscumque beneficiis — et ipse econtra dedit nobis omne 
porcione sua — in villa illa — cum itemquae domibus, mancipiis vel reliquis 
quibuscumque beneficiis —. Aehnlich Marc. I, 33, 351I, 6, 11, 16, 35 und 
Form. Tur. 27 (S. 64, 65, 79, 83, 86, 97 u. 1651). 


1) So schon in den Briefen Gregors I. Reg. III, 33 u. VI, 55 (Mon. 
Germ. Epistolae I, S. 192 u. 430). Vgl. auch Baluze zu Lib. diurn. Nr. 14. 
(in der Ausgabe von Roziere S. 42). 


2) Dem Domkapitel von Arezzo bestätigt K. Heinrich IL 1020 die 
Besitzungen, darunter (Nr. 437 Mon. Germ. Dipl. III, 558): priscatores tres ad 
lacum . . cum eorum beneficio, sicut nunc regitur per (3 Genannte). — Das 
beneficium eines Waldhegers UB. ob der Enns II, 184 (1139). 


3) So im Lothringischen. Z. B. Konrad II. 1033 f. St. Evre bei Toul; 
Mon. Germ. Dipl. IV (ed. Breßlau) S. 269: ex beneficiis autem rusticalibus 
clausure et editicia tectorum iuxta facultatem uniuscuiusque circa monasterium 
construantur. Ferner vgl. etwa desselben Herrschers hochbedeutsames Recht 
für die Klosterfamilie von Limburg v. 1035 a. a. O. S. 296 (Nr. 216): deutlich 
verschieden von den zuerst genannten Ministerialen — laszi, qui si beneficium 
habuerint, quocumque iusserit abbas, cottidie equitare debent, qui autem 
beneficium non habuerint (daher war hier das Benefizium nicht das Bauerngut 
das Lassen selbst) vinum et annonam abbatis transducere debent — in 
bestimmten Grenzen. Für später s. namentlich das Passauer Güterverzeichnis 
Mon. Boica XXVIII B S. 455 if. — Das Lafgut selbst als Benefiz z. B. Günther, 
Cod. dipl. Rheno-Mosellanus I, S. 466 (1190): Si aliquod beneficium, quod 
Lazgut dicitur, vacaverit . . so darf es der Abt von Maria Laach frei vergeben. 


4) Z. B. Philippi, Osnabrücker Urkundenbuch I, S. 120 f. Nr. 139 
(1037—1052): Bischof Alberich von Osnabrück gibt bekannt, daf der freie 
Werinbrecht — se ipsum cum omni bono suo quod tunc habuit et post haec 
rii ides erat ad eandem tradidit ecclesiam et cum sacramento, sicut proprius 
liddo merito debuit, eidem ecclesie et episcopo fidelitatem fecit. Econtra vero 
episcopus in praesentia fidelium suorum clericorum atque laicorum cum manu 
advocati sui tradidit eidem Werinberhto in beneficium hec omnia que ipse: 
tradidit et insuper decime libras duas et de servicio quod sibi debetur — auf- 
gezählte Abgaben — eo rationis tenore ut ipse et uxor sua H. traditum simul 
et acceptum usque ad finem vite illorum Ys omni molestia et famulatu 

ossideant et obtineant. Vgl. Nr. 188 S.118 f, worin als Gegenleistung des 
lehnten ein Jahreszins von zwei Denaren ersichtlich ist. Davon heift es: 
Haec vero precaria etc. 
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Hofdienste geradezu ausgemacht!) Es waren also keineswegs 
etwa bloß die rittermäßigen Unfreien (Ministerialen und unfreie 
Einschildritter), die Benefizien empfingen. Dienste aller Art 
wurden damit entlohnt ?). 


In erster Linie aber waren es aber doch reisige Dienste, die 
mit Benefizialleihen entlohnt wurden. Die vasallitischen Lehen 
bildeten unter diesen sozusagen den vornehmsten Fall, die Blüte- 
erscheinung des Benefizialwesens. 


Wichtig ist es nun zu wissen, welche Rolle den geistlichen 
Diensten angesichts dieser reichen Mannigfaltigkeit der Benefizien 
zukam, wie sich also die geistlichen Benefizien bildeten und in 
die übrigen Klassen einíügten. Dies festzustellen soll nun eben 
die Aufgabe der folgenden Untersuchungen sein. Doch muf 
gleich eingangs hierüber folgendes gesagt sein, um weitverbreiteten 
Irrtümern schon an dieser Stelle entgegenzutreten und von Anfang 
an eine richtige Perspektive für den Gegenstand zu gewinnen. 


Da ist zu betonen, daß auch zur Entlohnung geistlicher 
Dienste, teils ausschließlich, teils in Verbindung mit anderen 
Funktionen, Grundstücke im Wege benefiziarischer Leihe, also 
als Benefizien, in großem Umfange vergabt wurden. Geistliche 
Ämter als Benefizien finden sich dagegen zunächst ausschließlich 
in den hóheren Regionen der Kirchenverfassung. In der Karolinger- 
zeit sind es nur die Reichsprálaturen, Bistümer und Abteien, die 
als Benefizien oder doch auf dem Wege dazu, begegnen. Erst 
spáter dringt diese Einrichtung weiter vor, also von oben nach 
unten, um erst in der 2. Hälfte des 12. Jahrhunderts, wie 
bemerkt, eine allgemeine Erscheinung zu werden. 


Doch wurden Benefizien im Sinne von Gütern, die man 
zur Entlohnung an Geistliche verlieh, auch für den niederen 
Klerus, für untergeordnete Dienste, namentlich auch für den un- 
freien Klerus — der bis ins 11. Jh. hinein noch außerordentlich 
zahlreich war?) — verwendet. 


1) 139: Sciant insuper omnes, quia idem Werinbraht hoc specialiter 
habet pactum, quod nullus episcopus neque aliqua alia persona eum cogat 
ire in expeditionem aut ad curtem regalem. Ebenso Nr. 138. 

2) Redlich, Traditionsbücher des Hochst. Brixen S. 22 Nr. 55 (c. 995 bis 
c. 1005): quidam advena Alamannus nomine H. in episcopatum Sapionensis 
ecclesiae asque venit ibique ab episcopo, qui ipsi ecclesiae preerat, beneficium 
servicio promeruit. 

3) Zahlreiche Beispiele in den Salzburger Traditionskodizes, Z.B. er i 
Salzb. UB.I, S. 231 (1041—1060) : quidam presbiter de familia sancti Ruodberti . 
Näheres im folgenden (mit weiteren Beispielen), bes. S 7. 
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Es reihen sich die Benefizien der geistlichen Träger lange- 
zeit den übrigen Benelizien an. Ein grundsätzlicher Unterschied, 
wie er vielfach schon fürs frühere Ma. behauptet wird, ist den 
Quellen selbst fremd. Dies gilt namentlich von der folgenden 
Einteilung, die als grundlegend gilt. 

B. Vasallitische und nichtvasallitische Benefizien. Daß von 
allen Dienstleistungen, die mit Benefizien entlohnt wurden, solche 
militärischer Art, vor allem Ritterdienste, in erster Reihe standen, 
ist nicht zweifelhaft. Die Verbindung der Benefizialleihe mit vasal- 
litischer Kommendation formte ja das Lehenswesen. Und darauf 
beruht eine der grundlegendsten Einteilungen der Benefizien: in 
vasallitische (Lehen i. e. S.) und nichtvasallitische. 


Strittig!) ist dabei vor allem der Zeitpunkt der Entstehung 
der Lehen. Reichen indes die Wurzeln der beiden verbundenen 
Einrichtungen und wohl auch ihre Verbindung?) wohl sicherlich 
weit in die vorkarolingische, ja vielleicht sogar vorfränkische Zeit 
hinauf, so gewinnt doch das Lehenswesen als Massenerscheinung 
erst seit der Karolingerzeit Bedeutung. Wichtiger für unseren 
Zusammenhang ist aber die Frage, wie sich zu der genannten 
Einteilung die kirchlichen Benefizien verhalten habe. 


Da wird nun vor allem eine ständige Verbindung der Bene- 
fizien mit der vasallitischen Stellung seit der karolingischen Früh- 
zeit behauptet. Damit sei das einheitliche Gebilde Zehen ent- 
standen und von da an als feste Grófe vorhanden gewesen. 
Ganz ähnlich wird für den geistlichen Bereich die Verbindung 
zwischen Amt und Benefiz gelehrt und dadurch sei eben das 
geistliche Benefiz als Einheitsgröße — gleichfalls mit dem früheren 
Ma. — ins Leben getreten. Und dieses sei dann die wichtigste 
Type des nichtvasallitischen Benefiziums gewesen. 


Es ist aber weder das eine noch das andere richtig. In 
freiester Weise werden die Güter — im Ma. noch lange — als 
Benefizien für Dienste aller Art verwendet und dasselbe Gut bald 
in dieser, bald in jener Art verwendet, bald für geistliche, bald 
für weltliche, speziell Waffendienste, bald auch für beides wechsel- 
weise oder zugleich. Kleriker- und Vasallenbenefizien stehen da- 
her ganz auf einer Linie, ebenso wie auch die übrigen Benefizial- 
leihen an Verwandte und andere mit den an Vasallen vergabten 


1) Vgl. dazu Voltelini a. a. O. S. 292 ff. und die dort Genannten. 
2) So vor allem Dopsd a. a. O. 
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stets in gleicher Linie genannt werden!). Das sog. »vasallitische 
Benefizium« als isolierte Größe existiert in den Quellen nicht. 

Es machte daher auch durchaus keinen Unterschied, ob ein 
Gut, namentlich eine Kirche oder ein Kloster, an einen Vasallen 
oder einen Kleriker als Benefiz gelangte. Das Gut selbst hatte 
dabei das gleiche Schicksal, mochte der Empfänger wer immer 
sein, insbesondere soweit mit der Benefizialleihe eine Gefahr der 
Ausnützung verbunden war. Die Verbote der Benefizialleihe, die 
seit dem 9. Jh. in so großer Zahl inbezug auf engere (benefizien- 
freie) Kreise kirchlicher Vermögen an die Bischöfe und anderen 
Kirchenvorstände seitens der Päpste und Synoden, auch der 
Bischöfe selbst (an die Nachfolger) oder auch seitens der Herrscher 
und selbst privater Personen gerichtet waren, wenden sich iz 
völlig gleicher Weise gegen die Vergebung von Gütern als Bene- 
fizien an Kleriker oder an Vasallen?). 

Das ist aber nicht etwa so zu verstehen, daß hier von welt- 
lidien Benefizien (die auch an Geistliche vergabt werden konnten) 
die Rede wäre, während daneben die geistlichen als eine besondere 
Grófe bestanden hátten. Die Quellen wissen von letzteren und 
von einer solchen Unterscheidung nichts. Sonst hättten ja der- 
artige Verbote auch anders lauten und vor allem genauer präzi- 
siert werden müssen. | 


1) Pérard, Bourgogne S. 23 f. (840): (Ein Grafenpaar gründet ein 
Kloster [Fleury] und stattet es aus, übrigens fast durchweg aus bisherigem 
Benefizienbesitz) — quicquid etiam Johannes habet videlicet . . . de nostro 
in beneficio habet, praeter Samiciaco: quicquid etiam Ragabaldus filius 
Altafianae, de nostro in beneficio praeter Balgiaco: quicquid etiam Johannes 
habet praeter Satiniaco: item quicquid Godbeitus de nostro in beneficio habet, 
et Rugambaldus frater suus, Rothardus quoque et Arnulphus, et Vulfardus . . . 
Veibieten dem Abt — aliquid ex rebus quas praefato loco sive monachis 
ibidem Deo militantibus ad refugium et stipendia subministranda tradimus, 
auferre et transmutare, aut beneficia vassallis suis et propinquis, seu 
quibuslibet personis tribuere etc. 

2) Aus einer sehr großen Zahl von Fällen sei hier etwa angeführt die 
Urkunde des Eichstátter Bischofs von c. 893 für die Nonnen .von Monheim 
Monumenta Bolca 49. (Neue Folge 4.) Bd., 1910, S. 4 f. |vgl. dieses Archiv 105. 
(4. F. 13.) Bd., 1925, S. 354]: contestamur cum affirmacione synodi nostri 
omnes successores nostros, ut nullus eorum possit vel audeat hoc prefatum 
monasterium, quod nos salubriter ad dei servicium et sanctorum Willibaldi et 
Wunnebaldi et Walpurge aptavimus alicui suo clerico vel vasallo in beneficium 
dare, sed liceat in perpetuum esse monasterium sacrarum virginum etc. Die 
Gefahr des Verlustes dieser Eigenschaft war daher in jedem Falle einer 
Benefiziallelhe zu befürchten. Auch ist schon daraus ersichtlich und mag 
darum gleich hier angemerkt sein, daß das Benefiz an einer Kirchherrschaft 
nicht einfach die gleichwertige Sukzession in das Recht des Obereigentümers 
bedeutete. Auf der Eigentumsordnung war eben das kirchliche Verfassungs- 
recht, wie sich auch aus massenhatten anderen Belegen dieser u. der folg. 
Jahrhunderte ergibt, nicht aufgebaut. — Weitere Beispiele auch zur Sache 
bieten die Quellen in großer Zahl. 
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In späterer Zeit sind es dann ebenso die Ministerialen- 
benefizien, die mit denen der Geistlichen durchaus auf eine Linie 
gestellt, sehr oft auch in einen Ausdruck zusammengefaßt werden’). 
Daß auch alle Einzelheiten in der Rechtslage, soweit überhaupt 
möglich, dabei analog waren?), soll im späteren noch gezeigt 
und, hoffentlich wenigstens teilweise, endgültig festgelegt werden ?). 

Noch in den Verlehnungsverboten des 12. Jahrhunderts (und 
noch später) erscheinen Geistliche neben Laien genannt, die 
Bestellung von Benefizien an Kleriker mit denen an Weltliche 
durchaus auf eine Linie gestellt. Auch in kirchlichen Stücken, 
speziell auch in den Papsturkunden $). Eine Festlegung bestimmter 
Benefizien als Vasallengut erfolgt erst spät. Frühestens im 11. Jh.>) 

Aber noch mehr. Selbst soweit eine Unterscheidung von 
vasallitischen und nichtvasallitischen Benefizien als bestehend an- 
genommen werden kann, standen die geistlichen Benefizien keines- 
wegs in der zweiten Gruppe. Ein erheblicher Teil der kirch- 


1) Gleichfalls aus vielen Fällen vgl. hier etwa Redlich, Traditionen des 
Hochst. Brixen S. 82 Nr. 228a (c. 1070): (D. Bischof gibt ein Gut auf Lebens- 
zeit) cum clericorum ministerialiumque beneficiis . . Für Frankreich z. B. 
Gousset, Actes de la province ecclés. de Reims lI, 81 f. (1068): et cuncta 
beneticia servientium, tam clericorum quam laicorum, quae ad nostram pertinent 
communitatem (Marienstift zu Reims). 

2) Insbesondere sind die angeblich grundlegenden Unterschiede inbezug 
auf Herren- und Manníall und anderes, die man aus einzelnen Quellen- 
äußerungen heraus zwischen geistlichen und weltlichen Benefizien konstruieren 
wollte, nicht haltbar. Es heirscht da vielmehr eine außerordentliche Vielheit 
der Gestaltungen, u. zw. sowohl bei den geistlichen wie auch bei den weltlichen 
Benefizien, nämlich innerhalb jeder dieser Gruppen. 

3) Die Entwicklung ist da bei den nichtvasallitischen Benefizien sogar 
vielfach voraus ; denn hier wirkten Vorbehalte von Privatpersonen, Verfügungen 
anläßlich von Traditionen an Kirchen, u. dgl. ein. So ist bei diesen Leihen 
die Ausdehnung auf Lebenszeit des Bedachten, ja seiner Deszendenz, begrenzt 
oder unbegrenzt, schon in karolingischer Zeit nicht selten; während sich bei 
vasallitischen Benefizien der Erblichkeitsgedanke nur langsam Bahn bricht. 
Beispiele für erstere Fälle häufig (auch in der folgenden Darstellung). 

Auch später gibt es nichtvasallitische Benefizien auf mehrere Leiber; 
z.B. Redlich, Trad. v. Brixen S. 97 Nr. 270 (c. 1075): Tradition ans Hochstift 
— pro confirmandis beneficiis suis nepoti suo D. et fratuelo suo — et post 
hos tercio, qui proximus eorum heres nasceretur. — Auch sonst ist vielfach 
die Ausdehnung von Einrichtungen aus dem Gebiete des nichtvasallitischen 
Benefiziums in das der vasallitischen erfolgt und nicht umgekehrt, wie man 
fast allgemein meint. Vgl. namentlich Glasson IV, 284 ff. 

4) Jaffé Nr. 15504 (1185—86) und zahlreiche Fälle. 

5) Einer der ersten Fälle ist das Diplom Konrads II. vom Jahre 1027 für 
S. Cielo d'Oro (Breßlau, Urk. IV, S. 96 Nr. 75): cortes quas usque modo 
vassallorum dicebantur — cortes, quas quisque usque modo beneficiali ordine 
detinuit et que vassallorum dicebantur . . Hier wird, soweit meine Kenntnis 
reicht, zum erstenmale in sämtlichen Urkunden das Benefizialgut der Vasallen 
selbst als Vasallengut schlechtweg bezeichnet Ich habe andernorts (»Bischofs- 
gut« IV. Teil, fast druckfertig) aufs genaueste gezeigt, daß die Radizierung 
der Lehenseigenschaft auf bestimmte Güter und ebenso die Abgrenzung 
bestimmter Güter als ständiger Tafelgüter in den Prälaturen im 11. Jh., meist 
erst seit dessen Ende, zuerst entsteht. 
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lichen Benefizien, gerade die bedeutungsvolleren, waren echte 
Lehen. Mußten doch auch zahlreiche Geistliche Waffendienste 
leisten, waren durch Jahrhunderte hof- und reichsheerfahrtpflichtig 
und zogen an der Spitze ihrer Mannen auch oft genug persónlich 
ins Feld. 

Soweit daher schon in karolingischer Zeit geistliche Stellen 
— u. zw. die höheren — Benefiziencharakter annahmen, stand 
ihr durchaus vasallitischer Charakter außer Zweifel, schien den 
Zeitgenossen selbstverständlich !). Auch die Kapitelsstellen tragen, 
soweit sich ihrer damals schon die Benefizienentwicklung be- 
mächtigt, durchaus vasallitisches Gepräge, selbst die Erblichkeit 
langezeit nicht ausgenommen. Und auch später waren noch viele 
Kirchenbenefizien rechte Lehen?). Daß es sich dabei nicht etwa 
bloß um persönlich, neben den geistlichen Stellungen, empfangene 
Lehen handelt, sondern die Geistlichen gerade wegen ihres kirch- 
lichen Amtes vielfach zu Kriegsdiensten verpflichtet waren und 
Vasallen wurden, ist sehr klar zu erkennen. Auch die sonstigen 
für rechte Lehen gebräuchlichen Ausdrücke, vor allem das Wort 
feudum, kommen daher auch für kirchliche Benefizien i. e. S. zur 
Anwendung. Natürlich hatten aber die Geistlichen neben ihren 
Benefizien, die sie kraft Amtes erhielten und die schließlich die 
Ämter selbst waren, oft auch noch andere Benefizien (ebenso 
wie Grafen u. a.). | 

Obwohl aber seit dem 10. Jh. der Ausdruck feudum für 
vasallitische Lehen gebräuchlicher wird, so bleibt doch daneben 
das Wort beneficium für rechte Lehen bis zu den höchsten hinauf 
noch fortlaufend in Anwendung. Namentlich auch im kirchlichen 
Bereiche, u. zw. für geistliche wie weltliche Stellungen®). Es ist 


1) Unter Ill. Abschn. S 11. 

2) Abschn. III u. IV. Vgl. Summ. zu c. 7 X (Il, 2): Per dominum feudi 
saecularem sive ecclesiasticum quaestio feudalis terminari debet, etiamsi 
vasalli sint clerici etc. Ueber die deuschen geistlichen Fürsten (Bischófe, 
Aebte, Aebtissinen) Ficer, Vom Reichsfürstenstande I (1861) S. 366. Die 
deutschen Rechtsbücher kannten nicht lehensfähige Própste. Doch hatten 
diese letzteren nach lombardischem Lehensrecht sowohl aktive als auch passive 
Lehensfáhigkeit. Ueber Prälaten als Vasallen in der späteren Zeit unter § 17. 
Bischöfe waren namentlich auch im Besitze von Fahnlehen. Schon Schilter 
S. 245: quibusdam episcopis etiam feuda vexillaria concessa . . Ueber die 
Beziehung der kirchlichen Aemter zu diesen Lehen unten. 

3) Z. B. Gregor VII. an den Kónig von Ungarn 1074 Reg. II, 13 (S. 144 ff.): 
ius et honorem s. Petri . . imminuisti et alienasti, dum eius regnum a rege 
teutonicorum in beneficium, sicut audivimus, suscepisti. — sceptrum regni 
quod tenes correcto errore tuo apostolice, non regie magestatis beneficium 
recognoscas. Oder vgl. Friedrich Barbarossas Constitutio de iure feudorum 
v. J. 1158 (Weiland, Constitutiones I, S. 247): a principibus Italicis . . accepimus 
querelas, quod beneficia eorum et feuda, quae vassalli ab eis tenebant . . 
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nicht richtig, wenn noch immer gelehrt wird, mit stehender Ver- 
bindung von Vasallität und Benefizialwesen (angeblich seit früh- 
karolingischer Zeit) sei das neue Gebilde feudum entstanden und 
habe auch in der Ausdrucksweise das Benefizium im weltlichen 
Lehensbereiche verdrängt. 

C. Benefizien und andere Landleihen. Mit der ursprüng- 
lichen Funktion der Benefizien als Grundleihen hängt es auch 
zusammen, daß sie mit anderen Geschäftstypen dieser Art in 
naher Beziehung standen. Namentlich in den ersten Zeiten der 
Entwicklung werden neben dem Benefizium auch andere Er- 
scheinungen in ähnlichem, ja oft in gleichem Sinne erwähnt!). 
Neben dem ususíructus wird da namentlich die Prekarie immer 
bedeutungsvoller. In Italien treten die Emphyteuse und der 
Libellarvertrag in diesem Zusammenhange immer mehr in den 
Vordergrund. Scheinen dabei für die Wahl der Bezeichnung zu- 
nächst Gründe mehr konkreter, wohl auch zufälliger Art maß- 
gebend gewesen zu sein?) so mag wohl auch ein verschiedener 
Einfluß des römischen oder germanischen Rechts, vor allem aber 
sicher auch eine Unterscheidung in der Sache selbst mit im Spiele 
gewesen sein?). Hauptsächlich aber kommt folgendes in Betracht. 

Überall dort, wo ein Unterschied in der Funktion der Leihe- 
güter insoferne gegeben ist, als es sich in einem Falle um ein 
wirtschaftliches Geschäft®), in einem anderen um Entlohnung 
von Diensten durch das Leihegut oder wohl gar um ganz ein- 
seitige, für den Verleiher wertlose Vergabungen handelt, gehen 
auch die Ausdrücke auseinander und werden präziser verwendet. 

Besonders ist aber zu berücksichtigen, daß derjenige, der 
ein Leihegut zur Gewährung einer Gunst verwendete, häufig gar 


1) Coll. Flav. Additam. Nr. 3 »Precaria« Zeumer S. 4%: domno ill. 
abbate de monasterio ill. — vestra prestetit bona voluntas, ut ipsas res, 
quamdiu advixero, per vestrum prestitum beneficium . . ea tantummodo 
usufructuario hordine habere vel possidere faciam . . 

2) Z. B. die Vorliebe des Landesbrauches für diesen oder jenen Ausdruck. 
So ist im bayrischen Gebiete das Wort beneficium viel allgemeiner verwendet 
als der Ausdruck precaria und dieser ist wieder andernorts mehr beliebt, 
während in Italien im Anschlusse an ältere, bodenständige Gebilde des 
römischen Rechts Emphyteuse und Libellarvertrag schließlich ganz ähnliche 
Funktionen übernehmen. 

3) Im deutschen Rechte fließen — gegenüber dem römischen — nicht 
nur die Begriffe öffentliches und Privatrecht mehr zusammen, sondern sind 
auchandere (romanistische) Eintellungen verwischt; z. B. die in Sachen- und 
persónliches Recht. So wird das obligationenrechtliche Verháltnis der Leihe 
mit dem dadurch begründeten sachenrechtlichen der Nutzung (des Nießbrauchs) . 
vermengt. Ja, selbst das Recht mit seinem Objekt verwechselt (vgl. z. B. 
»Eigen« und »Erbe«). Vgl. schon oben S. 22 Anm. 4. 

4) Der also dem Verleiher wirtschaftlich nützen soll. 
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nicht derselbe war wie der, der es zur Verfügung stellte. Ja, die 
Hauptmasse der Güter, die von den Herrschern an Vasallen ver- 
gabt wurden, mußten von Kirchenvorstehern erst in anderer 
Leiheform !) zur Verfügung gestellt werden. Es war daher ein 
doppeltes Leiheverhältnis, gleichsam ein  dreieckiges Rechts- 
verhältnis, gegeben. Dem König gegenüber war das Verhältnis 
des Mannes zu seinem Leihegute ein »beneficium«. Der Kirche 
gegenüber, aus deren Besitz dieses Gut entnommen war, wurde 
es indes nach der damaligen Ausdrucksweise für Kirchenguts- 
leihen als »precaria« bezeichnet. 

Schon die sog. »precariae verbo regis« waren ein Übergang 
dazu. Auch später werden die Leihegüter prekaristisch seitens 
der Kirche zur Verfügung gestellt — das Benefiz verleiht jedoch 
der König. Die mit solchen Gütern Belehnten sind Mannen der 
Krone und nicht der Kirche*). Sie werden stets auch als solche 
bezeichnet: als vassi dominici oder domini imperatoris u. ähnl. 
Sie empfangen von den Herrschern ihre Benefizien?). Der Prälat 
dagegen vergibt diese Güter — nach den karolingischen Vor- 
schriften — durch die prekaristische Leihe, als precariae*). 

Ist jedoch der Kirchenvorstand selbst der Verleiher, vergibt 
er Güter an seine Mannen, so sind dies seine Benefizien®), gibt 
er auch Prekarien, so fallen die Ausdrücke auf dieselbe Sache 


1) Ueber die Vermutung, daß deshalb, weil der König den Großteil 
. der Güter zur Ausstattung seiner Mannen u. dgl. nicht selbst in seinem Eigen 
hatte, sondern aus den (unveräußerlichen) kirchlichen Vermögensbeständen 
entnehmen mußte, dies nur im Wege einer Leihe hätte geschehen können 
und daß dadurch überhaupt das »Lehenswesen« entstanden sei, vgl. oben 
S. 19 Anm. 2. 

2) Zum Unterschied von den Stiftsvasallen, die ihre Güter als »beneficium« 
aus der Hand des Prälaten empfingen. Vgl. weiter unten. 


3) Vgl. z. B. Cap. Aquit. 768 (Capit I, S. 43) c. 5: Quicumque nostrum 
beneficium habet etc. mit c. 11: Ut omnes laici et seculares, qui res ecclesiae 
tenent, precarias inde accipiant. Calmet 1 b 297 (Mühlbacher Nr. 601; 816): 
(Ludwig d. Fr. Noverit utilitas fidelium nostrorum, comitum videlicet et 
vassorum nostrorum vel quisquis beneficia ex ratione monasterii s. Michaelis 
habere videtur. Capit. 819 c. 5 Cap. I, 287: vassi nostri (Ludw. d. Fr.) auch in 
commune tantum operis accipiant quantum rerum ecclesiasticarum habent . . 
Oder Gesta Aldrici zu 837 (Charles et Froger S. 80): de rebus matris 
aecclesiae, quas vassi dominici per eius (Ludwig d. Fr. beneficium tenebant, 
mihi reddidisset. Weitere Stellen mein »Bischofsgut« I, S. 146 f. Anm. 4. 


4) Vgl. z. B. das bekannte Schreiben der Synode von Quierzy an 
Ludwig den Deutschen von 858 Mon. Germ. Cap. lI, S. 433: Et quoniam 
omnes res ecclesiis, a quibus ablatae erant, restituere . . non praevaluit (Pippin) 
precarias fieri ab episcopis exinde ven et nonas ac decimas ad restaurationes 
tectorum et de unaquaque casata duodecim denarios ad ecclesiam, unde res 
erant beneficiatae (nämlich durch den König). 

9) Vita Joh. Gorz. c. 36 Mon. Germ. SS. IV, 347: (Um 900 erhält ein 
Graf das Kloster Gorze) — ex beneficio episcopi, cui militabat . . 
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zusammen !), namentlich wenn nicht rechte Lehen in Frage 
kommen. Je mehr sich dabei aber diese letzteren, die eigent- 
lichen (vasallitischen) Stiftslehen von den übrigen Leihen ab- 
hoben, desto genauer unterschied man auch da wieder im Aus- 
druck?). Schließlich untersagte man eine Vermengung?) Das 
Wort beneficium erhielt dabei einen prägnanteren Sinn, prägte 
sich in seiner Bedeutung schärfer aus 4). 

D. Beneficium und proprium. Von der höchsten Bedeutung 
für eine genaue Bestimmung der kirchlichen Benefizialleihen und 
überhaupt der Rechtslage des Kirchengutes im früheren Ma. und 
für eine richtige Abschätzung der hiefür in den Quellen ver- 
wendeten Ausdrücke war vor allem auch das Verhältnis zwischen 
Benefizial- und Eigengütern. Daß Leihe und Eigen voneinander 
verschieden sind, ja sogar in einem gewissen Gegensatze zu- 
einander stehen, scheint selbstverstándlich. In der Tat läßt sich 
eine. solche scharfe Gegenüberstellung von beiden aus einer 
Unzahl von Quellenstellen nachweisen?) Namentlich deutlich 


1) Cap. Harist. 779 c. 14 (F. Langob.) Cap. I, S. 50: Et sit discretio 
inter precarias de verbo dominico factas et inter eas, quas episcopi et abbates 
et abbatisse eorum arbitrio vel dispositione faciunt, ut liceat eis, quandoquidem 
eis placuerit, res quas beneficiaverint ad partes ipsius aecclesiae recipere, 
facientes ut unusquisque homo ad causa Dei in honore Deo fideliter et firmiter 
deserviat. (Also als Stiftsvasall). 

2) Concil. Turon. 813 c. 51 Mon. Germ. Conc. II, S. 293: rebus, quas 
pater eius aut mater aut frater vel aliquis propinquorum ad acclesias Dei 
dedissent, ut in eius nomine iterum precaria a rectoribus ecclesiarum 
acciperetur. — Nam pene nullus est, qui res suas ad ecclesias donet, nisi de 
rebus ecclesiasticis aut tantum, quantum donavit, aut duplum aut triplum 
usufructuario accipeat (meist auf mehrere Leiber). Den Erben wird freigestellt, 
rectoribus ecclesiarum se commendarent et hereditatem illam in beneficium 
acciperent. 

3). Vgl. z. B. das berühmte Lehensgesetz Konrads Il. (1037) für die 
Stiftsvasallen und Aftervasallen der Reichslehenstráger (Mon. Germ. Urk. der 
deutschen Kónige und Kaiser IV, S. 337): prohibemus, ut nullus senior de 
beneficio suorum militum cambium aut precariam aut libellum sine eorum 
consensu facere presumat. Illa vero bona, que tenent proprietario iure aut per 
precepta aut per rectum libellum sive per precariam, nemo iniuste eos 
divestire audeat. 

Vgl. z. B. Archiv f. kath. Kirchenrecht 105. Bd. (1925) S. 3881 Anm. 1. 
Das Wort precaria kommt im Ma. auch noch in anderem Sinne als für Grund- 
leihen vor; z. B. Beyer, Mittelrhein. UB. I, 706 f. Nr. 650 (1167): (Erzbischof 
von Trier für ein bischöfl. Kloster) Statuimus etiam ut in omnibus curiis 
nostris, in quibus nos vel succ. nostri pro aliqua necessitate exactiones et 
precarias poterimus facere, tu et ecclesia tua de omnibus, que ibidem possi- 
detis, liberi sitis. 

5) Kapitel von Beauvais c. 22 Cap.II, 404 (845): cum ratio et usus 
obtineat neminem, cui non vult . . de proprio facere beneficium. Oder schon 

5 Cap. I, 43 (Cap. Aquit. 768): Quicumque ıostrum beneficium habet, bene 
ibi laboret et condirgat; et qui hoc facere non vult, dimittat ipsum beneficium 
et teneant suas res rope Ferner vgl. Dipl. Ottos II. v 981 für Magdeburg 
(Mon. Germ. Dipl. il, 300 Nr. 258): eidem ecclesiae in perpetuum proprietatis 
usum concesserat et quaedam loca . . sibimet pro benefitio retinuerat. — 
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tritt die Differenz in Erscheinung wenn durch ein abär- 
derndes Rechtsgeschäft das eine in das andere verwandelt 
wird. So in jenen zahlreichen Fällen, wo bisheriges Benefizial- 
gut zu Eigen gegeben wird oder umgekehrt!) Oder in den 
zahlreichen sonstigen Stellen, in denen ein Gegensatz zwischer1 
proprium und beneficium besonders betont wird *). 

Namentlich kann dann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
man mit dieser Unterscheidung in bewußter Weise den Gegen- 
satz von Leihegut (beneficium) und Eigentum i. e. S. betonen 
wollte, wenn die Rechtslage noch genauer umschrieben wurde, 
etwa auf das freieste Verfügungsrecht des Eigentümers über 
seine Sache dabei ausdrücklich hingewiesen wurde, z. B. seine 
Befugnis zur Veräußerung und beliebigen Benützung der Sache 
infolge der Verwandlung von Benefizien in Eigen hervorgehoben 
wurde?) Oft wird dabei auch die veränderte Rechtslage näher 


Oder vgl. das Diplom Kaiser Konrads II. von 1027 für San Pietro in Cielo 
d'oro zu Pavia (Urkunden der deutschen Kónige und Kaiser IV, S. 98): inter- 
dicimus, ut nulla . . persona predictum coenobium proprietario iure aut 
beneficiali ordine aut preceptali auctoritate nitatur invadere. Ebenso Nr. 186 
S. 298 (1033). Vgl. Waitz, Deutsche V. G. VII, 191. Auch Waitz, Heinrich 
S. 188 Anm. 5: proprietates nostre (Kónig) . . Oddoni beneficiatas . . Und häufig. 

1) Dipl. Konrads II. Nr. 101 (1027): comitatum Tridentinum cum omnibus 
suis pertinentiis et utilitatibus illis, quibus eum duces comes (!) sive marchiones 
huc usque beneficii nomine habere visi sunt, sancte Tridentine ecclesie . . 
in proprium . . imperpetuum damus tradimus atque confirmamus . . in sancte 
supra scripte Tridentine ecclesie et prenominati venerabilis episcopi Odalrici 
suorumque successorum proprium ius et dominium modis omnibus trans- 
fundimus atque delegamus etc. Aehnlich Nr. 102 a. a. O. S. 145. 

2) Auch die unechten Stücke sind da beweiskräftig, weil sie gleichfalls 
diese Ausdrucksweise beibehalten und die damit gekennzeichnete Rechtslage 
voraussetzen. Z.B. das angebl. Recht Konrads lI. für die Dienstmannen von 
Weißenburg; im 1. Jahre sollen sie de propriis bonis dienen, im 2. aber ein 
Benefizium erhalten; Mg. Dipl. IV, S. 150. Uebrigens hat proprium hier schon 
einen spezielleren Sinn. 

Besonders lehrreich sind da wieder die Urkunden, die auch sonst 
den Unterschied von Benefizialgütern und Eigen stark hervorheben. Z. B. 
DOIIL 1 (984) — bestätigt dem Erzstift Salzburg den Besitz. Firmamus 
etiam istas curtes in proprium, que ante inibi in beneficium sive ex parte 
autecessorum nostrorum sive ex alterius cuiuslibet parte beneficiate fuissent, 
darunter auch mehrere Kirchen — ecclesias cum theloneis ac vineis forestibus 
et cum omnibus que ab autecessoribus nostris antea beneficiata essent, firmamus 
in proprium. Oder Dipl. Konrads II. Nr. 214 Mon. Germ. Dipl. IV, 292 (1034) : 
Pabo .. predium . . in proprium tradidimus . . cum omni commoditate, que 
scribi aut nominari potest, in proprietatem tradidimus. Insuper etiam eidem 
P. VIII de suo beneficio mancipia, id est . . in proprium ius ac potestatem 
concessimus, eo videlicet tenore, ut prescriptus P. de prenominato predio et 
mancipiis liberam deinceps habeat potestatem tenendi tradendi vendendi 
commutandi vel quicquid sibi placuerit taciendi. Oder schon aus der Karolinger- 
zeit etwa Pérard, Bourgogne S. 19 (836; Mühlbadher, Reg. Nr. 963): concessimus 
ad proprium Fulberto fideli nostro quasdam res nostrae proprietatis, quae 
sunt in . . (Hófe und Unfreie) quantumcumque praedictus Fulbertus in memo- 
rata villa nostra munificentia beneficiario iure adeptus est . . sed ut liberalitatis 
nostrae largitio per diuturna tempora rata atque inviolabilis permaneat . . 


——— 5 Tu 5. 
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umschrieben und auf das Unterschiedliche geradezu ver- 
wiesen !). | 

Und doch gibt es selbst in diesem Falle auch Übergänge 
zwischen beiden Rechtsfiguren, ja Einrichtungen, die Eigen und 
Leihe fast in eins zusammenfließen lassen. Und gerade das ist 
wieder für die mittelalterliche Rechtsentwicklung außerordentlich 
bezeichnend und vor allem für die Bestimmung der Rechtslage 
des Kirchengutes von besonderer Wichtigkeit. 

Jemehr das beneficium aus einer wirtschaftlichen, für den 
Verleiher irgendwie /ukrativen Leihe in eine Gunstbezeigung mit 
höchstens militärisch-politischen oder anderen Gegendiensten 
oder überhaupt ohne solche umgestaltet wurde, desto mehr 
näherte sich diese zinslose, abgabenlose?) oder höchstens fiktiv 
zinsbare Leihe eines Gutes der Hingabe derselben ins Eigen des 
Bedachten. Tatsächlich sind auch viele Leihegüter ins Eigen 
ihrer Träger allmählich übergegangen. 

Von der anderen Seite her wurde diese Annäherung inso- 
fern noch gefördert, als die Einrichtung des zeitlich begrenzten 
Eigentums, z. B. die Hingabe eines Gutes zu lebenslänglichem 
Eigen mit Rückfall an den Herrn?) immer mehr einer zinslosen 
Leihe glich. Auch die Hingabe zu Eigen auf mehrere Leiber 
mit Rückfallsrecht an den Herrn findet sich“). Nach mannig- 
fachen Richtungen entwickelt sich ein Heimfallsrecht°). 
praecipimus atque iubemus, ut ab hinc in futurum memoratae res ac mancipia 
in eiusdem fidelis nostri Fulberti iure ac dominatione permaneant, ita videlicet, 
ut quicquid de eis vel in eis iure proprietatis facere, ordinare atque disponere 


voluerit, vendendi, donandi, commutandi liberam in omnibus habeat 
potestatem faciendi. s 


1) Redlich, Trad. des Hochst. Brixen S. 93 Nr. 257 (c. 1075): tale bonu 
quale . . . G. apud Brixinam in beneficium habuit . . . in proprietatem sibi 


“(Gemahlin des G.) filieque sue . . perpetuo possidendum indeque quicquid 


velit faciendum . . donavit. 


2) Bitterauf, Traditionen von Freising I, S. 77 Nr. 48 (772): nos ad 
finem vitae nostrae prestaria vice usitamur im beneficium de domo s. Mariae 
sine censum (!). l 


3) Vgl. bes. Brunner, Die Landschenkungen der Merowinger und 
Agilotfinger (in: Forschungen 1 ff.) 


4) Zahn, UB. des Herzogt. Steiermark I S. 17 f. Nr. 14 (925): Tradition 
ans Erzstift Salzburg. Als Remuneration gewährt der Eb. einigen Stiftsbesitz 
dem Schenker — in proprietatem, quod tunc in beneficium habuit ad L. et 
M. cum ecclesiis, dicimis und anderem Zubehör, ut ipse ea loca vita manente 
in proprietatem habeat, et si prefata eius uxor eum supervixerit, similiter in 
proprietatem possideat, dum vivat. Ebenso der am längsten lebende Sohn 
— postea vero ad s. Petrum sanctumque Rodbertum perpetualiter in proprietatem 
consistant. Ebenso fällt das tradierte Eigen erst nach aller Tode an das Stift. 


5) Vgl. für die spätere Zeit (nach dem 12. Jh.) Poll, Das Heimíallsrecht 
auf den Grundherrschaften Oesterreichs (Veröff. des Sem. für Wirtschafts- und 
Kultuigesch., herausg. von Dopsch I, 1925). 
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Daher gehen auch trotz aller Unterscheidungen die Aus- 
drücke beneficium und proprium wieder vielfach ineinander über, 
werden sogar abwechselnd für dieselbe Sache gebraucht!) oder 
machen Bildungen wie beneficium proprium, beneficium propriale 
u. dgl. Platz?). Oft wird die unentgeltliche Überlassung eines 
Gutes auf Lebenszeit in einer Gegend mit Vorliebe Eigen ge- 
nannt — wo vielleicht das Benefizium bis zum Herrenfall die 
Regel ist —, in einer anderen wieder ist gerade dafür der Aus- 
druck beneficium gebräuchlich. 

Überhaupt ist der Eigentumsbegriff im Ma sehr unbestimmt 
und dehnbar, wird sehr häufig bloß relativ genommen, um 
engere Kreise innerhalb des Vermögens eines Hern zu be- 
zeichnen, z. B. das Gut der Ministerialen in ihrem Verhältnis 
zueinander?) (nicht gegen Dritte, außerhalb der Herrschaftssphäre 
befindliche Personen) u. dgl. Will man daher den Gegensatz 
zum Benefizium betonen, so spricht man von ewigem Rechte 


und ähnlich. 
Proprium, proprietas. bedeutet dann oft auch noch Eigen- 


nutzung, tritt also in Gegensatz zu den aktiven Leihen (und 
nicht, wie oben, zu den passiven) und bedeutet so das nicht 
ausgetane, das selbst genossene Herrengut*). Es bedeutet aber 
auch oft nur die individuelle Sondernutzung eines Gutes (als 


1) Es zeigen sich Zweifel, ob ein Gut als Eigen oder Benefiz gegeben 
sei; z.B. Hauthaler, Salzburger UB. I, S. 317 (vor 1124): Huius proprietatis 
traditionem . . quidam marchio . . cassavit et violenter ablatam cuidam militi 
suo Warmundo de T. quasi paternam hereditatem in proprietatem dedit, 
affirmans se predicto Witiloni (dem Tradenten; einem servitor s. Roudberti) 
non iure perpetuo possidendam, sed pro beneficio tantum sepedictam posses- 
sionem concessisse, cum pene quadraginta libras argenti pro ea accepisset, 

2) Vgl. zum ganzen auch dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 428 ff., wo 
weitere Belege. 

3) Das sog. Inwärtseigen. 

4) Dipl. Ottos Il. Nr. 97 (975) für Stablo (Mon. Germ. Dipl. II, 111): 
quoddam predium . . ad abbatiam Stabulaus iure proprium, sed a quibusdam 
in benefitia distributum et ita ab eadem aecclesia multo iam tempore sub- 
tractum . . eidem aecclesiae . . iterum restituimus et in perpetuam proprietatem 
donavimus cum . . omnibus . . pertinentibus, tali ratione ut ab eadem 
ecclesia et expensa fratrum . . hoc nullus regum vel imperatorum seu alicuius 
persone . . inde auferat aut in benefitia aliquó transmutet . . 

Aehnlich — mit anderen, vielleicht noch deutlicheren Wendungen — die 
Diplome Ottos II. und III. für Salzburg und Chiemsee. D. O. II 165 (977; 
S. 185) und D. O. III (984; S. 393 f.) (letztere Stelle): Firmamus etiam istas 
curtes in proprium, que ante inibi in beneficium sive ex parte antecessorum 
nostrorum sive ex alterius cuiuslibet parte beneficiate fuissent . .. cum omnibus, 
que ab antecessoribus nostris antea beneficiata essent, firmamus in proprium. . 
Namentlich deutlich wird aber in späterer Zeit (seit dem 12. Jh.) der Gegensatz 
zwischen der proprietas einer Kirche im Sinne der prälatizischen Tafelgüter im 
Gegensatze zu den ausgetanen Lehen. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 35 


Lehen oder Eigen) gegenüber kommunistischen Gebrauchsformen, 
z. B. in den Kirchenanstalten mit gemeinsamer Lebensweise ist 
das proprium oft der in Sondernutzung stehende Kirchen- (nicht 
Privat-)Besitz der einzelnen, im Gegensatze zu den gemein- 
schaftlich genossenen Gütern einer Kommunität'). 

So und nur so erklärt sich z. B. auch der gemeinsame 
Widerstand gegen beneficium und proprium — beide werden 
gleichsam als Mittel des wirtschaftlichen Egoismus bekämpft — 
seitens mancher Kreise der mittelalterlichen Kirche, namentlich 
der Klöster, und die Tatsache, daß sich diese ablehnende Hal- 
tung auch noch spät, z. B. in den Kampfschriften des Investitur- 
streites, auch gegen die Benefizien der Weltkleriker richtet; denn 
das beneficium ist von außen, zunächst in feindlicher Art, in die 
Kirchenverfassung eingedrungen und widerspricht auch dem Ideal 
der vita communis. | 

Tatsächlich sind die zahlreichen im früheren Mittelalter 
kirchlicherseits an Kleriker (wie an Laien) vergabten Leihegüter 
auch sehr häufig in Eigen auf Lebenszeit oder sogar auf mehrere 
Leiber umgewandelt worden. Lange beruhte sogar auf dem 
Ende mit dem Herrenfall der hauptsáchlichste Unterschied des 
beneficiums vom proprium?) Mit Erstreckung der Benefizien 
auf Lebenszeit des Empfängers, ja, gleichfalls auf dessen Des- 
zendenz, wurde dann auch dieser Unterschied verwischt. | 

Endlich sei hier noch erwähnt, daß dasselbe Gut nach _ 
einer Seite als proprium, nach anderer als Benefizium erscheinen 
konnte, also wieder im Sinne eines dreigliedrigen Rechtsverhält- 
nisses ?). | 

Wir sehen also eine große Mannigfaltigkeit der Bildungen 
und ihrer gegenseitigen Beziehungen. Der dadurch gewonnene 
Eindruck darf daher nicht durch mechanisches Schematisieren 
abgeschwächt werden, soll man daraus im Einzelfalle richtige 
Schlüsse ziehen. Und man muß auf alle Fälle sehr. vorsichtig 


1) Gall. Christ. IV b 78 f. (1034): (Mönche von Corbigny) — communia 
bona in proprios usus transiuderant, et generalis stipendii summa in particulas 
divisa gravem loco et infamem pauperiem induxerant. 


2) Ueber die Frage der Immunität in solchem Falle vgl. weiter unten 
(S 12). — Doch ist die oft behauptete grundlegende Verschiedenheit von 
vasallitischen und nichtvasallitischen Benefizien auch in dieser Hinsicht irrig. 


3) Wenn z. B. ein Kronvasall aus seinem beneficium (mit Zustimmung 
des Herrschers) Güter mit Dritten vertauschte, und das Empfangene »in 
proprium« vom Dritten erhält, so ist dieses letztere dem Könige gegenüber 
beneficium. Vgl. z. B. Trouillat, Monuments I, 106 f. (835; Mühlb. Nr. 1356): 
Ludwig der Deutsche bestátigt einen solchen Tausch. 


'g* 
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sein, wenn man die Rechtslage, vor allem des Kirchengutes, 
aus dem Eigentum erfassen will. | 

E. Beneficium und ministerium. Erfolgt bei den Benefizien 
die Übernahme von Gütern oder Amtsfunktionen, mit. denen 
solche verbunden waren, zunächst und in überwiegendem Maße 
zugunsten des Übernehmenden, des »Bedachten«, so tritt bei 
Dienstleistungen, die ohne dieses Moment aufgetragen werden, 
mehr das Pflichtverhältnis hervor. Dafür ist vorwiegend das 
Wort ministerium gebräuchlich. 

Deutlich wird zwischen beiden bis ins 10. Jahrhundert unter- 
schieden), bis auch da in späterer Zeit der Gegensatz verwischt 
wird, die ministeria entweder selbst zu beneficia werden?) oder 
doch die Träger der ersteren mit letzteren ausgestattet werden. 

Der Ausdruck Ministerium bedeutet auch in der Kirche 
Dienste aller Art*), bis zum 10. Jahrhundert mit Einschluß auch 
der höchsten, vor allem auch der amtlichen Stellungen. Jemehr 
nun deren Träger‘ bestrebt waren, diese als Benefizien aufzu- 
fassen, mehr ihr subjektives Recht denn ihre‘ objektive Pflicht 
dabei in den Vordergrund zu schieben und zu betonen, desto 
mehr entglitten die Ämter den Händen ihrer Herren. Zwar wurde 
unter den Ottonen von reichswegen ganz allgemein der Versuch 
gemacht, den Gegensatz zwischen Benefizium und ministerium 
wieder schärfer zu markieren, die Ämter, wenigstens zum Teile, 
wieder nach Amtsrecht zu besetzen und zu behandeln, doch im 
weltlichen Bereiche nur mit geringem Erfolge. Vollends schei- 
terten derartige Bestrebungen auf Seiten geringerer Herren ihren 
Hilfsorganen gegenüber. Diese wuchsen daher zu immer größerer 
Selbständigkeit heran und den Herren blieb schließlich nichts 
übrig, als sich geeignete Hilfskräfte, die sie ganz in Abhängig- 
keit halten wollten, für diese Dienste von neuem und aus neuem 
Kreise, den Unfreien, heranzubilden: der Ursprung der Ministe- 
rialität. Speziell auf dem Gebiete des kirchlichen Herrschafts- 


1) Vgl. z.B. Mon. Germ. Formulae S. 534 (9. Jh): servi vestri nomine 
ili., ex loco iuris vestri nuncupato ill, de ministerio ill., vel de beneficio ill. 
etc. Oder fürs 10. Jahrh. Mon. Germ. Dipl. II, S. 40 Nr. 30 (973) Otto II. für 
Magdeburg: ne ab aliquo fidelium nostrorum, qui easdem regiones vel in 
beneficium vel in ministerium habent, eadem decima subtrahatur . . In den 
einzelnen Fällen wird auseinandergehalten zwischen beneficium und ministerium. 
Ueber letzteres noch z. B. a. a. O. S. 822 Nr. 391 (1001) Otto III. für Würzburg: 
X mansos regales . . in ministerio B. ducis sitos . . 

2) Ansätze dazu zeigen sich schon in der Karolingerzeit, speziell auch 
in der Kirche. Vgl. III. Abschnitt. | 

3) C. 19 Conc. Wormat. 868 Hartzheim Il, 313. 


s 
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rechtes ist das alles von der höchsten Bedeutung. Denn auch 
hinsichtlich der geistlichen Stellungen tritt ein solcher Wandel ein. 

Zwei Jahrhunderte später wiederholte sich jedoch der an- 
gedeutete Prozeß auch innerhalb der neuen Ministerialität. Auch 
dagegen trat dann wieder eine Rückwirkung ein und daraus ent- 
stand der nächstfolgende Gegensatz. 

F. Beneficium und officium. Ähnlich wie fürs frühere Ma. 
die eben erwähnte Unterscheidung, tritt nach deren Überwindung 
im späteren Ma. neuerdings der Gegensatz von Stellungen, die 
in erster Linie zum Vorteile und im Interesse ihres Trägers ver- 
liehen waren, und solchen hervor, bei denen der Pflichtcharakter, 
das Interesse des Herrn oder des Gemeinwesens stärker betont 
erscheint). In der Kirche wie im Staate wird für letztere Stellen 
immer mehr der Ausdruck officium gebräuchlich und tritt daher 
bei Betonung dieses Charakters in Gegensatz zum beneficium. 
Während überall dort, wo das Gemeinsame, der Amtscharakter 
schlechthin, in Rede steht, auch diese Worte wechselweise Ver- 
wendung finden. In älterer Zeit bedeutete officium wie ministe- 
rium oder honor jede kirchliche oder weltliche Stellung °). 


So zeigt sich uns also in allen diesen Bildungen insofern 
ein Schwanken der Entwicklung, ein Doppelsinn der mittelalter- 
lichen Einrichtungen, daher etwas Unsicheres, Unbestimmtes 
auch im Ausdruck, als bei der Zweigesichtigkeit aller Erschei- 
nungen bald der eine, bald aber wieder der andere Gesichts- 
punkt stärker betont wird, bald das Unterscheidende, bald wieder 
das Gemeinsame verwandter Erscheinungen hervorgehoben werden 
soll. Dies ist aber für eine Untersuchung wie die unsrige von 
vomherein zu berücksichtigen. 


$ 3. 
Organisation der Kirche und ihres Vermögens vor dem Eindringen 
des Benefizialwesens. Kurze Übersicht. 


Für eine Darstellung des kirchlichen Benefizialwesens sind 
die Einrichtungen des kirchlichen Ämter- und Vermögenswesens 


1) Wie stark z. B. bei dem Worte beneficium auch im späteren Ma. 
der Gedanke des wirtschaftlichen Egoismus auf seiten des Bedachten, daher 
der Gefährlichkeit für den Verleiher, mitklang, zeigen Stellen, in denen z.B. 
Prälaten Güter non iure beneficii, sed amicitiae vergeben (Vgl. unten § 10). 

2) C. 19 Conc. Wormat. 868. Hatzh. ll, 313: Placuit etiam, ut sive in 
ministerio diaconii, vel presbyterii officio aliquis constitutus exsistat, si episcopi, 
a quo ordinatus est, praeceptis non obedierit, ut in delegata sibi ecclesia 
officium dependat assiduum, quousque in vitio permanserit, et communione 
et honore privetur. Und viele Stellen. 
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der älteren, vorbenefiziarischen Zeit nicht an sich, sondern nur 
als Vorläufer der späteren Gestaltungen zu schildern. In. aller 
Kürze und nur soweit müssen sie aber dabei in Betracht ge- 
zogen werden, um die Ansatzpunkte der Benefizialentwicklung 
und die durch diese eingetretenen Veränderungen verständlich 
zu machen. Wir können uns hier aber umso kürzer fassen, als 
wir andernorts darüber ausführlicher berichtet haben !). 

Das Verfassungsrecht der Kirche setzt sich aus zweierlei 
Grundbestandteilen zusammen. Einerseits aus amtsrechtlichen, 
andererseits aber aus vermögensrechtlichen Elementen. Aus der 
Verbindung beider — einem Vorgang, der sich im wesentlichen 
seit der Karolingerzeit abspielte — erwuchsen dann die späteren 
Gestaltungen. Im Staate war ja die Entwicklung ähnlich. 

Das Benefizialwesen spielte dabei — hier wie dort — eine 
entscheidende Rolle. Es war, wie gesagt, das Bindemittel, das 
nicht nur die Amalgamierung beider Gewalten mächtig förderte 
und zusammenhielt, sondern geradezu der Boden, auf dem sich 
auch im Innern beider Gewalten der Hauptsache nach die Ver- 
 wachsung der beiden Wurzeln — Ämter und Vermögen — zu 
einem einheitlichen Gebilde vollzogen hat. Vor dieser Ver- 
einigung gingen beide Teile im wesentlichen getrennte Wege. 
Und die wichtigeren Rechtsbildungen waren in der Kirche in 
Umrissen folgende. | 

Die Grundeinheit und elementare Größe, von der die Ent- 
wicklung und nähere Durchbildung des Kirchenverfassungsrechtes 
ihren Ausgang genommen hat, war das Bistum. Die höheren 
Organisationsformen bauten sich durch Vereinigung mehrerer 
oder aller Bistümer auf. Die niederen empfingen von ihm über- 
haupt ihr Leben, leiteten daraus ihre Kräfte ab und wurden als 
Bruchteile dieser Einheitsgröße berechnet und bestimmt. 

Das Bistum war der Verwaltungsbereich eines Bischofs, der 
eine städtische Christengemeinde, mit Einschluß des umliegenden 
flachen Landes, leitete. | 

Die höheren kirchlichen Organe der älteren Zeit, Ober- 
bischöfe (und Synoden) bis zu den höchsten hinauf, sind hier 
auch nur andeutungsweise nicht weiter zu schildern. Sie dürfen 
als bekannt vorausgesetzt werden und kommen für unsere Fragen 
gesondert auch nicht weiter in Betracht. In diesen höheren 
kirchlichen Regionen herrscht durchaus der amtsrechtliche Ge- 


Sage D »Bischofsgut und mensa episcopalis« I. Teil S. 1ff. Vgl. Lehrbuch 
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danke,. der Aufbau der Herrschaftsordnung nach hierarchischen 
Gesichtspunkten, vor. Bis da hinauf dringt auch später das 
Benefizialrecht nur insoweit vor, als auch die Oberbistümer eben 
als Bischofssitze in Betracht kommen. Ihr höherer geistlicher 
Rang kommt dabei als solcher weniger in Betracht. Dies des- 
halb, weil der zweite Grundbestandteil der ganzen Entwicklung, 
der vermógensrechtliche, auf die unteren kirchlichen Regionen 
fast ganz beschränkt blieb '). Denn in Vermögensfragen bildet 
das Bistum die obere Grenzmarke, den Kreisumfang, innerhalb 
dessen sich die Entwicklung abspielte. | 

Im Innern des Bistums war aber die Verfassungsentwicklung 
die, daß die Organisation monarchischen Grundzug hatte und 
diesen auch noch grundsätzlich beibehielt, als schon einzelne 
Breschen darin geschlagen waren. Der Bischof, der selbst aus 
der Wahl durch Klerus und Volk des Sprengels unter Mitwirkung 
der Vorgesetzten hervorging, wobei de facto aber die weltliche 
Gewalt, der Kaiser, in den Germanenreichen der König, immer 
größeren Einfluß gewann, war der — nach unten hin — unbe- 
schränkte Herr der Diözese und für seine Verwaltung nur Gott 
und seinen Vorgesetzten verantwortlich. Er bestimmte und ent- 
zog die Befugnisse jedes Hilfisorganes, er richtete nach Ermessen, 
allerdings zumeist vom Pflichtgefühle und Zweckmäßigkeits- 
gedanken getragen, ständige Kreise von Teilen seiner Gewalt 
als Ämter ein, schnitt sie sozusagen aus seiner eigenen Macht 
heraus. Er besetzte sie auch und entzog sie wieder, nur von 
öffentlichen kirchlichen Bedürfnissen bestimmt. Das Recht und 
Interesse des Einzelnen tritt dabei ganz zurück. Auch da herrscht 
in der Verfassung also durchaus der amtsrechtliche Gedanke vor. 
Sammelpunkte der kirchlichen Ämter waren die geistlichen An- 
stalten verschiedener Art, also vor allem die Kirchen, außerdem 
spielten auch die Wohltátigkeitsinstitute eine größere Rolle. 

Ein neues Element drang mit den klósterlichen Organi- 
sationen im fünften Jahrhundert in die Kirchenverfassung ein. 
Auch diesen gegenüber gewinnt der Bischof sehr bald eine ähn- 
liche Herrschaftsstellung wie den älteren Einrichtungen, Anstalten 
und Ámtem der Diózese gegenüber. Durch Privilegien suchen 
sich die Klóster ihrerseits dagegen zu schützen. 

1) Doch erfaßt das Benefizialwesen zuerst die höchsten Kirchenämter 
(Bistümer und Abteien) in den Diözesen. Die höheren Stellungen (über den 
Bischöfen) sind nur zur Kontrolle, Ueberwachung, Genehmigung und Bestätigung 


der Diözesanverwaltungsakte auf vermögensrechtlichem Gebiete von Bedeutung 
gewesen. | 
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Daneben dringen aber von verschiedenen Seiten her — 
eine wurde schon erwähnt — auch Laieneinflüsse in die Kirchen- 
verfassung ein, machen sich da hauptsächlich von wirtschaftlicher 
Basis aus geltend !). 

Die zahlreichen, von Privaten, vor allem in geschlossenem 
Grundbesitz, errichteten Kirchen und Klöster verblieben in weit- 
gehender Abhängigkeit von ihren Stiftern, die zum überwiegenden 
Teile das Eigentumsrecht daran bewahrten. Hier vereinigen sich 
also bereits in frühen Vorläufern beide eingangs erwähnten Äste 
der Entwicklung zu gemeinsamen Bildungen. Den machtvollsten 
Impuls erhielten diese indes erst durch das Benefizialwesen. 

Das Kirchenvermögen war im übrigen vor diesem in folgen- 
der Weise organisiert. In älterer Zeit bildete auch dafür das 
Bistum die Einheit. Was an materiellen Gütern zur Zeit der 
Anerkennung der Kirche durch den Staat vorhanden war, grup- 
pierte sich naturgemäß um die Bischofskirche. Sie erschien als 
dessen natürlicher Träger. Die übrigen Diözesananstalten sind 
ja im wesentlichen auch erst später entstanden. 

Das Kirchenvermögen diente in erster Linie Kult- und Wohl- 
tätigkeitszwecken und wurde zentralistisch durch den Bischof 
verwaltet. Neben diesem ursprünglichen Zweck trat aber dann 
ein anderer: die Versorgung der Geistlichkeit. Dieser wurde 
seitens der Kirche begreiflicherweise — zur materiellen Verselb- 
stándigung ihres Beamtentums — gefördert und durch den 
irommen und freigebigen Sinn des gläubigen Volkes ermöglicht. 

Der Kirche flossen immer reichlichere Gaben zu durch frei- 
willige Zuwendung seitens ihrer Mitglieder. Dadurch erhält das 
gesamte kirchliche Vermógensrecht einen Grundzug, der auch 
später im wesentlichen erhalten bleibt, wodurch es sich funda- 
mental von jedem andern derartigen Rechte, namentlich dem 
des Staates, unterscheidet. Während bei letzterem die Herein- 
bringung der Mittel die Hauptsorge der Vermögensverwaltung 
bildet und umfassende Vorkehrungen erheischt, hat es die Kirche 
im Wesentlichen nie nötig gehabt, zwangsweise die Beschaffung 


des nötigen Bestandes zur Deckung ihres Bedarfes zu verfügen. - 


Abweichungen davon bilden die Ausnahmen — die wichtigste 
davon wurde später der Zehent — und treten erst ein, als man 
die Kirche in ihrer ursprünglichen Bewegungsfreiheit der Ver- 
mögensbeschaffung hemmte. Sie waren der Rückschlag dagegen. 


1) Vgl. dazu meine demnächst zu veróffentlichende Studie: »Laikale 
Herrschaftsverháltnisse über Kirchen und Klöster im Altertume und früheren Ma.« 


i 
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Hauptziel der kirchlichen Vermógensverwaltung war daher 
nie die Erlangung, sondern nur die Verwendung und Bewahrung 
der freiwillig erlangten Güter, ihr Schutz gegen Eingriffe und 
Angriffe von außen, von dritter Seite, vor allem wieder seitens 
des Staates. Darauf zielen daher fast alle Normen ab. Und 
auch dieser mehr privatrechtliche Zug machte das kirchliche Ver- 
mögensrecht dem der Hauptsache auch privatrechtlich geformten 
Benefizialwesen wieder besonders zugänglich. 


Der Gabenstrom der Gläubigen floß den einzelnen An- 
stalten, den konkreten Kirchen, Klöstern und Wohltätigkeits- 
instituten zu, nicht abstrakten, gedachten Gesamtrechtssubjekten, 
juristischen Gesamtpersönlichkeiten. Auch darin fand ja nur der 
Anlaß des Erwerbes und die Neigung des Gebers wieder privat- 
rechtlichen Ausdruck. 


Trotz dieser Dezentralisation des Vermögens suchte jedoch 
der Episkopat die Zentralisation der Verwaltung auch auf diesem 
Gebiete aufrechtzuerhalten, gelegentlich sogar zu verschärfen. 
Die Entwicklung ging aber doch auch hier schließlich den ent- 
gegengesetzten Weg. Die kirchlichen Einzelstationen verselb- 
stándigten sich vermógensrechtlich, was ihre steigende Unab- 
hängigkeit auch in anderer Hinsicht förderte. Auch da wirkten 
Privatverfügungen ein. 


Ausgedehnten Einfluß nahmen Biriemió auch da wieder 
in erster Linie die Gründer von Kirchen, auch sofern die Stiftung 
selbst wieder von einer Kirche ausging. Wie auf die sonstigen 
Agenden, so wirkten sie auch auf die Vermógensverwaltung ihrer 
Privatkirchen (d. h. hier im Privateigentum stehenden, zugleich 
aber zumeist Privatzwecken dienenden Kirchen) ein. 


Namentlich war bei den ursprünglich nicht von hierarchischer 
Seite gegründeten, sondern überhaupt ganz in Laienkreisen ent- 
standenen Klöstern der Laieneiniluß von Anfang an sehr groß. 
Mit der Angliederung dieser Institute an die Kirchenverfassung 
wurde zwar diese Einwirkung insofern beschränkt, als die will- 
kürliche Aufhebung bereits bestehender Klöster durch die Laien- 
gründer oder deren Erben, die gänzliche Rückverwandlung in 
weltlichen Besitz untersagt wurde!) Der bischöfliche Einfluß 
wurde vorgeschoben. Allein, nichtsdestoweniger blieb der Laien- 
einfluß hier groß. 


1) Conc. Chalcedon. c. 4 und 14. Genau so lauten später die 
Bestimmungen zum Schutze der Klöster gegen ihre Herren. 
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In germanischer Zeit tritt dagegen zunächst fast ein Rück- 
schlag ein!). Der Einfluß der Bischöfe auf das ganze Kirchen- 
und Klosterwesen ihrer Sprengel wird versteift?) — so sehr, daß 
selbst Pápste?) den Einfluß der Laien und die von diesen unter- 
stützte Selbständigkeit der Klöster gegenüber ihren Diözesan- 
oberen in Schutz nahmen‘). 


1) Wäre, wie Ulrich Stutz (Gesch. des kirchlichen Benefizialwesens und 
sonst) annimmt, die Laienkirche eine spezifisch germanische (»Eigenkirche«) 
Bildung gewesen, entsprungen aus ähnlichen Gestaltungen der vorchristlichen 
Zeit (»Eigentempel«), so hätte sich dies gerade in den ersten Zeiten der 
Entwicklung, als die fremden Anschauungen unvermittelt aufeinanderstießen 
(römisches Amtskirchenrecht und germanisches Eigenkirchenrecht), lebhaft 
äußern müssen. Allein trotz reicher Quellenberichte (Gregor von Tours u. a.) 
ergibt sich hierfür nicht der geringste Anhaltspunkt. Im Gegenteil ist das 
Schweigen der Quellen außerordentlich bezeichnend — dafür nämlich, daB die 
Entwicklung eben ganz anders verlief. Auch die spätere Dezentralisation der 
Bischofskirchen und anderen hóheren Kirchenvermógen ist, wie sich klar aus 
den Quellen ergibt (vgl. mein Bischofsgut II. Teil und das folgende), auf den 
Einfluß des Benefizialwesens und nicht auf angebliche Einflüsse des Privat- 
kirchenwesens zurückzuführen. 

2) Für viele Fälle vgl. z. B. die Gründung der Zelle Otting in Bayern 
aus den Breves Notitiae (c. 790) bei Hauthaler 1, S. 34 f.: Graf Gunther vom 
Chiemgau gründet die Kirche in propria hereditate und lädt den Bischof 
Virgilius zur Weihe ein. Tunc itaque Virgilius episcopus requisivit ab eo, in 
cuius dominio voluisset, ut ille abbas esset et monachi, quos illie congregasset, 
et ille primitus ei hoc dicere noluit. Auf Drohung des Bischofs, wieder 
wegzugehen, der Graf: promisit se hoc ipsum, quod ibi constructum habuit, 
ad monasterium perficere velle et cum omni proprietate sua, eandem ecclesiam 
si consecrasset ad Salzburgensem sedem episcopus et ad illam dominacionem 
pleniter per omnia secundum canones tradere velle und ganz nach Wiilen des 
Bischofs vorzugehen. Hierauf nimmt dieser die Weihe vor. Der Graf übergibt 
dann dem Bistum die Zelle — ad regendum secundum canones, sicut et ceteras 
ecclesias diocesis sue, ut ipsum cum sede semper esset etc. Da es umgekehrt 
feststeht, daß zahlreiche Kirchen und namentlich Klöster längst in laikaler 
Herrschaft standen, so kann hier lediglich eine Verstärkung kirchlicher Macht 
vorliegen. Waren doch die ersten Erschütterungen der Kirchenverfassung 
durch das Benefizialwesen im 8. Jh. dem bereits vorhergegangen. 

2 Vor allem Gregor der Große. Vgl. aus dem Register z. B. Nr. XIII, 11 
(Mon. Germ. Epist. Gregorii I. Bd. II, S. 374 ff.) für das von der Königin 
Brunhilde und ihren Verwandten gegründete Männerkloster zu Autun: verbietet 
jede Besitzentziehung durch Könige oder Bischöfe, stellt das Klostergut unter 
den Abt. Item constituimus, ut obeunte abbate atque presbytero suprascripti 
xenodochii atque monasterii non alius ibi quacumque obreptionis astutia 
ordinetur, nisi quem rex eiusdem provinciae cum consensu monachorum 
secundum Dei timorem elegerit ac praeviderit ordinandum. Später heißt es 
dann: Simili quoque definitione iuxta desiderium conditorum decernimus, ut 
nullus eorum qui eidem xenodochio atque monasterio abbas aut presbyter 
fuerit ordinatus ad episcopatus officium quacumque obreptione sit ausus. 
accedere, ne res xenododiii atque monasterii iniqua erogatione consumens 
gravissimam egestatis necessitatem pauperibus ac peregrinis vel ceteris 
exinde viventibus generet. Aehnlich auch noch die anderen, gerade in die 
Germanewnreiche, speziell ins fränkische, gerichteten Schreiben; z. B. gleich 
die nächstfolgenden Nr. XIII, 12 und 13 für das Nonnenkloster S. Mariae u. 
für St. Martin zu Autun. Es wurden da doch klarerweise die Laiengründungen 
gegen die Diözesanbischöfe und nicht umgekehrt in Schutz genommen! 

4) Was doch undenkbar wäre, wenn in merowingischer Zeit irgendwo 
eine ernstliche Gefahr laikaler Kirchherrschaften bestanden hätte. 
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Erst das Benefizialwesen, die immer stärkere Inanspruch- 
nahme der Kirchengüter für weltliche Zwecke führte da grund- 
legenden Wandel herbei. 

Seit der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts, hauptsächlich 
aber seit dem 9., werden die geistlichen Institute, in erster Linie 
die reicheren Abteien und Bistümer, vom Benefizialwesen immer 
mehr erfaßt, in den Strudel der Benefizialentwicklung hinein- 
gerissen. Damit werden auch im innerkirchlichen Bereiche viele 
Neuerungen ins Leben gerufen, die später zu schildern sein 
werden. Doch kann schon hier darauf hingewiesen werden, daß 
auch später die laikalen Herrschaftsverhältnisse über Kirchen 
gerade in den romanischen Ländern, die deutscher Einwirkung 
am stärksten entrückt waren, in Südwestirankreich und Spanien, 
innerhalb des Imperiums aber in Burgund und Italien, am stärk- 
sten ausgeprägt waren, namentlich auch Bistümern gegenüber. 
Ausdrücklich beruft man sich dabei auf das römische Recht!). 

Auch berief man sich bischöflicherseits und sonst stets?) 
auf die Gründung oder Übertragung einer Kirche, wenn man 
darüber die Herrschaft erstrebte. Ein allgemein bischöfliches 
Recht an den Diözesankirchen inbezug auf die temporelle Ab- 
hängigkeit wurde später nie behauptet. 

In vorkarolingischer Zeit haben wir also folgendes Bild. 
Vollständige Dezentralisation des Kirchengutes vom Standpunkte 
der Diözese aus. Sammelpunkte davon sind die einzelnen Kirchen- 
anstalten (Kirchen, Klöster u. a.). Jedes Gotteshaus von einiger 
Bedeutung, das nicht eine bloße Hilfsgröße nnd Nebenstation 
ist und das überhaupt einem ständigen geistlichen Organ zur 
Dienstleistung zugewiesen ist, hatte sein Sondergut, sein Ver- 
mögen in wirtschaftlichem Sinne. Juristisch jedoch konnten die 
Kirchenanstalten samt ihrem Sondergute (Ausstattung), das als 
Widmung für den Ortsheiligen erschien, im Eigentume, also im 
privatrechtlichen Zugehórigkeitsverháltnisse, einer anderen Person, 
insbesondere auch einer anderen Kirche stehen. Namentlich 
waren auch mit den bischóflichen Kirchen seit alters einzelne 
Kirchen und Klöster, der eigenen oder fremder Sprengel, privat- 
rechtlich verbunden, standen also als Diözesananstalten in einem 
näheren Verhältnisse zur Bischofskirche als die übrigen Sprengel- 


1) Vgl. besonders Vaissete, Histoire de Languedoc lI b 388 f. (1095) 
und unten S 13. 


2) Vgl. z. B. die pg e EY, urkundlichen Erórterungen in Trouillat, 
Monuments de Bäle III, 658 ff. (1114). 
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institute, sie waren dem Bischofe spirituell und temporell unter- 
stellt, zugehörig. Zurückgeführt wird dieses Pertinenzverhältnis 
(pertinere ad episcopatum u. ähnl.) stets auf Gründung oder 
privatrechtlichen Übertragungsakt. Sowohl in den alten Quellen 
wie in der späteren Überlieferung und Erinnerung. Doch läßt 
sich sowohl in römischer wie in germanischer Zeit das natür- 
liche Bestreben der Bischöfe beobachten, die von den tempo- 
rellen Kirchherren geltend gemachten Laieneinflüsse zu be- 
kämpfen. Diese treten immer dann stärker hervor, wenn der 
grundherrschaftliche Gedanke stärker betont wird. So vor allem 
seitens der römischen Latifundienbesitzer, aber auch seitens des 
germanischen Herrschaftsbesitzes. Neben den unselbständigen 
Kirchen gab es außer der Kathedrale auch noch andere Kirchen 
und Klöster mit eigener Rechtspersönlichkeit. Diese verschwindet 
mit vielem anderen in der Benefizienzeit allmählich. 


Innerhalb der einzelnen Kirchenanstalten zeigt sich uns 
indes ein ganz anderes Bild. Hier haben wir in der älteren, 
vorbenefizianischen Entwicklung vollständige Zirheitlichkeit des 
Vermögens und seiner Verwaltung. Das Gut der einzelnen 
Gotteshäuser war nicht untergeteilt, auch wenn eine Mehrheit 
von Personen sie bediente. Überall führte der Vorsteher (der 
leitende Geistliche, in Klöstern der Abt), bei Privatanstalten unter 
ständiger Einwirkung des Herrn, die Verwaltung zentralistisch. 
Es läßt sich, wenn man die Quellen unvoreingenommen be- 
trachtet, da keinerlei Unterschied machen zwischen Kirchen i. e. S., 
Klóstern und sonstigen geistlichen Instituten, vor allem den zahl- 
reichen Wohltátigkeitsanstalten. | 


Die einzelnen Bedürfnisse der Anstalten werden aus der 
gemeinsamen Vermógensmasse gedeckt. Aus dieser empfingen 
insbesondere auch die dort dienenden Kleriker oder Mónche u. a. 
ihr Reichnis, meist in natura. Es kam auch schon in älterer 
Zeit zur Verleihung einzelner Teile des Anstaltsgutes aus be- 
sonderen Gründen, an bedürftige Geistliche oder Laien, haupt- 
sächlich auch zu Bewirtschaftungszwecken. Die Vermögensein- 
heit wurde damit nicht gebrochen. Ebensowenig wie durch die 
gelegentlich bestehenden Verteilungspläne, wonach bestimmte 
(oder unbestimmte) Quoten für die einzelnen Hauptverwendungen 
festgesetzt wurden, an den Hochkirchen z. B. ein Teil der Er- 
träge für den Bischof, ein weiterer für den Klerus, allenfalis noch 
weitere für Instandhaltung und Armenpflege bestimmt wurden. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 45 


Und in der ganzen Diózese führte der Bischof die Ober- 
aufsicht über die Vermögensverwaltung, während diese in der 
Kathedrale ganz in seinen Händen lag. Natürlich waren auch 
die der Kathedrale temporell unterstellten Institute, wo der Bischof 
auch vermögensrechtlich Herrenrechte übte, diesem stärker unter- 
worfen als die übrigen Diözesananstalten mit ihrem Vermögen. 
Einzelne Verwaltungsakte (z. B. Veräußerungen) bedurften sogar 
der Genehmigung noch hóherer Organe. 

In allen diesen Organisationsformen bringt nun das Bene- 
fizialwesen in allmählicher Steigerung große Veränderungen her- 
vor, bis es schließlich zur Zerschlagung der alten einheitlichen 
Vermögensbestände der Kirchenanstalten kommt und — als 
letztes Glied der Entwicklung — jedes Kirchenamt, jeder Sonder- 
zweck sein Sondergut bekommt. Die viel verschlungenen, viel- 
fach unbekannten Wege, auf denen man dazu gelangte, sind im 
folgenden festzustellen. Überall setzen jedoch die Benefizien- 
verleihungen aus Kirchengut die oben kurz geschilderten Ver- 
hältnisse voraus. Aus dem vollständig dezentralisierten Kirchen- 
gute, aus den Vermögensbeständen der einzelnen geistlichen An- 
stalten werden die Benefizien verliehen oder ganze Institute samt 
ihrem Sondergute als Benefizien vergabt. Es lassen sich da 
hauptsächlich folgende Stufen der Entwicklung unterscheiden, 
wenn diese auch in den Grenzzonen ineinander überfließen. 


| $ 4. 
Die Anteilnahme der Kirche an der Benefizialentwicklung. 
Entwicklungsstufen. 


Die Berührung von Kirche und Benefizialwesen war von 
Anfang an innig und mehrfacher Art. 

Daß das Benefizium überhaupt zu größerer Entfaltung und 
Bedeutung gelangen konnte, verdankt es schon seiner Beziehung 
zur Kirche, dem Umstande nämlich, daß die dabei zur Haupt- 
rolle bestimmten Güter Kirchengüter waren. Einmal zum Leben 
erwacht, drang dann aber die Neuerung immer tiefer in den 
kirchlichen Organismus ein. Schicht legte sich auf Schicht. 
Ring schlug sich um Ring. Bis schließlich das ganze Feld von 
der neuen Pflanze überdeckt war. Und zu vielen unmittelbaren 
Einwirkungen traten dann noch viele mittelbare !). 

1) Dagegen hatte es, wie schon angedeutet, gerade die Wirkung nmidit, 
die man ihm so oft zuschreibt: die Dezentralisation des einheitlichen Gesamt- 


Didzesanvermögens im Sinne seiner Zerlegung in Einzelkirchenvermögen. 
Dieser vermeintliche Vorgang beruht aber auch nicht aut einer anderen Ursache, 
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Die Entwicklung vollzog sich aber nicht einfach und stetig. 
Sie verlief vielmehr oft stoßweise, unter starken Erschütterungen, 
und ist daher von zahlreichen Stillständen, ja selbst Rückschlägen 
durchbrochen. Auch sind es verschiedene rechtssetzende Ge- 
walten — Kirche und Staat — die, oft miteinander in Wider- 
spruch und zwar gerade über die hier zu erórternden Fragen 
häufig genug grundverschiedener Ansicht, deren Regelung in die 
Hand nahmen. Das Ergebnis konnte daher schon aus diesem 
Grunde nicht einfach und einheitlich sein. Und es ergibt ein 
durchaus schiefes Bild, wenn man, wie das so oft geschieht, nur 
die eine Partei sprechen läßt. Oder gar, wenn man beide An- 
sichten durch harmonisierende Interpretation miteinander aus- 
gleichen und in Einklang bringen will. Als habe jedem Quer- 
schnitt durch diese Entwicklung eine bestimmte Gestaltung, die 
in eindeutiger Lösung zu finden sei, entsprochen. Gerade die 
Erkenntnis, daß die Entwicklung auch im Leben vielfach ge- 
spalten und in sich widerspruchsvoll war, daher ex post auch 
nicht einheitlicher aufgefaßt werden kann und dargestellt werden 
darf, ist eine der wichtigsten Grundlagen für die richtige Er- 
fassung dieses Problems, ja, der mittelalterlichen Kirchenrechts- 
geschichte überhaupt. Sie gibt für viele Erscheinungen über- 
haupt erst die Möglichkeit der Erklärung !). 

Auch bilden die verschiedenen Stadien der Entwicklung 
nicht ein einfaches Nacheinander, eine bloße chronologische Auf- 
einanderfolge. Vielmehr griffen die Erscheinungen vielfach in- 
einander und übereinander. Auch nach dem Aufkommen neuer 
Gestaltungen bestehen die alten zumeist fort. Immer mehr Ent- 
wicklungsteihen liefen daher nebeneinander her, um teilweise 
sogar wieder zusammenzufließen. 

Unter solchen Vorbehalten lassen sich jedoch immerhin 
verschiedene Schichtungen unterscheiden, heben sich trotz aller 
Übergänge verschiedene Formationen deutlich voneinander ab. 

Die erste Stute der Entwicklung war die Vergabung von 
staatswegen eingezogenen Kirchengutes in der Form der Bene- 
fizialleihe durch den König (oder Hausmeier). Durch Verbindung 
dieser Leihen mit der Einrichtung der Vasallitát entstand das 
Lehenswesen. Und mit dessen immer weiterer Ausbreitung er- 


weil er überhaupt nie stattgefunden hat. Vgl. mein Bischofsgut I S. 14 ff. 
Dagegen wirkte das Benefizialwesen, was gerade von neueren wieder vielfach 
verkannt und bestritten wird, allerdings dezentralisierend innerhalb des 
Vermögens der einzelnen Kirchen. Vgl. im übrigen die folgende Darstellung. 

1) Vgl. meine Abhandlung »Der vocatus episcopus der Karolingerzeit« 
im Archiv für kath. Kirchenrecht 97. (4. F. 5. Bd. 1917. S.3 ff. 
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fuhren naturgemäß auch seine beiden Grundbestandteile unge- 
ahnte Steigerung. Es nahmen daher auch diese Einziehungen, 
Sákularisationen !), kirchlicher Güter und ihre Verleihungen in 
Benefizialform nach jeder Richtung hin immer größere Ausdeh- 
nung an. Im neunten Jahihundert wurde dabei, was vereinzelt 
schon im achten geschah, das Königtum in stetig steigendem 
Umfange von den Lokalgewalten abgelöst. Diese haben über- 
haupt fast ihre ganze Macht mit kirchlichen Mitteln aufgerichtet, 
insbesondere den Großteil ihrer Vasallität mit kirchlichen Gütern 
belehnt. Die Säkularisationen durchziehen daher, wie es ange- 
sichts des Ganges der Gesamtentwicklung von vornherein auch 
gar nicht anders zu erwarten ist, das ganze karolingische Zeit- 
alter und spielen an dessen Ausgang die größte Rolle. Später 
flauen sie dann ab, ohne freilich auf lange hinaus ganz zur Ruhe 
zu kommen. 

Damit war aber die Heranziehung der Kirchengüter auch 
nur für Zwecke der weltlichen Benefizialleihe noch lange nicht 
erschópft. Bald nach den direkten Einziehungen, ja vielleicht 
schon früher, mindestens noch im achten Jahrhundert, beginnend, 
dann im neunten und zehnten gleichfalls immer weiter aus- 
greifend, lief vielmehr eine zweite Art von Benefizienbestellungen 
neben der genannten einher. Verleihungen seitens der Kirchen- 
vorstände selbst, von deren bloßer Mitwirkung beim Säkulari- 
sationsbenefizium grundverschieden, u. zw. wieder in erster Linie 
Vergabungen an Vasallen, nahmen großen Umfang an und ge- 
wannen immer größere Bedeutung: die (weltlichen) Stiftsbene- 
fizien*). Verschieden davon waren natürlich auch die rein wirt- 
schaftlichen, wesentlich älteren kirchlichen Benefizien. 

Beide bisher genannten Verwendungsarten kirchlichen Ver- 
mögens für Zwecke der Benefizialleihe waren für das Verfassungs- 
recht der Kirche bereits von tiefgreifender Wirkung. Ihre Klar- 
legung bildet in mehrfacher Hinsicht die Grundlage für die Er- 
kenntnis des kirlichen Benefizialwesens. 

Einerseits wurden bei beiderlei Leihearten nicht bloß die 
Güter kirchlicher Anstalten, sondern diese selbst immer mehr in 

1) Dieser von Roth geprägte und dann hauptsächlich von Brunner 
übernommene und verbreitete Ausdruck wird unsererseits beibehalten. Es ist 
dabei nicht von Belang, daß die Güter rechtlich im Vermögen der Kirche 
verblieben. Denn nur die wirtschaftliche Funktion (Nutzung) kommt es dabei an. 

2) Außer den geistlichen Großen folgten dann auch die weltlichen dem 
Königtume in der Ausbildung des Seniorates und in der Aufstellung von 


Vasallen unter Belehnungen, auch soweit nicht säkularisiertes Gut in Frage 
kam, nach. 
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den Strudel der Bewegung hineingezogen. Nicht mehr bloß 
Teile aus ihrem Vermögen, sondern kirchliche Institute im ganzen 
Umfange, mit allen ihren Gütern, also ganze Kirch- und Kloster- 
herrschaften mit all ihrem Zubehör, wurden auf die angegebene 
Weise zu Benefiz vergabt, als Objekte der Verleihung verwendet. 
Laikale, d. i. nicht auf hierarchischen Gesichtspunkten aufgebaute, 
Herrschaftsverháltnisse über Kirchen und Klóster gab es, wie ge- 
sagt, in der Kirche seit alters. Von jener Zeit an. erhielten sie 
aber im Abendlande grofe Verbreitung. Ihr stark privatrecht- 
licher Zug erhielt durch das ebenso gefärbte Benefizialwesen natur- 
gemäß starke Förderung. Beide Gedankenreihen gingen Ver- 
bindungen ein und förderten neue Gestattungen zutage, die ohne 
diese Analyse nicht zu erklären sind. 

Andererseits riefen die früher erwähnten Benefizialleihen 
auch insofern bereits große Veränderungen in dem kirchlichen 
Verfassungsrechte hervor — und wurden auch damit wieder zur 
Grundlage für spätere Bildungen —, als sie umfassende Abwehr- 
maßregeln nach sich zogen und dadurch zu Neueinrichtungen 
führten. Die Überflutung des Kirchenvermögens durch das 
Benefizialwesen, die Gefahr völliger Aufsaugung des ersteren 
durch das letztere, zwang zu Schutzmaßnahmen, führte zur Teilung 
der Güter in den Kirchen, zur Ausscheidung und Festlegung 
unantastbarer, unverlehnbarer Bestände. Inselartig heben sich 
daher überall kleinere Vermógenskreise, die Mensal- oder Tafel- 
güter, aus dem brandenden Meere heraus. Zuerst wurden in 
größeren Kirchen die Kapitel in dieser Weise, durch Zuweisung 
unveräußerlicher, unverlehnbarer Güterkomplexe, sichergestellt 
und dadurch der für die ganze Folgezeit so hochwichtigen selb- 
ständigen Kapitelsentwicklung der Grund gelegt. Später sind es 
dann auch innerhalb des bei jenen ersten Teilungen zurückge- 
bliebenen Prälatengutes wieder engere Kreise, die als Tafelgüter 
des Kirchenvorstandes, namentlich in den Hochstiftern als mensa 
episcopalis, festgelegt und vor allem gegen die Verlehnungs- 
gefahr sichergestellt wurden. 

Bei alledem erschienen, u. zw. in immer größerem Umíange 
auch Geistliche auf die eine oder andere Weise beteiligt, nicht 
nur als Benefizienverleiher, sondern auch als Benefizienempfänger. 
Zunächst zwar noch im allgemeinen‘) ohne Rücksicht auf ihre 


1) Doch sind Ausstattungen der Geistlichen als solcher vereinzelt 
gleichfalls uralt. Es kommt aber alles auf die Scheidung der Regel von der 
Ausnahme an. 
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klerikale Stellung. Nicht für diese wurden sie fürs erste mit 
Benefizien entlohnt. Diese letzteren behalten vielmehr auch in 
geistlichen Händen zunächst noch lange den weltlichen Charakter 
bei. Doch ging die Entwicklung auch darüber bald hinaus. 
Schließlich wurden gerade die kirchlichen Dienste der Anlaß, um 
Geistliche dafür mit Benefizien auszustatten. Ganz allmählich 
ging damit das weltliche Benefizium ins kirchliche über. Dieser 
Vorgang erklärt sich leicht aus der innigen Durchdringung der 
kirchlichen und weltlichen Verfassung,. die in karolingischer Zeit 
völlig ineinandergewachsen waren und ja auch sonst viele Ein- 
richlungen gemeinsam hatten, sich gegenseitig mitteilten. Das 
Benefizialwesen war nicht gerade die Ursache und auch nicht 
die Wirkung davon!), empfing aber daraus mächtige Impulse 
und trug umgekehrt auch wieder kräftig zur Verfestigung dieser 
Wechselbeziehung bei. 


Und der letzte Schritt war dann der, daß man die geistlichen 
Ämter und Stellen selbst, mit all ihrem Zubehör, schließlich ohne 
scharfe Trennung von Amt und Amtsgut, wie man es auch bei 
weltlichen Stellungen tat, als Benefizien auffaßte, nach Benetizial- 
recht verlieh. Dieser Schlußakt der Entwicklung fällt, im großen 
und ganzen betrachtet, auf kirchlichem Boden in eine verhältnis- 
mäßig späte Zeit — in eine viel spätere, als man gemeiniglich 
glaubt. Gibt es nämlich dafür zwar auch Ansätze seit den Tagen 
Karl Martells, so schritt doch die Bewegung da nur ganz langsam 
und unter Rückschlägen fort, um erst im späteren Mittelalter 
sich weit auszubreiten und allgemeine Bedeutung zu erlangen. 


Und zwar sind es zuerst, wie nochmals betont sei, fast nur 
höhere kirchliche Stellen, die in dieser Weise als Benefizien 
vergabt werden, wie denn überhaupt das ganze Benefizialwesen 
— auch im Staate — zum überwiegenden Teile und lange 
vornehmlich den Zwecken der höheren Gesellschaftsschichten 
diente, solche auch neu bildete, und erst von da aus und ganz 
allmählich, hauptsächlich in seinen verflachenden Ausläufern, bis 
in die tiefen sozialen Schichten hinabsickerte. Auf kirchlichem 
Gebiete speziell äußert sich dies — und das ist eben nur folge- 
richtig — darin, daß sich der Adel, in dessen Händen sich die 


1) Auf die einfache Formel von Ursache und Wirkung lassen sich ja 
historische Vorgänge großen Stiles, insbesondere Massenerscheinungen, nicht 
bringen. Sie stellen vielmehr stets verschlungene, in lebhafter Wechselwirkung 
stehende Komplexe von Erscheinungen dar. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CV]. 4 
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Benefizien, auch die geistlichen, zunächst vereinigten und der 
darin bloß eine Gelegenheit, ein Mittel zur Förderung der eigenen 
Machtpläne sah, zuerst der höheren geistlichen Stellen bemächtigte 
— wie das ja auch später seine eigentliche Domäne war —, 
sich fürs erste also in Prälaturen und Kapiteln niederließ und 
festsetzte. Hier gewinnt der Benefizialgedanke denn auch zuerst 
allgemeinere Bedeutung und tieferen Einfluß. Die unteren Regionen 
des kirchlichen Ämterwesens dagegen folgen verhältnismäßig 
spät nach. | | 

Weite Gebiete des kirchlichen Verfassungsrechtes, gerade 
das niedere Kirchenwesen, bleiben daher zunáchst und lange 
von der zuletzt genannten Form des Benefizialwesens unberührt. 
Man darf deshalb die Einschätzung des letzteren bei all seiner 
Bedeutung auch nicht einseitig überspannen, namentlich für die 
ersten Zeiten des Mittelalters. Ebenso fehlerhaft und schief 
würde das Bild freilich auch werden, wenn man die Gesamt- 
erscheinungen lediglich von einer anderen, wenn auch an sich 
wichtigen, Teilkraft aus ableiten wollte. 


Der allgemeine kirchliche Amtsbegriff des Benefiziums, wie 
er dann durch Jahrhunderte geläufig war und im allgemeinen 
auch noch heute gilt, ist erst ein Produkt des späteren Mittel- 
alters, einer Zeit, die ja auch im weltlichen Bereiche den Amts- 
begriff in analoger Art und Gegenüberstellung zu anderen Be- 
griffen, schuf. Erst von da ab gewinnt, hier wie dort, der Aus- 
druck beneficium, namentlich in der Unterscheidung vom officium, 
den später charakteristischen und typischen Sinn. Auch da ist 
die kirchliche Entwicklung eben in engem Anschlusse an die 
weltliche erfolgt. Erst im Spätmittelalter wurde daher der Be- 
griff des kirchlichen Benefiziums in dem dann allgemein durch 
Jahrhunderte gangbaren Sinne geboren. Erst da ist seine Ent- 
stehungsgeschichte eigentlich, vollendet. 


Aus dieser grundlegenden Gesamtauffassung ergibt sich für 
uns nun auch die Stoffeinteilung für die weitere Darstellung. 
Wir haben also da zunächst die verschiedenen Gruppen von 
Benefizialleihen aus Kirchengut und die dadurch bewirkten ersten 
Veränderungen in der kirchlichen Verfassung in ein systematisches 
Gesamtbild zu vereinigen, mit besonderer Berücksichtigung der 
Geistlichen als Benefizienverleiher oder -empfänger. Erst von 
da aus kann dann der Übergang zum eigentlich geistlichen 
Benefizium im engsten Sinne des Wortes dargestellt werden. 
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1. 
Kirchliche Güter und Anstalten als Benefizien. 


$ 5. | 
Benefizien aus säkularisiertem Kirchengut. 


Das Benefizialwesen stellt in der Kirche nicht ein Gebilde 
dar, das den inneren Entwicklungskräften kirchlichen Lebens 
seine Entstehung verdankte, es ist keine Lebensäußerung inner- 
kirchlichen Geistes und seiner ureigensten Gestaltungen gewesen. 
Es ist vielmehr zuerst von außen her als fremde Größe an die 
Kirche herangekommen. Seine Beziehungen zu deren Innen- 
leben waren langezeit sehr lose, ja, gespannt. Nur in sehr lang- 
samem, allmählichem Vordringen gelangte es in den innerkirch- 
lichen Bereich und schuf dort oft erst spät die ihm entsprechen- 
den Einrichtungen. 

Man kann daher diese innerkirchlichen Benefizialgebilde 
nicht aus sich selbst heraus, sondern nur als das Ergebnis der 
vorausgehenden, das kirchliche Leben lediglich von aufen um- 
gebenden Benefizialbildungen begreifen. Sie stellen ja nur deren 
Fortsetzungen und allmáhliche Annäherungen und Umformungen 
im Sinne immer stärkerer Berücksichtigung geistlicher Bedüri- 
nisse dar. War doch der Übergang vom weltlichen zum geist- 
lichen Benefizium ein unmerklicher. 

Jede Untersuchung der kirchlichen Benefizialentwicklung, 
ganz besonders in deren ersten Stadien, hat demnach von jenen 
Vorgängen auszugehen, die zum erstenmal in großer Masse die 
Größe des Benefiziums in die Welt setzten und überall in großer 
Zahl erstehen ließen: von den Einziehungen großer Teile des 
kirchlichen Besitzes durch die weltliche Gewalt und ihrer Ver- 
wendung für Zwecke der Benefizialléihe seit dem früheren Mittel- 
alter. 

Dadurch war die Entwicklung des Benefiziums ja überall 
in äußerst nahe Berührung mit der Kirchenverfassung gebracht 
und konnte bei weiterer Ausdehnung leicht auf diese selbst über- 
greifen, wie es denn auch tatsáchlich geschah. 

Eine genaue Festlegung dieses gewaltigen, für jede bene- 
fizienrechtliche Untersuchung grundlegenden Entwicklungsvor- 
ganges erscheint aber schon deshalb geboten, weil die heute 
noch gangbaren Vorstellungen von diesen Güterverschiebungen 
größten Stiles im höchsten Grade unvollkommen, ja, großenteils 
geradezu irrig sind. 

4* 
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Doch handelt es sich für uns hier nur um die Gewinnung 
des für unsere weiteren Ausführungen notwendigen allgemeinen 
Hintergrundes und Ausgangspunktes der Benefizienentwicklung. 
Ein näheres Eingehen auf diese Vorgänge kann trotz ihrer ent- 
scheidenden Wichtigkeit für. alles folgende hier schon deshalb 
vermieden werden, weil wir uns in Ansehung dessen auf frühere 
Ausführungen. berufen können). Hier soll daher nur eine kurze 
Zusammenfassung der dortigen Ergebnisse zur Anknüpfung der 
späteren Darstellung geboten werden. 

A) Verlauf der Kirchengutseinziehungen. Der Zusammen- 
hang zwischen den fränkischen Kirchengutseinziehungen und der 
Ausbreitung des Benefizialwesens, die hohe Bedeutung des ersteren 
Vorganges für den letzteren steht seit langem fest. Trotzdem 
hat man den wichtigen Vorgang der Säkularisationen stets nur 
in seinem ersten Entwicklungsstadium näher beleuchtet und 
durchforscht, während doch gerade der weitere Verlauf nicht bloß 
an sich, sondern vor allem wegen seines Zusammenhanges mit 
der weiteren Ausgestaltung der Benefizien, erheblicheres Interesse 
verdient. Ja, man hat die laute und deutliche, oft sogar massige 
und wuchtige Sprache der Quellen in diesem Falle gänzlich 
überhörend, merkwürdigerweise sogar angenommen, es habe mit 
den Einziehungen der Hausmeier der Hauptsache nach sein 
Bewenden gehabt. 

Alles, schon eine logische Betrachtung der Ereignisse hätte 
auf den wirklichen Verlauf der Dinge führen müssen. Woher 
hat man bei immer weiterer Ausbreitung des Benefizialwesens, 
namentlich in seiner Transformation zum Lehenswesen, die dazu 
nötigen Gütermassen genommen, da doch schon der erste, im 
Vergleiche zur späteren Zeit immerhin geringe Bedarf zu argen 
Eingriffen ins Kirchengut gezwungen hatte? Dabei hatte der dem 
Staate immer unentbehrlicher werdende Grundbesitz noch immer 

1) Den Einzelnachweis für das hier Vorgetragene habe ich in meiner 
Abhandlung »Kirchengutsveräußerungen und das kirchl. Veräußerungsverbot 
im früheren Ma.« in diesem Archiv 105. Bd. (1925) S. 31f. und S. 350 ff. 
erbracht. Ich beschränke mich daher hier auf eine ganz kurze, für diesen 
Zusammenhang nötige Uebersicht. Weitere Ergänzungen, die außerhalb der 
hier zu erórternden Frage stehen, bringt dann mein »Bischofsgut« III. Teil 
2. Hälfte, die bereits bis zum 10. Bogen ausgedruckt war, aber des Krieges 
wegen wieder abgelegt werden mußte. Die Herausgabe dieser 2. Hälfte sowie 
des IV. Teiles ist hoffentlich nunmehr bald möglich. — Zur Frage der Ein- 
wirkung der Araberkriege auf die Aufstellung einer fränkischen Reiterei vgl. 
jetzt auch A. Dopsch, Wirtschaftliche und soziale Grundlagen der europ. 
Kulturentwicklung, 2. Aufl. (1924) II, 293 ff. und Hans von Mangoldt Gaudlitz, 


Die Reiterei in den germ. und fránk. Heeren bis zum Ausgang der deutschen 
Karolinger (Arbeiten zur deutschen R. u. V. G., 4. Heft, Berlin 1922). 
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mehr die Neigung, den kirchl. Vermógenssubjekten zuzustrómen. 
Auch die sonstigen Begebenheiten, die man für die Säkularisationen 
Karl Martells und seiner Söhne als Ursachen heranzuziehen pflegt, 
standen ja nicht still, sondern erfuhren stetige und ungeahnte 
Steigerung. Das Andrängen der äußeren Reichsfeinde wurde immer 
vehementer und erreichte in den Sarazenen- und Normannen- 
stürmen, in den Magyareneinfällen in der zweiten Hälfte des 
neunten Jahrhunderts und im zehnten überhaupt erst sein höchstes 
Maß. Aber auch die innere Zerrüttung, das Emporkommen lokaler 
Gewalten, der Kampf um die Macht bis aufs Messer, die Ver- 
stärkung der Wehrkraft des Einzelnen bis zur Erschöpfung aller 
erreichbaren Mittel, die habsüchtige Ausnützung der Gelegenheit 
seitens der einzelnen bis zum äußersten, erfahren gleichfalls am 
Ausgang der karolingischen Periode ihre größte Steigerung. Dabei 
wurden die Zeiten immer rechtloser, man trieb. immer mehr dem 
Faustrechte zu, es wurde also auch die Gelegenheit zu Kirchen- 
gutseinziehungen immer günstiger. 

. Und dabei, trotzdem, sollten die kirchlichen Besitzungen 
unangetastet geblieben, ja, in ihrem Besitze immer gesicherter, 
dieser immer größer geworden sein? Die gegenteilige Annahme 
erscheint schon a priori geradezu als unabweislich. Und in der 
Tat entsprechen ihr, was natürlich entscheidend ist, in vollem 
Umfange und nach jeder Richtung hin die Aussagen der Quellen, 
die trotz ihrer stetig zunehmenden Spärlichkeit — und das ist 
besonders bemerkenswert — doch eine immer größere Ausbreitung 
der Säkularisations- Bewegung erkennen lassen, Einziehungen 
allergrößten Stiles, gegen die alles vorhergehende weit zurück- 
tritt, nicht bloß aus zahlreichen Nebenumständen ersichtlich 
machen, sondern auch in vielen Fällen direkt und positiv berichten. 
Man muß die Beobachtungen nur auf genügend breiter Basis 
anstellen, die Quellen nur in der nötigen Vollständigkeit heran- 
ziehen und Gründlichkeit auswerten. Dazu stimmt und nur damit 
ist überhaupt vereinbar, was wir über die sonstige Lage des 
Kirchengutes, seine stets zunehmende Verkleinerung, über die 
Verarmung aller geistlichen Anstalten, ja, über den Untergang 
eines sehr großen Teiles davon, u. zw. selbst der höchsten und 
wichtigsten, in der fraglichen Zeit erfahren '). 

Schon Karl der Große sah sich auf Grund der seit der 
Bonifatianischen Reform eingetretenen Ereignisse und Verände- 


1) Darüber vgl. mein »Bischofsgut«, III. Teil. 1. Hälfte. 
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rungen in die Notwendigkeit versetzt, neuerlich in umfassender 
Weise kirchliche Mittel für den Staatsbedarf heranzuziehen und 
dann die Frage nach durchgeführter Sákularisation von neuem 
zu regeln. Eine direkte Einziehung sollte, da an eine Rückgabe 
des vorher eingezogenen Gutes nicht mehr zu denken war, 
wenigstens für die Zukunft hintangehalten und, wenigstens der 
Hauptsache nach, durch eine mittelbare und daher für die Kirchen 
weniger schädliche Inanspruchnahme ihres Vermögens ersetzt 
und überflüssig gemacht werden. Er hat Kirchen und Prälaten 
selbst zu Reichsdiensten herangezogen. Ihnen vor allem die 
Aufstellung einer eigenen Kriegsmannschaft, der Stiftsvasallität, 
gestattet. Dadurch wurden die Kirchen, namentlich die hóheren, 
und ihre Vorsteher, freilich stark verweltlicht, die Prälaten auch 
zu Staatsbeamten, ihre geistlichen Institute auch zu solchen des 
Reiches. Das Benefizialwesen, so ins Innere der Kirchen ver- 
pflanzt, erwies sich dort aber fast noch als schädlicher als seine 
Angriffe von außen her. | 

Das Ziel der Vermeidung weiterer direkter Eingriffe wurde 
aber trotzdem nicht erreicht. Im Gegenteile nimmt die Be- 
wegung, zurückgedämmt und dann doch nicht mehr aufzuhalten, 
einen noch immer größeren Umfang an und einen immer unge- 
stümeren und wilderen Verlauf. Mächtig stemmte sich die Kirche, 
vertreten durch Männer wie Agobard von Lyon, Hinkmar von 
Reims und andere — auch Pseudoisidor schrieb dieses Programm 
auf seine Fahne —, dann namentlich auch durch machtvolle 
Papstgestalten, wie vor allen den ersten großen Nikolaus, dieser 
Bewegung entgegen. Doch auch über diese kräftige Opposition 
schritt, obwohl ihr mancher Teilerfolg beschieden war, der Lauf 
der Dinge zunächst noch mit elementarer Gewalt hinweg. 

Kundgebungen aller Art, Erlasse kirchlicher Organe, vor 
allem der Päpste und Synoden, aber auch die Gesetze und 
Diplome der Herrscher, ferner Stücke aller Art, in erster Linie 
Urkunden, Briefe und erzählende Quellen, spiegeln den Verlauf 
der Entwicklung wider. Namentlich lassen ihn Betrachtungen 
über die Schicksale einzelner Kirchenanstalten mit größter Deut- 
lichkeit erkennen. 

Sehen wir aus allem ein fortwährendes und immer stärkeres 
Anwachsen der Säkularisationsbewegung im 9. Jahrhundert, na- 
mentlich gegen dessen Ende zu, so können wir in der ersten 
Hälfte des 10. Jahrhunderts überhaupt und nach jeder Richtung 
hin deren Höhepunkt der ganzen Bewegung erkennen. Sowohl 
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was die Größe der eingezogenen Gütermassen als auch was die 
Zahl der betroffenen Anstalten und die Gewaltsamkeit des Vor- 
gehens betrifft. 


Jedes Land bietet dafür Belege in reichlichstem Maße dar. 
Am schlimmsten lagen die Dinge jedoch naturgemäß in den 
Grenzländern des einstigen Frankenreiches, wo auf weiten Ge- 
bieten die kirchlichen Einrichtungen, sogar die Bistümer, dem 
Untergange verfallen waren. Das ganze Gut dieser vernichteten 
Kirchen und Klöster verfiel der Einziehung, meist durch die 
lokalen Machthaber. In vielen Fällen erfahren wir, daß maßlose 
Säkularisationen geradezu die Ursache des Unterganges geist- 
licher Institute waren. 

So finden wir in der Normandie, in der Bretagne, in Aqui- 
tanien und den spanischen Grenzländern, im südlichen Frank- 
reich und Burgund, ferner in breiten Landstrichen ltaliens, aber 
auch im Landesinnern, insbesondere wieder an der Grenze der 
Teilreiche, vor allem in Lothringen, aber auch anderwárts, in 
Deutschland in allen neu sich erhebenden Stammesherzogtümern, 
das Kirchengut in der damaligen Zeit zum überwiegenden Teile 
in Laienhänden !). Sogar Kirchen wie Rom und Ravenna hatten 
über bitterste Armut infolge allseitiger Eingriffe in ihre Ver- 
mögensbestände zu klagen. Und selbst die Ottonen, unter denen 
die Entwicklung im allgemeinen bereits wieder einen umgekehr- 
ten Verlauf nahm und die alte Ordnung der Dinge wiederher- 
gestellt wurde, sahen sich in der Not der Zeit noch zu nicht un- 
beträchtlichen Eingriffen ins Kirchengut gelegentlich gezwungen. 


Erst die zweite Hälfte des zehnten Jahrhunderts — im 
großen und ganzen betrachtet — brachte wieder bessere Zeiten 
und geordnetere Verhältnisse. Als sich die öffentlichen Zustände 
aus den Gärungen in einigermaßen fester und geklärter Gestalt 
erhoben, die Machtverhältnisse in den Grundzügen festgelegt waren 
und dauernden Charakter angenommen hatten, wurde auch ein 


1) Die zahlreichen von mir bereits andernorts beigebrachte Belege lassen 
sich, wie dort betont, von allen Seiten her noch vermehren. Zur Verstärkung 
des Masseneindruckes wähle ich in dieser Abhandlung hier für alle in Betracht 
gezogenen Verhältnisse fast durchweg ganz neue Belege. Vgl. hier z. B. 

ia Christiana 1 b 200 f. Nr. 1 (nach 1025): ego Raimundus . . episcopus 
Basadensis et Laburdensis . . de Laburdensi episcopatu notum fieri volumus . . 
civitatem supradictam adii quae ab antiquis destructa cum ecclesia (nämlich 
seit spátkarolingischer Zeit) . . et ea, quae in ius ipsius ecclesiae olim . . . 
dicebantur acquisita, inveni in dominio vicecomitis esse possessa .. Dieser 
gibt AIO remedio animae« das alte Hochstift (Gebäude) und einige Zehnten 
Zurück. 
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Teil des eingezogenen Kirchengutes, der gleichsam militärisch 
gebunden gewesen war, wieder frei. 

In großem Stile wurde reformiert und ebenso allgemein, 
wie vordem am Zerstórungswerke, arbeitete wieder die Gesamtheit 
an der Wiederherstellung der Kirchen und Klöster mit. Und 
zwar in erster Linie jene Gewalten, die schlieflich im allgemeinen 
Ringen nach oben gekommen waren. In Deutschland, überhaupt 
in den Ländern des Imperiums, vor allem die Herrscher im Bunde 
mit den Bischófen, in Frankreich (zuerst auch in Burgund), vor 
allem die Lokalgewalten mit dem kluniazensischen Mónchtume 
vereint. Naturgemäß nahm auch das Papsttum nach Kräften teil. 


In umfassender Weise erfolgten Rückstellungen kirchlicher 
Güter und Neuausstattungen von Kirchen und Klöstern. Trotz 
allem — und das zeigt uns erst die vorausgehende Einziehung 
in ihrer ganzen Größe und Wucht — wurde der karolingische 
Kirchenreichtum nicht entfernt mehr erreicht. Der Hauptteil des 
alten Kirchengutes verblieb dauernd in den Händen der damit 
ausgestatteten Vasallen. 

Das erkennt man vor allem aus der Gesamtansicht der ' 
Kirchen- und Kirchengutsverhältnisse vor und nach dieser Zeit !). 
Im 10. und 11. Jahrhundert blieb trotz aller Neugründungen nicht 
nur die Zahl der höheren Kirchen und Klöster hinter der 
Karolingerzeit erheblich zurück, auch der Besitz und damit das 
Ansehen der einzelnen Anstalten war gegen früher auf einen 
kleinen Bruchteil des alten Umfanges zusammengeschmolzen. 
Waren noch im 9. Jahrhundert Klöster und Stiftskirchen mit 
hunderten von Mitgliedern und zehntausenden von Hufen an 
Grundbesitz nicht selten, so begegnen im 11. Jahrhundert im 
Durchschnitt nur noch kleine Konvente, etwa von einem oder 
einigen Dutzenden von Mitgliedern, wenn es hochkommt, und 
einigen hundert, bestenfalls tausend Hufen Landes, soweit der 
eigentliche, nicht verlehnte, Kirchenbesitz in Betracht kommt. 


1) Außer den vielen von uns andernorts (a. a. O.) beigebrachten Belegen 
kommen da vor allem zahlreiche Stellen wie die folgende in Betracht: Gallia 
Christ. VI] b 31: König Heinr. schenkt dem Domkapitel von Paris Kirchen 
— quarum quaedam olim abbatiarum dignitate sublimatae . . sed propter regni 
perturbationem rebus concessis spoliatae solitudini vacantes, parvum aut 
nullum antiquae possessionis retinuerant statum . . Oder Gallia Christ. X b 25 
(1066): Eb. von Reims richtet ein verfallenes Kloster wieder ein, gibt ihm 
— veterem abbatiam (fuit enim in hoc loco abbatia) — nachdem er den 
Ort zurückgekauft von dem, welcher ihn — in beneficium de manu Rem. 
archiepiscopi habuit . . 
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Nach dem ottonischen Zeitalter, im 11. Jahrhundert, trat sogar 
eine abermalige Verschlechterung in der angegebenen Richtung 
ein, neuerliche direkte Eingriffe ins Kirchengut fielen vor. 

Schon zu Anfang des Jahrhunderts, seit Kaiser Heinrich II., 
als die Aufgaben und Ausgaben insbesondere der fürstlichen 
Kirchen, in erster Linie der Reichsbistümer, ständig wuchsen, 
sahen sich die Herrscher, deren Macht sich zum guten Teile 
darauf stützte, zu neuerlichen Eingriffen ins Kirchengut, vor allem 
ins Klostergut, genötigt. Seit jener Zeit wurden große Teile 
davon, ja ganze Klöster des Reiches, von reichswegen an die 
Bistümer übertragen, um wenigstens diese Bollwerke der Reichs- 
politik wirtschaftlich sicherzustellen. So verloren — trotz ihrer 
Privilegien und verbrieften Rechte — viele von diesen Anstalten 
ihre Reichsunmittelbarkeit oder doch mit großen Teilen ihres 
Besitzes ihre weltliche Machtstellung. 

Gegen Ende des 11. Jh. wurden dann auch Güterverluste 
der bischöflichen Kirchen durch Benefizialleihen selbst seitens 
der Krone, namentlich in Deutschland, wieder häufiger, wie man 
vor allem wieder aus den Gegenmaßnahmen, vor allem während 
des Investiturstreites, erkennt. Wie denn damals ganz allgemein 
wieder ein weiteres gewaltigen Ausgreifen der Benefizialbewegung 
(auch in den Kirchen; vgl. das folgende) zu beobachten ist. 

So tritt namentlich Gregor VII. neuerdings den Verlehnungen 
kirchlicher Güter seitens der Könige und weltlichen Fürsten 
gegen den Willen der Prälaten, vor allem der Bischöfe, ent- 
gegen!). Vor allem wird auch wieder den Güterverlusten der 
römischen Kirche gesteuert. Gegen Usurpationen päpstlichen 
Besitzes tritt der genannte Papst als gegen ein Sakrileg mit 
strengen Strafen aui?) Besonders werden Vergabungen von 
Zehnten an Laien, sei es durch Bischöfe, sei es durch Könige 
oder andere Personen, als unrechtmäßig erklärt, ihre Rückgabe 
angeordnet?). 


1) Vgl. bes. die röm. vp ies 1078 c.1 (also wichtigster Punkt) 
Reg. Vl, 5 b Ueberschrift (S. 401): De Teutonicis contradicendis, ne predia 
ecclesiastica a regibus data sive ab invitis episcopis detineant. Der Text 
(S. 402 f.): Quicumque miltum vel cuiuscunque ordinis vel professionis persona 
predia ecclesiastica a quocunque rege seu seculari principe vel ab episcopis 
invitis seu abbatibus aut ab aliquibus ecclesiarum rectoribus suscepit vel 
susceperit vel invasit vel etiam eorumdem rectorum depravato seu vitioso 
re tenuerit, nisi eadem predia ecclesiis restituerit, excommunicationi 
cea 


2) A. a. O. c. 23 (S. 401 u. 405). 
8) C. 16 (S. 401 u. 404 f.). 
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Im übrigen wollen wir hier, wie gesagt, auf Einzelheiten 
der großen Säkularisationsbewegung nicht weiter eingehen. Wir 
haben dies teils — fürs frühere Mittelalter — schon an anderer 
Stelle getan, teils werden wir es — für die spätere Zeit — noch 
andernorts in aller Ausführlichkeit vorbringen. 

Hier handelt es sich nur um die Gewinnung des für die 
Entstehung des geistlichen Benefiziums in Betracht kommenden 
Grundlagen. Diese müssen aber hier schon deshalb wenigstens 
in großen Umrissen dem Leser des folgenden vor Augen gehalten 
werden, weil, wie gesagt, das von der Literatur bisher Vorgebrachte 
auch schon in dieser Hinsicht nicht dazu verwertet werden kann, 
die Säkularisationsbewegung vielmehr einen viel großartigeren, 
gewaltigeren, auch zeitlich ausgedehnteren Verlauf nahm, als 
man gemeiniglich glaubt. Erst aus der Größe dieser Güter- 
verschiebungen kann man aber ihr Gewicht als Hauptfaktors der 
ganzen sozialökonomischen Entwicklung des Ma. im ganzen und 
in bezug auf alle in diesem Rahmen sich abspielenden Einzel- 
vorgänge richtig abschätzen. 

Auch die spätere Zeit, insbesondere das 12. und 13. Jahr- 
hundert, brachte noch schwere Beeinträchtigungen des Kirchen- 
besitzes von laikaler Seite aus. Allein, dabei handelt es sich 
im wesentlichen weniger um Einziehungen kirchlicher Güter für 
Lehenszwecke von außen her, als vielmehr um Ausbreitung der 
Lehensgewalten im Innern der Kirchen und ihrer Besitzungen 
oder aber um Konflikte mit dem Städtewesen und seiner auf- 
keimenden Geldwirtschaft. 

B. Benefizienrechtliche Bedeutung und Regelung der durch 
die Sükularisationen geschaffenen Verhältnisse. Für unseren 
Zusammenhang ist es von größter Wichtigkeit, daß der weitaus 
größte Teil aller durch Säkularisationen den Kirchen abhanden 
gekommenen Besitzungen zur Bestellung von Benefizien ver- 
wendet wurde. Dadurch war die Größe des Benefiziums in ge- 
waltiger Zahl und größtem Ausmaß ins Leben gesetzt und mit 
der Kirche und ihren Einrichtungen überall in nächste und un- 
mittelbarste Berührung gebracht. Leicht konnte von da aus, wie 
es denn auch wirklich geschah, die Bewegung ins innerkirch- 
liche Gebiet weitergreifen. 

Zuerst wurden folgende Gestaltungen erreicht. Die durch 
die arnulfingischen Hausmeier zu Anfang des 8. Jahrhunderts 
herbeigeführten Verhältnisse wurden in den vierziger Jahren in 
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der Art geregelt? daß zunächst Karlmann 742 die vollständige 
Rückgabe der entzogenen Kirchengüter zusicherte?), jedoch ein 
Jahr später in seinem in der Pfalz zu Estinnes gegebenen Capi- 
tulare*) verfügte, daß ein Teil dieses säkularisierten Besitzes 
wegen der ungeheuren Befeindung durch fremde Völker noch 
im Staatsdienste verbleiben solle, jedoch gegen Leistung eines 
Zinses seitens der Lehensträger und Einhaltung der Prekarien- 
form gegenüber der Kirche. Unter Beobachtung dieser Vor- 
schriften sollten sogar auch Neuvergabungen durch den König 
zulässig sein. Ähnliches ordnete Pippin 744 zu Soissons fürs 
Westreich an). 

Die durch die Hausmeier, später Könige, eingezogenen, 
von den Kirchenoberen im Prekarienwege zur Verfügung ge- 
stellten Güter wurden durch die ersteren zum überwiegenden 
Teile als Benefizien weitervergabt und zur Aufstellung einer 
Vasallität verwendet. Fast erscheint es aber, als hätten zunächst 
nicht die Vasallen selbst Benefizien empfangen, sondern die 
‚Benefizienempfänger (Freie) Vasallen (damals oft Unfreie) erst 
zu Stellen gehabt 5). | 

Unter Karl dem Großen wird dann der Gedanke der Rück- 
gabe der bereits säkularisierten Güter zunächst ganz aufgegeben. 
Ja, es mußten in den ersten Regierungsjahren noch gewaltige 
neuerliche Einziehungen stattgefunden haben. Im berühmten 
Kapitular von Heristall 779 wurde bestimmt, daß die bisher auf 
Geheiß des Herrschers eingezogenen und als Lehen bestellten 


1) Vgl. mein »Bischofsgut« I. Teil S. 114 ff. mit weiteren Einzelheiten 
und Belegen. 


2) Cap. Germ. c. 1 Mon. Germ. Capitularia I, 25 (= Conc. Germ. c.1 
Mon. Germ. Concilica II, 3): Et fraudatas pecunias ecclesiarum ecclesiis 
restituimus et reddidimus. Vielleicht sind hier aber nur die »betrügerisch« 
und »gewaltsam«, seitens der Großen »eigenmächtig« eingezogenen Güter 
gemeint und nicht die per precariam verbo regis. 


3) Cap. Lipt. c. 2 Cap. I, 28 (= Conc. Lipt. c. 2 Conc. II, 7). 
4) Cap. Suess. c. 3 Cap. I, 29 (— Conc. II, 34). 


9) Vgl. hier nur etwa das Capitulare Pippins von Compiégue 757 c. 9 
Cap. I, 38 (Mahlbacher Nr. 85): Homo Francus accepit beneficium de seniore 
suo, et duxit secum suum vassallum, et postea fuit ibi mortuus ipse senior et 
dimisit ibi ipsum vassallum; et post hoc accepit alius homo ipsum benefictum, 
et pro hoc ut melius potuisset habere illum vassallum, dedit ei mulierem de 
ipso beneficio, et habuit ipsam aliquo tempore; et, dimissa ipsa, reversus est 
ad parentes senioris sui mortul, et accepit ibi uxorem, et modo habent eam.. 
itum est, quod illam, quam postea accepit, ipsam habeat. Da ist doch 
deutlich zwischen dem a aeaempangr und seinem Vasallen unterschieden. 
Ueber Wechsel der Beneficien z. B. c. 9 Cap. Aquitan. 768 a. a. O. S. 43. 
Näher kann ich hier auf diese Frage, die für diesen Zusammenhang neben- 
sächlich ist, nicht eingehen. 
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Kirchengüter !) dauernd im Staatsdienste verbleiben sollten, jedoch 
unter Wahrung der Zinspflicht und Prekarienform zugunsten der 
betroffenen Kirchen. Es werden bedeutend größere Lehens- 
komplexe festgesetzt. Der Benefizienempfänger bestellt sie nicht 
mehr selbst?) sondern verwaltet und beherrscht sie als Grund- 
herr. Der Zins wird vermindert, ist wohl damit mehr ein An- 
erkennungszins geworden. Als solcher hat er mit der Prekarien- 
form den Zweck, das frühere Kirchengut als solches in Evidenz 
zu halten. Als Entschädigung aber für die gewaltigen Besitz- 
verluste wird der Kirche gleichzeitig der allgemeine Kirchen- 
zehent staatlich zugesichert. Die Benefizientráger hatten aber 
an die Kirchen aufer dem allgemeinen Zehnten (decima) noch 
einen zweiten (nona) zu entrichten. 

Die aus sákularisiertem Kirchengut mit Benefizien Ausge- 
Statteten waren Mannen des Königs, nicht der Kirche). Sie er- 
halten ihre Benefizien aus königlicher Hand. Der Prälat fertigt 
nur die Prestarie aus. | 

Dies bleibt dann im allgemeinen der Rechtszustand bis ins | 
9. Jahrhundert. Es kam auch noch die Verpflichtung der Bene- 
fizienträger hinzu, zur Instandhaltung oder Wiederherstellung der 
verfallenen Kirchen, aus deren Gut sie ihren Lehensbesitz hatten, 
mitzuwirken. 

Im übrigen war der Lehensbesitz im 9. Jahrhundert noch 
schwankend und unbeständig. Erst allmählich drang der Ge- 
danke der Erblichkeit durch. Bis dahin war auch das Interesse 
der einzelnen an ihren Benefizien gering. Es war demnach auch 
die Hingabe eines Gutes als Benefiz häufig genug mit dessen 
wirtschaftlichem Verfalle gleichbedeutend. Der Schaden für die 
betroffenen Kirchen infolge dieser Güterverluste war daher in den 
ersten Zeiten des Benefizialwesens oft doppelt. 

Ein Gut als Benefiz erhalten, heißt damals vielfach noch, 
dasselbe zur Ausbeutung, zum Raubbau zu bekommen. Daher 
die vielen Ermahnungen zur ordentlichen Bestellung des Bene- 


1) Cap. I, S. 50 c. 14 F. Langob.: De rebus vero aecclesiarum, que usque 
nunc per verbo domni regis homines seculares in beneficium habuerunt . . 


2) Vgl. übernáchste Anm. 


3) Vgl. nur z. B. Hinkmar von Reims, De villa Novilliaco Scriptores XV, 

2, Sp. 1168: domnus rex Carolus (d. Gr.) . . dedit villam Novilliacum in 

beneficio Anschero Saxoni, qui nonas et decimas ad partem Remensis ecclesiae 

de ipsa villa usque ad mortem suam persolvit. (Später K. Lothar) Athoni, 

ui fuerat ostiarius Caroli regis, in beneficium dedit. Mehrfach gelangt die 
illa ins Eigen Dritter. 
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fiziums !), mit deren Gróferwerden gegen Bedrückung der Hinter- 
sassen des Benefiziums, gegen unwirtschaftliche Behandlung der 
Benefizien zugunsten der Eigengüter?) Selbst Raubbau von 
Waldern, Verkauf des Holzes u. dgl. kam schon damals vor — 
wie jederzeit bei unrationeller Ausbeutung eines Landgutes 3). 

-Daß insbesondere auch die Vergabung einer Kirchenanstalt 
als Benefiz oit gleichbedeutend mit ihrer ausbeuterischen Be- 
handlung, ja mit ihrem Untergange war, ergibt sich deutlich ge- 
nug aus den Quellen. Doch davon soll spáter noch im beson- 
deren die Rede sein (S 7). Auch in dieser Hinsicht wird daher 
das Schicksal der Kirchen als Benefizien erst aus der allgemeinen 
Entwicklung voll verstándlich. 

Das 9. Jahrhundert bringt dann in zahlreichen Bestimmungen 
kirchlicher und weltlicher Gesetze*) die nähere Regelung des 
sich immer weiter verbreitenden Säkularisationsvorganges und 
der dadurch gewonnenen Benefizialleihen — im allgemeinen auf 
der früher gewonnenen Grundlage. Wie früher werden alle Ein- 
griffe grundsätzlich — staatlich wie kirchlich — als unerlaubt 
verpönt und höchstens durch die Not entschuldigt). Gleichwohl 
dringt man wenigstens auf Einhaltung der vorgeschriebenen 
Formen (Prekarienausstellung) und Abgaben. 

Jemehr aber die Zerrüttung der öffentlichen Ordnung im 
sinkenden Karolingerreiche fortschritt, jemehr an Stelle der alten 
Reichsgewalt überall emportauchende Lokalgewalten traten, desto 
weniger wurden die alten Vorschriften beachtet, desto häufiger 
führten die Säkularisationen die gänzliche Entfremdung des ein- 
gezogenen ursprünglichen Kirchengutes herbei. Und im 10. Jahr- 

1) Z. B. c.5 Cap. Aquitan. 768 Cap. l, 43: Quicumque nosirum bene- 


ficium habet, bene ibi labord (!) et cofidirgat: et qui hoc facere non vult, 
dimittat ipsum beneficium . . Vgl. c. 6 Breviarium missorum Aquit. 789 S.65. 


2) Z. B. Königsboteninstruktion 802 c. 10 (9) Cap. I, 100 (Mühlbadwer 
Nr. 382): De illis hominibus qui nostra beneficia habent distructa et alodes 
eorum restauratas — Similiter et de rebus ecclesiarum. Oder c. 49 Cap. miss. 
802 Cap. 1, 104: Ut beneficia domni imperatoris et ecclesiarum considerentur, 
ne forte aliquis alodem suum restaurans beneficia destruat. 


3) Karls II. Cap. missis tradita 860 Cap. Il, 300; c. 6: Volumus etiam, 
ut de beneficiis destructis et silvis venditis tam ex re publica, quam ex rebus 
ecclesiasticis, missi nostri omnes admoneant, ut de cetero, qui illa habent, 
exinde se caveant . 


4) Vgl. darüber dieses Archiv 105. Bd. (1925), bes. S. 17 ff. 

9) Vgl. jetzt auch das neuaufgefundene Diplom Kaiser Ludwigs ll. für 
Bobbio v. J. 865 (Walther Holtzmann, Ein neues Diplom usw. im Neuen 
Archiv 46. Bd. [1925] S. 143 ff.) S. 147: Igitur quia pro summa rei publicae 
necessitate pacisque tranquillitate quandam divisionem de rebus iam fati 
coenobii ad oram fieri permisimus — ein Teil wird für den Konvent zurück- 
belassen — interim dum Domino opitulante ad pristinum revocetur statum . . 
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hundert, in Zeiten der Reform, war dann dieses sehr oft nicht 
mehr als solches zu erkennen.  Ursprüngliche Benefizialgüter 
aus sákularisiertem Kirchengut waren in Allodialbesitz der damit 
Ausgestatteten oder ihrer Deszendenz übergegangen. 

Dies konnte umsoleichter geschehen, als im Laufe des 9. 
Jahrhunderts die Erblichkeit des Benefizienbesitzes wenigstens der 
höheren und freien Vasallen sich allmählich durchsetzte. War 
dies für die Bewirtschaftung der Benefizialgüter zwar ein Vorteil 
— das stärkere persönliche Interesse und die Sorge für die Nach- 
kommenschaft verhinderte den Raubbau —, so war doch damit 
umsomehr die Gefahr dauernden Verlustes solcher Güter für die 
Kirchen gegeben. Im 11. Jahrhundert wurde dann auch der 
Gedanke der Erblichkeit der Benefizien auch für die Aftervasallen 
der Reichsvasallen verkündet, überhaupt erstere in ihrem Besitz 
noch mehr gesichert), wodurch, soweit altes, längst eingezogenes 
Kirchengut dabei in Frage kam, eine noch weitere Verflüchtigung 
dieser Eigenschaft eintrat. 

Aber auch im 10. und 11. Jahrhundert sind die durch welt- 
liche Machthaber (Herrscher oder Lokalgewalten) neuerdings ein- 
gezogenen?) Kirchengüter von diesen a/s Benefizien ausgetan 
oder selbst als solche besessen?), wie wir meist anläßlich der 
Rückstellungen ausdrücklich erfahren. Oft heißt es da, es handle 
sich um alten Besitz der betreffenden geistlichen Anstalten, der 
diesen später abhanden gekommen und auf Einflüsterung ge- 
wisser Leute von Herrschern oder Großen (Herzogen, Grafen 
usw.) als Benefiz benützt worden seit). Sehr deutlich ist dabei 
vielfach auch der Übergang des säkularisierten Besitzes in Reichs- 
eigentum schlechtweg zu beobachten’). Auch Verlehnungen 
durch die Prälaten auf Geheiß des Herrschers (in älterer Zeit 
precariae verbo regis genannt) kommen noch lange vor 9). 


1) Konrads Il. Lehensgesetz von 1037 für Italien Mon. Germ. Dipl. IV, 
S. 336 f. Vgl. darüber nächsten S 6, da es sich für uns hauptsächlich um 
die Stiftsvasallen handelt. 

2) Vgl. meine Abh. » Kirchengutsveräußerungen « in diesem Archiv 
105. Bd. (1925) verschiedenenorts. 

3) Vgl. auch darüber a. a. O. 

4) Vgl. z. B. Mon. Germ. Dipl. IV, 187 (1029) Konrads Il. Urk. für das 
Nonnenkloster Obeimünster zu Regensburg. Ein Hof wird restituiert, der 
bereits seit alter Zeit Besitz des Klosters war, sed oblito timore Dei suggestione 
quorundam hominum a regibus vel ducibus in beneficium diu retentam. 

Der in voriger Anm. restituierte Hof wird als curtis iuris nostri 
durch den Herrscher tradiert, de nostro iure atque dominio in illius (Kloster) 
ius ac dominium übertragen. Vgl. darüber noch unten S 12. 

6) Heinr. III. für St. Maximin Beyer I, 338 Nr. 834 (1051): curtem ... 
quam nos cuidam Anshelmoni Theodericum abbatem iniuste pro beneficio 
prestare iussimus . . s. Johanni sanctoque Maximino et fratribus . . reddidimus . . 
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DaB nichtsdestoweniget diese direkten Eingriffe stets — 
sowohl in frühkarolingischer Zeit wie in den folgenden Jahr- 
hunderten — als Unrecht empfunden wurden !), also keineswegs 
als Ausfluß oder Ausübung eines Rechtes, z. B. des Eigentums, 
der Temporalherren an ihnen untergebenen Kirchen, auch sofern 
ein solches etwa bestanden haben sollte, erschienen, kann nach 
allen Äußerungen der Quellen nicht zweifelhaft sein. Letztere 
sind dabei ebenso klar wie eindeutig?) 

War aber mit den Säkularisationen eine Gefahr für das 
Seelenheil, eine wenigstens moralische Verfehlung gegeben, so 
erscheint es auch verständlich, wenn, wie dies tatsächlich ge- 
schieht, die Rückstellungen eingezogener Güter »zum Seelen- 
heiles vorgenommen werden und als eine ethisch und religiös 
verdienstliche Handlung erscheinen). 

Daß übrigens nicht nur die eigentlichen unverblümten 
Säkularisationen gewaltige Abgänge an ihrem Besitz für die Kirche 
zur Folge hatten, sondern auch noch zahlreiche mehr verdeckte 
Angriffe auf das Kirchengut vorkamen, ja, ein ganzes Bündel 
von Scheingeschäften entwickelt wurde, die die kirchlichen Be- 
sitzungen auf mannigfaltigen Wegen in Laienhände abfließen 
ließen, haben wir andernorts ausführlich gezeigt‘). Übrigens läßt 
sich das dort Vorgebrachte noch sehr ins einzelne ausbauen und 
bietet namentlich im Detail noch viele- interessante Züge dar. 

Daß namentlich auf dem Wege der Tauschverträge die 
Kirchen große Verluste erlitten, läßt sich leicht noch eingehender 
erweisen. 

Nur ein Beispiel sei da noch näher angeführt. Im Jahre 
888 vermittelte König Arnolf einen Tausch zwischen dem Abte 


ea uid. ratione, ut nec pref. T. abbas nec aliquis successorum suorum alicui 
unquam prestare vel vendere presumant. Eingriffsverbote richten sich daher 
auch gegen die Herrscher. Heinr. III. schenkt dem Domkapitel von Utrecht 
ein Gut Muller, Cart. v. Utrecht N. 49.(1040): ne aliqua imperialis vel regalis 
aut episcopalis persona . . presumat infringere . . 


1) Vgl auch Hinkmar, De villa Novilliaco Scriptores XV, 2, 1168 f. 
2) Vgl. dazu dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 50 ff. und S. 80 ff. 


3) Vgl. z. B. Konrads II. Restitutionsdiplom für das Obermünster zu 
Regensburg v. J. 1029 Mon. Germ. Dipl. IV, S. 187: tam pro nobis quam 
etiam antecessoribus ac parentibus nostris, pro liberandis quoque a iustissima 
ira aeterni iudicis omnibus, quorum consilio res eiusdem ecclesiae hactenus 
direptae et inde sunt alienatae. Gibt den Hof zurück. Dieser sei schon von 
Kaiser Heinrich Il. dem Kloster neuerdings bestätigt worden, sed oblito timore 
Dei suggestione quorundam hominum a regibus vel ducibus in beneficium 
diu retentam. Nos autem divinae remunerationis intuitu stellt den Hof mit 
allem Zubehór, u. a. den Ministerialen, dem Kloster zurück. 


4) Dieses Archiv Bd. 105 (1925) S. 377 ff. 
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Bovo von Neu-Korvey und dem Grafen Oddo. Der Herrscher 
gab das dem Grafen zu Lehen gegebene Krongut Goddelsheim 
dem Kloster zu Eigen und empfing dafür Klosterbesitz zu Salz- 
dahlen u. a., den er dem Grafen Oddo zu Lehen gab!) Daß 
das Kloster, dem man auch die sonstigen ihm verliehenen Reichs- 
privilegien nicht einhalten konnte ?), nicht zu seinem Rechte kam, 
ergibt sich aus den Quellen der späteren Zeit. 

Im Jahre 1028 führte der Abt Druthmar vor Kaiser Konrad Il. 
Klage über das Gut Goddelsheim, das zwar als Entschádigung 
in dem Tauschvertrage mit Abt Bovo durch Kaiser Amolf ge- 
nannt gewesen sei, jedoch dem Kloster wieder entzogen worden 
sei?) — es war wohl überhaupt nie in seinen Besitz gelangt. 
Zu Zeiten Konrads lag es wenigstens als Erbgut in Privathánden. 
Der Kaiser erwirkte zwar die Rückstellung — jedoch wurde es 
selbst da noch »als Benefiz« der damaligen Besitzerin auf Lebens- 
zeit belassen. Man ersieht am besten aus solchen Einzelfällen 
den starken Zug der Zeit. 

Die erste große Welle der Benefizialbewegung, ihr Entstehen 
und Anschwellen auf Grund der Säkularisationen massenhaften 
Besitzes der Kirche hatte daher für diese als Gesamtwirkung den 
Verlust eines Großteiles ihrer ökonomischen Machtmittel und da- 
mit zahlreicher Verfassungseinrichtungen zur Folge. Mit dieser 
Einwirkung von außen war aber erst der Anfang jener großen 
Entwicklung gegeben, die als Benefizialbewegung das kirchliche 
Leben erfaßte. Immer weiter drang jene in dieses ein, bis es die 
Kirchenverfassung von Grund auf umgestaltete. Schon die im 
folgenden zunächst zu betrachtenden Erscheinungen zeigen uns 
bereits kirchliche Organe im großen Umfange an der Benefizien- 
bestellung auch aktiv beteiligt. 


$ 6. 
Geistliche als Verleiher weltlicher Benefizien. Benefizialleihen 
der Kirchenvorstände. 


Während bei der bisher betrachteten Gruppe von Benelizial- 
leihen die Kirche nur mittelbar, sozusagen passiv, insofern mit 
ihren Einrichtungen beteiligt war, als die dazu verwendeten, von 
staatswegen eingezogenen Güter eben Äirchengüter waren, haben 
wir nunmehr jene Gruppe von Benefizien zu erörtern, bei denen 

1) Mühlbacher, Reg. Nr. 1793. 


3 Vgl. meine in vorvoriger Anm. angeführte Abhandlung S. 350 fi. 
3) Mon. Germ. Urk. IV, S. 170. 
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die Vergabung zwar im allgemeinen noch für weltliche Zwecke 
erfolgte, wobei aber die Kirche doch schon durch ihre Organe 
aktiv mitwirkte. Wir meinen die durch die Kirchenvorsteher 
selbst vergabten Benefizien, zunächst für weltliche Zwecke und 
an weltliche Personen. 

Diese Benefizien wurden noch in ganz anderem Sinne vor- 
bildlich für die eigentlich geistlichen Benefizien als jene erste 
Gruppe. In unmittelbarem Anschlusse daran, in geradliniger 
Fortsetzung dazu erfolgte dann ganz allmählich der Übergang 
zu den Benefizialvergabungen auch an geistliche Empfänger. 

Und zwar haben wir diese Leihen hier gerade im Hinblick 
auf diese ihre Wirkung zu betrachten, nicht um ihrer selbst willen. 
Teilweise können wir uns auch: dabei auf Forschungen stützen, 
die wir in anderen Zusammenhängen durchgeführt haben. Das 
bisher schon andemorts Vorgebrachte wird daher hier nur kurz 
im Ergebnisse mitgeteilt, unter Berufung auf die dort bereits 
vorgebrachten Beweise!) Hauptsächlich wird hier das für diesen 
unseren Zusammenhang wichtige Neue angeführt. 

Nur aus einem Überblick über die gesamten in den Kirchen 
durch die Benefizialleihen vonseiten der Vorstände vorkommenden 
Benefizienbildungen und ihrer ungeheuren Mannigfaltigkeit kann 
die richtige Einordnung der geistlichen Benefizien gewonnen 
werden. | | 

Seit alters war die Gewährung von Benefizien durch Geist- 
liche aus Kirchengut oder aber auch aus Privatgut gebräuchlich 2). 
In der Merowingerzeit waren dies meist kleinere zinsbare Land- 
leihen, auch auf Lebenszeit des Bedachten?), oder auf eine be- 

1) Vgl. namentlich dieses Archiv 105. Bd. (1925) S.349 ff. Dort ist 


| 
von diesen Vorgängen nur wegen ihres Zusammenhanges mit den Kirchenguts- 
veräußerungen und nur insoweit die Rede. 

2) Das Verbot entgeltlicher Leihen durch höhere Geistliche (vom Diakon 
aufwärts) durch das Konzil von Orléans vom Jahre 538 c. 30 (37) [Mon. Germ. 
Conc. I, S. 82]: Ut clericus a diaconatum insupra pecuniam non commodit (!) 
ad usuras nec de praestitis beneficiis un amplius quam datur sperit (!) 
hat jedoch wohl auch bei den Benefizien Gelddarlehen und nicht Landleihen 
im Auge. Dies kommt auch sonst vor. Ja, selbst für die Darlehenszinsen 
wird der Ausdruck gebraucht; z. B. Formulae Visigothicae Zeumer S. 591: 
Quos solidos . . tibi ad diem Calendas ill. — me spondeo esse redditurum 
et in beneficio solidorum ipsorum daturum me tibi spondeo . . pecunia cum 
beneficio suo . . Andere Stellen bei Zeumer z.B. S. 92, 96 u. ó. 

3) Form. Andecav. 7 (7. Jahrh. Zeumer S.7): patri illo abbate vel 
omnis congregacio nostra et domni illius ego illi. Et quia ad peticionem meam 
habuit pietas vestra, fecistis mihi beneficium de rem vestra et domni illius . . 
tam casis, campis, terris, mancipiis, acolabus, pratis, pascuis . . et spondio 
vobis annis singulis cinso soledus tantus, et post quoque meum discessum 
iure vestro . . et rem meliorata . . revertatur et accipiatur absque ullius con- 
trarietate aut repeticione propinquorum meorum . . Vgl. S. 490 Nr. 3 a. a. O. 
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stimmte Zahl von Jahren!) ausgetan. Ersteres meist bei Rück- 
verleihungen vorher aufgetragener Güter ?). 

Waren das aber in erster Linie Wirtschaftsgeschäfte oder 
allenfalls auch Wohltätigkeitsakte, so kam seit dem Ende des 
8. Jahrhunderts die Aufstellung einer eigenen Vasallität auf, wo- 
zu ja Ansätze längst vorhanden waren?) Die von den Kirchen- 
vorstánden an diese gewährten Benefizien hatten nun einen ganz 
anderen Charakter, wenn sie auch noch äußerlich in der Form 
der älteren Benefizien auftraten, die natürlich daneben noch fort- 
bestanden, u. zw. noch Jahrhunderte hindurch. 

Damit war aber bereits eine große Mannigfaltigkeit der 
Benefizialleihen auch im Innern der Kirchenanstalten erreicht, 
diese Entwicklung in ihrer vollen Gliederung auch sozusagen 
ins kirchliche Innenleben verpflanzt. Dies ist für die weiteren 
Gestaltungen von größter Bedeutung und dann namentlich auch 
für die richtige Einordnung der an geistliche Empfänger seitens 
der Kirchenvorstände oder auch von anderen gewährten Bene- 
fizien von Wichtigkeit. Denn nur aus einer genauen Vergleichung 
der letzteren mit den ersteren kann ein klares Bild von der 
Entstehung und Entwicklung des geistlichen Benefiziums i. e. S. 
gewonnen werden. Seine Gestaltungen nämlich bieten, nament- 
ich in den ersteren Zeiten der ganzen großen Bewegung, ein 
vollkommen getreues Abbild‘), sozusagen nur einen besonderen 
Fall der übrigen Benefizialleihen der Kirchenvorstände dar. Nur 
im einzelnen an den besonderen Zweck und hauptsächlich an 
den Charakter der Empfänger angepaßt, stimmen sie: in allen 
wesentlichen Zügen mit den übrigen Gestaltungen überein. 

Dies zu beachten ist vor allem deshalb von besonderer 
Bedeutung, weil namentlich seit dem 11. Jahrhundert, also ge- 


1) Form. Turon. 13 S. 142: Ad meam petitionem vestra decrevit voluntas, 
ut mihi beneficium de rebus vestris illis inter annos tantos facere deberitis etc. 
Vgl. bes. Coll. Flav. Additam. Nr. 4 »Prestaria« Zeumer S. 490 f. (wohl 8. Jh ) : 
ill abba et omnis congregatio fratrum nostrorum . . tua fuit petitio . . et 
nostra non denegavit voluntas, ut prestitum beneficium de res nostras tibi 
facere debemus, quod ita fecimus . . id est manso cum casa vel terras . . ut, 
quamdiu advixeris aut ad annos 5 aut 10 aut 15 ipsas res habere, usualiter 
abere vel posidere, excollere debeas et nihil exinde minuandi vel alienandi 
licenciam non habeas quicquam. — Et — annis singulis pro ipsis rebus festa 
sancti illi cera, aut argentum tantum partibus ipsius monasterii solvere facias . . 
hec precaria nostra . . Vgl. die »Precaria« Nr. 3 S. 490. 

2) Z. B. Marculfi Form. I Nr. 12 Zeumer S. 50. Oder II, 3 S. 74 f. u. oft. 

3) »Bischofsgut« I, S. 146 ff. Dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 349 ff. 


4) Es ist eine unberechtigte Vorwegnahme späterer volldurchgebildeter 
Unterscheidungen, wenn man solche auf die früheren Entwicklungsstadien, 
wie sie noch ganz unbekannt waren, rücküberträgt. 
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rade in einer für die Ausbreitung und weitere Ausbildung des 
kirchlichen Benefiziums hochwichtigen Zeit, die Mannigfaltigkeit 
in den Gestaltungen und Zwecken der von den Kirchenvorständen 
vergabten Benefizialleihen noch wesentlich zunimmt, also umso 
leichter der Vielgestaltigkeit auch der kirchlichen Verhältnisse 
dabei Rechnung getragen werden konnte. Dies geschah durch 
stärkere Anwendung der Benefizialleihe auch gegenüber Unfreien 
und Halbfreien, Bäuerlichen und Rittermäßigen, vor allem gegen- 
über der immer höher, zum Berufsstande und zur Gesellschafts- 
schicht, aufsteigenden Ministerialität. Geistliche und weltliche 
Dienste boten ja inbezug auf die im wesentlichen rein ökonomische 
Frage der Versorgung ihres Trägers eigentlich kaum tiefere Ver- 
schiedenheiten dar, waren zudem ja gerade damals nicht nur 
nicht scharf getrennt, sondern vielmehr sehr oft geradezu vereint 
Umso leichter konnten daher die auch innerhalb des Klerus bis 
ins 11. Jahrhundert noch in großem Umfange bestehenden älteren 
Gegensätze, so in erster Linie der zwischen Freien und Unfreien, 
gerade durch die Benefizienentwicklung überbrückt und diese 
zu neuen Formen hingeführt werden. 

Was also in erster Linie die Festsetzung und Ausbreitung 
der eigentlichen Vasallität in den Stiftern betrifft, so genügt es 
hier auf andernorts ausführlich auf Grund der Quellen Darge- 
stelltes zu verweisen!) Wir erkennen daraus wohl mit wünschens- 
werter Deutlichkeit den raschen Aufstieg nicht nur vielfach aus 
der Unfreiheit zur Freiheit, sondern auch zu besserer, gesicherterer 
Rechtsstellung inbezug auf ihre Benefizien auch seitens der Stifts- 
vasallen. Unter ihnen sondern sich gewichtigere Persónlichkeiten 
(Unterfürsten, primores, principes vassallorum oder ähnlich ge- 
nannt) von den übrigen ab, gelangen zu bedeutendem, ja auch 
schon vielfach erblichem Lehensbesitz auch schon in der Karo- 
lingerzeit?). Gewichtige Persónlichkeiten, auch Grafen oder doch 
Angehörige der Grafengeschlechter, treten in den Lehensdienst 
der Kirchen ein?) Diese ersten Kirchenvasallen haben unter 
sich dann bald eine gleichfalls an Zahl und Gewicht stetig zu- 
nehmende Aftervasallität aufgestellt, sodaß die reisige, rittermäßige 
Mannschaft eines größeren Stifts oft schon damals, am Ausgang 


1) Hauptsächlich »Bischofsgut« I, S. 146 ff. für die ältere Zeit und 
»Kirchengutsveráuferungen« S. 350 ff. für die spät- und nachkarolingische Zeit. 
2) Vgl. darüber besonders »Bischofsgut« I, S. 150 ff. mit Belegen. 

Vgl. z. B. noch Casus Ratperti Mon. Germ. SS. II, 63 (15): Quibus 

(comitibus) ut illi (Bischof Sidonius von Konstanz) solacio essent, beneficia 

romisit et solavit. Vgl. Riegel, Bischof Salomo I. von Konstanz und seine 
eit im Freiburger Diózesanarchiv N. F. 15 (1914). T 
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der Karolingerzeit, nach hunderten, ja, in einzelnen Fällen viel- 
leicht sogar nach tausenden zählte. Auch ihre Stellung wurde 
dabei immer günstiger. Umsomehr, als ja auch der Staat, später 
die Lokalgewalten, ein erhebliches Interesse an einer Verstärkung 
der Wehrkraft der Kirchen ihres Machtbereiches hatten. Auf der 
militärischen Macht der Reichskirchen beruhte zum guten Teile 
die des Reiches selbst. 

Dies hängt aber mit einer anderen wichtigen Frage zu- 
sammen, die gleichfalls gerade im Hinblicke auf unsere späteren 
Erörterungen über geistliche Benefizienempfänger an Bedeutung 
noch wesentlich gewinnt. Der Frage nämlich, welcherart die 
Beziehung zwischen Vasallität und beneficium war. Nicht das 
ist dabei in erster Linie beachtenswert, ob der einzelne Vasall 
einer Kirche sein beneficium auf bestimmte Zeit oder bis zum 
Tode des Verleihers (Herrenfall) oder auch auf eigene Lebenszeit 
(Mannfall) oder erblich auf zwei oder drei Leiber odar gar schon 
unbegrenzt, mit Einschluß allenfalls der Gattin und weiblichen 
Nachkommenschaft, besitzt u. dgl. In allen diesen Beziehungen 
tritt unter größter Mannigfaltigkeit der Bildungen eine zunehmende 
Verbesserung in der Stellung der kirchlichen Vasallen und Val- 
vassoren ein. Viel wichtiger, für die gesellschaftliche Stellung 
dieser Kreise viel aufschlußreicher und für die Frage nach der 
Funktion des Kirchengutes dabei viel entscheidender ist es viel- 
mehr zu wissen, ob der Vasall wirtschaftlich ganz auf sein Bene- 
fizium gestellt war, ob daneben nennenswerter Eigenbesitz in 
Frage kommt und von der benefizienrechtlichen Entwicklung, wie 
es ja von vorneherein wahrscheinlich ist, mit in Rechnung ge- 
stellt wurde, ob ferner bestimmte Gütergruppen als vasallitische 
Benefizien dauernd Verwendung fanden, ob daher eine ständige 
Verbindung zwischen Lehensgut und Vasallenstellung, wie fast 
durchgehends behauptet wird, schon in karolingischer, ja, früh- 
karolingischer Zeit oder noch früher, eintrat Ob endlich ein 
scharfer Unterschied zwischen Benefizialbesitz und übrigem Leihe- 
und Grundbesitz wenigstens hinsichtlich der Vasallität bestand. 
Denn alle diese Fragen treten uns auch hinsichtlich der geist- 
lichen Benefizienempfänger entgegen: Und die vielfach im Hin- 
blicke darauf vorgetragenen — meist schematischen und hypo- 
thetischen — Theorien entsprechen nicht den Quellen. 

Da läßt sich denn folgendes hervorheben und an Hand der 
Quellen erhárten!). Die Verwendung der Güter in der einen 


1) Einiges wurde schon oben (S 2) angeführt. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 69 


oder anderen Art, bald als Benefizien, bald als Leihebesitz anderer 
Art oder auch als Eigen, ihre Zuweisung an Vasallen oder andere, 
Kleriker oder Laien, erfolgte in freiester Weise, nach freiester 
Wahl, daher auch in ständigem Wechsel. Dasselbe Gut wurde 
bald als Prekarie i. e. S., als zeitliche Zinsleihe, bald als Benefiz 
auf kürzere oder längere Zeit, gegen Zins oder Dienst oder 
sonstige Gegenleistung (z. B. Güterauftragung), bald an Vasallen, 
bald an Kleriker oder Laien vergabt. Alle diese Formen gingen 
in buntester Art ineinander über. In unendlich farbenreichen 
Einzelbildern zieht die Entwicklung in den Quellen an dem Auge 
des aufmerksamen Beobachters vorbei. Es läßt sich die Ent- 
wicklung daher auch in der Darstellung für damals noch nicht in 
so feste Formen zwingen, wie dies gewöhnlich geschieht, ohne 
ihr Gewalt anzutun. | 

Und darauf beruht ja gerade die unendliche Vielgestaltig- 
keit und damit Geschmeidigkeit, Anpassungsfähigkeit und Ver- 
wendbarkeit der Benefizialentwicklung in ihren älteren Stufen 
inbezug auf die verschiedensten und verschiedenartigsten Lebens- 
bedürfnisse. Gleichzeitig trat eben dadurch aber auch wieder 
eine gewisse Annäherung, eine innere Verwandtschaft aller 
Benefizien — der verschiedensten Arten und Zwecke, der vasalli- 
tischen, geistlichen, wirtschaftlichen u. a. — untereinander ein. 

Es lassen sich die bisherigen Einteilungen und Unterschei- 
dungen vielfach nicht aufrechterhalten. Die Erscheinungen sind 
vielmehr m. E. neu zu gruppieren. Im einzelnen gilt jedoch 
folgendes, soweit das für diesen Zusammenhang wichtige in 
Frage kommt. 

Was zunächst noch einige restliche Fragen hinsichtlich der 
Benefizien kirchlicher Vasallen .betrifft, so erfolgte deren Ver- 
festigung, ihre Abgrenzung gegen anderen Leihebesitz, ihre Sicher- 
stellung für den Vasallen und seine Nachkommen nur langsam 
und allmählich. Erst spät, im 11. Jahrhundert und noch später, 
wurde da der Abschluß, die dauernde Verbindung von Vasallen- 
stellung und Lehen, die Festlegung der Lehenseigenschaft auf 
bestimmte Gütergruppen erreicht !). 

Das Benefizium war zunächst auf Lebenszeit des Verleihers 
beschränkt, unterlag also dem Herrenfalle. Dies ergibt sich mit 
größter Deutlichkeit aus den Quellen. Und zwar wurde dabei, 
wie es scheint, zwischen vasallitischen und nicht vasallitischen 


1) Dies war im großen und ganzen auch bei den Vasallen anderer 
Herren zur selben Zeit der Fall. — Vgl. oben S. 27 mit Anm. 5. 
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Benefizien fürs erste nicht unterschieden!) — wie das ja auch 
in den übrigen Benefizialfragen der Fall war. 

Dies hängt mit einem Grundsatze des fränkischen Rechtes 
zusammen, damit nämlich, daß jeder Träger einer Amtsgewalt 
(wozu auch die Vermögensverwaltung eines Amtes gehörte) im 
allgemeinen in seiner Verfügungsfreiheit auf die eigene Amts- 
dauer (also höchstens auf seine Lebenszeit) beschränkt blieb 
und seine Nachfolger nicht binden konnte. 

Es mußte daher eine Erstreckung der Benefizien über den 
Herrenfall hinaus, also etwa auf Lebensdauer des Bedachten, 
erst besonders sichergestellt und zu allermeist auch besonders 
erkauft werden. Auch Vasallen — wie Ministerialen und Geist- 
liche — verschaffen sich den Benefizialbesitz auf Lebenszeit 
daher meist durch Gegenleistungen, gewöhnlich durch Ver- 
gabungen aus ihren Eigengütern. Wir werden zahlreiche Bei- 
spiele dafür beibringen. 'Immerhin gibt es aber schon in der 
Karolingerzeit, speziell auch bei Stiftsvasallen, lebenslänglichen, 
ja, erblichen Lehensbesitz. | 

Waren doch auch die Stiftsvasallen nicht ausschließlich auf 
ihren Benefizienbesitz angewiesen. Ausgedehnten Eigenbesitz 
vertauscht 909 der Trierer Vasall Rorich mit dem Kloster St. 
Maximin?). Und solche Geschäfte sind in den Quellen außer- 
ordentlich häufig. Daher konnte sich ihre Lage auch inbezug 
auf die Lehen leicht verbessern. 

Aber erst in dem berühmten Lehensgesetz Kaiser Konrads H. 
vom Jahre 1037 für die niederen Vasallen Italiens wurde a//ge- 
mein bestimmt, daß die Mannen der Bischöfe, Abte und Ab- 
tissinen wie die der Markgrafen, Grafen und sonstigen Reichs- 
oder Kirchenvasallen ihre Benefizien nur auf Grund eines Ver- 
gehens auf Grund eines im Gerichte ihrer Standesgenossen durch- 
geführten Verfahrens ihre Benefizien verlieren dürften. Auch 

1) S. z. B. die Stelle aus einem der Briefe Einharts, die in diesen 
Fragen überhaupt reichen Ertrag liefern (Mon. Germ. petola V, S. 122 Nr. 24 
[c. 832], an die die Zwischenverwaltung von Würzburg führenden beiden ' 
Chorbischöfe: Scio vos non latere, quod bone memoriae Wolfgarius episcopus 
me petente beneficiavit homini nostro Gerberto (also einem Vasallen Einhaits. 
und nicht Würzburgs; dieses Benefiz war daher nichtvasallitisch, zwischen 
dem Bistume und Gerbert.bestand kein Lehensband; eine andere Auffassung 
ist hier doch wohl ausgeschlossen) in pago D. etc. de ratione sancti Cyliani 
mansos Ill et mancipia XII. Sed quia hoc diutius manere non potuit, nisi 
dum ille in corpore vixit, precor benignitatem vestram, ut memoratum Gerbertum 
illud beneficium habere permittatis, sicut modo habuit, usque dum in hac 
sede episcopus fuerit ordinatus, et inter me et illum convenerit, quid de ipso 


beneficio fieri debeat in futurum. 
2) Beyer 1, S. 216 ff. 
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wurde die Erblichkeit dieser Lehen in der männlichen Deszen- 
denz sowie — wahlweise — auch in der männlichen Seitenlinie 
anerkannt. Endlich jede Schmälerung oder Umwandlung des 
Benefizienbesitzes in nichtfeudales Leihegut oder Entziehung des 
nichtbenefiziarischen Leihe- oder Eigenbesitzes untersagt *). Dieses 
Gesetz galt aber nur für Italien. 

Die Abgrenzung der kirchlichen Benefiziengüter im ganzen 
als stets der Verlehnung unterliegender Bestand (bona infeudari, 
inbeneficiari solita) gegenüber den anderen erfolgte aber erst im 
12. und 13, hinsichtlich des niederen Kirchengutes sogar erst 
im 15. Jahrhundert?) Zu ersteren gehórten aber nicht nur die 
rechten Lehen — geistliche wie weltliche — sondern auch die 
übrigen Benefizialgüter. | 

Von solchen gewinnen seit dem 11. Jahrhundert vor allem 
Bedeutung die des höheren, wenn auch unfreien Stiftsbeamten- 
tums, in erster Linie der zu Hof- und Ritterdiensten herange- 
zogenen Stiftsministerialen (servientes). Diese waren in mancher 
Hinsicht vorbildlich für die geistlichen Beamten, gerade auch 
in benefizienrechtlicher Beziehung. 

In karolingischer Zeit wurden vielfach Freie, auch Vasallen, 
zu Verwaltungsdiensten aller Art in den geistlichen Grundherr- 
schaften (neben ihren Kriegsdiensten) verwendet. Vor allem für 
das Amt des Vogtes, der auch oit Vasall des Stiftes war, aber 
auch für andere Geschäfte, besonders laufender Gutsverwaltung. 
Diese Beamten erhielten nach freier Wahl des Prälaten zur Ent- 
lohnung ein Benefizium, nicht als stándig eingerichtetes, sondern 
fallweise bestimmtes Amtsgut. (Auch Geistliche finden sich unter 
diesen Beamten; vgl. S 15). 

Seit dem 10. und im 11. Jahrhundert wird diese Benefizien- 
vergabung allgemeiner und häufiger, auch den niedrigen und 
unfreien Herrschaftsbeamten gegenüber geübt, die dabei ihre 
Lage fortwährend zu bessern suchen, seit dem Ausgang des 11. 
und im 12. Jahrhundert sogar ihr ganzes Verwaltungsgut als 
»Benefiz« für sich in Anspruch zu nehmen?), also ihr Amt, samt 
dessen Zubehör, selbst in ein beneficium zu verwandeln be- 
ginnen, während dieses selbstredend vordem daneben stand oder 


1) Mon. Germ. Dipl. IV, S. 336 f. 

2) Ausführlich handle ich davon in dem längst in der Hauptsache 
fertiggestellten, hoffentlich bald zu veröffentlichenden IV.Teile meines »Bischofs- 
gutes und mensa episcopalis«. Hier genügt dieser Hinweis. | 

3) Vereinzelt war dies schon früher, selbst schon in karolingischer Zeit, 
geschehen. u 
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daraus nur einen kleineren Teil darstellte!) Zu den Vasallen und 
Ministerialen der Prälaten traten ferner die der Kapitel. 

Zu den alten Benefizienträgern der Kirchen traten daher 
viele neue Gruppen. Auch suchen diese wie jene gleichfalls 
ihren Lehensbesitz stetig zu verbessern und zu verfestigen, wohl 
auch auf Kosten des übrigen Kirchengutes zu erweitern?) Diese 
Entwicklung setzte sich bis ins spätere Mittelalter hinein fort und 
erreichte im 12. und 13. Jahrhundert einen besonders starken 
Umfang. | 

Die Lehensträger veräußerten z. B. ihre Benefizien, ohne 
ihre Herren zu befragen, namentlich ging man eigenmächtig 
gegenüber den höheren (Ober-) Lehensherren vor ?). 

Aus Zahl und Einfluß der Vasallen erklärt sich deren 
außerordentlich wichtige Stellung in den Kirchen. In viel größerem 
Maßstabe, als man ahnt, erscheinen die reisigen Mannen in den 
Kirchen, auch in den Bistümern, im 12. Jahrhundert fast als die 
eigentlichen Herren des Kirchengutes. Von ihrem Willen hängen 
die rechtsgeschäftlichen Verfügungen der Bischöfe sehr stark ab *). 
Nur wenn man sich darüber im klaren ist, kann man die um- 
fassenden Gegenmaßregeln gegen diese unnatürliche Erweiterung 
des Benefizialwesens in den Kirchen erst begreifen. 

Tatsächlich war der Großteil des alten Kirchenbesitzes, 
soweit er nicht schon durch Säkularisationen in Benefizien auf- 
gegangen war, schließlich durch Lehenbestellungen der Prälaten 
selbst ausgetan. Daher verschob sich innerhalb des alten Kirchen- 

1) Vgl. die unechte Urk. Konrads 1f. mit einschränkender Tendenz aus. 
dem Anf. des 12. Jh. Mon. Germ. Dipl. IV, 402: Der Vogt — hos mansus 
infrascriptos ex ipsis, quos sub sua tuitione habebat, electos cum inherentibus 
mancipiis in beneficium acciperet . . 

2) Des genaueren sind wir in einer anderen, demnächst zu ver- 
öffentlichenden Studie auf diese Entwicklung, die hier nur als Mittel zum 
Zweck in allgemeinen Zügen darzustellen ist, eingegangen. Einiges noch in 
der folgenden Darstellung. 

3) Vgl. hier namentlich (andernorts viel mehr) die Constitutio de iure 
feudorum v. J. 1158 des Kaisers Friedrich Barbarossa (auf Grund der Libri: 
feudorum Weiland Constitutiones I, 247 c. 1 u. 2): a principibus Italicis, tam 
rectoribus ecclesiarum quam aliis fidelibus regni, non modicas accepimus 
querelas, quod beneficia eorum et feuda, quae vassalli ab eis tenebant, sine 
dominorum licentia pignori obligaverant, vendiderant et quadam collusione 
nomine libelli vendiderant, unde debita servitia amittebant . . sancimus: ut 
nulli liceat feudum totum vel partem aliquam vendere vel pignorare vel quo- 
que modo alienare vel pro anima iudicare sine permissione maioris domini ad 
quem feudum spectare dinoscitur. 

Hier nur ein Beispiel Monumenta Historiae Patriae I, 906 (1181): 
Tausch zwischen Bischof und Domkapitel von Asti. Ersterer weist letzterem 
gewisse Einkünfte der Pfarrkirchen zu — in presencia uassallorum Astensis 


episcopi, qui predictam permutacionem confirmaverunt et fieri concesserunt. 
gl. mein »Bischofsgut« IV. Teil. 
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gutes der Schwerpunkt immer mehr zugunsten der Benefizial- 
gütermassen. Die Mensal- oder Präbendalgüter traten immer 
mehr zurück. Höchstens einigen Dutzenden von Konventualen 
stehen nunmehr hunderte von Vasallen und Ministerialen als 
Hauptgenießer des Kirchengutes gegenüber, während dieses ur- 
sprünglich fast ausschließlich für den Unterhalt der — daher sehr 
großen — Konvente gedient hatte. | | 

So heißt es in einer Besitzbestätigung Barbarossas für die 
Bischöfe von Konstanz nach namentlicher Aufzählung der Tafel- 
güter, der Kaiser bestätige auch die bischöflichen Lehen, die aber 
das Diplom nicht fassen könne‘). Und ähnliche Bemerkungen, 
die durch die Güterverzeichnisse bestätigt werden, fallen oft. 
Riesig war auch noch in der Folgezeit die. Zahl der Vasallen bei 
den bedeutenderen Kirchen — bis zum Ende der Feudalzeit. 
Die Abtei Werden hatte noch im 18. Jahrhundert 250 Vasallen ?). 
Ähnlich war es auch in Frankreich. Das Stift St. Julien-de- 
Brioude hatte noch í. J. 1720 über 100 Vasallen®). Und ähnliche 
Zahlen werden überall berichtet). Und sehr groß waren da die 
Hauptlehen5). Diese Verhältnisse reichen aber schon weit ins 
Mittelalter hinauf. 

Ja, es haben sich sogar aus den Reihen der Stiftsvasallen 
manche von den mächtigsten zu Herren der geistlichen Anstalten 
selbst emporgeschwungen, deren Lehensträger sie ursprünglich 
gewesen waren. In erster Linie war das mit zahlreichen Vögten 
der Fall. Auf dem Boden der Vogtei ist manche Kirchherrschaft 
erwachsen, umgekehrt allerdings auch manche solche Herrschaft 
auch zur Vogtei abgeschwächt worden. Dies hauptsächlich in 
den Ländern des Imperiums. Aber auch in Frankreich sind die 
ersten Vasallen der Kirchen diesen gegenüber vorgedrungen und 
haben sich als deren Herren aufgespielt ®). 


1) (Stumpf Reg. Nr. 3730) Wirtenb. U. B. II, 96: Has predictas posses- 
siones ad dominicalia episcopi adhuc libere pertinentes a/iasque complures 
inbeneficiatas, quas presens pagina capere non potest. 

3) Brauser, Unter dem krummen Staabe S. 26 Note. 

3) G. Chr. II, 467. 

4) »Bischofsgut« IV. Teil. 

9) Ein Verzeichnis der Besitzungen z. B., die die Fürsten von Sachsen 
vom Stift Meissen zu Lehen tragen, Hannov. gelehrte Anzeigen 1754 S. 47. Vgl. 
Brauser a. a. O. S. 25; Böhmer, De feudis S. 23. 

6) Hier nur ein Beisp. Gallia Christiana VI b 28 ít. (um 1100) der 
Erzbischof von Narbonne, ein Lehensmann des Großgrafen, wird von seinen 
eigenen Vasallen, den en hart bedrängt: obeunte . . Dalmatio 
Narbonense archiepiscopo (1096) ecclesia pastore viduata et honores ipsius in 
manus Aimerici prioris, qui tunc Narbonensem vicecomitatum tenebat, et 
uxoris eius Mohaldis devenerunt, prout ipsi subiicere potuerunt, licet secundum 
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Die Vógte besaßen nicht nur die Vogtei als Lehen, sondern 
sie befanden sich auch im Besitze reicher anderer Benefizien, die 
ihnen im 12. Jh. bei der Entvogtung namentlich der bischóflichen 
(d. h. den Bistümern temporell untergebenen) Stiftskirchen und 
Klóster abgelóst werden muften. Bei solchen Gelegenheiten 
erfahren wir meist erst die vorausgehenden Verhältnisse. Die 
Vogteien erscheinen als Benefizien der Temporalherren der 
Kirchen!) oder dieser selbst. Auf diese Verhältnisse ist hier nicht 
weiter einzugehen, sie sind hier nur in Umrissen festzuhalten, 
soll man über die kirchlichen Benefizienbildungen einen Überblick 
gewinnen. 

Dies alles brachte nämlich schwerwiegende Verschiebungen 
in der Verwaltung und Nutzung des Kirchengutes hervor und 
mußte auch auf dessen übrige Teile und ihre Verwendung zu- 
rückwirken. War das Kirchengut einmal zum überwiegenden 
Teile in Benefizienform gebracht und genützt, so konnte das 
auch noch hinsichtlich des noch verhältnismäßig nur mehr 
kleinen Restes umsoleichter geschehen. 

Wie sehr die Benefizialleihe für die kirchlichen Vermögens- 
bestände die Gefahr dauernden Verlustes mit sich brachte, zeigt 
sich u. a. auch aus der Vorsicht, womit man das Wort aussprach 
und im einzelnen Fall anwandte. Wie man es sich heutigen- 
tages gründlich überlegt, etwa einen Wechsel zu unterschreiben, 
so hütete man sich damals vor dem Worte beneficium. Noch 


malam consuctudinem terrae ad eos non pertineret, sed ad comitem. Transacto 
vero aliquanti temporis intervallo, a Romano papa, cleroque ac populo, com- 

rovincialibus quoque episcopis, Nemausensis episcopus B. ad archiepiscopatum 
Narbonensem translatus est, sed repugnante praedicto Aimerico, nec sedem, 
nec honorem unquam quiete habere potuit, eunte autem eo Jerosolymam 
praenominatus archiepiscopus Romanae sedis iudicio depositus est: interim 
praefata uxor eius et filius honores ecclesiae tenuerunt, ut mala possessione 
in proprios usus dominiumque quoscumque potuerunt omnino redegerunt. 
Post non multum vero temporis distituta et rebus et honoribus ecclesia, tandem 
ego R. . . homo bonorum ecclesiae, illius . . in eiusdem ecclesiae regimen . . 
promotus sum; quo facto Aimericus filius alterius Aimerici iam dicti, qui patri 
Jerosolymis mortuo in vicecomitatu successerat, iuxta consuetudinem ante- 
cessorum suorum veniens cum quibusdam ex baronibus terrae, praesente 
universali Narbonensis provinciae synodo, fecit mihi hominium . . et accepit 
fevodia quae habebat de ecclesia . . confidebam in eo, qui fidelis esse debebat 
ecclesiae dominae suae .. 


1) Für zahlreiche Fälle vgl. hier nur etwa Lampel UB. von St. Pölten I, 
S. 9 (1150): Herzog Heinrich von Bayern (Jasomirgott) enthebt seinen Ver- 
wandten Adalbert von Berg von der Vogtei über das Stift St. Pölten und 
übergibt sie dem Bistume Passau. Videbatur enim ultra quam iustum esset 
eandem ecclesiam supradictus cognatus noster Adelbertus gravare et episcopum 
sub nomine advocatie turbare . Itaque . . eidem Adelberto fideli et cognato 
nostro beneficium iam sepe dicte advokatie de aliis nostris redditibus copiose 
recompensavimus . . 
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zu Anfang des 13. Jahrhunderts (c. 1210) ermahnte der Propst 
von St. Nikola den Ortolf von Grieskirchen, auf den Zehent 
seiner Ácker in der Pfarre des Stiftes zu verzichten. Endlich 
versteht er sich dazu, worauf ihm der Propst die Zehnten auf 
Lebenszeit überträgt, aber mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, 
daß dies nicht geschehe nach dem Benefizienrechte, sondern 
nach dem Rechte der Freundschaft '). 


Hier wie sonst waren insbesondere auch die Zehnten in 
größtem Umfange an Laien verlehnt, obgleich die Kirche seit . 
dem Investiturstreite auf deren Rückgewinnung bedacht war 
(vgl. S 17). 

Die Bischófe und sonstigen Prálaten zogen zu ihren Bene- 
fizienverleihungen natürlich auch das ihrer Verwaltung ja gleich- 
falls unterstellte Gut der ihren Anstalten untergebenen Kirchen 
und Klöster heran, ja vergabten viele davon in ganzem Umfange, 
mit allen Besitzungen, als Benefizien (vgl. unten $ 8). Nament- 
lich, als seit dem 11. Jahrhundert viele Reichsklöster an Bistümer 
übertragen wurden, um wenigstens diese mit den Güterbeständen 
jener wirtschaftlich zu heben?). Viele Bischöfe verlehnten da- 
mals Klostergüter hauptsächlich an ihre Vasallen?). Ebenso 
Äbte die Besitzungen untergebener Anstalten *) 


Auch da erkennt man das meiste wieder aus den Gegen- 
maßnahmen, aus Anordnungen, die man zum Schutze der Kirchen 
und ihres Gutes traf. Und hieher gehören auch schon insbe- 
sondere viele Bemühungen von den Verfechtern kirchlicher 
Interessen während des Investiturstreites. 


1) UB. des Landes ob der Enns I, 530 f. Nr. 371: von iure beneficii, 
sed iure amicicie. 


2) Hier nur einige Beispiele. Andernorts ausführliches über diese 
Entwicklung. Annal. Weißemburg ad 1066 Mon. G. SS. III, 71: Adalbertus 
Bremensis episcopus, homo nequam, consiliarius Heinrici regis, inter mala 
due operatus est plura, abbatias, praepositaras et omne quod de sanctorum 
omibus abradere potuit, suae nequitiae fautoribus per manus regis tradi 
fecit, insuper duas abbacias Corbeiam et Laurissam sibi vindicavit. Oder über 
einen Bischof von Hildesheim im 11. Jh. Wolferi vita Godeh. episc. vita 
posterior c. 33 SS. XI, 216: Cui et pro hoc quoque, quod de communi fratrum 
utilitate quam praecessores sui ac ceteri fideles Christi in nomine Domini 
contulerant plura subtraxit, veniam coram Deo precamur. Ferner Gall. Christ. XII 
b 330 f. (1075). 

3) Calmet I b 22 f. (1015): Von Erzbischof Poppo von Trier sagt der 
Chronist: Hic saepius occupatus in expeditione et procinctu militum, quaedam 
de s. Paulino tulit .. et LX monialium praebendas militibus in beneficium 
distribuit. (Hist. Trev. c. 47). Oder vgl Ruperti Chronicon S. Laurentii 
Leodiensis c. 24 SS. VIII, 270 (vgl. Waitz VI?, 105 Nr. 2). 


4) Cas. S. Galli Mon. Germ. SS. Il, 154 (c. 1000). 
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In erster Linie ist auch da Gregor VII. vorangegangen. So 
verbietet er einmal (1080) den Abten eines päpstlichen Klosters 
(Aurillac) die Vergabung von Klostergütern über eine Hufe an 
Stiftsritter oder andere zur Aufbesserung ihrer Lehen außer zum 
offenbaren Nutzen des Klosters und unter Meldung an den Papst. 
Dabei erfahren wir, daf die Lehensleute des Klosters, insbe- 
sondere der Vicomte von Carlat, sich dem Dienste zu entziehen 
suchten, wenn man nicht ihre Benefizien erweitere!). Im Jahre 
1074 tritt er den argen auf solchen Wegen eingetretenen Güter- 
verlusten entgegen, die das Kloster Reichenau durch seinen 
simonistischen Abt erlitten habe. Er setzt einen neuen Abt ein ?). 

Namentlich interessant ist dann ein an den Bischof Hermann 
von Metz i. J. 1078 gerichtetes Schreiben. Der Papst sagt, der 
Bischof habe wegen grofer Befeindungen die Güter seiner Kirche 
in solchem Umíange an Ritter als Lehen ausgetan, daf er an 
seinem Ansehen (infolge Verminderung seiner Mittel) täglich Ein- 
buße erleide?). Er ermahnt ihn, derartige in der Not vorge- 
nommene Verschleuderungen kirchlicher Güter zu unterlassen, da 
daraus der Kirche unwiederbringlicher Nachteil erwachse 4). 

Und auf der rómischen Synode 1078 bindet er ganz allge- 
mein die Verlehnungen der Bischófe pápstlicher Konsekration an 
die Zustimmung des Papstes*) die der übrigen Bischöfe an die 
Zustimmung des Erzbischofs und Domkapitels (oder der Kom- 
provinzialen)®). Alle unrechtmäßigen Verlehnungen werden als 

1)' Reg. VI, 19 (S. 494 f.): super quibusdam personis, que iniuste 
detinent beneficia predicti monasterii . . precipimus, quatenus omnis, qui 
beneficium prefate ecclesie ad hoc aliquando suscepisse cognoscitur (früher 
ist vom Lehenseid die Rede), subiectionem et fidelitatem abbati persolvat et 
: servitium pro beneficio largiri non deneget et ab exactione illicite augmen- 
tationis desistat; aliter enim invasor et sacrilegus esse comprobatur. Auch 
Kirchen und Klöster finden sich darunter. — Es ergibt sich aus dieser und 
allen ähnlichen Stellen sonnenklar, daß die Benefizien geistlicher Anstalten 
damals noch die weltlichen, hauptsächlich die der Vasallen, sind. Geistliche 
Benefizien, hätten sie damals bereits in nennenswerten Umfange existiert, 


hätten da natürlich ihre Erwähnung finden und unterschiedlich hervorgehoben 
werden müssen. 

2) Reg. I, 82 (S. 117 f.). 

3) Reg. VI, 5 (S. 399): pervenit ad nos, quod propter instantem inimi- 
corum tuorum infestationes tue bona ecclesie largitus sis quibusdam militibus 
et eo modo honoris tui dignitas cotidie, quod non optamus, minuatur atque 
decrescat. 

4) Proinde tuam volumus admonitam esse prudentiam, ne alicuius 
magnitudine tribulationis coactus ecclesiasticas cuiquam hereditates largiaris, 
unde multum te postea peniteat, cum, quod modo turbatus egeris, nullo modo 
emendare potueris. ij 

9) Reg. VI, 56 c. 30 (S. 402): Ut nulli episcopi predia ecclesie in bene- 
ficium tribuant sine consensu pape si de sua sunt consecratione. 

6) Ceteri autem sine consensu archiepiscopi sui et fratrum suorum hoc 
idem non presumant. 
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nichtig widerrufen, die Bischöfe suspendiert!). Und zahlreiche 
weitere Maßregeln aller möglichen Gewalten zum Schutze des 
restlichen Kirchengutes gegen die Benefizialleihen folgen in 
großer Reihe nach ?). 

Im 11. Jahrhundert läßt sich also auch im Innern der Kirchen 
wieder ein neuerliches beträchtliches Ausgreifen der Benefizial- 
bewegung deutlich beobachten. Mit zunehmender weltlicher 
Machtentfaltung der Kirchen, der Aufrichtung geistlicher Fürsten- 
macht, gingen auch wieder Aufwendungen aller Art für weltliche 
-Zwecke Hand in Hand. Freilich erlitt durch übermäßige Ver- 
lehnungen diese Macht auch wieder schwere Einbußen. Daß 
dabei neben den Hofämtern wieder Steigerungen der reisigen 
Mannschaften unter zahllosen Benefizienbestellungen in erster 
Reihe standen, ist überall leicht zu erweisen. 

Aber nicht mehr bloß die freie Vasallität der Stifter kam da 
in Betracht, vor allem auch die immer mehr emporkommende 
Ministerialität der Kirchen. Wir können das Aufsteigen an vielen 
Einzelbeispielen beobachten, in zahlreichen Einzelbildern verfolgen. 

So sehen wir in den Kirchen vor allem die älteren Wirt- 
schaftsbeamten, die Maier, sich verselbständigen und zu größerer 
Unabhängigkeit gelangen. Findet sich derartiges schon in der. 
Karolingerzeit, namentlich an deren Ende, so begegnet es doch 
seit dem Ende des 11. Jahrhunderts ungleich häufiger. In 
wachsender Zahl erfolgte auch die Ausstattung der Ministerialen 
mit Benefizien. 

Die allermeisten dieser Ministerialen-Benefizien waren zuerst 
nicht feudal. Die rechten Lehen (feuda) wurden davon streng 
geschieden, des Lehenseides Erwähnung getan. Doch empfangen 
die Dienstmannen seit dem 12. Jahrhundert auch vasallitische 
(Freien-) Lehen, haben dafür auch den Lehenseid zu leisten ?). 
Ungefähr um dieselbe Zeit werden auch ihre Dienstgüter in feste 
und rechte Lehen verwandelt. 


1) Si autem presumpserint, ab officio suo suspendantur et, quod 
venditum est vel datum beneficium, ecclesie reddatur omnino evacuata omni 
venditione vel in beneficium traditione. — Zum ganzen vgl. auch Wilhelm 
Sdineider, Papst Gregor VII. und das Kirchengut, Greifswalder Diss. 1919. 

2) Bischofsgut IV. 

3) UB. v. St. Pölten I, 28 f. (1197): B. v. Passau — de predio suo, 
hoc est tribus beneficiis in Wolfsperge iure concambii convenimus eo tenore, 
daB das Bistum des predium perpetuo iure erhält. Mox etiam Sifridus pin- 
cerna des Vogts von Regensburg domum suam cum predio quod in eodem 
loco prius habuit nobis in proprietatem et possessionem libere tradidit ipsam- 
que cum predicto concambii predio, facto nobis hominio, sibi cum uxore et 
parvulis iure feodali suscepit. 
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Im 12. Jahrhundert würden daher diese Dienstgüter der 
Ministerialen, die mit letzteren häufig mitübertragen wurden, auch 
als feuda bezeichnet!) Zuerst zeigt sich diese Entwicklung 
natürlich bei den hóheren Stellungen, worauf sie auch lange be- 
schränkt bleibt. | 

Eigentliche Hofämter fürstlicher Hofhaltung (Truchseß, 
Schenk usw.) erscheinen in den Stiftern, z. B. in Salzburg, eben 
auch im 12. Jh.2). Diese werden zuerst als erbliche Lehen ein- 
gerichtet (daher Erbämter). Dazu kamen die Stellungen reisiger 
Ministerialen. 

Neben diesen Lehen, die die Kirchenvorstände an Vasallen 
und Ministerialen vergabten, setzten sich aber die Benefizien- 
bildungen (für weltliche Zwecke) in den Kirchen noch weit nach 
unten fort. Sie wurden für Dienstleistungen aller Art und an 
Personen aller Art gegeben. 

Auch von Reichswegen wurde diese Entwicklung — wieder 
im eigenen Interesse — gefördert). Ward doch damit die Wehr- 
kraft des Reiches neuerdings gestárkt, die Macht der Reichs- 
kirchen, dieser militárisch-politischen Bollwerke der Reichspolitik, 
nur noch weiter erhóht. Nicht nur die eigentlichen (hóheren) 
Ministerialen kamen da in Frage, auch die niedrigeren Kategorien 
des Beamtentums, ja, der gewóhnlichen Hintersassen, gegen 
welche Kreise ja die Grenze angesichts der Unfreiheit der Mi- 
nisterialen und bei ihrem Aufstieg aus diesen niederen Gesell- 
schaftsschichten langezeit fließend war. 

Namentlich sehen wir auch bei Übertragungen von Reichs- 
besitz an Kirchenanstalten die Krone auf eine Besserstellung der 
hintersássigen Bevólkerung hinwirken. Oft wurden solche Über- 
tragungen wohl auch mit zu dem Ende vorgenommen, um eine 
reichere Machtentfaltung der geistlichen Institute zu ermöglichen. 


1) Schmidt, UB. Hochst. Halberstadt I, 112 (1109—20): (Dompropst 
Ludolf mehrt das Propsteigut) tradens s. Stephano unum de clientela sua 
ministrum, nomine R., cum feodo ipsius, videlicet tribus mansis allodii sui, 
XXX solidos persolventibus (der Grundertrag damals mit zunehmender Geld- 
wirtschaft bereits allgemein in Geld abgeschätzt), ad obsequii augmentum sue 
dignitatis, prepositure videlicet, successorum (also zur Mehrung der Kapitels- 
ministerialität der Propstei) Eine Weiterverlehnung wird verboten. 

2) Hauthaler, UB. I, 330 (1122). Ueber die Frage des kirchlichen 
Beamtentums andernorts viel mehr. 

l 3) Vgl. die Klagen des Kardinals Humbert in seiner Schrift gegen die 
Simonisten (Lib. Il, c. 36 ed. Thaner Mon. Germ. Libelli de lite I, 184) über 
Verschleuderung des Kirchengutes an Verwandte und alle móglichen Personen 
durch Leihegeschäfte aller Art, die der Kaiser nicht nur nicht verbiete, sondern 
noch fórdere. Vgl. Othlos Vita S. Bonifacii (11. Jh.) I, 35 Migne 89, 650. 
S. auch Cappelletti, Le chiese d'Italia XXI, 352. Andernorts mehr. 
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Als Beispiel des Gesagten kann hier wohl besonders Kon- 
rads Hi. Urkunde für die Klosterfamilie von Limburg dienen. 
Der Kaiser überträgt diesem von ihm gegründeten Kloster eine 
Reihe von Krongütern und bestimmt genau deren Dienstrecht. 
Für uns kommt da hauptsächlich die Heranziehung der Eigen- 
leute zu hóheren Diensten, zu Hof- und Ritterdiensten, in Be- 
tracht. Der Abt kann sie, neben zahlreichen sonstigen Diensten 
(ministeria) aller Art, auch dazu verwenden, sie als Truchseß und 
Schenk, aber auch als Reisige heranziehen, unter entsprechender 
Ausstattung mit irgend einem beneficium !). Übrigens erlangen 
auch die im allgemeinen wohl bäuerlich bleibenden Leute zum 
Teile ein solches, in welchem Falle sie dann Botendienste zu 
Pferd zu verrichten haben?). 

Ersieht man aber hieraus nicht nur ein Ansteigen der Mi- 
nisterialitàt in den Stiftern, ein weites Ausgreifen der Benefizien- 
bewegung in denselben, so zeigt sich uns doch auch dabei 
wieder die Áhnlichkeit aller Benefizien untereinander, der unaus- 
gesprochene, ungeklárte Ausdruck derselben; mögen sie für 
diesen oder jenen, niederen oder hóheren Zweck gegeben sein. 
Keine scharfe Grenzlinie trennt lange Zeit sogar ritterliche und 
bäuerliche Lehen. Auch da heben und schließen sich die ein- 
zelnen Gruppen erst spät und langsam voneinander ab. 

Tatsächlich stehen auch in sonstiger Hinsicht vielfach die 
gewöhnlichen, nichtvasallitischen und nichtministeriellen Bene- - 
fizialleihen mit denen der Ministerialen durchaus auf einer Linie. 
So insbesondere was die näheren Abmachungen betrifft, der 
Übergang zum Eigentum auf Lebenszeit oder auf mehrere Leiber?) 
und vieles andere. 

Was die gewöhnlichen, nicht zur Entlohnung von Diensten 
verwendeten, sondern als Wirtschaftsgeschäfte oder aus Liberalität 
oder sonstigen Gründen errichteten Benefizien betrifft, so kommen 
solche als auf Zeit abgeschlossene Leihen noch lange, weit über 
die Karolingerzeit hinaus, vor. Alles nähere, insbesondere die 
Abgabenpflicht, wurde dabei von Fall zu Fall ausbedungen. 


1) Urk. IV, S. 296 (1035): Si vero abbas quempiam prescriptorum in 
suo obsequio habere voluerit, faciens eum dapiferum aut pincernam sive 
militem suum, et aliquod beneficium ei prestiterit, quamdiu erga abbatem 
bene egerit, cum eo sit, cum non, ius quod ante habuit habeat. 

Oben S. 23 Anm. 3. 

3) Auch nichtvasallitische Benefizien gingen auf mehrere Leiber über; 
z. B. Redlidi, Trad. v. Brixen S. 97 Nr. 270 (c. 1075): (Tradition ans Hochstift) 
pro confirmandis beneficiis suis nepoti suo D. et fratueli suo . . et post hos 
tercio qui proximus eorum heres nasceretur. 
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Die Verhältnisse sind sehr mannigfach und daher auch die Aus- 
drücke vieldeutig. Überwiegend sind es Leihen auf bestimmte 
Zeit. 

Wollte daher jemand die Ausdehnung des Leiheverhältnisses 
auf Lebenszeit oder gar für seine Nachkommen erwirken, so 
mußte er sich diesen Vorteil erst erkaufen, dafür eine besondere 
Entschädigung gewähren. Diese Form der Leihe nannte man 
dann gelegentlich lebenslängliches Eigen, unter Umständen auf 
mehrere Leiber beschränktes Eigen, namentlich bei Abgabenfrei- 
heit!) Diese Entschädigung wurde nun in aller Regel in der 
Art gewährt, daB jemand Güter seines Eigens an die Kirche 
übertrug und diese (wie die alten precariae remmeratoriae) mif 
dem Benefizialgut zu lebenslänglichem Eigen zurückerhielt. Also 
beide Güter. | 

Dies ergibt sich nicht nur aus einer Unzahl von Urkunden, 
in denen Rechtsgescháíte dieser Art verbrieft werden, sondern 
wird gelegentlich direkt zur Begründung solcher Transaktionen 
angeführt. So heißt es in den Traditionsbüchern von Salzburg, 
worin fast nur derartige »complacitationes, concambia« vor- 
kommen, häufig, man gebe Güter an das Erzstift, um das bis- 
herige Benefiz mit dem hingegebenen auf Lebenszeit oder auf 
mehrere Leiber, als Benefiz oder Eigen zu besitzen ?). Dasselbe 
findet sich aber auch anderwärts und solche Geschäfte waren 
weitverbreitet, u. zw. keineswegs etwa bloß in den ersten Zeiten 
des Benefizialwesens. 

Namentlich der Übergang des väterlichen Benefiziums auf 
den Sohn?) oder gar auf mehrere Leiber*) mußte in dieser Weise 
erkauft werden. Und gerade in jenen zahlreichen Fällen, in denen: 
sich Freie (mit ihren Gütern) in den Dienst der Kirchen ergaben, 
erlangten sie oft ihren Besitz als Benefiz zurück oder erwarben 

erst dadurch die Benefizien ihrer Väter. | 


1) Ueber den Unterschied zwischen lebenslänglicher Leihe und lebens- 
lànglichem Eigen inbezug auf die Frage der Immunität später. 


2) Vgl. außer den im folgenden auch noch die in $ 7 in Zusammenhang 
mit den analogen Fällen geistiicher Benefizien angeführten Beispiele. 


3) Hauthaler I, 319 (1104 —1116): Hadaprecht aream suam ad Suldorf 
super idem altare legavit pro anima sua et ea ratione, ut beneficium, quod 
inde habuit, filio eius in eodem servitio, quo ipse servivit, prestaretur. 


4) Hauthaler 1, S. 275 (1023): quendam servitorem sancti Petri nomine 
Richolfum a domino suo Titone abbate sub Hartuico presule impetrasse quen- 
dam locum, qui dicitur Adalhohingin, quem ipse in beneficio habuit, con- 
cambiendo cum tali allodio, quale iuxta fluvium qui Ogata vocatur in 
proprietate habuit, sed ea ratione, ut utrumque predium post tertiam ipsius 
generationem ad monachorum rediret usum. 
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Im Jahre 1106 übereigneten sich zwei freie Brüder dem 
(Korveyer) Kloster Gróningen!). Sie sagen dabei ausdrücklich, 
dies geschehe, um das väterliche Benefiz und dessen Gebäude 
(Meierwohnung,'als solche nicht Benefiz) zu erlangen ?). Ähnlich 
wird noch ein anderer Freiensohn dem Kloster zu Eigen gegeben, 
um ihm dadurch das väterliche Benefizium zu verschaffen 3). Ob 
es sich in diesem Falle um einen Eintritt in die Ministerialität 
i. e. S. handelte, ist nicht ersichtlich. Daß aber auch bei den 
Benefizien der Ministerialen — und gleiches werden wir dann 
auch bei den Benefizien der Kleriker finden — die Verhältnisse 
nicht anders lagen, ist besonders wichtig. 


Auch die Ministerialen der Stifter, die seit dem 11. Jh. aus 
dem Stande der Unfreien mit größerer Bedeutung hervortreten, 
müssen sich nämlich die Ausdehnung ihrer Benefizien auf Lebens- 
zeit oder gar auf ihre Nachkommen zunächst durch Gegengaben 
erkaufen. Diese letzteren entnehmen sie aus ihrer proprietas, 
jenem Sondergute, das ihnen zwar natürlich nicht zu freiem 
Eigen, aber doch als Mitgliedern der Stiftsfamilie (wie ja auch 
den bäuerlichen Hintersassen) als Erbgut (paedium) zustand 4). 
Über diese schließen sie ja auch sonst mancherlei Rechtsge- 
schäfte ab. Natürlich auch mit anderen Personen, die gleich- 
falls nur ein solches relatives Eigen haben, z. B. in den Kirchen 
auch die Kapitel). Das Gesagte erhellt am besten aus den 
einzelnen derartigen Geschäftsabschlüssen, wie sie zahlreich in 
den Urkundenbüchern verbrieft sind. 


1) UB. Hochst. Halb. 1, 85: filii Thiethardi, cum essent homines liberi, 
in nostre ecclesie se mancipaverunt servitium. 

2) Dederunt enim mansos .. et se ipsos ecclesie, ut mererentur 
accipere beneficium et aedificia patris sui, excepta villicatione in . . et omni 
utilitate, que pertinet ad servitium . . 

3) A. a. O. S. 86: horum etiam in peo Reding filium suum 
Albericum cum consensu attavi sui Alberici et avunculorum eius Alberici et 
Adelberti in servitutem s. Vito tradidit cum IV mansis et dimidio in D., ut 
u habuit pater eius in H. (also an anderem Orte) ab abbate, consequeretur 

eneficium. 

4) Hauthalerl, S.340 (1125— 47): quidam ex ministerialibus s. Roudberti . . 
in extremitate vite sue fratrem suum . . heredem reliquerit omnium possessionum 
suarum, tam beneficiorum quam etiam prediorum. Macht. aus letzteren eine 
Seelgerätstiftung. In gleicher ee predium häufig. : 

5) Z. B. Hauthaler, Salzb. UB. 1, S. 227 f. (1025—1041): quidam de 
familia sancti Ruodberti nomine Oudalpreht ministerialis fratrum canonicorum 
concambiendo tradiderit quinquaginta iugera ad Saldorf sita in manus Tietmari 
archiepiscopi et advovati sui Engilberti ad altare sancti Roudberti et ad usus 
fratrum proprie tenendum. Econtra tradidit idem archiepiscopus Tietmarus 
cum manu advocati . . eidem Oudalperto totidem iugera equali mensura de 
stipendiaria terra fratrum canonicorum in Lungouwa . . sibi et posteris suis in 
propriam possessionem. | 
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Erzbischof Balduin von Salzburg (1041—1060) geht mit 
einem seiner Ministerialen (quidam ministerialis de familia sancti 
Rvodberti . . cum seniore suo Balduuino archiepiscopo) folgen- 
den Vertrag ein. Der Ministeriale gibt in die Hände des Erz- 
bischofs ein Grundstück zu immerwährendem Eigen mit der Ab- 
machung, daß er das Benefizialgut, das er von der Kirche hatte, 
auf Lebenszeit behalten dürfe und daß es nach seinem Tode auf 
seine Gemahlin und seinen Sohn übergehe!) Oder — im 
nächsten Jh. — gibt ein Erzstiftsministerial Erbgüter ans St. Pe- 
terskloster mit der Widmung, daß seine Mutter eines davon als 
Benefiz auf Lebenszeit vom Abt erhalten solle ?). 

Das gleiche gilt hinsichtlich der gewöhnlichen Unfreien. 
Der früher genannte Erzbischof Balduin von Salzburg schließt 
auch derartige Geschäfte ab. Handelt es sich um Untergebene 
bischóflicher Klóster, so wirkt auch deren Abt als unmittelbarer 
Herr (senior) der betreffenden servi mit?). 

Wir ersehen daraus, daß auch die Benefizien der Dienst- 
mannen keine bcsondere, streng abgeschlossene Gruppe dar- 
stellten, sondern vielmehr eine ganz ähnliche Rolle spielten wie 
die gewöhnlichen sonstigen Benefizien. Wir erkennen aber auch, 
daß die Stiftsministerialen wirtschaftlich nicht auf ihrem Bene- 
fizialbesitz allein gestellt waren, sondern fast durchweg auch 
'Eigengüter (relativer Art) in Händen hielten. Dies ist aber für 
die Erkenntnis der Grenzen der Benefizienentwicklung und ihrer 
Bedeutung von besonderer Wichtigkeit. Auch die Reichsdienst- 


1) Hauthaler I, S. 230 f.: quidam ministerialis de familia sancti Roudberti 
nomine Rvodpreht quandam complacitationem fecit cum seniore suo Balduuino 
archiepiscopo collaudantibus eam clericis ac laicis. Tradidit namque . . Roudpreht 
tale predium, quale habuit in loco Eitinpah (mit allem Zubehör) in manus 

senioris sui Balduuini archiepiscopi et advocati sui Engilberti ad sanctum 
Petrum sanctumque Roudpertum perpetualiter in proprietatem ea compactione, 
ut tale beneficium, quale tunc temporis de ecclesia habuit, ipse dum viveret 
et post vitam eius uxor sua Diemuot et post utrorumque vitam fllius eorum . 
absque omni contradictione obtineret. 


2) Hauthaler, UB.I, S. 344 (1131): quidam ex ministerialibus s. Roudberti . 
predia . . s. Petro . . contradidit, ea videlicet ratione, ut prenotata mater elus 
predium illud A, usque dum ipsa viveret, de manu . . abbatis in beneficium 
susciperet. 

3) Z. B. a. a. O. S. 241 Nr. 20: quidam de familia sancti Petri sanctique 
Roudberti (Erzstift und das ursprünglich damit verbundene, dem Konvente 
nach indes davon getrennte St. Peters-Kloster) nomine Richolf concambium 
fecit cum Balduuino archiepiscopo et suo seniore abbate Roudberto. Legavit 
namque idem servus per manus B. archiepiscopi et predicti abbatis et utriusque 
advocati . . tale proprietatem . . ad altare sancti Petri sanctique Roudberti 
perpetualiter possidendum. Econtra (der Eb. durch die Hand beider Vögte und 

des Abts) retradidit eidem servo in popr a tale beneficium, quale antea 
in loco A. habuit (mit Zustimmung des Abts und der Stiftsfamilie.). | 
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mannen verfügten neben ihren Benefizialgütern über umfassenden 
Eigenbesitz?). Rechtlich hatte ein solches Eigentum Unfreier 
freilich nur relativen Charakter (Inwärtseigen u. dgl). Für die 
Beurteilung der Wirtschaftslage aber liegen die Dinge eben anders. 
Ein Ministerial konnte natürlich auch mehrere Benefizien haben ?). 

Überall ist daher bei Vasallen und Ministerialen neben den 
Benefizien auch mehr oder minder ausgedehnter Eigenbesitz fest- 
zustellen. Auch im Lehensgesetz Konrads II. für die niederen 
Vasallen der geistlichen und weltlichen Fürsten Italiens wird all- 
gemein neben den Lehen der Besitz von Eigen und nichtbene- 
fiziarischen Leihegütern auf Seite der Mannen vorausgesetzt ?). 

Einzelnachrichten wie allgemeinere Stellen weisen hier also 
durchaus in die angegebene Richtung. Dies zu betonen er- 
scheint aber von hóchster Wichtigkeit, weil von hier aus auch 
die rechtliche und wirtschaftliche Stellung der geistlichen Bene- 
fizienträger, ihre Einfügung in den Bau der damaligen Gesell- 
schaft, erst voll erkannt werden kann. Dort war die Lage näm- 
lich gleich. 

Höchst ungenau ist oft die Ausdrucksweise der Quellen. 
Namentlich sind Auffassungen und Ausdrücke beider Vertrags- 
teile wohl oft verschieden. 

Nur selten sind aber über derartige Geschäfte die Urkunden 
von beiden Seiten erhalten. Sie kommen aber immerhin doch 
vor*) und sind dann besonders lehrreich für die Feststellung der 
beiderseitigen Auffassung und Ausdrucksweise. So schließt z. B. 
909 ein Vasall des Erzstiftes Trier mit dem Kloster St. Maximin 
einen Prekarienvertrag ab — in der Urkunde des Klosters ist 


1) Z. B. Dipl. Konrads II. Nr. 214 (1034) Mon. Germ. Urk. IV, S. 292: 
quoddam nostri iuris predium, id est unum nobilis viri mansum . . cuidam 
nostri scilicet iuris servo Pabo dicto cum omni lege et utilitate ad idem 
predium pertinente in proprium tradidimus . . Insuper etiam eidem P. VIII 
de suo beneficio mancipia . . in proprium ius ac potestatem concessimus mit 
freiem Verfügungsrecht des Eigentümers. 


2) Redlidi, Trad. d. Hochst. Brixen S. 51 Nr. 135 (1050— c. 65): quidam 
nobilitatem sortitus tradiert (legavit ac donavit) ans Hochstift. — ipse legator, 
quoad viveret, benelicia, que militari obsequio erga prescriptum pontilicem 
desefvivit, omnisque servitutis vinculo absolutus obtineret ac, si filium sui 
similiter vel se excellentiori ingenuitate procreasset, is quidam eadem beneficia 
solito more deserviat, et si prelibato antistite vel ab ullo sibi succedente seu 
regali potestate eiusdem confirmatio pacti destruatur, predio suo predii donativo 
aut donativi more utatur. 

3) Nach den eingehenden Bestimmungen über die Rechtsstellung der 
Valvassoren und milites in bezug auf die Benefizialgüter heißt es (Mon. Germ. 
Dipl. IV, 337): Illa vero bona, que tenent proprietario iure aut per precepta 
aut per rectum libellum sive per precarium, nemo iniuste eos divestire audeat. 

4) Z. B. Beyer, UB. I, 216 ff. Nr. 153 u. 154. 
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indes lediglich von einem Tausch die Rede. Aus der Urkunde 
des Vasallen aber erfahren wir, daß nach dessen und seiner Ge- 
mahlin Tode das gegebene und das empfangene ans Kloster 
fallen sollten. Nur in der Arenga dieser Urkunde heißt es, wohl 
nur ganz allgemein, es sei im Geiste christlicher Liebe, sich 
durch wechselseitige Wohltaten zu unterstützen !). 

In tausend Übergängen fließen also alle diese Formen von 
Benefizien und anderen Leihe- und Gütertypen ineinander über. 
Zahllose Einzelfälle werden von den Urkunden da berichtet. 

Und die für Kleriker und geistliche Dienste verwendeten 
Benefizien bringen dann nur noch einen weiteren Ton in dieses. 
farbenreiche Bild, in dessen Rahmen und allgemeine Züge sich 
auch dieser Teil der großen Entwicklung überall zwanglos einfügt. 

Denn wie die weltlichen Benefizienträger erscheint auch, 
wie wir sehen werden, die Geistlichkeit langezeit keineswegs auf 
den Besitz ihrer Benefizialgüter angewiesen, ja in wirtschaftlicher 
Hinsicht bis zum 12. Jahrhundert — in starkem Gegensatze zu 
allen bisher gangbaren Vorstellungen — nur in verhältnismäßig 
geringerem Maße auf den Genuß ihrer Benefizien gestellt. 


$ 7. 
Geistliche als Empfänger von Benefizien. 


In den vorangehenden Untersuchungen haben wir bereits 
Geistliche, und zwar gerade auf Grund ihrer kirchlichen Stel- 
lungen, in umfassender Weise an der Benefizienentwicklung be- 
teiligt gesehen: als Verleiher von Benefizien aller Art gegenüber 
laikalen Personen der verschiedensten Kategorien. Es handelt 
sich dabei um weltliche Benefizialleihen, wie sie wohl auch in 
weltlichen Herrschaften vorkamen, aber in den geistlichen Grund- 
herrschaften vielfach besondere Ausprägung erfuhren ?). 

Nunmehr haben wir darzulegen, inwieweit der Klerus auch 
als Empfänger solcher Leihen beteiligt war, weil erst daraus 
seine benefizienrechtliche Stellung auch inbezug auf die kirch- 
lichen Ämter und Amtsgüter voll erfaßt werden kann und. nur 
von hier aus der Übergang zu jenen weiteren Bildungen erkannt 
werden kann. 


1) Congrua sibi beneficia mutuo impertiri . . 

2) So war die Stellung kirchlicher Vasallen und Ministerialen vielfach 
leich, vielfach aber günstiger als die anderer Herren — auch durch die ganze 
olgende Entwicklung. Die Mannen geistlicher Fürsten standen in mancher 
Hinsicht vor denen der weltlichen und den Reichsrittern gleich, Verhültnisse, 
worauf hier nicht weiter einzugehen ist. 
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Seit merowingischer, ja, seit römischer Zeit empfingen 
Kleriker neben Laien Kirchengüter in Leiheformen aller Art. Auch 
an den Benefizialleihen sehen wir sie beteiligt, u. zw. seit früh- 
karolingischer Zeit in steigendem Maße und in größtem Um- 
fange. In allen Gegenden, fast in allen Kirchen, erscheinen -- 
dies zeigen uns die Quellen aller Art, in erster Linie wieder die 
Urkunden — neben Laien vielfach auch Geistliche als Empfänger 
der verschiedensten Leihen, wir finden sie insbesondere auch im 
Besitze von zahlreichen Benefizien. Wie hat man diese nun 
aufzufassen ? 


Bald geschah dies bisher in der Weise, daß man darin 
lediglich private, über Privatgut abgeschlossene Verträge geist- 
licher Personen erblickte, die in diesen Fällen lediglich als Pri- 
vatpersonen gehandelt hätten und keineswegs als Kleriker in 
Betracht gekommen wären. Das Benefiz als geistliches Amtsgut 
oder Amt habe daneben und unabhängig davon bestanden. 


Dem entgegen steht indes die andere Meinung, diese Bene- 
fizien der Geistlichen seien gerade die geistlichen Dienstgüter, 
die Benefizien als Entlohnung für die geleisteten Kirchendienste 
gewesen. Diese sei eben in der allgemein gebräuchlichen Bene- 
fizienform erfolgt. Und allmählich seien diese fallweise gewährten 
Benefizien mit den Ämtern der einzelnen Kleriker eine bleibende 
Verbindung eingegangen und so sei das BERuEE Benefizium 
entstanden. 

Beide Anschauungen aber sind, in dieser Art vorgebracht, 
unrichtig, wenn sie auch beide einen Kern von Wahrheit ent- 
halten und dieser bereits vielfach nahekommen. Sie liegt näm- 
lich in der Mitte. 


Privatrechtliche und -wirtschaftliche Fragen einerseits und 
amtsrechtliche, Öffentlich-rechtliche andererseits spielen ja in da- 
maliger Zeit vielfach durcheinander. Sie waren damals noch 
nicht in der Weise getrennt, wie wir dies auf Grund der späteren 
Entwicklung in unberechtigter Rückübertragung anzunehmen ge- 
wohnt sind. In viel stärkerem Maße, als man dies heute noch 
ahnt, waren im früheren Mittelalter noch beide Sphären dort 
getrennt, wo wir eine Verbindung annehmen, dort jedoch, wo 
sie uns getrennt erscheinen, miteinander verflochten: die óko- 
nomische Versorgungsfrage ward noch nicht im späteren Sinne 
mit Verfassungsfragen zusammen behandelt und gelöst. Viel- 
mehr ward man sich erst allmählich des funktionellen Zusammen- 
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hanges beider bewußt. Dies im geistlichen Bereiche ebenso wie 
im weltlichen. 

In ungleich stärkerem Maße als etwa heute war daher die 
wirtschaftliche Lage eines Beamten, auch eines geistlichen, mit 
dessen ökonomischer Position in seiner Familie verbunden, das 
Kirchenamt des einzelnen vielfach zum Familienbesitz seiner 
ganzen Sippe geworden. Nahm diese an den daraus erwachsen- 
den Vorteilen teil, so hatte sie auch, falls von dorther die Ver- 
sorgung etwa mangelte, andererseits für ihn in die Bresche zu 
treten. In anderem Zusammenhange haben wir bereits die weit- 
gehende Anteilnahme der Verwandten an den Erträgnissen kirch- 
licher Ämter dargetan’). Hier haben wir nur eine andere Seite 
derselben Sache vor uns. 

Und diese Erkenntnis bildet geradezu den Schlüssel für 


.die rechtliche und wirtschaftliche Stellung des Klerus im früheren 


Mittelalter. 

Es darf daher nicht wundernehmen, wenn wir Benefizien- 
geschäfte aller Art der Kirchenvorstände mit ihren Geistlichen 
auch vielfach für deren Verwandte und unter deren Einbeziehung 
abgeschlossen sehen und umgekehrt aus privatrechtlichen Ab- 
machungen einer Familie auch oft genug ein benefizienrechtliches 
Verhältnis eines Geistlichen (samt seiner Familie) zur Kirche her- 
vorwachsen sehen. 

Überhaupt herrschen in Hinsicht auf die Unterhaltung des 
Klerus aus dem Kirchengute vielfach fehlerhafte, voreingenommene 
Vorstellungen. 

In römischer Zeit und bis weit ins merowingische Zeitalter 
hinein war die Versorgung der Geistlichkeit aus kirchlichen 
Mitteln zwar kirchlicherseits immer stärker angestrebt, aber keines- 
wegs in dem Maße durchgesetzt und erreicht worden, wie man 
noch immer anzunehmen geneigt ist. In merowingischer Zeit 
lebte jedenfalls nur ein Teil des Klerus aus Kirchengut?). In 
stärkerem Maße als man glaubt, setzen sich diese Verhältnisse 
auch in die folgenden Perioden hinein fort. Man muß nur die 
Quellen daraufhin mit hinreichender Genauigkeit studieren. 

- Wir finden da, daß die Geistlichen, u. zw. selbst diejenigen, 
welche bei den höheren Kirchen bis zu den höchsten hinauf _ 


1) Vgl. »Kirchengutsveräußerungen« S. 440 ff. 

2) Vgl. mein »Bischofsgut« I, S. 12f. Jetzt vgl. auch z.B. Jordan, Der 
mercennarlus der Westgotengesetze usw. in der Zeitschrift für Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte . Bd. (1924) S. 337 f. 
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dienten, wirtschaftlich weder untereinander gleichgestellt waren 
noch durchaus aus dem Kirchengute ihre Versorgung gewannen. 
Vielmehr nahmen die Kirchenrechtsquellen selbst auf diese ver- 
schiedene Lage Rücksicht und richten darnach in der Versor- 
gungsfrage die Ansprüche des einzelnen ein. Und dies, wie ge- 
sagt, sogar in den Hoch- und Stiftskirchen. 

Nur ein Teil des Klerus erscheint da ökonomisch in ver- 
hältnismäßig besserer Lage, im Besitze von Benefizien oder Eigen 
(auf Lebenszeit) aus Kirchen- oder Privatgut. Andere wieder 
sind in dieser Hinsicht ohne Vermögen und lediglich auf die 
Naturalverpflegung aus den dafür allmählich gewidmeten Spezial- 
gütermassen zur Versorgung des Klerus (Kapitels- oder Mensal- 
gütern) angewiesen. 

Und zwar machen die Quellen selbst, wie gesagt, diese 
Unterscheidung. Selbst schon im 9. Jh., als man noch inmitten 
der Reform der Kapitel stand und dieses Problem vor allem 
durch eine wirtschaftliche Vorkehrung (Güterausscheidung für die 
Kapitel) lösen wollte‘), kam derartiges vor. Und diese Stellen, 
die m. W. bisher noch nirgends genügend Beachtung fanden, 
sind höchst lehrreich für den Komplex unserer Fragen. 

Sogar in der Aachener Regel (816) wird selbst für die ge- 
meinsam (socialiter) lebenden Stiftskapitel, die wegen des Kano- 
nikerdienstes (Chordienstes = Psalmengesang zu den kanoni- 
schen Stunden, Konventualmessen) auch gemeinsame Mahlzeiten 
einnahmen und in einem gemeinsamen Schlafraume wohnten, 
trotzdem überall vorausgesetzt, daß es Reiche und Arme gebe, 
daß sich die wirtschaftliche Existenz der Mitglieder nicht bloß 
auf die Naturalverpflegung aus dem Stifte beschränke?). Nicht 


1) Kallen wendet sich in seinem Aufsatz : Der Säkularisationsgedanke 
usw. Hist. Jb. 44 (1924) S. 197 ff. gegen meine Auffassung, die Güterteilung 
sei ein Werk der Reform gewesen, mit anderen Reformen verbunden. Allein, 
ich habe seinen Ausführungen nirgends ein stichhaltiges Argument entnehmen 
können, das meine durchweg auf den Boden der Quellen stehenden, auf 
zwingende und eindeutige Nachrichten gestützten Anschauungen irgendwie 
widerlegen könnte. 

2) Vgl. bes. c. 120 der Kanonikerregel (Werminghoff S. 3991): Qui 
clerici in congregatione canonica constituti ecclesiastica accipere debeant 
stipendia. — necesse est clerici in accipiendis ecclesiasticis sumptibus suum 
vitare periculum. Proinde qui et suas et ecclesiae habent facultates et 
utilitatem ecclesiae aut interius aut exterius conferunt, accipiant in congre- 
gatione cibum et potum et partes elemosinarum et his contenti sint, ne 

lus accipientes pauperes gravare videantur . . Das heißt: wer aus eigenem 

ermögen oder aus kirchlichem Vermögen auf dem Wege der Sonderverleihung 
durch den Prälaten genug hat, der soll aus dem Kapitelsgute lediglich Speise 
und Trank und einen kleinen Anteil an den Spenden (eleemosynae) empiangen. 
Schon die Ueberschrift des Kapitels lehrt, daß nicht alle stipendia aus dem 
Kapitelsgute erhielten. 
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nur Privateigentum und Sondergenuß erscheint da gegeben, son- 
dern auch die von den Prälaten selbst den einzelnen Konven- 
tualen zugewiesenen Güter waren sehr verschieden !). »Hono- 
rare« ist der auch für eigentliche Belehnungen (Lehen = honores) 
damals gangbare Ausdruck für derartige Güterverleihungen ?). 

Es wird da vor allem bestimmt, daß diejenigen Kapitels- 
mitglieder, die aus Privatgut oder Kirchengut genug Besitz 
hätten und der Kirche innerlich oder äußerlich (d. h. wohl durch. 
geistliche oder weltliche Dienste) nützlich wären, vom Stifte 
lediglich Speise und Trank und einen Anteil an den kleinen 
Spenden (eleemosynae) der Gläubigen erhalten und sich damit 
zufrieden geben sollten. Diejenigen aber, die weder Eigen- noch 
Kirchenvermögen hätten — sei es auf Grund angeborener, sei 
es auf Grund freiwilliger Armut — sollen ganz durch die Prä- 
laten ihrer Kongregationen versorgt werden. 

Es ist aber da wohl kein Zweifel, daß die Kirchenvorstände 
nur einen Teil ihres Klerus, zum Teil nach dessen eigenen Wün- 
schen, mit Benefizien versorgten, geradeso wie natürlich nur ein 
Teil von Haus aus vermögend zu sein brauchte und auch tat- 
sächlich war. Und dies ist denn auch der Zustand, wie er über- 
all in den einzelnen, urkundlich niedergelegten Geschäften uns 
entgegentritt. Auch von anderer Seite, selbst durch die Herrscher, 
wurden einzelne Geistliche durch Benefizialleihen ausgezeichnet, 
die wirtschaftliche Existenz des Klerus daher in keiner Weise 
ausschließlich auf Kirchengut gestellt. 

Ja, dies gilt sogar bis zu den höchsten geistlichen Stel- 
lungen hinauf. Auch Reichsprälaten, Bischöfe und Erzbischöfe, 

1) Später heißt es: Hi vero, qui nec suis rebus abundant nec ecclesiae 
habent possessiones et magnam utilitatem ecclesiae conferunt, accipiant in 
canonica congregatione victum ef vestitum (also außerdem Bekleidung) et 
elemosinarum partes, quia de talibus ita in libro Prosperi (v. Aquitanien) 
scribitur: Clericos, quos voluntas aut nativitas pauperes fecit, in congregatione 
viventes necessaria vitae accipiant . . Porro si tales fuerint, qui nec suas nec 
ecclesiae velint habere possessiones, horum necessitatibus providentissima 
gubernatione de facultatibus ecclesiae debent subvenire praelati . . Vgl. c. 9 
und 13 der Kanonissenregel a. a. O. S. 444 f., 447. Bes. c. 13 a. E. (S. 447 Í): 
et his, quae nihil proprium habere velint, quibus misericorditer studeant 
(sc. abbatissae) necessaria quaeque praebere (vgl. »praebenda«, »provendarii«, 
die nur aus dem gemeinsamen, nicht aus Sondergut lebten). 

C. 121 (S.400): Quamquam enim plerique subditorum a praelatis 
rebus quibuslibet aliis plus caeteris merito soleant honorari, in hac tamen 
societate seclusa personarum acceptione una debet cibi et potus aequalitas 
esse. Ueber die Aufnahme der Mitglieder vgl. bes. c. 119 (S. 399): Die Prälaten 
sollen die Konvente nicht nur aus Unfreien (Hintersassen) ergänzen, aber auch 
nicht nur nobiles anstellen, sie können auch viles personae aufnehmen. Später 


wird letzteres oft stiftungsmäßig verboten. Vgl. namentlich Schulte, Der Adel 
und die deutsche Kirche. 
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empfingen vom Herrscher neben ihren Kirchen noch zahlreiche 
andere Lehen !). 

Sogar Mönche und Nonnen nahmen in großem Umíange 
an dieser Entwicklung teil und erscheinen ganz unbefangen, 
namentlich seit der späteren Karolingerzeit, im Besitze und Ge- 
nusse von Benefizialgütern, die ihnen selbst seitens der Herrscher, 
sogar auf Intervention hoher Kirchenfürsten, verliehen wurden ?). 
Sie besaßen auch Eigengtüter und alle möglichen Geschäfte des 
Benefizienverkehres, wie wir sie früher inbezug auf laikale Per- 
sonen kennen lernten, wurden mit ihnen abgeschlossen. Sie er- 
scheinen dabei wie andere geistliche oder weltliche Benefizien- 
träger auch den Kirchen gegenüber?). 

Sie stehen wie andere Familienmitglieder — geistliche wie 
weltliche — inmitten dieser Vermögenstransaktionen, wobei sie 
sich von ersteren in nichts unterscheiden‘). Umsoleichter setzen 


1) Hier vgl. aus den vielen Fällen nur z. B. Mon. Germ. Epistolae V, 95 
(806—10): (Leo Ill. an Karl d. Gr. über Fortunat von Aquileja) — Quia non 
audivimus de eo, sicut decet de archiepiscopo, neque de partibus istis, neque 
de partibus Franciae, ubi eum beneficiastis. — Lehensobjekt war das Kloster 
Moyenmoutier; vgl. Simson Il, 360 A. 7 und Pfister, Annales d'Est 1890 
S. 287 A.4. Auch Neues Archiv XXI, 757. — Näheres unten S 11 und 12. 
Oft empfingen die Pıälaten neben ihren eigenen Aemtern (über deren Benefizien- 
charakter erst später gesprochen werden kann) noch zahlreiche andere Benefizien, 
vor allem auch Abteien als Benefizien. 


2) Vgl. schon dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 428 ff. mit vielen Belegen, 
die sich leicht vermehren lassen. Einige Beispiele auch noch im folgenden. 


3) Z. B. Hauthaler I, S. 134 (930): Conplacitatio inter Oudalbertum 
archiepiscopum et Rihniam monialem. (Später heißt es: quandam monialem 
feminam, nominatam Rihni). Tradidit autem eadem Rihni in manus Odalberti 
archiepiscopi et advocati sui Reginberhti unà cum advocato suo Dultingo 
talem proprietatem suam, qualem soror eius n(ominata) Rihni sibi tradidit loco 
vocitato ad Mulinheim cum mancipiis VI ad sanctum Petrum sanctumque 
Rodbertum post obitum illius sive praefate sue sororis n(ominate) Rihni ob 
conplacitationis causa perenniter in proprietatem possidendum. Econtra vero 
idem Odalbertus archiepiscopus cum manu advocati sui Reginberhti consultui 
fidelium suorum consentiens clericorum scilicet et laicorum eidem moniali 
femine n(ominate) Rihinie advocato suo n(ominato) Dultinch accipiente locum 
unum Turinhusa vocatum tradidit cum omnibus rebus, veluti ipsa tunc in 
beneficium ibidem possidebat, cum mancipiis edificiis territoriis ceterisque 
cunctis in illo loco iuste manentibus et accedentibus ea ratione conplacitatum 
est, ut ipsa praenominata Rihni et soror eius Rihni eadem praescripta loca 
usque ad ambarum vite exitum in proprietatem possiderent, postea vero 
per omnia ad sanctum Petrum sanctumque Rodbertum in proprietatem et 
usum remearent perpetuum. I 


4) Vgl. z.B. noch a. a. O. S. 129 (924): Concambium inter Oudalbertum 
archiepiscopum et Engillindam monialem. Notum sit omnibus sancte dei 
ecclesiae fidelibus, qualiter quedam nobilis sanctimonialis femina n(ominata) 
Engillind cum  Odalberto archiepiscopo quoddam concambium peragere 
desiderabat et ille cum consultu fidelium suorum ita fore decrevit. Tradidit 
vero praenominata monialis cum manu advocati sui Reginhardi talem proprie- 
tatem in loco Prucca nominato, sicuti ei Megilo tradiderat, in manus Odalberti 
archiepiscopi et advocati sui Roudlandi ad sanctum Petrum sanctumque 
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sich bei Weltgeistlichen die Benefizien der Kleriker in die anderer 
Familienmitglieder fort. Bischof Hildeward von Halberstadt 
gewührt die von einem Kleriker aus dessen Erbgut ans Hochstift 
übertragenen Hufen der Schwester des Tradenten auf Lebenszeit 
als »Benefiz«!) Damit kein Nachfolger etwas mindere, läßt er 
die Urkunde ausstellen. Weitere Fälle werden wir gleich noch 
zu erwähnen haben. Es erscheinen daher die Benefiziengeschäfte 
der Prálaten mit ihren Geistlichen mehr als eine private Familien- 
angelegenheit der letzteren als eine Öffentliche Beamtenfrage. 

Um das aber zu verstehen, muß man vor allem die ver- 
schiedenartigen Standesverhältnisse der Geistlichen in Rechnung 
stellen. Es gab solche von den tiefsten Stufen der Unfreiheit arx 
(wogegen die Gesetzgebung von Kirche und Staat zwar gleichfalls 
einschritt, indes auch hier langezeit mit geringem Erfolge)?) bis 
zu den höchsten Gesellschaftsschichten. hinauf. Schließlich — 
damit zusammenhängend — ist aber die gesamte Wirtschafts- 
und Gesellschaftsverfassung der damaligen Zeit. zur Erklärung 
heranzuziehen. Die kirchlichen Einrichtungen waren eben in 
umfassender Weise zum Besitz der Adelsgeschlechter geworden, 
deren sonstige Gebräuche und Einrichtungen sich eben auf das 
gesamte Kirchenwesen erstreckten, ja dort eine Hauptdomäne 
fanden. 

Auch hinsichtlich der Kapitelsgeistlichkeit entspricht den 
oben genannten allgemeineren Stellen aber, wie gesagt, durchaus 
alles, was wir von der Lage der einzelnen Fälle wissen. Überall 
finden wir zahlreiche Geistliche aller Stufen im Besitze und 
Genusse von Benefizialgütern, die ihnen von ihren kirchlichen 
Vorgesetzten verliehen worden waren. Zu allermeist erfahren wir 
dabei nicht, wie sie in den Besitz dieser Benefizien gekommen 
waren. Dies urkundlich aufzuzeichnen, lag zumeist kein Anlaß 


Rodbertum in proprietatem perenniter possidendum. Econtra  Odalbertus 
archiepiscopus cum manu advocati praescripti tradidit eidem nobili moniali et 
advocati sui Reginhardi unum territorium in loco Golduneshusa nominato sibi 
in proprietatem perpetualiter possidere. 

1) UB. Halb. I, 41 (968—996): beneficio dedit utendum sue sorori A. 
nominate, quamdiu vixerit . . 

2) Namentlich im 11. Jh. begegnen unfreie Geistliche in den Urkunden 
allerorts in großer Zahl. Auch in allgemeineren Stellen wurden sie überall 
vorausgesetzt, namentlich auch als Kirchenhörige; z. B. Benedikts VII. und 
Heinrchs Il. Vereinbarungen auf der Synode von Pavia 1022 (Leges Papienses) 
c. 5 Weiland, Constitutiones Nr. 341, 76: Nulli servorum ecclesiae, sive in 
clericatu sive in laicatu . . liceat comparare aut ullo modo adquirere per 
manus aut nomen alicuius liberi hominis. Quod qui fecerit, inevasibiliter caesus, 
tamdiu carceratus habebitur, quamdiu omnes ecclesia recipiat scriptiones. 
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vor. Auch war es jedenfalls nicht gebräuchlich. Sonst müßten 
ja solche Verleihungsdekrete in großer Zahl überliefert sein. Noch 
auch wird in aller Regel mitgeteilt, warum und für welche Gegen- 
leistung sie diese Benefizien besaßen. Diese Gegendienste waren 
offenbar höchst verschieden. Spricht doch schon die Aachener 
Regel von irgend einem Nutzen, inbezug auf die innerliche oder 
äußerliche Verwaltung, die diese Benefiziaten ihren Kirchen leisteten. 
Sowohl geistliche Wirksamkeit wie auch sonstige Tätigkeit, vor 
allem auch wirtschaftlicher Nutzen, kam da sicherlich in Frage. 
Ja, mit zunehmendem Verfalle mochte überhaupt oft kein greifbarer 
Nutzen mehr, nur Gefälligkeit oder Nepotismus u. dgl., vorliegen. 

Gewöhnlich erfahren wir vom Bestande derartiger Benefizien 
erst anläßlich von abändernden Rechtsgeschäften, die man mit 
ihnen vornahm. Und das führt uns auf einen höchst wichtigen 
Punkt. 

Es ist nämlich über diese Benefizien der Geistlichen genau 
dasselbe zu sagen wie über die der Vasallen und Ministerialen 
und über die sonstigen. In keiner Weise ist die ständige Fest- 
legung dieser Güter mit bestimmten Ämtern — oder gar ein 
Unterschied von den übrigen Benefizienkategorien zu beobachten. 
In freiester Weise, fallweise, wird ein und dasselbe Gut so oder 
so verwendet, bald einem Vasallen, bald einem Kleriker, bald 
wieder einem Ministerialen oder einem andern als Benefiz be- 
stellt oder überhaupt nicht als solches verwendet. Und ganz 
gleich war auch in den meisten Fällen die, Wirkung. Verbote 
gegen Benefizienbestellungen (vgl unten $ 9) richten sich in 
ganz gleicher Weise gegen Vergabungen an Laien wie an Geist- 
liche, Es wird da keinerlei Unterschied gemacht oder gar auf 
daneben etwa noch bestehende geistliche Benefizien anderer Art 
hingewiesen, was doch hätte geschehen müssen, wenn solche 
vorhanden gewesen wären. 

In allen Fällen erfolgen auch in durchaus ähnlicher Weise 
die Übergänge der Benefizien aus zeitlichen in lebenslängliche 
oder erbliche oder — was damit ja nahe zusaınmenhing — in 
Leihen anderer Art oder in Eigen. Durch Abmachungen von 
Fall zu Fall, in reichster Mannigfaltigkeit tritt dies alles überall 
entgegen. Die geistlichen Benefizien als den Geistlichen ge- 
währte Benefizien fügen sich denn also durchweg und vollständig 
in das allgemeine Bild der Benefizialleihen ein. 

Nur vereinzelt, wie gesagt, und bei den höheren Ämtern 
beginnend, zeigt sich in allmählicher Steigerung da eine andere 


A 
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Auffassung. Doch davon haben wir hier noch nicht zu handeln 
(vgl. III. Abschnitt). Doch auch da wird neben dem eigentlichen 
Amt (samt Amtsgut) in Benefizienform auch noch häufig anderes 
Benefizialgut wahlweise gewährt. 

Wir wollen hier einige Beispiele für das Gesagte näher an- 
führen. Diese sind aber durchaus typische Fälle und in keiner Weise 
etwa als Besonderheiten ausgezeichnet. Und geradesowenig wie 
etwa bei den ebenso gearteten Benefizien der Ministerialen da- 
neben noch »Amtsbenefizien« (gleichsam neben diesen »Privatbene- 
fizien«) vorkommen, so gilt dasselbe von den Benefizien der Geist- 
lichen. Sie sind eben die damals vorkommende Benefizienform. 

Hieher gehören auch die Geschäfte, die die Salzburger Erz- 
bischöfe mit ihren Chorbischöfen, Pröpsten und zahlreichen anderen 
ihrer Geistlichen abschließen. Es heißt da meist, die Geistlichen 
geben dem Erzstifte Eigengüter, damit sie ihre Benefizien auf 
Lebenszeit behalten kónnen!), entweder als Benefizien oder als 
(lebenslängliches) Eigen. (Auch andere Personen mußten ja dort 
den Übergang ihrer Benefizien in lebenslánglichen Besitz?) er- 
kaufen.) | 

Sehr oft wird dabei, wie gesagt, auch die Familie der 
Kleriker bei solchen Benefizialgeschäften mitbedacht. Dies gilt 
sowohl fürs 10. wie auch noch fürs 11. Jahrhundert. Erzbischof 
Tietmar (1025 —1041) schließt mit seinem Priester Pilgrim den 
Vertrag °), daß der Priester das Benefizium, das er von der Kirche 
hatte, auf Lebenszeit behalten dürfe. Dafür überträgt der Priester 
dem Erzstift bisheriges Eigengut. Er sagt ausdrücklich, das tue 


1) Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 186 (vor 991): quidam nobilis clericus 
macht mit seinem Eb. einen Tausch (concambium). Der Kleriker gibt sein 
Eigengut. Econtra vero Fridaricus archiepiscopus cum manu advocati sui 
Hartuuici comitis eidem clerico tale beneficium, quale tunc a sancto Andrea 
habuit (einer bischóflichen Niederkirche), in agris decimis oblationibus aecclesiae - 
prefatae, donis sepulturae, mancipiis (namentliche Aufzählung) usque ad finem 
vitae concessit, et utrumque (das gegebene und das empfangene Gut) post 
vitam eius ad episcopum et suas aecclesias rediturum. 

2) Oder auf mehrere Leiber a. a. O. S. 173 (c. 963): eine nobilis femina 
überträgt ans Erzstift Eigengüter. Econtra vero tradidit Fridaricus venerandus 
archiepiscopus cum manu advocati sui Pernhardi secundum consilium suorum 
fidelium clericorum ac laicorum eidem iamdicte domine unam hobam ad 
Stuolueldum et illam decimationem, quam eiusdem domine senior Reginpreht 
nuncupatus im beneficium prius habuit et illam decimationem ad Lengindorf 
usque ad finem vite sue, postea vero filiis suis Ratpodoni et Fridaricco, 
quamdiu viverent, et ut postea in potestate sancti Petri sanctique Ruodberti 
sicut antea extitit perpetuo permaneret. 

3) Hauthaler I, S. 212 Nr. 2: inter ipsum (sc. archiepiscopum) et 
Pilierimum quendam presbiterum s. Ruodberti acta complacitatio. Habuit 
en Pu presbiter quoddam beneficium de ecclesia sancti Ruodberti 
in loco L. dicto. 
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er in der Befürchtung, daß ihm und seiner Gemahlin ansonsten 
sein Benefiz vielleicht früher entzogen werden kónnte!). Gemeint 
ist da jedenfalls der drohende Benefizienverlust beim Herrenfall ?). 

Dasselbe zeigt sich auch schon früher. 

Im Jahre 927 schließt Erzbischof Odalbert von Salzburg 
mit seinem Priester Gotesmann eine complacitatio*). Letzterer 
gibt Eigengut an die Salzburger Kirche und empfängt dafür sein 
bisheriges Benefiz zu lebenslánglichem Eigen — für sich und 
seine Tochter‘). Und solcher Fälle gibt es viele). 

In vollkommener Analogie zu diesen Geschäften stehen die 
entsprechenden Abmachungen der Erzbischöfe mit anderen Per- 
sonen, mit Ministerialen und sonstigen Leuten*) Die Kleriker- 
benefizien stehen mitten unter den übrigen und die erwähnten 
Geschäfte sind in den Urkundenbüchern in buntester Anordnung 


1) Huius vero habendi copia, ne sibi et uxori sue usque ad obitum 
suum daretur, timuit et ideo' pro complacitatione beneficii predium, quod in 
L. habuit, dedit . . ad sanctam Juuauensem sedem perenniter possidendum. 

2) Es ist namentlich in dieser Hinsicht grundfalsch und nicht den 

uellen entsprechend, einen Unterschied zwischen den Benefizien der Kleriker, 

asallen, Ministerialen oder anderer anzunehmen. Vielmehr kommen für alle 
Vins Kategorien von Personen Benefizien der verschiedensten Art und Rechts- 

ge vor. 
3) Hauthaler, UB. I, S. 101 f. Nr. 40: quoniam Odalbertus venerabilis 
archiepiscopus quandam conplacitationem cum Gotesmanno presbitero suo 
peragere disposuit. 

4) Veluti ipse Gotesman in loco P. dicto antea in beneficium tenuit . . 
ipsi et Agathe filie eius in proprietatem usque in finem vite amborum, postea 
ad sedem luvauensem remittendum. 

Vgl. z. B. noch die conplacitatio des Erzbischofs Odalbert von 
Salzburg mit seinem Propste Perhtrih (und dessen Verwandten) über des 
Propstes bisheriges Benefizialgut a. a. O. S. 91 Nr. 27 Sr Oder Nr. 48 S.112 
( ein derartiger Vertrag des Eb. mit seinem Erzdiakon Hartvuin und 
dessen Verwandten über desselben bisheriges Benefizium. Ebenso Nr. 601. 
S. 121 ff. (930/1) Komplazitationen des Eb. mit seinem Priester Engilbert und 
dessen Sohne. 

6) Vgl. z. B. mit deri. d. vorvorigen Anm. angeführten complacitatio des 
Eb. Odalbert von Salzburg mit seinem Priester Gotesmann etwa die unmittelbar 
vorhergehende Urkunde a. a. O. S. 101 Nr. 39 (c.924): quoniam . . archiepiscopus 
quandam complacitationem . . cum Erchanbaldo ministeriali suo peragere 
decrevit. Tradidit namque Erchanbold proprietatem suam . . ad sanctum Petrum 
sanctumque Rodbertum . . post finem suum et proximi sui S. perenniter in 
pop possidendum. Econtra vero O. archiepiscopus tradidit praedicto 

rchanbaldo . . talem locum, veluti ad P. praedictus Erchanbold tunc in 
beneficium visus est habere cum omnibus . . pertinentibus sibi et S. proximo 
ipsius usque in finem vite eorum in proprietatem possidendum, postea praedicta 
loca . . ad sedem luuauensem perpetualiter in proprietatem remittendum. Oder 
vgl. S. 92 Nr. 29 (c. 925): (Erzb. Odalbert schließt eine complacitatio) — cum 

nilihelmo vasso suo. — Oder Nr. 26 S. 90 (927): mit einem anderen Vasallen 
des Erzstiftes. Oder die complacitatio des Erzbischofs mit seinem Kämmerer 
über dessen bisheriges Benefizium a. a. O. S. 70 Nr. 3 (927); endlich mit 
einem Verwandten des Erzbischofs S. 83 Nr. 17 (924) Auch die anderen 
vorausgehenden und nachfolgenden Urkunden bis ins 12. Jahrhundert geben 
zahlreiche Beispiele. 


94 Posdi 


eingereiht, gleichgiltig ob sie die Benefizien geistlicher oder 
weltlicher Personen betreffen. Sie erscheinen da als Geschäfte 
vollkommen gleicher Art. 

Auch gehen die Fälle unmittelbar ineinander über. Erhält 
ein Kleriker ein Gut für geistliche Dienste als Benefiz, so geht 
dasselbe Gut oft an einen Verwandten über, der z. B. Vasall 
oder Ministerial der Kirche ist. Auch dafür bieten z. B. die 
Salzburger Traditions-Codices reiche Belege !). 

Aber nicht nur Übergänge in persönlicher Hinsicht, sondern 
auch in sachlicher zeigen sich. Namentlich, wie schon die bis- 
herigen Beispiele lehren, der Übergang der Benefizien in lebens- 
längliches Eigen. 

Oft heißt es auch (namentlich bei Geistlichen als Trägern 
derartiger Leihegüter), der Bedachte habe das Gut als beneficium 
oder proprium?). Auch Wendungen wie Eigenbenefizium (bene- 
ficium proprium oder beneficium propriale u. dgl.) kommen vor?). 
Zu allermeist ist aber »proprietas in finem vitae« oder ähnliches 
gebräuchlich. 

Auch Übertragungen bisheriger Benefizialgüter der Geist- 
lichen in deren immerwährendes Eigen finden sich. So gibt 
Erzbischof Odalbert i. J. 931 seinem Kleriker, dem Grafen 
Alberich, dessen bisheriges Benefizium zu ewigem Eigen, mit 
dem vollen Dispositionsrechte eines Eigentümers*) unter Em- 
pfangnahme anderen Besitzes. 

Aber nicht nur mit freien oder adeligen Geistlichen (nobiles 
clerici), sondern auch mit unfreien Klerikern, deren es bis zum 
12. Jahrhundert eine sehr große Zahl gab, werden, wie mit 
anderen Unfreien, solche Verträge abgeschlossen. 


1) Vgl. hier etwa I, S.94f. Nr. 31 (927): (Eb. Odalbert für seinen 
Diakon Erchanfred) Tradidit namque Erchanfredus diaconus et Ellanhilt necnon 
et Alprih . . locum L. . . ad sanctam Iuuavensem sedem perenniter in pro- 
prietatem. Econtra O. archiepiscopus . . locum T. . . veluti ipse Erchanfred 
ibidem in beneficium tenuit, in manus predicti Erchanfredi et Ellanhilde seu 
Alprici . . tradidit in proprietatem usque in finem vite illorum ea ratione, ut 
ipse Alpricus, quamdiu vivat, ad sedem Inuauensem  militet et predicta 
loca potestative. possideat, post finem vite eorum integerrime ad Salzpurch 
remittantur. 

2) Hauthaler, Salzb. UB. 1, S. 98 (928): locum ad Perge dictum, quem 
antea Engilunolf presbiter in proprietatem seu beneficium visus est possidere . . 

3) Beispiele andernorts (»Kirchengutsveräußerungen« a. a. O.). 

4) S.80 Nr. 13: archiepiscopus . . eidem venerabili viro Albrico (früher 
heißt es Albrico comiti) tradidit de rebus domus dei . . ad Adamunton locum 
patellarem unum, quem tunc ipse Albricus habuit in beneficium — mit um- 
liegendem Kirchenlande — ita ut in evum sibimet foret proprietas et potesta- 
tivus esset de ea tradendi commutandi vel quicquid se libeat faciendi. 
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So namentlich im bairischen Stammesgebiet. Insbesondere 
begegnet oft die Umwandlung solcher Benefizialgüter in lebens- 
lángliches Eigen, meist unter Hingabe anderer Güter !). 

Und diese Benefizien sind auch gemeint, wenn bei Über- 
tragung von Grundstücken und Kirchen gelegentlich auch die 
Kleriker und deren Benefizien mit übereignet werden. 

Die durchlaufende Parallele dieser Klerikerbenetizien mit 
denen der Ministerialen zeigt sich namentlich dann, wenn in 
einer Rechtshandlung, in derselben Urkunde verbrieft, Güter 
samt den Benefizien der Ministerialen und Kleriker übertragen 
werden. Beiderlei Größen werden hier vollkommen auf eine 
Linie gestellt, in einem Atem, als dieselbe Sache, genannt?) 

Wir werden auch noch vom Standpunkte der spáteren Ent- 
wicklung aus, wo wir diese Dinge nochmals berühren müssen, 
zu genau demselben Ergebnisse gelangen. Insbesondere zeigt 
sich noch im 12. Jahrhundert der analoge Charakter aller von 
den Prälaten vergabten Benefizien, mit Einschluß der an geist- 
liche Personen ausgegebenen. 

Die völlige Identität in der Struktur aller Arten, insbesondere 
z. B. auch der Kanonikerbenefizien mit den an Laien vergabten, 
zeigt sich auch da noch namentlich in der Sukzession. Auch 
Privatverfügungen der Tradenten wirken da ein. Um 1195 gibt 
der Freisinger Ministerial Ludovicus (devotus istius ecclesie 
minister) dem Hochstift ein Gut mit der Bestimmung, daß er es 
zeitlebens vom Kapitel zu Benefiz haben solle (gegen eine Ab- 
gabe von jährlich 5 Denaren), nach ihm sein Sohn (gegen ein 
halbes Talent), hierauf (nach dem Tode des Sohnes) der nächste 
Verwandte, der als Kanonikus dem Domkapitel angehöre — et 
sic deinceps unus post unum idem possident beneficium $). Ähn- 
liche Fälle sind aber häufig +). 

In den Verlehnungsverboten wird daher noch Ende des 
12. Jh. die Bestellung von Benefizien an Geistliche oder Welt- 
liche auf eine Linie gestellt). 

Die Klerikerbenefizien dieses Zeitabschnittes sind also im 


1) Bitterauf, Traditionen von Freising II, 1487 Nr. 1667 (1096): clericus 
quidam de familia Frigisingensi gibt ein Gut ans Hochstift und empfängt dafür 
in proprietatem quicquid beneficii tunc temporis habuit de episcopo . . Zahl-. 
reiche Fälle in den Traditionen von Salzburg (Hauthaler, Salzb. UB.). 

2) Vgl. oben S. 27 Anm. 1. 

3) Bitterauf II, S. 541 Nr. 1763 (c. 1141—47). 

4) Bitterauf II, S. 488 Nr. 16 686, S. 490 Nr. 1672 (1098—1104); S. 528 f. 
Nr. 1737 (c. 1180—35). / 

5) Jaffé? Nr. 15504 (1185—86). Und oft. 
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allgemeinen!) noch nicht ständige Dienst- oder Amtsgüter. Sie 
waren vielmehr, wie die der Vasallen, Ministerialen und anderer 
Personen, lediglich fallweise gewährte Gunstbezeigungen, an denen 
auch nicht alle, namentlich nicht alle in gleicher Weise, teil- 
nahmen. Noch weniger waren die Ämter selbst schon Benefizien. 

In Frankreich begegnen seit dem 10. Jh. die Kleriker in 
großem Umfange auch im Besitze rechter Lehen?). Das Lehens- 
wesen hatte dort damals schon beträchtlich um sich gegriffen 
(vgl. bes. $ 14). 

Der Gesamteindruck der Quellen in Ansehung der an Geist- 
liche vergabten Benefizien bis zum 12. Jahrhundert kann also 
nur der sein, daß man es hier noch nicht mit den späteren 
kirchlichen Amtsgütern und Ämtern, die in ständiger Verbindung 
mit den kirchlichen Dienstleistungen gestanden hätten, zu tun 
hat, sondern nur mit einer Unterart der allgemeinen Benefizial- 

‚leihen, die in den mannigfachsten Beziehungen mit deren übrigen 
Ausprägungen parallel liefen. ro 
. Diese Benefizienleihen an Geistliche fügen sich daher nach 
den verschiedensten Richtungen hin denen an, die man anderen 
Personen gegenüber vornahm. 

Es ist aber ganz unberechtigt anzunehmen und durch nichts 
in den Quellen bewiesen, daß für diese Geistlichen daneben noch 
andere Benefizialgüter bestanden hätten. Höchstens nehmen sie, 
wie gesagt, z. B. als Kapitelsmitglieder, neben ihrem Benefizien- 
genusse auch gelegentlich an der Naturalverpflegung aus dem 
Kapitelsgute teil, wo ein solches bestanden hat. 

Erst ganz langsam und spät entwickelt sich aus diesen 
Verhältnissen allmählich das geistliche Benefiz i. e. S. als eine 

stehende Größe, als ein mit einem ständigen Amte dauernd ver- 
bundenes Benefizialgut und wird schließlich das Amt selbst, als 
Einheitsgröße aufgefaßt, zum beneficium. 

Bevor wir jedoch diesen wichtigen Übergang betrachten 

kónnen, sind hier noch einige, schon durch die erste Benefizien- 


1) Ausnahmen im III. Abschn. 

2) G. Chr. XIII b 6 Nr. 5 (985) (Toulouse): J. episcopus et G. praepo- 
situs Gamerillae dederant ad fevum, B. clerico et fratri suo P. clerico Guar- 
dam toto decimo B. Stephani Tolosae. Insuper .. praepositus dedit eis ex 
toto suo honore praepositurale, quam habebat in .. de s. Stephano totam 
Guardam et totum serventage, et pro hoc fevo dederunt illorum domino 
prepono .. et in hoc feuo dedit illis totam siglicem et totum milium et 

alagium et decimum de sextavatis poerium et retrodecimum et retrocole, 
totoque solagge et senescalciam. atque pistinnum ecclesiae s. Stephani et 
cellarium atque coquinam ... Vgl. unten S 14. 
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entwicklung gegebene, weitere Erscheinungen anzuführen, die 
dann gleichfalls zu der folgenden Betrachtung hinüberleiten. 
Dies ist einerseits die ausgedehnte Verwendung von kirchlichen 
Anstalten selbst als Objekten der bisher genannten Benefizien- 
arten; andererseits aber die dagegen kirchlicherseits getroffenen 
. Vorkehrungen, soweit es sich um die Abwehr der dadurch ent- 
standenen Schäden handelt. Zunächst handeln wir von ersterem 
Gegenstande. 
$ 8. 
Kirchenanstalten als Objekte der Benefizien. 

Die Benefizialbewegung blieb nicht darauf beschränkt, daß 
von ihr Kirchengüter i. e. S., in erster Linie kirchlicher Grund- 
besitz, erfaßt wurden, also Teile des Besitzes geistlicher Anstalten 
von diesen abgetrennt und in der einen oder anderen Form als 
Lehen gegeben worden sind. Sehr bald und dann in immer 
stärkerem Maße ging vielmehr die Entwicklung in der Art vor 
sich, daß man auch ganze Kirchen und Klöster samt ihrem zu- 
gehörigen Gute als Objekte der Benefizialleihen verwendete. 

Der Übergang war da ja in mehrfacher Richtung leicht ge- 
geben. Vor allem gehörten die in geschlossenen Gutskomplexen 
gelegenen Kirchen als deren Zubehör zum Gute selbst, dessen 
rechtliches Schicksal sie ja auch sonst bei Übertragungen, Über- 
eignungen u. dgl. teilten. Ward also etwa ein Herrenhof ver- 
lehnt, so wurde naturgemäß auch dessen zugehörige Kirche mit- 
übertragen. Dies umsomehr, als die Benefizien mit wachsender 
Zahl und Größe immer mehr sich auf geschlossene, größere 
Güterkomplexe, ganze Villikaturen oder geschlossene größere 
Landstriche ausdehnten. 

Das gleiche gilt natürlich auch von Prekarien und anderen 
mit den Benefizien nahe zusammenhängenden Geschäften. So 
gibt, um an dieser Stelle nur ein Beispiel zu erwähnen, im Jahre 
967 der Trierer Chorbischof Wicfried dem Erzstift (u. zw. dem 
Domkapitel) einen Herrenhof mit 36 dienenden Hufen und son- 
stigem Zubehör, auch mit einer Kirche und empfängt dafür eine 
andere Herrschaft, einen Herrenhof mit herrschaftlicher Kirche 
und 50 Hufen zu lebenslänglichem FruchtgenuB?!). Und solche 
Fälle sind häufig. 

Dann aber — und auch dies hängt mit der zunehmenden 
Vergrößerung der Lehen bei fortschreitender Benefizialentwick- 


1) Beyer, Mittelrhein. UB. I, S. 284. | 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 7 
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lung zusammen — begnügte man sich auch bei selbständigen, 
größeren Kirchenanstalten, die also nicht als Zubehör einer Grund- 
herrschaft in Frage kamen, sondern selbst einer solchen vor- 
standen, bald nicht mehr damit, Teile ihres Besitzes als Benefizien 
in Anspruch zu nehmen und zu behandeln, sondern man griff 
aufs ganze, belegte ein ganzes Kloster oder Stift, eben als Mittel- 
punkt seines Gutes, mit Beschlag und beherrschte von da aus 
dessen gesamten Besitz. 

Auch die im temporellen Machtbereiche einer größeren 
Kirchenanstalt stehenden niedrigeren geistlichen Institute, vor 
allem die zu den Bischofskirchen vermögensrechtlich gehörigen 
Kirchen und Klöster, wurden — auch als gesonderte Größen 
und im ganzen Umfange — als Benefizien vergabt — sowohl 
als Säkularisationsbenefizien seitens weltlicher Machthaber als 
auch .seitens der Prälaten selbst. 

Dies alles konnte aber umso leichter geschehen, als mit 
zunehmender Verweltlichung der Kirchenanstalten in Zeiten des 
Verfalles und mit ihrer gesteigerten Inanspruchnahme auch für 
rein weltliche, staatliche und wirtschaftliche Zwecke gerade in- 
folge der Benefizialentwicklung, in der Doppelstellung der Kirchen 
ihr weltlicher Charakter immer stärker hervortrat, sie bald fast 
nur mehr als Mittelpunkte wirtschaftiich-militärisch-politischer 
Tätigkeit erschienen, wobei der geistliche Charakter, ursprünglich 
die Hauptsache, mehr und mehr verblaßte. Ich habe an anderer 
Stelle gezeigt!) in welchem Grade dies. gelegentlich der Fall 
sein konnte. 

Wie ein Fronhof, eine Burg, eine weltliche Herrschaft wurde 
manche Kirche, manches Kloster behandelt. Glich es jenen 
Größen doch auch äußerlich immer mehr: mit seiner Ummaue- 
rung und Befestigung, mit seinen reisigen Mannschaften und 
sonstigen herrschaftlichen Einrichtungen, endlich auch mit seinem 
ganz in weltliche Geschäfte verstrickten Vorsteher, der sehr häufig 
ein verheirateter Laie war und mit Weib und Kind, Rittern und 
Kriegstroß und Jagdhunden die Anstalt lärmend erfüllte. 

Und zwar wurden die Kirchen und Klöster von den ver- 
schiedensten Seiten her in die Benefizienstellung hineingezogen, 
vom Strudel der Entwicklung erfaßt. 

Schon bei den direkten Einziehungen kirchlicher Güter sind 
ganze Anstalten für sich oder von anderen Gütermassen einge- 
schlossen mitgenommen und als Benefizien übertragen worden. 


1) Kirchengutsveräußerungen S. 407 ff. 
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Ebensowenig aber war der geistliche Charakter dieser Institute 
ein Hindernis dafür, daß sie auch seitens der Kirchenvorstände 
selbst in größtem Umfange im Wege der Benefizialleihen aus- 
getan wurden. 

Und zwar macht es dabei keinerlei Unterschied, ob man 
Benefizien an Laien oder an Geistliche vergabte. Es läßt sich 
nicht etwa behaupten, Kirchen habe man etwa mit Vorliebe an 
Geistliche, Grundstücke aber an Laien vergeben. Im Gegenteile 
greifen auch in dieser Hinsicht, wie wir dies in den sonstigen 
Beziehungen feststellen konnten, alle Gestaltungen vollständig 
ineinander und gehen wahllos durcheinander. 

Die Benefizialleihe war eben eine wirtschaftliche Frage. 
Daher verwendete man für sie Gegenstände aller Art, die diese 
Funktion zu erfüllen in der Lage waren, ünd traf im Einzelfalle 
die Auswahl nach den wirtschaftlichen Bedürfnissen des Augen- 
blickes, nicht von anderen Gesichtspunkten aus. Daß also dabei, 
auch was die Natur der verwendeten Güter betraf, keinerlei 
Unterschied etwa zwischen Klerikerbenefizien einerseits und denen 
von Vasallen oder Ministerialen andererseits zu beobachten ist, 
laßt sich leicht überall feststellen. 

Und dem entsprach durchgehends auch die Wirkung. Es 
bot nàmlich keinerlei Vorteil für eine kirchliche Anstalt dar, wenn 
sie an einen Geistlichen im Benefizienwege überlassen wurde, 
gegenüber der analogen Verwendung zu gunsten eines Laien. 
Es wird von den Quellen selbst dà gar kein Unterschied ge- 
macht und überall dort, wo man sich gegen das Benefizialwesen 
wandte, das eine ebenso wie das andere auf derselben Linie be- 
kámpít!) Brachte doch die Verwendung einer Kirche oder eines 
Klosters als Benefiz stets die Gefahr ihrer wirtschaftlichen Aus- 
nützung, daher einer Vernachlässigung ihrer geistlichen Stellung, 
mit sich. Dies häufig — wenn auch nicht immer — selbst dann, 
wenn der Benefizienempfänger ein Geistlicher war. Dies erklärt 
sich vor allem auch aus der sozialen Zusammensetzung und 
Schichtung des Klerus im früheren Mittelalter. 

Alles Gesagte läßt sich aus den Quellen sozusagen en 
masse belegen. Schon bei ausführlicher Schilderung der Säku- 
larisationsbewegung an anderen Orten haben wir zahlreiche Bei- 
spiele beigebracht?), in denen Kirchen, Klöster und Wohltätig- 


1) 2 Vea z. B. schon oben S. 26 Anm. 2. Und $ 9. 
dazu und zum folgenden namentlich »Bischofsgut und mensa 
cpiscopalis l n Ill. Teil und »Kirchengutsveráuferungen« in diesem Archiv 


7* 
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keitsinstitute in großer Zahl als Objekte des Benefizialverkehres 
ersichtlich sind. Entweder einzeln, als gesonderte Grófen, oder 
aber mit anderen Gütern, als deren Zubehór. Die Abhàngigkeits- 
verhältnisse aller dieser Größen untereinander waren ja äußerst 
mannigfaltig und in sehr verschiedener Weise gestaltet; die Be- 
ziehungen oft mehrfacher Art, die geistlichen Institute insbesondere 
auch mehrfach einander über- oder untergeordnet !). 

Oft erlangen wir wie von den Säkularisationen überhaupt, 
so im besonderen von der Einziehung geistlicher Anstalten, erst 
anläßlich späterer Rückstellungen und Ausgleichungen einge- 
tretener Schäden Kenntnis. Wir ersehen gerade bei solchen Ge- 
legenheiten zumeist auch mit aller für die wissenschaftliche Er- 
kenntnis wünschenswerten Deutlichkeit, welche Verheerungen das 
Benefizialwesen vorher auf diesem Wege angerichtet hatte. 

Schon bei den Einziehungen der amulfingischen Hausmeier 
beschränkte man sich nicht darauf, Güter selbständiger oder auch 
unselbständiger Kirchenanstalten von diesen abzutrennen und 
als Benefizien zu verwenden. Man tat dies schon damals auch 
mit ganzen Anstalten samt ihrem Besitz, auf den es dabei ja an- 
kam. Namentlich läßt sich dies auch aus dem Untergang eines 
Großteiles dieser Anstalten und anläßlich ihrer allfälligen Wieder- 
aufrichtung erkennen, 

Aber auch die späteren Einziehungsakte, insbesondere die 
der Karolingerherrscher selbst, bieten das gleiche Bild dar. Auch 
da wurden nicht nur einzelne Institute bis zur Erschöpfung ihrer 
Mittel ihres Besitzes entblößt, man griff auch bald wieder auf 
ganze geistliche Grundherrschaften samt dem leitenden Kloster 
oder Stift. Natürlich auch auf kleinere Kirchen. Vor allem blieben 
auch die Tauf- und Leutkirchen, die Pfarrkirchen, von der Be- 
wegung nicht verschont. Immerhin wird man da durch mancher- 
lei Einrichtungen zum Schutze der Anstalten, Aufstellung und 
Einschärfung der Erhaltungspflicht der Benefizienträger inbezug 
auf die Kirchengebäude, Ausscheidung und Sicherung eines 
Kapitelsgutes bei Konventualkirchen, Festlegung einer lastenfreien 
Hufe für den Geistlichen bei niederen Kirchen u. dgl. m., auch 
den geistlichen Bedürfnissen dieser Institute, wenigstens bis zu 
einem gewissen Grade, gerecht. Die Säkularisationsentwicklung 


1) Es finden sich Anstalten der einen Art oft als herrschende, oft aber 
wieder auch als dienende Institute von solchen anderer Art. Namentlich 
lassen sich die verschiedenen Pertinenzverhältnisse nicht aus dem Eigentum 
(das ja damals selbst ein problematischer Begriff war) allein erklären. 
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lenkte also auch in dieser Hinsicht damals in geordnetere Bahnen 
ein. Immerhin ist es aber für den Verlauf der Dinge bezeichnend 
genug, daß selbst einsichtige, auch auf das Wohl der Kirche — 
schon im eigenen Interesse — bedachte Herrscher, sich den ge- 
schilderten Handlungen nicht entziehen konnten. Diese wurden 
eben von der Not der Zeit gebieterisch verlangt. 


Auch Karl d. Gr. hat Kirchen zu Lehen gegeben!). Ebenso 
Ludwig d. Fr.?). Später geschah dies natürlich immer häufiger 
und allgemeiner. Mit geschlossenen Grundherrschaften wurden 
natürlich auch die grundherrlichen Kirchen zu Benefiz übertragen. 
Diese wurden dann natürlich wie die grundherrlichen Kirchen 
auf den Eigengütern behandelt?) Insbesondere sind auch viele 
bischöfliche (den Bistümern temporell unterstellte) Kirchenanstal- 
ten verlehnt worden‘). 


Einzelne Anstalten schützten sich dagegen durch Unver- 
äußerlichkeitsprivilegien, Zusicherungen der Unverlehnbarkeit, wie 
man sich auch sonst gegen die auf dem gedachten Wege ein- 
 getretenen Schäden vor allem im Einzelfalle, so gut es ging, zu 
wehren suchte. 


Aber alles dies gilt, wie gesagt, nicht nur in Ansehung der 
eigentlichen Säkularisationsbenefizien. Sobald das Benefizialwesen 
ins Innere der Kirchenanstalten verpflanzt war, äußerte es auch 
in der hier in Rede stehenden Frage wie in jeder sonstigen Hin- . 
sicht wieder ganz ähnliche Wirkungen. Auch die Prälaten selbst 
verwendeten als Objekte ihrer Benefizialleihen — an Kleriker 
oder Laien — nicht nur Grundstücke schlechtweg, sondern auch 
wieder ihre untergebenen Kirchenanstalten — einzeln oder mit 
anderen Gütern. 


1) Cap. Aquisgr. 813 (Mühlb. 480) Cap. I, 170, c. 1: (Die Bischófe) infra 
illorum parrochias ecclesiae, cui necesse est, emendandi curam habeant; similiter 
nostras a nobis in beneficio datas quam et aliorum, ubi reliquiae praeesse 
videntur. 


2) Cap. de missis instr. 829 Cap.II, 8: Die Bischöfe sollen ihr Amt 
gewissenhaft erfüllen (quomodo suum ministerium expleant) Similiter et de 
ceteris ecclesiis nostra auctoritate in beneficio datis. 


3) p: Ludw. II. (845— 50) Cap. II, 82 f. c. 11: laici, qui vel in propriis 
vel in beneficiis suas habent basilicas, — sollen nicht den übrigen Kirchen 
den Zehent entziehen. 


4) Vgl. das Königsbotenkapitular von Soissons 853 Cap. Il, 268, c. 3: 
Ut missi nostri per singulas parrochias (Diözesen) una cum episcopo parrochiae 
ipsius requirant de cappellis et abbatiolis ex casis Dei in beneficium datis, 
qualis census inde exeat, ut ecclesia, de qua sunt, exinde vestituram habere 
possit . . Zahlreiche Einzelfälle sind überliefert und überall leicht aus den 
Quellen zu gewinnen. Viele wurden von uns bereits (a. a. O.) mitgeteilt. 
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Schon im 8. Jahrhundert finden sich Kirchen als Benefizial- 
objekte, namentlich empfangen Tradenten von den Bischöfen die 
übertragenen Kirchen wie andere Güter häufig als Benefizien auf 
Lebenszeit zurück. Geistliche wie Laien stehen auch dabei ein- 
ander vollkommen gleich. 

Hieher gehören mehrere Freisinger Traditionen. Im Jahre 
758 berichtet eine Urkunde von der Kirchengründung in Außer- 
bittlbach durch einen Freien Haholt. Nach Vollendung der Kirche 
und Weihe durch den B. Josef von Freising überträgt der Stifter 
das neue Gotteshaus an die Domkirchet), jedoch mit dem Vor- 
behalt, daß sein Sohn Amo zeitlebens die Kirche als Benefiz des 
Hochstifts behalten solle?) Erst später wird Arno selbst der 
Domkirche mit seinem ganzen Vermögen dargebracht. 

Ein anderer Fall hiehergehöriger Art ist die Tradition des 
Titels (Oratoriums) zu Germersberg mit Zubehör an das Hochstift 
Freising. Auch hier empfängt der Tradent die Kirche auf Lebens- 
zeit in Benefizialleehe von dem Bischofe zurück’). In ähnlicher 
Weise wiederholen sich Traditionen mit Benefizialvorbehalt *). 
Erhalten hier Laien Kirchen als Benefizien, so empfangen um- 
gekehrt aus analogen Geschäften Geistliche auch gewöhnliche 
Grundstücke. Aus der schwankenden, noch unbeholfenen Aus- 
drucksweise sieht man gerade aus solchen Geschäften im 8. Jh. 
recht deutlich, daß die Benefizialverhältnisse in den Kirchen da- 
mals erst im Werden begriffen waren 5). | 


1) Bitterauf, Traditionen I, S. 38: Dedicata autem ecclesia, advocata 
coniuge et filio meo Arnone simul cum aliis parentibus meis cum eorum 
consilio et consensu et eorum manibus inpositis quicquid proprie hereditatis 
habere videbar in loco praenotato firmiter tradidi in manus Joseph episcopi, 
ut... ad domum s. Mariae a die praesente ad Frigisingas . . . 

2) Nisi quod filius meus nomine Arn ad finem vitae suae in beneficium 
de domo s. Mariae habuisset ipsam causam meam ad augendum et emeliorandum 
non in nullo comminuendum. 

3) Bitterauf 1, 58 Nr. 30 (769): in beneficio utendi a manu praenotati 
nen diebus vite meae suscepi et post obitum meum illuc in perpetuum 
stabilivi. 

4) Bitt. 1l, S. 65 Nr. 38 (770): Peigiri übergibt die von ihm gestiftete 
und dotierte Kirche (Titel) zu Holzhausen an das Hochstift — titulum, quem ex 
integro cum omni traditione ad beata dei genetricis Mariae in domum epi- 
scopale in manum Heodiz episcopi . . transiundavi cum domibus, curtibus etc. 
Quam tradicionem in beneficium a praedicto episcopo accepi usque ad suc- 
cessum meum aut finem dierum meorum ad inhabitandum et adaugendum 
seu propagandum ut decet dei domui. 

: 5) 770 überträgt der Priester Oadalker sein ganzes Besitztum an die 
Hochkirche zu Freising. — Bitt. I, 67 Nr. 39: tradedi atque transfundavi 
excepto necessitate cogente, si institerit tempus, ut uterer eorum utensiliis 
non ut propriis, sed quasi beneficiis ecclesie. Bis zu seinem Tode. Hierauf 
fällt alles ins freie Eigen des Hochstiftes. 


- 
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Natürlich kommt es aber dabei vor, daß auch Geistliche 
Kirchen als Objekte ihrer Benefizien empfangen !). Sie erscheinen 
dabei in keiner Weise in anderer Lage als laikale Benefizien- 


‚empfänger. Aber nicht nur sogenannte remuneratorische (als 


Gegengaben vorgenommene), sondern auch freihändige Bene- 
fizialleihen der Kirchenvorstände mit Kirchenanstalten als Lehens- 
objekten kamen in großer Zahl schon damals vor. 

Das gleiche gilt von solchen Geschäften in späterer Zeit. 
Kirchen mit Zehnten gehen. dabei ebenso an Laien über wie sie 
von Geistlichen besessen wurden. Oft in unmittelbarem An- 
schlusse. Namentlich ist kein Unterschied inbezug auf den 
Benefizienbesitz an Kirchen zwischen bischöflichen Klerikern und 
bischöflichen Vasallen?). Letzteren werden namentlich im 10. 
Jahrhundert von den Bischöfen häufig ganze bischöfliche Klöster 
und Stiftskirchen übertragen, meist nur mit der allgemeinen Ver- 
pflichtung, den geistlichen Dienst dort aufrecht zu erhalten °). 
Und manche Kirche hatte dabei trotz empfindlicher Güterverluste 
in einem starken Herrn wenigstens einen kräftigen Schutz gegen 
Dritte. 

In den Benefizial- oder Benefiziatkirchen*) erscheint also 
seit dem 9. Jahrhundert gegen früher eine neue Art. Das Mainzer 


1) Bitterauf, Trad. I, 103 (776—778): Priester Adalfrid und die religiosa 
femina K. tradieren Güter und ein Oratorium (mit altare) ans Hochstift Freising. 
K. erhält einige Güter auf Lebenszeit. Idcirco pe episcopus Adalfrido 
presbitero ipsum oratorium in beneficio commendavit. 

authaler l, S. 160 (c. 923): Noticia vero complacitationis inter 
Piligrimum archiepiscopum et yg adu vassum suum. Tradidit igitur ipse 
praefatus nobilis vir loca IIo ad Pirchinapach nominata in manus praedicti 
archiepiscopi et advocati sui Kerhohi ad sanctum Petrum sanctumque Rod- 
bertum in proprietatem perenniter post obitum suum habendum. Econtra 
vero tradidit archiepiscopus una cum advocato suo praedicto nobili viro ad 
Aharnauuam, sicutt Penzo clericus ibidem in beneficium habebat, cum 
ecclesia et decima et omnibus . . pertinentibus usque ad finem «vite sue 
habendum, post obitum vero eius ad praedictos sanctos dei aeternaliter in 
proprietatem possidendum. Vgl. oben S. 26 mit Anm. 2. 

3) Z.B. Quantin, Cart. de lYonne I, 142 (938): (Bischof von Langres 
gewährt) — ecclesiam S, Michaelis . . cuidam nostro militi et fideli . . ac 
uxori suae . . ac Jilio . . ea tantummodo ratione, ut, quamdiu in huius vitae 
peregrinatione substiterint, quieta pace et pacifico ordine eam teneant et 
possideant et per hoc donum nostri beneficii excolere, tueri ac legaliter in 
omnibus dominare queant, im condignis famulatibus, ut condecet, eam 
digniter adornantes et, pro modulo capacitatis eorum, eius negotiis et 
instaurationibus exercentes, censum quoque trium solidorum, festivitate 
eiusdem archangeli, nobis et nostris succ. absque excusatione exsolventes. 
Die Verlehnung einer Abtei durch einen Bischof an einen Grafen z. B. Sigeb. 
Gesta Gembl. c. 530. Vgl. Waitz, Deutsche Verfassungsgesch. VII, 212 mit 
Anm. $9 Die Fälle sind sehr häufig und lassen sich leicht vermehren. Vgl. 
noch A | 

4) Ebenso wurden die Uníreien der Benefizien servi beneficiales im 
Gegensatz zu den servi proprii genannt; z. B. Mon. Germ. Epistolae V, S. 204 
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Konzil vom Jahre 852 unterscheidet bereits inbezug auf die 
Zehntpflicht (außer den bischóflichen Kirchen) die der Mönche 
und Laien, dann die Pfalzkapellen und die als Lehen ausgetanen 
(zu Lehen gehórigen) Kirchen!). Ebenso versteht man im 10. 
Jahrhundert unter Benefiziatkirchen die als Benefizien (mit oder 
ohne andere Güter) meist an Laien, vergabten Kirchen?), also 
nicht etwa Gotteshäuser geistlicher Benefiziaten im späteren Sinne 
des Wortes. Wie andere Güter unterliegen daher geistliche An- 
stalten den verschiedenen Veräußerungs-, besonders den Ver- 
lehnungsverboten?). 

Die Geistlichen, die in allen diesen Fällen natürlich gleich- 
falls sehr oft neben anderen Bedachten als Benefizienempfänger 
auftreten und im besonderen auch mit Kirchen (oder Kirchen- 
teilen) ausgestattet werden, empfangen dieselben wie andere Per- 
sonen auf dem Wege rein privatrechtlicher Verträge, sehr oft 
gegen Hingabe anderer Güter, häufig auch gemeinsam mit Laien 
(Verwandten u. a.), genau wie das alles auch bei Laien der Fall 
wart). Es kann keine Rede davon sein und ist nicht durch den 
Schatten eines Beweises aus den Quellen zu erhärten, daß diese 
Verleihungen durch den Bischof etwa die ordentliche Form der 
kirchenrechtlichen Vergabung geistlicher Stellen, besonders bei 
Niederkirchen, an die Geistlichen dargestellt hätte. Auf diesem 
Wege ist das »geistliche Benefizium« zunächst nicht entstanden. 
Dies ergibt sich schon daraus, daß Geistliche und Laien inbezug 


(c. 822—29): de servis meis proprlis aut beneficialibus — lassen die Großen 
tür ihre Kirchen Geistliche weihen, die sie dann zu allen möglichen Diensten 
heranziehen. Sie glauben, Priester nicht zu brauchen, und so leidet der 
geistliche Dienst. 

1) Mon. Germ. Cap. Il, S. 186 (c. 3): aecclesias monachorum vel 
laicorum et per cappellas dominicas seu beneficiatas . . Ich werde übrigens 
an anderer Stelle noch auf einen anderen Gegensatz von ecclesiae dominicae 
und beneficiatae aufmerksam machen. 

Z. B. DO IL 53 für die dem Bistume Lüttich untergebene Abtei 
Lobbes (973): confirmamus eisdem fratribus decimas omnes indominicatas 
totius abbatiae, tam de ecclesiis beneficiatis quam et eorum victui deputatis. 
Hier also Lehenskirchen im Gegensatz zu Kapitelskirchen. Vgl. nächsten S 9. 

3) DO II 202 (996) für S. Salvatore in Monte Amiata: wer sich heraus- 
nimmt, das Privileg zu verletzen, insbesondere diminorare aut etiam inbeneficiare 
predictas cellulas atque curtes, verfällt einer Geldstrafe. Ebenso schon 
Berengar I (915). 

4) Vgl. z. B. Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 75 Nr. 8 (925): (Erzbischof 
Odalbert für einen Edlen) — de rebus sancte ecclesie . . tradidit in proprie- 
tatem, quod tunc in beneficium habuit, . . cum ecclesiis decimis seu curtilibus 
etc. Und dann S. 78 Nr. 11 (927?): (Derselbe Erzbischof für seinen Diakon 
Reginold) archiepiscopus . . tradidit in manus Reginoldi . . ad Percheim 
curtem ecclesiam mancipia . . cum decimis omnibusque magnis ac parvis 
ab eo in beneficio obsessis und anderen Besitz cum curtilibus casis ecclesia 
decimis . . als lebenslängliches Eigen. 
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auf solche Leihen einander im Rechte nachfolgen und miteinander 
die Stelle wechseln. Es kann also auch nicht davon gesprochen 
werden, daß die Hingabe einer Kirche an einen Geistlichen in 
dieser Art der Benefizialleihe etwa ein kirchliches Benefizium im 
späteren Sinne dargestellt habe. 

Übertragen wurde in allen Fällen lediglich die Kirchherr- 
schaft, das temporelle Herrenrecht!) und dieses hatte mit hier- 
archischen und innerkirchlichen Verwaltungsfragen nichts zu tun. 

Natürlich konnte ein solcher »Benefiziat« als Kirchherr sein 
Gotteshaus selbst geistlich bedienen oder einen anderen (auch 
unfreien) Geistlichen anstellen oder anstellen lassen. Das innere 
Verhältnis zwischen Herrn und Geistlichen berührt die nur die 
äußere Seite der Kirche betreffende Benefizialleihe eben nicht. 
Eine Benefizialkirche (vgl. weiter unten) stand in dieser Hinsicht 
nicht anders als eine andere, etwa im Eigentume stehende, Herr- 
schaftskirche. Werden später Kirchen doch auch im Libellar- 
vertrag oder anderen ähnlichen Vertragsiormen ausgeliehen. Sie 
waren eben hier nur Objekte des Güterverkehres. Dies schon 
deshalb, weil, wie mehrfach betont, die Benefizialvergabung einer 
Kirche selbst an Geistliche kaum andere Wirkungen für deren 
ókonomische Lage zeitigte wie die Verlehnung an Laien. Immer- 
hin trat man den letzteren Verwendungsarten bei den Versuchen, 
das Benefizialwesen einzudämmen, noch besonders entgegen. 

Auch gibt es einige allgemeinere Einschránkungen. Lamberts 
Kapitulare von 898 verbietet ganz allgemein die Verlehnung der 
Leutkirchen an Laien, namentlich an Grafen und Bischofsvasal- 
len?). Daß damit, wenigstens oft, die Entfernung des leitenden 
Geistlichen (des Erzpriesters) Hand in Hand ging, zeigt eine 
andere Bestimmung desselben Gesetzes?) die den Bischöfen 

1) Insbesondere ist dies im ausgebildeten Lehensverkehre der späteren 
Zeit klar. Aus vielen Fällen vgl. hier nur etwa Marca, Marca Hispanica 1134 f. 
(1067): Et damus nos praedicti comes et comitissa et filius noster praedictas 
nobis praedicto Raymundo vicecomiti et Ermengardi vicecomitissae et posteri- 
tati vestrae ipsam abbatiam s. Johannis de valle Segerii et electionem praedictae 
abbatiae et ipsam totam albergam de ipsa abbatia et de tota sua honore et 
quantum ad ipsam abbatiam pertinet vel pertinere debet in omnibus locis et 
quantum in ipsa abbatia vel in suis domibus habemus et habere debemus 
ad fevum; exceptus ipsum servitium quod vos debetis facere nobis. Aehnlich 
heißt es dann noch später hinsichtlich einer anderen Abtei. 

2) Mon. Germ. Cap. Il, 110, c. 10: Ut plebes aecclesiasticae nullatenus 
aut comitibus aut episcoporum vassallis aut ullis laicis in beneficia tribuantur. 
Gerade diese Stelle ist in der Gregoriana weggelassen, c. 4 X (1, 24). Dieses 
Kapitel Spinn! mit den Worten der nächsten Anm. 

3) C. 12: Ut singulae plebes archipresbyterum habeant. — singulis 


plebibus archipresbyteros praeesse volumus, qui non solum imperiti vulgi 
solicitudinem gerant, verum etiam eorum presbyterorum, qui per minores 
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verbietet, dies zu tun, mit dem Vorgeben, die geistliche Leitung 
könnten sie selbst besorgen. Sosehr war also das Kirchengut 
damals schon in den Strudel der Benefizialentwicklung hinein- 
gerissen, daß seine Funktion als materielle Unterlage der Kirchen- 
verfassung bereits vielfach fortfiel und deren Bildungen sich auf- 
lósten. 

Und doch wird die Entwicklung in den folgenden Jahr- 
zehnten, in welche Zeit ja der erste Höhepunkt der Benefizien- 
entwicklung in jeder Richtung liegt, für die Kirche auch in der 
hier erwähnten Frage nur noch ungünstiger. Es ist kein Zweifel, 
daß damals der Großteil der kirchlichen Anstalten, auch die 
höchsten nicht ausgenommen, zu Objekten der Benefizialleihen 
in deren weltlichem Sinne geworden waren. Für eine sehr große 
Anzahl von Kirchen und Klöstern läßt sich das auch im einzelnen 
erweisen. Mehr jedoch, als der notwendigerweise immer nur 
lückenhaft bleibende Einzelnachweis zu leisten in der Lage ist, 
kommen da besonders hervorzuhebende Fälle besonderer Art in 
Betracht. 

Finden wir nämlich selbst Hoch-, ja, Erzstifter in Laien- 
händen und als Benefizien an Vasallen vergabt!) so kann man 
an diesen Höhenmarken so recht eigentlich erst ermessen, in 
welchem Maße die Hochflut des Benefizialwesens damals ange- 
schwollen war. 

Auch in der später wieder ruhiger werdenden Zeit der rück- 
kehrenden Ordnung und kirchlicher Reformen helfen sich die 
Kirchen vor allem wieder durch Unveräußerlichkeits-, besonders 
Unverlehnbarkeitsprivilegien, die sie für die Anstalt selbst samt 
wenigstens einem Teile ihres Gutes erwirkten, um der Benefizien- 
bewegung und ihren Schäden entgegenzuwirken ?). Diese Maf- 
nahmen, die wir bereits an anderen Orten ausführlich geschildert 


titulos habitant, vitam iugi circumspectione custodiant . . Nec obtendat episcopus 
non egere D archipresbytero, quod ipse eam per se gubernare valeat . . 
Plebes sind in Italien, übrigens auch anderwárts, nicht kleine Kirchen mit 
Einzelgeistlichen, sondern meist Kollegiatkirchen mit Kanonikern unter Leitung 
eines Erzpriesters. Auch später. Vgl. z. B. Monumenta Historiae Patriae |, 
S. 4 oder 460 (1027) oder DO I 374 (969): abbatiam et canonicam . . s. 
Dalmacii (Diöz. Asti) . . später prodicte plebis (sc. ecclesie s. Dalmacii). 
op 1) Vgl. dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 60 Anm. 1 über das Erzstiít 
alzburg. 
2 Selbständige Klöster (coenobia, monasteria) erwirkten Privilegien, 
daß sie nicht zu bloßen cellae (abhängigen Klöstern) machen dürfe. Hier vgl. 
Zz. B. nur Annales Besuenses ad 1105 Mon. Germ. Scriptores II, 250: (Paschalis ll. 
für das Kloster) ut nulli omnino liceat hoc cenobium temere perturbare aut 
eius possessiones auferre et ne quis eam in cellam redigere audeat, 
anathemizavit. 
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haben, sind hier nur noch kurz anzudeuten, soweit sie für den 
Gesamtverlauf der Benefizialbewegung und dessen Grenzen so- 
zusagen als Negativabdruck zu berücksichtigen sind, ehe auf die 
späteren Gestaltungen des kirchlichen Benefizialwesens einge- 
gangen werden kann. 

Die Verwendung der Kirchenanstalten als Objekte des 
weltlichen Benefizienverkehres hat daher nichts zu tun mit dem 
innerkirchlichen geistlichen Benefizium!). Kirchlich war sie nie 
erwünscht und weit davon entfernt, die normale Verwendungs- 
oder Besetzungsart der Kirchenämter gewesen zu sein. 

Seit dem 10. Jahrhundert, namentlich im 11., sind es dann 
sogar jene engeren Teile der Kirchen und ihres Gutes, die als 
»Altäre« zu Mittelpunkten kleinerer, innerkirchlicher Stellungen 
und abgesonderter Vermögenskreise innerhalb der einzelnen Got- 
teshäuser (auch der Niederkirchen) werden, die man als Benefiz 
vergabte. Auch da handelt es sich aber in nicht mißzuver- 
stehender Weise um weltliche Benefizialleihen meist zugunsten 
von Laien, die, wenn auch von Bischöfen und anderen Kirchen- 
oberen, meist an ihre Vasallität, vorgenommen, doch deutlich 
den Charakter des Mißbräuchlichen an sich tragen. Zur Zeit 
des Investiturstreites spricht man da offen von Sakrileg?). Was 
von Altären gilt, gilt auch von den Personaten oder Presbyte- 
raten der Kirchen (vgl. noch $ 15). So vergaben z. B. Bischof 
und Kapitel von Lausanne (c. 970) den presbyteratus der Kirche 
St. Prex »loco beneficii«*). Das ist zumeist nicht eine ordent- 


1) Quantin, Cartulaire de l'Yonne Il, S. 37 (1088 und 1089): Ein Graf 
will die Abteien, die er von seinen Vätern »quasi iure regalí« ererbt hatte, 
wieder regulär einrichten. Besonders das Kloster St. Germain d’Auxerre, 
welches ganz verfallen war, übergibt er an Clugny zur Reform, behält sich 
die Vogtei — laudante duce Burgundie Odone, a quo eandem abbatiam in 
benefitio habebam, uxore mea et filiis landantibus etc. | 


2) Gousset, Actes de Reims II, 87 f. (1076): (Den Bischof Theobald von 
Soissons bat) quidam miles . . ut altaria, quae de beneficio nostro, sed 
quemadmodum alii principes huius saeculi, sacrilego more tenebat, (zurück- 
nehme und den miles absolviere; ferner) ut eadem altaria perpetuo ecclesiae 
s. Joh. Baptistae in M. subtitularentur, imo clericis inibi sub regula d. Augustini . . 
viventibus . . assignarentur. Die Kanoniker bekommen das Präsentationsrecht. 
Presbyter vero cardinalis ipsius eiusdem loci de more mihi et archidiacono de 
cura parochianorum rationem reddat. — Vgl. auch Marion, Cartulaire S. 99 f. 
(1057): Königin Irmingard überträgt der Kirche von Grenoble — omnia illa 
altaria, que dominus . . rex Rodulfus regali iure tenuit . . Oder Gallia 
Christiana XII b 326 f. (1063): Bischof von Nevers richtet ein verfallenes 
Kloster wieder ein und gestattet den Mónchen, von den früheren Anstalts- 


gütern zurückzugewinnen, soviel sie könnten. Ferner bewog er W. comitem .. 


qui huius loci altaria ex episcopali dignitate tenebat, diese zurückzugeben. 
Hier ist namentlich der ganze Zusammenhang deutlich genug. 


3) Cart. de Notre-Dáme de Laus. S. 278. 
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liche kirchliche Verleihung, sondern eine mißbräuchliche und 
auch als solche empfundene Verwendung geistlicher Elemente 
als Objekte weltlicher Benefizial-Leihegeschäfte (vgl. aber noch 
Abschn. III). 

Die Rückgabe oder Hingabe von Kirchen oder Klöstern 
aus Laienhand an andere geistliche Institute, insbesondere höhere 
Kirchen, wird daher allgemein, namentlich seit dem Investitur- 
streit, erstrebt, begünstigt und belobt. Natürlich in erster Linie 
die Rückgewinnung unrechtmäßig entzogenen derartigen Kirchen- 
besitzes verlangt‘). 

Doch kann in keiner Weise davon die Rede sein, daß etwa 
alle temporellen Herrschaftsverháltnisse der Laien über Kirchen 
unter die Verbote aus der Zeit des Investiturstreits subsumiert 
worden wáren und Benefizialverleihungen von Kirchen an Laien 
damit aufgehört hätten. 

Daß insbesondere noch im 12. Jahrhundert außerhalb des 
Imperiums auch ganze Bistümer mit ihrem Zubehör als Lehens- 
objekte weltlicher Feudalverhältnisse erscheinen, läßt sich leicht 
nachweisen ?). 

Gegen Ende des 12. Jahrhunderts ist es dann das »Stifter- 
recht«, »ius fundationis«, das als Lebensobjekt erscheint. Auch 
bischöfliche Kirchen erscheinen in dieser Art ausgetan, oft durch 


1) Z. B. Gregor VII. 1080 für das päpstl. Kloster Aurillac Reg. VII, 19 
(S. 494 f.) : für Rückgewinnung unrechtmäßig entzogenen Besitzes. Monasterium 
autem Maurziacense cum omnibus sibi adiacentiis et ecclesias scilicet Dal- 
mairaci et Montis Salvii et ceteras necnon terras et possessiones in quacunque 
suprascriptarum provinciarum ablatas seu malis consuetudinibus oppressas 
monasterio Aureliacensi scriptis sive testibus olim iuste concessas apostolica 
auctoritate precipimus restitui et sine inquietudine aliqua permitti. Monasterium 
quidem Viancense in manu abbatis refutatum a principibus ipsius terre con- 
sensu episcopi et clericorum sibi suisque successoribus concedimus et con- 
firmamus et fautoribus refutationis apostolicam benedictionem largimur et 
eos, qui ecclesias sive predia prefati monasterii iniuste detinent, absque ullo 
dilatione reddi iubemus. 


2) Vaissete, Histoire de Languedoc Il b 462 (1132): Notum sit.. 
habuisse quondam dominum Tolosanum comitem lldefonsum et Rogerium 
vicecomitem de episcopatu Albiensi et pertinentiis controversiam; unde suis 
consiliantibus baronibus . . compromiserunt. — Ego lldefonsus Tolosae . . 
comes, tibi Rogerio tuisque successoribus episcopatum Albiensem, et episcopi 
electionem cum ipso episcopo, scilicet quantum ad eandem episcopum per- 
tinet, dono tibi et lando, excepta parte insticiarum quae ipsius est episcopi, 
prout medius possum, ad commodum tuum in feudo. Ganz ähnlich lauten 
die Lehensbriefe hinsichtlich der Abtelen; z. B. Marca, Marca Hisp. 1134 f. 
(1067); vgl. oben S. 73 Anm.6. Vgl. den Lehenseid Vaissete II b 245 f. 
(gegen 1063); Objekte sind: ipsos castellos suprascriptos, neque ipsum episc- 
opatum de comitatu Carcassense, neque de ipsas abbacias quae sunt in 
comitatu Carcassense, et de ipsas (!) honores quae ad ipsum episcopatum 
pertinent, et de ipsas honores quae ad ipsas abbacias pertinent . . 
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mehrere Hände. Allerdings strebt man nach Rückgewinnung, 
wenn auch unter Entschädigung der Lehenstràger !). 


$ 9. 
Benefizienfreies Kirchengut. 


A. Die Kapitelsgüter. Das allseits um sich greifende, 
immer weiter fortschreitende Benefizialwesen hatte zu einer gänz- 
lichen Verschiebung in der Art der Kirchengutsnutzung geführt. 
Zu den alten Verwendungsarten kirchlicher Mittel — für Kult- 
und Wohltätigkeitszwecke sowie zum Unterhalt des Klerus, na- 
mentlich soweit damit der geistliche Dienst sichergestellt werden 
sollte — waren in umfassender Weise neue getreten, die mit 
jenen vielfach nur mehr wenig oder nichts zu tun hatten, ja, in 
Widerspruch dazu standen. Und die neue Mitbelastung war sehr 
bald zur Hauptbelastung geworden und drohte schließlich die 
alleinige Verwendungsart des Kirchenvermögens zu werden. Je- 
mehr namentlich durch die Benefizialleihen die weltliche Seite 
in den Kirchen und Klöstern hervorgekehrt wurde, desto mehr 
trat naturgemäß die geistliche zurück. Am schwersten litten unter 
der eingetretenen Veränderung die lokalen Bedürfnisse der Kir- 
chenanstalten, sozusagen ihr geistliches Innenleben. Und als die 
Vertreter dieser Interessen erschienen in den größeren Kirchen 
und Klöstern gegenüber dem in starkem Umfange der Verwelt- 
lichung verfallenden Prälatentume und einer mit dessen Interessen 
in näherer Verbindung stehenden, daher mit Benefizien ausge- 
statteten engeren Gruppe von Geistlichen, die noch genossen- 
schaftlich lebenden Konvente. 

Sahen wir auch in karolingischer und nachkarolingischer 
Zeit in nicht unbetráchtlichem Umfange Geistliche im Besitze . 
von Benefizien, so war dies damals doch nicht die eigentliche, 
kirchlich gewünschte Nutzungsart des Kirchengutes und weit 
davon entfernt, etwa dem Ideal der geistlichen Genossenschaften 
zu entsprechen. Wahrhaft kirchlich gesinnte Kreise wandten sich 


1) 7rouillat, Monuments III, S.1f. (gegen 1180): (Bischof Heinrich 
von Basel) Notum esse volumus . . quod Lutoldus et Henricus advocatus . . 
ius fundationis in ecclesia de Louilier, quod tenebant a comite Heremanno, 
in manus ipsius . . resignauerunt. Comes uero illud idem feodum in manus 
nostras resignauit. Nos uero ius fundationis in manus nostras resignatum 
ecclesie beati Ursicini et fratribus ibidem deseruientibus libere possidendum 
tradidimus. Ne uero comes Heremannus in hac parte expers esset beneficii, 
nos in recompensamen, et in concanbium huius donationis, concessimus corniti 
Heremanno, et comes Lutoldo et Henrico . . allodium beati Ursicini . . 
St. Ursanne ist eine Abtei des Bistums Basel. 
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daher zunächst gegen das Benefizium in jeder Form. Dieses 
erschien als der fremde, schädliche Eindringling in der Kirchen- 
verfassung und seine Funktion darf für jene Jahrhunderte keines- 
wegs vom Standpunkte der späteren, veränderten Gestaltungen 
aus beurteilt werden. Die benefizienartige Nutzung kirchlicher 
Güter etwa durch abgeschichtet lebende Konventualen, selbst 
durch Mönche oder-Nonnen, entsprach dem christlichen Gemein- 
schaftsideal ebensowenig, wenn nicht weniger, als z. B. die 
Benefiziennutzung durch einen Kriegsmann. Daher wird seit den 
Zeiten weiteren Vordringens und stärkerer Ausbildung des Bene- 
fizialwesens der Ruf nach gemeinsamer Lebensweise und Kirchen- 
gutsnutzung in den Konventen immer stärker vernehmbar. Und 
noch in der Kampfliteratur des Investiturstreites kommt diese 
Auffassung mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck !). 

Die ersten vom Benefizialwesen im inneren Verfassungs- 
leben der Kirche hervorgerufenen Veränderungen bestanden daher 
in Abwehrmaßnahmen dagegen. Sollten diese Körperschaften 
und damit das kirchliche Leben wichtiger Institute sichergestellt 
oder wiederhergestellt werden — eine weitgehende Auflösung 
hatte sich auch hier bereits überall bemerkbar gemacht und 
konnte daher nicht übersehen werden —, so mußte dem von 
allen Seiten hereinflutenden und bereits in die Konvente selbst 
hineinzüngelnden Benefizialwesen (vgl. dazu unten $ 14) ein 
Damm entgegengesetzt, ein Riegel vorgeschoben werden. Dies 
geschah auch und wurde in der Weise durchgeführt, daß man 
in den größeren Kirchen eine Güterteilung vornahm und engere 
Güterkomplexe gleichsam als Kirchengut im engeren Sinne mit 
geistlicher Widmung unter Freihaltung von weltlichen Belastungen 
und vor allem unter Ausschluf der Verlehnungsgefahr ausschied 
und auf verschiedene Art festlegte. 

Allerorts, auf der ganzen Fläche des grofifránkischen Reiches, 
schritt man in allen wichtigeren Kirchen, insbesondere in den 
Hochkirchen und überhaupt dort, wo sich die Verweltlichungs- 
gefahr am stärksten gezeigt hatte, zur Ausscheidung und Fest- 
legung dieser durch die Benefizialleihe nicht mehr anzutastenden 
Gütergruppen. Seit Anfang des 9. Jahrhunderts treffen wir aller- 
orts solche Güterteilungen in wachsender Zahl. 

Als gangbarste Bezeichnung wählte man für dieses als 
benefizienfrei erklärte Gul den Ausdruck Tafelgut der Konvente, 


1) Vgl. § 10. 
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mensa fratrum (canonicorum, monachorum usw.); weil diese 
Güter in erster Linie für die leibliche Versorgung der Kapitels- 
mitglieder, dann aber auch für die Instandhaltung, Kult- und 
Wobhltätigkeitszwecke dieser Anstalten aufzukommen hatten. 


Diese Ausscheidung von Kapitelsgütern findet sich nicht ` 


nur in den selbständigen, großen Kirchen, vor allem in den 
Reichsbistümern und Reichsabteien, sondern auch in den von 
diesen abhängigen oder auch in anderen Besitz (z. B. als Benefiz) 
übergegangenen Klöstern und Kollegialstiftern. 

© . Es wurde damit kein Sondervermögen im juristisch-tech- 
nischen Sinne geschaffen, sondern es sollte nur eine bestimmte 
Verwendungsart und Widmung dieser Güter erreicht und sicher- 
gestellt werden. Jede widmungswidrige Benützung, namentlich 
durch Benefizialleihben, sollte wegen der damit verbundenen Ge- 
fahren unterbleiben. In jeder sonstigen Beziehung (Rechtsstel- 
lung nach außen, Verwaltung, Immunität und sonstige Bevor- 
rechtung gegen Dritte usw.) teilten die Kapitelsgüter — als Teile 
davon — die Schicksale des übrigen Anstaltsgutes (vgl. noch 
weiter unten). 

Als Sicherungsmittel wurden Bitten und Ermahnungen an 
die nachfolgenden Prälaten, Bestätigungen (unter Strafandrohungen 
für den Verletzungsfall) durch höhere Gewalten, Päpste, Synoden, 
Herrscher, dann Privatverfügungen anläßlich von Schenkungen, 
Stiftungen u. dgl. von privater Seite in bunter Mannigfaltigkeit 
verwendet. 

Allein, alle getroffenen Vorkehrungen vermochten nur höchst 
unvollkommen diesen ihren Zweck zu erreichen. Trotz aller Ver- 
bote wurden im Drange der Not schon im 9. Jahrhundert selbst 
aus den Kapitelsgütern Benefizien vergabt, teilweise sogar an 
Konventualen selbst. Ja, schon damals ging ein Teil dieser Ein- 
richtungen wieder in ganzem Umfange ein. 

Kein Wunder, daß dies am Ausgange der Karolingerzeit und 
in den darauf folgenden Jahrzehnten, wo die weltlichen Bene- 
fizialleihen ja vorläufig ihr höchstes Maß erreichten, nur noch 
häufiger geschah. Nicht nur infolge der Säkularisationen, sondern 
auch auf Grund der eigenen Benefizienvergabungen durch die 
Kirchenvorstände selbst. Ganze Anstaltengruppen verlieren ihren 
geistlichen Charakter und unterliegen dem Verfalle. Und in gar 
nicht mißzuverstehender Deutlichkeit werden wir überall von den 
Ursachen dieser Zerrüttung unterrichtet. Es ist die Verwendung 
der Güter als Benefizien. | 
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In den darauffolgenden Reformen der Kapitel, seit dem 10. 
Jahrhundert, wurden in Klóstern und Stiftskirchen auch die als 
materielle Unterlage dienenden Bestände der Kapitelsgüter nach 
. Möglichkeit wieder hergestellt, die Benefizialgüter von den eigent- 
lichen Anstaltsgütern wieder getrennt. Aber gerade dabei zeigt 
sich die wahre Sachlage. 

Überall sind es die Benefizialleihen, die als Hauptgefahr 
von allen Seiten auf die Kirchenanstalten und ihr Gut herein- 
brechen und zu deren Ruin führen. Und überall richten sich 
dagegen in erster Linie alle reformierenden Maßnahmen. Dies 
gilt aber nicht nur für die Reformperiode im 10. Jahrhundert. 

Auch im 11. Jh. richtet sich der Schutz der Kapitelsgüter 
auch bei den bischöflichen Kirchen hauptsächlich gegen die Ver- 
gabung derselben durch die Bischöfe als Benefizien an Reisige 
(milites). Auch bei Kollegiatkirchen). Und Zuwendungen an 
deren Kapitelsgüter mußten zu allermeist aus dem ungeheuren 
Bestande der Benefizien herausgenommen werden?). Auch die 
Äbte bischöflicher Klöster bestellten ihrerseits Benefizien aus 
deren Gut. Auch das wird als Mißbrauch empfunden und be- 
kämpft 8). 


1) Konrad II. bestätigt 1029 das vom Mindener Bischof festgelegte 
Kapitelsgut für das St. Martinsstift und verbietet den Bischöfen (Mon. Germ. 
Dipl. IV, S. 186): haec eadem bona data vel in posterum danda a praetitulato 
monasterio alienare vel milites suos inde beneficiare vel in aliquid aliud 
nisi in commune fratrum commodum commutare. Oder desselben Herrschers. 
Bestátigungsurkunde vom Jahre 1028 für das von den Bischófen Ansfrid und 
Adelbold festgelegte Kapitelsgut des Klosters Hohorst (a. a. O. S. 159): infra 
scripta bona eorum usui per hoc imperiale preceptum firmissime confirmamus, 
precipientes, ut nullus dehinc episcopus eiusdem sedis ullam habeat potestatem 
quolibet modo abalienare vel inde milites suos beneficiare. — Dipl. Otto Il. 
Nr. 129 (976 ; Dipl. Il, S. 146) schenkt an die Kirche der h. Maria zu Straßburg 
ein Fiskalgut zu ewigem Gebrauch der Brüder — nullusque episcopus qui 
pro tempore constitutus ibi fuerit potestatem habeat aliene quelibet persone 
illud in beneficium dare seu aliquid eis inde subtrahere. 

2) Vgl. auch dafür nur einige Beispiele. Bisch. Pibo von Toul gibt der 
Abtei des h. Leo einige Güter ad praebendam fratrum (Hartzheim, Conc. 
Germ. Synode von Toul 1091): Comes Hugo . . a quodam magno beneficio, 
quod a nobis tenebat, avulsam (sc. villam), de manu sua emisit . . nihilque 
donalionis vel advocatiae, nihil omnino iuris . . in manu sua retinuit. Gerardus 
quoque de Briceio . . capita hominum utriusque sexus, quotquot in eadem 
villa commanentes, quod a nobis beneficio tenebat, in dominicam manum 
nostram reposuit. Oder Gallia Christiana XIII b 14 Nr. 15 (1110): Reform 
von St.Colombe durch den Bischof von Toulouse — Vicecomes . . ipsam 
ecclesiam reddidit . . quantum ad ipsam pertinere poterat, concedens, ut 
quicumque feudalium suorum de bonis praedictae ecclesiae s. Columbae 
aliquid possidebat, se volente restitueret . . Auch die Verwandten des Bischofs 
restituieren Güter, die sie von dieser Anstalt hatten. 

3) Heinrich II. für Bischof von Cremona (g. 1009) Dipl. III, S. 108: 
Bischof hatte geklagt, quod quedam abbatia suo episcopio subacta . . a quodam 
abbate Lamperto nomine diminueretur in beneficium dando et malas ins- 
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Tatsächlich war den Anstalten oft ihr ganzes Gut abhanden 
gekommen. Das Kapitelsgut bildet, wenn überhaupt noch vor- 
handen, nur einen bescheidenen Teil. Dies natürlich auch in 
Frankreich '), wo viele alte Konventualkirchen durch übermäßige 
Besitzentziehungen auf dem Wege der Benefizialleihen einge- 
gangen waren. König Heinrich berichtet (c. 1045) von mehreren 
alten Reichsabteien, die, um ihren gesamten Besitz gebracht, 
nunmehr insgesamt nur mehr einem einzigen dort dienenden 
Kleriker den Unterhalt böten 2). 

In Deutschland haben vor allem die infolge der sächsischen 
und salischen Kaiserpolitik an die Bistümer zu deren materieller 
Stärkung übertragenen Abteien schwer gelitten). Daß Benefizial- 
leihen auch hier die Hauptursache des Ruins waren, wird überall 
gesagt. Hier war Hilfe dringend nötig. Sie erfolgte wieder durch 
Ausscheidung und Sicherung eines benefizienfreien Kapitelsgutes 4). 


criptiones faciendo et hac occasione victualia fratrum subtrahebantur — pre- 
cipimus — ut tam presens abbas quam futuri nullam potestatem deinceps 


habeant de rebus ad predictam abbatiam pertinentibus diminuere nec in 
benefitium dando nec commutationes seu precarias atque libellarias faciendo 
sine licentia presentis episcopi et successorum. 

Quantin, Cart. de l'Yonne I, S. 193 (1077): (Herzog Hugo von 
Burgund) — gibt eine Kirche mit ihrem Besitz an Clugny. Der Besitz besteht 
aus der Kirche selbst und ihrer Einrichtung, ferner den »äußeren« Besitzungen, 
die der Herr (Herzog) selbst in Nutzung hielt, und den Zinsgütern und Lehen 
seiner Vasallen. Daneben stehen 9 Präbenden der dort dienenden Kanoniker, 
u. zw. abgesondert für jeden (praebendae propriae). 

) Cart. de Notre-Dame de Paris I, 272 (= G. chr. VII b 31). Oder 
vgl. Gall. Chr. XII b 326 f. (a. 1063): (Bischof von Nevers) Das einstige 
Kloster des h. Columban war durch Güterentziehungen so reduziert, daB nicht 
einmal mehr ein einziger Geistlicher dort erhalten werden konnte. Weist ein 
Kapitelsgut zu und befreit es von den bischöflichen Servitien. 

3) Es ist überall das gleiche Bild. Bald nach der Uebertragung der 
alten Reichsabteien an Bistümer treten uns erstere im Zustande gänzlicher 
wirtschaftlicher Erschópfung entgegen. Ein Beispiel für viele bieten uns die 
alten an die Bischofskirche von Speyer übertragenen Reichsabteien dar; vgl. 
z.B. über Schwarzach Remling, UB. d. Bisch. zu Speyer I, S. 85 (1104): 
(Bischof Johann I) — magno cordis dolore cernens divinum servicium in 
ecclesia Schwarzahe, Spirensis ecclesie filia, ubi olim gloriosa abbacia con- 
structa fuerat, penitus esse destructum, tum quia multa nobilia inde predia 
ob priorum negligenciam irrecuperabiliter ablata sunt, fum quia in beneficium 
multa inde militibus prestita sunt, tum quia Spirenses episcopi intolerabile 
eiusdem ecclesie facultatibus servicium inde exegerunt. 

4) Der Bischof hatte mit dem Kaiser beraten, was da zu tun sei. 
Beide kommen zu dem Ergebnisse, daß eine Rückgewinnung der entzogenen 
Besitzungen ebenso unmöglich sei wie eine Abnahme der Lehen gegenüber 
den Stiftsvasallen. — Videntes igitur predia inde ablata nequaquam ulterius 
posse requiri, prospicientes etiam beneficia inde prestita nequaquam militibus 
osse auferri, certa consideracione diiudicaverunt . . So kommen sie zu dem 

gebnisse, dem Kloster für den Rest seines Gutes wenigstens die bischóflichen 
Servitien zu erlassen. — Für Italien vgl. z.B. De Rubeis, Monum. Aquilej. Sp. 551 
(11. Jh.): (Patriarch W.) — considerans ecclesiam s. Johannis de T. nominatissimum 
quondam monasterium, prorsus destructam suisque iacentem in ruderibus TRAN 
ipsam laicali servituti omnino subditam. Ueber Burgund z.B. Jaffe? Nr.4220 (1000). 
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Die Vorkehrungen zum Schutze der Kapitel wurden, viel- 
fach unter Verschärfung in den Einzelheiten, im allgemeinen 
später aber doch stets auf der Grundlage, wie sie die Karolinger- 
zeit gelegt hatte, erneuert. Auch die spätere Entwicklung hat 
daran angeknüpft und da allmählich im Sinne einer fortschrei- 
tenden Verselbständigung der Kapitel weitergebaut. Soweit dabei 
die Benefizienentwicklung im Innern der Konvente und ihrer 
Güterbestände in Frage kommt, haben wir darauf noch später 
(S 14) zurückzukommen. Als Hauptgefahr für die Zerrüttung der 
Kapitel wird überall die Zerstückelung ihrer Güter und Verleh- 
nung an Reisige erkannt und bekämpft!). Ohne Rücksicht auf 
die Empfänger wird immer wieder die Benützung nach Bene- 
fizienrecht untersagt?). Während des Investiturstreites herrscht 
trotzdem die Vorstellung, daß ein Hauptteil des Kirchengutes in 
den Händen der Vasallen sei?) Auch Privatpersonen schließen 
sich in ihren Verfügungen anläßlich von Zuwendungen an die 
Kapitel den Verlehnungsverboten der offiziellen Gewalten an. 
Es ist immer wieder die Benefizialleihe, die da ausgeschlossen 
wird^) oder wenigstens die benefiziarische Vergabung des Ge- 
gebenen außerhalb des Kapitels*). 

Soweit indes kein Verlehnungsverbot bestand, also vor allem 
hinsichtlich des Prälatengutes, war die freie Verlehnbarkeit durch 
den Bischof oder sonstigen Prälaten überall gegeben, wird auch 


1) G. C. XII b 102 Nr. 4 (1059): (B. Goffrid von Auxerre gibt ein Kloster 
zur Reform an Clugny) — locus .. Autissiodorensi ecclesiae subditus ab 
antiquo, cum tantam, nescio si pastorum incuria aut violentia aliqua tyrannorum 
incurrisset iniuriam, ut qui cibos Christi panperibus exhibebat, im pastum 
mundanae militae transferretur, hac pro dolor! tamquam mundana possessio 
dilaceratus inter viros huiusmodi divisus est. Und, was noch trauriger, rec- 
toribus ab ipsis concessa est tam iniusta divisio. — Die Uebergabe erfolgt 
mit Zustimmung des Grafen von Nevers, eines Vasallen des Bischofs von 
Auxerre, und der andern Vasallen des letzteren. 

2) G. C. XII J. 323 Nr. 32 (c. 1025) (Gr. v. Nevers für sein Kapitel): Hec 
autem parve donationis munuscula concedo ipsis canonicis . . successores 
autem meos pro Deo et propter Deum obtestor, ut nichil de rebusculis 
predictis . . canonicis a me distributis cuiquam homini iure beneficialio aut 
censualiter vel cartula tribuant; sed canonici semper habeant, et inde commu- 
niter vivant, perpetueque possideant. 

3) Vgl. auch Gerhoh de ed. Dei c. 144 L. de lite III, 185 f.: Quasdam 
villas episcopus possidet, quasdam miles; parum habet clericus, nihil accipit 
vidua et Lazarus. 

4) Bitterauf ll, S. 525 Nr 1730 (c. 1130—35): Tradition ans Kapitel 
— communi fratrum utilitati delegavit, ea condicione videlicet, ut si quis 
illud in beneficium suscipiat, heres proximus cum nummo aureo in proprios 
usus redimat. Dies kehrt in den Quellen tausendíàltig (in zahlreichen Varianten 
im einzelnen) wieder. 

9) Bitterauf Il, 463 Nr. 1624 (1078—98). 
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urkundlich ausdrücklich hervorgehoben!) Wird daher das Ka- 


pitelsgut auch vielfach als proprietas, proprium alodium usw. der 
Kanoniker bezeichnet?) so bedeutet das. noch nicht Eigentum 
i.e. S, sondern nur relatives Eigen, d. h. in Eigennutzung 
stehendes, unverlehnbares Gut®). Der Bischof schließt darüber 
die Verträge mit Dritten ab). 


In den größeren Kirchen werden daher überall zwei Haupt- 
gütermassen unterschieden : ein oft sehr geringes Kapitelsgut und 
daneben ein stets sehr viel größerer Bestand an Benefizialgütern, 
der zu allermeist unter der Herrschaft von Laien stand, daher 
auch als der in Laienherrschaft stehende Teil des Vermögens 
kirchlicher Anstalten bezeichnet wird. Graf Pontius von Alby 
schenkt 987 das St. Eugensstift, u. zw. soweit es der Laienherr- 
schaft untersteht, mit allem Zubehör an das Domkapitel. Sowohl 
die Regularkanoniker als auch die Laien, welche das geschenkte 
Stift beherrschen, haben in Hinkunft den Domkanonikern unter- 
worfen zu sein). Gleichzeitig macht er eine Schenkung an die 
Kanoniker des St. Eugensstiftes *). 


1) Z. B. Konr. Il. Nr. 54 (1026) für die Bischöfe von Como Mon. 
Germ. Dipl. IV, 63: gibt dem Bistum Güter — tradidit, donavit et confirmavit, 
ea scilicet ratione, ui liceat episcopo ipsius ecclesiae exinde facere, quicquid 
vellet, donare, commutare, in beneficio mancipare, tam ipse quam sui suc- 
cessores. Vgl. damit z. B. gleichfalls aus Italien ein Verlehnungsverbot für 
ein geschütztes Kapitelsgut, so etwa Konrads Il. Diplom für das bischöfliche 
Kloster S. Zeno zu Verona a. a. O. S. 133 f. (1027): Hoc vero et nos ob 
eternam remuneracionem concedimus, ut episcopus eiusdem civitatis nullam 
unquam potestatem habeat aliquid inde abstrahere vel sibi usurpare aut 
alicui in beneficium dare . . 


2) Marca Hisp. 1117 (1058): (Bischof von Elna gibt seinem Domkapitel) 
— ad proprium alodium canonicae . . dominium . . oder vgl. Douais, Cart. 
de S. Sernin S. 202 f. (942). Oder Gall. Christ. II b 171 (1031—52) f. Limoges. 
Oder vgl. Quantin, Cart. de l'Yonne I, 223 (1111) Für Italien z. B. Mon. 
Hist. Patr. I, 301 (995) für Vercelli oder DO III 224 (S. 638; c. a. 996) für 
Pisa. usw. Ueber die Frage nach der rechtlichen Natur und Entwicklung des 
Kapitelsgutes handeln wir andernorts ausführlich. 


3) Proprietas ist sehr oft der Gegensatz zu den Aktiv- und nicht zu 
den Passivlehen. Ebenso beim Tafelgute der Prälaten. 


4) G. chr. X b 203 (978): Bischof Constantius von Senlis gibt dem 
R. und seiner Gemahlin ein Stück Land »de potestate et ratione s. Reguli« 
— »cum consensu omnium nostrorum fidelium, tam clericorum quam etiam 
et laicorum« — »post obitum . . illorum . . terra . . ad opus fratrum 
revertatur.« 


5) Vaissete, Hist. de Languedoc II b 141: ecclesiam s. Eugenii cum 
suo honore et pertinentiis, quicquid ad laicale dominium pertinet, totum et 
integrum relinquo Deo et S. Mariae . . canonicis S. Ceciliae . . Ita vero cedo, 
ut clerici regulares et laici qui illam (S. Engenii) ecclesiam rexerint, obediant, 
ut mos est, canonicis s. Ceciliae etc. 


6) A. a. O. 
8* 
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Bei Rechtsgeschäften über Abteien werden daher überall 
die Benefizienbestánde von den übrigen Gütern unterschieden !). 

Nur ein einziges Beispiel aus den Quellen wollen wir zur 
Veranschaulichung dieser im übrigen hier nur in gedrängtester 
Kürze bloß anzudeutenden Entwicklung anführen. Dies schon 
wegen der darin zum Ausdrucke gelangenden prinzipiellen Stel- 
lungnahme zur Benefizienentwicklung. Die Abtei des h. Theo- 
datus (S. Die‘, seit der Gründung uralter Besitz des Bistums 
Toul, war mit vielen anderen Gütern unter K. Lothar durch 
Säkularisation der Bischofskirche entzogen worden?) — trotz der 
vorher bereits erlangten Privilegien?). Im 10. Jahihundert hatte 
die Abtei Herzog Friedrich von Lothringen und seine Gemahlin 
als Benefiz^). Nach dem Tode ihres Gemahls bekam die Her- 
zogin Gewissensbisse wegen dieses gegen das Bistum begangenen 
Unrechtes. Sie wollte sowohl sich selbst als auch dem Kaiser 
die Seelengefahr dieses sündhaften Besitzes ersparen?) und die 
Abtei der Bischofskirche zurückstellen. Der Bischof nahm so- 
gleich das Kloster selbst mit dem unmittelbar dazu gehörigen 
Herren- (Fron-)Jland, dem Altar mit den Silberzehnten und den 
Wachszinsigen, dem Pründengut der Kanoniker und 10 weiteren 
Hufen in die Gewere der Hochkirche zurück ®), das übrige”) be- 
` ließ er aus Wohlwollen (pro benevolentia) der Herzogin und 
einem ihrer Söhne auf Lebenszeit. Dann sollten auch diese 
Benefizialgüter ans Bistum zurückfallen. Ähnliches wurde be- 
züglich eines anderen bischöflichen Klosters, Moyenmoutier, ver- 


1) 993 schenkte Otto Ill. (Nr. 120) die Abtei Weilburg an Worms: 
ut . . presul suique successores ad usum ecclesie Wangionensis prenom. 
abbatiam . . dehinc teneant atque possideant et omnia loca illuc aspicientia, 
sive sunt seu non in beneficium concessa, secundum quod bonum et iustum 
eis videatur, ordinent et disponant . . 


2) Dipl. Ottos III. Nr. 2 (984) berichtet darüber. Ueber die Säkularisationen 
gegen Toul vgl. dieses Archiv 105. Bd. (1925) S. 41 Anm. 1 und S. 57. 


3) Quam olim sui praedecessores cum omni integritate tenuerant, habente 
ad haec iam dicto episcopo regale ad hoc praeceptum et apostolicum Romanae 
sedis privilegium licet per incuriam et odium et maxime Lotharii regis 
, excommunicati tyrannide et violentia a loco usurpativa fraude sublata fuerit . . 


4) Tenente eam in beneficio tempore genitoris nostri Ottonis Friderico 
duce cum coniuge sua Beatrice nepte nostra . . 


5) Wegen der grundsätzlichen Bedeutung sei auch dies im Wortlaut 
angeführt: existens benevola circa Tullensem locum noluit nec nobis, si non 
redderemus, nec sibi, si ultra teneret, peccatum et offensam dei incurrere . . 

6) Indominicatum monasterium et quiquid pertinet ad praebendam 
canonicorum totum altare decimasque minae argenti censusque hominum à 
altare pertinentium cum decem mansis vestitis in ipsa valle, cum omni-eorum 
districto ad ipsos mansos pertinente in investitura retinens. 

7) Reliquam partem abbatiae. 
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fügt und dann nochmals bestätigt. Nach dem Heimiall sollten 
die Klöster mif allem Gut ewiger Besitz des Bistums bleiben !). 

Daß in dem allen ein mühsam aufgerichteter, oft nur provi- 
sorischer Schutzdamm gegen das von allen Seiten hereinflutende 
Benefizialwesen zu erblicken ist, kann gar nicht zweifelhaft sein. 
Deutlich genug sprechen da die Quellen. In der Bestätigung für 
das wiedereingerichtete Kapitelsgut des Nonrienklosters Oeren ?) 
wird jede Verlehnung verboten, insbesondere dürften jene, die 
die übrigen Teile des Anstaltsgutes als Benefizien hätten, nicht 
auf das Kapitelsgut zwecks Aufstellung von Benefizien greifen 3). 
Ebenso sollte die Verlehnung der ganzen Anstalt in Zukunft 
unterbleiben 4). 

Zu bemerken ist hier noch, daß die Rechtslage der ein- 
zelnen Anstalten und ihrer Kapitel im einzelnen ungemein man- 
nigfaltig gestaltet ist. Diese ist durch das temporelle Zugehórig- 
keitsverháltnis an sich in keiner Weise näher bestimmt. Vielmehr 
erfolgt alles nähere auf dem Wege einer reichgegliederten Einzel- 
entwicklung. Fallweise, durch Verfügungen aller Art, und daher 
überall verschieden, wird die Rechtslage der Kirchen und ihrer 
Kapitel besonders festgesetzt 5). 

In zahlreichen Abstufungen bewegen sich insbesondere 
Gruppierung und Rechtslage der bischöflichen Kirchen und 
Klöster, aber auch der übrigen. Sowohl die Stellung der Kon- 
vente zum Herrn der Anstalt, wie auch die zum Prälaten, wie 
auch endlich die der beiden letzten untereinander ist in größter 
Mannigíaltigkeit geordnet. 

Es gab auch Kirchen und Klöster, die mit ihrem ganzen 
Gute das Recht der Unverlehnbarkeit®), meist in Verbindung 

1) Eo rationis tenore, ut post obitum iam dictae dominae eiusque filii 
Tullensis sedis tam dictus episcopus quam omnes successores sui eas abbatias 
in dies saeculi cum omni integritate et sine diminutione et contrarietate tam 
nostra quam omnium successoram nostrorum principum et mediocrium 
possideat . . Vgl. V. Gerardi Tull. c. 21 S. 508. 

2) DO I 168 und in den hier in Betracht kommenden Teilen wörtlich 
gleich DO II 55 (973). ui 

3) Et ut nullus successorum nostrorum, videlicet regum, vel aliquis 
eorum, qui reliquas abatiae partes in beneficio possidebunt, ullam habeat 
poem eadem loca aut in beneficium dandi aut aliquod ab eis servitium 
exigendi . . 

ù 4) Volumus et firmiter jubemus ipsum etiam monasterium per 
successura tempora nulli in beneficio dandum, sed sub regiae potestatis manu 
semper esse volumus (Aebtissinwahl). 

5) Ich habe mich in besonderen Untersuchungen, die ich hoffentlich 
bald veröffentlichen kann, bemüht, die hauptsächlichsten Erscheinungen auf 
diesem Gebiete in systematischer Anordnung darzustellen. 


6) Gallia Christiana II b 168 f. Nr. 7 (958): (Bischof von Limoges 
gründet ein Kollegiatstift) — constitutis inibi canonicis et ministris . . ad 
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mit der Prälatenwahl erwirkten, die also gleichsam ganz auf 
Kapitelsgut gestellt und gesichert, lasten- und dienstfrei gegen 
ihre Herren waren. | 

Ganz eigenartig und vielgestaltig waren insbesondere die 
Verhältnisse der den Klöstern temporell zugehörigen Kirchen. 
Diese wurden in sehr verschiedener Art mit den ihnen über- 
geordneten Anstalten in Beziehung gesetzt. Nichts ist unzu- 
treffender als die Vorstellung, daß etwa alle derartigen Gottes- 
häuser und ihre Konvente nach derselben Schablone behandelt 
worden wären. Namentlich ist zwischen den Anstalten ganz 
untergeordneter Art, Kapellen oft ohne eigenen Geistlichen (lange 
tituli genannt), und den in allmählich ansteigender und reich- 
gegliederter Stufenleiter über ihnen stehenden Kirchen bis zu 
den eigentlichen Kollegiat-Stiftern hinauf zu unterscheiden. In 
mehr oder minder großer Selbständigkeit, in ihrer Rechtslage und 
Einrichtung für den Einzelfall besonders bestimmt, treten uns 
diese klösterlichen Kirchen in den Quellen allerorts entgegen. 

Auf den mannigfaltigsten Wegen und mit den verschieden- 
sten Mitteln tritt man überall der Hauptgefahr: der der Verleh- 
nung entgegen. 

Das alte grundherrschaftliche Verhältnis, demzufolge Kirchen 
und Klöster im früheren Mittelalter lediglich Pertinenzen der 
Grundstücke, worauf sie standen, gewesen waren, wurde seit 
dem 11. Jh., vielfach auch erst später auch bei den höheren 
Kirchenanstalten, insbesondere den Stiftskirchen und Klöstern, 
zu einem bloßen Schutz- und Vogteiverhältnisse abgeschwächt. 
Dies hauptsächlich hinsichtlich der engeren Güterbestände der 
Kapitel. 

Auf mannigfaltigen Wegen wurde dieses Ergebnis erzielt 
und vielgestaltig war demnach auch das letztere selbst. 

Auch bischöflichke — d. h. der Bischofskirche temporell 
zugehörige — Institute nahmen an dieser Entwicklung teil. Die 
Berücksichtigung der Einzelfälle, des Entwicklungsganges ein- 
zelner Anstalten, liefert hier erst volle Klarheit und läßt die 


regendum et moderandum, ita ut et alia sui iuris et procurationis videntur 
esse monasteria . . beschwört seine Nachfolger im Amte — ut... monasteriolum, 
uod Deo semel absque cuiusquam personae hereditariae sacravimus contra- 
dictione, a sui umquam quavis occasione repulerint dominatione et proiecerint 
regimine .. ut nullus episcoporum, nulla quaelibet hereditaria aut aliunde 
veniens extranea persona cuiquam laicali ad regendum committat personae . . 
Oder DO. II. Nr. 93 (975) Dipl-Il, S. 108: Abtei Weißenburg für Magdeburg. 
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außerordentliche Buntheit dieses Bildes, eine Fülle von Erschei- 
nungen, erkennen !). 

Nicht das temporelle Zugehórigkeitsverháltnis einer Kirche 
zum Vermógen einer andern oder eines Dritten an sich bestimmte 
daher seine Rechtslage. Diese war vielmehr, der mittelalterlichen 
Entwicklung überhaupt entsprechend, durch zahllose Einzel- 
verfügungen (auch von Privaten), Privilegien, Stiftungsvorbehalte 
u. dgl. bis ins einzelne genau geregelt. 

Alle diese Verhältnisse, in ihren verschiedenen Gruppie- 
rungen, hier auch nur andeutungsweise vorzuführen, verbietet 
der Raum und Zweck dieser Untersuchung. Es ist für die Ent 
stehungs- und Entwicklungsgeschichte des geistlichen Benefiziums 
über den hier angedeuteten Rahmen hinaus ohne Belang. Soweit 
letztere davon betroffen wird, werden die notwendigen Ergän- 
zungen noch in den späteren Erörterungen gegeben, im übrigen 
diese farbenprächtige, in schier unendlicher Mannigfaltigkeit 
schillernde Entwicklung besonderen Betrachtungen noch vorbe- 
halten. 

Hier ist nur noch einer wichtigen Größe zu gedenken, soll 
den spáteren Ausführungen nach allen Richtungen hin der Boden 
geebnet werden. 

B. Die Tafelgüter der Prälaten. Hier gleichfalls nur in 
gedrängtester Form zu schildern?) ist noch eine andere große 
Bewegung, die gleichfalls zur Güterteilung und damit zur Schaf- 
fung benefizienfreien Kirchengutes geführt hat: die Teilungsvor- 
gänge, die sich innerhalb der nach Ausscheidung der Kapitels- 
güter verbliebenen Prälatengüter abgespielt und gleichfalls zur 
Festlegung eines unverlehnbaren Tafelgutes, diesmal für die per- 
sönlichen Bedürfnisse der Prälaten und ihres unmittelbar von 


1) Vgl. z. B. Johannes Holinsteiner, Die Rechtsstellung des Stiftes 
St. Florian in Oesterreich bis in die Zeiten Rudolfs von Habsburg, Mitteilungen 
des österr. Instituts für Geschichtsforschung 40. Bd. (1924) S.37 ff. Hier ist 
die Entwicklung eines bischöfl. Klosters als eines Rechtsindividuums von seinen 
Anfängen im 9. Jh. an verfolgt bis ins hohe Ma. Vgl. namentlich über die 
spätere Freiheit und Unabhängigkeit dieses ursprünglich temporell zur Bischofs- 
kirche und ihrem Gute gehörigen Klosters S. 90 ff., auch schon 78 ff. 
— Bestrebungen einzelner abhängiger Klöster, sich von den übergeordneten 
Anstalten unabhängig zu machen, finden sich schon früher. Man mußte dem 
entgegentreten. Auch bei Unterklöstern gegenüber Oberklöstern. Z.B. Quantin, 
. de I’Yonne I, 158 (994): Eis vero monachis a loco S. Germani (über- 
geordnetes Kloster) nec liceat collum excutere nec quemquam sibi nisi abbatem 
s. Germani praeferre. 
2) Vgl. dazu mein Bischofsgut und mensa episcopalis IV. Teil (kann 
hoffentlich bald erscheinen) wo in voller Ausführlichkeit auf alle diese 
Vorgánge und Fragen eingegangen ist. 
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ihnen in natura zu versorgenden Anhanges, bestimmt war. Diese 
engere Gütergruppe nannte man prälatizisches Tafel- oder Tisch- 
gut, die mensa episcopalis (abbatialis, praepositalis usi.) oder 
Urbar. 

Verdankten die Kapitelsgüter ihre Entstehung der ersten 
Hochwelle des Benefizialwesens im 9. Jahrhundert, so entsprang 
das Mensalgut der Prálaten aus der großen Benefizienbewegung, 
die mit dem 11. Jahrhundert einsetzte. 

‚Jemehr die Lehengüter aller Art sich verfestigten, diese 
ihre Eigenschaft als dauernde Qualität, als an der Sache selbst 
haftendes, radiziertes Merkmal annahmen, aber trotzdem die Bene- 
fizienbewegung nicht stillestand, in desto schwierigere Lage ge- 
rieten die Güterverwaltungen der Prälaten. Aber auch noch 
zahlreiche andere Gründe wirkten da ein!) Vor allem machte 
die aufblühende Geldwirtschatt in den Stádten mit ihren zahl- 
reichen Begleiterscheinungen, die zunehmende Abhängigkeit der 
Landwirtschaft vor den erstarkenden Geldmächten, die Wirt- 
= schaftslage in den geistlichen Domänen schwierig. 

Es war vor allem auch hier nötig, wenigstens die noch 
vorhandenen Bestände zu retten. Dies geschah in erster Linie 
wieder durch Festlegung und Unverlehnbarkeitserklärung hin- 
sichtlich der Tafelgüter der Prälaten. 

Auch diesmal wurde wieder die Sicherung auf die mannig- 
faltigste Weise erreicht. Alle möglichen, an der Erhaltung der 
geistlichen (insbesondere der fürstlichen) Wirtschaften interessier- 
ten Kreise — geistliche wie weltliche — nahmen daran teil. In 
Kundgebungen aller Art und von allen möglichen Seiten aus- 
gehend sind diese Vorkehrungen getroffen und urkundlich nieder- 
gelegt. Geistliche und weltliche Gesetze und Privilegien, Einzel- 
abmachungen und Wahlkapitulationen und vieles andere kommt 
da in Betracht. Päpste, Synoden, Herrscher, Domkapitel sind 
die Hauptfaktoren. | 

Das Ergebnis war: die Festsetzung der Unveräußerlichkeit, 
in erster Linie die Unverlehnbarkeit oder vielmehr die Ermóg- 
lichung von Benefizienbestellungen aus Tafelgütern nur auf Grund 
bestimmter Solennitäten und Ermächtigungen. 

Waren damit vorläufig die Eindämmungsarbeiten gegenüber 
dem herandrängenden Benefizialwesen beendigt, so wurde der 


1) Vgl. meine demnächst zu veröffentlichende Studie: Die Wirtschafts- 
krise in den geistlichen Grundherrschaften während des 12. und 13. Jahr- 
hunderts. Ihre Ursachen und ihre Bekämpfung. 
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Schlußstrich unter dieser Entwicklung doch erst im 15. Jahr- 
hundert, also kurz vor Abschluß der mittelalterlichen Entwicklung 
überhaupt, gezogen. In einem allgemeinen Kirchengesetze näm- 
lich, das die Verlehnung (und sonstige Veräußerung) bisher noch 
nicht als Benefiz vergabten (oder sonst veräußerten) Kirchen- 
gutes an die vorausgehende päpstliche Genehmigung band. 

Und nunmehr wollen wir betrachten, wie aus allen diesen 
mannigfaltigen Gestaltungen benefizienrechtlicher Entwicklung das 
kirchliche Benefizium im engeren Sinne hervorgegangen ist und 
welches die Hauptphasen seiner Entstehungsgeschichte in den 
verschiedenen Regionen kirchlicher Stellungen waren. 

(Schluß folgt.) 


2, Die in Elsaß-Lothringen geltenden Bestimmungen über die 
konfessionelle Trennung der Kirchhöfe und deren Reform ). 
Von + Pfarrer Dr. Leo Ober in Pfaffenhofen (Elsaß). 


Zu den unerquicklichsten Vorkommnissen kirchenpolitischer 
Natur, die in neuester Zeit in Elsaß-Lothringen zur Eróterung 
kamen, gehören ohne Zweifel die »Kirchhofsfálle«. Und unter 
den verschiedenen Arten von Kirchhofsstreitigkeiten haben sicher- 
lich jene am meisten Erbitterung hervorgerufen, welche sich um 
die konfessionelle. Trennung der Kirchhófe drehten. Derartige 
Kirchhofsstreitigkeiten hat es in Elsaß-Lothringen in den letzten 
Jahrzehnten übergenug gegeben, und sie haben weit mehr als 
andere Streitigkeiten kirchenpolitischer Natur verbitternd gewirkt 
bis hinein in die weitesten Schichten des Volkes. Es genügt hier an 
den Fameker Kirchhofsstreit unseligen Angedenkens zu erinnern. 
Vgl. dieses Archiv 84, 299 ff. 

Derartige Kirchhofsfälle sind aber nicht etwa etwas spezi- 
fisch ElsaB-Lothringisches: in allen jenen Ländern, in denen das 
Recht der Kirchhófe auf dem französischen Dekret vom 23. Prä- 
rial XII. beruht oder früher beruhte, hat es deren ganz ähnliche 
gegeben. Es sei hier nur an die heftigen Kämpfe, welche die 
Kirchhofsfrage in Frankreich selbst und in Belgien entfachte, erinnert. 

Daß in all jenen Ländern ganz ähnliche Kirchhofsstreitig- 
keiten entstanden, kann nicht reiner Zufall sein: es liegt viel- 

1) Diese Arbeit wurde der Redaktion bereits vor einer Reihe von 
Jahren eingereicht, als Elsa-Lothringen noch zum Deutschen Reiche gehörte. 
Wegen der prinzipiellen Ausführungen des am 10. März 1916 verstorbenen 


hervorragenden Kenners des Elsaf- no anglechen Kirchenrechts dürfte sie 
auch jetzt noch von Interesse sein. 
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mehr ohne weiteres die Annahme nahe, daß das Prärialdekret, 
näherhin dessen Art. 15, der über die konfessionelle Trennung 
der Kirchhöfe Näheres bestimmt, unvollkommen und lückenhaft 
ist oder doch jedenfalls zu einer Praxis Anlaß gegeben hat, die 
den Forderungen, welche die in Betracht kommendeu Religions- 
gesellschaften an ihre Kirchhöfe stellen zu müssen glauben, nicht 
genügt. | 

In der Tat wurden denn auch schon längst in Frankreich 
die Bestimmungen des Art. 15 als unvollkommen bezeichnet. 
Es wurde auch mehrfach die Forderung erhoben, es solle durch 
besonderes Gesetz der Art. 15 ergänzt werden. Auch Entwürfe 
zu einem solchen Gesetze wurden verfaßt und den gesetzgeben- 
den Faktoren vorgelegt. Schließlich nahm aber die Entwicklung 
eine andere Richtung: durch Gesetz vom 14. November 1881 
wurde der ganze Artikel 15 und somit die konfessionelle Trennung 
der Kirchhófe überhaupt beseitigt !). 


In Elsaß-Lothringen ist das Dekret vom 23. Prärial und 
dessen Art. 15 andauernd in Kraft; eine Änderung oder Ergänzung 
der durch ihn getroffenen Bestimmungen ist bis jetzt nicht er- 
folgt. Kirchhofsfälle, wie sie bedauerliche Weise bis in die 
jüngste Zeit vorgekommen sind, sind daher auch für die Zukunft 
nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern über kurz oder lang wohl 
mit Sicherheit wieder zu erwarten, wenn hier nicht vorbeugend 
eingegriffen wird. Es wäre daher eine überaus dankbare Auf- 
gabe, deren Lösung natürlich den gesetzgebenden Faktoren zu- 
fallen müßte, die erforderlichen Maßregeln zu treffen. 


Welches sind nun aber die Bestimmungen, die zum Zwecke 
einer Reform und Vervollkommnung des Art. 15 getroffen werden 
müßten? Um diese Frage beantworten zu können, ist es nötig, 
zunächst genauer zu untersuchen, welches der Sinn und die 
Tragweite des Art. 15 ist; insbesondere auch in welchem Sinne 
der Artikel von den maßgebenden Behörden verstanden und in 
der Praxis zur Anwendung gebracht wurde. Es wird sich dann 
auf Grund einer einfachen Vergleichung mit den Forderungen, 
welche die in Betracht kommenden Religionsgesellschaften be- 
züglich der Friedhöfe stellen, mit ziemlicher Leichtigkeit sagen 


1) Ueber die Kirchhofsstreitigkeiten in Belgien und die in diesem 
Lande gemachten Vorschläge zur Ergänzung des Art. 15 vpl. besonders : 
F. J. Moulart, La question des cimetières en Belgique. Louvain L874; J. B. Malou, 
De l'administration des cimetières catholiques en Belgique. Bruxelles. 1860; 
A. Lauwers, De la liberté des sépultures chrétiennes. Bruxelles. 1862. 
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lassen, inwiefern die Bestimmungen des Art. 15 ergänzt und 
verbessert werden müssen, um jenen Forderungen zu genügen. 

Aufgabe der folgenden Zeilen soll es sein, einiges zur Be- 
antwortung dieser Fragen beizutragen. 

Wir müssen hier gleich bemerken, daß es hauptsächlich die 
Forderungen der katholischen Kirche sind, denen die bestehenden 
Vorschriften über die konfessionelle Trennung der Kirchhöfe 
nicht genügen. Den Israeliten ist bekanntlich »gestattet, be- 
sondere Friedhöfe zu behalten oder auf eigene Kosten anzu- 
legen, welche nicht zum Gemeindeeigentum gehören !)«. »Den 
eigentümlichen religiösen Vorstellungen der Israeliten?)« ist also 
in vollstem Maße Rechnung getragen. Die evangelische Kirche 
aber erhebt nicht die Forderung nach einer konfessionellen 
Trennung der Kirchhófe; das Begrábnis an und für sich ist ja 
nach evangelischer Auffassung »kein religióser und kein kirch- 
licher Akt?2)«. Wohl aber erhebt die katholische Kirche jene 
Forderung. 

Es kann nun hier nicht unsere Aufgabe sein, jene Forde- 
rung der katholischen Kirche vom ethisch-philosophischen Stand- 
punkte aus näher zu beleuchten oder gar deren innere Berech- 
tigung darzutun: wir meinen, ein jeder, dem es ernst ist mit der 
Achtung der Gewissensfreiheit, der wird, auch wenn er persón- 
lich den katholischen Standpunkt nicht teilt, ihn doch als eine 
gegebene Tatsache hinnehmen; er wird, wenigstens als moderner 
toleranter Mensch, mit uns die Forderung erheben, daf das Ge- 
setz auch in diesem Punkte auf die Katholiken Rücksicht zu neh- 
men und ihnen die volle Gewissensireiheit zu gewährleisten hat. 

Gehen wir nun auf die Untersuchung unserer Frage náher ein. 

Artikel 15 des Dekrets vom 23. Prárial XII lautet: »Dans 
les communes ou l'on professe plusieurs cultes chaque culte 
doit avoir un lieu d'inhumation particulier; et dans les cas où 
il n'y aurait qu'un seul cimetiére on le partagera par des murs, 
haies ou fossés en autant de parties qu'il y a de cultes différents 
avec une entrée particuliére pour chacune et en proportionnant 
cet espace au nombre d'habitants de chaque culte.« 

Zunächst müssen wir nun darlegen, welches die Unvoll- 
kommenheiten und Lücken in den Bestimmungen dieses Artikels 
1) o eec das öffentliche Recht des Reichslandes E.-L. Tübingen 
A à. O. S. 397 


3) E Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen K.-R. 
Leipzig 19035. S. 507. i 


1914. 


124 Ober 


sind, die in späteren Zeiten zu so vielen Streitigkeiten Anlaß 
geben sollten. l 

Der bedeutungsvollste Mangel besteht zunächst in der Un- 
klarheit, welche die Meinungsverschiedenheit über den Sinn der 
Worte »dans les communes ou l'on professe plusieurs cultes« 
zur Folge hatte. Wie hinlänglich bekannt, hat nach der einen 
Ansicht dieser Artikel mit diesen Worten nur jene Gemeinden 
im Auge, in denen eine Öffentliche Ausübung verschiedener 
Religionsbekenntnisse stattfindet, während nach der anderen An- 
sicht damit alle jene Gemeinden gemeint sind, in denen über- 
haupt Mitglieder vershiedener anerkannter Konfessionen wohnen, 
ohne Rücksicht darauf, ob ihr Kultus auch Öffentlich in der be- 
treffenden Gemeinde ausgeübt wird. | 

Diese Meinungsverschiedenheit ist für die Praxis von weit- 
tragender Bedeutung; besonders für die Katholiken. Nach den 
Vorschriften der katholischen Kirche soll jeder Katholik nach 
seinem Tode in geweihter Erde beigesetzt werden; und zwar 
soll der ganze Friedhof nach einem bestimmten Ritus eingesegnet 
werden; nur Katholiken dürfen nach jenen Vorschriften in dem 
auí solche Weise eingesegneten Kirchhofe begraben werden. 
Jene Praxis, wonach jedes einzelne Grab eingesegnet wird, und 
die man dort befolgt, wo ohne Unterschied der Konfession in 
der Reibe begraben wird, ist nur ein Notbehelf; nach den Vor- 
schriften der katholischen Kirche kann diese Praxis nur solange 
geduldet werden, als die Möglichkeit, eigene, ausschließlich 
katholische Kirchhöfe anzulegen, fehlt!) Befolgt man in der 
Praxis nun jene Auffassung, nach welcher in jenen Gemeinden 
die konfessionelle Trennung nicht durchzuführen ist, in welchen 
nur vereinzelte Anhänger einer Konfession ohne öffentliche Übung 
ihres Kultus wohnen, während die Mehrzahl der Bewohner einer 
anderen Konfession anhängt, so erhebt sich die Frage: wo sollen 
die Angehörigen der konfessionellen Minorität nach ihrem Tode 
begraben werden? Nach der bestehenden Rechtslage haben sie 
zweifellos das Recht, in der Gemeinde begraben zu werden. Ist 
die Minorität nun katholisch, so werden wohl nicht so leicht 
Streitigkeiten entstehen; oder es dürfte wenigstens für die Evan- 
gelischen kein Anlaß vorliegen Einwendungen zu erheben, wenn 
vereinzelte Katholiken auf dem gemeinsamen Kirchhof begraben 

1) Vgl. hierzu J. Chr. Joder, Der konfessionelle Kirchhof nach den 
kirchlichen Regeln und den . .. Zivilgesetzen. Straßburg 1897 S. 131.; 


J. B. Sägmüller, Lehrbuch des kath. Kirchenrechts 1909? S. 520. Vgl. jetzt 
Cod. Jur. Can. can. 1206. 
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werden. Anders aber liegt die Sache, wenn die Minorität evan- 
gelisch und die Majorität katholisch ist. Von ihrem Standpunkte 
aus müssen ja die Katholiken bekenntnisgetrennte Kirchhöfe ver- 
langen; und soll dann einer von der evangelischen Minorität 
auf dem Friedhofe begraben werden, so müssen sie ja Einwen- 
dungen erheben. Dann sind jene Friedhofsfälle unvermeidlich, 
deren erbitternde Wirkung gewisse Vorkommnisse noch in jüngst 
vergangener Zeit zur Genüge gezeigt haben. Derartige Streitig- 
keiten sind aber dann ausgeschlossen, wenn die andere Auf- 
fassung der Worte »professer un culte« in der Praxis zu Grunde 
gelegt wird; jene Auffassung nämlich, wonach dann schon die 
konfessionelle Trennung auf dem Kirchhofe durchgeführt werden 
muß, wenn auch nur vereinzelte Anhänger einer Konfession auch 
ohne Öffentliche Kultusübung unter lauter Mitgliedern einer 
anderen Koniession wohnen. Das ist die weittragende Bedeutung 
der erwähnten Meinungsverschiedenheit für die Praxis. 

Die Anhänger der zuletzt erwähnten Auffassung !) berufen 
sich nun zum Beweise der Richtigkeit ihrer Auffassung einmal 
auf den Sprachgebrauch; »professer un culte« bedeute nicht 
einen Kultus Öffentlich ausüben; »par la profession d’un culte, 
on n’entend jamais la célébration ou l'exercice d'un culte, mais 
simplement la pratique, par chaque individu de la religion à 
laquelle il appartient« ?). — Sodann berufen sie sich auf die Ent- 
stehungsgeschichte des Art. 15, aus der hervorgehe, daf man 
bei der Abfassung desselben sich von der Absicht leiten ließ, 
den Katholiken die Móglichkeit zu sichern, alle Vorschriften ihrer 
Kirche zu beobachten; dazu gehört aber auch die Vorschrift, daß 
der ganze Kirchhof nach dem vorgeschriebenen Ritus eingesegnet 
und ausschließlich für das Begräbnis der Katholiken benutzt 
werde. Also, so lautet der Schluß, hat der Art. 15 mit den 
Worten »dans les communes ou l'on professe plusieurs cultes« 
auch jene Gemeinden, in denen nur einzelne Protestanten wohnen 
und in denen kein Öffentlicher evangelischer Gottesdienst geübt 
wird, im Auge haben müssen; denn auch den in solchen Ge- 
meinden lebenden Katholiken habe man die Möglichkeit ver- 

1) Unter diesen sind hier besonders zu erwähnen: (Anonym) Une 
question de droit ecclésiastique (Revue ecclés. de Metz IV. 1893 S. 12 ff., 69 ff., 
120 ff); Le décret du 30 décembre 1809 (als Beilage der Revue eccl. de 
Metz 1893—1896 erschienen) S. 200 ff., Chr. Joder, a. a. O. Vgl. auch die an 
den Herrn Bezirksprásidenten zu Metz gerichtete Denkschrift des Herrn Bischofs 
Benzler vom 31. Oktober 1902 (Lothringer Volksstimme 3. Jahrgang no, 76 


vom 1. April 1904). 
2) Revue ecclés. de Metz 1893. S. 76. 
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schaffen wollen, die hierauf bezüglichen Vorschriften ihrer Kirche 
beobachten zu kónnen. — Endlich berufen sie sich noch auf die 
Praxis der französischen Verwaltung, die entschieden zu ihren 
Gunsten spreche. — Das sind ihre beachtenswerten Argumente. 

Aus denselben Quellen schópfen nun aber auch die Ver- 
treter der anderen Auffassung ihre Argumente. Auch sie berufen 
sich auf den Ausdruck »professer un culte«, auf die Entstehungs- 
geschichte des Art. 15 und auf die Praxis der franzósischen Ver- 
waltung; sie behaupten aber, daß das alles nur zu Gunsten ihrer 
eigenen Auffassung sprechen kónne. 

Was ist davon zu halten? 

Was zunächst den Ausdruck »professer un culte« betrifft, 
so finden wir denselben Ausdruck im Artikel 18 desselben Dekrets 
wieder. Dort ist bestimmt, daß die religiösen Zeremonien bei 
Begräbnissen außerhalb der Kirchen und Kirchhöfe, nur erlaubt 
seien »dans les lieux oü l'on ne professe qu'un seul culte con- 
formément à l'art. 45 de la loi du 18 Germinal an X.« Dieser 
Artikel 45 des Germinalgesetzes schreibt aber vor, daf in den 
. Städten, in welchen sich Kirchen verschiedener Konfessionen 

befinden, religiöse Feierlichkeiten außerhalb der zum katholischen 
Gottesdienst bestimmten Gebäude nicht abgehalten werden dürfen. 
Aus der Bezugnahme auf den Art. 45 des Germinalgesetzes er- 
hellt aber zweifellos, daß unter »professer un culte« im Art. 18 
des Prärialdekrets ebenso eine Öffentliche Ausübung gemeint ist, 
wie auch im erwähnten Art. 45 nur von Öffentlichen religiösen 
Feierlichkeiten die Rede ist. Wenn aber dieser Ausdruck im 
Art. 18 diese Bedeutung hat, dann wird man die Möglichkeit 
nicht von der Hand weisen können, daß derselbe Ausdruck kurz 
vorher, im Art. 15, auch diese gleiche Bedeutung haben kann; 
ja, die Vermutung, daß dem tatsächlich so ist, liegt sogar nahe. 
Zu einem unzweifelhaften Schluß allerdings berechtigt dieser 
Umstand nicht. | 

Auch aus dem französischen Sprachgebrauch !) oder aus 
dem Zusammenhang, in dem der in Frage stehende Ausdruck 


1) Vgl. die Entscheidung des Kaiserlichen Rats No. 406 vom 15. April 
1905 über die Bedeutung von »professer«. (Beilage zu Zentr. u. Bez. Amtsbl. 1905 
S. 221). Den dortigen Ausführungen gegenüber ist zu bemerken, daf die 
angegebenen Bedeutungen oder Synonyma von »professer« sich wohl in 
einem modernen Lexicon finden mógen. Aber Portalis z. B. benützt meistens 
die Ausdrücke »exercer« oder »l'exercice d'un culte« wenn er von Öffentlicher 
Uebung des Kultus redet. Die Ausdrücke »professer« und »profession« 
benützt er meistens, wenn er von dem nicht öffentlichen Bekenntnis des 
Einzelnen zu einer Confession, seltener wenn er von der öffentlichen Uebung 
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im Art. 15 steht!), JáBt sich für dessen Bedeutung nichts sicheres 
folgern. 

Was sodann die Entstehungsgeschichte des Art. 15 anbe- 
langt, so dürfte sich auch daraus für die Bedeutung von »pro- 
fesser un culte« im Art. 15 etwas Sicheres nicht folgern lassen ?). 
In dem ersten vom Minister Chaptal vorgelegten Entwurf des 
Art. 15 ist allerdings eine Einsegnung der Kirchhöfe durch die 
Geistlichen vorgesehen. Aber in der Fassung, welche die Sektion 
des Innern des Staatsrats dem Artikel gab, ist von der Einwei- 
hung nicht mehr die Rede. Darauf war die Sektion des Innern 
bedacht, in diesem Artikel klare Bestimmung zu treffen über das 
Eigentumssubjekt und über die Kirchhofspolizei. Wie aus dem 
Bericht des Herm de Segur zu dieser Änderung sich ergibt, 
wollte man jedoch den katholischen Geistlichen die Freiheit 
lassen, jedes Grab eines Katholiken einzeln einzusegnen. In der 
Plenarsitzung des Staatsrats wurde dann allerdings die definitive 
oben bereits mitgeteilte Fassung festgestellt; es solle demnach 
»dans les communes ou l'on professe plusieurs cultes« jeder 
Kultus seinen getrennten Kirchhof resp. Kirchhofsteil haben. Ge- 
wiß wurde dadurch den Katholiken ermöglicht, die Vorschriften 
der Kirche bezüglich der Einsegnung der Kirchhófe zu beob- 
achten, was nach der Fassung der Sektion des Inneren nicht der 
Fall war. Ob es aber auch der Zweck und die Absicht des 
Staatsrats war, den Katholiken diese Möglichkeit zu verschaffen, 
als er die Änderung vornahm, wissen wir nicht. Möglich ist 
es ja. Aber möglich ist es auch, daß er einzig deshalb die kon- 
fessionelle Trennung vorschrieb, weil er darin eine bessere Ga- 
rantie für die Vermeidung von Streitigkeiten unter den verschie- 
denen Konfessionen erblickte. Und selbst zugegeben, daß der 
eines Kultus redet. Vgl. z.B. seinen Brief vom 14 Prairial XIII (Dalloz, 
Répert. méthod. et alphab. de législation Bd. XIV S. 764 Vo Culte no. 151); 
Ropport sur la répression des irréverences commises pendant les cérémoníes 
extérieures (J. E. M. Portalis, Discours, Rapports . . Paris 1845 S. 576). 

1) Nach der Entscheidung des Kaiserl. Rats no. 406 hätte das Wort 
»professer« »zweifellos« die Bedeutung Öffentlich bekennen. „Dies ergibt sich 
schon aus der Fassung »ou lon professe plusieurs cultes, chaque culte doit 
avoir«. Hier wird unzweideutig das Vorhandensein einer größeren Zahl von 
Personen, welche einem bestimmten Glaubensbekenntnis angehören, voraus- 

esetzt.^ Wir gestehen, daf uns diese Argumentation unverstündlich bleibt. 

ir können gar nicht einsehen, daß diese Fassung »eine größere Zahl von 
Personen« voraussetzt — man müßte denn schon die Ausdrücke in ganz unzu- 
lássiger Weise pressen. 

2) Ueber diese Entstehungsgeschichte stehen uns nur die Angaben, die 
der franzósische Regierungskommissar am 8. Februar 1868 vor dem Staatsrat 


darüber machte, zu Gebote, vgl. Recueil des ariéts du Conseil d'état. S. 137. 
Vgl. auch Joder a. a. O. S. 6 f., 21 f. 
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Staatsrat die Wahrung der Gewissensfreiheit der Katholiken bei 
jener Ánderung bezweckte, so bleibt doch wieder die Frage 
offen, ob er denn soweit gehen wollte, deshalb nun auch in 
Gemeinden mit vereinzelten katholischen Bewohnern die um- 
ständliche und nicht ohne Kosten durchführbare konfessionelle 
Trennung vorzuschreiben. Jedenfalls — uns scheint — von 
einem durchschlagenden Argumente, von einer Sicherheit kann 
nicht die Rede sein. 

Endlich berufen sich die Anhänger der beiden entgegen- 
gesetzten Auffassungen !) auf mehrere Kundgebungen franzósicher 
Verwaltungsorgane?) aus dem ersten Jahrzehnt des 19. Jahr- 
hunderts. Zunächst hat man sich berufen auf einen Brief Por- 
tali’ vom 15. Brimaire XI. Ganz richtig wurde bereits dazu be- 
merkt?), daß dieser Brief etwa 16 Monate älter ist, als das Prä- 
rialdekret, daß er folglich nicht zu dessen Erklärung dienen kann. 
Wir fügen hinzu, daB aus ihm für unsere Frage gar nichts zu 
entnehmen ist. Denn darin ist nur die Frage behandelt, ob ein 
Protestant das Recht hat, auf einem kirchlich eingesegneten Kirch- 
hof beerdigt zu werden, falls in der Gemeinde nur ein einziger 
nicht konfessionell getrennter Kirchhof vorhanden ist; diese Frage 
ist aber weit verschieden von der unsrigen. 

Man hat sich sodann auf das Zirkular vom 8. Messidor XII, 
durch welches das Prärialdekret den unterstellten Behörden mit- 
geteilt wurde, berufen und daraus zu beweisen gesucht, daß der 
Artikel 15 nicht »bezwecke, den Kirchen die von ihnen in An- 
spruch genommene Freiheit auf den Kirchhófen zu gewähren«, 
indem man hervorhob, daß das Zirkular eine solche Absicht mit 
keinem Worte andeute*) Ein solches argumentum ex silentio 
könnte nur stichhaltig sein, wenn das Zirkular alle Motive des 
Prärialdekrets in erschöpfender Weise anzugeben die Absicht 
hätte; davon kann aber keine Rede sein. 

Endlich hat man sich noch auf eine Entscheidung Portalis’ 
vom 18 Pluviose XIII und auf eine Ministerialentscheidung vom 
12. November 1808 berufen. Auch aus diesen Kundgebungen 
ist für die Entscheidung der uns bescháitigenden Frage nichts 
zu entnehmen. Denn, wie eine aufmerksame Lektüre zeigt, ist 


1) Vgl schon Vuillefroy Traité de l'administration du culte cathol- 
Paris 1842. S. 500c- 

2) Vgl. die Zusammenstellung im Journal officiel. Documents parle- 
mentaires. Sénat 1881 Annexe no 374 S. 523 ff. 
3) Revue ecclés. de Metz IV. 1893. S. 74. 
4) So die Entscheidung des Kaiserl. Rats no 406. 


Die Bestimmungen in Elsaß-Lothringen über die Trennung der Kirdihofe. 129 


in den beiden Entscheidungen — ganz ähnlich wie in dem bereits 
oben erwähnten Briefe Portali vom 15. Brumaire XI, — die 
Frage behandelt, ob ein Verstorbener, dem die kirchlichen Organe 
das kirchliche Begräbnis verweigern, das Recht habe, auf dem 
gemeinsamen Friedhofe beerdigt zu werden. Es handelt sich 
also in den beiden Entscheidungen um die von Portalis wiederholt 
und ausführlich behandelte Frage nach den Rechtsfolgen der 
Verweigerung des kirchlichen Begräbnisses!) (Refus de sépulture), 
nicht aber um die uns hier beschäftigende Frage. 

Nach den vorstehenden Ausführungen müssen wir sagen, 
daß wir keinen Anhaltspunkt zu finden vermochten, um mit 
Sicherheit über die Frage, welchen Sinn man im ersten Jahrzehnt 
des 19. Jahrh. mit dem Ausdruck »professer un culte« verband, 
eine Entscheidung zu treffen. Einen solchen, so scheint uns, 
gibt es nicht?); und zwar deshalb, weil man damals so weit gar 
nicht dachte. Es fehlte damals allerdings nicht ganz an Vor- 
kommnissen, welche die Aufmerksamkeit des Gesetzgebers darauf 
hätten hinlenken können, daß die Frage, ob auch in jenen Ge- 
meinden, in denen nur vereinzelte Protestanten wohnten, die 
konfessionelle Trennung auf den Friedhöfen durchzuführen sei, 


1) Zum besseren Verständnis der beiden Sieg qe vgl. dazu die 
Berichte Portalis’ vom 25. Vendémiaire XL, 10. Fructidor XII. und 3. Juli 1807 
(Hermens, Handbuch der gesamten Staatsgesetzgebung über den christlichen 
Kultus 1V. S. 613; 615; 617). 

2) In einem Schreiben des Kultusministers vom 20. August 1838 lesen 
wir den Satz: // a toujours été reconnu que la disposition précitée (nämlich 
Art. 15) ne s'applique rigoureusement qu'aux communes ou, comme l'énonce 
le décret, il y a réellement profession publique de cultes différents.« Wir kónnen 
diesem Zeugnis kein großes Gewicht beimessen. Die Worte: »il a toujours été 
reconnu« nehmen sich aus wie eine rhetorische Wendung, vom Minister 
gewählt, um seiner Entscheidung ein größeres Gewicht zu verleihen. Auch 
dürfte dieses Zeugnis vielleicht nicht leicht in Einklang zu bringen sein mit 
folgender Stelle, die sich in einem Zirkular des Kultusministers an die 
protestantischen Konsistorien vom 30. August 1845 findet: »Mais cet article 
(15) n'a pas toujours été appliqué dans les lieux ou des habitants protestants, 
bien que domiciliés, se trouvent isolés au milieu d'une population toute 
catholique . .« Und besonders, die fragliche Behauptung tritt ohne jeglichen 
Beweis auf; und einen Beweis zu erbringen dürfte dem Minister schwer gewesen 
sein. Wenige Jahre später (i. J. 1842) veröffentlichte A. Vuillefroy seinen 
wichtigen Traité de l'administration du culte catholique, in dem er (S. 500) die 
in dem erwähnten Briefe des Kultusministers vom J. 1838 aufgestellte 
Behauptung eingehend zu beweisen sucht; er vermag aber nur die oben 
erwähnten Briefe vom 15. Januar XI, und vom 12. Novemb. 1808 anzuführen ; 
daB diese nichts beweisen wurde bereits dargetan. Und doch stand Vuillefroy 
als »Maitre des requétes au conseil d'état« auch handschriftliches Material zur 
Verfügung, wie keinem anderen Schriftsteller des Staatskirchenrechts seiner 
Zeit. Wir glauben, daß auch für die ersten Jahrzehnte des 19. Jh. galt, was 
der Minister noch im Zirkular vom 1. September 1845 — also zu einer Zeit 
da die Frage bereits untersucht worden war und nun geregelt werden sollte 
— schreibt: »Aucune uniformité, aucune régle fixe n'existant en ette matiére . .« 
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einer klaren Regelung bedürfe; das zeigt der Inhalt des oben 
erwähnten Briefes Portali’ vom 15. Brumaire XI. Aber — ab- 
gesehen davon, da8 damals unzählige andere noch viel wichtigere 
Fragen der Regelung harrten — derartige Vorkommnisse gab es 
damals doch nur selten. Im allgemeinen bildeten eben die kon- 
fessionell gemischten Gemeinden in Frankreich die Ausnahme. 
Die Landgemeinden stellten sich in konfessioneller Hinsicht als 
geschlossenes, einheitliches Ganzes dar; bekanntlich finden sich 
vielfach sogar noch die Ausdrücke »commune« und »paroisse« 
als synonym gebraucht!) Diese Verháltnisse sind leicht ver- 
stándlich, wenn man bedenkt, daf erst wenige Jahre vorher die 
Revolution alle Schranken der Freizügigkeit rücksichtslos weg- 
geräumt hatte. So dürfte es sich erklären, daß es an einer Kund- 
gebung von kompetenter Seite fehlte, durch die der Sinn der 
fraglichen Ausdrucksweise im Art. 15 klargestellt wurde. Das 
ist ein Mangel, der in späterer Zeit überaus verhängnisvolle 
Folgen zeitigen sollte. 

Aber der Art. 15 des Prärialdekrets enthält noch in anderer 
Beziehung Mängel, die wir kurz andeuten wollen. Mit der im 
Vorhergehenden behandelten wichtigsten Streitfrage berührt sich 
sehr nahe die Frage, wo denn ein Protestant, der gar keinen 
stándigen Wohnsitz hat oder seinen Wohnsitz auch nur für kürzere 
Zeit verlassen hat und der nun in einem ganz katholischen Orte 
zum Sterben kommt, begraben werden soll? Der Art. 15 be- 
stimmt für diesen Fall gar nichts. In einem solchen Orte gibt - 
es nach den Bestimmungen des Art. 15 eine konfessionelle 
Trennung auf dem Friedhof nicht; wird nun jener Protestant auf 
dem katholischen Friedhofe begraben, so müssen dieselben 
Schwierigkeiten entstehen, von denen wir bereits oben gehandelt 
haben. 

Ferner, unter den »cultes«, von denen im Art. 15 die Rede 
ist, sind unbestrittenermaBen nur die gesetzlich anerkannten Reli- 
gionsgesellschaften gemeint, nicht auch die Sekten, d. h. die 
nicht anerkannten Religionsgesellschaften. Über den Begräbnis- 
ort der Anhänger der letzteren finden sich auch keinerlei Be- 
stimmungen. Wo sollten diese begraben werden? Besonders 
in rein katholischen Orten musste es wieder zu Schwierigkeiten 
führen, wenn man sie auf dem gemeinsamen Kirchhofe beisetzte. 

1) Chr. Meurer, Bayer. Kirchenvermögensrecht I. 3299; derselbe, Begriff 
und Eigentümer der hl. Sachen Il. 144 ff. ; 377; 393; Heinr. Tretzel, Die Kirchen- 


gemeinde nach pfälzischen Recht (Den, Zti.K.R 3. Folge. Bd. XVII. 
1907. S. 265); O. Fischbach a. a.. O. S. 149. 
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Als Lücke im Gesetze konnte es dagegen damals noch 


‚nicht empfunden werden, daß das Prärialdekret keinerlei Bestim- 


mung über den Begräbnisort der sogenannten Konfessionslosen 
enthielt; damals und noch lange stand man in Frankreich auf 
dem Standpunkte, daß vor dem Gesetze kein Franzose konfes- 
sionslos sein kónne!) Später allerdings mußte das Fehlen einer 
hieraufbezüglichen Bestimmung als Mangel empfunden werden, 
der ebenfalls zu Kirchhofsfällen Anlaß geben konnte. 

Die aufgezählten Mängel und Lücken erkennen wir heute 
nach mehr als hundertjähriger Erfahrung mit Klarheit. Daß der 
Gesetzgeber i. J. XII. das alles nicht so klar erkannte, kann ihm 
natürlich nicht zum Vorwurf gemacht werden. Erst die neueste 
Entwicklung, die man im Jahre XII. kaum vorausahnen konnte, 
hat diese Mängel des Art. 15 klar hervortreten lassen, während 
im übrigen das Dekret vom 23. Prärial sich im allgemeinen als 
recht brauchbare Grundlage der Kirchhofsgesetzgebung bewährt hat. 

Sehen wir nun zu, welche Stellung in Frankreich die maß- 
gebenden Faktoren einnahmen, als im Laufe des 19. Jahrhunderts 
die verschiedenen Mängel und Lücken im Art. 15 sich offen- 
barten und fühlbar wurden. | 

Wir glauben nicht fehl zu gehen, wenn wir annehmen, daß 
in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts zunächst bezüg- 
lich der konfessionellen Trennung der Kirchhöfe in der Praxis 
eine Einheitlichkeit nicht bestand; das mußte die Folge der un- 
klaren Fassung des Art. 15 sein, von der wir oben geredet; das 
wird uns aber auch noch durch ein Minist.-Zirkular vom 1. Sep- 
tember 1845 an die Bischöfe bezeugt, in dem es heißt: »Aucune 
uniformité, aucune règle fixe n'existant en cette matière . . . .« 

In den 30er Jahren des 19. Jahrhunderts gab es in Frank- 
reich mehrere Aufsehen erregende Kirchhofsfálle?)) und somit 


1) Vgl. Paris 27. Dezemb. 1828 (Sirey 29. 2. 33) Die Frage wie man aus 
einer anerkannten Kirche austritt, ist bekanntlich in Elsa8-Lothiingen heute 
noch nicht geregelt; vgl. Leoni-Mandel, Das öffentl. Recht des Reichsl. E.-L. 
1895 II 285; E. Brück, Das Verfassungs- und Verwaltungsrecht in E.-L. 1910. 
M. 241; O. Fischbach. a. a. O. S. 3722. 

2) Es läßt sich aus keinem jener Fälle ersehen, in welchem Sinne damals 
die Verwaltung den Ausdruck »professer un culte« im Art. 15 auffaßte. Zu 
unrecht haben sich die Anhänger beider entgegengesetzten Auffassungen häuli 
auf sie berufen. Darüber nur wenige Bemerkungen. In St. Claude ara) 
wurde ein Protestant auf dem katholischen Kirchhof begraben; auf Befehl des 
Justiz- und Kultusministers (Entsch. vom 10. Aug. 1837) wurde er aber wieder 
ausgegraben und auf dem protestantischen Teil des Kirchhofs beigesetzt — 
ein solcher bestand nämlich schon (vgl. J. F. [= Journal des conseils de fabrique] 
1836/7 111. 378.) — Aehnlich scheint der Fall des Herrn Poupardin, des protestant. 
Bürgermeisters von Marcilly, gelagert gewesen zu sein (vgl. J. F. 1837/8 IV. S. 64); 
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Anlaß genug, die Friedhofsgesetzgebung näher zu erörtern. Vom 
20. August 1838 datiert denn auch ein Brief des Kultus- und: 
Justizministers an den Bischof von Chartres, aus dem wir zum 
ersten Mal in unzweideutigen Worten erfahren, welche Bedeutung 
die Verwaltung den Worten »professer un culte« beilegte. »Il a 
toujours été reconnu,« heißt es in dem Brief, »que la disposition 
précitée (nämlich Art. 15) ne s'applique rigoureusement qu'aux 
communes où, comme l'énonce le décret, il y a réellement pro- 
fession publique de cultes differents; mais qu'il n'y a pas né- 
cessité d'établir un cimetiére particulier pour un ou plusieurs 
protestants, qui habiteraient une commune. Ainsi, autant de 
séparations que de cultes différents dans les communes ou l'on 
en professe plusieurs, tel est le voeu de la loi... .« Diese 
Worte kónnen nicht mifverstanden werden: nur in jenen Ge- 
meinden ist demnach die Durchführung der konfessionellen 
Trennung vorgeschrieben, in denen verschiedene Konfessionen 
ihren Kultus öffentlich üben; das bloße Wohnen von Anhängern 
verschiedener Konfessionen in einer Gemeinde genügt nicht, um 
die Anwendung des Art. 15 obligatorisch zu machen. Damit 
adoptierte der Minister gerade jene Auffassung, welche in der 
Praxis zu den erbitterndsten und verletzendsten »Kirchhofsfällen« 
führen mußte, wie oben bereits zur Genüge dargelegt wurde. 

Bei der hohen Achtung, deren in Frankreich die Entschei- 
dungen der Verwaltung sich erfreuten, schlossen sich natürlich 
alsbald eine Reihe von Schriftstellern der Interpretation des Mi- 
nisters in ihren Werken an !). 

Die franzósische Verwaltung erkannte offenbar bald, zu 
welchen bedenklichen Konsequenzen die in dem erwähnten Briefe 


er war begraben worden »dans la partie du cimetiére réservée aux catholiques.« 
Offenbar gabs noch einen anderen Teil, der eben nicht den Katholiken 
reserviert war, auf den Poupardin auf Betreiben des Piarrers umgebettet wurde. 
— Auch aus der Min. Entsch. vom 8. März 1838 (Journal officiell Sénat. 1881 
Annexes. S. 52:) betref. die Ausgrabung einer Frau in St. Claude läßt sich 
nichts sicheres folgern. Als Grund, weshalb der Bischof sie auf dem kathol. 
Kirchhof nicht zulassen wollte, ist angegeben, daß sie ihre civiliter eingegangene 
Ehe nicht hatte kirchlich einsegnen lassen — die Frau war also Sedenjalls 
katholisch. 

1) J. F. 1837/8 IV S. 57 f. 232e cons. beantwortet noch die Frage: »Un 
maire peut-il se fonder sur ce qu'il n'y a dans sa commune qu'un trés petit nombre 
de protestants, pour se refuser à affecter à leur sépulture une partie du cime- 
tiére, séparée du surplus par un mur, une haie ou un fossé et munie d'une 
entrée particuliére?« im verneinenden Sinne. Wenige Jahre später vertrat 
dieselbe Zeitschrift (J. F. 1843/4 X. S. 200 Anmerkung) die Auffassung der 
Min. Ent. vom Jahre 1838; ebenso Nigon de Berty, Des lieux de sépultures 
et des inhumations (J. F. 1861/2 S. 295). Vgl. auch Vuillefroy S. 500; Dieulin 
3. Aufl. S. 336 f. u. a. 
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vom 20. August 1838 vertretene Auffassung in der Praxis führen 
müsse. Deshalb suchte man bald nach einer befriedigenderen 
Regelung dieser Kirchhofsfrage. Zu diesem Zwecke erließ der 
Kultusminister zwei Zirkulare, eines am 30. August 1845 an die 
protestantischen Konsistorien und eines am folgenden 1. Sep- 
tember an die Bischófe; darin legte er ihnen die Schwierigkeiten, 
die sich bei der Beerdigung von Protestanten, die mitten unter 
ganz katholischer Bevólkerung verstorben waren, ergeben hatten, 
dar und bat, sie móchten ihm ihre Ansicht mitteilen und Vor- 
schläge machen, wie diese Angelegenbeit am besten zu regeln 
wäre. Uns interessiert hier ganz besonders folgende Stelle im 
Zirkular vom 30. August: »Mais cet article (Art. 15) n’a pas 
toujours été appliqué dans les lieux où des habitants protestants 
bien que domiciliés se trouvent isolés au milieu d'une population 
toute catholique et le décret n'a rien prescrit pour les cas oü 
des individus non catholiques et non domiciliés sont décédés 
pendant leur résidence accidentelle dans des communes habitées 
exclusivement par des catholiques.« Eine ganz analoge Stelle 
lindet sich im Briefe vom 1. September. | 

Der Minister unterscheidet also zwei Fälle: einmal den Fall, 
daß vereinzelte Protestanten in ganz katholischen Gemeinden 
sich niederlassen und dort sterben; dann den Fall, daß Prote- 
stanten während eines zufälligen Aufenthaltes in ganz katho- 
lischen Gemeinden sterben und begraben werden. Für den 
letzteren Fall, sagt der Minister, habe das Prärialdekret nichts 
vorgesehen. Bezüglich des ersteren sagt der Minister sehr vor- 
sichtig: der Art. 15 sei nicht immer angewendet worden; an- 
scheinend wählt der Minister seine Ausdrücke so, damit weder 
eine Billigung noch eine Mißbilligung des im oben besprochenen 
Briefe vom 20. August vertretenen Standpunktes in seinen Worten 
gefunden werden kónne!) Jedenfalls zwei im Prärialdekret vor- 
handene Mängel hatte der Minister erkannt und suchte nach 
Mitteln und Wegen, um sie zu beseitigen. 

Welches die Antworten der Bischöfe und der Konsistorien 
waren, wissen wir nicht. Jedenfalls eine Regelung der mißlichen 
Kirchhofsverhältnisse erfolgte damals nicht. 

Die französischen Minister haben es auch später nicht an 
Bestrebungen fehlen lassen, die aus den ungenügenden Bestim- 
mungen des Art. 15 des Prärialdekrets sich ergebenden Mängel 


1) Schon Joder a. a. O. 261 hat darauf hingewiesen, wie irreführend die 
Wiedergabe des Zirkulars vom 1. September 1845 durch Dursy I. 367 ist. 
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zu beseitigen. So heißt es in einer Min.-Entscheidung vom Jahre 
1857 ?): »Les administrations locales peuvent . .. entenant compte 
des habitudes du pays et de la disposition des esprits consacrer 
un endroit spécial du cimetière commun à l'enterrement des 
personnes étrangères au culte catholique et des enfants morts 
sans baptéme, attendu que cette séparation n'a au fond rien 
d’injurieux et de blessant pour ceux auxquels elle s'applique.« 
. Abgesehen davon, daß der Minister die in dieser Entscheidung 
vorgesehene Regelung nur mit gewissen Beschränkungen zulassen 
wollte, konnte doch in dieser Richtung eine Lósung der vor- 
handenen Schwierigkeiten kaum liegen, weil gar zu leicht die 
Verweisung auf den für die ungetauften Kinder vorbehaltenen 
Beerdigungsort eben doch als eine Imparität, als eine unwürdige 
Zutücksetzung empfunden werden konnte — mag gleich der 
Minister sich dagegen wehren. 

Größere Beachtung verdienen zwei andere Min.-Entschei- 
dungen, — eine ist vom Jahre 1857, die andere vom Jahre 
1861?) — nach denen die Lokalbehórden einen besonderen 
Kirchhof oder Kirchhofsteil bereitstellen sollten für alle jene, die 
einer nicht anerkannten Religionsgemeinschaft angehórten. Eine 
Verbesserung des bestehenden Zustandes wäre durch die hier 
gestellte Forderung ohne Zweifel erzielt worden. Allen Miß- 
stánden wáre durch sie aber auch nicht begegnet worden; denn 
es wurde dadurch immer noch nicht in befriedigender Weise ge- 
sorgt für die Beerdigung der Konfessionslosen und der in einem 
sonst ganz katholischen Orte verstorbenen Protestanten, sowohl 
jener, die in dem Orte dauernden Wohnsitz hatten, als auch 
. jener, die nur vorübergehend anwesend waren. 

Ein ungenannter Präfekt sah denn auch i. J. 1862 das Un- 
zulängliche der Maßnahme ein, und auf dem vom Minister ein- 
geschlagenen Wege weiter gehend, schlug er vor’): »L'émission 
. d'un décret disposant, qu'il y aura dans chaque cimetiere, indé- 
pendemment des parties réseroées atix cultes reconnus, un em- 
placement destiné aux personnes qui ne voudraient ou qui ne 
pourraient pas étre inhumées dans une terre consacrée par la 
religion.« Also der Práfekt dachte offenbar an die Bereitstellung 
einer neutralen Abteilung aui jedem Friedhofe, auf dem einmal 
alle jene beerdigt werden sollten, die sich nicht zu den Mitglie- 


——— 


J. F. 1857/8 S. 132 ne 68; 1861/2 S. 81 no 15. 


2 J. F. 1857/8 S. 132 no 67. 
3) J. F. 1862/3 S. 52 no 44. 
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dem jener anerkannten Religionsgesellschaft oder Religionsgesell- 
schaften zählten, deren Kultus in der Gemeinde öffentlich geübt 
wurde, sei es daß sie einer anderen Religionsgesellschaft ange- 
hörten, sei es daß sie überhaupt keiner zugehóren wollten; ferner 
sodann dachte er wohl an alle jene, denen das kirchliche Be- 
gräbnis verweigert wurde, wie z. B. die Selbstmörder. Wäre da- 
mals jener Präfekt mit seinem Vorschlage durchgedrungen, so 
wären allerdings alle jene Mängel, auf die wir oben hingewiesen 
haben, beseitigt gewesen. Der Vorschlag wäre auch praktisch 
ohne allzugroße Schwierigkeit durchführbar und die entstehenden 
Kosten nicht allzu hoch gewesen. Aber ein großer Mangel 
haftete dem Vorschlage doch an: jene auf allen Friedhöfen be- 
reitzustellende Abteilung wäre, wenigstens auf dem Lande, in der 
Praxis doch hauptsächlich für das Begräbnis der Selbstmörder 
benützt worden, weil eben die Zahl der Verstorbenen der anderen 
Kategorien, für die die Abteilung noch bestimmt war, geringer 
gewesen wäre als die Zahl der Selbstmörder. So wäre jene Ab- 
teilung, besonders bei dem katholischen Landvolk, wohl sicher 
gar bald in Verruf gekommen. Immerhin ist der Vorschlag jenes 
ungenannten Präfekten recht bemerkenswert. Um es hier gleich 
zu sagen, wir werden für Elsaß-Lothringen, um die bestehenden 
Mißstände zu beseitigen, einen ähnlichen Vorschlag machen, 
allerdings in verbesserter Form, damit man jenen Vorwurf, den 
wir dem Vorschlage des ungenannten Präfekten gemacht haben, 
nicht auch gegen ihn erheben könne. 

Auf den besprochenen Vorschlag jenes Präfekten ging man 
aber leider damals nicht ein; der Präfekt erhielt vielmehr von 
seiner Oberbehörde einen Bescheid, der zeigt, daß letztere die 
verschiedenen Mängel, die dem Art. 15 anhafteten, gar nicht in 
ihrem ganzen Umfange erkannt hatte. Bald hatte sich dann der 
Staatsrat mit der Auslegung des Art. 15 zu befassen, und er gab 
zunächst der weiteren Entwicklung eine neue Richtung. 

Die in Frage kommenden Entscheidungen des Staatsrats 
sind in der Diskussion über die Kirchhofsgesetzgebung schon 
häufig erwähnt und besprochen worden. Wir können es nicht 
umgehen, auch einiges darüber zu sagen; jedoch werden wir 
uns auf die notwendigsten Angaben beschränken. 

Der Staatsrat übte nun zunächst insofern einen bedeutungs- 
vollen Einfluß, als er die Auffassung zur Herrschaft brachte, daß 
der Art. 15 nicht nur in jenen Gemeinden, in denen mehrere 
Kulte öffentlich geübt werden, sondern in allen Gemeinden, in 
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denen Mitglieder verschiedener anerkannter Religionsgesell- 
schaften wohnten, zur Anwendung kommen müsse, daß also 
auch in letzteren Gemeinden die konfessionelle Trennung nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Art. 15 vorzunehmen sei; mit 
anderen Worten, daß der Ausdruck »professer un culte« im Sinne 
des Art. 15 nicht die Bedeutung habe, einen Kultus öffentlich 
bekennen. 

In diesem Sinne wirkte zunächst eine Entscheidung in der 
Sache eines gewissen Karatsch, die am 17. Juli 1867 erfolgte 1). 
Dieser, ein Protestant, hatte in dem ganz katholischen Dorfe 
Kerleunteun mit rein katholischem Kirchhofe eine Grabkonzes- 
sion erworben. Als er später in Quimper, wohin er übergesiedelt 
war, starb, wollten ihn die Verwandten doch in jenem Dorfe be- 
graben lassen. Aber der Bürgermeister verweigerte die Ermäch- 
tigung. Die Sache kam vor den Staatsrat, und dieser wies die 
Klage ab unter der Erwägung »que la concession de terrain, qui 
lui (dem Karatsch) avait été faite .... ne pouvait faire obstacle 
à l'application des régles établies par l'article 15 du décret du 
28 Prairial dans lintérét de l'ordre public; et que, en refusant 
d'autoriser l'inhumation du sieur Karatsch, qui professait le 
culte réformé dans une sépulture catholique, le maire . . . n'a 
pas commis un excés de pouvoir«. Also, auch in Kerfeunteun, 
wo doch nur der katholische Kultus öffentlich geübt wurde, ist 
der Art. 15 zur Anwendung zu bringen. 

Noch klarer kam die gleiche Auffassung bei den Verhand- 
lungen über den vielbesprochenen Fall Jousseaume zum Aus- 
druck. In Maillezais, wo nur der katholische Kultus öffentlich 
geübt wurde, war ein zweijähriges evangelisches Kind verstorben ; 
der Bürgermeister ließ es auf Drängen des Großvaters des Kindes, 
in der Reihe auf dem konlessionell nicht getrennten Friedhofe 
begraben. Da griff der Präfekt ein und ordnete an, daß ein Teil 
des Friedhofs abgetrennt und als evangelischer Friedhof benutzt 
werden solle, daß auch das verstorbene zweijährige Kind aus- 
zugraben und auf jenem Teile beizusetzen sei. Diese Ent- 
scheidung des Präfekten wurde wegen Machtüberschreitung vor 
dem Staatsrat angegriffen. Bei der Verhandlung am 8. Februar 
1868?) war nun der berühmte Rechtsgelehrte Aucoe als Regierungs- 
kommissar bestellt und er ging mit Gründlichkeit auf die Ent- 
stehungsgeschichte und die ganze Tragweite des Artikels 15 ein. 


1) J. F. 1878. S. 103. 
2) J. F. 1867/8 S. 181; Recueil des arréts du Conseil d'état S. 137. 
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Er kam zu der Auffassung, daß nach Art. 15 schon dort die 
konfessionelle Trennung auf dem Kirchhofe durchzuführen sei, 
wo überhaupt Anhänger verschiedener anerkannter Konfessionen 
wohnen, ganz gleichgültig, ob ihr Kultus in der Gemeinde auch 
öffentlich geübt werde oder nicht. Auf denselben Standpunkt 
stellte sich dann auch der Staatsrat; in seiner Entscheidung vom 
8. Februar 1868 heist es: »Considerant que, aux termes de 
l'art. 15 du décret du 23 prairial an XII, dans les communes ou 
l'on professe plusieurs cultes, chaque culte doit avoir un lieu 
d'inhumation particulier; que par application de cet article et 
d'aprés l'article 16 du méme décret, qui soumet les lieux de 
sépulture à l'autorité, police et surveillance des administrations 
municipales, il appartenail au maire de la commune de Maillezais 
de prendre un arrété pour affecter aux sépultures du culte 
protestant une portion du cimetiére de cette commune; que en 
vertu de l'article 15 de la loi du 18 juillet 1837, dans le cas ou 
le maire aurait refusé ou négligé de faire le réglement, le Préfet 
de la Vendée était en droit d'y procéder par lui méme ou par 
un délégué spécial.« 

Also auch in Maillezais, wo doch nur der katholische 
Kultus öffentlich geübt wurde, wollte der Staatsrat in Ausführung 
des Art. 15 die konfessionelle Trennung durchgeführt wissen. 

Mit einem ganz ähnlichen Kirchhofsíalle hatte sich der 
Staatsrat i. J. 1872 zu befassen; es handelte sich damals um den 
bekannten Fall Tamelier, der deshalb so großes Aufsehen in ganz 
Frankreich erregte, weil die Leiche eines am 24. Dezember 1869 
verstorbenen Fräuleins 18 Tage lang unbeerdigt in einem Schuppen 
stehen blieb, während man sich über ihren Beerdigungsort hin 
und her stritt. Auch in diesem Falle stellte sich der Regierungs- 
kommissar David in seinen Ausführungen vor dem Staatsrat und 
letzterer selber in seiner Entscheidung — die durch den deutsch- 
französischen Krieg verzögert wurde und erst am 13. März 1872!) 
erfolgte — wiederum auf denselben Standpunkt den Aucoe und 
der Staatsrat im Jahre 1868 im Falle Jousseaume eingenommen 
hatte. Der gleiche Standpunkt wurde auch bei den Verhandlungen 
über den Fall Hallé (11. Juni 1875)?) und über den Fall Dehargues 
(16. April 1880)°) weder von den Regierungskommissaren (David 
und Chante-Grellet) noch vom Staatsrate verlassen. 


1) J. F. 1872. S. 241; Recueil des arréts du conseil d'état S. 153 ff. 
2) Rec. des arréts rin Conseil d'état S. 559 ff. 
3) A. a. O. S. 361 f. 
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Durch diese wiederholten Entscheidungen des Staatsrats 
wurde eine Rechtslage geschaffen, der man nur auch in der 
Praxis Geltung zu verschaffen brauchte, um den wichtigsten 
Mangel in der Regelung der Kirchhofsverhältnisse zu beseitigen: 
hätte man erst einmal in allen katholischen Gemeinden, in denen 
vereinzelte Protestanten ansássig waren und auch in allen evan- 
gelischen Gemeinden mit vereinzelten katholischen Einwohnern 
die konfessionelle Trennung durchgeführt, so mußten Vorkomm- 
nisse, wie der Fall Jousseaume und der Fall Tamelier, in Zu- 
kunft unmóglich werden. | 

Aber!) gerade der letztere Fall hatte in Frankreich so pein- 
liches Aufsehen erregt, daß alsbald eine heftige Agitation ein- 
setzte, die auf nichts anderes hinzielte, als auf die Außerkraft- 
setzung des Art. 15, also auf die Beseitigung jeder konfessio- 
nellen Trennung. Die zahlreichen religionsfeindlichen Elemente 
unterstützten diese Bestrebungen natürlich. Bereits am 29. April 
1871 wurde der damaligen Nationalversammlung ein Antrag auf 
Außerkraftsetzung des Art. 15 unterbreitet. Es dauerte dann 
allerdings noch 10 Jahre, bis diese Bestrebungen von Erfolg ge- 
krónt wurden, — zum großen Teil waren es die Folgen des 
deutsch-französischen Krieges, die diese Verzögerung verschul- 
deten. Aber am 14. November 188] kam dann bekanntlich der 
»Article unique« zustande: »L'article 15 du décret du 23. prairial 
an XII est expressément abrogé.« Damit war in Frankreich die 
konfessionelle Trennung auf den Kirchhófen beseitigt. 

Uns interessieren hier besonders die Versuche, welche von 
den Freunden der konfessionellen Trennung in diesem Jahrzehnt 
des Kampfes um den Art. 15 gemacht wurden, um die augen- 
scheinlich vorhandenen Lücken und Mängel zu beseitigen, und 
so den Gegnern die Waffen aus der Hand zu winden. Der erste 
bemerkenswerte Versuch ging von Ferdinand Boyer aus, der 
bereits am 13. November 1872?) der Nationalversammlung einen 
Gesetzentwurf unterbreitete, durch den die Bestimmungen des 
Art. 15 ergänzt und die bestehenden Mängel beseitigt werden 
sollten. Inhaltlich deckt sich mit ihm durchaus ein anderer Ge- 
setzentwurf, welcher im Jahre 1881 in der Sitzung vom 28. Juli 


1) Zum folgenden vgl. Léon Baratte, Rapports de l'autorité civile et de 
l'autorité religieuse en matiére de sépulture, hése. Le Mans. 1904 S. 118 ff., 
auch den Bericht von Xavier Blanc im Journal officiel. Documents parlemen- 
taires Sénat 1881 no 374 S. 520 ff. 

" A Vgl. Journal officiel du 18 Novembre 1872. Annexe no 1416. 
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von Chesnelong und Genossen dem Senate unterbreitet wurde !); 
dieser lautet: »L'article 15 du décret du 23 prairial XII est 
maintenu et complété comme suit: Il sera laissé en outre dans 
le cimetière de toutes les communes deux parties de terrain 
destinées l'une à l’inhumation des personnes qui auraient pro- 
fessé un culte différent de celui ou de ceux généralement suivis 
dans la commune; l'autre à l'inhumation de celles qui auraient 
fait profession de n'appartenir a aucun culte; les dits terrains 
ayant accès sur la voie publique par une entrée particuliere.« 

Wäre dieser Entwurf durcbgegangen, so wären gewiß alle 
bestehenden Mißstände beseitigt gewesen. Für jedermann, wel- 
ches auch immer seine religiöse Überzeugung sein mochte, wäre 
ein Begräbnisort bereit gewesen, “und niemand hätte mehr über 
Verletzung der Gewissensfreiheit Klagen können — vorausgesetzt, 
daß die Bestimmungen des zum Gesetze erhobenen Entwurfs 
auch in der Praxis durchgeführt worden wären. Aber hier liegt 
gerade der wunde Punkt des Entwurfes. Er verlangt zuviel; in 
sehr vielen Gemeinden hätten nicht weniger als vier, in allen 
aber wenigstens drei getrennte Friedhofsabteilungen, jede mit 
besonderem Eingang, hergestellt werden müssen. Das wäre ohne 
Zweifel vielfach eine sehr umständliche und auch kostspielige 
Sache geworden. Bedenkt man ferner, daß die sogen. Konfes- 
sionslosen stets, die einer nicht anerkannten Religionsgesellschaft 
Zugehörenden meistens wenigstens nur vereinzelt in den Ge- 
meinden ansässig sind, daß man also sehr häufig für einzelne 
Individuen eine besondere Abteilung auf dem Kirchhof herstellen 
mußte, so wird man zugeben müssen, daß die in dem Entwurf 
vorgeschlagene Lösung als eine glückliche nicht bezeichnet 
werden kann. Bei der Diskussion machten denn auch die Gegner 
des Entwurfs offenbar großen Eindruck, als sie vorrechneten, 
wie viele Millionen die Durchführung des Vorschlags kosten 
würde. Der Entwurf wurde denn auch abgelehnt und, wie be- 
reits oben erwähnt, der Art. 15 des Prärialdekrets außer Kraft 
gesetzt. | 

Wenden wir uns nun den Verhältnissen in Elsaß-Lothringen 
zu und sehen wir zunáchst zu, wie unter deutscher Herrschaft 
die Rechtslage und die Praxis der Verwaltung sich gestaltete. 

Nach der Abtretung Elsaß-Lothringens an Deutschland hätte 
man wohl erwarten sollen, daß die deutsche Verwaltung bei der 


1) Journal officiel 1881. Senat 29 Juli. S. 1348. 
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Auslegung der Worte »professer un culte« im Art. 15 sich jener 
Anschauung anschließen würde, welche der französische Staats- 
rat damals bereits wiederholt seinen Entscheidungen zugrunde 
gelegt hatte, wonach in allen Gemeinden die konfessionelle 
Trennung auf dem Friedhofe durchzuführen war, in denen über- 
haupt Anhänger verschiedener Religionsgesellschaften wohnten. 
Das geschah aber nicht. Es erging nämlich am 19. Januar . 
1877!) ein Oberpräsidialerlaß, welcher der eingebürgerten Praxis 
der Munizipalbehörden, ihren Friedhof koniessionell abzuteilen, 
auch wenn nur einzelne Bekenner einer anerkannten Religions- 
gesellschaft okne Öffentliche Kultusübung in der Gemeinde wohn- 
ten, entgegentrat. Diese Praxis wurde als nicht in Übereinstim- 
mung mit der Absicht des Art. 15 des Prärialdekrets stehend 
verworfen. Nach der Absicht des Gesetzgebers sei der Fall des 
Art. 15 nur dann als vorliegend zu erachten, wenn das Bekennen 
des Minderheitskultus ein óffentliches in die Wirklichkeit (réelle- 
ment) hervortretendes sei. Aus »verschiedenen«?) ministeriellen 
Erlassen erhelle »ganz unzweideutig, daß die kompetenten Auto- 
ritäten der fraglichen Vorschrift des Art. 15 nicht diejenige enge 
Auslegung gegeben haben, welche sich in die hiesige Praxis 
eingebürgert zu haben scheint, wonach zur Ausscheidung ge- 
trennter Begräbnisstätten schon dann geschritten wird, wenn sich 
in einer bloß katholischen Gemeinde eine einzige oder wenige 
protestantische Familien befinden.« Als Kriterium, nach welchem 
es im gegebenen Falle zu beurteilen ist, ob innerhalb einer Ge- 
meinde Veranlassung zur Anwendung des mehrerwähnten Ar- 
tikels (15) vorliege, wird der Satz aufgestellt: »Hierzu gehórt 
aufer einer nicht ganz verschwindenden Minoritát der Anders- 
gláubigen vor Allem das Erfordernis einer háufigeren Vollziehung 
von religiósen Akten nach der Lehre des bezüglichen Kultus und 
dasjenige der Abhaltung von öffentlichen Gottesdiensten an 
regelmäßig wiederkehrenden Tagen.« Auf das Vorhandensein 
eines wirklichen Gotteshauses oder Tempels für den in Frage 
kommenden Kultus komme es nicht an. 

Von diesen Vorschriften will aber der Erla eine Ausnahme 
zulassen: »Von dieser Bestimmung,« heißt es in dem Eirlaß, 
»wáre nur dort abzugehen, wo die Andersgläubigen und der Ge- 


1) Dursy II 602. 

2) Was von dieser Behauptung zu halten ist, brauchen wir nicht mehr 
näher zu erörtern: nur ein einziger Brief eines Ministers kann in Frage 
kommen, jener vom 20. August 1838. 
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meinderat bezw. Bürgermeister tiber die Anlage besonderer Kirch- 
höfe bezw. die Errichtung von Absonderungen auf dem Ge- 
meindegottesacker sich im Einverständnis befinden.« 

Das sind die Grundsätze, welche der deutschen Verwaltung 
von nun an in der Praxis als Richtschnur dienten. 

Am 15. April 1905!) hatte sich dann der Kaiserliche Rat 
anläßlich des bekannten Famecker Kirchhofsstreits mit der Aus- 
legung des Art. 15 zu befassen, und er tat es in ganz ähnlichem 
Sinne wie der Oberprásident i. J. 1877. Danach ist »anzu- 
erkennen, daf der Art. 15 die Trennung der Kirchhófe nach Be- 
kenntnissen nur für solche Gemeinden vorschreibt, in denen eine 
öffentliche Ausübung verschiedener Religionsbekenntnisse statt- 
findet .... Erforderlich zur Anwendung des Art. 15 ist, daß 
ein größerer Kreis von Angehörigen einer anderen Konfession 
mit bleibendem Wohnsitz in der Gemeinde vorhanden ist und 
gottesdienstliche Handlungen in einer gewissen Regelmäßigkeit 
nicht bloß vorübergehend öffentlich vorgenommen werden.« Und 
wiederum in einer Entscheidung vom 20. April 1907?) hat sich 
der Kaiserliche Rat auf den gleichen Standpunkt gestellt, Wichtig 
für uns ist folgende Stelle in der Entscheidung: »... es besteht 
auch keine sonstige Einrichtung, welche die wenigen dort (in 
der Gemeinde D.) wohnenden Protestanten als eine örtlich orga- 
nisierte Religionsgemeinschaft erkennen ließe. Die Gemeinde 
gehört daher zu denjenigen, auf die die Vorschrift des Art. 15... 
nicht zutrifft« Endlich erfolgte am 26. Juni 1909°) eine Ent- 
scheidung des Kaiserlichen Rats anläßlich eines Kirchhofsstreits 
in der Gemeinde Arsweiler; »erforderlich für die Anwendung des 
Art. 15 ist,« nach dieser Entscheidung, »daß ein größerer Kreis 
von Angehörigen einer anderen Konfession mit bleibendem Wohn- 
sitz in der Gemeinde vorhanden ist und daß gottesdienstliche 
Handlungen nicht vereinzelt, sondern mit einer gewissen Regel- 
mäßigkeit wiederkehren, so daß sie die dort wohnenden Ange- 
hörigen dieser Konfession als eine örtlich organisierte Religions- 
gemeinschaft erkennen lassen.« 

In der oben erwähnten in Sachen der Gemeinde Fameck 
am 15. April 1905 gefällten Entscheidung des Kaiserlichen Rats 
wird ferner eine Auffassung des Artikels 15 vertreten, von der 


1) Beilage zum Zentral- und Bezirksamtsbl. Entsch. des Kaiserlichen 
Rats no 406. 


2) A. a. O. Entscheidung n? 471. 
3) A. a. O. Entscheidung no 531. 
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wir bisher nichts gehórt haben. Wohl wurde sie auch vor dem 
Jahre 1904 ausgesprochen !) ; aber Bedeutung erlangte sie besonders 
dadurch, daß der Kaiserliche Rat sie zur Seinigen machte. Es 
heißt in jener Entscheidung: »Auch scheint die im Interesse der 
Ordnung gegebene Vorschrift des Art. 15 von Anfang an nur in 
dem Sinne gedacht gewesen zu sein, daß sie in der Regel an- 
gewendet werden sollte, dort wo ein Bedürfnis tatsächlich bestand, 
als eine sogen. » Sollvorschrift« im Sinne der jetzigen feineren 
Gesetzessprache. Denn nur dadurch erklärt es sich, daß sie in 
zahlreichen Gemeinden, die Hauptstadt Paris und einige ihrer 
Vororte an der Spitze (auch in vielen Ortschaften des heutigen 
ElsaB-Lothringens, darunter nicht wenige mit Kultusgemeinden 
verschiedenen Bekenntnisses) von Anfang an niemals zur Aus- 
führung kam.« 

Der Oberpräsidialerlaß vom Jahre 1877 und die erwähnten 
Entscheidungen des Kaiserlichen Rats sind es also, die nun für 
die Verwaltung, maBgebend sind; an die in jenen Kundgebungen 
ausgesprochenen Grundsätze muß sie sich in der Praxis halten. 
Es kann als sicher bezeichnet werden, daß jene Grundsätze 
sobald nicht wieder von ihr verlassen werden — wenn nicht 
etwa die gesetzgebenden Faktoren eingreifen. 

Suchen wir uns nun klar zu werden über das Verhältnis 
dieser für die deutschen Behörden maßgebenden Grundsätze 
zu jenen, welche man in Frankreich befolgte, so ist zunächst 
bezüglich der wichtigsten Streitfrage, nämlich bezüglich der 
Auslegung der Worte »professer un culte«, zu sagen, daß sie im 
wesentlichen übereinstimmt mit jener, die der französische Justiz- 
und Kultusminister in dem oben besprochenen Briefe vom 20. Aug. 
1838 jenen Worten gegeben hat: jener Ausdruck hat danach den 
Sinn von »Öffentlich einen Kultus ausüben.« Die Befolgung dieser 
deutschen Grundsätze muß deshalb auch alle jene Mißstände im 
Gefolge haben, die wir oben zur Genüge dargelegt haben; und 
in der Tat hat es denn auch an »Kirchhofsfällen« in den letzten 
Jahren nicht gefehlt. Insofern ist allerdings ein Fortschritt zu 
verzeichnen, als insbesondere der Kaiserliche Rat sich bemühte 
ein klares Kriterium zu finden, nach welchem es zu beurteilen 
ist, ob der Kultus als ein »óffentlicher« anzusehen ist: im wesent- 

l) Diese Auffassung spielte eine Rolle anläßlich des sogen. Neudorfer 
Kirchhofsstreits i. J. 1897 (vgl. Joder a. a. O. S. 15f); auch wurde sie im 
Landesausschuß in der XXXI. Session 15. Sitzung am 16. März 1904 von dem 


Herrn Unterstaatssekretär Dr. Petri ausgeprochen. Vgl. auch F. Geigel, 
Kirchensteuern, Friedhöfe, reform. Synode. Straßbg. 1906 S. 96 108d, 
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lichen ist erfordert, daB die gottesdienstlichen Handlungen in 
einer Weise geübt werden, daß sie die betreffenden Angehörigen 
einer Konfession als eine örtlich organisierte Religionsgemeinschaft 
erkennen lassen. 


Als eine neue Quelle von Schwierigkeiten muß dagegen 
die Auffassung bezeichnet werden, wonach die Vorschrift des 
Art. 15 von Anfang an »als eine sogen. »Sollvorschrift« im Sinne 
der jetzigen feineren Gesetzessprache« gedacht gewesen zu sein 
scheine. Wäre eine solche Auffassung berechtigt, oder wollten 
die Verwaltungsbehörden sich eine solche Auffassung aneignen, 
dann wäre es in deren freies Ermessen gestellt, ob irgendwo 
die konfessionelle Trennung auf dem Kirchhofe durchgeführt 
werden solle oder nicht; dann könnten sie sogar in Gemeinden, 
in denen sowohl evangelischer als auch katholischer Gottesdienst 
ganz regelmäßig und Öffentlich abgehalten wird, die konfessionelle 
Trennung verhindern; ein »Recht« auf konfessionelle Trennung 
könnte niemand geltend machen. 


Jene Auffassung ist aber entschieden irrig. Wir wollen sie 


. im folgenden nicht in eingehender Weise widerlegen; der Kaiserl. 


Rat bezeichnet sie ja nicht als unbedingt richtig: er bedient 
sich ja des Ausdruckes: »erscheint.« Aber wir weisen doch 
darauf hin, daß bereits Joder!) sich dagegen ausgesprochen hat, 
daß. in Frankreich, soweit ich überhaupt sehen kann, diese Ansicht 
niemals einen Vertreter gefunden hat, daß Art. 15 im Gegenteil 
stets und allgemein — wenn ich mich auch so ausdrücken darf 
— als eine Mußvorschrift angesehen wurde?). Wenn sodann der 
Staatsrat zum Beweise der erwähnten Auffassung meint, nur so 
könne die Tatsache ihre Erklärung finden, daß der Art. 15 in 
Paris und ElsaB-Lothringen niemals allgemein zur Ausführung 
gelangt sei, so ist darauf zu erwidern, daß andere Erklärungen 
jener Tatsache sehr wohl möglich sind. Sehr häufig wurde in 
Frankreich auf jene Tatsache hingewiesen, aber auf die Erklärung, 
die der Kaiserl. Rat als die einzig mögliche bezeichnet, ist niemand 
verfallen. Als Erklärung weshalb speziell in Paris die Trennung 


1) A. a. O. S. 15 f. 


2) Schon in dem oben im Text besprochenen Briefe vom 20. Aug. 1838 
heißt es: »Il a toujours été reconnu que la disposition précitée (art. 15) ne 
s applique rigoureusement qu'aux communes où ..« Wir weisen hier noch 
hin auf die scharfsinnigen Ausführungen der Regierungskommissare David (in 
Sachen Tamelier 13. März 1872 a. a. O u. Hallé 11. Juni 1875 a. a. O.) und. 
Chante-Grellet (in Sachen Dehargues 16. April 1880 a. a. O.) über das Subjekt 
und den Inhalt des »Rechts« auf konfessionelle Trennung des Kirchhofs. 
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nicht durchgeführt wurde, wird z.B schon vom Bischof Parisis 
von Langres in einer im Januar 1845 erfolgten Kundgebung 
angegeben, daß die Katholiken von Paris die Trennung zu gegebener 
Zeit nicht verlangt hätten’); und zwar deshalb nicht, weil sich 
der Durchführung der Trennung zu große tatsächliche Schwierig- 
keiten entgegenstellten. 

Es ist demnach leicht einzusehen, daß diese heute anerkannte 
Rechtslage den Katholiken viel weniger befriedigend erscheinen 
muß, als jene, die kurz vor der Annexion Elsaß-Lothringens durch 
Deutschland anerkannt war. Hieran kann auch jenes Zugeständnis, 
welches sich in dem Oberpräsidialerlaß vom J. 1877 findet, nicht 
viel ändern, wonach in jenen Gemeinden die Errichtung von 
konfessionellen Absonderungen zulässig ist, in denen Einverständnis 
zwischen den Lokalbehörden und den beteiligten Mitgliedern der 
verschiedenen Religionsgemeinschaften besteht, selbst wenn der 
Kultus der einen Konfession nicht öffentlich geübt wird. Nach 
der früheren vor 1870 anerkannten Rechtslage hätte es eines 
solchen Einverständnisses gar nicht bedurfit: in allen jenen 
Gemeinden hätten die konfessionellen Absonderungen eingerichtet 
werden müssen. Jenem Zugeständnis kann umsoweniger Bedeutung 
beigelegt werden, als gar nicht einzusehen ist, wie es, von dem 
durch den Oberpräsidialerlaß einmal eingenommenen Standpunkte 
aus, angesichts der Bestimmungen der Prärialdekrets gerecht- 
fertigt werden kann. Einmal ist in jenem Dekret von einem 
solchen Einverständnis nirgends die Rede. Der Bürgermeister 
übt die Kirchhoispolizei aus; ihm steht das Recht zu, einem 
jeden Verstorbenen nach freiem Ermessen den letzten Ruheplatz 
anzuweisen. In diesem Rechte kann er aber auch durch das 
tatsächliche Vorhandensein von konfessionellen Absonderungen 
nicht beschränkt werden, falls jene Absonderungen nicht auf 
Grund der Vorschrift des Art. 15 eingerichtet sind. Ja, es er- 
scheint (immer vom Standpunkte des Oberpräsidialerlasses aus) 


1) Vgl. Memoire sur les droits du culte dans l'usage des cimetiéres 
Janvier 1845 (J. F. 1844/5 XI. S. 152 f.) Er schreibt: ». . . cest un tort; car 
si on leut voulu, léglise catholique méme à Paris serait rentrée dans ses 
"droits.« Dazu als Anmerkung: »a Paris, les juifs seuls ont un cimetière parti- 
culler, parceque seuls ils l'ont demandé.« Der Bischof scheint also der 
Ansicht zu sein, daf die Pariser Katholiken einen Fehler begingen, als sie die 
konfessionelle Trennung der Kirchhófe zu Beginn des 19. Jahrhts. nicht ver- 
langten; hätten sie darauf bestanden, so hätte man sie ihnen staatlicherseits 
als ihr Recht auch zugestanden. — Der Regierungskommissar David bemerkte 
am 13. März 1873 (Recueil des arréts du cons. d'état S. 155): »Une sorte d’entente 
tacite s'est établie [in Paris) entre les divers cultes chrétiens pour ne pas 
réclamer des lieux d'inhumation distincts.« 
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sehr fraglich, ob eine konfessionelle Einteilung in jenen Ge- 
meinden, in denen nur eine Konfession öffentlichen Kultus aus- 
übt, überhaupt zulässig ist; denn es hat doch dort ein jeder Ein- 
wohner ohne Rücksicht auf dessen religiöses Bekenntnis ein Recht 
auf Benützung des ganzen, allen gemeinsamen, folglich unge- 
teilten Friedhofs. Aber wir wollen uns bei diesen Fragen nicht 
länger aufhalten: das Gesagte genügt, um darzutun, daß jenes 
Zugeständnis von sehr fraglichem Werte ist. 

Alles in allem muß somit vom katholischen Standpunkt aus 
gesagt werden, daß die anerkannte Rechtslage keineswegs als 
eine befriedigende bezeichnet werden kann. 

Nachdem wir nun die geltende Rechtslage und die Praxis 
der Verwaltung kennen, nachdem wir auch die mancherlei Miß- 
stände, die sich im Laufe der Zeit herausgestellt haben, und end- 
lich auch die Vorschläge kennen, die in Frankreich zur Verbesse- 
sung der Bestimmungen des Art. 15 des Prärialdekreis gemacht 
wurden, ist es uns möglich, die Richtung anzugeben, in der eine 
Reform der Bestimmungen des Art. 15 sich bewegen müßte, um 
auch den Forderungen der katholischen Kirche soviel als mög- 
lich gerecht zu werden. 

Wenn wir im folgenden nun mit Vorschlägen hervortreten, 


so müssen wir vor allem darauf sehen, daß sie praktisch seien: 


sie. müssen ziemlich leicht und ohne allzugroße Kosten ausführ- 
bar sein; sie mfissen ferner so gehalten sein, daß Aussicht be- 
steht, daß auch die gesetzgebenden Faktoren, mit denen wir 
rechnen müssen, ihnen eventuell auch zustimmen. Natürlich 
müssen sich derartige Vorschläge soviel als möglich an das Be- 
stehende anschließen. Wir möchten also folgende Neuregelung 
vorschlagen. 

1. Zn allen Gemeinden ist für die Mitglieder jener anerkannten 
Religionsgesellschaften, deren Gottesdienst in der Gemeinde 
öffentlich geübt wird, ein besonderer Friedhof oder eine eigene 
Absonderung des gemeinsamen Friedhofs bereitzustellen. 

Also wenn in einer Gemeinde nur eine Religionsgesellschaft 
öffentlichen Gottesdienst ausübt, so hat.sie das Recht auf einen 
nur für ihre Anhänger bestimmten Friedhof oder Friedhoisteil. 
Nur sie hat dieses Recht. Würden wir verlangen, daß auch für 
jene Konfessionen je eine Absonderung auf dem Friedhofe be- 
reitgestellt werde, die in der Gemeinde nur vereinzelte Anhänger 
zählen, so würde man gegen uns sicher jenen Einwand erheben, 
den man in Frankreich im Jahre 1881 gegen den Bunt Chesne- 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 10 


MATES, 
1 jw ai d 


WU AAA A E a LONTE AN CON, G Y SR 
EOL IET PAIS SR NS ARE AA a 
l a £ 1711 ME 
5 EI Iu " I ^ * 


Saw t 
Ti ut 


ME S 


NORNER 


NON. AEAN RE TIENS AN AANE o 
KU IR Ur JN ( $ L ^ A - 


P Nn 


MNT 4 
, M 


p "ATO PUR A d — atn di i 


146 Ober SE = | 
long und Genossen erhob, daß nämlich die Sache! viel ; zu kost- 
spielig sei. Ei 
Beizufügen ist hier ein Kriterium, nach dem zu beurteil en 
ist, wann der Gottesdienst in einer Gemeinde als öffentlich g 
übt gelten soll. Das vom Kaiserlichen Rat in jüngster Zeit edt : 
wickelte Kriterium, wonach dieser Fall dann als gegeben zu er- 
achten ist, wenn Einrichtungen vorhanden sind, welche die An- 
hänger einer Religionsgesellschaft als örtlich organisierte Re li- 
gionsgemeinschaft erkennen lassen, dürfte wohl als zu unbestimmt 
erscheinen. Zweckmäßiger dürfte vielleicht die Bestimmung sein, | 
daß der Fall dann als vorliegend zu erachten sei, wenn der 
Gottesdienst regelmäßig wenigstens einmal im Jahre abgehalten 
wird und allen Mitgliedern der betreffenden Religionsge mai 
schaft frei zugänglich ist. ^ 
2. Die Bestimmungen unter Ziffer 1 finden keine Anwen- 
dung auf jene Gemeinden und auf jene Friedhöfe, in denen zu | 
Zeit des Inkrafttretens der neuen Regelung die Übung beste ht, 
alle Verstorbenen ohne Rücksicht auf ihre Konfession in der 
Reihe zu begraben. b 
Die erwähnte Übung besteht in Elsaf-Lothringen in einer 
Reihe von Städten (z. B. in Straßburg). Das Verlangen, daß in. 
solchen Städten dieser Zustand geändert werde, würde sicher 
auf großen Widerstand stoßen. Es würden sich auch bei der 
Durchführung so große praktische Schwierigkeiten ergeben, daß 
es das beste erscheint, an diesen Zuständen nicht zu rütteln. — . 
3. Friedhöfe oder konfessionelle Absonderungen, die tat- 
sächlich nur für die Beisetzung der Mitglieder einer Religions- 
gesellschaft benützt werden, sind auch in Zukunft nur für die 
betreffende Religionsgesellschaft zu benützen, selbst wenn keine 
der anerkannten Religionsgesellschaften in der Gemeinde öffent- 
lichen Gottesdienst ausübt. 
Es gibt nämlich in Elsaß-Lothringen eine Reihe von kleineren 
Gemeinden, in denen nur Anhänger einer Konfession wohnen 
und die deshalb tatsächlich konfessionelle Friedhöfe haben (wenn - 
auch vielleicht einmal ausnahmsweise ein Andersgläubiger dort 
begraben wurde) und in denen doch kein öffentlicher Gottes- 
dienst gehalten wird; es gibt ferner konfessionell gemischte Ge- 
meinden, in denen die konfessionelle Trennung der Kirchhófe 
durchgeführt wurde, obwohl nicht durch mehrere Religionsgesell- 
schaiten Öffentlicher Gottesdienst gehalten wird. Auch in solchen 
Gemeinden soll das Bestehende aufrecht erhalten bleiben. 
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In a alle. "n enian. m denen die konfessionelle Tren- 
ung der Kirchhöfe nach Maßgabe der vorliegenden neuen Be- 
Jom "g zen nicht pflichtgemäß durchzuführen ist, ist sie dodi 
zulässig, wenn der Gemeinderat und alle beteiligten kirchlichen 
Behö. "den. ihr Einverständnis erklären. 
E E it dieser Bestimmung, die sich dem Oberpräsidialerlaß 
vom I9- Januar 1877 anschließt, ist die Möglichkeit offen ge- 
las sen, c , daß vielleicht später dort den Forderungen der katholischen 
{irche ‚genügt werden kann, wo die praktischen Schwierigkeiten 
dies. noch allzusehr erschweren. 

= 5. In allen Gemeinden ist ein besonderer Friedhof oder 
au uf Een bestehenden Friedhof eine Absonderung anzulegen, wo 
alle > jene Verstorbenen zu begraben sind, die keiner jener Reli- 
gio onsgesellschaften angehören, für die nach den vorliegenden 
Bestimmungen ein besonderer Friedhof oder Friedhofsteil in der 
G emeinde vorhanden sein muß. 
UK Diese Bestimmung ist für uns wohl die bedeutungsvollste. 
In en jenen Gemeinden, in denen nicht »in der Reihe« be- 
die aben wird, erhebt sich die Frage, wo jene zu begraben sind, 
ee nicht jener oder jenen Religionsgesellschaften angehören, für 
d e ein konfessioneller Kirchhof oder Kirchhofsteil bereitzustellen 
ist Es kommen also in Betracht die Konfessionslosen, die An- 
här ager der nicht anerkannten Religionsgesellschaften, aber auch 
d ce jener anerkannten Religionsgesellschaften, für die 
eigener Friedhof oder Friedhofsteil nicht vorhanden ist. Da- 
aci kann es wohl vorkommen, daß zerstreut in evangelischen 
D órfern. lebende Katholiken zusammen mit Konfessionslosen usw. 
au f diesem interkonfessionellen Friedhof zu liegen kommen. An 
diesem Umstande mögen vielleicht manche Katholiken Anstoß 
nehmen. Aber wir meinen, es geht nicht an, für diese zerstreut 
lebenden Katholiken einen besonderen Friedhofsteil zu verlangen. 
Denn sonst müßte man, um paritätisch zu verfahren, auch allen 
anderen Kategorien, für die wir einen interkonfessionellen Teil 
\ vorschlagen, je eine eigene Absonderung zugestehen. So käme 
man zu einem Vorschlage, ganz ähnlich, wie ihn Chesnelong 
und Genossen i. J. 1881 dem französischen Senate unterbreiteten 
und i der erfolgreich mit dem Hinweis auf die praktischen Schwie- 
rigke en und die hohen Kosten bekämpft wurde. Nach unserem 
CE wären für gewöhnlich zwei, in Gemeinden mit katho- 
ung zen herzurichten und das, so scheint uns, läßt sich wohl leisten. 
10* 
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6. Es ist eine Bestimmung darüber zu treffen, wodurch 
(Hecke, Weg, Zaun usw.) die konfessionellen Absonderungen 
getrennt werden müssen. 

Es sind dazu möglichst einfache und billige Mittel zu 
wählen. Auf einen besonderen Eingang für jede Absonderung, 
wie ihn Art. 15 des Prärialdekrets vorschreibt, kann wohl ver- 
zichtet werden. 

7. Es ist eine geeignete staatliche Behörde zu bezeichnen, 
die darüber zu wachen hat, daß jede Absonderung in einer in 
jeder Beziehung würdigen Weise angelegt und unterhalten werde. 
Der Grund dieser Bestimmung leuchtet ohne weiteres ein. 

8. Unberührt sollen bleiben die besonderen Rechte der 
Israeliten in Begräbnisfragen. 

9. Art. 15 des Prärialdekrets ist außer Kraft zu setzen. 

Wir meinen, daß mit dieser Bestimmung die leidigen Kirch- 
hofsfälle sich in Zukunft vermeiden ließen. Über manche Punkte 
unserer Vorschläge kann man gewiß geteilter Ansicht sein, wes- 
halb wir es auch vermieden haben, auf Detailfragen einzugehen. 
Es wäre wohl mit Freude zu begrüßen, wenn die vorstehenden 
Zeilen von berufenerer Seite zum Anlaß genommen würden, mit 
besser durchdachten Vorschlägen an die Öffentlichkeit zu treten. 


IL Kleine Beiträge. 


L Magister Silvester als Glossator. 
Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


Wilhelm Durantis nennt in seinem Speculum iudiciale unter 
den Professoren, welche sich mit der Auslegung des kanonischen 
Rechts beschäftigten, an zweiter Stelle den Silvester '). Johannes 
Andreä erwähnt ihn in seiner Novella in Decretales Gregorii XI. 
unter den notatores der Compilationes antiquae an fünfter Stelle?). 
In seinen Additiones ad Speculum Guilelmi Durantis bemerkt 
Johannes, Silvester habe eine Lectura zum Gratianischen Dekret 
geschrieben, worin er keine — nachgratianische — Dekretale 
anführe, fügt dann aber bei, Silvester solle die Abfassung ge- 
wisser Compilationes antiquae erlebt, darüber gelesen und einige 
Apostillae dazu gemacht haben. Bestimmt schreibt ihm Johannes 
die zwei ersten Glossen zu c. 3. Ad nostram X I. 4 zu?). 


1) Prooem., ed. Argent. 1473 f. 1 c.3; ed. Patav. 1479 f. 2 c.l; ed 
Venet. 1494 f.2 c. 3sq. -- Die Stelle: findet sich abgedruckt z. B. bei 
Savigny, Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter 3* (1834), 631. — 
An siebzehnter Stelle, nach Johannes Teutonikus und vor Jakobus de Albenga, 
erscheint in diesem Zusammenhang bei Durantis »jo. de ficona« (ed. Arg.; 
ed. Pat.: Jo. de Sittoria; ed. Ven.: Jo. de finto.) Es ist dies niemand anders 
als der von mir im Ardiv 1924 S. 431, 1925 S. 187 wieder in Erinnerung 
gebrachte Johannes de Phintona, wie er auch in der rómischen Ausgabe vom 
J. 1474 ausdrücklich (Joannes de fintona) genannt wird (s. Savigny a. a. O.). 
Johannes Andred zählt in seiner Glossa ordinaria zu den Klementinen, zur 
Publikationsbulle Johannes’ XXII. ad v. Johannes unter den neun kanonistischen 
Vorgängern seines Namens den Joannes de Faucona auf, welcher zweifellos 
mit Johannes de Phintona identisch ist. 

2) Prolog., ed. Tridin. 1512 f. 1 c. 2. — Den Text s. z.B. bei Schulte, 
Quellengeschichte I, 240. 

Prooem. ad v. Bernardus Parmensis, ed. s. l. et a. (Hain * 1083) f. 1 
c. 3sq. — Gedruckt ist die Stelle z. B. bei Savigny a. a. O. S. 633; bei Schulte 
a. a. O. S. 241 f. — Schwierigkeiten bereitet der Satz: »Dicuntur tamen primi 
duo (Rufinus scil.et Silvester) supervixisse et certas compilationes legisse et 
Sic reportatas post eos [Schulte: eas] a/iquas apostillas.« Laspeyres vermutet 
statt »post« »per« (Ausgabe der Summa decretaliam des Bernhard von Pavia, 
Regensburg 1860, p. 362). Diplovatatius gibt die fragliche Stelle in folgender 
Weise wieder: »Dicit tamen ibi Jo. Andr. . ., quod tunc ipsum (Sylvestrum) 
supervixisse et certas compilationes legisse et postea reportasse aliquas 
appostillas« (De praestantia doctorum, Erste Abteilung, herausgegeb. von 
. Pescatore, Berlin 1890, p. CXVII). Aehnlich Sarti. Vgl. die sofort folgende 
Stelle im Text. 

Wenn Schulte meint (a. a. O. S. 2425), es zeige sich evident, wie un- 

Sicher Johannes Andrea sei: erst lasse er Rufinus, Silvester, Johannes Hispanus 
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Nach Sarti war Silvester einer der ersten Kommen ıtatoren 
des Gratianischen Dekrets, welcher sein Werk vor dem Ersche inen 
irgend einer Dekretalensammlung geschrieben habe. Wie Johannes 
Andreä erzähle, habe er irgend eine Dekretalensammlung gesehen 
und Glossen dazu gemacht. Johannes Teutonikus habe vieles 
aus dessen Glossen übernommen und so sein Andenken vor 
völligem Untergang bewahrt. Auf uns gekommen sei nur sein 
Name und das Gerücht von ihm). E | 

Schulte ließ in seiner Abhandlung ;Lierifurgescitio ds | 
Compilationes antiquae, besonders der drei ersten«?) aus dem 
Tankredapparat des Cod. Bamberg. Can. 19 [P. II. 16] zur Comp. - 
III eine mit sil.(vester) . signierte Glosse ad v. observantiam zu 
c. 1 Ex litteris Comp. III I. 3 (= c. 2 XI. 4) abdrucken, meinte - 
dann aber doch, nichts zwinge uns Silvester als Glossator de 
Comp. III anzusehen, weil die fragliche Glosse aus einer Sumus 
zum Gratianischen Dekret geflossen sein könne und die beiden - 
in dieser Glosse zitierten Dekretalen in der Compilatio / stünden °). - 
Dabei unterließ es Schulte vollständig des Johannes Andreä be- 
stimmte Angabe über die Herkunft der beiden ersten Glossen 
zu c. 3X I. 4 auf ihre Richtigkeit zu prüfen. In der späteren 
»Geschichte der Quellen« usw. lehrt Schulte, von Silvester känn- | 
ten wir nur den Namen. Ob ihm die mit der Sigle S. in Hss - 
vorkommenden Glossen zuzuschreiben seien, lasse sich nicht - 
feststellen. Auch ergäben dieselben keinen näheren Anhalt zur 
Bestimmung der Zeit oder des Wertes oder der Methode (I, 151). - 
Sch. weist hier wieder auf die mehrfach erwähnte Angabe des | 
Johannes Andreä hin, läßt sie jedoch abermals auf sich beruhen). 

Ich habe bereits in meiner Schrift »Zur Lehre der Scholastik — 
vom Spender der Firmung und des Weihesakraments«, Pader- 
born 1920, S. 32! aus dem Tankredapparat der zitierten Bam- A 


und Johannes von Faenza vor den Comp. ant. leben, dann sollten Rufin und * 
Silvester sie gesehen haben, so läßt sich m. E. aus Johanns Angabe keines- | 
wegs auf eine solche Unsicherheit schließen. Denn wenn die Genannten 
nach Johannes vor dem Erscheinen der Comp. ant. ihre Dekretkommentare 
schrieben, so folgt daraus doch nicht, daß sie vor dem Erscheinen der Comp. - 
ant. auch gestorben seien. f = 
1) Sarti-Fattorini 12, 362. 
2) Wiener Sitzungsberichte, philos.-hist. K. 66 (1871), 51—158. 
3) A. a. O. S. 131. l 
4) Phillips hebt nur mit Diplovatatius (cf. 1. c.) hervor, daß Silvester 
wegen seines Eifers für die Wissenschaft des kanonischen Rechts und wegen 
seiner Gelehrsamkeit in großem Ansehen stand (Kirchenrecht 4 [1851], 171), 
und bemerkt dann weiter, daß nach Sarti in den gedruckten Dekretausgaben 
Glossen von Silvester sich finden sollen. Es sei ihm (Phillips) nicht gelungen - 
solche anzutreffen. Allein Sarti sagt tatsächlich nicht, was er nach Phillips | 
sagen soll. Vgl. oben im Text. 
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Hs vier v weit ere Falon Silvesters zur Comp. III — ad 
Bononie c de ler Einftihrungsbulle ; ad v. quamvis plures sint zu 
COE 2; ad v. diversos zu c. 10 eod.; ad v. eligere zu c. 7 
L3 — mitgeteilt und daraus den Schluß gezogen, daß Silvester 
die Ab bfassung einer Glosse zur Comp. Ill wenigstens begonnen 
hat. 4m Folgenden sollen zunächst noch weitere, im Tankred- 
app a arat zur Comp. III der Hs 968 der Leipziger Universitäts- 
bib liothek !) enthaltene, in der Bamberger Hs fehlende Glossen 
Silve esters zur Comp. III zum Abdruck kommen?). 

Zi c. 5 Cum M. Ferrariensis Comp. II I. 1 (= c. 9 XI. 2) 
ad. v. Cum M. ferraren. heißt es: »$ In hoc casu cum causa 
comr nunis sit, etiam si constaret eam (!) non habere mandatum, 
auc retur, ut C. de consor. eiusdem litis (C. 3, 40) 1. IL, cum 
alia S non admitteretur, si constaret eum non habere mandatum, 
nisi esset coniuncta persona, ut ff. de procurat. Set hee persone 
(D. 3,3, 35), et facit ad hoc I.(nfra) de dolo et contu. c. Il. et est 
alius | casus C. de procuratoribus Maritus (C. 2, 12 (13), 21). 
No. (ta). tamen aliud speciale in casu isto, quia etiam lite con.- 
(testata) exigitur hec cautio de rato, ut C. de consor. eiusd". li. 

L II. „ contra id, quod habes ff. de procur. Ponp. $ Ratiha. (1. 40 
$3. - Set tamen illa lex Ponp. locum habet, ubi cum ipso pro- 
t atore lis est conte., alias contra. Nam tunc cavere debet, ut 
C. de consor. eiusd'. li. l. II. sil.«(vester) [f. 115* c. 2]. 

^ — Ferner zu c. 1 Porrecta Comp. II I. 2 (= c. 6 X II. 30) 
ad v. non credamus: »$ Nam omnium habere memoriam etc., 
ut C. de ve. iu. enu. (C. 1, 17) 1. II. $ Si quid autem (13 [14]) 
Hi Fe ee 2022: Comp. III I. 2). Sike (f. 116 c. 1)°). — Zu 
2 Si aliquando eod. (= c. 41 X V. 39) ad v. per ignorantiam : 

E In der Leipziger Hs steht f. 1 — f. 77^ die Comp. I mit — von 
kleineren, meistens am unteren Rand stehenden, gewóhnlich versus memoriales 
zu den betreffenden Titeln enthaltenden Beifügungen abgesehen (Das Gleiche 
gi lt auch bei den ee der folgenden Kompilationen. — dem Apparat 
Tankreds zur Comp 78 — f. 114° die Comp. II mit dem Apparat Tankreds 
ZI "Comp. II, f. 114 bis eine Erklärung des Stammbaums der Blutsverwandtschaft, 

f. 114^ bis eine Erklärung des Stammbaums der Schwägerschaft, f. 115 — 
£2 32 c. 1 die Comp. III mit dem Apparat Tankreds zur Comp. III, f. 232 c. 2 
. 261 die Comp. IV mit dem Apparat des Johannes Teutonikus, f. 261’ eine 
lose über den hohen Wert der Abstinenz, eine weitere, wonach der eine 
Ga e in fünf Fällen ins Kloster gehen kann, während der andere in der Welt 
verbleibt, sowie das Distichon: 

i) ta »Orbe si quis socios habeat, quos diligat, ipsos 


A viciis retrahat vocibus et baculo«, 

end ich f. 262 — f. 297' die Comp. V ohne Glosse. 

N =) Die Glosse ad v. Bononie der Einführungsbulle fand ich in der 
eip er nicht. 
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»ut S.(upra) e. c. I et C. de liberali causa Jubemus (C. 7, 16, 41), 
unde non valent. Idem esset, si per inprobitatem petentis, ut C. 
de peritis bonorum suffragiis [!] 1. E P. X. (C. 10, 12, 1) et S. de 
rescriptis Si quando (= c. 5 Comp. I 1. 2). Tales tamen epistole 
non sufficiunt ad absolutionem, arg. C. de probat. Nec epistolis 
- (C. 4, 19, 13) et predicta l. Jubemus. Presunptionem tamen in- 
ducunt, ff. de probat. l. ul't. sil.« (f. 116 c. 2). — Tankred fügt 
bei: »Set pone, quod dominus papa ex scientia salutet excom- 
municatum, non tamen dico eum propter hoc absolutum, arg. S. 
de sententia excommunicationis Cum desideres S plt. P. II. £.«- 
(ancred.). [l. c.]. — Cf. gloss. ord. c. 41 X V. 39 ad v. occu- 
pationem. 

Zu c. 4 Sedes apostolica eod. (= c. 15 X I. 3) ad v. /i- 
beralem: »S Utpote que non claudit gremium redeunti, ut C. 
de su. trini. (C. 1, 1) l. ul't. et C. de episcopis et cleri(cis) Si 
quis in hoc genus (C. 1, 3, 10). sil.« (f. 116' c. 1)'); eod. ad 
v. malignari: »S Quibus non est indulgendum, ut ff. de rei ven. 
In fundo (D. 6, 1, 38), I. de sententia excommunicationis Sicut 
nobis. sil.« (l. c.). 

Zu c. 10 Super litteris eod. (= c. 20 X I. 3) ad v. cogno- 
scat: »S. XXV. q. II. Et si non cognitio (dict. Gr. S 4 p. c. 16). 
$ Nam cum dubium sit, poterit de hoc ipso cognoscere, sicut 
potest, cum falsitas obicitur instrumento, ut S. de appell. In emi- 
nenti S Quod autem, et ratione dubietatis fit, quod alias non 
fieret, ut ff. de liberali causa Ordinata (D. 40, 12, 24) et C. e. | 
Lite (C. 7, 16, 14). sil.« (f. 117' c. 1)?); eod. ad v. saltim de- 
dissemus: »Ff. si contra ius vel utilitatem publicam rescriptum 
inpetrare (C. 1, 22) 1. I, C. de precibus imperatori of. 1. ul't. 
(C. 1, 19, 8), ff. de ventre inspiciendo (D. 25, 4) 1. I. in fi. Nam 
quedam sunt, que leviter observanda pretor edixit, sicut ibi dici- 
tur. sil« (l. c.). 

Die von Schulte (Wiener Sitz.-B. 66, 197 f.) mit Auslassung 
der rómischrechtlichen Zitate mitgeteilte Glosse zu c. 1 Ex litteris 
Comp. III I. 3 (2 c. 2 XI. 4) ad v. observantiam lautet: »S Se- 
cundum legalem observantiam regulariter in testamentis exigun- 
tur VII. testes, ut C. de testamentis Si unus (C. 6, 23, 12), in 
codicillis vero exiguntur V. testes, ut [deest: B] C. de codicill'. 
l. ul't. (C. 6, 36, 8). Hec solempnitas remittitur’ [L : Hee sollenp- 
nitates remittunt(ur)] rusticis in castris et vicis [B deest: in — vicis] 


1) Cf. gloss. ord. c. 15 X 1.3 ad v. liberalem. 
2) Cf. gloss. ord. c. 20 X 1.3 ad v. facta fuerit fides. 
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propter penuriam hominum, s.(cil.) [deest: B] ut in eorum testa- 
mentis sufficiant [B: suffitiunt] V. testes, ut C. de testamentis 
[B: rescrip.] 1. ul't. Item militibus remittitur hec solempnitas, dum 
[L: donec] sunt expeditione occupati, alias non [B: vero], ut 
[deest: B] C. de militari testamento 1. Milites, Ne quidam (C. 6, 
21, 15, 17) et instit. [B: ut ff.] e. t. (I. 2, 12) Ro. I. Alia est ca- 
nonica observantia, ut habes [L: que habetur] extra. [L: S.] de 
testamentis Cum esses et c. Relatum (cc. 9, 10 Comp. I III. 22). 
Primum tamen c. voluit [L: volunt] quidam restringere per se- 
cundum, ut loquatur, cum aliquid relinquitur ecclesie, maxime 
quia de eodem loco loquitur, ut ex titulis [B: tutele] colligitur. 
Sil.« (Cod. Bamberg. Can. 19 f. 119° c. 1; Cod. Lips. cit. f. 118 
c. 1). — Ich brauche nicht zu sagen, daß Schultes Annahme 
(a. a. O. S. 181), diese Glosse könne ganz gut aus einer Summa - 
zum Gratianischen Dekret geflossen sein, das Richtige nicht trifft. 

Weiterhin heißt es zu c. 2 Ad nostram Comp. II I. 3 (= c. 3 X 
I. 4) ad v. insipientibus: »S Id est minus sapientibus. Quandoque 
relevatur [lege: revelatur] minori, quod latet maiorem, ut C. de 
of. rec. pueri (!) Potiori (!) (C. 1, 40, 5) et S. XCV. Esto (c. 7) 
sil. quid (lege: queritur]: Non prohibetur hic, quod a pluribus 
inquiratur, quia facilius invenitur, quod a pluribus sapientibus 
queritur, ut XX. di. De quibus (c. 3) et C. de fidei con. (C. 6, 42) 
l. ul't., S. XXIII. q. III. Si habes (c. 1), quia illiterati quandoque 
per causarum experienciam habent periciam, ut C. de iudic. Certi 
iur. (C. 3, 1, 17) et aut. de iudiciis $ Quia vero coll. VI. (Nov. 
. 82 c. 1). Set hoc reprobatur, quod eorum responsum teneatur 
pro sententia, cum alias ipso iure sententia nulla sit, nisi a suo 
iudice proferatur, ut C. de sententiis ex periculo recitandis (C. 7, 
44) 1. I. et II. sil.e (Cod. Lips. cit. f. 118 c. 27). — Zu c. 3 
Quanto eod. (= c. 4 X I. 4) ad v. minus re: »S Nomina enim 
debent esse consequentia rebus, Instit. de donat. $ Set si primus 
(S 3 I. 2, 7) et C. de episcopis et clericis Decrevimus (C. 1, 3, 26) 
et S. de ver. si. Forma (= c. 10 Comp. I V. 36) $ In omni et 
§ Jurgium. sil.« (l. c.). — Zu c. 4 Cum inter eod. (= c. 5 XI. 4) 
ad v. pulsalis: »S Etiam privilegiatis non licet, ut I. de ver. si. 


1) Cf. gloss. ord. c. 8 X |. 4 ad vv. insipientibus, queritur. Diese 
beiden Glossen sind also tatsächlich die zwei ersten zu c. Ad nostram, de 
consuet. und Johannes Andred trifft vollauf das Richtige, wenn er sie dem 
Silvester zueignet. — Wir haben hier einen neuen (vgl. Arhiv 1925 S. 148?) 
schlagenden Beweis für die Falschheit von Schultes Behauptung (Quellen- 
geschichte 1, 18915), Joh. And. habe sich lediglich an Hs der gloss. ord. der 
Gregorianischen Dekretalen gehalten. 
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c. 1. sil.« (f. 118° c. 1); eod. ad v. OSEE >§ Nai ı fundate 
erat intentio cenoman ecclesie, cum esset in 'eius diocesi e cc" 
sancti petri, ut XVI. q. VIL Omnes basilice (c. 10) et di. 
Esse (!) mores (c. 8) et I. de capell’. ma. (!) c. I. et C. de Be 
bationibus Sive possidetis (C. 4, 19, 16), et ideo probationis. 
honus alii inconbebat sil.« (l. c.); eod. ad v. cum maiori: 
»$ Nitimur in vetitum cupimus senperque negatum, ut I. de 
electione c. I. sil.« (f. 118' c. 2. — Zu c. 5 Cum olim eod. 
= c, 6X I. 4) ad v. illam: »$ Set videtur quod minorem, ex 
quo ita indistincte dicit, ut ff. de P. III. Mentitus (!) indistincte 
(D. 32, 75), arg. de censibus c. I. sil.« (f. 119 c. 1). | 

Endlich zu c. 4 Bone memorie Comp. III I. 4 (= c. 4 X I. 5) 
ad v. providendum: »S Que provisio potius plenitudinem pog 
testatis redolet quam ius scriptum sil.« (f. 120* c. 2); eod. ad v 
celebrata: »§ Et ideo non admittenda, ut S. c. prox. si/.« (f. 121 c. 1). | 

Weitere Silvesterglossen habe ich im Tankredapparat zur 
Comp. III der Leipziger Hs trotz eifrigem Suchen bis jetzt nich 1 
gefunden. Wohl aber tut Tankred des Silvester Erwähnung in 
seinem Apparat zur Comp. / in der Glosse zu c. 2 II. 21 (— c. 
X IL 30) ad v. De confirmationibus: »S Super istis dab 
decretalibus (scil. cc. 1, 2 eod.) diverse predecessorum et maio- 
rum nostrorum fuerunt opiniones, sicut patet per glosas Vin. 
[B 21: vi] et A. [B 21: ala] S.(upra) positas. La. [B 21: lau] 
dixit, quod per talem confirmationem nullius iudicis cognitio: 
impediebatur [B 21: imp. cogn:], set hoc solum, ne iudex co- 
gnoscere debeat de ipsa confirmatione, an valeret vel [B 21: an] 
non. B.(ernard.) huius libri compilator et A. [C: hug.) intellexerunt 
ad litteram, sicut sonat. Audivi siloestrum |B 19: sil.] dicentem 
has non esse decretales. Set ne reprobemus ea, que possunt. 
stare de iure, nec ita largam faciamus interpretationem, que con- 
tradicat iuri communi, ita intelligo [B 21: intelligas] istas duas - 
decretales, quod postquam dominus papa confirmavit aliquam | 
sententiam ex certa scientia, i. e. cum cause cognitione, vel ali- S 
quam transaccionem seu pactum vel possessionem aut alicuius S 
institutionem, non -licet alicui iudici ordinario vel delegato sine | 
speciali mandato domini pape iudicare de re illa per alias con- 
firmationes, que fiunt absque cause cognitione. Nullius iudicis 
cognitio impeditur de confirmatione, que fit cum cause cognitione. 
Habes S. de offitio iud. del. Quoniam abbas, S. de transact. c. i. 
[B 21 deest: c. I], S. [B 21: et S] de pact. Quot. et [deest: 
B 21] S. de testibus Veniens et c. ult. [B 21 deest: et c. u), 
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tit. cl 1. e, = indim hoc expone litteram. t.« 
l. Bamb. Can. 19 f. 29 c. 2; Cod. Bamb. Can. 21 
n der Leipziger Hs fehlt diese Glosse (cf. f. 29' c. 1). 


raus EDU sich mit Sicherheit, daß Silvester über die 
dr. 1 las und daß Tankred seine bezüglichen Vorlesungen 
hörte. 
"inschlágig ist auch die Glosse zu c. 10 Cum causa Comp. 
E 19. = c. 8 X Il. 27) ad v. non minima: »§ De qua con- 
suetudine loquitur littera ista? De consuetudine iuri contraria 
non loquitur, quia illa vilis est et illius auctoritas sequenda non 
est, - E de consuet. Ceterum. De consuetudine iuri consona 
Ene. quia illa legi vel iuri non postponeretur, cum non 
co traria. Quidam intellexerunt primam partem de consuet. 
vona, En de mala. Set hoc non videtur intentio legis 
bes e ergo de consuet. particulari inducta ex certa scientia 
ntra legem. Illa enim preiudicat legi in illo loco, ubi obser- 
Wn non autem vincit legem generalem, ut ei preiudicet in aliis 
locis. N: loc verum est, si sit prescripta vel obtinuit contradicto 
iudicio vel sit a papa confirmata, et non trahetur ad consequen- 
ciam fü de le. et se. con. Quod contra rationem (D. 1, 3, 14). 
Generalis autem consuetudo vincit legem, ut ff. de le. et se. con. 
De quibus (l. 32). Hoc verum est, si lex precedat et consuetudo 
quatur, abrogabit eam. Si vero consuetudo precedat et lex 
Ev, cedit consuetudo legi, ff. de sepul. violato 1. III. $ Di- 
vus. Adrianus (D. 47, 12, 3 $ 5), I. de iudic. c. Novit (— c. 3 
comp D. ». III II. 1). No.(ta) secundum sil.« '). 


Diese Glosse findet sich nur in Cod. Bamb. Can. 19, sie 
fehlt: in Cod. Bamb. Can. 21 und ebenso in der Leipziger Hs. 
Sie ist nicht signiert und erst von späterer Hand beigefügt. 
Immerhin folgt aus ihr jedenfalls wiederum, daß Silvester wenig- 
tens seine Lehrtätigkeit auch auf die Comp. I erstreckte. 


Weiteres über Silvesters Person und Wirksamkeit festzu- 
stellen, habe ich bis jetzt nicht vermocht. Ist demnach das Er- 
gebnis der Nachforschungen auch nicht reichlich, immerhin 
brauchen wir uns nicht mehr mit Sarti dahin zu bescheiden, daß 
nur Silvesters Name und das Gerücht von ihm auf uns gekommen 
se i, 0 oder mit Schulte, daß wir nur seinen Namen kennen. 


) Cod. Bamb. Can. 19 f. 24 c. 1. 
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2. Romanus pontifex iura omnia in scrinio pectoris sui 
censetur habere. 


Nachtrag. 
Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


Im Jahrgang 1912 S. 3—17 des Archiv f. kath. K.R. glaube 
ich, den Nachweis erbracht zu haben, daß die bekannten Worte 
des Papstes Bonifaz VIIL »Romanus pontifex iura omnia in 
scrinio pectoris sui censetur habere« (c. 1 in VI! de const. I. 2)!) 
nichts weiter besagen wollen, als da8 der Papst das gemeine 
kirchl. Recht — zum Unterschied vom kirchlichen Partikularrecht — 
zu kennen, bezw. bei der Gesetegebung vor seinem Geist gegen- 
wärtig zu haben erachtet werde. Daß Bonifaz mit diesem Wort 
dem Papst das Recht der allgemeinen Gesetzgebung zugeschrie- 
ben, ihn für den Träger alles Rechts erklärt, ihm eine schranken- 
lose Gewalt, Allmacht u. ä. zugeschrieben habe, sei durchaus 
unhaltbar?). Ich gab der Hoffnung Ausdruck durch meine Dar- 
legungen solche und ähnliche Behauptungen für die Zukunft ein 
für allemal unmöglich gemacht zu haben (a. a. O.). Diese Hoff- 
nung hat sich, wie aus meiner Angabe im Archiv 1915 S. 266! 
ersichtlich ist, nicht erfüllt. Den dortigen Mitteilungen sei bei- 
gefügt, daß auch Seeberg, Lehrbuch der Dogmengeschichte 3? 
(Leipzig 1913) S. 289 schreibt: »Der Papst ist hiernach — nach 
dem Papalsystem — wie der Inhaber aller Gewalt, so auch die 
Quelle alles kirchlichen Rechtes. Nach Bonifaz VIII. wird das 
mit den Worten ausgedrückt: iura omnia in scrinio pectoris sui 
censetur habere«. Henrici Herm. bemerkt in seiner Schrift: Das 
Gesetzbuch der kath. Kirche, Basel 1918, S. 11: ». ..Ja . . die 
Entwicklung, etwa seit dem welterschütternden Streit zwischen 
. Kaisertum und Papsttum, drängt immer mehr dahin, den Papst 
an die canones der Konzilien überhaupt nicht mehr gebunden 
sein zu lassen, sondern ihn zum obersten, in Sachen des Rechts, 
der Disziplin, unbeschránkten, selbstherrlichen Gesetzgeber seiner 
Kirche zu erheben. Er, der Papst, sagt schon Bonifatius VIII. 


1) Es dürfte nicht unangebracht sein die Dekretale nochmals ihrem 
vollen Wortlaut nach mitzuteilen: »Licet Romanus Pontifex, qui iura omnia 
in scrinio pectoris sui censetur habere, constitutionem condendo posteriorem 
priorem, quamvis de ipsa mentionem non faciat, revocare noscatur: quia 
tamen locorum specialium et personarum singularium consuetudines et 
statuta, quum sint facti et in facto consistant, potest probabiliter 
ignorare : ipsis, dum tamen sint rationabilia, per constitutionem a se noviter 
editam, Pu Ew caveatur in ipsa, non intelligitur in aliquo derogare.« 

. a. O. S. 17. . 


) 
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(um 1300), iura omnia in s. p. s. c. habere, hat das gesamte 
Recht im Schreine seiner Brust verschlossen und aus diesem 
Schatz schöpft er von sich aus seine Erkenntnisse.« Und neuestens 
lehrt Schmidt Kurt Dietr. in seinem Werk: Studien zur Geschichte 
des Konzils von Trient, Tübingen 1925, S. 4, unter Hinweis auf 
J. Haller: ».. Die Kirche wurde von Avignon aus, Johann XXII. 
bietet dafür das beste Beispiel, nicht mehr nach dem vorhandenen 
Gesetzbuch regiert, sondern nach Verordnungen, die der Papst 
aus dem Schrein seines Herzens« zu erlassen für gut hielt !).« 
Und S. 168: ». . War die Kirche früher — vor dem 13. Jahr- 
hundert — in ihrer Gesamtheit die Stätte des Wirkens, der 
Offenbarung des hl. Geistes gewesen, so wurde jetzt der Papst 
allein diese Státte. Man beginnt in ihm allein den unfehlbaren 
Hüter der kirchlichen Lehre zu sehen. Erst von dieser Anschau- 
ung aus werden die Ansprüche des Papsttums selbst, »omnia 
iura in scrinio pectoris« zu haben, religiös verständlich ?).« Und 
Koch H. bemerkt in seiner Besprechung des Schmidtschen Werkes 
zu letzterer Stelle nur: »Der Satz, daf der Papst alle Gesetze 
sin scrinio pectoris« habe, wird auch harmlos erklärt in dem 
Sinne, daß bei ihm die Kenntnis der kirchlichen Gesetze voraus- 
gesetzt werden dürfe ?).« 

. Bei dieser Sachlage wird es nicht zwecklos sein, meine 
These durch weitere Belege zu stützen. 

"Was zunächst den früher von mir.nicht berücksichtigten 
Petrus Flispanus angeht, so vertritt er in seiner Glosse zu c. 1 
Sicut Romana Comp. I I. 2 (= c. 1 X I. 3) ad v. quia speciale 
die Anschauung, daß bei Erlaß eines Reskriptes, welches einem 
früher ergangenen Reskript Eintrag tue, des letzteren Erwähnung 
geschen müsse, u. zw. deshalb, weil der Papst nicht alle Re- 
skripte im Gedächtnis haben könne und deshalb oft etwas ge- 


1) Bei Haller heißt es (Papsttum und Kirchenreform 1 [Berlin 1903 
$.96): ». . sondern nach Verordnungen, die der Papst je nach Bedürfnis zu 
erlassen für gut bielt«. — Vgl. aber Archiv 1915 S. 2661, 

2) Schmidt gehört auch zu denen, welche die Methode Gratians nidit 
kennen. Denn Schm. schreibt a. a. O. S. 166 u. a.: ». . Ihr — der consue- 
tudo — muß und will er — Gratian — Autorität verschaffen. Zu diesem 
Zweck zitiert er zunächst — c. 5 D. XI — die Worte des Basilius aus dem 
Tractatus de spiritu sancto ... Sein Interesse ist bei dieser Anführung allein 
auf die Worte gerichtet »quasdam (scil. institutiones) consuetudine roborata 
approbavit usus«, denn der Fortgang der Arbeit beweist, daß Gratian nur 
den usus, die kirchliche Tradition . . im Auge hat.« Tatsädlic erklärt 
Gratian selbst in seinem dictum vor c. 5 cit.: »Cum vero nec sacris canonibus 
nec humanis legibus consuetudo obviare monstratur, inconcussa servanda est. 
Unde Augustinus ait vel ex dictis Basilii . .« 

3) Theologische Literaturzeitung 1926 Sp. 64. 
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währe, was er sonst nicht gewähren würde. Anders verhalte es 
sich da, wo er Recht schaffe, weil er das ganze Recht in seiner 
d | Schreinen habe, weshalb bei der Setzung neuen Rechts zu 
dessen Gültigkeit die Erwähnung des früheren Rechts nicht not- 
wendig sei !). B 

Der englische Glossator Alanus lehrt in seinem Apparat zur 
Comp. I eod. ad v. deferendum u. a., wenn es sid» um gemeine 
Rechte handle, werde dem früheren Recht durch das spätere 
derogiert, auch wenn des ersteren bei Erlaß des letzteren keine 
Erwähnung geschehe, weil der Papst alle gemeinen Rechte in - 
seinen Schreinen habe, einem partikularen Recht dagegen 
werde durch ein anderes (partikulares) Recht nicht derogiert, 
wenn das erstere bei Setzung des letzteren nicht erwähnt werde?). 


1) »$ In rescriptis estimo generaliter observandum, ut mencio habenda 
sit eius, cui derogatur, et hoc ideo, quia papa omnium rescriptorum memoriam 
habere non potest et sepe ob id aliquid concedit, quod alias non erat con- 
5 cessurus, ut infra de officio et pot. iu. del. Ex parte (c. 17 Comp. I I. 21) 
Secus ubi ius constituit, quia totum ius habet in scriniis, ut de testamentis 
Omnium (C. 6, 23, 19), unde mentio necessaria non est. Arg. contra di. XVIII 
(XVII) Quoniam quidem (c. 7), infra de decimis Ex multiplici« (c. 17 Comp. 1 
III. 26) [Cod. Wirceburg. Mp. th. f. 122 f. 17 c. 1. — Ueber die Glosse des 
Petrus Hispanus vgl. einstweilen Archiv 1922 S. 68—73. E 


2) »§ Hic ergo derogat secundum primo, licet mencio non sit habita 


in secundo de primo. Ideo est contra infra €. proximo et c. Ii. [A, C, D 
addunt: I. de of. delegati Pervenit]. Ad hoc dixerunt [A: dicunt] quidam, 
quod hoc [H: istud], s.(cil) quod secundum deroget primo, licet mentio non 
sit habita in secundo (de) primo [E, A, C, D deest: scil.-primo], locum-habet 
[E: hab. loc.] in indulgentiis et in [deest: H, C] privilegiis, sequentia capitula, 
que s.(cil) dicunt. quod nisi mentio fiat in secundo de primo, primum prevalet, 
locum habe(n) [E, A, C, D deest: que-habent] in rescriptis. Hec solutio 
reprobatur per hoc, quod habetur [A, C, D: dicitur] infra de of. et po. iu. 
dele. Ex parte [E addit: enim], ubi privilegium primum derogat secundo, quia 
non habet mentionem de primo. Ideo dixerunt alii, quod hic [deest: A, C, D] 
papa ex certa scientia [H : conscientia] sic scripsit. Alii etiam [deest: C, D) 
dixerunt, quod in secundo habita est mentio [E, A, C, D: men. h. (C: facta) 
est] de primo. Set hiis abiectis, quod hic dicitur, esse ius commune asserimus 
[A, C, D: ius as es. com. tam] in rescriptis et [A, C, D: quam in] privilegiis, 
ut speciale in casu suo deroget generali, licet mentio non habeatur in [D : de]: 


R^ o M 

ipso speciali de generali, extra tt. Pastoralis Rso. III.: Preterea quesivisti [E in 

margine ad »generali«: ut est expressum extra. III. de re. Pastoralis; A, C, 

D: ut expr. est extra. III. (deest: A) e. t. (deest: A, D) Pastoralis]. Secus ` 

autem ubi speciale est inpetratum post speciale, ut in sequentibus c., secus - 

etiam ubi [A, C, D deest: ut — ibil generale [A, C, D: vel gen.] post generale 

| [E: »speciale«, set »specia« in loco raso]. Huic tamen videtur esse contra 
i^ infra de filiis presbiterorum Ex tua. Set ibi generale non derogat [A, C, D: 
c. non der. gen.] speciali [A, C, D addunt: vel econverso], set id quod auctoritate - 
generali factum est legittime, hoc derogat speciali [E in loco raso loco »legit. 
— speciali«, item A, C, D: non retractatur][. Adhuc opponitur ex eo, quod 
legitur infra de of. et po. iu. dele. Ex parte [E addit: enim; C: Ex parte libro. 
e, D: Ex p. l’. L]. Set ibi primum fuit speciale, quoniam de prima [C, D: 
EL primo] vacante [H: vaccante] ecclesia [deest: E, A. C, D; C, D addunt: fit 
E ibi mentio], que quasi specialis videtur esse [E, A, C, D: que una est], licet 
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Nact Tankred ds Angabe ist der Spanier Melendus der 
sicht, HAS zur - Gültigkeit eines zweiten Privilegiums die 
Srwähnu img eines entgegenstehenden früheren Vorrechts nicht 
notwe n i ig sei, u. zw. deshalb, weil ein Privilegium ein Gesetz 
sei, zur Aufhebung eines früheren Gesetzes es aber nicht dessen 
E rwäh dung in einem nachfolgenden Gesetz abweichenden Inhalts 
bedi e. Laurentius Hispanus läßt diese Anschauung nur unter 
Einschi ränkung auf die allgemeinen Gesetze gelten, mit der 
Begrt ndung, daß man annehme, der Papst habe die all- 
me einen Gesetze im Schreine seiner Brust. Anders verhalte 


: [E: adhunc] incertum habeatur [E, A, C, D: sit], que futura sit. Item 
Terum] in mentionibus aliter se habet, quoniam mentio generalis bene 
gat rescripto vel privilegio speciali, ut extra. t. Bone me. (= c. un. Comp. Il 
SI. et extra. t. Quoniam diversitatem (= c.2 Comp. III III. 8) [A, C, 
est: Item — diversitatem]. Item [A, C, D: Set] ubi iura [A: pura] con- 
i FR inveniuntur, si utrumque commune [H deest: si — commune], primo 
per secundum derogatur, licet de primo mentionem non faciat, quoniam 
omnia iura communia in scriniis suis habet dominus papa, ut XXX. Q. I. 
Pervenit (c. 1) et C. de testamentis 1. Omnium et JH deest: et — et] C. de 
inof. tes. Si quando (C. 3, 28, 35). Particulari [A, C, D addunt: autem] iuri 
FR ; fad non dero atur, nisi mentio de primo [E, A, C, D: eo] fiat, ut 
| A, C, D] XXV. q: 1. Prescriptione (dict. Gr. § 1 p. c. 16), I. de eta. et 
qua. . Eam« [E deest: I. — Eam; D addit: a.; A: ala.; C: alanus] (Cod. 
; Iden. D. 5 Hk 1c 2; Clm. 3879 [= E] f. ERC: 1; Cod. Bamberg. 
Can. 19 (P. Il. 6) [= A] f. 1 c. 1; Cod. Bamb. Can. 21 (P. II. 10) [= C] f. 1‘ 
c. 1; Cod. Lips. 968 [= D] f. 1 c. 2). 
= ich habe im Ardiv 1925. S. 520? bereits mehrere Belege dafür bei- 
such. ‚daß Schultes Behauptung (Wiener Sitzungsberichte, phil.-hist. Kl. 66 
E J, 98), H biete den reinen und vollen Apparat des Alanus zur Comp. I, 
nic richtig ist. Hier sollen einige weitere Belege folgen: 

E Zu c. 1 Ad hec Comp.I 1.10 (= c.1X II. 14) ad v. custodiendam 
hat I: »S Qui enim in possessionem mittitur, ex primo decreto tantum custos 
eindrur et non possessor« (f. 18' c. 2). Die gleiche Glosse bietet E, doch 

vird hier nach »possessor« fortgefahren: »ut ff. de adquir. pos. Possideri 
N ult. (D. 41, 2, 3 $ 23) et I. Si quis ante (l. 10) et ff. ut im pos. lega. Is cui 
iD. 36, 4, 5), unde cultura pertinet ad adversarium et custodia ad ipsum, ut 
ff. u im pos. lega. Is cui $ Qui legatorum« (S 22) [f. 22^ c. 2]. In E steht 
hier die ganze Glosse, wie sich aus TZankreds Apparat eod. ergibt, wo es 
heif t: »S Qui enim . . — von in unserem Zusammenhang belanglosen Varianten 
wir d abvesehen — et custodia ad ipsum, qui in possessionem mittitur, ut . 
$ Qu | legatorum. a/a.« (C f. 28 c. 1; D f. 18'c. 2). Tankred fügt bei: »§ Quod 
quidam dicunt habere locum [D: loc. hab.], cum agitur in personam. Si vero 
in rem agatur, statim intelligitur actor verus possessor et tamen reus veniens 
recuperabit possessionem suam usque ad annum, ut [deest: D] Infra ut li. 
non con. Quoniam frequenter l'. IIl. Hoc tenet azo et quidam alii [C: Hoc 
tenent ar., R. et quidam alii. £.« (Il. cc.). Die gleiche Glosse : »Quod quidam . 
statim actor verus possessor erit .. Hoc tenet azo et quidam alii« steht von 
späterer Hand auch in E (f. 22' c. 2). 

Zu c. 1 Ex frequentibus Comp I III. 7 (= c. 8 X III. 7) ad v. offitialium 
finden wir in E die Glosse; »S Officiales dicuntur in anglia, quibus episcopus 
vices suas committit« (f. 41c. 2). In H fehlt diese Glosse (cf. f. 34 c. 2). Sie 
ist aber tatsächlich eine Alanusglosse, wie aus der Tankredglosse eod. folgt: 
»$ Officiales dicuntur in frantia .. conmittit ala.« (C f. 40 c.2; D f.33c 1). Tankred 
fähr! 3 AM »Vel officiales vocat archidiaconos, archipresbiteros vel decanos, qui 
juan oque institutionem habent, ut S. de officio iudicis delegati Super eo. £.« 
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es sich mit Speziaígesetzen!). Offenbar will Laurentius mit 
dieser seiner Begründung nur dem Gedanken Ausdruck verleihen, 
es werde angenommen, daB der Papst die allgemeinen Gesetze 
— zum Unterschied von den Spezialgesetzen — kenne, bezw. bei 
seiner kirchl. Regierungstätigkeit vor seinem Geist gegenwärtig habe. 


Zu c. 3 Ut mensure Comp. 1 Il. 15 (= c.2 X III. 37) ad v. peniteat 
lesen wir in E: »S Lege cor. de falsis insuper puniri potest, ut ff. de variis 
et extraor. crimi. Noverant« (!) (D. 47, 11,6 $1) [f.44^ c. 1]. In H findet sich diese 
Glosse nicht (cf f. 36° c. 1). Die Glosse ist aber in Wirklichkeit Alanisches 
Gut. Denn Tankred hat eod. die Glosse: »S Insuper lege cor. de fal. puniri 

otest . . Noverint. ala.« (C f. 43 c. 2; Df. 35 c. I). In D steht von anderer 
and auf radierter Stelle: »(de)extraordinariis criminibus 1. Annonam (l. c.1. 6). a.« 

Zu c. 2 Quorundam Comp. I IIl. 22 (= c. 1 X IIT. 26) ad v. constiterit 
steht in E: »S Hoc dicit, quia renuntiavit propriis vel quia, quicquid habuit, 
fuit contenplatione ecclesie« (f. 46' c. 1). Diese Glosse fehlt in H (cf. f. 38 c. 2). 
Sie ist aber Eigentum des Alanus, da Tankred eod. schreibt: »Hoc dixit, 
quia . . vel quicquid postea habuit [D : habuerit], fuit contenplatione ecclesie 
acquisitum. a/a.« (D: al.| (C f. 45* c. 2; D f. 36° c. 1). 

Eod. ad v. nullatenus findet sich in E: »S Hoc non habebit locum 
in rebus ab episcopo alienatis, si ecclesia hereditatem episcopi agnoscat. 
Tenetur enim tunc [deest: H] ratum habere, quod ipse fecit, ut XII. q. II. 
E deest: q. IL] Episcopus qui (c. 34), ff. de regulis iu. Ex qua persona 
D 50, 17, 149), C. de rescindenda vendi. Venditrici (C. 4, 51, 3), et pro portione 
hereditaria, nisi iaventarium fecerit. Tunc enim non tenetur, nisi in quantum 
vires hereditatis extenduntur, ut C. de iure deli. Scimus« (C. 6, 30, 22) 
|f. 46^ c. 1]. Diese Glosse steht auch in H (f. 38 c. 2), aber bloß bis »Episcopus.« 
Jedoch ist das in E Folgende gleichfalls Alanisches EE wie sich aus 
Tankred ergibt, der eod. ad v. patiaris schreibt: »S Hoc non habebit . . in 
rebus ab episcopo alienatis . . fecit pro ea parte, pro qua est heres, ut XII. 
Q. II. Episcopus qui filios, ff. de regulis iuris Ex qua persona, C. de rescin. 
ven. [D in loco raso: de rebus alienis non alienan.] Venditrici, nisi inven- 
tarium . . Scimus. a/a.« [D: al] (C f. 45' c. 2; D f. 36' c. 1. In D ist zu 
»persona« von anderer Hand am Rand beigefügt: »C. de rei vendicatione 
]. Cum a matre« (C. 3, 32, 14). 

Zu c. 1 Monachi Comp. I III. 24 hat E zu einem nicht bezeichneten Wort: 

»S. XIII. Q. I. c. 1, 

S. de pent di. VI. Placuit (c. 3), 

S. XVI. Q. I. Agapitus (c. 13). 

S. XIII. Q. II. Ubicumque (c. 6) contra. 
Solutio: Illa et istud determinantur per s.(equens) con. (!) I. e. Leonis (= c. 3) 
et per istud XIII. q. Il. Placuit (c. 7), I. de privil. Cum et planta.« (f. 48 c. 1). 
Auch diese Glosse findet sich in H nicht (cf. f. 39^ c. 1). Nach Tankreds 
Angabe stammt sie gleichwohl von Alanus. Tankred hat nämlich eod. ad v. 
Monadii die Glosse: »S XIII. Q. I. c. I. . . determinantur [C, D : determinatur) 
per sequens c. [C, D addunt: et) I. e. Nos instit, XIII. Q. II. Placuit, I. de 
privil. Cum et plantare. ala.« [A: a.] (A f. 38 c. 1; C f. 47 c. 2; Df. 37' c.2). 
Tankred fügt bei: »S Vel istud cum accipiebant corpora non eligentium 
sepulturam, illud intelligitur de his, qui sibi apud monasteria [C: monasterium] 
sepulturam eligebant, arg. I. e. t. Cum liberum l. II. £.« (ll. cc.). 


1) Tankred. Apparatus ad Comp. I, c. 17 Ex parte I. 21 (= c. 12 X 1.29) 
ad v. non obstantibus litteris: »§ .. Melendus [A: Meüedus; C: eindus] dicit 
[D: dixit], quod in privilegio secundo [C: sec. priv.] non est necesse fieri mentionem 
de primo, quia privilegium lex est, XXV. Q. Il. c. I, nec exigitur, quod in 
[deest: C] una lege fiat mentio de alia, et tamen eam tollit. Set illud in 
legibus communibus, quas habere fingitur papa in scrinio pectoris Sul, 
in specialibus [D: spiritualibus] secus. /a.« [C: 1] (Cod. Bamb. Can. 19 (P. II. 6) 
[= A] f10'c2; Cf. 13'c.1; Df. 1l c.l). — Ueber die sonstige ein- 
schlägige Lehre des Laurentius vgl. Arhiv 1912 S. 9f. 
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Vincentius Hispanus legt in seinem Apparat zur Comp. I 
in der Glosse zu c. 9 Suggestum III. 26 (= c. 9 X III. 30) ad v. 
de iure dar, daß es zur Gültigkeit von Privilegien, wodurch 
fremde Rechte vollständig aufgehoben werden, der ausdrück- 
lichen Beifügung der Klausel: non obstante lege tali vel canone 
bedürfe. Die gleiche Bewandtnis habe es mit Reskripten oder 
Privilegien, wodurch andere Reskripte oder Privilegien eine 
Schmälerung erfahren. Als Grund, weshalb hinsichtlich der 
Privilegien in der angegebenen Weise zu entscheiden sei, gibt 
Vinc. an, daß der Papst bei Erteilung von Privilegien zur Be- 
friedigung der Bittsteller sich lediglich nach deren Vortrag richte. 
Anders verhalte es sich aber bei der Schaffung neuen — ge- 
meinen — Rechts. Diese erfolge durch den Fürsten in Gegen- 
wart der proceres und unter Vergegenwürtigung des ganzen — 
bisherigen — Rechts, das sich in seinen — des Fürsten — 
Schreinen aufgezeichnet finde. Deshalb scheine es, daß er das 
bisherige Recht bei Setzung neuen entgegenstehenden Rechts 
gänzlich oder teilweise aufhebe, auch wenn er hierbei das frühere 
Recht nicht erwáhne !). 


1) »S Non enim vult princeps per privilegium ius alterius abscedere 
set diminui vel minorari ad tempus, C. de precibus inpera. offerendis Quot. 
(C. 1, 19, 2) et I. de ecclesiis edifficandis c. I. et XXV. Q. II. De ecclesiasticis 
(c. 8B. Ad hoc ergo ut talia privilegia, que exhauriunt ius alienum, valeant, 
exigitur, ut expiesse dicatur: non obstante lege tali vel canone, arg. ff. de leg. III. 
Si aliquis in principio (D. 32, 22), ff. ne quid in loco publico 1.I. S Si quis 
a PS (D. 48, 8, 2 § 16), C. de testamentis aut. h’ intra(?) 1i.(!), aut. de iudicibus 
coll. VI. S Omnis autem (Nov. 82 c. 13). ldem est, quando unum rescriptum 
debet aliis derogare vel unum privilegium alteri, S. de tescrip. Ceterum, S. de 
prebendis Cum teneamur, I. e. Ex multiplici. Hoc autem optinere credo in 
privilegiis, in quibus papa, prout sibi suggeritur, scribit, ut satisfatiat quere- 
lantibus, S. de rescript. Si quando, C.de peti. bo. sublatis 1.1. Il. X. (C. 10, 
12, 1). In iure vero constituendo secus, cum princeps illud non constituit nisi 
presentibus proceribus et toto iure, quod est in scriniis suis, C. de testamentis 
Omnium, unde priora videtur derogare vel abrogare, si ius contrarium edat, 
licet eius non fatiat mentionem, ubi tamen talis debet esse discretio, quod 
ad concordiam cum veteri iure reducatur, si potest esse, C. de appellationibus 
Precipimus (C. 7, 62, 32) in fi, arg. et C. de testamentis Sancimus (C. 6, 23, 27), 
et in hoc casu intelligitur ff. de legibus Set et posteriores (D. 1, 3, 28). Ubi 
vero patens est contrarietas, prevale(n)t posteriora, ff. de legibus Non est 
novum (D. 1, 3, 26), I. de cognatione spirituali c. IL, C. de codicillis (C. 6, 36) 
l. II. Aliter tamen dici potest, ut notatur ff. de legibus Set et posteriores 
(Cod. pe 988 [= G] f. 30° c. 2). 

as die Abfassungszeit des Vincentinischen Apparats zur Comp. I 
anlangt, so ist derselbe erst nahh dem Apparat zur Comp. III vollendet. 
Vinc. verweist nämlich an zahlreichen Stellen des ersteren auf seine Glossen 
zur Comp. Ill. So schreibt er, um nur einige Belege anzuführen, zu c. 16 (12) 
Cum in cunctis Comp. I I. 4 (= c.7 X I.6) ad v. et eligendi tunc potestate 
privatos: »S Ex illa variatione tota forte, arg. WA de elec. Innotuit l’. IIT. 
et e.(odem) t.(itulo) Bone me. (-- c. 8 Comp. III I. 6) circa finem, ubi dicitur 
»ad nos devoluta fuisset hac vice.« Vel melius privatos ex illa ordinatione, 
L e. t. U. HI. Cum Wintoniensis ecclesia (c 10), nec obstat Bone me., ut ibi 
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In der Glosse zu c. 3 Ceterum Comp. II.2 (= c.3X 1.3) 
ad v. mentio wirft Vinc. u. a. die Frage auf, warum immer bei 
Reskripten die Erwáhnung anderer — entgegenstehender — Re- 
skripte erforderlich sei und nicht bei Gesetzen, und gibt bei der 


notavi« (G f. 2' c. 1); zu c. 19 (16) Dignum eod. ad v. vite sue: »Set dic, 
ut dixi super illo c. Cum M. ferra. (— c. 5 Comp. Ill I. 1. Nomine enim 
victus et vestitus intelligitur, ff. de ver. sig. Verbo (D. 50, 16, 43), et omnia 
necessaria, etiam ospitium, C. de alimentis legis 1. antepnul't. $1 (1), et nomine 
alimentorum victus et vestitus intelligitur, ff. de alim. leg. 1. Legatis« (D. 34, 
1, 6) [G f. 2° c. 2]; zu c. 20 (17) Ego eod. (= c.4 X II. 24) ad v. legatum: 
»S Set qualiter sciam illum esse legatum? Si ostendas (!) litteras et removerit 
omnem ambiguitatem, C. de man. prin. (C. 1, 15) 1. I. Set contradicit in aut. 
de fide instrumentorum S Si vero (Nov. 73 c. 3), ubi dicitur, quod magis 
credendum est vive voci quam mortue littere, et ita videtur, quod sufficiant 
testes, C. de fide instrumentorum (C. 4, 21) 1. I, ubi dicitur, quod quicquid 
probaverint debitores sibi deberi, recuperabunt, licet instrumenta amiserint. Set 
tamen plura possent obici ipsi instrumento, s.(cil.) si sit cancellatum, in filio (I), 
in bulla, I. de crimine f Licet (= c. 2 Comp. III V. 11). Dic, ut notavi I. de 
clericis peregrinis c. I. l'. IllL.« (G f. 3 c. D; zu c. 21 (18) Significasti eod. 
(— c.4 X I. 6) ad v. ante acceptum pallium metropolitanis minime licet aut 
episcopos consecrare: »S Immo potest, si eius est electio confirmata, et ad 
mandatum eius poterunt suffraganei episcopum consecrare, I. e. t. Suffraganeus 
(= c.1 Comp. Il 1. 3. Dicunt quidam esse derogatum in hac parte c., vel hoc 
intelligo, quando erat in mora petendi pallium, C. di. Quoniam (c. 1). Credo 
standum huic c., Infra t. e. Quod sicut l'. Ill. Et dic, u£ notavi I. de trans- 
lationibus c. I. l'. IH.« (l.c.); zu c. 1 Quanta Comp. I I. 5 ad v. nullas vires 
debet habere: »S Pone, quod renuntiavit, antequam capitulum eligeret, posset 
repetere? Ita videtur, I. de sponsalibus Ex parte. Contra VII. Q. I. Eos (c. 43) 
ff. de decurionibus (D. 50, 2) 1. IL, C. de repudiis (C. 5, 17) 1. II. Solutio: Non 
potest, VII. Q. I. Non oportet (c. 19), extra. e. t. Quod in dubiis l'. III. Ecclesia 
autem potest eum petere, Vll. Q. I. Non oportet.. Et dic, ut notavi I. Quod 
in dubiis e. t. l'. Ill« (Gf.3'c.1); zu c. 3Deeo Comp. 11.6 (—c.8XI. 11) 
ad v. in sabbato sancto: »S Arg. in sabbato confertur ordo, quod ideo fieri 
dicitur, quia conputat vulgus a mane in vesperas, et ideo dicitur fieri in 
sabbato, alias in dominica dicitur conferri, I. t. e. Litteras I’. II., LXXV. Quod 
a patribus (c. 4) et c. sequenti. Dic, ut notavi I. e. Litteras l’. IIl.« (G f. 4 
c. 1); zu c. 4 Indecorum Comp.I I. 8 (= c.3X I. 14) ad v. ad preces: 
»S [ste simoniam pariunt pro indigno, I. Q. I. Ordinationes (c. 113) et c. Si 
qus neque (c. 115) et c. De ordinationibus (c. 116), et hoc ubi fiunt pro in- 

ignis, secus pro dignis, I. de clerico (!), nisi ipse pro se digno oferat (!) eas. 
Tunc enim indigne sunt, licet alias esset dignus, VIII. Q. I. In scripturis (c. 9), 
I. de iure patro. Per vestras l. IlI., licet quidam contra exemplo petri: Ecce 
nos dimisimus omnia etc. (Mat. 19, 27). Et notavi de hac materia I. de tem- 
poribus ordinandorum Tua l’. III.« (G f. 4* c. 1); zu c. 8 Sane Comp. I I. 21 
(= c.2 X I. 29) ad v. supersedere: »Contra S. de rescript. Ceterum. Set hic 
impetrate erant (littere) forme adverse sub eadem data, vel dic: litterarum 
secundarum, vel dic, ut notavi I. de rescript. Ex tenore l. IIl.« (G f. 7* c. 1); 
zu c. 21 Causam Comp. I I. 21 (= c. 16 X I. 29) ad v. invita: »S Non tamen 
si sponte confiteretur, ideo sepa(ra)retur matrimonium ad vocem unius, XXXV. 
Q. VII. S ult. Pone, quod ambo confiteantur. Nec ideo separandum est matri- 
monium, nisi fama esset, XXXV. Q. VI. Si duo (c. 4). Propter duo hec con- 
fessio non nocet isti, et quia extorta et quia contra matrimonium, XXXI. Q. II. 
Lotharius (c. 4). Et no.(ta) speciale in matrimonio, ut confessus in iure pro 
convicto habeatur. Alia specialia notavi I. de testibus Quot. (= c. 20 Comp I 
II. 13). De istis confessionibus collige glosulas I. t. ne lite non contest. Ad 
„hoc deus l’. II.« (G f. 8° c. 1); zu c. un. Requisivit Comp. I I. 32 (31) [= c. 1 
X I. 41] ad v. iure minoris: »S Ut restituat L(nfa) quadriennium a tempore 
contractus. Nam cum ecclesia (s)tatum non mutet, intelligitur in anno XXV. 
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Antwort als Grund an, man sei der Meinung, daß der Papst 
alle Gesetze in ununterbrochener Erinnerung habe, und daß er 
deshalb, wenn er eine neue Konstitution auf Grund sicheren 
Wissens verkünde, einer — entgegenstehenden — früheren dero- 


constituta. Vel dic: Jure minorum censetur in contractibus, non in pre- 
scriptionibus. Dic, ut notavi I. e. t. l'. III.« (Gf. 11 c. 1); zu c. 9 Intelleximus 
Comp. I Il. 1 (= c.7 X II. 1) ad v. per alium: »S Hoc non videtur posse 
stare, quia si iste fecerit pro eo, oportet, quod prius comunicet ei, et si hoc, est 
excomunicatus, XI. Q. IN. per totum. Set dic, quod potest agere per patrem, 
quia iste excusatur, ff. de procuratoribus Set hee persone (b. 3, 3, 35), vel 
er filium fa.(milias), qui patri conmunicare potest, Xl. Q. III. Quoniam multos 
c. 106). Set pone, quod nullus est, qui pro eo stet in causa, nunquid iste 
convenietur impropria (!) persona? Quidam dicunt, quod sic, et propter neces- 
sitatem, I. de reg. iu. Quod non est. Queritur, an exconmunicatus possit ex- 
cipere Dicunt quidam, quod iste exceptionem facti, non iuris potest proponere, 
Ego credo, quod utramque. Set non ne potest reconvenire? Videtur quod sic. 

. Q. VIIL Cuius in agendo (!). Contra III. Q.1. c.I. Item queritur, quis 
iurabit de calumpnia. Dico, quod exconmunicatus, et fiet ei copia sacrorum, 
vel procurator ei si datus fuerit, procurator in rem suam. Queritur, quomodo 
fiet ei corpera (!) sacrorum. Dicimus, quod iurabit in manibus episcopi, l. de 
sententia exconmunicationis A nobis l. II. De hac materia tradidi I. de 
rescript. Si aliquando l'. IIIl.« (G f. 12 c. 2). 

Dagegen fand ich bis jetzt in Vincentius’ Apparat zur Comp. Ill nirgends 
einen Hinweis auf seinen Apparat zur Comp. I. 

Der Apparat zur Comp. I ist vor 1215 verfaßt, da die Beschiüsse des 
4. A Taon, z. B. über die soboles ex secundis nuptiis, nirgends erwähnt 
werden. 

In meiner Abhandlung: Magister Albertus Glossator der Compilatio II, 
Mainz 1925, S. 76 Anm., und in dem Aufsatz : Johannes Galensis als Glossator, 
insbesondere der Compilatio III (Sonderabdruck aus dem Ardiv f. kath. K. R. 
1925, Heft 3/4 S. 19!) habe ich nachgewiesen, daf Vincentius Hispanus audi 
das Gratianische Dekret kommentiert hat. Als Belege hierfür können auch 
die folgenden Glossen dienen: Vinc. schreibt zu c. 1 De quod vult deo Comp. 1 
ll. 1 (= c.1 X IL 1) ad v. nulli diristiano iure videri potuisset: »S Ubi non 
liquet de causa secundum y.(guccion.), IIl. Q. IX. Decrevimus (c. 10), secundum 
vos (I) lite non con.(testata), 1. ut lite non con. Ad hoc deus l. Ill, Accedens 
(c. 4 eod.), LI. (XXV) di. Primum (c. 6), salvo privilegio iudicis appellationis, 
C. de temporibus ap. l’. ul't. S ul't. (C. 7, 63, 10 $ 1), et etiam intellige infra 
annum, quia post annum probatum intelligitur crimen, et ita intelligo XI. Q. III. 
Rursus (c. 36) et illum dico esse casum, ubi in causa criminali transit sententia 


in rem iudicatam, in criminali, alias non, immo ambulatoriam credo, XXXV. . 


Q. IX. Veniam (c. 5), causam criminalem (lI) XI. Q. IIl. Episcopus, presbiter 
(c. 65), XXI. Q. V. Si quis a proprio (c. 2), sicut in matrimoniali, l. de re iudi. 
Lator. Non tamen dico matrimonium separandum post annum, quasi impe- 
dimentum intelligatur probatum per annum durantibus partibus in contumatia 
per annum, nec habent illa c. locum in causa matrimoniali. Aliud enim reme: 
dium inventum est in matrimoniali, quod lite non con. recipiuntur testes, 
l. qui filii sint legi. Relatam, Causam, I.qui matrimonium accusare possunt 
Relatum. Contra Lut lite non con. Accedens ad ap. P. Ill. Dic iliam iniquam, 
vel ponitur ibi ve/ (post appellationem) pro e£ et fuerunt testes recepti lite 
non con.et contra ap. /n aliis recurre ad glosas decretorum« (G f. 12 c. 1); 
zu c. I De illis Comp. 1 V. 14 (= c. 1 X V. 17) ad v. de loco: »S No.(ta) 
per hoc c. evacuandam oppinionem illorum, qui dicunt, quod ubi quis con- 
mittit crimen, ibi debet conveniri et terminabitur causa per sententiam ante 
suum iudicem, arg. ff. de custo. et exi. reorum De militibus (D. 48, 3, 9). Set 
non est verum, arg. hic et in aut. ut nulli iudicum S Si quis vero (Nov. 134 
c. 5). De hac materia habes III. Q. VI. Ibi semper (c. 1) in glosa, que incipit : 
Nota: Dicunt ber.: Ibi causa agi debet, ut (!) crimen conmissum est, 
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giere. Die Tatbestände dagegen seien unzählig und deshalb 
könne sie der Papst nicht alle in Erinnerung haben, und der 
Grund, weshalb Rechtsunkenntnis entschuldige, Tatsachenunkennt- 
nis aber nicht, sei eben der, daf das Recht begrenzt sei, den 
Tatbeständen hingegen Grenzenlosigkeit zukomme !). 


C. ubi de crimine agi opor Si cui« (!) (C. 3, 15, 2), ff. ad 1. iul'. de adul. 
Denuntiasse S Queritur (D. 48, 5, 18 [17] § 6), ff. de liberali causa Duobus 
(D. 40, 12, 30) et I. Libertis (!) $ Si duo« (1.7 83) [G f. 53' c. 2]; zu c. 5 
Ecclesia Comp. MI Il. 1 (= c.10 X I. 2, c.3 X II 16) ad v. vel de vitio 
litigiosi: »S Et quare hoc, cum res litigiosa transferri possit ex causa trans- 
actionis, C. de litigiosis 1. ul't. (C. 8, 36, 5 |4]). Solutio: Totum fuerat factum 
in fraudem, ut patet in integra (decretali). Dic ergo, quod agetur de vitio etc. 
agendo de pena contra I. de arteia et ad rem contra monasterium. De /itigiosis 
autem notatur tibi glosula XI. Q. I. Quia res (c. 50). Et notabis hic versus: 

Non viclosa datur res, si dos coustituatur, 

Si sit legatum vel sit divisio fratrum, 

Vel in transactum vel ne pereat, timeatur« (G f. 117 c. 2. Auch die 
Glosse zu c. 5 Archidiaconis Comp. I I. 15 = (c. 6 X I. 23) ad v. Ardidiaconis: 
»S Hic repete omnia, que habes XCIII. di. c. ul't.«« (G f. 6' c. 1) dürfte 
einschlägig sein. Denn jedenfalls will Vinc. hiermit mehr als nur auf cap. 3 
D. XCIV verweisen. — Uebrigens hat bereits G. Pancirolus [t 1599] (De claris 
legum interpretibus 1.3 c. 3, ed. Lips. 1721 p 318 sq.) zutreffend den Vinc. 
unter den Glossatoren des Gratianischen Dekrets aufgeführt. Er war also in 
dieser Hinsicht besser unterrichtet als Sarti (cf. Sarti I2, 411). 

Ich móchte gleich hier noch folgende belangreiche Glosse aus dem 
Apparat des Vinc. zur Comp. /// mitteilen. Er schreibt zu c. 1 Per tuas IV. 12 
(= c. 12 X IV. 17) ad v. affidasse: »S Ergo hoc modo potest quis probare 
se filium alicuius, arg. ff. de liberis et postu. Postumus S utt. (D.28, 2, 14 $ 2). 
Arg. contra ff. de condi. et demon. Lutius ticius (D. 35, 1, 83), ubi dixi, 
quod huiusmodi testamentum non valet: Instituo te heredem, si te probaveris 
lilium meum esse, quia huiusmodi conditio, ut dicit, non est. Set verum est, 
quod non de facili probatur et tamen probatur, quia ille se gerebat pro patre 
et ille pro filio, S. de spon. Illud 1. 1, ff. ad maced'. (D. 14, 6) 1. HI., I. de 
parrochiis Coram, vel probando, quod frequenter habuit accessum ad matrem 
suam et ei cohabitabat, ff. de hiis qui sui vel alie sunt Nepotes S Filiums 
(D. 1, 6, 5, 6) [G. f. 161° c. 2]. Damit ist bewiesen, daß Vincentius auch 
Zivilist war. 

Dem sei beigefügt, daß ich bis jetzt auf keine einzige Glosse des 
Vincentius zur Comp.ll gestoßen bin. 


1) »S Hoc est privilegium cistrien., ut ordinis mentio fiat in litteris, I. 
de res, Cum ordinem l'. Il. Idem in qualibet ecclesia quoad numerum et 
iuramentum, I. de res. Constitutus l. III. Idem si non fiat mentio de appellatione, 
l. de re iu. Cum illius l’. III. . . Queritur, quare in rescriptis exigitur, ut fiat 
mentio de aliis et non in legibus semper, et est ea ratio, quia omnium legum 
intelligitur papa continuam habere memoriam, C. de testamentis Omnium 
(C. 6, 23, 19), et ideo cum ex certa scientia promulgat secundam constitutionem, 
per secundam derogat, C. de legibus Set et posteriores (D. 1, 3, 28). Facta 
autem sunt infinita, ideo non potest omnium habere memoriam, C.de ve.iu.enu. 
(C. 1, 17) I. IL, et hec ratio, quare ignorantia iuris non excusat et ignorantia 
facti excusat, quia ius finitum est, facta infinita, ff. de iuris et facti igno. In 
omni (D. 22, 6, 2). Quod autem dico . .« (G f. 1° c. 1). 

Im Archiv 1925 S. 500? habe ich aus dem Apparat des Vinc. zur Comp. I 
zwei Glossen mitgeteilt, in denen des Legisten Cacciavillanus Erwähnung 
geschieht. Das Gleiche ist der Fall in der Glosse zu c.2 Debitores Comp. I 
ll. 17 (— c. 6 X II. 24) ad v. cogendi sunt, welche lautet: 

»S Contra: Dolo petit, qui quod petit, statim restituturus est, I. de 
pons primum Veniens (c. 15 Comp. I IV. 1), ff. de doli exceptione 1. Dolo 
(D. 44, 4, 8). Solutio: Hoc, cum quis agit possessorio iuditio, contraria, cum 
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Wiederum kommt Vinc. auf unser Thema zu sprechen in 
der Glosse zu c. 17 Ex parte Comp. I I. 21 ad v. memores, 
wo er in offenbarer Abhängigkeit von Laurentius (s. oben S. 3) 
erklärt, die — bekannte — Anschauung des Melendus sei wahr 
hinsichtlich der allgemeinen Gesetze, da man annehme, der Papst 
habe dieses Recht im Schreine seiner Brust, etwas anderes gelte 
hinsichtlich der Spezialgesetze !). 


agit petitorio, S. de resti.spo.Super illa. Set nonne iste petitorio agebat? Certe 
ita, non tamen ei negantur usure. Ideo quidam dicunt, quod hoc non fit de 
rigore iuris, set propter iuramentum. Vel distingue (cum) cachavillano, utrum 
quis ex una eademque causa teneatur petere et restituere, et sic illud dolo 
petit etc., vel ex una petere et alia rastituere ut hic. Ratione enim iuramenti 
creditor petit, restituere vero tenetur condictione indebiti. Usure enim indebite 
sunt, et hoc secundum ius canonicum. Ad hoc satis prestat arg.ff. de pact. Si unus 
S Pactus (D.2, 14, 27 82). Arg. hic: Non cuiconque datur accio, datur 
exceptio. Contra ff. de superfitiebus 1. 1.« (G f. 17 c. 1). 


1) »$ Nota dignum est. Hic videtur enim, quod oportuit fieri men- 


tionem de primo privilegio in secundo. Contra S. de rescript. c. I., et hic 
dicunt quidam, quod multum interest, si generale est tale, quod recasurum 
sit in unam singularitatem, ut est hic de archidiaconatu, et tunc oportet, quod 
fiat mentio in secundo de primo, vel recasurum sit in plures, quale est illud, 
quos licet ei appellare in qualibet causa, et tunc non oportet fieri mentionem. 

et secundum hoc videtur illud nullius momenti esse, quia per quamlibet 
singular(itat)eem derogabitur illi. Ideo dicendum est, quod ibi in secundo fuerat 
facta mentio de priori, quod bene probatur hic. Set insurgit men. fovens con- 
trariam oppinionem, quod non exigitur tali ratione, quia privilegium est lex, 
di. III. Privilegia (c. 3. set licet in una lege non fiat mentio de aliis, dero- 
gatur tamen illis per illam. Solutio: Illud est (!)) de legibus conmunibus [G: 
omnibus] verum est, quia illud ius fingitur papa habere in scrinio sui pectoris, 
in spiritualibus (!) vero secus« (G f. 8 c. 2). 

Nebenbei sei bemerkt, daß die von Juncker Jos. in seiner Abhandlung: 
Summen und Glossen, Beiträge zur Literaturgeschichte des kanonischen Rechts 
im zwölften Jahihundert (Z. S.-St. Kan. Abt. XIV [s. Ardiiv 1925 S. 502 
Anm ] S. 421*) aus der Summa des Johannes Faventinus mitgeteilte Stelle aus 
Rufinus und Stepbanus (s. Schultes Ausgabe p. 16: »crapula. Quod ex potu . .« 
[Cod. Bamberg. Patr. 18 (B. III. 21) f. 158° c. 2] kompiliert ist. Die Johannes- 
stelle S. 4266 (zu c. 6 C. XXIV q. 2 ad v. dipticis) ist vollständig Stephan- 
sches Gut. St. schreibt zu c. 6 cit: »Sane profertur usque in sacris 
dictis, i. e. scripturis sive opusculis suis. Alia littera habet dipticis. Dicunt 
autem quidam, quod diptice sunt colunpne, ubi inmagines patrum in 
suo cathalogo ponuntur. Alii dicunt dipticas esse matriculas, i. e. generales 
quasdam in ecclesia cartulas, in quibus nomina et ordines ecclesie continentur. 
Nonnulli dicunt dipticas esse tabulas« (Cod. cit. f. 221 c. 2, f. 221' c. 1). Die 
S. 444! stehende Johannesstelle ist wieder eine Kompilation aus Stephanus 
und Rufinus (s. Singers Ausgabe p: 73). Auch der Johannestext zu c. 1 D. 
XCII ad v. ut vobis dicat (S. 4519) ist aus Stephan entlehnt. Auch »Set hic 
dicitur — de quo non constat« ist dessen Eigentum (Cod. cit. f. 176° c. 2). 
Nur die Schlußworte: »illud in aliis episcopis generaliter optinet« stammen 
aus Rufinus: »Set illud generaliter de aliis episcopis (intelligitur). (s. Singers 
Ausgabe p. 184). Die S. 4544 abgedruckten Ausführungen der Summa des 
Joh. Faventinus zu c. 23 C. XXIII q. 1 ad v. ego neminem finden sich tat- 
sächlich wortwörtlich bereits bei Stephan: »Supra videtur contra C. V. q. V. 
Non vos (c. 1). Ibi enim dicit, quod non est celandum crimen alterius, hic 
celat ambrosius. Solutio: Celandum est, i. e. non publice manifestandum est, 
cum est spes correctionis per privatam anmonitionem sicut hic; indicandum 


166 Gillmann 


Endlich ist hier einschlägig des Vinc. Glosse zu c. 47 Vel 
ex malitia Comp. I Il. 20 ad v. minori etiam intelligentia pre- 
pediti. Im Eingang dieser Dekretale weist Papst Gregor VIII. 
u. a. darauf hin, er werde tagtäglich durch eine solche Menge 


est, cum iam nulla secreta anmonitione corrigi potest« (Cod. cit. f. 196 c. 1) 
[Zweifellos ist auch im Cod. Phill. 1742 (= Cod. Berol. lat. 96) zu lesen: 
». . Non est izdicandum . . tunc autem irdicandum est . .«]. Die Johannes- 
stelle zu c. 1 C. XXXV q. 2 et 3 (S. 471!) setzt sich folgendermaßen zu- 
sammen: »De affinitate con(sanguinitatis), i. e. que consanguinitatis est 
= Rufin), procedit usque in septimam. Istud »usque« inclusivum est (= Stephan 
[Cod. cit. f. 235 c. 1]. observare, ne scilicet infra hos gradus inventi carna- 
liter copulentur (== Rufin |Singners Ausg. p. 516). hereditas rerum, i. e. 
facultatum tenporalium, per legales instrumentorum diffinitiones, i. e. per 
legum factiones (!, que loquendo de successionibus de instrumentis, quibus 
deferuntur, i. e. testamentis et codicillis, loquuntur usque ad septimum et 
etiam ultra, set infia non subsistit. succederent ab intestato« (= Stephan 
(Cod. cit. 1. c); vgl. Rufin [Singer 1. c.]]S. Die Johannesstelle zu c. 70 C. XII 
q. 2 ad v. mistici poculi forma: »ld est calix . . ecclesie venditur«. (S. 471%) 
ist wortwörtlich aus Stephanus entlehnt (cf. Cod. cit. f. 202 c. 2). 

Juncker veıtıitt die Anschauung (a. a. O. S. 4659), daß eine Edition 
der Summa des Johannes Faventinus von sehr großer Bedeutung wäre. Ich 
muß dem gegenüber bei meiner früheren Ansicht (s. Archiv 1909 S. 460?) 
verharren, daß derjenige, welcher die durchgängige Abhängigkeit dieser 
Summa von Rufin und Stephan näher kennt, den Wunsch nach einer baldigen 
Herausgabe der Summa kaum unterstützen wird. Ich glaube, daß auch Juncker, 
wenn er jene Abhängigkeit so eingehend wie ich geprüft hat, mir wohl zu- 
stimmen wird. Wenn bei der Edition eine Wiedergabe der wörtlich oder so 
gut wie wörtlich entlehnten Partien nicht erfolgte, dann bliebe nicht gar sehr 
viel übiig. Freilich wäre es doch von Interesse zu wissen, inwieweit Johannes 
den Rufinus und inwieweit er den Stephanus ausgeschrieben hat. 

Noch sei festgestellt, daß Stephan zu c. 41 S 5 C. II q. 6 auch nach 
der Bamberger Hs (f. 187° c. 1 sq.) schreibt: »Si attendas summam in prin- 
cipio questionis et hanc legem . . distingues« (zu S.. 4135), ferner zu c 17 
D. XXX (f. 164' c. 1): ». . Vel dies repromissionis vocat ..« (zu S. 423! 
[S. 424]. Doch ist »pro« durch nachträglich darunter gesetzte Punkte ge- 
strichen. — S. 453? Z. 9 v. o. ist nach »Inprimis« »contra« zu setzen (Cod. 
Vat. 2280 f. 243° c. 1). 

Ganz im Vorbeigehen móchte ich bemerken, daß die zitieite Bamberger Hs 
f. 289 c. 1 eine sehr interessante Überleitung von Causa I zu Causa II — 
am Rand steht: C.(ausa) II. — enthält, lautend: »S Hactenus magister gratia- 
nus egit de personis ostendens, que a quibus ad quos ordines vel dignitates 
possint promoveri. Hic autem de actionibus consequenter iuxta propositum 
er [vgl. Ardiiv 69 (1893), 44324]. Vel aliter. ut dicamus secundum 
triplex genus doctrine hoc opus institutum, s.(cil.) morale, iudiciale, sacra- 
mentale, postquam egit de morali, hic agit de iudiciali.« Hierauf folgt eine 
kleine Abhandlung über das iudicium: »Unde videndum, quid sit iudicium . .« 
(s. Archiv a. a. O.) F. 239* c. 1 steht eine kleine Abhandlung über das 
Thema’ »Quod (!) modis res ecclesie alienari possunt«. Die Antwort beginnt 
mit: »S Pro redenptione captivorum, ut Infra q. e. (— q. 2 C. XII) Aposto- 
licos (c. 13), Et Sacrorum (c 14) — am Rand steht: »I« = primo —. Secundo 
pro alimonia pauperum . .« und schließt mit: »nec distrahi privatis personis 
debent« (f. 239° c. 2. — Ich brauche kaum hervorzuheben, daß nach dem 
Verfasser der vorstehenden Überleitung von Causa I zu Causa II nicht mit 
Causa I, sondern erst mit Causa lI ein neuer Teil des Gratianischen De- 
krets beginnt. Übiigens steht auch in dem das Gratianische Dekret enthal- 
tenden Cod. Vat. 1368 am Schluß der Causa 7: »Explicit prima pars decreti. 
deo gr.«(atias) [f. 90° c. 2]. Desgleichen lesen wir in Cod. 1 der Frankfurter 
: Stadtbibliothek am Schluß der Causa / des Gratianischen Dekrets: 
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von Geschäften bedrängt, daß er wegen körperlicher Schwäch- 
lichkeit und auch wegen geringerer Erkenntnis außer stande 
sei, allen in gehöriger Weise zur Verfügung zu stehen. Hierzu 
stellt Vinc. die in seinem Sinn zweifellos bejahend zu beant- 
wortende Frage, ob denn der Papst nicht das ganze Recht in 


»Explicit prima pars decreti uunn. 

Explicit prima pars decreti nnuu.« : 

(In beiden Zeilen sind die unterstrichenen Buchstaben rot geschrieben.) 
Am Schluß der D. CI hat die Frankfurter Hs: »Expliciunt distinctiones de- 
creti. R.« In Cod. Vat 1369 steht am Ende der Causa I: »Explicit prima. In- 
cipit secunda«, wobei aber wohl »causa« zu ergänzen sein wird. In Cod. Vat. 
2280 (enthaltend Huguccios Summa zum Gratianischen Dekret) finden wir am 
Schluß der Causa I (f. 105° c. 2): »Explicit prima pars huius summe huguic- 
cionis.« — Im nächsten Heft des Archiv werde ich darlegen, wie die älteren 
Dekretisten über das System des Gratianischen Dekrets dachten (vgl. Sohm, 
> ee KR und das Dekret Gratians, München-Leipz. 1918, S. 

Betreffs der Zitiermethode Bernhards von Pavia weist Juncer darauf 
hin (S. 398 Anm.), daß B. Dekretstellen nie, Dekretalen hingegen immer mit 
Infra und Supra anführt. Dem möchte ich beifügen, daß B. in seinen von 
ihm selbst sogenannten Casus auch auf Dekretstellen mit Supra und Infra 
verweist. S. Laspeyres’ Ausgabe der Summa decretalium Appendix IV, 
p. 333, 337, 342, 346, 347 (»iníira«), 348. Ferner schreibt Bernhard 
2. B. zu c. 2 Osius Comp. I I. 4 (= c. 2 X I. 6) ad v. ut nec laicam in fine 
communionem talis accipiat: »Laica communio dicitur duobus modis. Dicitur 
enim laica communio, que conceditur clerico vel monaco in gravioribus ex- 
cessibus, s.(cil.) ut agat penitentiam extra chorum cum conversis laicis, ut 
S.(upra) di. LXXXI. Si quis episcopus (c. 13). Item dicitur viaticum corporis 
Christi ut hic« (H f. 2' c. 1); zu c. 18 (15) Nosti eod. (= c. 9 X I. 6) ad v. 
revocare : »Videtur ergo, quod possit contra factum suum venire. Quod enim 
illicite feci, possum licite revocare, arg. C. XXXV. Q. VIII. Quisquis (c. 3) et 
S. di. XXVIII. De siracusane (c. 18) et Infra de rebus ecclesie al. Si quis et 
C. de liberali causa (C. 7, 16) 1. I. et C de agricolis et cen. Quemadmodum 
(C. 11, 48 (47), 7) . .« (H f. 3' c. 1); zu c. 21 (18) Significasti eod. (= c. 4 
X LI. 6) ad v. sacramentum : »S.(cil.) illud, quod est S. e. c. proximo. Set 
opponitur: Concessio pallii continet plenitudinem of.(ficii) archiepiscopalis, ut 
hic dicitur, ergo habet annexum ius spirituale, non igitur ista conditio est 
apponenda in eius datione, alioquin presumitur munus ab obsequio et incidere 
videtur in speciem simonie. Respondemus: Condicio in huiusmodi alia honesta, alia 
inhonesta; honesta, que a canonibus aprobatur ut hic, ut Supra di. C. In ea 
(c. 5), inhonesta, que a sacris canonibus inprobatur, ut arg. Infra. de simonia 
Ex diligenti. De huiusmodi condicionibus habes di.(stinctum) in summa et 


Infra de condit. appo. Item opponitur Infra de r.(egulis) iuris Indignum. Set 
ibi solutum in casibus poteris invenire . .« (H f. 3° c. 2); zu c. un. Requisivit 
Comp. I I. 32 [81] = c. 1 X I. 41) ad v. il/esa servari: »Non ergo est ibi 
necessaria in integrum restitutio, si est illesa servata, quia non est opus sanis 
medicus, set male habentibus (Mat. 9, 13). Item si est illesa servata, non ergo 
translatum est dominium rei nec debet ad ecclesie proprietatem redire, quod 
videtur contra id, quod statim subiungitur infra. Set intelligendum est eccle- 
siam illesam servari non ipso iure, set beneficio in integrum restitutionis, quia 
nec videtur transisse, quod statim rediit, arg. S. de penitentia di. I. Divor- 
cium (c. 21). Nam quantum ad eífectum non multum interest, ipso iure an 
restitutione servetur illesa, arg. ff. de regul'. iu. Nichil interest« (D. 50, 17, 112) 
[H f. 14* c. 2]; zu c. 4 Relatum est Comp. I II. 24 (= c. 2 X Ill. 28) ad v. 
in morte: »Sive in vita, non tamen in sanitate, ne sit contra S. XVIIII. Q. III. 
Perlatum (c. 8) et Infra e. De his. Vel dicas quantum ad eos, qui in sanitate 
convertuntur, hoc c. esse correctum per illud c. De his« (H f. 39' c. 2); zu 
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seiner Brust habe, sowie die weitere Frage, warum er also das 
sage, und gibt auf letzteres die Antwort, der Papst spreche so 
aus Demut’). | 

Tankred übernimmt in seinem Apparat zur Comp. I?) die 
Glosse des Alanus zu c. 1 Sicut romana I. 2 ad v. deferendum 
in dem hier einschlägigen Teil wortwórtlich $), schließt sich also 


c. 2 In dominicis Comp. I. Ill. 25 (= c. 2. X Ill. 29) ad v. contempto: »Nam 
alias ire posset, non tamen in maioribus sollenpnitatibus suam ecclesiam parro- 
chialem relinquere debet, ut arg.S. de con.di.l.Si quis et ex.« (e: 35) [H f. 
40' c. 1]; zu c. 9 Qui scandalizaverit Comp. I V. 37 (= c. 3 X V. 41) ad v. 
quam veritas relinquantur: »Videtur contra S. di. XXXIII. Usque adeo (c. 5), 
ubi veritas sive misericordia relinquitur propter scandalum vitandum. Set 
distinguitur, utrum scandalum oriatur circa ea, que pertinent ad capescendum 
regnum dei an circa alia. Primo casu scandalum est contenpnendum nec propter 
ipsum est veritas relinquenda, ut hic, secundo propter scandalum est a licitis 
abstinendum, ut ibi. Tamen beatus gregorius super ezechiel omel'. VII. distin- 
guit, utrum scandalum sine peccato evitare possimus aut non. . .« (H f. 83 
c. 2). — Vgl. auch Archiv 1925 S. 5211. 

Bei oberfláchlicher Betrachtung scheint es, daß Bernhard in seiner 
Glosse zur Comp. I mit Infra häufig auch auf Dekretstellen verweist. S. 
Laspeyres |. c. Appendix III p. 326 n. 24. Weiterhin schreibt B. z. B. zu c. 5 
~i quando Comp. I I. 2 (= c. 5 X I. 3) ad v. incrementum : 

»/. IIl. Q. VI. Ei qui appellat (c. 41), | 

I. de officio vicarii Mandata. b.« (Cod. Bamb. Can. 20 [P. II. 7) (— B) 
f. 1° c. 1); zu c. 21 (18) Significasti Comp. I I. 4 ad v. evitanda: »S Arg. àli- 
quid statuendum ad cautelam futurorum, ut 

I. di. XXIII. In nomine (c. 1), 

S. e. t. Licet. b.« (B f. 2° c. 2; zu c. 2 Ministerium Comp. I I. 16 
(— c. 2 X I. 24) ad v. negligenter: ; 

»f. di. LXXI. Dictum (c. 8), 

S. de officio or. c. I. b.« (B f. 5' c. 2); zu c. 2 Ad audientiam Comp. 
I I. 20 (= c. 1 X I. 28) ad v. contraria rationi: 

»/. di I. Consuetudo (c. 5), 

C. de rei ven. 1. Judicia (C. 3, 32, 19), 

I. di. VIII. Frustra (c. 7), 

J. di. XVIIII. Sicut romanorum (c. 1), 

S. de consuetudine c. I. b « (B f. 6 c. 2); zu c. 10 Maioribus Comp. 
I M. 5 (— c. 8 X lll. 5) ad v. divisionem : ee 

»I. di CI. Pervenit (c. 1), 

I. c. prox. et c. Avaricie, 

I. XVI. Q. VII. Sicut domini (c. 19), 

I. XXI. Q. II. Sicut (c. 4), 

f. XII. Q. I. (ID Quattuor (c. 27), Ut integram (?), 

S. de alien. iu. mu. causa. b.« (B f. 22 c. 1); zu c. 3 Super hoc 
Comp. I IV. 7 (= c. 3X IV. 7) ad v. perpetuo penitentia: »S I. e. gene- 
raliter. $ Arg. prebenda privandum, cui non vacans promittitur, /. II. Q. I 
Inprimis (c. 7), Z. XXXI. Q. I. Relatum (c. 4), S. de concess. ecc. non vac: 
Nulla. b.« (B f. 38' c. 2). Allein es scheint, daß hier in allen einschlägigen 
Fallen »L« nicht in »Infra«, sondern in »In« aufgelóst werden muf, da die 
Verweisung auf Dekretstellen mit »Infra« unverständlich wäre. Ebenso wird 
es sich wohl auch bei Laspeyres 1. c. p. 347 (s. oben) verhalten. 


1) »S Set nonne habet papa totum ius impectore (!), C. de testamentis 
Omnium, quare ergo hoc dicit? Solutio: Ex humilitate« (G f. 22 c. 2). 


2) Enthalten z. B. in A, C und D. 
3) S. oben S. 1582. 
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auch seiner Anschauung vollstándig an. Zu c. 17 Ex parte 
Comp. I I. 21 ad v. non obstantibus litteris führt T. zunächst 
aus: »S Hic aperte habes, quod privilegium secundum non valet, 
nisi faciat mentionem de primo, extra.ILde rescrip.Cum ordinem. 
Set contra S. de rescriptis c. I. Solucio: Hee prime littere licet 
fuissent generales nomine, tamen speciales erant potestate et 
effectu, quia recasure erant tantum ad unum archidiaconatum. 
Unde cum sint priores, istis secundis prevalent, licet specialiores 
videantur secunde, quia non faciunt mentionem de primis spe- 
cialibus saltem quo ad effectum. £.«!) Hierauf läßt er — ohne 
Gegenbemerkung und demnach zustimmend — die oben S. 160! 
mitgeteilte Laurentiusglosse folgen, worin es heißt, man nehme 
an, daß der Papst die allgemeine Gesetze im Schreine seiner 
Brust habe, während es sich mit Spezialgesetzen anders ver- 
halte ?). 

Wie Hostiensis in seiner Summa aurea?) über unseren 
Gegenstand sich ausspricht, habe ich im Archiv 1912 S. 12 dar- 
gelegt. In seinem später verfaßten Apparatus in decretales Gre- 
gorii LX. vertritt H. zu c. 1 Sicut romana I. 3 die Anschauung, 
daß durch ein späteres Reskript einem vorausgehenden — nicht 
erwähnten — Privilegium nur dann nicht Eintrag getan werde, 
wenn das Privilegium nicht im Rechtsbuch enthalten sei. Andern- 
falls scheine das Vorrecht durch das nachfolgende entgegen- 
stehende Reskript widerrufen zu sein. H. begründet seine An- 
sicht damit, daß der Fürst, weil er alle Rechte im Schreine 
seiner Brust habe, ein Privilegium zu widerrufen scheine, nach- 
dem er ein damit nicht vereinbarliches Reskript gewähre. Anders 
sei es hinsichtlich dessen, was nicht im Rechtsbuch stehe, da in 
derlei Dingen das Vergessen den Fürsten oft täusche, wie auch 
der Erblasser sehr oft seinen früheren Willen vergesse, und des- 
halb werde nicht vermutet, daß er ihn widerrufe, wofern er dies 
nicht zum Ausdruck bringe *). 


1) A f. 10'c. 2; C f. 18' c. 1. In D(cf.f. 11 c. 1) fehlt dieses Glossenstück. 

2) In A ist von späterer Hand mit blasserer Tinte beigefügt: »quia 
illarum omnium habere memorlam non est possibile homini, ut C.de 
veteri iu. e. Il. II. S Si quid autem« (S 13 [14]) (1. c.). 

m 3) Die Entstehungszeit der Sum. aur. anlangend vgl. Arhiv 1922 

Anm. 

4) »Illud tamen, quod dixi, quod per rescriptum posterius non preiudica- 
tur privilegio precedenti, ita demum verum credo, si privilegium non sit 
corpore iuris clausum. Alias bene videtur revocatum, sicut in diversis privi- 
leglis dixi supra v. Set si utraque. Bt est ratio, a cum princeps habeat 
omnia iura in scrinio pectoris, ut C. de testamentis Omnium, videtur revocare 
privilegium, ex quo contra ipsum rescriptum concedit. In his autem, que non 
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Offensichtlich wollen all die genannten Autoren mit der 
= Lehre, daß der Papst (der Fürst) das ganze Recht — alle Rechte, 
alle gemeinen Rechte, die allgemeinen Gesetze — in seinen 
Schreinen, bezw. in seiner Brust oder im Schreine seiner Brust 
— habe, ebenso mit der Lehre, daß man annehme, der Papst 
(der Fürst) habe alle Rechte usw. im Schreine seiner Brust, hier- 
mit wollen sie nichts anderes sagen, als daB der Papst (der 
Fürst) alle Rechte — alle gemeinen Rechte, die allgemeinen 
Gesetze —, wie man annehme, kenne bezw. bei Ausübung seiner 
Leitungsgewalt, insbesondere seiner gesetzgeberischen Gewalt 
vor seinem Geist gegenwärtig habe. Vom Umfang der päpst- 
lichen Rechtschaffungs- oder Gesetzgebungsgewalt oder gar von 
einer päpstlichen Rechtschaffungs- oder Gesetzgebungsallgewalt 
ist hierbei absolut keine Rede. Und daß es mit dem fraglichen 
Ausspruch des in der Rechtswissenschaft sehr bewanderten 
Papstes Bonifaz VIII. nach Wortlaut und Zusammenhang keine 
andere Bewandtnis hat, bezw. haben kann, darüber kann unter 
voraussetzungslosen Forschern m. E. kein Zweifel sein. 

In welcher Weise die ersten Kommentatoren des Liber 
sextus, Johannes Andreä, Johannes Monachus und Archidiakonus, 
das Bonifazianische Diktum verstanden, habe ich im Archiv 1912 
S. 13—17 ausgeführt. Johannes Andräe betreffend sei hier her- 
vorgehoben, daß er auf jenen Ausspruch so wenig Gewicht legte, 
daß er ihn im summarium zu c. 1 in VIte JII. 2 vollständig über- 
ging!) Zugleich möchte ich meine dortige Darstellung S. 17 
dahin berichtigen, daß Johannes Andreà in seiner Novella super 
sexto decretalium zu c. 1 cit. gegenüber dem Einwand des 
Archidiakonus, l. 19 C. de testam. entbehre der Beweiskraft für 
den Bonifizianischen Ausspruch, betont, jene Stelle sei tatsäck- 
lich beweiskräftig, wofern man nur ihren vollen einschlägigen 
Wortlaut berücksichtige ?). 


sunt corpore iuris clausa, secus est, quia ibi sepe fallit ipsum oblivio, arg. 
infra de purga. cano. Cum in iuventute S ultin prin.et C.de pet.bo. subla. 1. I. 
li. X. (C. 10, 12, 1), sicut et testator plerumque tradit oblivioni priorem volun- 
tatem, quare non presumiter revocare, nisi hoc exprimat, ut if. de le. III. Si 
quis in principio respon. Il. Alii contra . .« (ed. Argentin. 1512 f. 10 c. 3). 

1) »Nova constitutio principis tollit primam contrariam, quamvis id non 
exprimat; speciales consuetudines et statuta rationabilia non tollit, nisi id exprimat.« 

2) n.9: ». . In glo.(sa) Ill. (ad v. habere) ibi Omnium dicit Archi- 
diaconus, quod hec lex non probat, ad quod inducitur, cum ibi dicat foto 
iure, quod in nostris est scriniis constitutum, non dicit pectore: sed si 
perficiatur oratio, bene facit — die Ausgabe hat: Bonifacii — ibi nec de eius 
successione tractabitur, qui nobis mediis et toto iure usque constitutum 
teste succedit. ltem quod de scriniis pectoris intelligitur, probat hec litera et 
concordat de appell. Sepe (= c. 44 X II. 28) in princ., et ibi Preterea (= c. 12 
D. XXIII). Ibi non erat oblivio iuris, sed exemplorum« (ed. Lugdun. 1527,f. IHI c. 1). 
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Was die bezügliche Anschauung der Späteren angeht, so 
sollen hier noch Petrus de Ancharano, Dominikus de s. Gemi- 
niano und Panormitanus zu Wort kommen. 


Petrus de Ancharano (+ 1416) bemerkt in seiner Lectura 
super sexto decretalium zu unserem Kapitel, daß es hinsichtlich 
der Ortsgewohnheiten und -statuten beim Papst recht wohl ein 
Nichtkennen geben könne, u. zw. nach unserem Kapitel deshalb, 
weil es sich hierbei um Tatsachen (Handlungen) handle und sie 
— die Ortsgewohnheiten und -statuten — in Tatsachen (Hand- 
lungen) bestünden. Dabei folge-aus dem Wortlaut des Kapitels, 
daß die /rrtumsmöglichkeit beim Papst nicht bloß gegenüber 
fremden Handlungen, sondern auch gegenüber eigenen Hand- 
lungen gegeben sei. Daher komme es, daß durch ein nach- 
folgendes Privilegium oder Reskript ein voraufgehendes nicht 
aufgehoben werde, außer es geschehe dessen Erwähnung. Und 
der Grund der /rrtumsmöglichkeit liege nicht bloß beim Papst, 
sondern auch bei jedem beliebigen Privaten in der Mannigfíaltig- 
keit der zu erledigenden Geschäfte '). . | 


Dagegen werde hinsichtlich der — allgemeinen — Rechte 
gemäß unserem Kapitel ein Nichtkennen beim Papst nicht 
vermutet und deshalb scheine er, wenn er einen Unfähigen zu 
einer Ehrenstelle befördere oder sonst irgend einem eine Stelle 
im Widerspruch mit den Rechtsbestimmungen verleihe, von jenen 
Rechtsbestimmurigen zu dispensieren ?). 


Nach Dominikus' de s. Geminiano Darlegungen zu unserem 
Kapitel gibt es beim Papst keine Rechtsunkenntnis und demnach 
scheine es, daß ein dem Recht widersprechendes päpstliches 


1) »Sexto nota, quod papa potest probabiliter ignorare consuetudines 
et statuta locorum. Ratio redditur in text.(u), quia sunt facti etc, Et adverte, 
quod dicit facti simpliciter et non facti alieni, per quod arguit, quod etiam 
In his, que consistunt in facto proprio, papa probabiliter errat. Hinc est, quod 
5i ferat sententiam interlocutoriam contra primam, presumitur per errorem et 
per circonventionem, ut est casus nota.(bilis) in c. (Cum) olim de reg. (l) iu. 
(c.12 X II. 27. Hinc est, quod per secundum privilegium vel rescriptum non 
tollitur primum, nisi de ipso fecerit mentionem, de prescrip. Veniens. Et ratio 
huius est multiplicitas negotiorum, que nedum in papa, set in alio quocunque 
privato, ut 1. pe. ff. de confes. (D. 42, 2, 7), et no.(tat) Bar.(tolus) ff. eo. 1. I< 
(n. 5, ed. Lugdunen. 1543, f. 4 c. 2). — Bartolus betr. vgl. Savigny, Geschichte 
des römischen Rechts im Mittelalter 6% (1840), 137—184. 


2) »Set quia iura non presumitur ignorare ut hic, promovendo inhabilem 
ad honorem vel aliter contra iura alicui conferendo, utrum videatur contra 
illud ius dispensare, dic, ut tangit dar. in 1. Quidam consulebat de re. iu. 
(D. 42, 1, 57), Inn (ocent.) in c. Veniens de fil. presby. Facit, quod no.(tatur) 
In c. Statutum post prin. infra t. L.« (œ c. 11 in VIte I. 3 n. 5) [L c]. 
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Reskript Geltung habe, wenn darin des Rechts auch keine Er- 
wähnung geschehe !). 


Bei seinen Bemerkungen zur Glossa ordinaria eod. ad v. 
habere teilt er zuerst die oben S. 170* stehenden Ergänzungen aus 
der Novelle des Joh. Andr. mit?) und erklárt dann weiterhin, 
nach Joh. Andr. habe der Papst alle Rechte im Schreine seiner 
Brust hinsichtlich der /nterpretation, da ihm die Auslegung aller 
Rechte zustehe, dagegen habe er nicht alle Rechte im Gedächt- 
nis?), verweist aber demgegenüber auf Johannes Fantuzzi, nach 
welchem der Wortlaut unseres Kapitels besage, daß der Papst 
die Rechte probabiliter nicht nichtwisse*). Dom. selbst folgt der 
Anschauung des Antonius de Butrio (t 1408), wonach der Papst 
praesumptive alle Rechte im Schreine seiner Brust hat°). Doch 
könne zuweilen tatsächlich das Gegenteil vorkommen, da das 
Gedächtnis des Menschen schwach sei. Deshalb könne sich der 
Papst bisweilen hinsichtlich des wahren Sinnes eines Gesetzes 
irren. Und deshalb sei die Frage, ob der Papst die Kenntnis 
von der Beobachtung eines allgemeinen Kirchengesetzes habe, 
zu verneinen, da es sich hier um eine Tatsache handle. Stehe 
dagegen die Kenntnis eines allgemeinen, alle betreffenden 
Kirchengesetzes zur Frage, dann werde diese Kenntnis auf seiten 
des Papstes, obwohl er sich irren könne, vermutet, u. zw. des- 
halb, weil die allgemeinen Gesetze auf Grund reiflicher Über- 


1) »Nota primo, quod in papa non cadit ignorantia iuris, et sic videtur, 
quod licet concedit rescriptum contra ius, quod valeat, posito quod in illo 
non fiat mentio iuris, de quo hic per glo.(sam) et in c. I. de rescriptis« (Lectura 
prima (= primae partis = 1. I. et IL) super sexto libro decretalium, ed. Venet. 
1476, f. a6 c. 3). — Phillips’ Angabe (K. R. 4, 371%), betr. Clm. 3630 und die 
Venediger Ausgabe, ist richtig. Der gedruckte Münchener Katalog hat irrig 
statt »super Vl. decretalium « »super IV. decretalium.« Danach ist Schulte, 
a re x 2952 zu berichtigen. — Ueber Dominikus vgl. Schulte 
a. a. O. S. 294—296. 


2) L. c. f. a8 col. 3sq. 


8) »Jo. an. in d.(icto) c. Preterea (— c. 12 D. XXIII) solvit, quod habet 
omnia iura in scrinio etc. quo-ad interpretationem, quia omnia iura habet ad 
hoc, non tamen habet omnia in memorla« (l.c. c. 4). — M. E. ist statt »Jo.an.« 
»Jo. Teuton.« zu lesen. Vgl. Arhiv 1912 S.9. Bei Joh. Andr. fand ich diese 
Anschauung nicht vertreten. 


4) »Set dicit Jo. de fántu., quod prima solutio est melior per hunc 
tex.(tum), qui vult, quod non ignoret probabiliter iura« (l. c.). — Ueber 
Johannes Fantuzzi vgl. Schulte a. a. O. S. 265 f. 


9) »Tu dic secundum An. de bu.(trio), quod habet. omnia (iura) in 
un un tive« (l.c). — Betr. Antonius de Butrio vgl. Schulte 
a. a. O. S. —294. 
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legung zustande kämen!). Nach Paulus de Liazariis (T 1356) 
sei diese Vermutung eine praesumptio iuris et de iure?). 

Panormitanus (Y 1445) endlich lehrt in seiner Lectura in 
decretales zu c. 1 I. 3, daß bei Konkurrenz zweier allgemeiner 
oder zweier besonderer, im corpus iuris enthaltener Privilegien 
nach allgemeiner Lehre das spätere dem früheren derogiere, wie 
das ja auch gemäß c. 1 in VI'? I. 2 bei einem neuen Recht gegen- 
über einem widersprechenden früheren der Fall sei. Der Grund 
dessen, daß das erste Privilegium durch das nachfolgende 
zweite nicht beseitigt werde, könne sein, weil der Papst das erste 
Privilegium nicht zu kennen erachtet werde, da es nach c. 1 in 
V^]. 2 in einer Tatsache bestehe. Wenn dagegen beide Privi- 
lgien im corpus iuris enthalten seien, dann werde die Kenntnis 
des Papstes vermutet, da er nach nach c. I cit. in VIE alle 
Rechte in seiner Brust zu haben erachtet werde. Stehe dagegen 
von den beiden Privilegien das eine im corpus iuris, das andere 
aber nicht, dann tue nach allgemeiner Lehre das letztere dem 
ersteren Eintrag, was jedoch P. selbst bezweifelt 3). 

Es ist einleuchtend, daß auch diese Autoren ausnahmslos 
dem Bonifazianischen Ausspruch keine andere Bedeutung bei- - 


. 1) »Potest tamen quandoque contingere de facto LOO iuh cum 
hominis memoria labilis sit, ut no.(tat) glosa de proba. III. loco. Unde quandoque 
potest falli circa verum intellectum legis, ut d.(icto) c. Quod autem. Et ideo 
si queritur, an habeat noticiam observantie legis conmunis, et dicendum est, 
quod non, quia istud est facti, arg. huius littere. Si queritur, an habeat noti- 
dam legis conmunis, culus ratio est generalis ad quemlibet, et tunc licet falli 
possit, lamen presumimus eum habere noticiam: et surgit hec presumptio, 
quia fit lex conınunis cum magna maturitate, ut hic in prohemio huius libri« (I. c.) 

2) »Secundum eum ista fuit solutio Pauli hic, quando exponit verbum 
censetur, Scil. presumptione luris et de iure . .« (l. c) — Ueber Paulus de 
liazariis vgl. Schulte a. a. O. S. 246 f. 

. 8) n.14; ».. Venio ad tertium, cum concurrunt plura privilegia: et 
dic, quod aut primum est generale et secundum speciale aut utrumque speciale 
auf utrumque generale Primo casu glo.(sa) hic et clarius in precedenti gl.voluit, 
quod nunquam secundum deroget primo, sive sit generale sive speciale, nisi 
dè primo fiat mentio. Tu dic de primo, ut plene dixi supra in precedenti gl. 

it tamen Host. etiam tenendo opi.(nionem), quod speciale derogat generali, 
pe derogat tamen cum gravissimo gun primi privilegiati saltem ex 
sn voluntate principis, arg. in c. Suggestum de deci, et no.(ta) bonam 
nitationem ad illam opinionem. Si vero utrumque est generale vel speciale, 
m utrunque est in corpore iuris clausum et secundum derogat primo, sicut 
mus in secundo iure primo contrario, ut in c. I. de constit. lib. VL, et hoc 
conmuniter tenent hic doct.(ores). Ratio ipsius dicti potest esse, quia primum 
Privilegium non tollitur per secundum, quia papa censetur ignorare primum 
privilegium, cum anbal in facto, ut in d.(icto) c. I. Sed quando utrunque 
S clausum in corpore iuris, presumitur scientia pape, cum censeatur habere 
omnia iura in pectore, ut dicto c I. Aut unum est in corpore iuris et aliud 
"Tra volumen et illud, quod est extra corpus, preiudicat incorporato. Ita 


DEP a Set ego dubito, an hoc sit verum . .« (ed. Lugdun. 1566, 
31 C 25q.). | 


174 Gillmann 


legen als die, daß vermutet werde, der Papst kenne das — all- 
gemeine, bezw. das im corpus iuris enthaltene — Recht. Von 
der Auffassung, daß Bonifaz hiermit etwa eine weitgehende Recht- 
schaffungsgewalt oder gar eine schrankenlose Rechtschaffungs- 
gewalt in Anspruch nehme, findet sich auch bei ihnen keine 
Spur. 

Somit ergibt sich, daß auch H. Koch in keiner Weise das 
Richtige trifft, wenn er (a a. O.) schreibt: »Der Satz, daß der 
Papst alle Gesetze »in scrinio pectoris« habe (!), wird auch harm- 
los erklárt in dem Sinn, daf bei ihm die Kenntnis der kirch- 
lichen Gesetze vorausgesetzt werden dürfe.« Allein richtig ist, 
daß der fragliche Satz nur im letzteren Sinn erklärt werden 
kann !). 


—— —M— —— nn 


1)In der Abhandlung: »Dominus Deus noster papa«? (Archiv 1915 
S. 266—282) habe ich dargetan, daß Zenzelinus de Cassanis ( um 1350) 
in der Glossa ordinaria zu c. 4 ad v. declaramus in fine de V. S der Extra- 
vaganten Johanns XXII. nach Ausweis der handschriftlichen Ueberlieferung 
schrieb: ». .. Credere autem dominum nostrum papam — nicht: dominum 
deum nostrum papam — conditorem dictae decretalis (scil. c. 3 Extrav. Joan. 
XXIL de V. S. tit. 14) et istius sic non potuisse statuere, prout statuit, 
haereticum censetur«, den Papst also »unseren Herrn«, aber nicht »unseren 
Herrgott« nannte. Inzwischen veröffentlichte der Professor an der kath.- 
theologisch, Fakultät der Universität Straßburg Jean Rivière in den Miscellanea 
Francesco Ehrle l| (Rom. 1924, p. 276—289) ohne Kenntnis meiner Abhandlung 
und ohne Handschriftenstudium einen Aufsatz: Sur l'expression »Papa-Deus« 
au moyen-âge und kam infolgedessen über Haller (s. Archiv a. a. O. S. 2779) 
nicht hinaus. Hätte Rıviere meine Abhandlung gekannt, so würde er diesen 
Aufsatz wohl nicht geschrieben haben. Jedenfalls hätte es desselben kaum 
bedurít. (Pag. 285? ist natürlich zu lesen: Panormitanus, Secunda in lum 
Decretalium, nicht: Secunda in lam Decreti, und der zugehórige Text (p. 285) 
lautet doch wohl: »Nota, quod factum a vicario Dei censetur factum esse ab 
ipso Deo . .«). 


Nebenbei sei zu dem Aufsatz von Paul Maria Baumgarten: Beiträge 
zur Geschichte des »Palleum« (Miscellanea 1. c. p. 338—347, hier p. 338 sq.) 
bemerkt, daß eine Forma dandi pallium v. J. 1204 lautet: »Ad honorem Dei 
omnipotentis et B. Mariae Virginis et beatorum Apostolorum Petri et Pauli 
et domini Papae Innocentii et Romanae ecclesiae necnon ecclesiae tibi 
commissae tradimus tibi pallium de corpore B. Petri sumptum, insigne vide- 
licet plenitudinis pontificalis officii . .« (cf. c. 4 X 1. 8; Corpus iur. can., ed. 
Friedberg, Il c. 101). . | 


In eben dieser »Form« (c. 2 Comp. II I. 7) findet sich auch die 
Bemerkung: »Sane solus romanus pontifex in missarum sollenpniis pallio 
semper utitur et ubique, quoniam assunptus est in plenitudinem ecclesiastice 
potestatis, que per pallium figuratur; alii autem eo nec semper nec ubique, 
set in ecclesia sua, in qua iurisdictionem ecclesiasticam acceperunt, certis 
debent uti diebus, quoniam vocati sunt in partem sollicitudinis, non in pleni- 
tudinem potestatis« (D f. 131' c. 2; E f. 167 c. 2; G f. 104° c. 2). Vgl. 
Miscellanea | c. p. 340. 


Berichtigung: S. 164 Anm. Z. 2 v. o. ist »ff. ad 1. iul'' — Si duo« zu 
streichen. Diese Glosse gehört zu c. 6 Comp. I V. 13 ad v. adultere. 
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3. Das Ehehindernis der gesetzlichen Verwandtschaft nach 
den Glossatoren Richardus Anglikus, Alanus, Laurentius 
Hispanus, Vincentius Hispanus und Tankred. 


Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


Dominikus Lindner hat in seiner Habilitationsschrift: Die 
gesetzliche Verwandtschaft als Ehehindernis im abendländischen 
Kirchenrecht des Mittelalters, Paderborn 1920, die bezügliche 
Lehre der englischen Glossatoren Richardus und Alanus über- 
haupt nicht erwáhnt und die Lehre der drei anderen genannten 
Glossatoren auf Grund sekundärer Quellen nur gestreift. Auch 
ich habe in der Besprechung der Lindnmerschen Arbeit (Spender 
und äußeres Zeichen der Bischofsweihe nach Huguccio, Würz- 
burg 1922, S. 22—33 [Beilage I]) die Lehre dieser Glossatoren 
aufer Acht gelassen. Das damals Versäumte soll hier nach- 
geholt werden. 


Was zunächst Richardus angeht, so beschränkt er sich in 
seinen Casus decretalium darauf zu c. un. Si qua Comp. LIV. 12 
(= c. un. X IV. 12) zu bemerken, daß das Ehehindernis der 
fraternitas legalis nur solange dauert, als die Betreffenden unter 
der väterlichen Gewalt des Adoptierenden stehen, sowie daß das 
Hindernis in den vertraulichen familiáren Beziehungen zwischen 
leiblichen Kindern und Adoptivkindeın seinen Grund hat!). 


Alanus begnügt sich in seinem Apparat zur Comp. I zu 
c. 1 cit. ad. v. quamdiu mit dem Hinweis, daß das Hindernis 
der fraternitas legalis nach Auflösung der Adoption nicht mehr 
besteht, und sieht in diesem Sachverhalt einen Beweis dafür, daß 
beim Wegfall der Ursache auch die Wirkung wegfällt?). 


Nach Laurentius Hispanus gibt es, wie uns Tankred in 
seinem Apparat zur Comp. I eod. ad v. adoptio mitteilt, eine 
dreifache gesetzliche Verwandtschaft, die paternitas legalis, be- 
stehend zwischen dem Adoptierenden und dem Adoptierten, die 


1) »Sororem meam adoptivam uxorem ducere non possum, nisi prius 
cesset hec sororitas, puta ut vel illa vel ego de patria potestate dimittar. 
Quod ideo puto, quia alias satis magna necessitudine mihi copulatur« (Cod. 
Wirceburg. Mp. th. f 122 f. 12 c. 1). — Ueber Richards Casus vgl. Schulte, 
Quellengeschichte I, 184 f. ; 


2) »S Ea (scil. adoptione) enim finita cum ipsa possum contrahere, ut 
in insti. de nup. S Set et [deest: E] (S2 1. 1, 10), et est arg. quod cessante 
causa cessat eífectus, LXl. di. S His omnibus (dict. Gr. S 2 p. c. 8), up) 
de ser. non. or. Nullus« (c. 3 Comp. I I. 10) (Cod. Fulden. D. 51. 60 c. 1; Clm. 
3879 (= E) f. 71* c. ]- In E ist von jüngerer Hand beigefügt: »de appellatio. 
Ut debitus extra. Illl.« 
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fraternitas legalis und die affinitas legalis. Die erste und die 
dritte sind dauernde Ehehindernisse, während die erloschene ge- 
setzliche Seitenverwandtschaft der Eheschließung der betreffenden 
Personen nicht mehr im Wege steht. Zur Zeit des Laurentius 
wurde von vielen die Anschauung vertreten, die gesetzliche 
Seitenverwandtschaft sei kein Ehehindernis mehr, da der Adop- 
tierte nicht mehr in die Gewalt des Adoptierenden übergehe. 
L. hält diese Anschauung für falsch, u. zw. deshalb, weil auch 
damals der Adoptierte immerhin als in einigen Beziehungen unter 
der Gewalt des Adoptierenden stehend erachtet wurde !). 

Der Kanonist und Legist Vincentius Hispanus widmet 
unserem Hindernis eine ziemlich eingehende Besprechung. In 
seinem Apparat zur Comp. I stellt er zu unserem Kapitel ad v. 
Si qua vor allem fest, daß die gesetzliche Verwandtschaft aus 
der Adoption entsteht und daß der leibliche Sohn seine Adoptiv- 
schwester nur während der Dauer der Adoption, der Adoptiv- 
vater aber seine Adoptivtochter auch nach dem Erlóschen der 
Adoption nicht heiraten kann?) Aus der Pflegekindschaft ent- 
.Steht kein Ehehindernis, obwohl der Vormund sein Mtndel nicht 
zu ehelichen vermag). Nach Auguccio erzeuge nur die Arro- 
gation die gesetzliche Verwandtschaft als Ehehindernis, zicht 
aber die Adoption. Denn der Adoptierte gehe nicht in die Ge- 
walt des Adoptierenden tiber, während doch gerade die Auf- 
nahme des Adoptierten in die Gewalt des Adoptierenden der 
Grund des Ehehindernisses gewesen sei*). Vincentius lehnt 

1) »Triplex est legalis cognatio, una superioris et inferioris linee inter 
adoptantem et adoptatum — hec semper prohibet, ff. de ritu nup. Quin etiam 
D. 23, 2, 55) —, alia collateralis, que impedit, dum durat, ut ff. de ritu nup. 

er adoptionem (l. 17), alia affinitas semper prohibens, ff. de ritu nup. Adop- 
tivus (l. 14). Dicunt autem hodie multi, quod collateralis non impedit, cum 
hodie adoptatus non transeat in potestatem adoptantis, C. de adopt. I. ult. 
(C. 8, 47 [48], 11). Ego credo hoc (D: istud] esse falsum. Nam [D addit: et] 
De ad quedam de potestate eius censetur, ut In aut. (!) e. S Sin autem. /au.« 


5 oa DS Can. 21 [P.1[. 10] (= C) f. 73 c. 2; Cod. Lips. 968 
= . 96 c. 1). 

2) »§ Id est per adoptionem, qua durante filius non potest cum ea 
contrahere, In instit. de nupt. S Inter eas (S 2 I. 1, 10), set pater adoptans 
TEE ff. de ritu nup. Quin etiam $ Adoptivus (!)« [Cod. Lips. 983 (= G) 
. 44 c. 2]. 

3) »Set numquid alunpnus potest contrahere cum nutrice sua? Videtur, 
quod non debet ascendere dorsum eius, cuius lacte nutritus est, et preterea 
tutor non debet contrahere cum ea, quam habet sub tutela, ff. de sponsalibus 
‚Tutor (D. 23, 1, 15). Contra tamen credo. Hoc enim edictum prohibitionum (!) 
est, I. Cum ad sedem l’. III. (c. 3 Comp. III IV. 1). Expresse habes, quod 
potest, C. de nuptiis Si quis alunpna«(m) (C. 5, 4, 26) [l c.]. 

4) »Ug. dicit per adoptionem, i. e. per arrogationem. Qui enim adoptatur, 
non transsit in potestatem adoptantis et ideo adoptio hodie non impedit. Qui 
an yp ann impedimentum, nisi quia eramus in potestatem (!) eius- 

em?« (l c.). 
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diese Ansicht ab. Denn wenn auch der Adoptierte nicht in die 
Gewalt des Adoptierenden übergehe, so kónne er doch hinsicht- 
lich gewisser Rechte, wie hinsichtlich der Intestaterbfolge emanzi- 
piert werden '). Schließlich gibt V. den Unterschied zwischen 
Arrogation und Adoption an: Arrogiert werde derjenige, der in 
niemandes Gewalt stehe, adoptiert werde, wer auch in eines 
andern Gewalt stehe; die Arrogation geschehe durch kaiserliches 
Reskript, die Adoption durch den Magistrat 3). 

Eod. ad v. quamdiu lehrt V. abermals — mit Bernhard v. Pavia u. 
Alanus —, daß der leibliche Sohn seine Adoptivschwester nach dem 
Erlöschen der Adoption ehelichen kann. Inst. 1, 10 $ 1 stehe dem 
nicht entgegen, da es sich dort um die Adoptivtochter oder 
-enkelin, hier um die Adoptivschwester handle 3). 

Ad v. adoptio eod. unterscheidet V. eine dreifache Adoption, 
die auf- und absteigende, wie die zwischen Adoptivvater und 
Adoptivsohn oder -enkel, die Seitenadoption, wie die zwischen 
dem leiblichen Sohn und dem Adoptivsohn, und eine dritte, 
welche gesetzliche Verwandtschaft genannt werden kann, wie die 
zwischen dem Adoptivvater und der Frau des Adoptivsohnes. 
Hinsichtlich der Dauer des Ehehindernisses urteilt V. in gleicher 
Weise wie Laurentius, bezw. Richardus und Alanus*)  Abermals 
kommt V. hier zu sprechen auf die besonders von Auguccio 
vertretene Anschauung, welche die unvollkommene Adoption 
nicht als Quelle unseres Ehehindernisses anerkennt’), um diese 


1) »Nos credimus contra. Licet enim non transeat in potestatem, potest 
tamen emancipari quo ad quedam iura, que habet, ut succedere ab intestato, 
C. de emancipationibus [l.: adoptionibus] 1.(pen)ul’t. S Sin autem« (C. 8, 47 
[48], 10 S 2) li c.]. 

2) »Arrogari dicitur, qui in nullius potestate est, adoptari, qui est etiam 
in potestate alterius. Arrogatio fit auctoritate principis, adoptio auctoritate 
magistratus, ff. de adoptionibus (D. 1, 7) 1. II.« (l. c.). 

3) »S Ergo postea possunt, ut sit arg. quod cessante causa cesset effec- 
tus, ut S. de servis non. or. Nullus, ff. ad velleianum (D. 16, 1) Si mulier (1) 
l'. (1.14). Instit. de nupt. S Et hec adeo contra. Solutio: Ibi de filia vel nepte adop- 
tiva, hic de sorore« (l. c. f. 44 c. 1). 

4) »S No.(ta) tres modos adoptionis. Est enim adoptio ascendens et 
descendens, ut inter patrem et filium adoptivum vel nepotem, et hec semper 
impedit matrimonium, ff. de ritu nup. Cum etiam (D. 23, 2, 55), in instituta (I) 
de nuptiis S Ergo (S 1). Est et collateralis, ut inter filium carnalem et adop- 
tivum. Hec dum durat, impedit, ff. e. Per adoptionem. Est et tertia legalis et (!) 
proximitas dici potest, ut que est inter me et uxorem filii mei adoptivi, et hec 
semper impedit, ff. e. Adoptivus« '(l. c.). 

5) »Dixerunt tamen quidam, quod hodie nulla adoptio impedit matri- 
monium, ut ug., quia adoptatus non fuit de familia adoptantis. Remanet enim 
in potestate patris sui, licet adoptetur ab alio, in instituta (!) de adoptionibus 
(I. 1, 11) in prin., ideoque cum nec cognatus nec agnatus fiat, nec emancipatio 
locum habere potest, non est prohibendum matrimonium inter liberos, ut C. 
de adoptionibus 1. 1.(!) (pen)ul't.« (l.c). — Ich mache wiederholt darauf 
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Anschauung wiederholt abzulehnen, u. zw. zunächst aus dem 
bekannten Grund, daß der Adoptierte, wenn er auch nicht in die 
väterliche Gewalt des Adoptierenden übergehe, doch hinsichtlich 
gewisser Rechte emanzipiert werden könne, da er zwar nicht 
Noterbe, wohl aber Testaments- und Intestaterbe des Adop- 
tierenden sein könne!). Insbesondere aber macht V. den prin- 
zipiellen Standpunkt geltend, daß die staatlichen — 1ömisch- 
rechtlichen — Zhehindernisse auch kirchliche Ehehindernisse 
seien, soweit nicht die bezüglichen Staatsgesetze mit den Kirchen- 
gesetzen oder deren innerem Grund in Widerspruch stünden. 
Daß hinsichtlich der Ehe die Staatsgesetze zur Anwendung zu 
kommen hätten, ergebe sich aus den Kanones selbst?) Auch 
Cod. 6, 24, 7 widerspreche unserem Kapitel nicht. Denn wenn 
auch niemand selber einen andern als Bruder adoptieren könne, 
so könne doch der Vater seinem Sohn einen andern als Bruder 
adoptieren?). Es ist klar, daß diesem Standpunkt gemäß das 
staatliche -— römische — Recht hinsichtlich des Ehehindernisses 
der gesetzlichen Verwandtschaft für das kirchliche Recht in jeder 
Beziehung Maß gab. 


Schließlich lehrt V., daß zwischen dem Adoptierten und den 
unehelichen Kindern des Adoptierenden kein Ehehindernis be- 
steht, u. zw. deshalb weil das uneheliche Kind sich nicht in der 
Gewalt seines Vaters befindet 4). | 


aufmerksam, daß nach H. aus der unvollkommenen Adoption das Hindernis 
der gesetzlichen Verwandtschaft nicht entsteht zwischen den leiblichen Kindern 
und den Adoptivkindern des Adoptanten. 

1) »Quod tamen secus est. Nam licet non sit in potestate, tamen. 
emancipari hodie potest quo ad quedam iura, que retinet adoptatus, ut e. 1., 
S Si autem. Potest enim succedere ei ex testamento sicut quilibet — hoc non 
est dubium — et ab intestato, in instit. de adop. in prin., set in firmitate 
testamenti non potest, C. e. Novationibus (I) S I.« (L c.). 

2) »Item nec illud preter(e)undum est, quod ubiconque lex prohibet 
matrimonium, etlam secundum canones prohibitum sit, ut S. de spon. impub 
c. L, nisi canon vel canonis ratio contradicat, quia quod ex mente legis est 
ex lege est, ff. de ver. sig. Nominis (D. 50, 16, 6). Videtur tamen repugnare 
quod legitur X. di. Quoniam idem (c. 8). Nam »£fantum pro cursu temporalium 

rerum legibus« utendum est. R.deo: Illud adverbium ad adiectivum referendum 
est, non ad verbum. Quod autem in matrimonio legibus sit utendum, pro- 
batur XXXV. Q. VI. (V) Ad sedem« (c. 2) [L c.]. 

3) »Item signatur contra huic c., quod legitur C. de heredibus insti. 
Nec apud. Ro.: Frater neminem in fratrem adoptare potest, set pater michi in 
fratrem aliquem adoptare potest« (l. c.). — Eben diese Erklärung gibt V. eod. 
ad v. soror: »S Contra C. de heredibus insti. Nec apud. Solutio: Frater 
neminem in fratrem adoptare potest, set pater potest aliquem mihi adoptare 
in fratrem« (l. c.). | 

4) Eod. ad v. non possunt: »S Si ego sum legittimus filius. Set si sum 
naturalis sive illegittimus, possum, quia non sum in potestate patris mei, in 
instit. de nupt. prope finem« (l. c.). Vgl. Lindner a. a. O. S. 652. 
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In welcher Weise das Ehehindernis der gesetzlichen Ver- 
wandtschaft in Tankreds Summa de matrimonio zur Erörterung 
kommt, hat Lindner zur Genüge dargetan!) Im Apparat zur 
Comp. I verweist T. in c. un. Comp. I IV. 12 lediglich auf c. 1 
C. XXX q. 3 und teilt im übrigen die uns bekannte A/anusglosse 
mit?), wahrend er ad v. adoptio eod. die oben (S. 176") stehende 
Laurentiusglosse ohne jegliche Bemerkung übernimmt und somit 
die dort vertretene Anschauung gleichfalls zu seiner eigenen 
macht?) Die Vincentiusglossen werden mit Stillschweigen über- 
gangen. 


4. Die Ablaßlehre des Vincentius Hispanus. 
Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 

Im ersten Band S. 251 seiner dreibändigen Geschichte des 
Ablasses im Mittelalter (Paderborn 1922/23) sagt Nik. Paulus 
über die Ablaßlehre des Vincentius Hispanus nichis weiter, als 
daß er in seinem Kommentar zu den Dekretalen Gregors IX. 
bezüglich des Ablasses, wie aus den späteren Zitaten zu ersehen 
sei, vornehmlich praktische Fragen zu lósen suchte. 

Im Folgenden soll dargelegt werden, wie V. in seinem 
Apparat zur Comp. I über den AblaB sich ausgesprochen hat. 
In Betracht kommen zwei Glossen zu c. 3 Quod autem V. 33 
(= c. 4 X V. 38. In der ersten, ad v. remissiones, hält V. 
dafür, daß die ganze Sündenstrafe bisweilen nachgelassen werde 
durch die Reue, wie dies der Fall gewesen beim guten Schächer, 
bisweilen durch den Richter beim Vorliegen eines Grundes, wie 
als ein solcher zur Zeit die Hilfeleistung für das heilige Land 
erscheine?). Andere Ablässe, wie Brückenablässe, Herbergen- 
ablässe, Kirchweihablässe hätten Wert hinsichtlich der sog. Un- 
wissenheitssünden oder hinsichtlich des Nachlasses von Strafen, 
die man zu Lebzeiten nicht mehr habe abbüßen können 5). Doch 

1 Vgl dazu meine zitierte Abhandlung S. 33. | 

2) »S. XXX. Q. IIl. Ita diligere. Ergo ea finita . . . de ser. non ord. 
Nullus. a/a.« (C f.73 c. 2; D f.56 c. 1). In D folgt nach »Nullus« »ff. de ritu nupt. 
Per adoptionem« (1 17). 

3) Vgl Lindner a. a. O. S. 744. 

4) »S Credo omnem penam interdum remitti per contritionem ut in 
latrone, de con. di. III. Baptismi vicem (c. 34), interdum per iudicem, si causa 
subsit, ut in temporibus nostris succursus terre sancte« (Cod. Lips. 983 f. 58’ 
c. 1). — Ueber die Kreuzzugsablässe vgl. Paulus I, 195—211; Il. 25—60, 246. 

5) »Huiusmodi autem remissiones, que fiunt in pontibus et in alber- 
gariis et in dedicationibus ecclesiarum valent ad debita ignoiantie (cf. Ps 24, 7), 
ut dicunt, vel ad relaxationem pene, quam hic non peragit propter mortis 


preoccupationem« (Il. c.). -— Ueber Brückenablasse vgl. Paulus Il, 247—262; 
über Herbergenablässe ebenda S. 240; über Kirchweihablässe ebenda S. 226 f. 
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bestehe darüber keine Sicherheit. Und deshalb gibt V. jeder- 
mann den Rat würdige Buße zu tun, da man sich davor hüten 
müsse in die Hände des Richters zu fallen '). Nach dem »cantor 
compostellanus« werde ein Ablaß von sieben Jahren bewilligt 
nicht allein schon für die Spendung eines Denars zu einem 
Brückenbau, sondern nur wegen dieser Leistung in Verbindung 
mit den Suffragien der Kirche, die sich für den Spender ver- 
pflichte und die sich dafür einsetze, daß sie für ihn bete. Und 
so könne beim Zusammentreffen dieser beiden Faktoren auch 
ein vollkommener Ablaß gewonnen werden ?). 

Eod. ad v. prodesse stellt V. die Fragen, welchen Wert die 
Kirchweih- oder die Brückenablässe haben und ob die Pönitenten, 
wenn die ganze Sündenstrafe an einem Tage erlassen werde, für 
die vergangenen Sünden noch fasten müßten. Die Antwort lautet, 
nach einigen seien diese Ablässe als Schatz aufzubewahren bis 
nach dem Tod der betreffenden Büßer. Dann könnten sie ihnen 
nützen, nachdem diese sich keine Verdienste mehr zu erwerben 
vermöchten®). V. selbst aber will die kirchliche Schlüsselgewalt 
nicht einschränken und erklärt deshalb, daß auf Grund der Reue 
von Gott der Reat nachgelassen sei und die Kirche die von ihr 
auferlegte Strafe erlassen könne. Doch sei es Brauch, daß man 
von einem Ablaß nur hinsichtlich der bei Verrichtung der Buße 
begangenen Nachlässigkeiten spreche‘). Man könne auch sagen, 
daß dem Betreffenden wirklich vierzig Bußtage nachgelassen 
würden, — die Bischöfe sollten nach kirchlicher Vorschrift nur 
Ablásse von 40 Tagen erteilen (Paulus Il, 241) —, jedoch nicht 
wegen der Geldspende allein, sondern. wegen der Geldspende 


1) »Hec incerta sunt vobis (l). Unde cuilibet consulo, ut dignam peniten- 

tiam agat, quia verendum est incidere in manus iudicis, XXV. di. Qualis« (c. 4). 

) »Cantor conpostellanus (dicit), quod pro uno denario, si das ponti, 
non dimittitur tibi septennium, set per hec duo tibi remittuntur, s.(cil.) et per 
denarii prestationem et quia ecclesia obligat se pro te et constituit se, ut oret pro te, 
et ita per duo etiam totum redimere potes« (l. c.). — Ueber stellvertretende 
` Genugtuung vgl Paulus I, 215, 233; II, 186—206. — Wer der Cantor von 
Kompostella ist, vermag ich nicht zu sagen. 

3) »Quid talis valet remissio? Si tota pena remitteretur una die, nun- 
quid pro preteritis tenentur ieiunare? R.: Secundum quosdam hee remissiones 
velut tesaurus reservande sunt usque post mortem, ut tunc nobis prosint, cum 
mereri non possumus« (l. c. f. 58° c. 2). . 

4) »Set potestati clavium ecclesie non invidens dico ad contritionem a 
deo dimissum esse reatum et penam ab ecclesia impositam ecclesiam posse 
remittere, di. L. Ponderet (c. 14), XXUM. Q. I. Quiconque (c. 6). Usus tamen 
habet, ut tantum negligentie penitentie dicantur remitti« (l. c.). — Bis hierher 
steht diese Glosse — anonym — auch in Clm. 6352; abgedruckt bel Paulus I, 
220. Sie ist Eigentum des Richardus Anglikus, dem sie nebst vielen anderen 
Glossen Vincentius, nach seinem Brauch ohne Nennung des Eigentümers, ent- 
lehnt hat. Cim. 6352 enthält nämlich, wie ich anderweitig nachweisen werde, 
außer der Comp. I — im Handschriftenkatalog der Münchener Staatsbibliothek 
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und weil zugleich die Kirche sich für ihn verpflichte!). Nach 
anderen hätten diese Ablässe nur Wert hinsichtlich der etwa ver- 
gessenen läßlichen Sünden ?). 

Weiterhin stellt V. die Frage, ob der Papst einen von ihm 
selbst erteilten Ablaf nach Erfüllung der gestellten Bedingung 
gewinnen könne. V. antwortet, es scheine dies der Fall zu sein, 
da der Papst nicht übler daran sein dürfe als andere. Doch 
glaube Pelagius, die Frage sei zu verneinen, weil niemand sich 
selber durch eigenen Richterspruch binden oder lósen kónne?). 


wird nur diese allein genannt — und einer Masse von zugehórigen Glossen mit 
der Sigle d.(ernardus papiensis) von späteren Beifügungen abgesehen, den 
Apparat des Richardus Anglikus zur Comp. I, in dem soweit ich sehe keine 
einzige Glosse, von der Sigle b. abgesehen, signiert ist. Hier sei nur erwähnt, 
daß die im Archiv 1925 S. 494? aus Cod. Bamb. Can. 20 [P. II. 7] mitgeteilte 
Richardusglosse in unserer Hs f. 41' c. 1 steht. Und zu S. 175 (vgl. S. 1773) oben 
sei mitgeteilt, daB die Glosse zu c. un. Si qua Comp. I IV. 12 ad v. quamdiu 
lautet: »Ergo postea possunt, ut sit arg., quod cessante causa cesset effectus, 
ut S. de servis non or. c. Nullus. b. I. instit: de nupt. S Et hoc adeo contra. 
Solutio: Ibi de filia vel nepte adoptiva, hic de sorore« (Clm. 6352 f. 58° c. 2). 
— Ablaß betr. schreibt Richard zu c. 3 Comp. I V. 33 ad v. prodesse weiter: 
»S Numquid hic sola elimosina cordis sufficeret? Item nunquid res quantunlibet 
parva sufficeret, ut remissionis sit particeps? Hec disputantibus indaganda 
reli(n)quo« (l.c. f.78 c. 1). — Zu dem behaupteten »Brauch« vgl. Paulus 
a. a. O. — Ablaf für unterlassene Buße betr. vgl. Paulus II, 89 f. 

1) »Vel potest dici, quod re vera remittuntur ei XL. dies non propter 
nummum solum, set propter duo, et quia dat nummum et quia ecclesia se 
obligat pro illo« (l. c.). 

2) »Alii dicunt, quod ille remissiones non valent nisi quo ad venialia, 
que forte tradiderat oblivioni« (1. c.) — Ablaß für vergessene Sünden betr. 
vgl. Paulus ll, 88 f. 

3) »Pone, quod papa facit istam remissionem, nunquid si ipse dederit 
denarium, remittetur sibi? Videtur, quod non debet esse deterioris condictionis, 
S.(upra) de iudeis Judei (— c. 5 Comp. I V. 5). Credit pela., quod non potest, 
quia nemo potest se sua sententia ligare vel solvere, C. ne quis se sua 
sententia liget (C.3, 5) LI« (l.c) — Ueber die bezügliche Anschauung 
Huguccios vgl. Katholik 1913 I S. 370; Paulus I, 221 f. — Auch über die 
Persönlichkeit des Magister Pelagius kann ich keinen Aufschluß geben. 
Denn an den i.J. 1156 (1153) gestorbenen Historiker, späteren Bischof von 
Oviedo Pelagius (cf. Hurter, Nomenclator 113, 128) ist jedenfalls nicht zu 
denken. Ich habe den Pelagius im Apparat des Vincentius zur Comp. I noch 
zwei weitere Male erwähnt gefunden, das eine Mal in der Glosse zu c. 9 


Super eo Comp. 111. 27 (= c. 9 X III. 31) ad v. habitum: »S Nota): Si 


assumunt habitum, s.(cil.) vestes cuculares, de cetero ad seculum reverti non 
possunt, secus si vestibus suis uterentur, ut in fi. c. Set quomodo utentur 
vestibus suis? So.(lutio): Superposita aliqua capa super alias vestes et ita esse 
claustro, et cum sunt in probatione, tonsuram monachalem facere non debent, 
in aut. de monachis (Nov. 5 c. 2). Tempus enim probationis introductum est 
in favorem conversi et monasterii, I. e. t. Ad apostolicam l'. III. pela. Ego 
autem dico, quod cum circa habitum et in habitu vestium interdum precipua 
sit austeritas monachorum, ut est videre in cistrensibus, quomodo possunt 
neophiti sive novitii austeritatem habitus experiri, si eorum habitu in pro- 
batione constituti non utantur, non adverto. Unde dico, quod quilibet, qui in 
probatione alicuius est regule, in habitu eorum debet degere, quamdiu sub 


probatione consistit, alioquin non plene cognosceret is, qui est in probatione, 


ordinis austeritatem. Quod ergo hic dicitur ante susceptum habitum in fine 
decretalis, exaudi: animo observandi. Non enim in ae suscipitur habitus 
animo servandi, set animo probandi. Sic accipe XVII. Q. II. Si quis incognitus 
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Eine andere Frage lautet, ob ein von einem Vorgänger 
bewilligter Ablaß einem Nachfolger förderlich sei. Hier ant- 
wortet V. verneinend mit der Begründung, daß ein Gleicher von 
einem Gleichen nicht gebunden werden könne und daß derartige 
Ablässe Untergebenen erteilt würden !). 

Wenn aber der Papst sich irgend einem Priester unterwirft 
(im Bußgericht), dann kann dieser ihn binden?) Und wenn 


(c. 3), LIII. Legem (c. un.) in fi. ..« (l. c. f. 33 c. 1); das andere Mal in der Glosse 
zu c. 1 Dignum Comp. I IV. 9 (— c. 1 IV. 9) ad v. contradicentibus: 
$ Arg. res obligata distrahi potest, XIII. (XVI) Q. I. Si quis clericus (c. 42), 

. Q. Il. Perlatum (c. 7). Item arg. uni obligatum alii obligari potest. Quod 
alias non contingeret, conmitteretur enim crimen stellionatus, ut in casu ubl 
res obligata erat alicui pro parvo pretio et valebat amplius, ff. de pignoraticia 
Si quis in pignore (D. 13, 7, 36) N ul't. Item pone, quod serva contraxit cum 
libero scienter, postea cum conperit eam esse servam, liber vult remanere, 
servus divertere, numquid debet remanere? Dico, quod sic, S. de eo qui 
duxit in matrimonium -c. I. et S. de despon. impub. De illis. Et numquid 
-compellenda est precise? Magister pela.: Non« (1. c. f. 43' c. 1). 

Vinc. erwähnt zudem — außer den beiden bekannten, von ihm wieder- 
holt zitierten Melendus Hispanus und Petrus Hispanus — noch einen weiteren 
m. W. bisher unbekannten spanisdien Magister, Namens Johannes Garsia, 
indem er zu c. 2 Ex litteris Comp. I IV. 14 (= c. 1 X IV. 14) ad v. didicerint 
schreibt: »$ Tunc enim presumeretur de subordinatione [l.: subornatione]. 
Item pone, quod hodie cognovi istos esse consanguineos, cras movebitur 
questio, numquid admittar? Magister Jo. garsia dicebat, quod non, quia 
recenter scio et intelligor subornatus, et inducebat pro se XXVIII. di. Prius- 
quam (c. 4. Quod non credo, quia ante motam questionem hoc didicit, 
arg.hic et Lqui matrimonium accusare pos. A nobis I. ll. Idem dico, quod 
etsi post motam questionem aliquid didici, perhibere possum testimonium, si 
talis sim, qui suspitione caream nec presumatur contra me, ut corrumpar ali- 
quo pretio« (l. c. f. 44' c. 1). 

1) »Item pone, quod remissio facta fuit ab antecessore, nunquid conferet 
successori? Non, quia par per parem ligari non potest, XXI. di. Inferior (c. 4), 
et quia huiusmodi remissiones a (Il) subsistentibus fiunt« (l. c. f. 58° c. 2). — 
Daß solche Ablässe nur von den Untergebenen der Ablafispender gewonnen 
werden kónnen, hatte V. schon vorher in seinem Apparat zur Comp. III zu 
c. 3 Nuper V. 21 (= c. 29 X V. 39) ad v. tunc erit hervorgehoben. Er stellt 
hier u. a. die Frage, warum die Strafe der Exkommunikation sich auf Nicht- 
untergeb. erstrecke,derBrückenablaf dagegen nicht. Seine Antwort lautet, in beiden 
Fällen werde für die Seele gesorgt. Durch die Einschränkung hinsichtlich der 
Ablaßgewinnung solle erreicht werden, daß der Büßende für seine Sünden 
länger niedergeschlagen werde, und den gleichen Zweck verfolge die Aus- 
dehnung der Strafe der Exkommunikation (»S Contra S. de penitentiis et remis. 
c. ul't. P. I Dic, quod illud trahitur ad istud tanquam ad posterius. Vel illud 
in eo casu, quando conmunicat non crimini, set criminoso tantum. Colligitur 
ergo hic manifeste, quod si exconmunico parrochianum meum et alienus par- 
rochianus ei conmunicat favorem inpertiendo, in me delinquere videtur et 
mea sententia ligatur, non sententia canonis, quia tunc a suo episcopo ab- 
solveretur, ut infra sequitur. Contra S. e. t. A nobis l’. II. Set ibi appellatur 
subdiaconus [l.: subditus] large ratione delicti et ita potius concordat. Set 
queritur, cum exconmunicationis pena extendatur ad alienum parrochianum, 
quare (non) similiter indulgentia vel remissio pontium, ut S. de penitentils et 
remis.c.ul't.l I]. Solutio: Utrobique consulitur anime et ideo in indulgentiis 
optinet illud, ut diutius affligatur quis pro peccatis, et similiter hoc optinet in 
exconmunicatione, ut similiter diutius affligatur, nec exconmunicatio est mor- 
talis, set medicinalis, S.If.Q.I.Multi (c. 18) et XXIIII.Q.IlI.Corripiantur« (c. 17) 
fl. c. f. 175* c. 2). — Vgl. auch Katholik a. a. O.; Paulus a. a. O. 

2) »Vel pone, quod papa subdat se alicui sacerdoti, nunquid potest 
eum ligare? Ita« (l. c. f. 58° c. 2). 
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dann der Priester dem Papst die Erlaubnis gibt sich selbst zu 
binden, dann kann der Papst dies tun, ähnlich wie der Konsul 
sich selbst adoptieren kann’). Dagegen kann der Papst die ihm 
auferlegte Buße nicht nachlassen ohne Erlaubnis des Priesters ?). 


9. Autoren-Register zum Archiv für katholisches Kirchenrecht 
Band 1—CV. 
Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Freiburg i. B. 

Mit dem letzten Bande des Archivs für katholisches Kirchen- 
recht wurde zugleich ein Autoren-Register zu den ersten 105 
Bänden herausgegeben, das in dieser Zeitschrift eine nähere Er- 
örterung verdienen dürfte. 

Zur Enstehungsgeschichte dieses literarischen Hilfsmittels 
ist zu bemerken, daß sich der gegenwärtige Schriftleiter des 
Archivs für katholisches Kirchenrecht, der im Spätjahr 1912 als 
Nachfolger von Franz Heiner sein Amt antrat, schon seit langem 
mit dem Gedanken trug, ein Autoren-Register bezw. ein Ver- 
zeichnis der im Archiv veröffentlichten Aufsätze und Abhand- 
lungen herauszugeben. Wohl waren unter der Redaktionsführung 
von Friedrich Vering in den Jahren 1872 und 1892 zwei General- 
Register zum Archiv publiziert worden, die für die Bände I—XXVII 
und XXVII—LXVI ein dreifaches Literatur-, Quellen- und Sach- 
register darboten und mit anerkennenswerter Sorgfalt ausgearbeitet 
waren. Jedoch erfüllten diese beiden Register nicht den Zweck, 
der im Interesse einer praktischen Verwertung der früher er- 
schienenen Bände am ersten anzustreben war, die Benutzer des 
Archivs über die bisher publizierten Aufsätze und Abhandlungen 
auf eine rasche und bequeme Weise zu orientieren. Um diese 
Lücke, die mit der steigenden Bändezahl naturgemäß immer 
fühlbarer wurde, möglichst schnell auszufüllen, habe ich bereits 
während des Weltkrieges die in den damals vorhandenen Bänden 
erschienenen Abhandlungen und Aufsätze auf Einzelzetteln aus- 
gezogen und in sachlicher und alphabetischer Reihenfolge ge- 
ordnet. Die ungünstigen Zeitverhàltnisse, die sogar das Er- 
scheinen unserer Zeitschrift selbst in Frage stellten, verhinderten 
aber damals die Drucklegung der gesammelten Zettel, die über 
zehn Jahre in meinem Schreibpulte ruhen blieben. Allerdings 


1) »Set pone, quod presbiter dat ei licentiam se ipsum ligandi, nunquid 
poterit se ligare? Ita, ad instar eius, quod dicitur de consule, quia se ipsum 
adoptare potest, ff. de adoptionibus Si consul« (l. 3) [L c.]. 

2) »Set nunquid potest iniunctam sibi penitentiam remittere? Non sine 
licentia presbiteri« (l. c.). 
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ist diese antizipierte Bearbeitung nicht ganz ohne Nutzen ge- 
blieben, da ich die Zettelsammlung mehríach für literarische Zwecke 
benutzen und namentlich bei der in dem hundertsten Jubiláums- 
bande veröffentlichten Abhandlung »Hundert Bände Archiv für 
katholisches Kirchenrecht« ausgiebig verwerten konnte. Nach- 
dem jetzt wieder bessere Zeiten gekommen sind und das Archiv 
im verflossenen Jahre 1925 seinen Normalumfang von 48 Bogen 
zurückerobert hat, glaubte ich mit der Herausgabe des Autoren- 
Registers nicht länger zögern zu sollen, zumal seine Vorbereitung 
bereits auf dem Umschlage zu dem 103. Bande im Jahre 1923 
angekündigt worden war. 

Das inzwischen publizierte Autoren-Register zu den ersten 
105 Bänden des Archivs für katholisches Kirchenrecht zerfällt in 
einen systematischen und alphabetischen Teil. Diese Einteilung 
entspricht der bei den Bibliotheken üblichen Herstellung eines 
Real- und eines Alphabetischen Katalogs. In dem systematischen 
Teile unseres Registers findet man sämtliche Aufsätze und Ab- 
handlungen unter entsprechenden Rubriken nach sachlichen Ge- 
sichtspunkten geordnet. Es soll dadurch den Benutzern eine 
leichte und bequeme Gelegenheit geboten werden, sich über 
sämtliche Abhandlungen, kleinen Beiträge und Mitteilungen, die 
hinsichtlich einer bestimmten Materie oder kanonistischen Einzel- 
frage im Archiv veröffentlicht worden sind, Auskunft zu ver- 
schaffen. | 

Für die Systematik sind folgende Haupteinteilungsrubriken 
zu Grunde gelegt: I. Quellen- und Literaturkunde, II. Verlas- 
sungsrecht, III. Verwaltungsrecht, IV. Prozeßrecht, V. Strafrecht, 
VI. Kirchenpolitik (Verhältnis von Kirche und Staat), VII. Ver- 
mischtes. Diese Hauptabteilungen sind mit Ausnahme des Pro- 
zeßrechts, des Strafrechts und der Sammelrubrik » Vermischtes« 
wieder in mehr oder weniger zahlreiche Unterabteilungen zer- 
gliedert, wodurch die Orientierung über die Spezialiragen ge- 
` fördert wird. Bei den genannten drei Hauptrubriken Prozeß-, 
Strafrecht und Vermischtes ist eine weitere Zergliederung in Unter- 
rübriken unterblieben, weil der verhältnismäßig sehr geringe In- 
halt dieser Kapitel sowieso schon eine rasche Übersicht ermóg- 
lichte. Selbstverstándlich ist aber auch bei diesen äußerlich un- 
geteilten Rubriken ein systematischer Aufbau angewandt, so daß 
das Zusammengehörige auch örtlich bei einander steht. Aus prak- 
tischen Erwägungen hielt ich es auch nicht für zweckmäßig, die 
historischen und systematischen Arbeiten in den Hauptrubriken 
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von einander zu trennen. Denn wie diese beiden Materien in 
den Vorlesungen zusammen behandelt. werden, fließen sie auch 
in der literarischen Darstellung vielfach ineinander über. Außer- 
dem nehmen die rein historischen Arbeiten in dem Archiv einen 
verhältnismäßig kleinen Raum ein. Um jedoch auch der Ge- 
Schichte unserer Disziplin zu ihrem Rechte zu verhelfen und den 
Rechtshistorikern die Benutzung des Archivs zu erleichtern, sind 


in den Unterrubriken an passender Stelle einige historische Über- . 


Schriften aufgenommen, wie: Geschichte der kirchlichen Rechts- 
quellen, die in drei Zeitperioden eingeteilt ist, Geschichte des 
katholischen Eherechts und Geschichte des Verhältnisses von 
Kirche und Staat. 

Die Zahl der im systematischen Teile des Autoren-Registers 
zusammengetragenen darstellenden Arbeiten beläuft sich im ganzen 
auf 1540, so daß auf jeden der 105 Bände ungefähr 15 Abhandlungen 
entfallen. Hierbei ist jedoch zu bemerken, daß manche Aufsätze 
nur einen ganz kurzen Umfang haben und mitunter über eine 
einfache Mitteilung nicht hinausgehen. Die Verteilung dieser 
Aufsätze, kleinen Beiträge und Mitteilungen auf die vorhin ge- 
nannten sieben Hauptabschnitte ist sehr ungleich. Es entfallen 
auf die Quellen- und Literaturkunde 234 Publikationen, auf das 
Verfassungsrecht 241, auf das Verwaltungsrecht 612, auf das 
Prozeßrecht 56, auf das Strafrecht 32, auf die Kirchenpolitik 325 


und auf Vermischtes 40. Den Löwenanteil hat somit das Ver-  . 


waltungsrecht davongetragen, das mit seinen 612 Artikeln weit 
über ein Drittel der Gesamtzahl hinausragt. Am stärksten sind 
innerhalb dieses Zweiges das Vermógensrecht und das Eherecht 
vertreten; ersteres mit 204, letzteres mit 180 Artikeln. Auch die 
kirchenpolitische Rubrik hat mit 325 Artikeln gut abgeschnitten. 
Die hohen Zahlen auf den drei genannten Gebieten erklären sich 
daraus, daß in den Aufsätzen des Archivs vielfach eine praktische 
Tendenz vorherrscht und diese auf aktuelle Tages- und Zeit- 
fragen hingelenkt wurde. Man wird beides der Zeitschrift nur 
zum Ruhme anrechnen dürfen. Dagegen bleibt es zu bedauern, 
daß die beiden wichtigen Fächer des kirchlichen Prozeß- und 
Strafrechts keine hinreichende Berücksichtigung gefunden haben. 
Bei beiden Rubriken ist der Stand der Zahlen auffällig niedrig; 
er erreicht beim Strafrecht beinahe nur den 50. Teil der Gesamt- 
summe. Für die harmonische Ausbildung der Kirchenrechtswissen- 
Schaft ist ein solcher Zustand keineswegs förderlich. Es ist daher 
der dringende Wunsch auszusprechen, daß sich in Zukunft mehr 
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kanonistische Spezialisten den Fächern des Prozeß- und Straf- 
rechts zuwenden. Ebenso wäre eine stärkere Bearbeitung des 
grundlegenden Teils oder der Allgemeinen Lehren des Kirchen- 
rechts am Platze, die bisher über Gebühr vernachlässigt worden 
ist. Mit einer bloßen Pflege der Theorie der Rechtsquellen, die 
im Archiv ziemlich stark vertreten ist, kann es nicht sein Be- 
wenden haben. 

Der zweite Teil bietet ein Verzeichnis sämtlicher Autoren 
oder Mitarbeiter am Archiv für katholisches Kirchenrecht in al- 
phabetischer Reihenfolge nebst den von ihnen verfaßten Schriften. 
Es hat diese Liste einmal den Zweck, die Auffindung solcher 
Arbeiten des Archivs, deren Verfassername dem betreffenden Be- 
nutzer bekannt ist, zu erleichtern, und dann die Aufgabe, ein 
allgemeines Verzeichnis der zeitgenössischen Kanonisten zu liefern, 
das vor allem der Literaturgeschichte zu gute kommt. Unser 
Verzeichnis enthält im ganzen 374 Namen. 

Über den Inhalt dieses zweiten Registerteiles, insbesondere 
über die wichtigsten und hervorragendsten Mitarbeiter, habe ich 
mich bereits in dem vorhin erwähnten Aufsatze »Hundert Bände 
Archiv für Katholisches Kirchenrecht« Band C, 19 ff. verbreitet, 
so daß an dieser Stelle nur noch einige Ergänzungen am Platze 
sind. Wie die hohe Zahl von 374 Mitarbeiter beweist, hat das 
Archiv zu allen Zeiten weitherzig seine Spalten geöffnet und 
keinerlei exklusiven Tendenzen gehuldigt. Auch nicht in natio- 
naler Hinsicht. Denn außer den deutschen, die natürlich bei 
weitem das Übergewicht bilden, sind in dem Autorenregister 
zahlreiche slawische und ungarische Namen vertreten. Ich nenne 
nur die Autoren Bóredy, Borovy, Bozöky, Cotlarciuc, Csernodh, 
Czibulka, Dworzak, Dziatzko, Hankiewicz, Hanuy, Hobza, 
Huszár, Jandrisevits, Jeglic, Joannovicz, Krasnopolski, Milasch, 
Novotny, Popowicz, Sajó, Sczaniecki, Simor, Starzynsky, Su- 
rángi, Symersky, Szaczway, Timon, Tóth, Ulanowsky, Wojucki, 
Wysocki u.a. Zu einem großen Teil sind diese Mitarbeiter den 
Bemühungen des in der Bukowina und später in Böhmen wir- 
kenden zweiten Herausgebers des Archivs Vering zu verdanken. 
Von den schweizerischen Kanonisten haben sich in früherer Zeit 
namentlich Aftenhofer und Rohner und später Speiser und Lam- 
pert beteiligt. Als französische Schriftsteller sind der Ehren- 
kanonikus Nourisson und der Advokat Théry aufgetreten. Luxem- 
burg ist in der Autorenliste durch den Erzbischof Fallize und 
Holland durch den Redemptoristenpater Lijdsman vertreten. 
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Einige Autoren sind später zur Kardinalswürde emporge- 
stiegen, wie die beiden ungarischen Metropoliten Simor und 
Csernoch, ferner Johannes Kutschker in Wien, Hergenröther in Rom 
und der jetzige Fürstbischof Adolf Bertram in Breslau. Dem 
Episkopate gehören an Aichner in Brixen, Fallize, früher Aposto- 
lischer Vikar in Norwegen, jetzt Titularerzbischof, Feßler in 
St Pölten, Kaltner in Salzburg, Kohn in Olmütz, Rampf in 
Passau, Hermann Joseph Schmitz, Weihbischof in Köln und der 
jetzt noch wirkende Bischof von Augsburg Maximilian Lingg. Zu 
hohen weltlichen Ehrenstellen gelangten die beiden noch leben- 
den Mitarbeiter Graf Ulrich von Brockdorff Rantzau, früher 
deutscher Reichsminister des Äußeren und Max von Hussarek, 
ehemaliger österreichischer Ministerpräsident. 

Zum größten Dank ist das Archiv den Mitarbeitern gegen- 
über verpflichtet, die ihm ihre meisten Arbeiten anvertrauten und 
es durch ihre dauernde Mitarbeit unterstützten. Hierher gehören 
mit in erster Linie die vier Herausgeber, von denen Freiherr von 
Moy de Sons 21, Vering 52, Heiner 34 und Hilling 69 Artikel 
beisteuerten. Weiter schrieben mehr als zehn Abhandlungen 
Professor Gillmann in Würzburg (32), Professor Geiger in Dil- 
ingen (22), Stiftspropst Bellesheim in Aachen (22), Erzbischof 
Kohn in Olmütz (19), Weihbischof Schmitz in Köln (17), der 
Erzbischöfliche Kanzleidirektor Maas in Freiburg (16), Pfarrer 
Augustin Swientek in Czamowanz (Schlesien) (16), Professor 
Arndt in Weidenau (15), Professor Hirschel in Mainz (13), Re- 
gierungsrat F. Geigel in Kolmar (12), Professor Johann Friedrich 
Schulte in Prag (11), der Fürstbischöfliche Konsistorialrat Franz 
Schuppe in Breslau (11) und der Canonicus A. M. Nourisson in 
Tours (11). Auf diese 18 Autoren fallen im ganzen 393 Abhand- 
lungen, die zusammen mehr als !/|, der Gesamtzahl 1540 ausmachen. 
| Von den Mitarbeitern des Archivs für katholisches Kirchen- 
 Techt ist bereits ein großer Teil in die Ewigkeit hintibergegangen. 
Mögen diese Blätter ihnen zur Erinnerung und den noch jetzt 
lebenden Mitarbeitern als Dankesbezeugung gelten! Einen ganz 
besonderen Dank schulde ich den beiden Herren Kollegen Prälat 
Franz Gillmann in Würzburg und Professor Arnold Pöschl in 
Graz, die mich in den letzten Jahren aufs wirksamste unterstützt 
und durch ihre gehaltvollen Beiträge wesentlich dazu beigetragen 
haben, das Archiv auf der Höhe des heutigen Standes der 
wissenschaftlichen Forschung zu erhalten. 


Ill. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Apostolische Konstitution »Servatoris Jesu Christi« über die 
Ausdehnung des Jubiláums auf den ganzen kath. Erdkreis, 
vom 25. Dezember 1925. A.A.S. XVII, 611. 


“Nachdem der Hl. Vater ab Vorabende des Weihnachtsfestes 
1925 die hl. Pforte der Peterskirche geschlossen und damit das 
rómische Jubiláumsjahr beendigt hatte, hat er dem seit dem 
Jahre 1500 herrschenden Brauche folgend das Jubiläum auf den 
ganzen katholischen Erdkreis ausgedehnt. Früher betrug aber 
die Zeit dieses Nachjubiläums nur ein halbes Jahr. Pius XI. hat 
die Frist mit Rücksicht auf den gegenwärtigen Priestermangel 
auf ein volles Jahr verlängert. Innerhalb der Zeit von der ersten 
Neujahrsvesper 1925 bis zum 31. Dezember 1926 einschließlich 
kaan der Jubiläumsablaß von allen Gläubigen, auch von denen, 
die den römischen Jubiläumsablaß bereits im verflossenen Jahre 
ein- oder mehrere Male gewonnen haben, zwei Mal erlangt 
werden, das erste Mal für sich oder für die armen Seelen, ` das 
zweite Mal nur für die armen Seelen. 

Für die Gewinnung des Jubiläumsablasses sind folgende 
Bedingungen vorgeschrieben: 

1. Der würdige Empfang der Sakramente der Buße und des 
Altars. Jedoch kommt die pflichtmäßig geforderte Jahresbeicht 
und die Osterkommunion für den Jubiläumsablaß nicht in Be 
tracht, wohl aber die Wegzehrung. Von diesen beiden Be 
dingungen kann nicht dispensiert werden, außer für Schwer 
kranke, die an dem Empfange behindert sind. Für Kinder, die 
noch nicht zur.hl. Kommunion zugelassen sind, kann keine Dis- 
pens mehr gewährt werden. Diese Einschränkung hängt mit der 
von Pius X. vorgeschriebenen Frühkommunion der Kinder zt 
sammen. 

2. Der Besuch von vier Kirchen des Aufenthaltsortes (Haupt- 
kirche und drei andere vom Bischofe bestimmte Kirchen oder 
öffentliche Kapellen) an je fünf aufeinanderfolgenden oder von 
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einander getrennten Tagen. Falls an einem Orte nicht so viele 
' Kirchen vorhanden sind, genügt auch der Besuch von drei, zwei 
oder einer Kirche; jedoch müssen diese dann entsprechend häu- 
 figer benutzt werden, so daß an jedem der vorgeschriebenen 


fünf Tage ein viermaliger Kirchenbesuch stattfindet. Die Tage 
werden entweder von Mitternacht zu Mitternacht — natürlicher 


Tag — oder von Mittag des Vortages bis zu Mitternacht des 


-folgenden Tages — kirchlicher Tag — gerechnet. 


3. Die Verrichtung von mündlichen Gebeten nach der Mei- 
nung des Hl. Vaters, d. i. für die Ausbreitung des katholischen 
Glaubens, den Frieden und die Eintracht der Völker und die den 


Rechten der Kirche entsprechende Regelung der Verhältnisse an 


den heiligen Stätten Palästinas. 

Zu Gunsten der an den Kirchenbesuchen verhinderten Per- 
sonen hat der Hl. Vater zahlreiche Dispens- und Kommutations- 
vollmachten erteilt. Außerdem sind dieser Jubiläumsbulle am 
Schlusse zahlreiche Absolutions- und Dispensationsfakultäten für 
die Jubiläumsbeichtväter angeschlossen. 


2, Apostolisches Rundschreiben „Rerum Ecclesiae gestarum“ 
über die Fórdertmg der Heidenmissionen, vom 28. Febr. 1926. 
A. A. S. XVIII, 65. 


Nach dem Schlusse der großen Vatikanischen Missionsaus- 
stellung vom Jahre 1925 und der Errichtung eines Missions- 


museums im päpstlichen Lateranpalast hat Pius XI. eine wichtige 


Missionsenzyklika erlassen, die die Vermehrung der Missionare 
und die Weckung des Missionsinteresses bei den Gläubigen zum 
Gegenstande hat. 

In dem ersten Teile wendet sich der Hl. Vater an den 
Episkopat der ganzen katholischen Welt. Er fordert diesen auf, 
dafür zu sorgen, daß sich allenthalben die Gewohnheit ausbreite, 
für die Sendung von Arbeitern in den Weinberg des Herrn und 
die Bekehrung der Ungläubigen zu beten. Zu diesem Zwecke 
sei es sehr empfehlenswert, ein eigenes Gesetz in den Rosen- 
kranz einzuschalten und ständige Gebete für die Missionen in 
den Pfarrkirchen, Waisenhäusetn, Klöstern und ähnlichen Insti- 
tuten zu verrichten. Da die Zahl der Missionare durch den 
Krieg sehr geschwächt sei, müßten die Bischöfe auf die Weckung 
der Priesterberufe für die Missionen aufs eifrigste bedacht sein, 
damit der Verlust ausgeglichen und die Zahl der Missionare noch 
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über die frühere Zeit hinaus gehoben würde. Als Mittel für die 
Propaganda zugunsten der Missionare und der Missionare kämen 
vor allem der Priestermissionsverein und der Verein zur Verbrei- 
tung des Glaubens in Betracht. Dem letzteren seien als be- 
sondere Zweige der Verein von der hl. Kindheit für den Los- 
kauf der Heidenkinder und der Verein vom hl. Petrus für die 
Bildung eines einheimischen Klerus in den Missionsländern an- 
gegliedert. 

Der zweite Teil des Apostolischen Sendschreibens ist an 
die Leiter der Missionsgebiete, die Apostolischen Vikare und 
Präfekten gerichtet. Diesen wird besonders die Bildung eines 
einheimischen Klerus ans Herz gelegt. Hierbei sei darauf zu 
achten, daß der einheimische Klerus in keiner Weise hinter dem 
auswärtigen zurückgestellt werde, sondern diesem an Bildung 
und amtlichen Funktionen ebenbürtig sei. Die Schaffung eines 
solchen Klerus habe nicht nur den Zweck, den Missionsbetrieb 
zu fördern, da hierzu die einheimischen Priester am besten ge- 
eignet seien, sondern auch die Missionsgebiete vom Auslande 
unabhängig zu machen. Neben den Missionspriestern müßten 
sodann die Ordensinstitute und die Katecheten an der Verbreitung 
des hl. Glaubens wirken. Auch die beschaulichen Orden, wie 
z. B. Trappisten, seien von dieser Aufgabe nicht ausgeschlossen. 
Bezüglich der Einrichtung der Missionen empfiehlt Pius XI. so- 
dann den Missionsleitern, darauf Bedacht zu nehmen, daß das 
Christentum durch wandernde Missionare an allen Orten des 
Missionsgebietes gepredigt werde, die Mission durch karitative 
Werke vorbereitet und überall einfache Missionsgebäude (Kirchen, 
Pfarrháusern) errichtet würden. Kostspielige Bauten seien für 
den Beginn der Mission nicht am Platze, sondern auf den Zeit- 
punkt zu verschieben, wo die Mission in ein Bistum umgewan- 
delt werden könne. Würden die Priester und Laienmitglieder 
des eigenen Ordens für den Missionsbezirk nicht ausreichen, so 
seien andere Priester und Ordensleute heranzuziehen. Eine Mis- 
sionsgesellschaft dürfe das betreffende Missionsgebiet niemals 
als ihr ausschließliches Eigentum betrachten und müsse daher 
auch auf die Versetzung in ein anderes Missionsgebiet seitens 
des Apostolischen Stuhles gefaßt sein. 

Wie aus dieser kurzen Inhaltsübersicht hervorgeht, bedeutet 
die neue Missionsenzyklika Pius XI. Rerum Ecclesiae gestarum 
vom 28. Febr. 1926 einen warmen Appell an das Missionsge- 
wissen aller Katholiken und eine beachtenswerte Instruktion für 
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die Einrichtung des Missionsbetriebes in der Gegenwart. Unser 
Sendschreiben nimmt vielfach Bezug auf die bekannte Missions- 


enzyklika Benedikts XV. Maximum illud vom 30. November 


1919 — A. A. S. XI, 440 —, mit der sie in vielen Punkten nahe 
verwandt ist. Über die auf dieses Gebiet bezüglichen Erlasse Leos 
XM. vgl. N. Hilling, Die Gesetzgebung Leos XIII. auf dem Gebiete 
des Kirchenrechts, XIV: Missionsrecht in diesem Archiv 94, 252 ff. 


3. Mitteilung über die Erklärung des Papstes Plus XI. | 


. bezüglich der Kompetenz und Verfassung der Kongregation 
. für außerordentliche kirchl. Angelegenheiten, vom 5. Juli 1925. 


— 


A. A. S. XVIII, 89. 

Sanctitas Sua, Litteris ad Emum Cardinalem a Secretis Sta- 
tus, die 5 iulii datis; haec quae sequuntur declarare et statuere 
dignata est: 

1. Canon 255 de promovendis per Sacram Congregationem 


. pro Nagotiis Ecclesiasticis Extraordinariis ad vacantes dioeceses 


! 


idoneis viris, quoties cum civilibus Guberniis agendum sit, iba 
intelligendus est ut ad eamdem Sacram Congregationem spectat 
Episcopos promovere etiam in casibus, in quibus Gubernia inter- 
rogantur circa difficultates, si quae sint, ordinis politici contra 
personas ad id officii praeelectas. 

2. Inter Emos Patres Sacrae Congregalionis pro Negotiis 
Ecclesiasticis Extraordinariis in posterum de iure cooptabuntur: 
Cardinalis Secretarius S. Officii, Cardinalis Secretarius Sacrae 


Congregationis Consistorialis, Cardinalis S. R. E. Cancellarius 


atque Cardinalis Datarius. 

3. Eadem Sacra Congregatio suum habebit Praefectum, 
Cardinalem a Secretis Status, cui, iuxta can. 255, a Summo 
Pontifice negotia mandantur, examini eiusdem Congregationis 
subiicienda. 

4. Omnibus autem Membris et officialibus eiusdem Sacrae Con- 
gregationis secretum imponitur S. Officii, emisso speciali iureiurando. 


4 Entscheidung des Hl. Offiziums, betr. die Strafen für 
Katholiken, die akatholische Religionsdiener zum Begräb- 
nisse von Katholiken herbeirufen, vom 23. Februar 1926. 
(Linzer Diözesanblatt 1926, 63.) 

In wiederholten Fällen wurde für solche verstorbene Katho- 
liken, welche die Verbrennung ihres Leichnams angeordnet hatten 
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und denen darum das kirchliche Begräbnis verweigert werden 
mufte, von Seite des überlebenden katholischen Ehegatten oder 
anderer Angehóriger der akatholische Religionsdiener zur Vor- 
nahme des Begräbnisses erbeten und veranlaßt. 

Ich legte diesen Fall am 8. August 1925 dem Heiligen 
Offizium in Rom vor: 

»Beatissime Pater! Cum ex praescripto Can. 1240 $ 1 n. 5 
sepultura ecclesiastica priventur, qui mandaverint suum corpus 
cremationi tradi, saepius contingit, ut eorum catholici parentes 
aut propinqui superstites advocent ministrum acatholicum, ut 
ritum funeris haeretici eorum corporibus ante cremationem adhibeat. 

Qui modus agendi non solum communicationem activam in 
divinis cum haereticis graviter illicitam continere, sed etiam Can. 
2316 plecti videtur, cum praesertim in regionibus catholicis haeresis 
propagationem aliquo modo juvare dicendus sit. 

Quaeritur igitur: 

l. An tales catholici dicendi sint suspecti de haeresi ex 
Can. 2316? 

2. An ex Canone 2315 actibus legitimis prohibeantur aut 
etiam habendi sint tanquam haeretici, haereticorum poenis obnoxii ? 

3. An aliam poenam ecclesiasticam incurrant aut poenam 
excommunicationis ex canone 2314 ipsis comminari aut iniligere 
consultum sit ?« 

Das Heilige Offizium gab darauf am 33. Februar 1926, 
n. 1004/25, folgende Antwort : 

»Sacra Congregatio, dum Te enixe hortatur ut vigili cura 
adlaborare ne cesses nedum contra vetitam cremationis praxim, 
sed etiam contra praedictum haereticarum exequiarum abusum; 
Tibi insimul mandat ut fideles accurate edocendos satagas, eos 
qui funera haereticorum pro suis petant, tamquam de haeresi 
suspectos haberi, et consequenter obnoxios esse poenis ferendae 
sententíae per Canonem 2315, in terminis ab eodem praestitutis, 
comminatis; et si moniti non resipuerint, posse excommunicatio- 
nis censura mulctari; nec ad Sacramenta esse admittendos nisi 
antea, quo meliori modo judicio Amplitudinis Tuae fieri potuerit, 
scandalum reparaverint.« 

Die im Can. 2315 erwühnten actus legitimi betreffen vor- 
nehmlich die gültige und erlaubte Übernahme der Taufpaten- 
schaft (Can. 765 und 766 n. 2) und Firmpatenschaft (Can. 795 
. n. 2 und 796 n. 3) und einige andere kirchliche Rechte i 
2256 n. 2). 
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Vorkommenden Falles sind die Glàubigen auf diese Ent- 
scheidung und kirchliche Strafe aufmerksam zu machen, nament- 
lich auch was den Empfang der heiligen Sakramente anlangt, 
und ist in jedem einzelnen Falle sofort anher zu berichten unter 
Angabe der näheren Adresse solcher Katholiken, welche einen 
akatholischen Religionsdiener herbeirufen. 


7 Johannes Maria, . 
Bischof von Linz. 


5. Entscheidung der Sakramentenkongregation 
in Causa Ultraiectensi, betr. die Taufpaten, vom 24. Juli 1925. 
A, A. S. XVIII, 43. 


Am 8. Oktober 1924 richtete der Erzbischof von Utrecht 
an die Sakramentenkongregation folgendes Bitigesuch: . 

Beatissime Pater, Archiepiscopus Ultraiectensis, ad pedes 
Sanctitatis Vestrae provolutus, humiliter petit solutionem dubiorum 
quae hisce exponuntur: Ex can. 765, 5? C. J. C., ut quis sit baptismi 
patrinus, oportet baptizandum in actu baptismi per se vel per 
procuratorem physice teneat aut tangat, vel statim levet, seu sus- 
cipiat de sacro fonte, aut de manibus baptizantis; et ex can. 768 


. patrinus cum baptizato contrahit spiritualem cognationem, quae 


u 4 
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quidem ex can. 1079 matrimonium irritat. Jam vero, uti apud 
nos moris est, qui patrinum agere vult, nemini mandatum con- 
fert expressum, sed, nisi per se officio illo perfungatur patrinus, 
baptizans vel baptizandi parentes aliam personam invitant, ut pro 
patrino absente agat. 

Hinc sequentia dubia solvenda proponuntur: 

I. an ex tali agendi modo patrinus absens contrahat cog- 
nationem spiritualem, et inde exoriatur impedimentum can. 1079; 
et si negative: 

IL. quidnam a patrino faciendum sit ut agere valeat per 
procuratorem; nimirum: - 

a) an debeat conferre determinatae personae mandatum 
speciale ; 

b) an vero sufficiat, ut edat, sive scripto sive voce, manda- 
tum generale pro persona per parentes vel per baptizantem 
determinanda; immo, | 

c) an sufticiat mandatum generale praesumptum pro quavis 
persona. | 

Hierauf hat die Kongregation am 24. Juli 1925 geantwortet: 
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" Ad I. Si patrinus, agnoscens huiusmodi consuetudinem, 
eidem sese conformare intendat, et aliunde patrinus ipse esse 
possit ad normam can. 765, Affirmative. 

Ad Il. provisum in I. Attamen praedicta consuetudo est 
reprobanda: 1? quia indubitanter constare debet, patrinum in 
facie ecclesiae proprium munus suscepisse, quod per dictam con- 
suetudinem manet incertum et aequivocum; 2? quia patrinus 
suum munus suscipere debet cum plena notitia et conscientia 
inde exorientis obligationis ad mentem can. 769, quod excludere 
videtur praefata consuetudo, quippe quae redigit patrini officium 
ad quendam inanem ritum; 3? quia ex tali recepto more facultas 
fere demitur parocho conditiones explorandi, quae a can. 765 et 
766 requiruntur, ut quis valide et licite patrini munus suscipiat. 

Hisce prae oculis habitis, Instructio pro Rmis Ordinariis 
locorum fiat. Der Hl. Vater hat am 29. Juli 1925 diese Ent- 
scheidung bestätigt. 

In der beigefügten Instruktion ist an der Hand der Kirchen- 
geschichte und aus der Natur der Sache die Wichtigkeit des 
Patenamtes betont. Bei einer Stellvertretung des Paten ist der 
Auftrag entweder durch Zeugen oder durch eine gesetzmäßige 
Urkunde dem Pfarrer nachzuweisen, wenn nicht der Wille des 
Auftraggebers anderweitig sicher und unzweifelhaft feststeht. Dieses 
gilt sowohl für die Tauf- wie die Firmpaten. Die Namen der 
eigentlichen Paten und die der Stellvertreter sind in die Kirchen- 
bücher einzutragen. 


6. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Adriensi, 
betr. die Inkardination, vom 14. Februar und 11. Juli 1925. 
A. A. S. XVIII, 48. 


Tatbestand. Ein Priester der Diózese Adria wurde 1907 aus dieser 
Diózese exkardiniert und in die Diózese Cervia inkardiniert. Beides geschah 
durch die vorgeschriebenen literae excardinationis und incardinationis. Dann 
begab sich der Priester 1914 mit Erlaubnis des Bischofs von Cervia in die 
Diözese Montefiascone und erlangte hier ein Pfarrbenefizium. Ende des 
Jahres 1918 verzichtete er aber aus Gesundheitsrücksichten auf seine Pfarrei 
und verwaltete eine Zeitlang das Amt eines Volksschullehrers in Assisi. Von 
dort wurde er von einem sardinischen Bischofe eingeladen, in seiner Diözese 
die Stelle eines Seminarregens und Domkapitulars zu übernehmen. Nachdem 
er jedoch kaum die neue Diözese betreten hatte, starb der Bischof, und die 
Domherren auf Sardinien betrachteten ihn als einen Extraneus und zwangen 
ihn, die Diözese wieder zu verlassen. Es weigerten sich aber auch die 
Bischöfe von Adria, Cervia und Montefiascone, ihn wiederaufzunehmen, so 
daß der Priester gleichsam heimatlos dastand. Deshalb wandte er sich an die 
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Konzilskongregation mit der Bitte, über seine Diözesanzugehörigkeit zu ent- 
scheiden. Das Urteil lautete auf die Zugehörigkeit zur Diözese Cervia. 

Entscheidungsgründe. Da die Exkardination aus der Diözese 
Adria und die Inkardination in die Diözese Cervia rechtmäßig 
vorgenommen waren, konnte es sich im vorliegenden Streitfalle 
nur darum handeln, ob der Priester der Diózese Cervia oder 
Montefiascone angehóre. Der Bischof von Cervia machte gegen 
die Zugehörigkeit zu seiner Diözese geltend, daß der Priester 
durch die Annahme eines Pfarrbenefiziums in der Diözese Monte- 
fiascone aequipollenter aus der Diözese Cervia exkardiniert und 
in die Diózese Montefiascone inkardiniert sei. Dieser Ansicht 
wurde jedoch seitens der Konzilskongregation nicht beigetreten. 
Das Votum des Konsultors lieferte vielmehr den Nachweis, daß 
dem alten Rechte eine aequipollente Inkardination auf Grund 
eines Benefiziums unbekannt gewesen sei. Nur insofern sei der 
Besitz eines Benefiziums indirekt für die Inkardination von Be- . 
deutung gewesen, als dieser einen Kompetenzgrund für die Weihe 
gebildet habe. Die Inkardination selbst aber sei erst durch die 
Tonsur oder Weihe erfolgt. Die Erlangung eines Benefiziums 
an sich habe wohl die Wirkung, daß der Benefiziat der Juris- 
diktion des Bischofs unterstellt würde, bedeute aber nicht die 
Inkardination in eine Diözese. Dieses sei schon daraus ersicht- 
lich, daß ein Priester wohl mehrere Benefizien in verschiedenen 
Diözesen erwerben könne, aber stets nur in einer Diözese in- 
kardiniert sei. Eine aequivalente Inkardination auf Grund des 
Benefiziums sei vollends durch das Dekret der Konzilskongre- 
gation »A primis« vom 20. Juli 1898 (A. A. S. XXXI, 49) ausge- 
schlossen, da dieses zum Zwecke der Gültigkeit einer Aufnahme 
in den Diözesanverband die Literae excardinationis und incardi- 
nationis angeordnet habe. 


Da der vorliegende Fall nach dem alten Rechte zu beur- 
teilen sei, könne mithin von einer Exkardination aus der Diözese 
Cervia und einer Inkardination in die Diözese Montefiascone 
keine Rede sein. Das neue Recht des CJC., das in can. 114 
auch eine Inkardination auf Grund des Benefiziums kenne, wenn 
der Bischof der Heimatdiözese schriftlich zustimme oder die 
schriftliche Erlaubnis zum dauernden Weggang aus der Diözese 
erteilt habe, könne für unseren Fall nicht in Betracht kommen, 
weil dem neuen Gesetze die rückwirkende Kraft fehle. Wegen 
der Anführung zahlreicher alter Gesetze, doktrinellen Ansichten 
und Kongregationsentscheidungen ist diese Resolution sehr be- 
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achtenswert. Vgl. auch die Entscheidung der Konzilskongre- 
gation vom 10. März 1923, in: A. A. S. XVI, 51. 


7. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Oxomensi, 
betr. den Chordienst des Canonicus Poenitentiarius, 
vom 9. Juni 1923. A. A. S. XVII, 510. 


Tatbestand. Der Canonicus Poenitentiarius an der Domkirche zu Osma 
in Spanien richtete an die Konzilskongregation die Anfrage: Ist der Canonicus 
Poenitentiarius an der Kathedrale zu Osma, der auf Grund der Konstitution 
»Supremae dispositionis«. Gregors XV. und des spanischen Konkordatsrechts 
im Seminar Moraltheologie doziert, zum Zwecke der Gewinnung der täglichen 
Distributionen an den Stunden, an denen er Vorlesungen hàlt, als im Chore 
gegenwürtig anzusehen, oder ist vielmehr seine Anwesenheit nach der Norm 
des can. 421 $ 1 zu regeln? Die Kongregation änderte die vorgelegte Frage 
in die folgende Fassung um: Ist der Canonicus Poenitentiarius zum Zwecke 
der Gewinnung der täglichen Distributionen an den Stunden, an denen er 
Moraltheologie im Seminar doziert, als gegenwärtig im Chore anzusehen, im 
vorliegenden Falle? und erteilte darauf die Antwort: Nein, und es ist die 
Vorschrift des can. 421 S 1 CJC. zu beobachten. 

Entscheidungsgründe. Bei der vorliegenden Frage handelt 
es sich darum, ob der Canonicus Poenitentiarius für die Zeit 
seiner moraltheologischen Vorlesungen einen Anspruch auf die 
täglichen Distributionen des Chordienstes hat oder nicht. Nach 
can. 420 $ 1 no. 3 steht ihm ein solcher Anspruch zu für die 
Leit, in der er Beicht hórt. Der Canonicus Poenitentiarius in 
Osma glaubte diesen Canon auch auf die Zeit seiner moraltheo- 
logischen Vorlesungen anwenden zu kónnen, weil er auf Grund. 
der Bulle Gregors XV. verpflichtet sei, Vorlesungen über Casus 
conscientiae zu halten und er während dieser Zeit als im Chore 
anwesend betrachtet werden solle. Ferner berief er sich auf das 
spanische Konkordat, auf Grund dessen er laut bischöflicher An- 
ordnung zum Halten von moraltheologischen Vorlesungen ver- 
pflichtet sei. Die Konzilskongregation hat jedoch beide Gründe 
abgelehnt. Den ersten, weil die Konstitution Gregors XV. in 
Bezug auf. den geltend gemachten Punkt nicht ausgeführt sei. 
Den zweiten, weil das Konkordat nur von der Pflicht, Vor- 
lesungen zu halten, aber nicht von dem Rechte der Teilnahme 
an den täglichen Distributionen handle. Infolge dessen sei im 
vorliegenden Falle der can. 421 $ 1 no. 1 anzuwenden: »Es 
sind vom Chordienste entschuldigt und nehmen an den Früchten 
der Prábende, nicht aber an den Distributionen teil: 1) die mit 
Erlaubnis des Ordinarius an den von der Kirche anerkannten 
Schulen óffentlich Theologie oder kanonisches Recht dozieren.« 
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8. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Olomucensi, 
betr. die Chorkleidung der Kanoniker, vom 13. Juni 1925. 
A. A. S. XVII, 538. 


Tatbestand. Der Erzbischof von Olmütz berichtete an die Konzils- 
kongregation, daß seit unvordenklichen Zeiten die Weihbischöfe seines Kapitels 
beim Chordienst dieselbe Kleidung trägen wie die übrigen Kanoniker und 
durch Kapitelsstatuten allen Kanonikern ohne Unterschied das Tragen der 
Cappa magna über dem Rochet beim Chorgebet vorgeschrieben sei. Da nun 
CJC. can. 409 S 1 bestimmt, daß die Bischöfe beim Chorgebet die bischöfliche 
Kleidung tragen müssen und die ohne die vorgeschriebene Kleidung beim 
Chorgebet anwesenden Kanoniker als abwesend betrachtet werden sollen» 
stellte er an die Kongregation folgende Fragen: 

I. Pertinet sanctio: »secus censeantur tanquam absentes« ad utrumque, 
quod in canone 409 S 1 adducitur, praescripti membrum, ita ut non tantum 
canonici vestem praescriptam in choro non deferentes, sed etiam Episcopi 


auxiliares, veste episcopali in choro non induti, censendi sint tanquam absentes ? 
Resp. Affirmative. 


II. Suntne praescripto statutorum capitularium supra adducto Episcopi 
auxiliares excusati a deferenda in choro veste episcopali? Resp. Negative. 
III. Possuntne Episcopi auxiliares, qui in choro pro episcopali veste 
tantum capitulari utuntur, provocare ad immemorabilem consuetudinem in 
Capitulo observatam? Resp. Affirmative ad normam can. 5, si Ordinarius 


existimet huiusmodi consuetudinem immemorabilem prudenter sübmoveri non 
posse. 


IV. Potestne Episcopis auxiliaribus dum in choro Ecclesiae metropolitanae 
et non in sacello chorali in stallis assistunt, permitti usus cappae super rochetto, - 
lempore hiemali cum arrmiellino? Resp. Negative, seu standum esse decreto 
S. R. C. in Mediolanen., 16. mart. 1833 ad I et II (n. 2706) vel peienqum 
indultum a Sacrorum Rituum Congregatione. 


Entsdwidungsgründe. In den »Animadversiones« wird zum 
klareren Verständnis der Resolution darauf hingewiesen: 


l. daß das Tragen der bischöflichen Kleidung für die 
Bischöfe beim Chorgebet bereits nach dem früheren Recht vor- 


geschrieben war. S. R. C. in Hispalen., 24. nov. 1703. Decreta 
auth. 2121. 


2. die Art der bischöflichen Kleidung von der Ritenkon- 
gregation in Mediolanen, 16. mart. 1833 ad 1 et 2 näher bestimmt 
ist: Ratione episcopatus posse et debere uti habitu ordinario, 
quo utuntur Episcopi in Romana Curia, id est rochetto supra 
Subtanam et manteletto violacei coloris. Decreta auth. no. 2706. 


9. die den Dekreten der Ritenkongregation und dem can. 409 


$ 1 CJC. entgegenstehenden Kapitelsstatuten gemäß can. 410 
2u verbessern sind. 
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4. eine entgegenstehende hundertjährige oder unvordenk- 
liche Gewohnheit nach dem Stilus der Konzilskongregation nur 
geduldet werden kann, wenn ein besonderer Grund der Duldung 
vorliegt. 

5. die Worte can. 409 S 1 »secus censeantur tanquam, ab- 
sentes« sich nach der allgemeinen Ansicht der Ausleger auf alle 
Kanoniker mit Einschlu8 der Bischófe beziehen. 


Es ist zu beachten, daß die ersten drei Fragen die kirch- 
iche Disziplin und die letzte den kirchlichen Ritus betreffen. 


9. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Panor- 
mitana, betr. die Art des Bürgerrechts in Bezug auf die 
Erlangung von Benefizien, vom 16. Mai 1925. 

A. A. S. XVIII, 10. 

Tatbestand. Durch die Bulle Clemens’ VIII. »Sacri Apostolatus munere« 
vom 15. Oktober 1599 wurde dem Senate der Stadt Palermo das Recht ein- 
geräumt, die Pfarrer der Stadt zu präsentieren. Mit diesem aktiven Patronats- 
recht wurde zugleich auch das sog. passive Patronatsrecht verbunden, daß 
für die Pfarrstellen Bürger der Stadt praesentiert werden müßten. Als Gegen- 
leistung hatte der Senat die ausreichende Dotation der Pfarrfründen unter 
Beseitigung der Stolgebühren übernommen. Mit der Zeit entstand ein heftiger. 
Streit darüber, ob das passive Patronatsrecht nur zugunsten der eingeborenen 
oder auch der eingewanderten Bürger der Stadt Palermo gelte. In der 
päpstlichen Bulle war lediglich von »den Bürgern derselben Stadt« die Rede. 
Der Erzbischof stellte deshalb bei »der Konzilskongregation« die Anfrage: 
Utrum verba »cives eiusdem civitatis« ad cives dumtaxat originarios referenda 
sint in casu? Die Antwort lautete: Negative. 

Entscheidungsgründe. Zu Gunsten der geborenen Bürger 
sprechen nach der Ansicht einiger die Ausdrücke cives . . . civi- 
tatis, die gleichbedeutend seien mit cives in civitate nati. Die 
Ausleger berufen sich dabei auch auf verschiedene kónigliche 
Erlasse der früheren Zeit, in denen nur die geborenen Bürger 
als wirkliche Bürger angesehen würden. Namentlich aber machen 
sie die Verjáhrung und das Gewohnheitsrecht geltend. Denn 
mindestens seit dem Jahre 1650 habe die Sitte bestanden, daß 
von dem Magistrate nur eingeborene Bürgerssöhne zu Pfarrern 
vorgeschlagen seien. 

Auf der Gegenseite kann man sich darauf stützen, daß das 
genannte Privileg, das dem gemeinen Rechte zu Gunsten Privater 
widerstreite, grundsätzlich eng auszulegen sei. can. 50 u. 68. 
In zweifelhaften Fällen sei daher die Meinung vorzuziehen, die 
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dem Rechte der Kirche am günstigsten sei. Dieses aber träfe 
für die Auslegung zu, die das passive Patronatsrecht am wenig” 
sten einschránke und auf eine möglichst große Zahl von Geist- 
lichen ausdehne. Daher sei an dieser Ansicht so lange festzu- 
halten, bis das Gegenteil klar und deutlich bewiesen sei. Ein 
solcher sicherer Gegenbeweis sei aber nicht erbracht worden. 
Die Ausdrücke »cives eiusdem civitatis« seien nicht beweiskräftig, 
da sie auch im Sinne von »cives Panormitani« aufgefafit werden 
könnten. Die Absicht der vertragschlieBenden Parteien spreche 
für die Einbeziehung der-Wohnsitzbürger. Denn die Dotation 
der Pfarrstellen sei aus den Leistungen aller Stadibürger ge- 
schehen und der Senat von Palermo habe das Präsentationsrecht 
im Interesse der Verbesserung der Seelsorge erbeten. Dagegen 
habe der Erzbischof von Palermo der Verleihung des Privilegs 
sehr widerstrebt und der Papst dasselbe nur ungern und nach 
langjährigen Verhandlungen erteilt. Aus allen diesen Gründen 
sei eine restriktive Interpretation des Privilegs am Platze. Was 
das Gewohnheitsrecht anbetreffe, so werde bezüglich der Doktrin 
der Juristen auch die gegenteilige Auffassung vertreten, die alle 
Stadtbürger der städtischen Privilegien teilhaftig mache. Auf die 
faktische Übung des Senats kónne man sich nicht berufen, da 
dieser in allen Fällen das Recht hatte, bloß eingeborene Bürger 
für die Pfarrstellen vorzuschlagen. Auch sei diese Übung auf 
eine falsche Interpretation der päpstlichen Bulle aus Anlaß eines 
Volksaufstandes vom Jahre 1647 zurückzuführen, die erklärt habe, 
daß alle Benefiziaten dieser Stadt geborene Bürger Palermos sein 
müssen. Am meisten falle endlich ins Gewicht, daß gemäß 
can. 77 CJC. ein Privileg aufhöre, wenn sich im Verlaufe der 
Zeit die Umstände so sehr verändern, daß es nach dem Urteil 
der Oberen schädlich geworden sei. Letzteres sei im vorliegenden 
Falle anzunehmen. Denn beim Erlaß des Privilegs sei ein großer 
Überfluß von Priestern in der Stadt Palermo vorhanden gewesen, 
so daß die Zulassung zur Priesterweihe noch im Jahre 1703 vom 
Erzbischofe eingeschränkt werden mußte; heute aber sei ein 
Priestermangel zu verzeichnen. 


Von den vorgebrachten Gründen erscheint der letzte am 
durchschlagendsten zu sein. Vgl. auch die Entscheidung der 
Interpretationskommission des CJC., betr. die Verleihung der 
Kanonikate, vom 12. Nov. 1922, in: A. A. S. XV, 128. 
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10. Entscheidung der Konzilskongregation, betr. die Assistenz 
der Gefängnisgeistlichen bei der Eheschließung, 
vom 9. Januar 1926. 
(Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Köln 1926, 35.) 


Sacra Congregatio 


Concilii. Romae, die 3 Februarii 1926. 
Num protoes 2529/29. 


In Comitiis plenariis habitis in Palatio Apostolico Vaticano 
die 9 mensis Januarii proxime elapsi quaestio circa potestatem 
assistendi matrimoniis tribuendam sacerdotibus, qui curam ani- 
marum exercent in eos qui in carceribus includuntur, sub se- 
quenti dubio proposita fuit: 

»An certe constet Cappellanos carcerum fuisse constitutos 
tamquam «eros parochos, vel saltem tamquam «vicarios coope- 
ratores ad effectum matrimoniis incarceratorum valide adsistendi 
in casu.« 

Eminentissimi Patres respondere censuerunt : 

Negative ad utrumque et ad mentem. 

Mens est: Quoad praeteritum, supplicandum Sanctissimo 
pro gratia sanationis in radice ad cautelam. 

Quoad futurum, Episcopi Cappellanos »hauptamtlich« con- 
stituant actu legitimo tamquam parochos proprios ad effectum 
matrimoniis carceratorum officialiumque carceri addictorum valide 
assistendi; cappellanis vero .»nebenamtlich« conferatur licentia 
sive ab Ordinario sive a parocho loci adsistendi pro determinato 
matrimonio. 

Quam resolutionem Sanctissimus Dominus Noster Pius Di- 
vina Providentia PP. XI in Audientia diei 14 subsequentis dig- 
natus est approbare et confirmare, concedens gratiam sanationis 
in radice ad cautelam. , 

Mentem S. Congregationis obsecutus Emus Ordinarius 
Coloniensis quae sequuntur decrevit: 

Im Anschluß an obige Entscheidung des Apostolischen 
Stuhles erkláre ich hiermit, daB die hauptamtlich angestellten 
Strafanstaltspfarrer als parochi proprii zu gelten haben und als 
solche den Eheschließungen gültig assistieren können. 

Köln, den 24. Februar 1926. 


Karl Joseph Kardinal Schulte 
Erzbischof von Köln. 
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11. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa 
Ardachadensi, betr. die Beerdigungsgebühren, vom 9. Juni 1923. 
A. A. S. XVII, 508. 

Tatbestand. Der Bischof von Ardagh (Irland) trug der Konzilskongregation 


vor, daß nach den Statuten des Provinzialkonzils von Armagh aus dem Jahre 
1908 bei Sterbefällen außerhalb der eigenen Pfarrei der Klerus des Wohnsitzes 


des Verstorbenen drei Viertel und der Klerus des Sterbeortes ein Viertel der: 


der Oblationen erhalte. Er fragte an, ob diese Teilung der Oblationen nach 
dem Inkrafttreten des CJC. auch dann zulässig sei, wenn der Sterbefall inner- 
halb der Pfarrei des Quasidomizils eingetreten sei, wie man es bisher praktisch 
geübt habe. Denn es erscheine vielen unbillig, daß der Klerus des Quasi- 
domizils die gesamten Gebühren empfange, wenn der Verstorbene sich 
vielleicht nur einige Tage in der Pfarrei seines Quasidomizils aufgehalten 
habe. Sie seien der Ansicht, daß der Klerus des Quasidomizils nur dann 
einen Anspruch auf alle Gebühren habe, wenn sich der Verstorbene bereits 
über ein halbes Jahr in der Pfarrei seines Quasidomizils aufgehalten habe. 
Die Kongregation formulierte die Frage dahin: An, post datum Codicem iuris 
canonici etiam paroecia quasi-demicilii sit paroecia propria defuncti ad effectum 
percipiendi emolumenta funeraria in casu? und antwortete: Affirmative. 


Entscheidungsgründe. Die Animadversiones führen aus, daß 
in Übereinstimmung mit zahlreichen früheren Kongregationsent- 
Scheidungen und der allgemeinen kanonistischen Doktrin der CJC. 
in can. 94 $ 1 aufs deutlichste bestimmt habe, daß die Zuge- 
hórigkeit zu einer Pfarrei sowohl durch das Domizil wie das 
Quasidomizil erworben werde. Infolge dessen müsse der Sterbe- 
fall innerhalb der Pfarrei des Quasidomizils als innerhalb der 


eigenen Pfarrei geschehen betrachtet werden. Eine Teilung der 


Gebühren könne deshalb gemäß can. 1236 S 1 für diesen Fall 
gar nicht in Betracht kommen. Denn dieser Canon habe nur 
den Fall im Auge, daß der Sterbefall außerhalb der eigenen 
Pfarrei eingetreten sei. Auch mache es keinen Unterschied, ob 
das Quasidomizil an dem Sterbeorte erst vor kurzem erworben 
sei oder bereits mehr als sechs Monate gedauert habe. can. 92 
$2. Die Statuten des Provinzialkonzils von Armagh kónnten 
keine Gegeninstanz bilden, da sie nicht im stande seien, das 
gemeine Recht abzuändern. Außerdem seien dieselben so auf- 
zufassen, daß die Teilung der Oblationen nur dann statthabe, 
wenn der Sterbefall außerhalb der eigenen Pfarrei, d. i. der Pfarrei 
des Domizils und des Quasidomizils, eingetreten sei. Der Ein- 
wand bezüglich des Ausschlusses des Klerus des Domizils von 
den Beerdigungsgebühren für den Fall, daß der Verstorbene nur 
ganz kurze Zeit an seinem Quasidomizil gewohnt habe, sei nicht 
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durchschlagend. Denn er kónne ebenso gut erhoben werden, 
wenn ein Wechsel des Domizils eingetreten sei und das neue 
Domizil erst einige Tage gedauert habe. Was übrigens dem 
Klerus in einem Falle zum Nachteile sei, das kónne ihm in 
einem anderen zum Vorteile gereichen. Auf diese Weise werde 
leicht ein Ausgleich geschaffen. 


12. Entscheidung der Religiosenkongregation über die 
juristische Natur der Kongregation der Sisters of Mercy, 
vom 7. November 1925. A. A. S. XVIII, 14. 


Sacrae Congregationi Religiosorum Sodalium negotiis prae- 
positae sequentia dubia, pro opportuna solutione, subiecta 
fuere: X 

I. An Congregatio Sororum a Misericordia, vulgo Sisters 
of Mercy, quae, iuxta earum Constitutiones, adprobatas sub die 
6 iunii 1841 a Gregorio XVI per tramitem Sacrae Congregationis 
de Propaganda Fide, singulas domos separatas habent sub re- 
spectiva Episcopi iurisdictione atque auctoritate, censenda sit 
religio iuris pontificii vel iuris dioecesani. 

Et, quatenus affirmative ad primam partem et negative ad 
secundam : 


IL. An sint similiter iuris pontificii etiam plures illae Con- 
gregationes Sororum a Misericordia, quarum diversae domus in 
variis locis, cum adprobatione Sanctae Sedis, sub uno gubernio 
centrali coaluerint. | 

Porro Sacra Congregatio, in congressu diei 7 novembris 
1925, re mature perpensa, respondendum censuit prout respondet: 
Ad I. Affirmative ad primam partem, negative ad secundam. 
Ad Il. Affirmative. 

Quam resolutionem Ssmus Dominus 24 novembris appro- 
bavit et confirmavit ac publici iuris fieri mandavit. 

Datum Romae ex Secretaria Sacrae Congregationis de Reli- 
giosis, die, mense et anno ut supra. 


C. Card. Laurenti, Praefectus. 


L. tS. Vincentius La Puma, Secretarius. 
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13. Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Popayanensi 
über verschiedene liturgische Fragen, vom 6. November 1925. 
(Gebete während der hl. Messe, Evangelium am Feste Pauli 
Bekehrung und Pauli Gedáchtnis, Auslassung der historischen 
Lektion, Ascheweihe, Ritus der Trauung, Lauretanische Litanei, 


Beerdigung der Schwestern, Votivmesse vom hl. Herzen Jesu.) 


A. A. S. XVIII, 21. 


Maximilianus Crespo, Archiepiscopus Popayanensis, a Sacra 
Rituum Congregatione sequentium dubiorum solutionem reverenter 
expostulavit; nimirum : | 

I. Summus Pontifex Pius X sa. me., die 18 maii 1907, in- 
dulgentias christifidelibus concessit qui devote sacram Hostiam 
adspexerint cum in Missae sacrificio elevatur, additis in ipsa 
oculorum elevatione verbis »Dominus meus et Deus meus!« 
Hinc quaeritur: 

l. An fideles Missae adstantes, in sacrae Hostiae elevatione, 
dara et elata voce verba »Dominus meus et Deus meus!« pro- 
fere possint? An etiam ad Calicis elevationem? 


2. An ipse celebrans idem agere valeat, submissa tamen 
voce? 


II. Ex Decreto Sacrae Rituum Congregationis, diei 29 aprilis 
1922, Missae sanctorum duodecim Apostolorum habent Evangelia 
stricte propria. Cum vero Sanctus Paulus inter duodecim Aposto- 
los non recenseatur sed, ut ait Sanctus Beda Venerabilis, sit ter- 
tius decimus Apostolus, quaeritu: : 


An Evangelia quae leguntur in Missis de festis Conversionis 
et Commemorationis S. Pauli Apostoli, diebus 25 ianuarii et 
30 iunii, sint stricte propria? 

III. Si accidat ut aliquod festum duplex maius vel minus 
aut semi-duplex a festo duplici primae classis impeditum com- 
memoretur tantum ad Laudes, debetne omitti ad Matutinum nona 
Lectio historica vel stricte propria de festo impedito? 

IV. Sacerdos Feria quarta Cinerum Missam lectam celebra- 
turus in oratoriis semi-publicis, potestne ante Missam benedicere 
cineres sine cantu eosque omnibus petentibus distribuere? 

V. Ex canone 1100 Codicis iuris canonici, extra casum 
necessitatis, in Matrimonii celebratione servandi sunt ritus in libris 
litualibus ab Ecclesia probatis praescripti aut laudabilibus con- 
Suetudinibus receptis. Hinc quaeritur: 


204 . Verschiedene liturgische Fragen. 


1. An in his regionibus Manuale Toletanum, quod passim 
in celebrando Matrimonio atque in administratione Ss.mi Viatici 
et Extremae Unctionis adhibetur, sit praeceptivum? 

2. Et, in casu affirmativo, an Ordinarii locorum eius usui 
semel pro semper renuntiare valeant, ut eius loco Rituale Roma- 
num dehinc ab omnibus adhibeatur? 

VI. Attenta declaratione Sacrae Poenitentiariae Apostolicae 
(Sectio de Indulgentiis), diei 21 iulii 1919, inspectis etiam De- 
cretis Sacrae Rituum Congregationis, diei 15 octobris 1920 et 
10 novembris 1921, de ratione cantandi Litanias Lauretanas, 
quaeritur: 

An in Litaniarum recitatione absque cantu iterari liceat 
priores invocationes hoc modo: V Kyrie, eleison. R, Kyrie, eleison. 
— V Christe, eleison. R, Christe, eleison. — Y Kyrie, eleison. 
Kyrie, eleison? 

VII. Sorores cuiusdam Instituti, ex perantiqua consuetudine, 
quoties aliqua Soror e vita decedit, huius defunctae cadaver in 
lignea capsa, albo panno undequaque obvoluta, vel a/bo colore 
ex omni parte picta, in signum virginitatis, recondunt; quae capsa 
postea, pro Officio et Missa defunctorum, in medio oratorio 
Communitatis deponitur, sed undique variis albi coloris orna- 
mentis circumsepta. Hinc quaeritur : 

"An talis perantiqua consuetudo tolerari possit? 

VIII. Pluribus in locis, Deo favente, instituta est consociatio 
Sociarum Sacratissimi Cordis lesu, quae in prima cuiuslibet men- 
sis Feria sexta peculiaria exercitia in honorem Divini Cordis 
peragere et sacram Communionem recipere student; et tunc cele- 
bratur Missa votiva de Sacratissimo Corde Iesu iuxta Decretum 
generale Sacrae Rituum Congregationis, n. 3712, diei 28 iunii 
1889. Cum vero huiusmodi Sociae, ruri praesertim, ab ecclesia 
paroeciali valde distent, et ob pauperem earum conditionem 
laboribus ad vitam sustentandam necessariis incumbere debeant, 
ac proinde sine gravi incommodo ecclesiam in Feria sexta adire 
nequeant, quaeritur: 

An in hisce casibus Missa votiva de Sacratissimo Corde 
lesu, a memorato Decreto indulta, in prima mensis Dominica 
celebrari possit, cauto tamen ut una saltem Missa dicatur de 
Officio diei ? 

Sacra autem Rituum Congregatio, audito specialis Commis- 
sionis voto, praepositis quaestionibus accurate perpensis, ita 
respondendum censuit: 
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Ad I. Quoad primam partem, negative in omnibus, ad 
mentem Caeremonialis Episcoporum, lib. II, cap. VIII, n. 70, et 
Decreti generalis n. 3827, ad III, diei 22 maii 1894. | 

Quoad secundum partem, negative, iuxta canonem 818 
Codicis iuris canonici et Rubricas Missalis Romani. 

Ad II. Negative. i 

Ad IH. Affirmative. 

Ad IV. Affirmative, ex gratia, iuxta Memoriale Rituum, 
iussu Benedicti Papae XIII editum. 

Ad V. Expedire ut adhibeatur Rituale Romanum, iuxta De- 
creta n. 3654, Carthaginien., 16 februarii 1886, et n. 3792 ad IX, 
Strigonien., 30 augusti 1892. 

Ad VI. Affirmative. 

Ad VII. Serventur Rubricae ac Decreta n. 3035 ad XI, Brio- 
cen, 21 iulii 1855, et n. 4165 ad V, Dubiorum, 4 augusti 1905. 

Ad VIII. Negative. 

Atque ita rescripsit ac declaravit die 6 novembris 1925. 


t A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, 
L. t S. S. R. C. Praefectus. 


Alexander Verde, Secretarius. 


14. Entscheidung der Ritenkongregation, betr, die Form der 
Paramente, vom 9. Dezember 1925. A. A. S. XVIII, 58, 


A Sacra Rituum Congregatione nuper exsposiulatum est: 
'Àn in conficiendis et adhibendis paramentis pro Missae sacrificio 
sacrisque functionibus liceat recedere ab usu in Ecclesia recepto, 
aiumque modum et formam etiam antiquam inducere ?« 

Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 


suffragio, omnibus perpensis, respondendum censuit: »Recedere 
non licere inconsulta Apostolica Sede; iuxta Decretum seu 


Litteras circulares Sacrae Rituum Congregationis ad Rmos Ordina- 
rios datas sub die 21. augusti 1863 *).« 

Atque ita, Summo Pontifice Pio XI approbante, rescripsit, 
declaravit et servari iussit, die 9. decembris 1925. 


T A. Card. Vico, Ep. Portuen. et S. Rufinae, 
L. T S. S. R. C. Praefectus. 


Alexander Verdi, Secretarius. 


*) En harum litterarum exemplum: 
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Rme Domine uti Frater, 


Quum, renunciantibus nonnullis Rmis Episcopis aliisque 
Ecclesiasticis et Laicis viris, Sanctam Sedem non lateret quasdam 
in Anglia, Galliis, Germania et Belgio Dioeceses immutasse 
formam sacrarum vestium, quae in celebratione Sacrosancti Missae 
Sacrificii adhibentur easque ad stylum quem dicunt gothicum 
 elegantiori quidem opere conformasse ; Sacra Congregatio legitimis 
pro tuendis Ritibus praeposita super huiusmodi mutatione accu- 
ratum examen instituere haud praetermisit. 

Ex hoc porro examine, quamvis eadem Sacra Congiegatio 
probe nosceret sacras illas vestes stylum gothicum praeseferentes 
praecipue saeculis XIII, XIV et XV obtinuisse, aeque tamen animad- 
vertit Ecclesiam Romanam aliasque latini ritus per orbem Ecclesias, 
Sede Apostolica minime reclamante, a saeculo XVI, nempe ab 
ipsa propemodum Concilii Tridentini aetate, usque ad nostra haec 
tempora illarum reliquisse usum; simulque, eadem perdurante 
disciplina necnon Sancta Sede inconsulta, nihil innovari posse 
censuit, ut pluries Summi Pontifices in suis edocuere Constitu- 
tionibus, sapienter monentes mutationes istas, utpote probato 
Ecclesiae mori contrarias, saepe perturbationes producere posse, 
et fidelium animos in admirationem inducere. Sed quoniam 
Sacrorum Rituum Congregatio arbitratur alicuius ponderis esse 
posse rationes, quae praesentem immutationem persuaserunt, hinc, 
audito Sanctissimi Domini Nostri Pii Papae IX oraculo, verbis 
amantissimis invitare censuit Amplitudinem Tuam, ut, quatenus 
in Tua Dioecesi huiusmodi immutationes locum habuerint, rationes 
ipsas exponere velis, quae ilis causam dederunt. 

Interim Amplitudini Tuae fausta omnia a Domino adprecor. 
Amplitudinis Tuae 

Romae, die 21. augusti 1863. 

i Uti Frater 
C. Ep. Portuen. et S. Rufinae Card. Patrizi, 
Praefectus. 


D. Bartolini, Secretarius. 


15. Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Respon- 
sorien der ersten Nokturn und das Sonntagsevangelium am 
Schlusse der hl. Messe vom 11. Dez. 1925. A. A. S. XVIII, 57. 


Sacrae Rituum Congregationi sequentia dubia pro oppor- 
tuna solutione humillime proposita sunt; nimirum: 
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I. Quando resumuntur vel anticipantur Lectiones primi Noc- 
turni de quavis Dominica impedita, debentne semper dici cum 
suis Responsoriis, etiamsi haec in Dominicis seu Feriis praece- 
dentibus recitata fuerint? 

II. In fine Missae de Festo duplici I vel II classis cum 
Commemoratione de occurrente Dominica debetne recitari Evan- 
gelium eiusdem Dominicae, quamvis Missa Dominicae infra heb- 
domadam resumatur? 

III. In fine Missae de Officio diei cum Commemoratione de 
Missa Dominicae primo infra hebdomadam resumpta debetne 
omitti Evangelium eiusdem Dominicae? 

Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 
suffragio, propositis dubiis respondendum censuit: 

Ad I. Affirmative, iuxta novas Rubricas generales Breviarii 
Romani, tit. I, n. 4; nisi anticipentur Lectiones primi Nocturni 
de Dominica quinta Octobris, quae dicuntur cum Responsoriis 
de Feria currenti, iuxta specialem Rubricam. 

Ad Il et III. Affirmative, iuxta novas Rubricas generales 
Missalis Romani, tit. IX, nn. 1 et 2. 

Atque ita rescripsit ac declaravit, die 11 decembris 1925. 


16. Erlaß der Kongregation der Seminare und Universitäten, 
betr. die Dreijahrsberichte über den Zustand der Seminare, 
vom 2. Februar 1924. A. A. S. XVII, 547. 


Auf Befehl des Hl. Vaters hat der Präfekt der Kongregation 
der Seminare und Universitäten angeordnet, daß die Ordinarien 
alle drei Jahre einen Bericht über den Zustand des Seminars 
nach Rom einsenden müssen. Die Dreijahrstristen beginnen mit 
dem 1. Januar 1924 zu laufen. Innerhalb des ersten Trienniums 
sind die Bischófe von Italien, Frankreich, Spanien und den um- 
liegenden Inseln zur Berichterstattung verpflichtet, innerhalb des 
zweiten die übrigen Bischófe Europas, innerhalb des dritten die 
amerikanischen Ordinarien. Die anderen Länder sind nicht ge- 
nannt, weil sie der Propagandakongregation unterstehen. Wird 
nach bereits geschehener Berichterstaltung in dem betreffenden 
Triennium ein Textbuch für die Vorlesungen der Philosophie, der 
Theologie, der Hl. Schrift oder des Kirchenrechts gewechselt, so 
ist hierüber sofort an die Kongregation zu berichten. Durch 
diesen Erlaß geschieht den Bestimmungen über die allgemeinen 
Fünfjahresberichte der Ordinarien über den Zustand ihrer Diözesen 
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kein Abbruch. Die in dem Schema der Fünfjahresberichte unter 
Caput VI »De Seminariis« enthaltenen Fragen sind also sämtlich 
zu beantworten. Vgl. N. Hilling, C. J. C. Supplementum 78. 

Die Dreijahrsberichte über die Seminare bilden in gewissem 
Sinne ein Gegenstück zu den Dreijahrsberichten über den kate- 
chetischen Unterricht, die durch das Motu proprio Pius' XI. 
»Orbem catholicum« vom 29. Juni 1923 (A. A. S. XV, 327) vor- 
geschrieben wurden. Vgl. auch das Rundschreiben der Konzils- 
kongregation vom 24. Juni 1924 bezüglich der Fragen über die 
Christenlehre. A. A. S. XVI, 332. 

Dem Erlasse der Kongregation der Seminare und Universi- 
täten vom 2. Februar 1924 ist ein Frageformular angefügt. Dieses 
führt im ganzen 41 Fragepunkte auf, die nach 7 Artikeln syste- 
matisch geordnet sind. Die Artikelüberschriften lauten: I. Über 
die Errichtung des Seminars und die Gebäude, II. Über die Ein- 
künfte, Ausgaben und Lasten, IIl. Über die Personen, IV. Über 
die Frómmigkeit und die Disziplin, V. Über die Studien, VI. Über 
die hl. Weihen, VII. Über einige besondere Pflichten der Ordinarien. 

Der Erlaß ist ein neuer Beweis für die Bestrebungen Pius’ XI., 
die sittliche und wissenschaftliche Ausbildung des theologischen 
Nachwuchses zu heben. Er ist nach seiner Herausgabe nicht 
sofort in dem Päpstlichen Amtsblatte publiziert worden, weil die 
in dem Frageformular enthaltenen Fragen noch nicht definitiv fest- 
gelegt sind, sondern zunächst nur probeweise aufgestellt wurden. 


17. Entscheidung der Hi. Poenitentiarie, betr. die Rosenkränze 
aus Glasperlen, vom 24. November 1925. A. A. S. XVIII, 24. 


Sacrae Poenitentiariae Apostolicae sequens dubium pro op- 
portuna solutione exhibitum fuit: 

Sacra Congregatio Indulgentiarum, die 29 februarii 1820, 
ad 2, expresse declaravit, Coronas Indulgentiis ditari posse etsi 
ex vitro seu chrystallo confectas, dummodo globuli sint ex vitro 
solido atque compacto. 

At in Monito n. 1, praeposito authentico elencho Indulgen- 
tiarum Apostolicarum, edito die 17 februarii 1922, ita legitur: 
^Res aptae ad recipiendam benedictionem pro Indulgentiis 
Apostolicis lucrandis, sunt tantummodo Coronae, Rosaria, Cruces, 
Crucifixi, parvae, Statuae, Numismata, dummodo non sint ex 
stanno, plumbo, vitro aliave simili materia »quae facile confringi 
vel consumi possit.« Hinc quaeritur: 


| 


| 
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Num id, quod in allato Monito ita in genere et simpliciter 
statuitur de Coronis, quae sunt ex vitro, intelligi debeat ad 
tramitem praedictae declarationis Sacrae Congregationis Indul- 
gentiarum ? 

Et Sacra Poenitentiaria Apostolica, die 24 novembris 1925, 
respondit: Affirmative. 

Facta autem de praemissis relatione Ssmo D. N. Pio divina 
Providentia Papae XI, ab infrascripto Cardinali Poenitentiario 
Maiore, in Audientia diei 18 decembris 1925, idem Ssmus Do- 
minus responsum Sacrae Poenitentiariae benigne approbavit atque 
publici iuris fieri iussit. 

Datum Romae, ex Sacra Poenitentiaria Apostolica, die 
2] decembris 1925. 

L. t S. Fr. Andreas Card. Frühwirth, Poenit. Maior. 


S. Fagiolo, S. P. Secretarius. 


18. Entscheidung der HI. Poenitentiarie, betr. die Absolution 
von der Exkommunikation wegen Absolutio complicis, 
vom 5. März 1925. Il Monitore Ecclesiastico 1926, 116. 


I. Utrum in c. Si unquam, diei 15 iulii 1924 (A. A. S. XVI, 
909, ubi conceditur facultas absolvendi confessarium reum ab- 
solutionis proprii complicis in peccato turpi sernel aut bis tantum 
attentatae, intelligitur delictum bis attentatum et nondum remis- 
Sum, an etiam delictum antea semel vel pluries attentatum, sed 
lam absolutione remissum ? 


ll. An in omni casu poenitens interrogandus sit de hac cir- 
cumstantia relapsus in peccatum huiusmodi iam antea remissum ? 
Sacra Poenitentiaria respondet: 


Ad I. Affirmative ad primam partem, negative ad alteram. 


Ad Il. In ordine ad valorem dandae absolutionis, negative: 
in ordine ad occasionem relapsus removendam, si ex adiunctis 
opportunum fuerit, affirmative. 


Datum ex S. Poenitentiaria, die 5 martii 1925. 
S. Luzio, Regens. 
S. Fagiolo, Secretarius. 
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19. Entscheidung der Interpretationskommission der Codex 
Juris Canonici, betr. verschiedene Rechtsfragen, vom 10. Nov. 
1925. (Zeitberechnung, Präzedenz der Suffraganbischöfe, 
Verleihung der Kanonikate an Kollegiatkirchen, Präzedenz 
der Landdechanten, Prozessionen, Aufnahme orientalischer 
Novizen, Reservationsfälle, Form der Eheschließung, Messe bei 
Mischehen, Verweigerung des Begräbnisses) A. A. S. XVII, 582. 


Emi Patres Pontificiae Commissionis ad Codicis canones 
authentice interpretandos, propositis in plenario coetu quae 
sequuntur dubiis, responderi mandarunt ut infra ad singula: 


I. — De temporis supputatione. 
D. — An ubique terrarum, in casibus canone 33 § 1 ex- 
pressis, tempus vulgo zonarium sequi quis possit. 
R. — Affirmative, dummodo hoc tempus sit legale. 


Il. — De praecedentia inter Episcopos 
suffraganeos. 

D. — Utrum vi canonis 106, 3? praecedentia inter Episcopos 
suffraganeos in Concilio provinciali aliisque coetibus provincialibus 
definienda sit a die praeconizationis seu electionis ad episcopatum, 
an a die promotionis ad Ecclesiam suffraganeam. 

R. — Affirmative ad primam partem, negative ad secundam. 


III. — De collatione beneficiorum. 
: D. — Utrum in collatione beneficiorum et canonicatuum in 
ecclesiis collegialibus Capitulum, ad normam canonis 403 audien- 
dum, sit cathedrale an collegiale. | 
R. — Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. 


IV. — De praecedentia vicarii foranei. 

D. — An vicarius foraneus, qui sit simul canonicus Capituli 
collegialis in suo districtu, vi canonis 450 $ 2 praecedat ceteris 
canonicis in choro et actibus capitularibus. 

R. — Negative. 

| V. — De sacris processionibus. 

D. — An, secundum canonem 462, 7? et responsum diei 
12. novembris 1922, ius pachochi publicam processionem extra 
ecclesiam ducendi extendatur etiam ad processiones Religiosorum 
licet exemptorum, extra eorum ecclesias et claustra. 

R. — Affirmative, firmo tamen praescripto canonum 1291 
$ 2 et 129. 
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VI. — De admissione Orientalium ad novitiatum. 

D. -— An in Religionibus latini ritus sine venia, de qua 
canon 542, 2°, licite admitti possint ad novitiatum Orientales, qui, 
proprio retento ritu, praeparantur ad constituendas domus et pro- 
vincias religiosas ritus orientalis. 

R. — Affirmative. 

VII. — De reservatione casuum. 

D. — 1° Utrum quaevis reservatio, de qua can. 900, sit 
tantum ratione peccati an etiam ratione censurae. 

2° Utrum canon 900 agat de reservatione casuum ab 
Ordinariis tantum an etiam a Sancta Sede statuta. 

R. — Ad 1™ Affirmative ad primam partem, negative ad 
secundam. 

Ad 2» Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. 

VIII. — De forma celebrationis matrimonii. 


D. — Utrum, secundum canonem 1098, ad valide et licite 
matrimonium coram solis testibus contrahendum sufficiat factum 
absentiae parochi, an requiratur etiam moralis certitudo, ex notorio 
vel ex inquisitione, parochum per mensem neque haberi neque 
adiri posse sine gravi incommodo. 


R. — Negative ad primam partem, aífirmative ad secundam. 

IX. — De Missa in matrimoniis mixtis. 
D. — An canone 1102 $2 in matrimoniis mixtis, praeter 
Missam pro sponsis, prohibeatur etiam alia Missa, licet privata. 
R. — Affirmative, si haec Missa ex rerum adiunctis haberi 


possit uti complementum caeremoniae matrimonialis. 
X. — De sepultura ecclesiastica. 

D. — An, vi canonis 1240 $ 1, 5? ecclesiastica sepultura 
priventur qui mandaverint suum corpus cremationi tradi et in 
hac voluntate permanserint usque ad mortem, etiamsi crematio ad 
normam canonis 1203 $ 2 non sequatur. 

R. — Affirmative. 


20. Erlaß des Bischóflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die 
Lesezirkel der Dekanate, vom 30. November 1925. 
(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer 1925, 114.) 


Unter dem 2. Februar 1846 wurde oberhirtlich verordnet, daß 
zur wissenschaftlichen Weiterbildung der Diözesangeistlichen in 
theologischer, historischer und pädagogischer und auch pastoraler 
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Beziehung die einschlägigen Zeitschriften von den Geistlichen zu 
halten sind. Zu diesem Zwecke war in jedem Dekanat Vorsorge 
zu treffen, daß solche Schriften im Dekanat bei den einzelnen 
Priestern zur Rundsendung gelangen. Die Konferenz-Versammlung 
bestimmt die anzuschaffenden Werke und Zeitschriften und ein zu 
wählender Bibliothekar besorgt die Zirkulation und die daraus zu 
bildende Konferenz-Bibliothek. 

In den Konferenzprotokollen der Frühjahrskonferenz sind 
die Schriften des Zirkels jedesmal namhaft zu machen. 

Nachdem nun die Zeitumstände die in den letzten Jahren 
etwas unterbrochene Ausführung genannter Verordnung wieder 
gestatten, wird unter Bezugnahme auf genannte Verordnung und 
auf Canon 129 CJC. verordnet, daß in allen Dekanaten der 
amtliche Lesezirkel mit Beginn des Jahres 1926 wieder in Tätig- 
keit tritt. 

Die postalische Versendung kann unter Wahrung der betr. 
Formalitäten mit Dienstwertzeichen von Pfarramt zu Pfarramt bezw. 
Expositur und Lokalkaplaneistelle geschehen, soll aber zur Ein- 
sparung von Dienstwertzeichen in jedem Falle als Drucksache 
erfolgen. Bei Beanstandungen vonseiten einer Postanstalt wolle 
an uns berichtet werden. 


21. Erlaß des Bischofs von Eichstätt, betr. das Tragen der 
geistlichen Kleidung und der Tonsur, vom 1. November 1925. 
(Pastoralblatt des Bistums Eichstätt 1925, 107.) 


Unter dem 24. Dezember v. J. (Past-Bl. Nr. 1 1925) habe 
ich an den Klerus der Diózese eine Mahnung gerichtet, in der 
ich das Gesetz des can. 136 einschärfte und sub obedientia be- 
fahl, daß die Vorschriften der Pastoralinstruktion Tit. XII. c. 1 
$ 2 (n. 565 ff.) genau beobachtet und die durch ständige Übung 
festgelegte Gewohnheit der Diózese bezüglich der klerikalen 
Kleidung und Tonsur aufrecht erhalten werde. 

Zu meinem schmerzlichen Bedauern muß ich jedoch wahr- 
nehmen und von Priestern, die vom alten Geiste fest durch- 
drungen sind und sich an die diesbezüglichen Gesetze und Vor- 
schriften halten, klagend hören, daß einzelne, vor allem jüngere 
Priester, sich um die Mahnung und Vorschrift des Bischofs nicht 
kümmern, obschon sich auch das katholische Volk an diesem 
Verhalten stößt und über die betreffenden Priester ungünstige 
Urteile fällt. 
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Zur Aufrechterhaltang der Ordnung und alten Gewohnheit 
bin ich daher genótigt, eine erneute oberhirtliche Mahnung an 
den Klerus zu richten und unter dem bei der Ordination gelobten 
Gehorsam zu fordern, daß alle Priester und Kleriker die ihnen 
bekannte, in der Pastoralinstruktion vorgeschriebene und durch 
ständige Diózesan-Observanz festgelegte geistliche Kleidung und 
auch die klerikale Tonsur sowohl zu Hause als auf Reisen tragen. 
Wenn sie überall, auch in der äußeren Erscheinung standesgemäß 
auftreten, werden sie an Achtung gewinnen und sich gegen 
despektierliche Äußerungen gegen ihren Stand möglichst schützen. 

Von den niederen Klerikern, die propria auctoritate sine 
legitima causa die klerikale Kleidung‘ und Tonsur ablegen und 
trotz oberhirtlicher Mahnung sich innerhalb eines Monats nicht 
bessern, erklärt can. 136 $ 3, daß sie ipso jure aus dem Klerikal- 
stande ausscheiden. 

Derselbe Canon befiehlt in S 1. allen Klerikern, also vor 
allem den Priestern, daß sie die klerikale Kleidung, die in der 
Diözese in Übung und vom Bischof vorgeschrieben ist, sowie 
auch die klerikale Tonsur zu tragen haben, sofern nicht etwa 
eine gegenseitige Gewohnheit zu Recht besteht. Da letzteres 
bei uns in keiner Weise vorliegt, besteht das Gesetz des Kodex 
in Kraft und haben die klaren und präzisen Vorschriften der 
Pastoralinstruktion ihre rechtliche Gültigkeit; es sind demnach 
alle Kleriker verpflichtet, sich an dieselben zu halten. 

Ich schärfe dieses kirchliche Gesetz und diese Diözesan- 
Vorschriften neuerdings und peremptorisch ein und habe das 
Vertrauen auch zum jüngeren Klerus, daß er wie der ältere in 
Zukunft Gehorsam lelsten wird. Sollte ich mich täuschen und 
bewußten Ungehorsam wahrnehmen, so wäre ich zu meinem Be- 
dauern genötigt, mit Verhängung von kirchlichen Strafen gegen 
die Ungehorsamen vorzugehen. 


Eichstätt, den 1. November 1925. 
| 1 Leo O. S. B., Bischof. 


22, Erlaß des Bischóflichen Generalvikariats zu Trier, betr. 
die Teilnahme der Geistlichen an Versammlungen der 
Friedensgesellschaften, vom 7. Januar 1926. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1926, 3.) 


Es ist vorgekommen, daß katholische Geistliche sich an 
Versammlungen der » Friedensgesellschaft « beteiligt haben, in 
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denen auch Redner auftraten, die in der Art, wie sie die Be- 
strebungen dieser Vereinigung behandelten und propagierten, mit 
der katholischen Denkungsart in Widerspruch traten. 

Wenn es auch richtig ist, daß die Katholiken den Friedens- 
gedanken vertreten, dann bleibt doch bestehen, daß der von der 
katholischen Kirche vertretene Friedensgedanke sich wesentlich 
unterscheidet von der Vertretung desselben Gedankens durch 
Nichtkatholiken oder gar durch Freimaurer, Sozialisten und 
Kommunisten. Ein Auftreten katholischer Geistlicher in solchen 
Veranstaltungen, die von nichtkatholischen Kreisen ausgehen, 
wird darum die Herren unter Umständen in eine Situation bringen 
können, der gerecht zu werden kaum möglich ist, abgesehen 
davon, daß zahlreiche Katholiken nur allzuleicht auch Ärgernis 
daran nehmen müßten. 

Wir sehen uns daher genötigt, den Geistlichen unserer 
Diözese die Mitwirkung an solchen Veranstaltungen zu verbieten. 

Wer für die Friedensbestrebungen besonders sich zu betätigen 
wünscht, möge dieses tun durch Beitritt zu dem »Friedensbund 
deutscher Katholiken« Berlin Nr.58, Pappelallee 60. 


23. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. das Verbot des 
Gebrauches kirchlicher Amtstitel zur Reklame, 
vom 2. Dezember 1925. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Münster 1925, 78.) 

Es sind Versuche gemacht worden, Geistliche zur Beteiligung 
an gewerblichen Unternehmungen zu gewinnen. Vornehmlich 
handelt es sich um den Vertrieb von Heilmitteln und ähnlichen 
Artikeln, wozu der kirchliche Amtstitel als Reklame verwandt 
werden soll. Es wird hierdurch unter Hinweis auf CJC. cc 139 
$ 2 und 142 allen Geistlichen der Diözese eine solche Beteiligung 
und die Benutzung ihres Amtstitels zu Reklamezwecken untersagt. 

Münster, den 2. Dezember 1925. 


Der Bischof von Münster 
T Johannes. 


24. Verfügung des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier, 
betr. die Kandidaturen von Geistlichen für den Kreis- und 
Provinziallandtag, vom 25. September 1925. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1925, 109.) 

Aus Anlaß der bevorstehenden Neuwahlen für die Kreistage 
und den Provinziallandtag machen wir darauf aufmerksam, daß 
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für alle Geistlichen zur Annahme einer Kandidatur vor der Auf- 
stellung unsere Genehmigung erforderlich ist. Das gilt auch für 
die H. H. Geistlichen, die bereits den betr. Kórperschaften an- 
gehórt haben (can. 139). 


25. Erlaf des Bischöflichen Generalvikarlats zu Trier, 
betr. den Buchvertrieb durch Geistliche, vom 1. Dez. 1925, 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diózese Trier 1926, 3.) l 
Seitens der Sortimentsbuchhändler wurden verschiedentlich 
Beschwerden bei uns erhoben tiber Schädigung ihres Gewerbes 
durch den Buchvertrieb seitens der Geistlichen. Wir verkennen 
die gute Absicht nicht, dem notleidenden Volke billige Schul- 
bücher zu verschaffen, möchten aber doch eindringlich davor 
warnen, einen regelrechten Geschäftsbetrieb aus diesen Aus- 
nahmefällen zu machen. (S. can. 142.) 


26. Verordnung des Bischóilichen Generalvikariats zu Eichstätt, 
betr. die Erhebung von Klagen durch und gegen Geistliche, 
vom Jahre 1925). 

(Pastoralblatt des Bistums Eichstätt 1925, 100.) 

Im Anschluß an den can. 120 CJC. verfügen wir auf An- 
ordnung unseres Hochwürdigsten Herrn Ordinarius wie folgt: 

1. Jeder Priester, der gegenüber einem Laien eine Strafklage 
oder einen Strafantrag stellen will, hat dieses unter Darlegung 
des Tatbestandes der oberhirtlichen Stelle anzuzeigen und deren 
EntschlieBung abzuwarten. 

2. Jeder Priester, gegen den eine Strafanzeige erstattet oder 
eine Strafverfolgung eingeleitet wird, hat dieses der oberhirtlichen 
Stelle unter Darlegung des Sachverhaltes anzuzeigen. Ebenso 
ist der Ausgang des Prozesses mitzuteilen. 

3. Rechtsstreitigkeiten irgendwelcher Art unter Priestern 
sollen zur Vermeidung des Ärgernisses vor dem kirchlichen 
Richter geschlichtet werden. Num. Exp. 3382. 


Dr. Wagner, Generalvikar. 


27. Ausführungsbestimmungen des Bischofs von Trier zu $ 3 
der Dienstanweisung für die Definitoren, vom 23. Dez. 1925. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1926, 8.) 

Nachdem die neue Geschäftsanweisung betr. Vermögens- 
verwaltung der katholischen Kirchenvorstände im wesentlichen 


1) Vgl. dieses Archiv 100, 60 (für Paderborn), 94, 652 (für Freiburg). 


- 


216 Ausführungsbestimmungen des Bischofs von Trier. 


festgelegt ist, erlasse ich hiermit die in der Dienstanweisung der 
Definitoren angekündigte Anweisung betr. $ 3 der erwähnten 
Dienstanweisung!). Die Formulare für die Voranschläge, Rech- 
nungen und Kassenprüfungen werden eine entsprechende Neu- 
bearbeitung erfahren. 

Artikel 1. | 

Unter Abänderung der früher getroffenen Bestimmung A. A. 
1923 Nr. 175 S. 110 s. H S 3 und A. A. 1924 Nr. 24 wird hier- 
mit bestimmt, daß in Dekanaten mit einer Definition der Definitor 
sämtliche Voranschläge und Rechnungen des Dekanates zu 
sammeln und vorzuprüfen hat. In Dekanaten mit zwei Definitionen 
hat ebenfalls der Definitor sämtliche Vorprüfungen vorzunehmen, 
in Dekanaten mit drei Definitionen hat der dienstälteste Definitor 
neben seiner Definition auch die des Dechanten zu besorgen, 
während der andere Definitor die Vorprüfung seiner Definition 
zu erledigen hat. Ende Februar jeden Jahres sind die Voran- 
schläge gesammelt an das Generalvikariat einzusenden. Die Vor- 
prüfung des Definitors erstreckt sich nur auf die Formalien; die 
sachliche und technische Prüfung der Richtigkeit der Rechnung 
ist Aufgabe der Rechnungsprüfungskommission. 

Demnach hat der Definitor festzustellen: 

a) ob der Voranschlag in duplo (an der Saar in drei Aus- 
fertigungen) angefertigt, richtig ausgelegen, unterschrieben und 
genehmigt ist; ob die Vergleichsspalten ausgefüllt sind. Enthält 
der Voranschlag Umlagen, so müssen die Beschlüsse beiliegen 
und im Voranschlag die Prozentsätze mit den Sollzahlen unter 
»Bemerkungen« angegeben sein. | 

b) Ob die Rechnung alle vorgeschriebenen Sparten (Kapital- 
stock, Vermögensaufstellung, Jahreseinnahme und -ausgabe, Aus- 
gleich, Unterschriften, Auslagebescheinigung) enthält. Anlagen 
(Belege, Kassenprüfungsbericht, Vorrechnung, Voranschlag), sind 
auf ihre Vollständigkeit zu prüfen; insbesondere ist nachzusehen, 
ob die vorjährigen Prüfungsbemerkungen beantwortet sind. Auch 
ist der Definitor berechtigt, festzustellen, ob im Kassenbuch der 
betr. Pfarrei der Jahresabschluß gemacht ist und ob er mit dem 
Schluß der Rechnung übereinstimmt. 

. Nach Erledigung dieser Vorprüflung versieht der Definitor 
Voranschlag und Rechnung mit dem Vermerk: Gesehen .....- ' 
den..... 19.. Der Definitor (Unterschrift). 


1) Vom 1. Dezember 1923, in diesem Archiv 103, 188. 
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Der Sammlung der Voranschläge bezw. Rechnungen ist ein 
Begleitschreiben beizulegen, in dem die Voranschläge bezw. Rech- 
nungen genannt und die noch fehlenden bezeichnet sind. 

Artikel 2. 

Der Voranschläge und Rechnungen der Definitoren werden 
durch den Dechanten vorgeprüft und eingesandt. Bei Vakaturen 
der Definitorenstellen übernimmt der Dechant diese Obliegen- 
beiten. Über die Vorprüfung und Absendung ist Buch zu führen. 
Die Definitionsakten sind bei Aufhören des Amtes an den 
Dechanten, durch diesen an den Nachfolger des betr. Definitors 
zu übergeben. 

Trier, den 23. Dezember 1925. 


+ Franz Rudolf, Bischof von Trier. 


28. Erlaß des Bischóflichen Generalvikariats zu Paderborn, 
betr. die Einladung weltlicher Behórden zu Pfarreinführungen, 
vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diózese Paderborn 1926, 45.) 


Von einer weltlichen Behórde unserer Diózese werden wir 
darauf aufmerksam gemacht, daf vielfach die frühere Sitte ab- 
handen gekommen ist, zur Einführung des neuen Pfíarrers in 
einer Gemeinde jeweils auch den zuständigen Landrat sowie 
den Bürgermeister oder Amtmann einzuladen. Wir ersuchen die 
hochwürdige Geistlichkeit, diesen herkómmlichen Brauch in Übung 
zu erhalten, da dadurch von vornherein eine persónliche Fühlung- 
nahme der Pfarrer mit den Vorstánden der weltlichen Behórden 
am besten ermöglicht und die Grundlage für ein ersprießliches 
Zusammenwirken geschaffen wird. 


29. Neues Formular für die Seelsorgs- und Jahresberichte der 
Erzdiözese Salzburg, vom Jahre 1926. 
(Verordnungsblatt für die Erzdiözese Salzburg 1926, 150.) 

Das mit Erlaß vom 18. März 1895, Z. 1203, vorgeschriebene 
Formular für die Seelsorgsberichte hat sich infolge geänderter 
Zeitverhältnisse und verschiedener neuerer Verordnungen in 
mehreren Punkten als abänderungsbedürftig erwiesen. 

Nachstehend erhält der hochwürdige Seelsorgsklerus ein 
neues, den veränderten Verhältnissen Rechnung tragendes Formular, 
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an welches sich die Herren Seelsorgsvorstánde von nun an bei 
Verfassung der Seelsorgs- und Annualberichte zu halten haben. 


F.-e. Ordin. Salzburg, am 27. Jänner 1926, Z. 346. 


A. Formulare. für den Seelsorgsbericht. 


I. Lehrvorträge: Den Inhalt der gehaltenen Predigten, Christen- 
lehren, Früh-(Spät-) und Hauslehren, die Zahl der letzteren, sowie 
den Namen des Predigers hat das Predigtverzeichnis auszuweisen. 
Wird die Predigt am Beginn oder während des Pfarrgottesdienstes 
gehalten? Wie ist die Teilnahme und Aufmerksamkeit? 


II. Beobachtung der Kirchengebote: 

1. Der Sonn- und Festtagsieier (eventuell Entheiligung). 

2. Der Osterpflicht. 

3. Des Fastengebotes. 

III. Religiöses Leben: 

1. Besuch des Werktaggottesdienstes von Seite der Kinder 
und Erwachsenen. 

2. Besuch der sonn- und festtäglichen Nachmittagsgottes- 
dienste und ortsüblichen Andachten (eventuell Begründung des 
mangelhaften Besuches). 

3. Freiwilliger Sakramentsempfang bei den Kindern, der 
Jugend und den Erwachsenen. 

4. Wie ist das gemeinsame Gebet? Was ist zur allenfalls not- 
wendigen Verbesserung geschehen, eventuell welche Hindernisse 
haben sich dabei ergeben? 

5. Wie werden die sechs aufgehobenen Feiertage im Volke 


gehalten ? 
6. Werden die Herz-Jesu-Freitage gefeiert? 
IV. Andachten: 
l. Sind neue Andachten im Berichtsjahre eingeführt worden 


und ob mit Genehmigung? 
2. Ist beim Nachmittags-Gottesdienst für anziehende Ab- 


wechslung gesorgt? 
NB. Für neuartige, eingreifende Andachten ist vorher die 
Erlaubnis einzuholen. 
V. Altar- und Chordienst. 
1. Wird der Gottesdienst pünktlich, erbaulich und nach den 
kirchlichen Vorschriften gehalten ? 


Y 
' 


uw; 
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2. Welches ist die durchschnittliche Dauer des Pfarrgottes- 
dienstes ? 

3. Wer versieht den Mesnerdienst und wie ist die Dienst- 
leistung ? 

4. Wer leitet den Kirchenchor als Organist und wie entspricht 
die Dienstleistung ? 

5. Wird auf die Pflege der Kirchenmusik im kirchlichen Geiste 
die gebührende Sorgfalt verwendet? 

6. Wird der Kindergesang nach dem Diózesangesangbuch 
gepflegt und von wem geleitet? 

7. Wird den Ministranten ih Verrichtung der Gebete und 
den Dienstleistungen am Altare die nótige Aufmerksamkeit ge- 


schenkt ? VI. Klerus. 

:1. Kommt derselbe seinen seelsorglichen Pilichten gewissen- 
haft nach ? | 

2. Auf welchem Gebiete zeigen sich die Hilfspriester be- 
sonders tätig verwendbar? 


VII. Familien- und Öffentliches Leben. 


1. Wie steht es mit dem sittlichen Leben der Unverehelichten ? 

2. Wie steht es bezüglich Heilighaltung der Ehepflichten 
($ 144)? Wie steht es betreffend die Konkubinate ? 

3. Wie steht es mit der Kindererziehung ? 

4. Wie steht es bezüglich religióser Lektüre, Hausbücher 
und Zeitschiiften ? | 

5. Wurde glaubens- und sittengefährliche Propaganda ge- 
trieben? (»Kinderfreunde«, sozialistische, Freidenker, altkatholische 
adventistische, spiritistische, extrem nationale)? Befindet sich 
dort ein Kino mit gefährlichem Programm ? 

6. Welche Gefahren brachte der Fremdenverkehr für Glaube 
und öffentliche Sitte ? 

7. Wie wurde den zerstörenden Bestrebungen entgegen- 


bearbeitete VII. Vereinsleben und Presse: 

1. Sind im Berichtsjahre neue Vereinigungen gegründet 
worden und welche? 

2. Ist im Berichtsjahre ein Verein aufgelassen worden und 
warum ? 

3. Welche Vereine haben sich besonders betätigt und wie? 

4. Was ist für die schulentwachsene Jugend, besonders die 
männliche geschehen ? 
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5. Wurde darauf Bedacht genommen, die Standesbedürt- 
nisse in zeitgemäßer Form neu zu beleben als eigentlich kirch- 
liche Vereinigungen mit standesgemäßer Tätigkeit? 

6. Bestehen Elternvereinigungen (Elternabende), Jugendhorte, 
der Verein der »Frohen Kindheit« oder »Schutzengelbund« ? 

7. Inwieweit wurde die Pfarrorganisation nn ? 
(Vertrauenspersonen !) 

8. Was geschieht für die Volksbildung außer der Kirche, 
wer beteiligt sich daran und in welchem Geiste? 

9. Was ist geschehen zur Errichtung neuer und zum Ausbau 
bestehender Büchereien, sowie zur Verbreitung der katholischen 
Presse? 
IX. Caritas: 

1. Was ist auf caritativem Gebiete von seiten des Klerus 
und der Pfarrgemeinde geschehen? (Z. B. Caritas, Jugendfürsorge, 
Canisiuswerk.) 

2. Was wurde für die Diözesanseminarien beiderseits geleistet? 

3. Zu welchem Zweck wurden Kirchen- und Haussamm- 
lungen vorgenommen und mit welchem Erfolg? 

4. Was wurde für die Heidenmission geleistet? 


X. Besondere Vorfälle von kirchlicher Bedeutung: 


Bemerkungen: Die Rubrik Schule entfällt im Seelsorgs- 
bericht und ist dafür das in Bälde erscheinende neue Schulvisi- 
tationstormulare ordentlich auszufüllen. Die bisher gemeldeten 
ortsüblichen Andachten und bestehenden Vereine brauchen nicht 
mehr einzeln angeführt zu werden, da sie hier registriert sind. 
Die Gutachten über Seminaristen und Theologen sind an die 
Institutsvorstehungen einzusenden. 


B. Annualrelation. 


I. Geburten: 
ehelich: ! lebendig: 
unehelich tot : 


davon getauft: 
nicht getauft: 


II. Trauungen : 

A. Katholische. 

B. Gemischte, und zwar: a) mit Vertrag, b) ohne Vertrag, 
c) nur protestantische. 

C. Sanatio. 

D. Angezeigte Zivilehen. 
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III. Todfälle: 


A. Erwachsene, und zwar: a) mit allen heiligen Sakramenten 
versehen, b) nur mit der heiligen Olung oder Bufsakrament, 
c) gar nicht versehen (mit Angabe des Grundes), d) Selbstmorde. 

B. Kinder, und zwar: a) mit Taufe, b) ohne Taufe. 


IV. Kommunionen (in Klammern einzuschließen die even- 
tuelle Zahl von Schwestern). 


V. Zahl der Firmlinge (bei der bischöflichen Visitation). 
VI. Apostasien. 

VII. Konversionen. 

VIII. Ehescheidungen. 


Seelenzahl: | 
Katholiken Andersgláubige: Protestanten 
Altkatholiken 
Juden 
Konfessionslose 
Summe 


30. Erlaß des Fürstbischöflichen Ordinarlats zu Breslau, 
betr. die Congrua für stellenlose Geistliche, vom Jahre 1925. 
(Verordnungen des Fürstbischöflichen Ordinariats in Breslau 1925, 82.) 


Nachdem für die im Amte stehenden Pfarrer, Kuraten und 
Hilfsgeistlichen Gehaltsnormen, sowie für die nach den Grund- 
sätzen der Ruhegehaltsordnung zu pensionierenden Geistlichen 
Ruhegehaltssätze festgestellt sind, hat sich das Bedürfnis heraus- 
gestellt, einen Congruasatz für solche stellenlose Geistliche an- 
zusetzen, die nicht nach den Voraussetzungen und Grundsätzen 
der Ruhegehaltsordnung in Ruhestand gesetzt sind, sowie zur 
Aufstellung einer Norm für Fälle der Bestellung eines titulus 
patrimonii (mensae) für Ordinanden. Bei Bewilligung von solchen 
Sustentationsbezügen wird aus Billigkeitsgründen ein Unterschied 
zu machen sein zwischen solchen stellenlosen Geistlichen, deren 
Stellenlosigkeit durch ihr eigenes Verhalten veranlaßt ist, und 
anderen. Die mit Vorstehendem bezeichnete Congrua wird, so- 
weit stellenlose Geistliche überhaupt ein Aurecht auf solche 
haben, bis auf weiteres auf 2400 Mk. für das Jahr festgesetzt. 


Soweit solche Geistliche an Zelebration oder geistlicher 
Nebenbeschäftigung nicht gesundheitlich behindert sind, und so- 
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weit ihnen eine mit freier Station verbundene Unterkunft ange- 
boten werden kann, kann ein der Billigkeit entsprechender Betrag 
eingerechnet werden, wie auch in besonderen Notfällen eine 
etwa erforderliche und genügend begründete Erhöhung zu be- 
willigen dem Ermessen der Diözesanbehörde überlassen bleibt. 

Für Geistliche, die durch eigenes Verhalten die Stellen- 
losigkeit herbeigeführt haben, aus Gründen der Diözesandisziplin 
eine geringere Congrua zu bestimmen, bleibt gleichfalls dem 
billigen Ermessen der Diözesanbehörde vorbehalten. 


31. Mitteilungen des Fürstbischöflichen Ordinariats zu Breslau, 
betr. die Taufe anscheinend toter Kinder, vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 34.) 

»In Milwaukee wurde kürzlich ein Baby geboren, gesund 
und kräftig. Obgleich es bei der Geburt atmete, stellte es die 
Atmung plötzlich ein. Drei Ärzte und eine Pflegerin bemühten 
sich 30 Minuten, es durch künstliche Atmung zu beleben. Ver- 
gebens. Man rief telephonisch die Polizeiambulanz, die mit zwei 
Polizisten und einem Lungenmotor eintraf. Die beiden Polizisten 
setzten mit ihrem Instrumente die künstliche Atmung 1 Stunde 
und 35 Minuten fort. Dann plötzlich lebte das Kind auf und 
atmete allein. Ich meine, das ist wichtig wegen der Taufe an- 
scheinend toter Säuglinge. 2 Stunden 5 Minuten, ehe der Er- 
folg eintrat.« | 

Soweit der Bericht aus Amerika. 

Dieser Fall ist dann mit einem Mitglied der medizinischen 
Fakultät der Breslauer Universität besprochen worden. Der be- 
treffende Fachmann konnte auf einen ähnlichen Fall in Breslau 
hinweisen, der sich gleichfalls vor kurzem zugetragen hat. Ein 
von seiner unehelichen Mutter ausgesetztes und bei der Auf- 
findung für tot erklärtes Kind konnte wieder zum Leben erweckt 
werden. Die Zeit des scheinbaren Todes war in dem Breslauer 
Fall noch länger. Man wird also die Taufe sub condicione (si 
vivis) in ähnlichen Fällen spenden. 


32. Verfügung des Bischofs von Meißen, betr. die Haustaufen, 
vom 17. Dezember 1925. 
(Kirchliches Amtsblatt für das Bistum Meißen 1925, 23.) 
Die Fälle werden immer häufiger, in denen — oft ohne 
triftige Gründe — Haustaufen begehrt werden. Dieser Brauch 
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hat sich um so mehr ausgebreitet und wird um so leichter ent- 
Schuldigt, als in den ausgedehnten Pfarrbezirken der Diaspora 
tels wegen zu grofer Entfernung und schlechter Wege, teils 
wegen anderer schwerwiegender Gründe der Pastoration, der 
Seelsorger zu diesem außerordentlichen Mittel greifen muß, um 
die Schwierigkeiten der katholischen Taufe den unter Anders- 
gläubigen zerstreut wohnenden Katholiken nicht zu vermehren. 


Da der Brauch häuslicher Sakramentenspendung an und 
für sich der Würde der hl. Handlung abträglich ist und das kirch- 
liche Gesetzbuch die Spendung der hl. Taufe an eng begrenzte 
Bedingungen knüpft, werden die hochw. Herren Seelsorgspriester 
sich bei Bitten um Haustaufen immer zunächst mehr ablehnend 
als entgegenkommend verhalten, und auf die Notwendigkeit der 
Bischöflichen Erlaubnis aufmerksam machen. 

Im Sinne des can. 776 $ 1 Nr. 2 und der Entscheidung !) 
. der S. C. de Sacr. vom 22. VII. 1925 (Amtsblatt 1925, V. 139) 

wird hiermit bestimmt, daf als iusta et rationabilis causa und als 

. casus extraordinarius, in dem die Erlaubnis zu einer Haustaufe 
angesucht werden kann, im allgemeinen zu gelten habe: 

l.Gefahr für die Gesundheit des Täuflings, wenn er zur 

Kirche gebracht wird. 

2. Krankheit der Eltern des Kindes, die an der Taufe teilzu- 
nehmen wünschen. 

3. Begründete Gefahr, daß bei Ablehnung der Haustaufe das 
Kind gar nicht oder nicht katholisch getauft wird. 

4. Weite Entfernung zur Pfarrkirche oder zum nächsten ge- 
weihten gottesdienstlichen Raume bei Mangel an Fahr- 
gelegenheit besonders zur Winterszeit. 

Zu Punkt 4 wird noch folgendes angeordnet: Beträgt die 
Entfernung zur Pfarrkirche oder zum nächsten geweihten gottes- 
dienstlichen Raume bei Mangel an geeigneter Fahrgelegenheit 
mehr als eine Wegstunde und liegt auferdem ein unter 1 bis 3 
genannter Grund vor, so wird hiermit im voraus allen hochw. 
Herren Pfarrern und selbständigen Seelsorgern die nach can. 776 
$1 Nr. 2 notwendige Erlaubnis erteilt, die Haustaufe abzuhalten, 
oder von einem anderen Priester abhalten zu lassen. Dasselbe 
gilt auch bei weiter Entfernung von der Kirche oder einem ge- 
weihten gottesdienstlichen Raume und Armut der Eltern, denen 
die Bezahlung der Fahrgelegenheit eine schwere Last bedeuten 


ns 


1) Vgl. dieses Archiv 105, 575. 
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würde. In diesen beiden Fällen ist die Erhebung der in der 
Gebührenordnung festgesetzten Taxe für die Haustaufe dem Er- 
messen des Pfarrers bezw. selbständigen Seelsorgers anheim- 
gestellt. 

In Pfarrbezirken, in denen bisher die Täuflinge auch aus 
weiteren Entfernungen zur Kirche gebracht wurden, soll es bei 
der bisherigen Praxis verbleiben. Die Seelsorgsgeistlichen sollen 
im allgemeinen zu verhindern suchen, daß die Praxis der Haus- 
taufen sich weiter ausbreitet. In den Gesuchen um Erlaubnis der 
Haustaufe sind die Gründe für die Gewährung anzuführen. 

Im Sinne des can. 776 S 2 ist bei Haustaufen darauf zu 
sehen, daß das Zimmer, in dem die hl. Handlung stattfindet 
nach Möglichkeit in eine Kapelle umgewandelt werde. Bei der 
Haustaufe ist geweihtes Taufwasser anzuwenden (can. 776 $ 2), 
und es müssen alle Zeremonien des Rituale Rom. vollzogen 
werden, einschließlich der Salbung mit Chrisam und der Traditio 
linteoli et cerei (R. Rit. Congr. 17. u. 23. Jan. 1914). 

.. Bautzen, den 17. Dezember 1925. | 
7 Christian, Bischof von MeiBen. 


33. Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier, betr. 
das Verbot der Mitternachtsmessen an Weihnachten 
außer in Klosterkirchen, vom 25. November 1925. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1925, 129.) 


Wir sehen uns veranlaßt in Erinnerung zu bringen, daß 
Mitternachtsmessen zu Weihnachten in unserer Diözese!) nicht 
gestattet sind. In den Klóstern kann sie gehalten werden bei 
verschlossenen Türen und nur für die Klosterbewohner. Wir 
machen die Klosterleitungen ausdrücklich auf can. 1261 auf- 
merksam. 

Trier, den 25. November 1925. 
Bischöfliches General-Vikariat. 


34. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. die Binationsvollmacht 
- der Geistlichen, vom 2. Januar 1926. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diözese Trier 1926, 1.) 
Secundum resolutionem synodi dioecesanae 1920 (v. Rel. 
synodi pag. 123) haec mando: 
1) Für das gemeine Recht vgl. can. 821 $2 u.3. Anm. des Herausgeb. 
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1° Omnes parochi aliique sacerdotes curam animarum actu 
exercentes, qui exeunte anno 1925 facultate binandi praediti erant, 
etiam anno 1926 ea habitualiter gaudeant ita, ut etiam succes- 
sores in officio sacerdotali supradictam habeant facultatem. Quae 
prolongatio in instrumento binationis addito die concessionis et 
numero commentarii officialis (A. A. 1926 Nr. 1) inscribatur. 


Instrumentum ad ordinariatum mittere opus iam non est. 


2° Facultas binandi transfertur et confertur (A. A. 1918 Nr. 172) 
omnibus vices gerentibus, si parochus vel sacellanus per morbum 
impeditus sit vel si mors interciderit vel si iter improvisum sit 
instituendum pro casibus morbi vel mortis in familia sacerdotis. 
Insuper pro omnibus casibus morbi parochi vel sacellani con- 
cedimus hanc facultatem cuicumque vices gerenti usque ad tem- 
pus, quo per nos vel per decanum a nobis delegatum aliter res 
ordinatur. 


3? In omnibus aliis casibus, si quis itinerare intendit, recurrat 
ad ordinariatum necesse est. Si recursus sit impossibilis, decani 
pro una dominica festove facultatem binandi concedere possunt 
(instructio decanorum S 39). 

Qui sine licentia debita binare ausus fuerit, sciat ordinarium 
sec. can. 2321 poenam suspensionis a celebratione missae infligere 
posse. 

Si parochi vel sacellani vacantiarum causa absint, vices 
gerentibus facultas binandi concedi solet in libello, qui dicitur 
»Celebret«, vel si hic non detur, in concessione vel agnitione 
vacantiarum per ordinariatum. 

4° Taxa annuaria 1,5 marcae aureae vel eiusdem valoris 
monetae alius per decanos initio anni ad aerarium vicariatus 
generalis transmittatur et quidem sumptu parochiarum. 

Treveris, die 2a Januarii 1926. 

t Franciscus Rudolphus. 
Episcopus. 


3. Erlaß des Bischöfiichen Ordinariats zu Linz, betr. die 
Dispensgesuche für Mischehen, vom Jahre 1925. 
(Binger Diózesanblatt 1925, 83.) 


Nach Can. 1061 C. J. C. erteilt die heilige Kirche vom Ehe- 
verbote mixtae religionis nur unter der Bedingung (condicio sine 
qua non) Nachsicht, daß die im $ 1, n. 2, geforderten Kautionen 
geleistet werden und daß nach n. 3 die moralische Sicherheit der 

Archiv für kath, Kirchenrecht. CV]. 15 
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Erfüllung dieser Kautionen vorhanden erscheint; außerdem muß 
sich die Bitte um die Dispens auf gerechte und wichtige Dispens- 
gründe stützen. 

Die Kautionen müssen in Rücksicht auf die in Österreich 
besteltenden staatlichen Bestimmungen in Form eines schriftlichen 
vertraglidien Übereinkommens zwischen den Brautleuten gefordert 
werden; es ist dieser Vertrag vor dem Pfarramte abzuschließen. 
Reverse, einseitige schriftliche Versprechen des akatholischen Teiles 
dürfen, weil nach dem Interkonfessionellen Gesetze für den staatl. 
Bereich wirkungslos, nicht angenommen werden. 

Aufer der Erfüllung dieser Bedingung sind in den Dispens- 
gesuchen noch ausdrücklich die kanonischen Dispensgründe anzu- 
geben, die hauptsáchlich vom katholischen Teil genommen werden 
müssen. 

Die hochwürdigen Pfarrvorstánde werden noch ausdrücklich 
auf die zweite Bedingung hingewiesen, daß nämlich in den Gesuchen 
noch ausdrücklich bestätigt werden muß, es sei für die Erfüllung 
der kirchlichen Kautionen die moralische Gewißheit vorhanden; es 
muß angegeben werden, worin diese Gewißheit begründet ist. 

Wenn in den Dispensgesuchen nicht allen drei Erfordernissen 
entsprochen ist, können sie in Hinkunft nicht mehr entgegen- 
genommen werden. 


36. Erlaß des Fürstbischöflichen Ordinariats zu Breslau, betr. 
die Taufzeugnisse zum Zweck der Eheschließung, 
vom Jahre 1925. | 
(Verordnungen des Fb.-Ordinariats in Breslau 1925, 98.) 

Nach Can. 1021 C. J. C. soll der trauende Pfarrer von den 
Nupturienten, falls sie auswärts, d.i. nicht in der Pfarrei des 
Trauungsortes, getauft sind, ein testimonium baptismi verlangen. 
Dies ist für die Feststellung des status liber, der Ablegung der 
feierlichen Profeß seitens des Brautleute usw. von größter Wichtig- 
keit. Zu diesem Zweck ist aber ein Taufzeugnis eines jeden der 
Verlobten aus allerletzter Zeit (drei bis sechs Monate) notwendig, 
weil sonst die vom Codex juris canonici verlangten Eintragungen 
im Taufbuch für die pfarrlichen Nachforschungen, ob der zu 
schließenden Ehe ein Ehehindernis entgegensteht, wertlos sind. 
(Vgl. Triebs, Handbuch des ‚kanonischen Eherechtes, Seite 121 
und 133.) 

Ein Taufzeugnis aus älterer Zeit würde den angegebenen 
Zweck nicht erfüllen. 
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37. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. das Verbot der 
Trauungen an Vorabenden von Sonn- und Festtagen, 
| vom 25. November 1925. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diózese Trier 1925, 129.) 

Nach unserer Verf. A. A. 1913 Nr.:12 S. 10 sollen Trauungen 
nicht stattfinden an Samstagen und den Vortagen von Festen. 
Diese Bestimmung gilt auch in den meisten Nachbardiözesen. Da 
nun erfahrungsgemäß viele Brautpaare, die sich answärts, besonders 
in Klosterkirchen, trauen lassen, mit Vorliebe die genannten Tage 
wáhlen, weisen wir hiermit die H. H. Pfarrer an, dimittierte Paare 


ausdrücklich auf diese Bestimmung hinzuweisen und gegebenen- 


falls auf dem Dimissionsschein zu vermerken, daf die Trauung 
nicht an den genannten Tagen stattfinden solle. 


Trier, den 25. November 1925. 
Bischöfliches General-Vikariat. 


38. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. das Verfahren bei 
schwerkranken Katholiken, die in einer ungültigen 
Mischehe leben, vom 2. Dezember 1925. 

(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Münster 1925, 78.) 

Wird der Priester zu einem in periculo mortis befindlichen 

Kranken gerufen, der in ungültiger Mischehe (vgl. Kleyboldt 

Sammlung 2. Auflage, Nr. 273 und 274) lebt, so suche er zunächst 
beide Teile zur katholischen Eheschließung zu bestimmen. 


I. Handelt es sich um eine coram ministro acatholico einge- 
gangene Mischehe und sind 

1. beide Teile zur katholischen Eheschließung bereit, so lasse 
er beide die Kautelen schriftlich abgeben und den katholischen Teil 
erklären, daß er es bereut, die Ehe vor dem nichtkatholischen 
Religionsdiener geschlossen zu haben. Sind Kinder bereits der. 
protestantischen Schule zugeführt, so lasse er beide einen Antrag 
auf Umschulung der Kinder unterschreiben. Ist die Ausfertigung 
der Schriftstücke nicht möglich, so nehme er, womöglich vor 
Zeugen, die mündliche Erklärung ab. Darauf absolviere er den 
Kranken pto foro externo von der Exkommunikation. Noótigenfalls 
genügt hierfür die gewóhnliche Formel: Dominus noster Jesus 
Christus te absolvat . . et tu indiges.  Hierauf erfolgt die 
sakramentale Lossprechung in der Beichte. Da der Priester nach 
CJC can. 1044 in einem solchen Falle, wenn nicht mehr an die 
bischófliche Behórde berichtet werden kann, die Vollmacht hat 
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von allen kirchenrechtlichen Ehehindernissen mit Ausnahme des 
sacerdotium und der affinitas in linea recta consummato matri- 
monio zu dispensieren, so erteile er in der Beichte nach der 
Absolution die Dispens von den Proklamationen, vom impe- 
dimentum mixtae religionis und den etwaigen anderen Ehe- 
hindernissen. Dann lasse er beide nach Ablegung des juramentum 
de statu libero vor sich und 2 Zeugen den Konsens erneuern. 
Nótigenfalls kann er auch von der Anwesenheit von 2 Zeugen 
dispensieren. Wir bemerken aber ausdrücklich, daß der Priester 
nicht die facultas sanandi in radice hat. 

Über die erteilte Rekonziliation ist baldigst an die bischófl. 
Behórde zu berichten. 

2. Ist der protestantische Teil zur katholischen Eheschließung 
nicht zu bewegen, so suche der Priester den katholischen Teil zu 
dem ernsten Versprechen zu bestimmen, daß er im Falle der 


Genesung das Verhältnis aufgeben wolle. 
a) Ist der Kranke dazu bereit, so kann er nach geschehener 


Rekonziliation, welche in periculo mortis jeder Priester erteilen 
kann, zu den hl. Sakramenten zugelassen werden. 

b) Ist der katholische Teil nicht bereit, im Falle der Genesung 
das Verhältnis aufzugeben oder erscheint dieses durchaus nicht 
ratsam, so muf er ernst versprechen, das zu tun, was die Kirche 
fordert. Dann kann er rekonziliiert und absolviert werden. Es 
ist darauf an die bischöfliche Behörde das Gesuch um sanatio 
in radice zu richten und zwar, da es sich um eine causa fori 
externi handelt, mit voller Namensnennung. Diese sanatio kann 
aber nur in Betracht kommen, wenn der Ehekonsens wirklich 
(wenn auch kirchlich ungültig) von beiden Teilen geleistet ist, 
noch fortdauert, ein Auseinandergehen nicht möglich oder nicht 
ratsam und die sanatio kanonisch begründet ist. Ein solcher 
Grund ist die Ordnung des Gewissens des katholischen Teiles. 

Durch Reskript der S. Congregatio S. Officii vom 17. August 
1923 ist der Ordinarius zur Erteilung der sanatio in diesem Falle 
bevollmächtigt. 

II. Handelt es sich um ein Paar, das nicht coram ministro 
acatholico, sondern nur civiliter getraut ist, so ist das Verfahren 
dasselbe, nur bedarf es keiner Rekonziliation, da eine Exkom- 
munikation nicht inkurriert ist. 


Münster, den 2. Dezember 1925. 


Der Bischof von Münster. 
T Johannes. 
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39. Erlaß des Fürstbischöflichen Ordinariats zu Breslau, betr. 
die Veräußerung oder wesentliche Veränderung kirchlicher 
Gegenstände, einschließlich von Gebäudeteilen, die 
geschichtlichen, wissenschaftlichen oder 
Kunstwert haben, vom Jahre 1926. 

(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 56.) 


Mehrere Vorfälle aus neuerer Zeit veranlassen uns, das dies- 
bezügliche Verbot zu erneuern und auf die Verordnungen Nr. 249 
IV und 293 II — Samml. der Verordn. S. 115, sowie auf can. 
1530 ff. und 2347 CJC. hinzuweisen. Das neue Kirchenvermögens- 
gesetz vom 24. Juli 1924, $ 15 Ziff. 1, welche mit dem $50 
Ziff. 2 früheren Gesetzes vom 20. Juni 1875 wörtlich übereinstimmt, 
sagt ausdrücklich, daß Beschlüsse des Kirchenvorstandes bei 
Veräußerungen von Gegenständen, die geschichtlichen, wissen- 
schaftlichen oder Kunstwert haben, der staatlichen Genehmigung, 
d.i. des Herrn Regierungspräsidenten, bedürfen. 


Sodann sagt S1 der Verordnung über den Schutz von 
Denkmalen und Kunstwerken vom 8. Mai 1920 (R. G. Bl. S. 913), 
daß Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts beweg- 
liche Gegenstände, die einen geschichtlichen, wissenschaftlichen 
oder Kunstwert haben, nur mit Genehmigung der Landesbehörde 
oder der von ihr zu bezeichnenden Behörde, bei uns der Regierungs- 
präsident, veräußern, verpfänden, wesentlich verändern oder aus 
dem Reichsgebiet ausführen dürfen. Zuwiderhandlungen werden 
mit Gefängnis und Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 


Dasselbe gilt von wesentlichen Veränderungen von Gebdude- 
feilen der genannten Art. Solche Veränderungen können schon 
durch neue Ausstattungsgegenstände, selbst durch Anbringung 
von Kriegerehrungen, erfolgen. Darum soll, um Schädigung des 
alten kirchlichen Kulturbesitzes und Veränderung des ehrwürdigen 
Eindrucks alter Kirchenräume zu vermeiden, vorher rechtzeitig 
den Aufsichtsbehörden und dem Provinzialkonservator von ge- 
planten Änderungen Mitteilung gemacht und die erforderliche 
Genehmigung eingeholt werden. 

Daß auch in jedem Falle die kirchenaufsichtliche Geneh- 
migung erforderlich, ist bereits oben gesagt. Insbesondere werden 
die Vorsitzenden der Kirchenvorstände hierfür verantwortlich ge- 
macht. 
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40. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Mainz, betr. die 
Versorgungskasse für die Hausangestellten der katholischen 
Geistlichen und den Verein der Pfarrhausangestellten, vom 
10. März 1926. Nebst Vereinssatzungen und | 
zugehörigen Erläuterungen. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz 1926, 24.) 


In verschiedenen Diözesen Deutschlands sind in der letzten 
Zeit Vereine gegründet worden, die sich zum Ziele setzen, die 
wirtschaftliche Notlage ehemaliger Pfarrhausangestellten, zum 
großen Teil Schwestern von Geistlichen, zu beheben. Die Diözesan- 
synode hat sich eingehend mit dieser dringenden Angelegenheit 
beschäftigt und einen Ausschuß eingesetzt, der darüber beraten 
und die Sache zum Abschluß bringen sollte. Die von diesem 
Ausschuß aufgestellten und von dem Hochwürdigsten Herrn 
Bischof genehmigten Satzungen werden nachstehend veröffentlicht 
mit dem Anfügen, daß ihre Fassung eine vorläufige ist und erst 
nach 3 Jahren eine endgültige werden soll. Nach diesen Satzungen 
müssen alle Geistlichen, die eigenen Haushalt haben, ordentliche 
Mitglieder der »Versorgungskasse« werden, falls sie nicht in 
anderer Weise ausreichend für ihre Hausangestellten gesorgt haben. 
Die übrigen Hochwürdigen Herren bitten wir dringend, als aufer- 
ordentliche Mitglieder der Kasse beizutreten. Sicher wird es für 
jeden Priester beim Sterben eine große Beruhigung sein, wenn 
er sich sagen kann, daß er nach Möglichkeit für seine treuen 
Hausangestellten Sorge getragen hat. Zum Vorsitzenden des 
Verwaltungsrates der Versorgungskasse hat der Hochwürdigste 
- Herr Bischof Domkapitular Dr. Schmidt ernannt, zum Geschäfts- 
führer, an den alle die Kasse betreffenden Anfragen und Zuschriften 
zu richten sind, Seminarprofossor Dr. Kalt (Lauternstr. 16) und zu 
Mitgliedern des Verwaltungsrates Dekan Rudolf in Gau-Algesheim, 
Pfarrer Schmelig in Mainz-Mombach und Pfarrer Gröber in Groß- 
Gerau. Geistlicher Beirat des »Vereins der Pfarrhausangestellten« 
ist Pfarrer Schmitt an St. Bonifaz in Mainz. 

Mainz, den 19. März 1926. Das Bischöfliche Ordinariat 

Dr. Mayer. 


Satzungen. 


$1. Zweck. Die Versorgungskasse soll den durch den Tod 
ihres geistl. Dienstherrn stellenlos gewordenen Hausangestellten 
ein Anrecht auf eine Unterstützung für die Zeit ihrer Stellen- 


Die Versorgungskasse für die Hausangestellten der Geistlichen. 231 


losigkeit gewähren und ihnen für das Alter eine Versorgung durch 
eine Rente sichern. 

S 2. Mitgliedschaft. Ordentliches Mitglied der Versorgungs- 
kasse muf jeder Geistliche mit eigenem Haushalt werden, sofern 
er nicht in anderer Weise (z. B. durch Lebensversicherung) aus- 
reichend für seine Hausangestellten Sorge getragen hat; der 
Nachweis ist auf Verlangen der Bischöflichen Behörde zu liefern. 
Außerordentliche Mitglieder können alle anderen Geistlichen der 
Diözese werden. 

S3. Mitgliederbeitrag. Die ordentlichen Mitglieder zahlen 
einen monatlichen Beitrag von 7 Mark für jede versicherte Haus- 
angestellte. Der Beitrag ist am Anfang eines Monats oder Viertel- 
jahres auf das Konto der Kasse zu leisten, sofern er nicht auf 
der Finanzkanzlei unmittelbar vom Gehalt in Abzug gebracht wird. 
Die außerordentlichen Mitglieder zahlen einen Jahresbeitrag von 
wenigstens 10 Mark am Anfang des Rechnungsjahres (1. April). 
Ansprüche an die Kasse entstehen dadurch nicht; dagegen werden 
die geleisteten Beiträge in Anrechnung gebracht, sobald ein 
solches Mitglied einen eigenen Haushalt gründet und somit 
versicherungspflichtig wird. Die Beitragspflicht beginnt mit dem 
l. April 1926, bezw. mit dem auf die Gründung einer selbstándigen 
Hausbaltung unmittelbar folgenden 1. April. Wer später der 
Kasse beitrit, hat die bis zu diesem Datum fällig gewesenen 
Beitráge nachzuzahlen. Die Hausangestellten leisten keinen Beitrag 
an die Versorgungskasse; sie dürfen auch von ihrem Dienstherrn 
nicht dazu herangezogen werden. 

S 4. Rente. Die Versorgungskasse zahlt eine Altersrente 
von 60 Mark im Monat; bei zeitweiliger Stellenlosigkeit wird 
bis zu einem halben Jahr eine monatliche Unterstützung von 
20 Mark gewáhrt. | | 

8 5. Anspruch auf die Rente. Die Versorgung für den 
Fall der Stellenlosigkeit wird nur gewährt, wenn diese durch den 
Tod des Dienstherrn eingetreten ist. Wenn eine Hausangestellte 
in einem solchen Falle das 50. Lebensjahr bereits vollendet hat 
und eine gleichwertige Vertrauensstellung nicht mehr finden kann, 
hat sie Anspruch auf die volle Altersrente. Ein Anrecht auf die 
Auszahlung der Rente oder der vorübergehenden Stellenlosen- 
unterstützung tritt aber nur dann ein, wenn die Hausangestellte 
Mitglied des »Vereins der katholischen Pfarrhausangestellten« ist 
und wenigstens die letzten fünf Jahre ununterbrochen im Dienste 
eines Kassenmitgliedes gestanden hat und der geistliche Dienstherr 
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mindestens drei Jahresbeiträge geleistet hat. Wenn eine Haus- 
angestellte ihre Stellung aufgibt, entlassen wird oder vor ihrem 
Dienstherrn stirbt, so gehen unter den genannten Bedingungen die 
Ansprüche an die Kasse auf ihre Nachfolgerin über. Die Rechts- 
ansprüche sind nicht gerichtlich einklagbar; bei Streitfällen ent- 
scheidet endgültig die Bischöfliche Behörde. Beim Austritt aus 
der Kasse, der nur mit Zustimmung des Bischöflichen Ordinariates 
geschehen kann, wird die Hälfte der eingezahlten Beiträge ohne 
Zinsen ztürückvergttet. 

.$ 6. Verwaltung. Die Verwaltung der Versorgungskasse 
geschieht durch folgende Organe: 

a) durch den geistlichen Geschäftsführer. Er wird vom 
Bischof ernannt und führt ehrenamtlich alle Gescháfte der Kasse; 
er hat nur Anspruch auf Vergütung der persónlichen Auslagen, 
die er im Dienste der Kasse machen mußte. | 

b) durch den Verwaltungsrat, dessen Mitglieder gleichfalls 
vom Bischof ernannt werden. Er setzt sich zusammen aus einem 
Vertreter des Bischofs, der auch den Vorsitz führt, aus dem 
Gescháftsführer, aus drei Vertretern der ordentlichen Mitglieder 
und aus dem geistlichen Beirat des »Vereins der Pfarrhaus- 
angestellten« als dessen Vertreter. Der Verwaltungsrat tritt nach 
Bedarf zusammen. Er stellt Richtlinien für die Kassenverwaltung 
auf und überwacht sie; er beschließt über die Art der Anlegung 
des Reservefonds und über die Auszahlung der Unterstützungen und 
Renten; er kann auch außerordentliche Zuwendungen bewilligen. 
Einfache Stimmenmehrheit entscheidet; bei Stimmengleichheit ist 
die Stimme des Vorsitzenden ausschlaggebend. 

c) durch die Mitgliederversammlung. Sie tritt alle drei 
Jahre zusammen, um den Rechenschaftsbericht entgegenzunehmen 
und Entlastung zu erteilen; sie entscheidet über Ánderungen der 
Satzungen, soweit sie die Erhóhung der Rente und damit auch 
der Beiträge betreffen. Im letzten Falle ist eine Zweidrittelmehrheit 
der anwesenden Mitglieder erforderlich, sonst entscheidet die 
einfache Mehrheit. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
unterliegen der Genehmigung der Bischöflichen Behörde. 

8 7. Reservefonds. Um die Leistungen der Kasse sicher- 
zustellen, ist ein Reservefonds anzulegen. Diesem fließen die 
Beiträge der dreijährigen Wartezeit restlos zu, ebenso alle Über- 
schüsse der folgenden Jahre und die Beiträge der außerordentlichen 
Mitglieder. Die Kapitalien sollen in erster Linie für kirchliche 
Zwecke der Diözese ausgeliehen werden. 
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§ 8. Übergangsbestimmung. Bei Gründung der Kasse soll 
den Mitgliedern ausnahmsweise gestattet sein, die dreijährige 
Wartezeit dadurch zu umgehen, daß sie beim Eintritt in die Kasse 
auf einmal oder in Raten aufer den laufenden Beitrágen drei 
Jahresbeitráge für den Reservefonds leisten (252 Mark). Sobald 
die außerordentlichen Beiträge eingezahlt sind, beginnt das Anrecht 
auf die Rente, wenn die von den Hausangestellten geforderten 
Bedingungen des $ 5 erfüllt sind. 

$ 9. Verein der Pfarrhausangestellten. Der Verein bleibt 
als eingetragener Verein bestehen. Seine vorzügliche Aufgabe 
soll sein, für die religiöse Vertiefung und berufliche Weiterbildung 
seiner Mitglieder zu sorgen und zwar ersteres durch Veranstaltung 
von Exerzitien, von religiösen Vorträgen für kleinere Bezirke usw. 
Er soll sich auch der ehemaligen Pfarrhausangestellten annehmen, 
die durch den Tod ihres vor Gründung der Versorgungskasse 
gestorbenen Dienstherrn in große Not geraten sind. Zur Erfüllung 
dieser Aufgaben zahlen die Hausangestellten einen Beitrag an 
die Kasse ihres Vereines, den der Vorstand noch festsetzen wird. 
Die Geistlichen scheiden als außerordentliche Mitglieder aus diesem 
Verein aus. Ein vom Bischof ernannter Geistlicher ist Beirat des 
Vereins und vertritt dessen Interessen im Verwaltungsrate der Ver- 
sorgungskasse. Die bisher an den Verein der Pfarrhausangestellten 
gezahlten Beiträge sollen dem Verein verbleiben, um daraus 
außerordentliche Unterstützungen an ehemalige Pfarrhausangestellte 
bestreiten zu können. 


$ 10. Die Versorgungskasse für die Hausangestellten der 
Geistlichen, der Diözese Mainz tritt mit dem /. April 1926 in 
Kraft. Die Satzungen sollen nach drei Jahren ihre entgültige 
Fassung erhalten. 


Erläuterungen. 


Zu $ 1. Die Erfahrung hat gelehrt, daß viele unsrer Haus- 
angestellten ganz unzureichend versorgt sind und deshalb durch 
den Tod ihres geistlichen Dienstherrn in große Not geraten. Daran 
wird in den meisten Fällen ihre Zugehörigkeit zu der staatlichen 
Invaliditäts- und Altersversicherung oder der staatl. Angestellten- 
versicherung nichts ändern, da diese eine Rente nur im Falle der 
Invalidität oder bei Erreichung des 65. Lebensjahres auszahlen. 
Die Versorgungskasse will die staatlichen Versicherungsmöglich- 
keiten nicht ausschalten — es ist vielmehr Pflicht der Geistlichen, 
ihre Hausangestellten auch dann für den Fall der Invalidität zu 
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versichern, wenn eine gesetzliche Verpflichtung" nicht vorliegt —, 
Sie will nur eine seither schwer empfundene Lücke ausfüllen und 

die Versorgung der noch bei voller Rüstigkeit durch den Tod 
ihres Dienstherrn stellenlos gewordenen Hausangestellten sicher- 
stellen. 

Zu $ 2. Aus den in $ 1 genannten Gründen kann die 
Zugehörigkeit zur Invaliditäts- oder Angestelltenversicherung für 
sich allein nicht als eine ausreichende Versorgung betrachtet 
werden; die Versorgung muß vielmehr sofort nach dem Tode 
des Dienstherrn in Kraft treten können. Die Höhe der von 
unserer Versorgungskasse geleisteten Rente soll ungefähr als 
Maßstab für den Begriff »ausreichende Versorgung« gelten. 


Zu $ 3. Allen ordentlichen Mitgliedern, die ihren Gehalt 
durch die Finanzkanzlei erhalten, wird der regelmäßige Beitrag 
vom Gehalt einbehalten und an die Kasse abgeliefert; die übrigen 
ordentlichen und die außerordentlichen Mitglieder zahlen ihren 
Beitrag unmittelbar auf das Postscheckkonto der Kasse, nur: 
»Versorgungskasse für die Hausangestellten der katholischen 
Geistlichkeit der Diözese Mainz« in Mainz (Lauternstr. 16 Et), 
Frankfurt (Main) Nr. 8672. 

Auch die bei Umgehung der dreijährigen Wartezeit zu 
leistenden außerordentlichen Beiträge ‘an den Reservefonds sind 
unmittelbar auf das Konto einzuzahlen. 


Zu $ 5. Den älteren (d. h. den über 50 Jahreu alten), 
durch den Tod ihres Dienstherrn stellenlos gewordenen Haus- 
angestellten wird nicht zur Pflicht gemacht, sich unbedingt um 
eine neue Stellung zu bemühen; die Rente wird ihnen unverkürzt 
ausgezahlt, auch wenn sie etwa bei Verwandten unentgeltliche 
Unterkunft finden oder sich kleinere Verdienstmöglichkeiten 
schaffen. Die Auszahlung der Altersrente setzt nur dann aus, 
wenn sie wiederum eine völlig gleichwertige Vertrauensstellung 
als selbständige Hausangestellte antreten. Sollten durch die für 
die Hausangestellten in $ 5 aufgestellten Bedingungen in besonders 
gelagerten Fällen Härten entstehen, so ist der Verwaltungsrat 
berechtigt, von ihrer restlosen Erfüllung abzusehen. Da die 
Zugehörigkeit zur Versorgungskasse für alle Geistlichen mit 
eigenem Haushalt verpflichtend ist, sofern nicht in anderer Weise 
ausreichend gesorgt ist, so kann der Austritt nur dann erfolgen, 
wenn eine solche anderweitige Versorgung im Laufe der Mitglied- 
schaft die fernere Zugehörigkeit zur Kasse überflüssig gemacht 
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hat. Mit der Austrittserklärung ist der entsprechende Nachweis 
der Bischöflichen Behörde zu liefern. . 
Zu $ 8. Jedes ordentliche Mitglied muß zur Bildung oder 


Stärkung des Reservefonds einen Beitrag in der Höhe von drei 


Jahresbeiträgen geleistet haben, ehe ein Rechtsanspruch auf die 
Leistungen der Kasse eintritt. Um vor allem den älteren Herren 
die Möglichkeit zu bieten, ihren Hausangestellten ein sofortiges 
Anrecht zu erwerben, ist die Übergangsbestimmung in $ 8 ge- 
troffen. 

Zu $ 9. Alle Hausangestellten, die auf eine Versorgung 
durch die Kasse rechnen, müssen Mitglied des Vereins der 
Pfarrhausangestellten sein und ihren Vereinsbeitrag leisten. Die 


. Anmeldung zu diesem Verein kann gleichzeitig mit der Anmeldung 


nö 


En 


des Dienstherrn zur Kasse erfolgen; sie wird an die Schriftführerin 
des Vereins weitergegeben. Die Vereinsbeiträge dagegen sind 
auf das Postscheckkonto des Vereins (Frankfurt 67 955) zu leisten. 
Anträge auf Unterstützung ehemaliger Pfarrhausangestellten, die 
die Vorteile der Versorgungskasse nicht mehr genießen, sind an 
den Vorstand des Vereins zu richten. 

Diejenigen Herren, die als ordentliche Mitglieder der Ver- 
sorgungskasse beizutreten verpflichtet sind, wollen umgehend 
dem Geschäftsführer den Namen der Hausangestellten mitteilen, 
die sie zu versichern wünschen, ihr Geburtsdatum und die Zeit 
ihres Dienstes als Hausangestellte. Der Anmeldung ist auch 
beizuffigen, ob eine Umgehung der dreijährig. Wartezeit gewünscht 
wird und in welcher Weise die Zahlung des dazu erforderlichen 
außerordentlichen Beitrages von 252 Mark erfolgen soll. Der 
erste regelmäßige Beitrag wird am 1. April fällig. 


41. Erlaß der Fuldaer Bischoiskonierenz, betr. die 
Gemeinschaftserziehung, vom 18. August 1925. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Fulda 1925, 61.) 


»Die Fuldaer Bischofskonferenz vom 18. August 1925 betont 
von neuem, daß die Gemeinschaftserziehung aus erziehlichen und 
religiös-sittlichen Gründen grundsätzlich abzulehnen ist, sowohl in 
Volksschulen als auch in mittleren und höheren Schulen. Der 
Klerus möge in Elternbeiräten und -Ausschüssen auf die Bedenken 
gegen die Koedukation hinweisen. | 

Den Bestrebungen, ohne zwingende Gründe die Koedukation 
einzuführen, ist, besonders wenn es sich um schon 11—12jährige 
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Kinder handelt, Widerstand zu leisten; weder die Vermehrung der 
Stufen einer Schule noch die Verminderung der Klassen kann an 
sich als zwingender Grund anerkannt werden. 

Ebenso möge der Klerus seinen Einfluß aufbieten, daß nicht 
durch Zusammenlegung von mittleren und höheren Knaben- und 
Mädchenschulen der Koedukation Vorschub geleistet wird.« (Vgl. 
auch Kirchl. Amtsblatt 1921, S. 21 f.) Selbstverständlich gelten 
die vorstehenden Grundsätze insbesondere auch für die unter 
geistlicher Leitung stehenden Rektoratsschulen. 


42. Instruktion des Bischöflichen Generalvikariats zu Eichstätt 
für die Katecheten, Schuldekane und Konierenzleiter, 
betr. die religiös-sittliche Unterweisung und Erziehung der 
schulpflichtigen Jugend, vom 25. Februar 1926. 
(Pastoralblatt des Bistums Eichstätt 1926, 33.) 


Im Hinblick auf das bayerische Konkordat vom 15. Januar 
1925 (Past.-Bl. 1925 S. 41 ff.), auf das bayerische Schulaufsichts- 
gesetz vom 1. August 1922 und die zu letzterem ergangenen 
Vollzugsvorschriften vom 16. August 1923 (Past.-Bl. 1923 S. 79 ft.) 
verordnen wir über die sittlich-religiöse Unterweisung und Er- 
ziehung der schulpflichtigen Jugend unter Zusammenfassung und 
Ergänzung der bisher erlassenen Bestimmungen folgendes: 


I. 


Sittlich-religióse Unterweisung der schul- 
pflichtigen Jugend. 


l. Durch den Religionsunterricht sollen die Kinder nach 
und nach die Wahrheiten unserer heiligen Religion kennen, ver 
stehen und hochschätzen lernen, so daß sie unter entsprechender 
Anleitung der Religionslehrer freiwillig und gerne die sittlich- 
religiósen Pflichten erfüllen und so zur religiós-sittlichen Reite, 
zur Freiheit der Kinder Gottes gelangen. Dieses Ziel wird er- 
strebt durch Vermittlung der religiósen und sittlichen Wahrheiten, 
durch Bildung des Herzens und des Willens, Einführung in das 
kirchliche Leben und praktisch-religióse Übungen. 


2. Der Religionsunterricht sei anschaulich, praktisch, kirch- 
lich und der Fassungskraft der Kinder angepaßt. 

3. Wie bisher wird auch künftig der Religionsunterricht in 
der Volkshauptschule von der Pfarrgeistlichkeit unter angemessener 


-— 


ui 


Religids-sittlihe Unterweisung und Erziehung der schulpflicht. Jugend. 237 


Mitwirkung des Lehrpersonals erteilt. Das Lehrpersonal wird in 
der Regel den Bibelunterricht übernehmen. 

Auch in der Volksfortbildungsschule ist, soweit nicht ein 
eigener Religionsunterricht im Sinne von $ 12 II der Verordnung 
über die Schulpflicht vom 22. Dezember 1913 eingeführt ist, der 
gesamte Religionsunterricht für gewöhnlich von der Pfarrgeist- 
lichkeit zu erteilen. Zu große Unterrichtsgruppen sind zu teilen, 
wobei zunächst auf Trennung der Geschlechter Bedacht zu neh- 
men ist. Für die Berufsfortbildungsschulen ist gemäß $ 5 I der 
Verordnung über die Berufsfortbildungsschulen vom 22. Dezember 
1913 in der Regel ein besonderer Religionsunterricht einzurichten. 

4. Der Pfarrvorstand, dem zunächst die Aufsicht über die 
Erteilung des Religionsunterrichtes in den Schulen seines Be- 
zirkes zusteht, hat den Unterricht unter die einzelnen Katecheten 
zu verteilen, falls deren mehrere vorhanden oder einzelne an der 
Unterrichtserteilung behindert sind. Die Wochenstunden für den 
Katechismusunterricht und ebenso für den Bibelunterricht, sofern 
letzterer nicht von der Klaßlehrperson erteilt wird, sind von den 
Katecheten im Benehmen mit dem Schulleiter und dem Klaß- 
lehrpersonal in den Stundenplan aufzunehmen und soviel als 
möglich auf den Vormittag zu verlegen. Von dem für die Er- 
teilung des Religionsunterrichtes festgesetzten Stundenplan darf 
ohne wichtigen Anlaß nicht abgegangen werden. Ist ein Katechet 
verhindert, die ihn treffende Religionsstunde zu halten, so hat er 
davon rechtzeitig dem Schulleiter bezw. der Klaßlehrkrafit Mit- 
teilung zu machen. Jede ausfallende Religionsstunde ist nach 
Möglichkeit nachzuholen und zwar nach Benehmen mit der Klaß- 
lehrperson und veranlaßtenfalls auch mit dem Schulleiter in einer 
für den weltlichen Unterricht bestimmten Unterrichtsstunde, im 
Falle die ausgefallene Religionsstunde mit einer solchen vertauscht 
werden konnte. 

5. Die Katecheten sind gehalten, alsbald nach Beginn eines 
Schuljahres bezw. der Sommer- und Winterschule die stunden- 
planmäßig festgesetzten Religionsstunden (Katechismus und Bibel) 
durch die Pfarrämter den zuständigen Schuldekanen bekannt 
geben zu lassen. 

6. Alljährlich zu Beginn des Schuljahres ist für jede Klasse 
der Volkshauptschule und für die Volks- bezw. Berufs-Fortbil- 
dungsschule eine Verteilung der im Lehrplan für den Religions- 
unterricht bestimmten Stoffe für das ganze Schuljahr in Monats- 
zielen vorzunehmen. Bei der Verteilung des Lehrstoffes, be- 
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sonders was das religiöse Leben (Gebete, Lieder usw.) betrifft, 
soll der Anschluß an das Kirchenjahr tunlichst angestrebt werden. 
"Auf eine systematische Wiederholung nach Abschluß größerer 
Unterrichts-Einheiten sowie am Jahresschlusse ist unter allen 
Umständen Bedacht zu nehmen. Die Lehrstoff-Verteilungspláne 
sind am Beginne eines jedes Schuljahres der Lehrperson, sofern 
sie am Religionsunterrichte mitwirkt, zur Kenntnisnahme mitzu- 
teilen und beim Katecheten-Wechsel dem Pfarramte zu über- 
geben. Ihre Einhaltung ist strenge Pflicht. Durch die Kenntnis 
dieser Lehrstoff-Verteilungspläne sollen auch die Klaßlehrpersonen 
in den Stand gesetzt werden, in ihre eigenen Lehrstoffvertei- 
lungen die von ihnen zu behandelnden biblischen Lektionen 
nach dem Prinzip der Konzentration des Unterrichtes einzusetzen. 

Die im Religionsunterrichte wirklich behandelten Lehrstoffe 
sind bei den Monatszielen in einer eigenen Rubrik zu verzeichnen. 
Ebenso ist einzutragen, wann ausgefallene Religionsstunden nach- 
geholt worden sind. Der Diözesan-Lehrplan für den Religions- 
unterricht in den Volksschulen hat in den Schulen aufzuliegen, 
desgleichen in der Religionsstunde der Lehrstoffverteilungsplan 
sowie ein Schülerverzeichnis mit Benotung der Kinder. 

7. Hinsichtlich der Benofung in der Religionslehre be- 
merken wir, daß jene Bewertungsgrade anzuwenden sind, die 
jeweils für die weltlichen Unterrichtsgegenstände vorgeschrieben 
sind. Die Eintragung der Noten ist nach den gegenwärtigen 
Vorschriften jedes Jahr zweimal vorzunehmen. 


Il. 
Sittlich-religiöse Erziehung der schulpflichtigen 
| Jugend. 

l. Der Religionslehrer muß es sich angelegen sein lassen 
auf Verstand, Gemüt und Willen der Kinder durch seinen Unter- 
richt einzuwirken, so daß sich dieselben angetrieben fühlen, in 
Gesinnung, Wort und Tat ihr Leben nach den religiösen Wahr- 
heiten einzurichten. Er sei nicht nur Lehrer, sondern Seelsorger 
der Kinder in und außerhalb der Schule und vergesse nicht, daß 
ein gut Teil des Erfolges seiner Schularbeit von der vorbildlichen 
Einwirkung seiner Persönlichkeit abhängt. | 

2. Der Religionsunterricht muß mit einem Gebet oder kirch- 
lichen Liede begonnen und beschlossen werden. Gewöhnlich 
wird sich das Gebet oder das Lied nach Lehrstoff, Wochentag 
oder Festzeit zu richten haben. Mit den Gebeten soll abge 
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wechselt werden. Auch das freie Gebet ist entsprechend zu be- 
rücksichtigen. Die Religionsstunde soll sich vor den anderen 
Unterrichtsgegenständen in ähnlicher Weise auszeichnen wie der 
Sonntag vor dem Werktag. Wie der göttliche Heiland, so soll 
auch der Katechet ein Kinderfreund sein, der allen Schulkindern 
mit herzlichem Wohlwollen begegnet und keines von seiner 
liebenden Fürsorge ausschließt. Je mehr Liebe und Nachsicht 
der Katechet mit den Schulkindern, auch mit den schwächeren 
und selbst mit solchen hat, die ihm wegen vernachlässigter häus- 
licher Erziehung oder sonstiger widriger Verhältnisse viel Sorge 
machen, desto größerer Segen wird auf seiner Schularbeit ruhen. 

3. Die Schulkinder sind aber nicht bloß über das christ- 
liche Leben zu belehren, sondern auch in dasselbe einzuführen, 
in demselben einzuüben, an dasselbe zu gewöhnen. Darum 
wird der Katechet bestrebt sein, die Kinder anzuleiten, daß sie 
nicht nur an den Sonn- und Feiertagen dem Gottesdienste an- 
dächtig beiwohnen, sondern nach Möglichkeit auch die tägliche 
Schulmesse regelmäßig besuchen und eifrig die heiligen Sakra- 
mente empfangen. Es ist darauf zu achten, daß die Kinder im 
Gotteshaus in den ihnen angewiesenen Plätzen eine erbauliche 
Haltung einnehmen und allmählich lernen, ihr Diözesangebetbuch 
mit Nutzen zu gebrauchen sowie den heiligen Handlungen und 
kirchlichen Andachtsübungen mit innerer Teilnahme zu folgen. 
Der Beginn der Schulmesse ist stets so zu legen, daß durch die 
Teilnahme der Kinder an diesem Gottesdienst der rechtzeitige 
Beginn des Schulunterrichtes keine Beeinträchtigung und Störung 
erleidet. Zur Erzielung eines regelmäßigen Besuches der Schul- 
messe sollen die Mittel der Belehrung und Ermahnung ange- 
wendet werden. | | 

Wie schon bisher, so empfehlen wir auch jetzt wieder an- 
gelegentlich bei der Schulmesse jede Woche einen angemessenen 
Wechsel zwischen Gebet und Gesang der Kinder eiutreten zu 
lassen. Wir haben zu unserer katholischen Lehrerschaft das Ver- 
trauen, daß sie ihre Mitwirkung an der Ueberwachung der Kinder 
beim Schulgottesdienste und an der Pflege des kirchlichen Volks- 
und Kindergesanges nicht versagen werde. 

Am Anfang und Schluß eines jeden Schuljahres ist für die 
Schulkinder ein feierlicher Gottesdienst, wenn tunlich mit kurzer 
Ansprache, zu halten. Zur Teilnahme an dieser kirchlichen Feier 
Sind das Lehrpersonal, die Eltern und die sonstigen Erziehungs- 
berechtigten der Schulkinder sowie die Mitglieder der Schul- 
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pflegschaft einzuladen. Ist Sonntags ein eigener Schulgottes- 
dienst, so ist damit in der Regel ein passender Vortrag zu ver- 
binden. 

4. Die Katecheten werden sich die Vorbereitung der Schul- 
kinder auf den Empfang der heiligen Sakramente der Buße, des 
 Altares und der Firmung — namentlich auch in aszetischer Be- 
ziehung — mit größter Sorgfalt angelegen sein lassen. Der öftere 
Empfang der heiligen Sakramente soll zur Kräftigung des frommen 
Sinnes der Schulkinder seitens der Katecheten die bestmögliche 
Pflege und Förderung erfahren. Da der Tag der ersten heiligen 
Kommunion von ganz besonderer Wichtigkeit und oft ausschlag- 
gebend für das künftige religiöse Leben der Kinder ist, soll der- 
selbe — wenn möglich der Weiße Sonntag — stets zu einem 
öffentlichen und erhebenden Akte religiöser Weihe sich gestalten. 
Pflichtmäßig soll die Schuljugend wenigstens viermal im Jahre 
gemeinschaftlich die heiligen Sakramente empfangen. 

5. Der Austritt aus der Volkshauptschule und noch mehr 
aus der Fortbildungsschule stellt einen ganz bedeutsamen und 
denkwürdigen Abschnitt im Leben des Menschen dar. Wir finden 
es für angemessen, daß diese Austritte nicht bloß durch eine 
weltliche, sondern auch durch eine religiöse Feier ausgezeichnet 
werden. Demgemäß verordnen wir, daß in allen Pfarreien und 
selbständigen Seelsorgebezirken unserer Diözese alljährlich, wo- 
möglich in Verbindung mit der weltlichen Schulfeier, eine mög- 
lichst eindrucksvolle kirchliche Schluß- und Entlassungsfeier, die 
zugleich als Schlußgottesdienst für die gesamte schulpflichtige 
Jugend gemäß Entschl. des Staatsminist. f. Unt. u. Kult. vom 
6. Nov. 1922 (Past.-Bl. 1922 S. 82) gelten kann, abzuhalten ist, 
um Gott zu danken für die gnadenreiche Führung der Kinder 
während ihrer Schulzeit und um seinen Segen auf deren künf- 
tigen Lebensweg herabzurufen. Zu dieser kirchlichen Feier sollen 
die über- und austretenden Schüler und Schülerinnen womöglich 
von der Pfarrgeistlichkeit und dem Lehrpersonal im feierlichen 
Zuge von der Schule zur Kirche begleitet und nach Schluß des 
Gottesdienstes zur Vornahme der weltlichen Schlußfeier in das 
Schullokal zurückgeführt werden. In der Kirche soll denselben, 
sofern die örtlichen Verhältnisse es erlauben, ähnlich wie bei der 
ersten hl. Kommunion, ein bevorzugter Platz angewiesen werden. 
Es soll vor ausgesetztem Allerheiligsten eine gesungene Messe 
mit Ansprache, Erneuerung der Taufgelübde, Segnung der Kinder 
und Tedeum stattfinden und alles mit solcher Feierlichkeit und 
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religioser Weihe vor sich gehen, daß in den Herzen der Kinder 
ein dauernder Eindruck zurückbleibt. Tag und Stunde dieser 
Feier wollen mit den Schulleitern vereinbart werden. Die Familien 
der zu Entlassenden, das Lehrpersonal und die Mitglieder der 
Schulpflegschaft sind besonders einzuladen. 

Auf dem Lande und in kleineren Städten wird die erwähnte 
kirchliche Feier für die Schüler der Volkshauptschule und der 
Fortbildungsschulen in der Regel gemeinsam vorzunehmen sein. 

An Orten, an denen Schüler-Exerzitien eingeführt sind, wird 
es sich empfehlen, dieselben für die zu entlassenden Schüler und 
Schülerinnen auf eine der letzten Wochen des Schuljahres anzu- 
setzen und mit feierlicher Generalkommunion abzuschließen. 


III. 


Ueberwachung dersittlich-religiósen Unterweisung 
und Erziehung der volksschulpflichtigen 
Jugend. 


1. Wie die Umgrenzung, Verteilung und methodische Be- 
handlung des religiósen Lehrstoffes und die Bestimmung über 
die hierfür zu gebrauchenden Lehr- und Lernmittel den kirchlichen 
Oberbehórden zusteht, so ist auch die gesamte Unterrichts- und 
Erzehungsarbeit der Schule nach der religiösen Seite hin der 
unmittelbaren Überwachung der kirchlichen Organe | unterstellt 
(CJC. can. 1381, 1382 — Konkordat Art. VIII, Schulaufsichtsgesetz 
= vom 1. 8. 1922 $ 28). Als Vertreter der kirchlichen Oberbehörde 
sind die Schuldekane mit der Ueberwachung der sittlich-religiósen 
Unterweisung und Erziehung der volksschulpflichtigen Jugend 
betraut. Ihre Tätigkeit hat sich in diesem Sinne auch auf die 
Volks- und Berufs-Fortbildungsschulen zu erstrecken. Die Stellung 
des Schuldekans ist eine ehrenamtliche; die Aufwandsentschädigung 
für jene Schuldekane, welche zugleich Kapitelsdekane sind, ist in 
ihrer staatlichen Dienstzulage mitinbegriffen, von den übrigen 
Schuldekanen erhalten jene, welche mehrere über 1 Stunde von 
ihrem Dienstorte entfernte Schulen zu besuchen haben, gegen 
Einsendung von Quittung aus Mitteln der Landeskirchensteuer 
jährlich eine Aufwandsentschädigung von 100 Mk. 

2. Die Schuldekane haben von Zeit zu Zeit sich über die 
Wirksamkeit der Religionslehrer zu vergewissern. Das geschieht 
durch Abhaltung von Visitationen und durch Vornahme von 
Schluß- und Entlassungsprüfungen in der Religionslehre. Hier- 
über ordnen wir folgendes an: 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 16 
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A. Visitationen. 


1. Der Schuldekan hat alle 2 Jahre den Religionsunterricht 
— Katechismus- und Bibelunterricht — an sämtlichen Schulen 
seines Bezirkes in der Weise einer Visitation zu unterwerfen, daß 
er jedes Jahr ungefähr die Hälfte der Schulen besucht. Es bleibt 
ihm überlassen, den Relegionsunterricht auch öfter einer außer- 
ordentlichen Visitation zu unterziehen, wenn hiefür besondere 
Gründe sprechen. Er wird es sich angelegen sein lassen, auch 
den Religionsunterricht der fortbildungsschulpflichtigen Jugend 
zu besuchen. 

2. Die Visitationen haben unangesagt zu erfolgen. Zu den- 
selben sind gemäß Ziff. 51 Abs. III der Vollzugsbestimmungen 
zum Schulaufsichtsgesetze (Past.-Bl. 1923 S. 81) in erster Linie 
. die stundenplanmäßigen Religionsstunden zu benützen. Bei Schul- 

besuchen am Dienstorte des Schuldekans ist von dieser Regel 
nicht abzugehen. Besuche von auswärtigen Schulen können, 
um Zeit und Kosten zu ersparen, nach Zeitdauer ohne Rücksicht 
auf den Stundenplan angesetzt und durchgeführt werden. Die 
hiedurch ausfallenden Stunden für den weltlichen Unterricht 
können in den nächsten für den Religionsunterricht bestimmten 
Stunden nachgeholt werden. Von der beabsichtigten Visitation 
ist dem zuständigen Bezirksschulrat, damit nicht etwa dessen 
Visitation mit der des Schuldekans zusammenfällt, mindestens 8 
Tage vorher vertrauliche Mitteilung zu machen. Der Schulleiter 
ist unmittelbar vor Beginn einer Visitation davon zu verständigen. 

3. Zur Visitation des vom Katecheten erteilten Religions- 
unterrichtes muß der Katechet die Lehrstoffverteilung und das 
Schülerverzeichnis dem Schuldekan vorlegen. Der Schuldekan 
wird alsdann dem lehrplanmäßigen Unterrichte des Katecheten 
einige Zeit zuhören, damit dieser Gelegenheit hat, sein kateche- 
tisches Können zu zeigen; hernach soll er aber auch andere 
Stoffe, die vor nicht zu langer Zeit durchgearbeitet worden sind, 
behandeln lassen oder selbst behandeln. Er hat darauf zu achten, 
daß nicht bloß die guten, sondern auch die schwächer veranlag- 
ten Kinder entsprechend herangezogen werden. Ferner soll er 
nicht so sehr auf gedächtnismäßiges Aufsagen als vielmehr auf 
verstandesmäßiges Erfassen der behandelten Stoffe Gewicht legen, 
insbesondere aber darauf sehen, ob beim gesamten Religions- 
unterrichte auf religiöse Willensbildung gedrungen wurde. 

Wenn bei einer Visitation Mängel oder Ungehörigkeiten zu 
Tage treten, so soll auf deren Beseitigung hingearbeitet. werden. 
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Sind die Mängel methodischer Art, so soll der Schuldekan durch 
sein eigenes Lehrbeispiel eine Besserung derselben anzubahnen 
suchen. Um die Visitation nutzbringend zu gestalten, wird es 
sich empfehlen, nach Beendigung derselben und nach Entfernung 
der Schulkinder mit dem Katecheten in eine Aussprache über die 
bei der Visitation gemachten Wahrnehmungen einzutreten. Auch 
wird der Schuldekan bei dieser Gelegenheit gerne bereit sein, 
etwaige Wünsche und Beschwerden in Bezug auf die sittlich- 
religiöse Unterweisung und Erziehung der Schuljugend entgegen- 
zunehmen und, soweit es ihm zusteht, zu erledigen suchen. 

Der Unterricht in der Biblischen Geschichte wird in unserer 
Diözese in der Mehrzahl der Schulen von weltlichen Lehrkräften 
erteilt. Auch dieser Unterricht untersteht der Visitation des 
Schuldekans. An auswärtigen Schulorten wird die Visitation des- 
selben in der Regel mit der Visitation des Katechismusunterrichtes 
unmittelbar zu verbinden sein; aber auch bei Schulbesuchen am 
Dienstort erscheint es wünschenswert, daß zwar die für den 
Bibelunterricht angesetzte Unterrichtszeit eingehalten wird, daß 
aber die Visitation des Bibelunterrichtes entweder kurz vor oder 
bald nach der Visitation des Katechismusunterrichtes stattfindet, 
damit das Ergebnis beider in ein und denselben Visitationsbericht 
aufgenommen werden kann. 

Der Schuldekan hat gegenüber dem weltlichen Lehrpersonal 
keine dienstaufsichtlichen Befugnisse; jedoch steht es ihm frei, 
am Schluß der Visitation mit dem betreffenden Lehrer eine Aus- 
Sprache zu pflegen und veranlaßtenfalls schonend auf abzustellende 
Mängel hinzuweisen. Über Mißstände ernsterer Art ist stets an 
die oberhirtliche Stelle zu berichten. 

4. Es ist Pflicht des Schuldekans, über den Verlauf der 
Visitation einen Bericht nach vorgeschriebenem Formular inner- 
halb 2 Wochen anzufertigen. Dieser Bericht ist unter Beilage 
eines unausgefüllten Formulars dem Pfarramt des Schulortes zu 
übermitteln mit dem Auftrage, denselben gegen Rückgabe dem 
Katecheten zur Kenntnis- und Abschriftnahme zu übergeben. Die 
vom Pfarramt zu beglaubigende Abschrift ist in der Pfarr-Regi- 
stratur zu hinterlegen, die Urschrift aber mit der unterschriftlichen 
Bestätigung des Katecheten über Kenntnis- und Abschriftnahme 
an das Schuldekanat zurückzuleiten. Die Visitationsberichte, die 
während des Schuljahres angefallen sind, hat der Schuldekan 
längstens innerhalb zweier Monate nach Beendigung des Schul- 
jahres mit einem allgemeinen Jahresberichte an die oberhirtliche 
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Stelle einzusenden, von welcher sie ihm nach Einsichtnahme mit 
einem kurzen Bescheid zurückgegeben werden. | 

Bei der Niederlegung seines Amtes hat der Schuldekan die 
sámtlichen zum Schuldekanate gehórigen Akten seinem Nach- 
folger auszuhändigen. 


B. Schluß- und Entlassungsprüfungen 
aus der Religion. | 

1. In Verbindung mit den weltlichen Schluß- und Entlas- 
sungsprüfungen an den öffentlichen Volksschulen und den Be- 
rufsfortbildungsschulen findet eine Prüfung aus der Religionslehre 
durch den Schuldekan als oberhirtlichen Vertreter (Kommissär) 
statt. Für den Verhinderungsfall wird der zuständige Pfarrer mit 
der Stellvertretung betraut. 

Die Pfarrer des Schulortes sowie die Religionslehrer der 
betreffenden Prüfungsklassen haben der Prüfung beizuwohnen. 
Die Religionsprüfung hat der weltlichen Prüfung vorauszugehen. 
An zeitllichem Ausmaß kann sie bis zu !/, der gesamten vorge- 
sehenen Prüfungszeit beanspruchen. Sie wird zweckentsprechend 
mit einer kurzen Ansprache des Schuldekans eingeleitet und ab- 
geschlossen. 

2. Die Prüfung soll nicht so fast auf das bloß gedächtnis- 
mäßige Religionswissen der Kinder eingestellt sein, als vielmehr 
einen Einblick gewähren, ob der Stand der religiös-sittlichen 
Unterweisung überhaupt dem Entwicklungsalter der Prüflinge 
entspricht. Sie soll sich unter Einbeziehung der Biblischen Ge- 
schichte in erster Linie auf die praktischen religiösen Wahrheiten 
und Pflichten erstrecken. Auch das Kultleben mit Kirchenlied 
ist zu berücksichtigen. 

Der kirchliche Kommissär kann auch den Religionslehrer, 
in dessen Arbeit und Erfolg die Prüfung einen Einblick gewährt, 
zur Prüfungsarbeit heranziehen. 

Das Stofigebiet, aus welchem geprüft werden soll, bestimmt 
immer der Prüfungsleiter selbst. 

Nach Möglichkeit sollen alle Prüflinge gefragt werden, bei 
drängender Zeit aber zunächst solche Kinder, deren Leistungen 
außerhalb der Normallinie sich bewegen, also jene mit Note I 
oder mit Note IV und V. 

3. Die Jahresnoten aus der Religion sind dem Prüfungs- 
kommissär in doppelter Fertigung vorzulegen. Sie. unterliegen 
der Kontrolle desselben und sollen bei auffallend günstigem oder 
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auffallend ungünstigem Prüfungsergebnis im Benehmen mit dem 
Religionslehrer gegebenenfalls abgeändert werden. 

Nach Beendigung der Prüfung sind die Notenverzeichnisse 
vom Schuldekan und dem Religionslehrer zu unterzeichnen. Die 
eine Liste nimmt der Schuldekan zu seinen Akten, die andere 
wird dem Klaßlehrer behufs Eintragung der Zeugnisnoten aus der 
Religion überlassen. 

4. Ueber den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift 
nach vorgeschriebenem Formulare zu fertigen. Das Formular ist 
verschieden, je nachdem es sich um eine Schluß- oder Entlassungs- 
prüfung handelt. Wenn Schluß- und Entlassungsprüfung ver- 
bunden sind, wird das Ergebnis in einer Niederschrift, für welche 
ein eigenes Formular vorgesehen ist, niedergelegt. Jede Nieder- 
schrift ist in doppelter Fertigung herzustellen, wobei 1 Exemplar 
in der Pfarr-Registratur hinterlegt und das andere zu den Akten 
des Schuldekans genommen wird. Die Niederschriften der Schul- 
dekane über die Schluß- und Entlassungsprüfungen sind zugleich 
mit den Visitationsberichten und dem allgemeinen Jahresberichte 
der oberhirtlichen Stelle vorzulegen. Im Jahresberichte ist auch 
auf die Schluß- und Entlassungsprüfungen Bezug zu nehmen 
und ein zusammenfassendes Bild vom Stande der sittlich-religiösen 
Unterweisung und Erziehung im Schuldekanate zu geben. 

5. Es wird dem kirchlichen Prüfungskommissär nahegelegt, 
nach Beendigung der Religionsprüfung, wenn Zeit zur Verfügung 
steht, auch der Prüfung aus den weltlichen Unterrichtsgegenständen 
unbeteiligt anzuwohnen und so das Interesse der kirchl. Behörde 
an der Schularbeit zu bekunden. 

Nachdem nunmehr die kirchliche Überwachung und Leitung 
der sittlich-religiösen Unterweisung und Erziehung der gesamten 
volksschulpflichtigen Jugend ausschließlich den Schuldekanen 
zusteht, kommen alle anderweitigen Kompetenzen auf diesem 
Gebiete in Wegfall. 

IV. 
Fortbildung der Katecheten. 


1. Von der Ueberzeugung durchdrungen, daß die sittlich- 
religiöse Unterweisung und Erziehung der volksschulpflichtigen 
Jugend vor allem und wesentlich durch die Berufstüchtigkeit der 
an der Volksschule wirkenden Katecheten bedingt ist, halten wir 
die pädagogisch-didaktische Fortbildung des Klerus, namentlich 
der jüngeren Geistlichen, für ein unabweisbares Bedürfnis. Aus 
diesem Grunde ordnen wir zum Ausbau der theoretischen und 
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praktischen Bildung der Katecheten an den Volksschulen Kon- 
ferenzen an, und zwar besondere und allgemeine. 


2. Zur Teilnahme an den besonderen Konferenzen sind alle 
Katecheten bis zum Bestehen des Pfarrkonkurses verpflichtet. Die 
Leiter derselben ernennt die oberhirtliche Stelle. Für die besonderen 
Konferenzen wird die Diözese in folgende Konferenzbezirke ein- 
geteilt: 


Lid. 


Bezeichnung des | Die dazugehörigen Schuldekanate 


Nr. | Konferenz-Bezirkes 
1 | Eichstätt Eichstätt - Stadt, Eichstätt- Land I, II, III, Bergen, 
Gaimersheim 1, II, Ingolstadt I, II, Kipfenberg I, II, 
Greding II. 
2 | Beilngries Beilngries I, II, Berching I, II, Dietfurt I, Greding I, 
3 | Neumarkt Neumarkt I, lI, IIl, Kastl I, I, III, Velberg I, II, 
| Dietfurt II. 
4 | Roth b.Nürnberg | Hilpoltstein I, II, Schwabach I (Stadt), II, Spalt. 
9 | Treuchtlingen| Ellingen, Weißenburg (Stadt), Ornbaul, II, Monheim I, 


ll, Wemding 1, II. 


3. Die Aufgabe des Leiters der besonderen Konferenzen 
besteht in Folgendem: 

Die fortbildungspflichtigen Katecheten sind jährlich einmal an 
geeigneten, móglichst zentral gelegnen Schulorten des Konferenz- 
bezirkes zu versammeln. Die Tätigkeit auf diesen Konferenzen. 
wird durch ein vom Ordinariat aufzustellendes Arbeitsprogramm 
bestimmt und zerfällt in einen theoretischen und einen praktischen 
Teil. Der theoretische Teil besteht in der. Besprechung der im 
jeweiligen Arbeitsprogramm vorgesehenen und zwei Wochen vor 
Anberaumung der Konferenz einzuliefernden schriftlichen Arbeiten, 
in der Prüfung aus dem im Arbeitsprogramm bestimmten Teil- 
gebiet der Pädagogik und der Didaktik des gesamten Religions- 
unterrichtes, sowie in der Feststellung der Vertrautheit mit den in 
Bayern bestehenden Verordnungen über das Volksschulwesen. 
Der praktische Teil besteht in der Vorführung einer Lehrprobe 
mit anschließender Diskussion. Das Thema für die Lehrprobe 
ist aus dem im Laufe des Schuljahres zu behandelnden Unterrichts- 
stoff zu wählen. Die Lektion ist von allen Fortbildungspflichtigen 
schriftlich — mit Frage und Antwort — zu fertigen; jeder hat 
sich zur Erteilung derselben bereit zu halten. 


Religiös-sittliche Unterweisung und Erziehung der schulpflicht. Jugend. 247 


Allen Geistlichen des Konferenzbezirkes steht es frei, an 
‘den Lehrproben der Konferenz teilzunehmen. Eine möglichst 
zahlreiche Beteiligung wird von uns dringend gewünscht. 


4. Die Leiter der Konferenzen für die fortbildungspflichtigen 
Katecheten haben am Schlusse eines jeden Schuljahres längstens 
bis Ende Juni über die Verhandlungen auf den Konferenzen einen 
Bericht an die oberhirtliche Stelle zu erstatten. Mit diesem Jahres- 
berichte, der auch über Fleiß und Lehrbefähigung der fortbildungs- 
pflichtigen Katecheten Aufschluß geben soll, sind deren schriftliche 
und mit Zensur versehenen Konferenzarbeiten und die Präsenzlisten 
für die Konferenzen mit vorzulegen. Die Konferenzarbeiten folgen 
nach Einsichtnahme an den Konferenzleiter zurück und sind den 
Fortbildungspflichtigen entweder zuzusenden oder bei der nächsten 
Konferenz auszuhändigen. Im Falle der Versetzung eines Konferenz- 
pflichtigen hat alsbald Ueberweisung an den neuen Konferenz- 
leiter unter vertraulicher Mitteilung der bisherigen Qualifikation 
zu erfolgen. 

5. Jeder Schuldekan hat jährlich einmal eine allgemeine 
Konferenz für alle Katecheten des Schuldekanats zu halten. Für 
diese Konferenz wird von der oberhirtlich. Stelle ein entsprechendes 
Thema zur Bearbeitung bestimmt werden. Dem die Konferenz 
leitenden Schuldekan steht es zu, für dieses Thema einen Referenten 
aufzustellen. An den Vortrag des Referenten schließt sich eine 
Besprechung, weshalb alle Katecheten mit dem Studium des 
Themas schon zu Hause sich befassen sollen. | 

Wünsche urid Anträge, welche zur Kenntnis der oberhirt- 
lichen Stelle gebracht werden sollen, sind dem die Konferenz 
leitenden Schuldekan mindestens acht Tage vor dem für die 
allgemeine Konferenz anberaumien Termin zuzuleiten, damit von 
demselben das Konferenzprogramm festgestellt werden kann. Die 
Besprechung dieser Wünsche und Anträge soll die Konferenz- 
tätigkeit besonders fruchtbar und anregend gestalten. Für jede 
Konferenz ist eine Präsenzliste mit Angabe von Namen, Stand 
und Dienstort der Konferenzteilnehmer anzufertigen. 

Der Bericht über die Konferenz ist dem allgemeinen Schul- 
bericht beizufügen. 

6. Die oberhirtliche Stelle behält sich vor, veranlaßtenfalls 
die Schuldekane und die Konferenzleiter unter dem Vorsitze des 
Ordinarius bezw. des Schulreferenten am Bischöflichen Ordinariate 
zu einer Konferenz einzuberufen. 
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7. Mit vorstehender Verordnung in Ziff. IV 2—5 beabsich- 
tigen wir nicht die freiwilligen Konferenzen des Hochwürdigen 
Klerus zwecks katechetischer Weiterbildung zu beseitigen, wir 
wünschen vielmehr, daß auch fernerhin solche Konferenzen zur 
pädagogisch-methodischen Fortbildung und Orientierung der 
Geistlichen stattfinden. Gute und ausgezeichnete Katecheten, 
welche schon seit vielen Jahren mit Erfolg in der Schule tätig 
sind, nützen durch ihre Teilnahme an solchen Konferenzen, be- 
sonders wenn diese mit Lehrproben verbunden sind, ihren jüngeren 
Amtsbrüdern aufs beste. Alle können von einander lernen. Kein 
Lehrbuch der Methodik kann über die Behandlung der religiösen 
Unterrichtsstoffe so anschauliche Weisungen geben wie die kate- 
chetischen Lehrproben und die Besprechungen, die- sich daran 
knüpfen. Jungen Priestern kann es nur zum Vorteil sein, wenn 
sie ältere, erfahrene Konfratres ersuchen, mitunter ihrer Katechese 
anzuwohnen und sie auf Fehler aufmerksam zu machen. Sie 
werden sich hiebei zunächst an ihre Pfarrvorstände zu wenden 
haben. 

Als empfehlenswertes Mittel für die katechetische Fortbildung 
seien die »Katechetischen Blätter«, das Organ des Deutschen 
Katechetenvereins, genannt. 

| V. 
Missio canonica. 


1. Gemäß can. 1328 CJC. bedürfen nicht bloß die Kate- 
cheten, die Priester sind, sondern auch die weltlichen Religions- 
lehrer der kirchlichen. Sendung, um .an der religiósen Unter- 
weisung der Jugend mitwirken zu kónnen. 

2. Die Priester besitzen dieselbe auf Grund ihrer Anstellung 
durch den Diözesanbischof. Den klösterlichen und weltlichen 
Lehrkräften, denen die missio canonica bisher stillschweigend 
erteilt wurde, wird sie hiemit gemäß can. 1381 S 3 CJC. durch 
unseren Hochwürdigsten Ordinarius ausdrücklich verliehen. 

3. Fortan regelt sich die Erteilung der missio canonica an 
die klósterlichen und weltlichen Lehrkräfte wie folgt: 

a) Die Schulamtskandidaten und -kandidatinnen erhalten die 
kirchliche Sendung erstmals beim Übertritt aus der Lehrerbil- 
dungsanstalt in die Schulpraxis, wofern sie die erforderliche Aus- 
bildung in der Religionslehre nachweisen, mittels eigener ober- 
hirtlicher Urkunde. 

b) Diese Verleihung gilt nur vorläufig bis zur Anstellungs- 
prüfung für den Volksschuldienst. 
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c) Die Verleihung wird endgültig mit dem Tage, an welchem 
der Inhaber der Urkunde das Zeugnis über die erfolgreich be- 
standene Prüfung aus dem Lehrverfahren des. katholischen Reli- 
gionsunterrichtes zugestellt erhält. Nicht erfolgreich ist die Prü- 
fung, wenn das Zeugnis die Note 5 = ungenügend enthält. 

4. Die missio canonica der klósterlichen und weltlichen 
Lehrkräfte erlischt: 

a) wenn nach dem Austritt aus der Lehrerbildungsanstalt 
nicht binnen 6 Jahren die mit der Anstellungsprüfung für den 
Volksschuldienst verbundene Prüfung aus dem Lehrverfahren im 
Religionsunterrichte mit Erfolg gemacht wird; 

b) durch ausdrücklichen Verzicht des Inhabers, dem der 
Austritt aus der Kirche gleichzuachten ist; 

c) durch formellen Widerruf seitens der oberhirtlichen Stelle, 
der jedoch nur aus schwerwiegenden Gründen erfolgen wird. 

5. Das Erlöschen der missio canonica der priesterlichen 


Katecheten richtet sich nach den Bestimmungen des kanonischen 
Rechtes. 


Vorstehende Verordnung tritt am 1. Mai 1926 in Kraft. Die 
für die Visitationen und die Schluß- und Entlassungsprüfungen 
erforderlichen Formulare können unentgeltlich vom Bischöfl. 
Ordinariate bezogen werden. Jene Katecheten, welche für die 
Lehrstofiverteilungspläne gedruckte Formularien wünschen, können , 
sie von der Brönner’schen Buchhandlung (P. Seitz) beziehen. 
Wir vertrauen zum Hochw. Klerus unserer Diözese, daß er gerne 
bestrebt sein wird, an den hohen Zielen und Aufgabeu, die wir 
uns durch diese Verordnung zum Besten der sittlich-religiósen 
Unterweisung und Erziehung der Schuljugend gesteckt haben, 
nach Kräften mitzuwirken. Diese religiöse Erziehung der Jugend 
gehört zu den schwierigsten und verantwortungsvollsten Aufgaben 
der Gegenwart und wer hierin etwas versäumt, kann den Schaden 
in alle Zukunft nicht mehr gutmachen. 

Möge Jesus, der göttliche Kinderfreund, seinen Segen geben! 

Eichstätt, den 25. Februar 1926. 


Num. Exp. 569. Dr. Wagner, Generalvikar. 


IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Verordnung des Württembergischen Staatsministeriums, 
betr. Übernahme kirchlicher Ehrenämter durch 
Staatsbeamte, vom 31. Dezember 1925. 
(Regierungs-Blatt 1926, 24.) 


§ 1. 

(1) Der Eintritt in die evangelischen Kirchengemeinderäte, 
den evangelischen Landeskirchentag, die katholischen Kirchen- 
stiftungsräte, die katholischen Ortskirchensteuervertretungen und 
die katholische Diözesansteuervertretung, der als Übernahme eines 
Nebenamts im Sinne des Art. 8 Abs. 1 des Beamtengesetzes 
anzusehen ist, wird den Beamten ohne besonders einzuholende 
Genehmigung gestattet. 

(2) Wenn die Versehung des kirchlichen Amtes mit dem 
Dienst des Beamten sich nicht vertrágt, so bleibt bei den lebens- 
länglich angestellten Beamten der Widerruf der Genehmigung 
nach Art. 8 Abs. 3 des Beamtengesetzes der vorgesetzten obersten 
Dienstbehörde, bei den unter dem Vorbehalt der Kündigung 
angestellten Beamten die Untersagung nach Art. 8 Abs. 6 des 
Beamtengesetzes der vorgesetzten Dienstbehörde vorbehalten. 


$ 2. 

Für die Beurlaubung der Beamten zur Ausübung der kirchl. 
Ehrenämter gilt S 2 der Verordnung des Staatsministeriums über 
Urlaubserteilung an Beamte, Angestellte und Arbeiter zur Über- 
nahme öffentlicher Ehrenämter vom 2. April 1921 (Reg. Bl. S. 141). 


$ 3. 
(1) Die Verordnung tritt sogleich in Kraft. 
(2 Die Verfügung der Ministerien über den Eintritt von 
Staatsbeamten in die Kirchengemeinde- und Kirchenstiftungsráte 
vom 10. April 1889 (Reg.-Bl. S. 163) wird aufgehoben. 
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2. Entschließung des bayerischen Staatsministeriums für Kultus 
und Unterricht, betr. die Veranstaltung außerordentlicher 
kirchlicher Feierlichkeiten, vom 18. November 1925. 
(Oberhirtliches Verordnungsblatt tür das Bistum Speyer 1925, 117.) 


Das bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
hat auf unsere Anfrage in obigem Betreff uns nachstehende Ent- 
schließung vom 18. November 1925 zugehen lassen: 


»Die Bestimmung des $ 79 der 2. Verfassungsbeilage von 
1818 ist mit der Verfassung von 1818 selbst gefallen; damit hat 
auch die Ministerialentschließung vom 20. Juni 1850 über die 
Abhaltung außerordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten ihre Ver- 
bindlichkeit verloren. Die Einführung und Genehmigung her- 
kömmlicher und außerordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten sind : 
den Religionsgesellschaften nunmehr im Hinblick auf Art. 135, 
137 Abs. III S. 1 der Reichsverfassung vom 11. August 1919, $ 18 
Abs. I und III der bayerischen Verfassungsurkunde vom 14. August 
1919 und Art. I des Konkordates vom 29, 3. 1924 grundsätzlich 
freigestellt; eine Beschränkung ist hiernach nur möglich im Rahmen 
der allgemeinen Staatsgesetze. 


Für die Veranstaltung von Prozessionen insbesondere bietet 
nunmehr Art. 123 der Reichsverfassung die Rechtsgrundlage. So- 
lange ein Reichsgesetz nach Abs. lI dieser Verfassungsbestimmung 
noch nicht ergangen ist, sind in Bayern kirchliche Prozessionen 
unter freiem Himmel und zwar die herkómmlichen wie auch die 
außerordentlichen nicht anmeldepflichtig, vorbehaltlich etwaiger 
Ausnahmen nach Art. 48 Abs. 2 und 4 der Reichsverfassung und 
$64 Abs. 1 der bayerischen Verf.-Urk. Wenn sie allerdings das 
Gebiet des kirchlichen Eigentums verlassen und öffentliche 
Straßen und Plätze betreten, unterliegen sie etwaigen örtlichen 
Beschränkungen allgemein verkehrspolizeilicher Natur. « 


3. Preußisches Staatsgesetz, betr. Anordnung kirchlicher Neu- 
und Reparaturbauten in den katholischen Diözesen, 
vom 24. November 1925. 

(Preußisehe Gesetzsammlung 161.) 

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen: 
Artikel 1. 
1. Ueber die Anordnung von Neu- und Reparaturbauten bei 
Kirchen-, Pfarr- und Küstergebäuden, wenn die Küsterei mit der 
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Schule nicht verbunden ist, sowie anderen der kirchlichen Baulast 
unterworfenen Baulichkeiten, über die Öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtungen zur Aufbringung der Baukosten sowie über die 
Verteilung derselben auf Kirchengemeinden, kirchliche Verbände 
und Drittverpflichtete beschließt, sofern Streit entsteht, auf Antrag 
vorläufig die Staatsbehörde. Auf Antrag ist über die Notwendigkeit 
des Baues, die Zweckmäßigkeit und Art der Bauausführung vorab 
zu beschließen. 

2. Gegen den Beschluß findet die Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren statt. Dieselbe ist, soweit der Inanspruchgenommene 
zu der ihm angesonnenen Leistung aus Gründen des öffentlichen 
Rechtes statt seiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich 
gegen diesen zu richten. 

3. Auch im übrigen unterliegen Streitigkeiten der Beteiligten 
darüber, wem von ihnen die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit 
zum Bau oder zur Unterhaltung eines der in Absatz 1 bezeichneten 
Gebäude ganz oder teilweise obliegt, der Entscheidung im Ver- 
waltungsstreitverfahren. 

4. Die Klage ist in den Fällen des zweiten Absatzes inner- 
halb eines Monats anzubringen. Die zuständige Behörde kann 
zur Vervollständigung der Klage eine angemessene Nachfrist 
gewähren. Durch den Ablauf dieser Fristen wird jedoch die 
Klage im Verwaltungsstreitverfahren auf Erstattung des Geleisteten 
gegen einen aus Gründen des Öffentlichen Rechtes verpflichteten 
Dritten nicht ausgeschlossen. 

5. Zuständig im Verwaltungsstreitverfahren ist in erster Instanz 
der Bezirksausschuß. 

6. Auf den Beschluß der Staatsbehörde findet $ 93 des 
Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung Anwendung. 

7. Die vorstehenden Bestimmungen finden bei der Beschaffung 
und Instandsetzung von Zubehörstücken entsprechende Anwendung. 


Artikel 2. 

1. Unbeschadet der Erhebung der Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren nach Absatz 2 des vorigen Artikels sind Kirchen- 
gemeinden, kirchliche Verbände und Drittverpflichtete berechtigt, 
gegen den Beschluß der Staatsbehörde, insoweit über die Not- 
wendigkeit, Zweckmäßigkeit oder Art des Baues oder der Bau- 
ausführung Festsetzungen getroffen sind, innerhalb eines Monats 
Beschwerde an die Aufsichtsbehörde einzulegen. 

2. [st gleichzeitig oder später Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren erhoben, so kann das Oberverwaltungsgericht das 
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Verfahren zeitweise einstellen, bis die Entscheidung über die 
Beschwerde ergangen ist. Die Staatsbehörde hat das Verwaltungs- 
gericht von der Einlegung der Beschwerde und von der darauf 
ergangenen Entscheidung in Kenntnis zu setzen. 

Artikel 3. 

1. Das Staatsministerium bestimmt die zuständigen Behörden. 

2. Der für kirchliche Angelegenheiten zuständige Minister 
wird mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 

Das vorstehende, vom . Landtage beschlossene Gesetz wird 
hiermit verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte des Staatsrats 
sind gewahrt. 

Berlin, 24. November 1925. 

Das Preußische Staatsministerium. 
Braun. Becker. 


4. Preußische Zuständigkeitsverordnung zur Ausführung des 
Staatsgesetzes, betr. Anordnung kirchlicher Neu- und 
Reparaturbauten in den katholischen Diözesen, 
vom 8. Februar 1926. 

(Preußische Gesetzsammlung 45.) 

Auf Grund des Artikels 3 des Staatsgesetzes, betr. Anordnung 
kirchlicher Neu- und Reparaturbauten vom 24. November 1925 
(G. S. S. 161) wird folgendes verordnet: | 

1. Die Rechte des Staates werden von dem Regierungs- 
präsidenten, in Berlin von dem Polizeipräsidenten ausgeübt. 

2. Über die im Artikel 3 Abs. 1 vorgesehene Beschwerde 
entscheidet der für kirchliche Angelegenheiten zuständige Minister. 


Das Preußische Staatsministerium. 


5. Zwei Erlasse des preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung, betr. die staatliche Genehmigung 
für den Grunderwerb durch die evangelische und katholische 
Kirche, vom 8. Oktober 1925. 
(Verordnungen des Fürstbischöflichen Ordinariats in Breslau 1925, 86.) 


a) 
Der Preußische Minister 
für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung. 
G I Nr. 1332 G II. Berlin W 8, den 8. Oktober 1925. 


Durch Erlaß vom heutigen Tage — G I 1331, GH — habe 
ich die Zuständigkeit hinsichtlich der Erteilung der staatlichen 
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Genehmigung für den Grunderwerb durch die evangelische und 
katholische Kirche anderweit geregelt. 

Das Erfordernis der Staatsgenehmigung ergab sich früher 
für die evangelische Kirche aus Art. 24 Ziff. 1 des Gesetzes, be- 
treffend die evangelische Kirchenverfassung in den 9 älteren Pro- 
vinzen, vom 3. Juni 1876 (Gesetzsamml. S. 125), und aus den 
entsprechenden Staatsgesetzen für, die Landeskirchen der neueren 
Provinzen, für die katholische Kirche aus $ 50 Ziff. 1 des Ge- 
setzes über die Vermógensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden, vom 20. Juni 1875 (Gesetzsamml. S. 241), und $ 2 
des Gesetzes vom 7. Juni 1876 (Gesetzsamml. S. 149). 

Diese gesetzlichen Bestimmungen waren für Gegenstánde 
im Werte von mehr als 5000 Mk. nach Art. 86 des Einführungs- 
gesetzes des B.G.B. von diesem unberührt geblieben. Das 
Preußische Ausführungsgesetz zum B.G.B. hatte aber an ihre 
Stelle eine für alle preußischen juristischen Personen geltende 
einheitliche Regel, nämlich den Art. 7 ($ 1) aufgestellt, nach 
welchem die juristischen Personen, die in Preußen ihren Sitz 
haben, zum Erwerb von Grundstücken im Werte von mehr als 
9000 Mk. — jetzt 5000 RM. — der Genehmigung der staat- 
lichen Aufsichtsbehörde bedürfen. 

Die Zuständigkeit als staatliche Aufsichtsbehörde im Sinne 
des vorbezeichneten Art. 7 $ 1 richtete sich auch später nach 
den Königlichen Verordnungen, die auf Grund des $ 28 des Ge- 
setzes vom 3. Juni 1876, auf Grund der entsprechenden Bestim- 
mungen der für die Landeskirchen der neueren Provinzen er- 
lassenen Staatsgesetze und auf Grund des S 55 des Gesetzes 
vom 20. Juni 1875 sowie des S 10 des Gesetzes vom 7. Mai 
1876 ergangen waren. 

Infolge der Neuregelung des Verhältnisses zwischen Staat 
und Kirche (Gesetz betr. die Kirchenverfassungen der evangeli- 
schen Landeskirchen vom 8. April 1924 — Gesetzsamml. S. 221 — 
und Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenver- 
mógens vom 24. Juli 1924 — Gesetzsamml. S. 585 —) sind die 
vorbezeichneten Bestimmungen weggefallen und ist es erforder- 
lich geworden, die Zuständigkeit zur staatlichen Genehmigung 
für den Grunderwerb anderweit zu regeln. 

Durch den eingangs bezeichneten Erlaß vom heutigen Tage 
ist, soweit nicht die Ausnahmebestimmungen unter a) und b) da- 
selbst Platz greifen, den Regierungspräsidenten (für Berlin dem 
Polizeipräsidenten) die selbständige Entscheidung über Anträge 
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auf Genehmigung von Grunderwerb durch die evangelische und 
katholische Kirche übertragen. Hierdurch sind diese Behörden 
nicht der Pflicht überhoben, zunächst an mich zu berichten, wenn 
bei der Beurteilung des Falles grundsätzliche oder allgemein 
politische Gesichtspunkte in Frage kommen. 


Im Auftrage: gez. Unterschrift. 
An 


l. pp. 
2. die Herren Oberpräsidenten nd die Herren Bischöfe. 
Herrn Kardinal-Fürstbischof von Breslau. 


Zu 2. Abschrift nebst Abdruck des Erlasses G I 1331, G II zur gefälligen 
Kenntnisnahme ergebenst 
b) 


Der Preußische Minister 
für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung. 

G I Nr. 1331 G Il. 

i Berlin W 8, den 8. Oktober 1925. 

Betrifft: Staatliche Genehmigung für den Grunderwerb durch 
die evangelische und katholische Kirche. 

Auf Grund des Art. 7 S 1 des Ausführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche, vom 20. September 1899 (Gesetz- 
samml. S. 177), in Verbindung mit S 1 Abs. 1 der zweiten Ver- 
ordnung zur Durchführung des Münzgesetzes vom 12. Dezember 
1924 (R.G.Bl. I, S. 775), bedürfen die evangelischen und katho- 
lischen Kirchengemeinden und kirchlichen Verbände (Gesamt-, 
Parochial- und Gemeindeverbände, Kirchenkreise, Kreiskirchen-, 
Kirchenkreis-, Bezirkskirchenverbände, Propsteien, Kirchenpro- 
vinzen der altpreußischen Union usw.), die evangelischen Landes- 
kirchen und die im $ 28 des Gesetzes über die Verwaltung des 
katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (Gesetzsamml. 
S. 585) aufgeführten Rechtsträger als juristische Personen für den 
Erwerb von Grundstücken im Werte von mehr als 5000 RM. 
der Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde. 

Diese Genehmigung erfolgt durch mich, soweit es sich handelt 

a)um den Erwerb von Grundstücken durch die evangelischen 

Landeskirchen, die Kirchenprovinzen der altpreußischen 

Union, die bischöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, oder 

soweit 

b) der Wert des zu erwerbenden Grundstücks den Betrag von 

50000 RM. übersteigt. 

Für die übrigen Fälle übertrage ich die Genehmigung den 
Regierungsprásidenten, in Berlin dem Polizeiprásidenten. 
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Zuständig ist der Regierungspräsident, in dessen Bezirk die 
juristische Person ihren Sitz hat. 
Im Auftrage: gez. Unterschrift. 


An 
die Herren Regierungspräsidenten und 
den Herrn Polizeipräsidenten in Berlin. 


6. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. die staatliche Genehmigung für den 
Grunderwerb durch die evangelische und katholische Kirche, 
vom 9. November 1925. 
(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1925, 347.) 


Nach Artikel 7 Absatz 2 des preußischen Ausführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch ist eine Genehmigung für 
den Grunderwerb für solche juristische Personen nicht erforder- 
lich, welche nach den für sie geltenden Gesetzen ohne die in 
Absatz 1 bezeichnete Genehmigung Grundeigentum erwerben 
können. 

Der von Euerer Hochwohlgeboren vertretenen Auffassung, 
daß der Ausnahmefall auch dann gegeben ist, wenn in dem für 
die juristische Person geltenden Gesetz, wie z. B. in dem Staats- 
‚gesetz vom 8. April 1924") oder dem Gesetz vom 24. Juni 1924?) 
(GS. S. 583), die Frage der Genehmigungspflicht des Grund- 
erwerbs nicht erwáhnt wird, kann nicht beigetreten werden. Wie 
Sich aus den Motiven zu den bezeichneten Gesetzen ergibt, ist 
dieses nur deshalb nicht geschehen, weil für die Gemeinden und 
Verbände der evangelischen und katholischen Kirche als juristische 
Personen ohne weiteres der Artikel 7 Absatz 1 des preußischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch Geltung hätte, 
so daß sich eine nochmalige ausdrückliche Bestimmung erübrigte, 
zumal sie nur in der Wiederholung des Artikels 7 Absatz 1 hätte 
bestehen können. 

Nach den Motiven zu Artikel 7 des Ausführungsgesetzes- 
zum BGB. sollten durch den Absatz 2 lediglich die für die 
juristischen Personen damals bestehenden Befreiungen von der 
Genehmigungsplicht bei Grundstückserwerb aufrecht erhalten 
bleiben. Nach dem 1. Januar 1900 hätte sich gegenüber der 


1) Betr. die Kirchenverfassungen der evangelischen Landeskirchen. 
Preußisches Pfarrarchiv XIII, 19. 


2) Betr. die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens, in diesem. 
Archiv CIV, 345. 
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allgemeinen Geltung des Art. 7 Abs. 1 in neuen Gesetzen eine . 
Befreiung von juristischen Personen von der Genehmigungspflicht 
für den Erwerb von Grundstücken nur dadurch herbeiführen 

lassen, daß in den für sie geltenden Gesetzen eine ausdrückliche 
Bestimmung dahin aufgenommen worden wäre, daß sie zum Er- 
werb von Grundbesitz eine Genehmigung nicht nötig haben. 
Dieses ist sowohl in dem Gesetz vom 8. April 1924 wie in dem 
Gesetz vom 24. Juni 1924 aus naheliegenden Gründen nicht ge- 
schehen. 


Sollte in der dortigen Provinz die Auflassung von Grund- 
stücken an Kirchengemeinden usw. ohne die erforderliche staat- 
liche Genehmigung geschehen sein, so ersuche ich, zu veran- 
lassen, daß die staatliche Genehmigung noch nachträglich erfolgt, 
soweit sie nach Prüfung des Einzelfalls erfolgen kann, damit die 
in Betracht kommenden Kirchengemeinden vor Schaden bewahrt 
werden. 


Gemäß Art. 86 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch in Verbindung mit $ 1 Abs. 1 der zweiten Verord- 
nung zur Durchführung des Münzgesetzes vom 12. Dezember 1924 
(RGBI. I S. 775) ist die Genehmigung für den Erwerb von 
Grundstücken durch juristische Personen nur dann erforderlich, 
wenn der Wert des Grundstücks 5000 RM. übersteigt. Das 
preußische Gesetz vom 8. April 1924 (OS. S. 201) ist durch die 
obige reichsrechtliche Regelung außer Wirksamkeit getreten, so- 
weit es unter den Betrag von 5000 RM. heruntergeht. - 


7. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung, betr. Anträge auf Erteilung der Staats- 
genehmigung zum Ankauf von Grundbesitz durch 
Kirchengemeinden, vom 23. Dezember 1925. 

(Amtsblatt des Bistums Limburg 1926, 2.) 


Die Anträge auf Erteilung der Staatsgenehmigung zum 
Ankauf von Grundbesitz durch Kirchengemeinden, kirchliche 
Verbände und sonstige kirchliche Institute lassen vielfach gerade 
die zu ihrer Beurteilung wesentlichen Angaben vermissen. Ins- 
besondere fehlt häufig eine Äußerung darüber, auf welche Weise 
der Kaufpreis aufgebracht werden soll und ob die Kirchengemeinde 
usw. in der Lage ist, die finanziellen Leistungen aus dem Kauf- 
vertrage zu erfüllen, und zu welchem Zwecke der Erwerb erfolgt. 

Archiv für kath. Kirchenrecht, CVI. .17 
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Da die staatliche Genehmigung als Grundlage für eine 
Grundbucheintragung dient, so ist es ferner erforderlich, daß das 
Grundstück genau nach dem Kataster bezeichnet wird. Auch 
ist bei Gebäuden eine Angabe über Größe und Raumverhältnisse 
notwendig. 

Vorstehende Angaben sind für die Entscheidung unentbehrlich. 

Ich ersuche ergebenst, auf die Vollständigkeit der Unter- 
lagen Ihr besonderes Augenmerk zu richten. 

Ä J. A.: gez. Trendelenburg. 


8. Preußische Ausführungsverorduung zum Reichsgesetze vom 
6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personenstandes 
und die Eheschließung, vom 31. Dezember 1925. 
(Preußische Gesetzsammlung 1926, 5.) 

Das Preußische Staatsministerium hat eine Ausführungs- 
verordnung zum Personenstandsgesetze erlassen, in der zur Her- 
stellung einer Verbindung zwischen den Registereinträgen über 
dieselbe Person oder Familie die Eintragung von Hinweisen in 
den Standesregistern vorgeschrieben werden. Bekanntlich ist 
eine solche Vorschrift durch den CJC. auch für die Kirchen- 
bücher angeordnet. Vgl. z.B. can. 470 S 2. 


9. Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Artikels 146 

Absatz 2 der Reichsverfassung und über die Erteilung von 

Religionsunterricht in den Volksschulen, vom Jahre 1925 !). 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 42.) 

Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
mit Zustimmung des Reichsrats hiermit verkündet wird: 

I. Abschnitt. 
S 1. 

Unter Bekenntnis im Sinne dieses Gesetzes ist ein Religions- 
bekenntnis zu verstehen, zu dessen gemeinschaftlicher Pflege eine 
Religionsgesellschaft besteht, welche die Rechte einer Kórper- 
schaft Ee öffentlichen Rechts besitzt (Art. 137 RV.). 

S 2. 

Unter Weltanschauung im Sinne dieses Gesetzes ist eine 

Weltanschauung zu verstehen, zu deren gemeinschaftlicher Pflege 


1) Obwohl dieser Entwurf infolge der heftigen Anfeindung von sozial- 
demokratischer und liberaler Seite bereits wieder zurückgezogen ist und sich ein 
anderen Entwurf in Vorbereitung befindet, móge er trotzdem hier mitgeteilt 
werden, weil er ein großes historisches Interesse besitzt und für die spätere 
Diskussion über das Reichsschulgesetz von grofer Bedeutung ist. 
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eine Weltanschauungsgesellschaft besteht, welche die Rechte einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzt (Art. 137 RV.). 
g 3. 

Unter Gemeinden im Sinne des Art. 146 Abs. 2 der Reichs- 
verfassung und im Sinne dieses Gesetzes sind die öffentlichen 
Verbände zu verstehen, die zur Errichtung und Unterhaltung der 
öffentlichen Volksschulen für die ihnen zugewiesenen Einwohner 
bestimmt sind. T 


Die Merkmale der Volksschule eines bestimmten Dekentt 
nisses sind folgende: 

1. Sie dient zur Aufnahme von Schülern (Schülerinnen) eines 
bestimmten Bekenntnisses, doch kann auch die Aufnahme 
von Schülern eines anderen Bekenntnisses oder bekenntnis- 
loser Schüler zugelassen werden; sie verliert ihre Eigen- 
schaft als Bekenntnisschule weder dadurch, daß Kinder, die 
nicht dem Bekenntnis angehóren, aus besonderen Gründen 
zugelassen werden, noch dadurch, daß für die Schüler eines 
anderen Bekenntnisses schulplanmäßiger SENG IONEUNETTIGH, 
erteilt wird. 

2. Die an ihr hauptamtlich angestellten Lehrkräfte müssen dem 
Bekenntnis angehören, für welches die Schule bestimmt ist. 
Die Anstellung und Beschäftigung von Lehrkräften anderer 
Bekenntnisse bleibt für besondere Fälle zulässig; die Be- 
schäftigung von Bekenntnislosen ist nur in besonderen Aus- 
nahmefällen und nur vorübergehend gestattet. 

a §5. 

Die Bekenntnisschulen sind nach dem Bekenntnisse, für das 
sie bestimmt sind, zu bezeichnen. 

Die gesamte Unterrichts- und Erziehungsarbeit in den Be- 
kenntnisschulen muß getragen sein von dem Geiste des Be- 
kenntnisses. 

Im Lehrplan und Lehrstoff sowie bei der Auswahl der Lehr- 
und Lernmittel ist gebührende Rücksicht auf das bekenntnis- 
mäßige Gepräge der Schule zu nehmen. 

Im Schulbetriebe sind die dem Bekenntnisse eigenen reli- 
giósen Übungen und herkömmlichen Gebräuche zu pflegen. 

Die bekenntnismäßigen besonderen Feiertage und sonstigen 
religiösen Gedenktage sind zu halten. 


Der Religionsunterricht ist in Übereinstimmung mit den 


Grundsätzen der betreffenden Religionsgesellschaft unbeschadet 
17* 
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des Aufsichtsrechts des Staates zu erteilen. Die Einführung von 
Lehr. und Lernbüchern für. den Religionsunterricht hat im Be- 
nehmen mit der Religionsgesellschaft zu erfolgen. Die Zahl der 
Unterrichtsstunden und der Lehrplan hierfür ist im Einvernehmen 
mit der Religionsgesellschaft festzusetzen. 

Die Lànder sind verpflichtet, auf die Innehaltung der in den 
vorherigen Absätzen gegebenen Bestimmungen zu achten und bei 
Verstößen für Abhilfe zu sorgen; Lehrern, deren Tätigkeit den 
Vorschriften zuwiderläuft, ist erforderlichenfalls der Unterricht an 
der Bekenntnisschule abzunehmen. 

| $6 — 

Die Merkmale der Volksschule einer bestimmten Weltan- 
schauung sind folgende: 

1. Sie dient zur Aufnahme von Schülern (Schülerinnen) einer 
bestimmten Weltanschauung, doch kann auch die Aufnahme 
sonstiger bekenntnisloser Schüler oder Schüler eines Be- 
kenntnisses zugelassen werden. Sie verliert ihre Eigenschaft 
als Weltanschauungsschule weder dadurch, daB Kinder, die 
nicht der Weltanschauung angehören, aus besonderen Grün- 
den zugelassen werden, noch dadurch, daß für die Schüler 
eines Bekenntnisses schulplanmäßiger Religionsunterricht 
erteilt wird. 

2. Die an ihr hauptamtlich angestellten Lehrkräfte müssen der 

- Weltanschauung angehören, für welche die Schule bestimmt 
ist. Die Anstellung oder Beschäftigung von sonstigen be- 
kenntnislosen Lehrkräften oder Lehrkräften eines Bekennt- 
nisses bleibt für alle Fälle zulässig. Kein Lehrer eines Be- 
kenntnisses darf gegen seinen Willen an einer Weltanschau- 
ungsschule angestellt werden. 


S 7. 

Die Weltanschauungsschulen sind nach der Weltanschauung, 
für die sie bestimmt sind, zu bezeichnen. 

Die gesamte Unterrichts- und Erziehungsarbeit in der Welt- 
anschauungsschule muß getragen sein von dem Geiste der Welt- 
anschauung. Im Lehrplan und Lehrstoff sowie bei der Auswahl 
der Lehr- und Lernmittel ist gebührende Rücksicht auf das welt- 
anschauliche Gepräge der Schule zu nehmen. 

Es ist zulässig, besonderen Unterricht in der Weltanschau- 
ung einzurichten, für welche die Schule bestimmt ist. Der Unter- 
richt ist in Übereinstimmung mit den Giundsätzen der betreffen- 
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den Weltanschauung unbeschadet des Aufsichtsrechts des Staates 
zu erteilen. 
|. § 5 Abs. 7 findet entsprechende Anwendung. 


S 8. 

Soweit in diesem Gesetze nichts anderes bestimmt ist, stehen 
den Weltanschauungsschulen die Schulen gleich, an denen nach 
dem Willen der Erziehungsberechtigten Religionsunterricht nicht 
erteilt wird und nicht erteilt werden darf (weltliche Schulen Art. 
149 RV.). 

Zum Besuch der weltlichen Schule darf kein Schulkind 
wider den Willen der Erziehungsberechtigten angehalten werden. 
Kein Lehrer, der einem Bekenntnisse angehört, darf gegen seinen 
Willen an einer weltlichen Schule angestellt werden. 


II. Abschnitt. 
S 9. 

Für die Gebiete des Reichs, in denen die Volksschulen 
schon nach landesrechtlicher Vorschrift Bekenntnisschulen sind, 
oder in denen die Einrichtung von Volksschulen eines bestimm- 
ten Bekenntnisses auf Antrag von Erziehungsberechtigten schon 
nach Landesrecht unter bestimmten Voraussetzungen verlangt 
werden kann, kónnen, unbeschadet der Vorschriften der SS 10, 
12, 13 die bisherigen Vorschriften in Geltung bleiben. Im übrigen 
können die Länder auch für die Einrichtung der bei ihnen zu- 
gelassenen Bekenntnisschulen anstelle ihrer bisherigen Vorschriften 
die Bestimmungen der $$ 14, 15, 16, 17, 21, 22 ganz oder teil- 


weise einführen. 
S 10. 


Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Volks- 
schulen, die den Anforderungen des $ 4 im wesentlichen ent- 
sprechen, gelten als Bekenntnisschulen im Sinne dieses Gesetzes; 
sie müssen indessen binnen zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes in vollständige Übereinstimmung mit den Vorschriften 
der $$ 4 und 5 gebracht werden, soweit dieses nicht der Fall ist. 


Werden auf Grund gesetzlicher Vorschriften nach Bekennt- 
nissen nicht getrennte Volksschulen als Regelschulen eingerichtet, 
so gelten die im Abs. 1 erwähnten und die seit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in den betreffenden Gebieten des Reiches ein- 
gerichteten Bekenntnisschulen als eingerichtet auf Grund eines 
Antrages gemäß $$ 14, 15; im übrigen findet dann $ 12 Abs. 1 
Anwendung: 
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S 11. 
Soll eine bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende, im 
S 10 bezeichnete Volksschule in eine nach Bekenntnissen nicht 
getrennte Volksschule umgewandelt werden, so ist dazu die Zu- 
stimmung der Mehrheit der Erziehungsberechtigten der die Schule 
besuchenden Kinder erforderlich. Dasselbe gilt für die Umwand- 
lung einer später errichteten gleichartigen Schule. | 


§ 12. 

Für die Gebiete des Reichs, in denen die Volksschulen 
nicht schon nach landesgesetzlicher Vorschrift Bekenntnisschulen 
sind, oder in denen die Einrichtung von Volksschulen eines be- 
stimmten Bekenntnisses auf Antrag von Erziehungsberechtigten 
nicht schon nach Landesrecht unter bestimmten Voraussetzungen 
verlangt werden kann, gelten für die Verpflichtung zur Einrichtung 
von Bekenntnisschulen sowie für die Merkmale dieser Schulen 
die in den SS 4, 5, 14, 15, 16, 17, 21, 22 enthaltenen Grundsätze. 


Ist für ein Bekenntnis oder mehrere Bekenntnisse die Ein- 
richtung einer Bekenntnisschule nicht zugelassen, so gelten die 
im Abs. 1 erwähnten Grundsätze lediglich hinsichtlich der Ein- 
richtung von Schulen dieser Bekenntnisse; die Länder sind jedoch 
befugt, die für die Verpflichtung zur Einrichtung von Volksschulen 
anderer Bekenntnisse auf Antrag von Erziehungsberechtigien be- 
reits geltenden oder noch in Kraft tretenden Vorschriften ($ 9) 
auch auf die Verpflichtung zur Einrichtung von Volksschulen 
dieser Bekenntnisse auszudehnen. 


S 13. 

Für die Gebiete des Reichs, in denen die Einrichtung von 
Volksschulen einer bestimmten Weltanschauung nach den Vor- 
schriften des Landesrechts bisher nicht zugelassen ist, gelten für 
die Verpflichtung zur Einrichtung von Volksschulen einer be- 
stimmten Weltanschauung sowie für die Merkmale dieser Schulen 
die Bestimmungen der $$ 6, 7, 8, 14, 15, 18, 19, 20, 21, 22. 

Das gleiche gilt für die Verpflichtung zur Einrichtung von 
bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen, soweit nicht in diesem Ge- 
setze etwas anderes bestimmt ist (S 14 Abs. 2 Satz 2, S 20 letz- 
ter Satz). 

Für Gebiete des Reiches, in denen für die Verpflichtung 
zur Einrichtung von Bekenntnisschulen auf Antrag von Erzie- 
hungsberechtigten bereits Vorschriften bestehen, die nach $ 9 
weiter in Geltung bleiben dürfen, kónnen die Lànder über die 
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Verpflichtung zur Einrichtung von Weltanschauungsschulen die 
über die Verpflichtung zur Einrichtung von Bekenntnisschulen 
auf Antrag von Erziehungsberechtigten in ihnen geltenden Vor- 
schriften einführen. 

Ä § 14. 

Die zur Stellung eines Antrages auf Einrichtung einer Volks- 
schule ihres Bekenntnisses bezw. ihrer Weltanschauung oder einer 
bekenntnisfreien (weltlichen) Volksschule befugten Erziehungs- 
berechtigten sind alle im Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
und der deutschen Staatsangehörigkeit befindlichen, nicht unter 
Vormundschaft oder elterlicher Gewalt stehenden Inhaber der 
elterlichen Gewalt über volksschulpflichtige Kinder der Gemeinde, 
wenn sie sich nicht nur vorübergehend in der Gemeinde auf- 
halten. 

Es genügt, wenn der Antrag von einem Elternteil gestellt 
wird, es sei denn, daß der andere Elternteil ausdrücklich der 
Stellung des Antrages widerspricht; in diesem Falle richtet sich 
die Gültigkeit des Antrages nach $ 2 des Gesetzes über die reli- 
giöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 (RGBI. S. 939). Der 
Vater ist befugt, auch den Antrag auf Einrichtung einer Schule 
eines anderen Bekenntnisses, als dem er selbst angehört, zu 
stellen, wenn dieses Bekenntnis das des Kindes ist oder das der 
Mutter ist oder bis zu deren Tode war; die Mutter ist befugt, 
auch den Antrag auf Einrichtung einer: Schule eines anderen 
Bekenntnisses, als dem sie selbst angehört, zu stellen, wenn 
dieses Bekenntnis das des Kindes ist oder das des Vaters ist 
oder bis zu dessen Tode war. 

Diese Vorschriften gelten entsprechend für den Antrag auf 
Einrichtung einer Weltanschauungsschule. Zum Antrag auf Ein- 
richtung einer bekenntnisfreien (weltlichen) Schule ist die Zuge- 
hórigkeit oder Nichtzugehórigkeit zu einem Bekenntnisse oder 
zu einer bestimmten Weltanschauung unerheblich. 

Vormünder (Pfleger) von schulpflichtigen Kindern, die in 
der Gemeinde wohnen, sind zur Stellung des Antrags auf Ein- 
richtung einer Volksschule des Bekenntnisses (der Weltanschau- 
ung) ihrer Mündel auch dann befugt, wenn sie selbst nicht in 
der Gemeinde wohnen und dem Bekenntnisse (der Weitanschau- 
ung) ihrer Mündel nicht angehören. Stehen unter ihrer Vor- 
mundschaft (Pflegschaft) mehrere volksschulpflichtige Kinder, so 
können sie für jedes der Kinder einen besonderen Antrag stellen. 
Im übrigen gelten für die Befugnis des Vormundes oder Pflegers 
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zur Stellung eines Antrags die Bestimmungen des S 3 des Ge- 
setzes über die religióse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 
(RGBI. S. 939). 


Für den Antrag auf Einrichtung einer bekenntnisfreien (welt- 
lichen) Schule durch Vormünder (Pfleger) gilt der letzte Satz des 
Abs. 3. 

S 15. 

Dem Antrag auf Errichtung einer Bekenntnisschule ist statt- 
zugeben, wenn der Antrag von den Erziehungsberechtigten so 
viel schulpflichtiger Kinder der Gemeinde gestellt wird, als im 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre auf eine Schulstelle in dieser 
Gemeinde entfallen sind. 

Sind in einem Lande Höchstzahlen für den Besuch einer 
Volksschulklasse vorgeschrieben, so genügt es für den Antrag, 
wenn der Antrag für so viel schulpflichtige Kinder gestellt wird, 
als diese Höchstzahl beträgt, auch wenn in der Gemeinde im 
Durchschnitt mehr schulpflichtige Kinder auf eine Schulstelle 
entfallen sollten. | 

In jedem Falle genügt ein Antrag von Erziehungsberechtigten 
von durchschnittlich 40 schulpflichtigen Kindern. 

Bei der Feststellung der auf eine Schulstelle entfallenden 
Durchschnittskinderzahl (Abs. 1) bleiben die rein technischen 
Schulstellen und die Schulstellen für besondere Veranstaltungen 
(Hilfsschulstellen, Stellen für gehobene Klassen) sowie die diese be- 
. sonderen Veranstaltungen besuchenden Schulkinder aufer Betracht. 


S 16. 

Der Antrag auf Errichtung einer Bekenntnisschule karin 
jederzeit gestellt werden. Ist indessen ein Antrag abgelehnt 
worden, so darf er erst nach Ablauf von drei Jahren wiederholt 
werden, es sei denn, daß inzwischen neue Schulstellen in der 
Gemeinde errichtet. werden; in diesem Falle ist seine ns 
Wiederholung statthaft. 

S 17. 

Besteht in einer Gemeinde nur eine Schule mit nur einer 
Schulstelle und wird von den Erziehungsberechtigten der Mehr- 
heit der Schulkinder die Umwandlung dieser Schule in die Schule 
eines bestimmten Bekenntnisses beantragt, so ist die Schule in 
die beantragte Schulart umzuwandeln, sofern die Mehrheit der 
Schulkinder in jedem der letzten fünf Jahre dem betreffenden 
Bekenntnisse angehört hat oder, wenn dies nicht der Fall ist, der 
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Antrag von den Erziehungsberechtigten von wenigstens drei Vierteln 
der Schulkinder gestellt wird. 

Sind zwar mehrere Schulen in einer Gemeinde vorhanden, 
ist aber aus örtlichen Gründen eine Überweisung der Schulkinder 
der einen Schule an die andere ohne Wohnungswechsel .der Schul- 
kinder nicht tunlich und befinden sich unter diesen Schulen solche 
mit nur einer Schulstelle, so gilt für diese Schulen mit nur einer 
Schulstelle das in Abs. 1 Verordnete. | 

Die Wiederholung eines abgelehnten Antrags auf Umwandlung 
einer Schule mit einer Schulstelle in eine Bekenntnisschule ist erst 
nach Ablauf von drei Jahren statthaft, es sei denn, daß die Schul- 
kinderzahl an der Schule schon vorher die Errichtung weiterer 


Schulstellen erfordert. 
S 18. 

Dem Antrag auf Einrichtung einer Weltanschauungsschule 
ist stattzugeben, wenn der Antrag von den Erziehungsberechtigten 
so viel schulpflichtiger Kinder der Gemeinde gestellt wird, als im 
Durchschnitt der letzten fünf Jahre auf eine Schulstelle in dieser 
Gemeinde entfallen sind. 

Sind in einem Lande Höchstzahlen für den Besuch einer 
Volksschulklasse vorgeschrieben, so genügt es für den Antrag, 
wenn der Antrag für so viel schulpflichtige Kinder gestellt wird, 
als diese Höchstzahl beträgt, auch wenn in der Gemeinde im 
Durchschnitt mehr schulpflichtige Kinder auf eine Schulstelle ent- 
fallen sollten. In jedem Falle genügt ein Antrag von Erziehungs- 
berechtigten von durchschnittlich 40 schulpflichtigen Kindern. 

Bei der Feststellung der auf eine Schulstelle entfallenden 
Durchschnittskinderzahl (Abs. 1) bleiben die rein technischen 
Schulstellen und die Schulstellen für besondere Veranstaltungen 
(Hilfsschulstellen, Stellen für gehobene Klassen) sowie die diese be- 
sonderen Veranstaltungen besuchenden Schulkinder außer Betracht. 


S 19. 

Der Antrag auf Errichtung einer Weltanschauungsschule kann 
jederzeit gestellt werden. Ist indessen ein Antrag abgelehnt 
worden, so darf er erst nach Ablauf von drei Jahren wiederholt 
werden, es sei denn, daß inzwischen neue Schulstellen in der 
Gemeinde errichtet werden; in diesem Falle ist seine frühere 
Wiederholung statthaft. 

S 20. 

Für die Umwandlung einer Schule mit nur einer Schulstelle 

in die Schule einer bestimmten Weltanschauung finden die Vor- 
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schriften des $ 17 sinngemäß Anwendung; die Umwandlung in 
eine bekenntnisfreie (weltliche) Schule ist indessen nur zulässig, 
wenn die Erziehungsberechtigten sämtlicher Kinder dies beantragen. 


S 21. 

Gegen die Ablehnung eines Antrags auf Einrichtung einer 
Bekenntnisschule, Weltanschauungs- oder bekenntnisfreien (welt- 
lichen) Schule oder auf Umwandlung einer Schule in eine der 
- gedachten Schularten (SS 17, 20) durch die Schulverwaltungs- 
behörden muß die Anrufung einer unabhängigen Behörde zuge- 
lassen werden. Die näheren Bestimmungen darüber bleiben den 


Ländern vorbehalten. 
S 22. 


Die Aufhebung einer Volksschule eines hestimmten Be- 
kenntnisses oder einer bestimmten Weltanschauung, die zufolge 
eines Antrags auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes 
eingerichtet worden ist, bedarf der Genehmigung der Landes- 


zentralbehórde. 
S 23. 


Die Länder haben die nötigen Vorkehrungen zu treffen, daß 
für eine den Bedürfnissen und besonderen Erfordernissen der 
Bekenntnisschule entsprechende Ausbildung der Lehrer und 
Lehrerinnen in ausreichendem Umíange gesorgt ist. 


IIl. Abschnitt. 

Religionsunterricht in den Volksschulen. 

S 24. 

Für alle Volksschulen, mit Ausnahme der bekenninistreion 
(weltlichen) Schulen, gelten für die Erteilung des Religions- 
unterrichts die Bestimmungen der folgenden Paragraphen. 

$ 25. 

Der Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach und ist in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der betreffenden Reli- 
gionsgesellschaft unbeschadet des Aufsichtsrechts des Staates. zu 
erteilen. Den Religionsgesellschaften ist ausreichende Gelegen- 
heit zu geben, auch durch Besuch des Religionsunterrichts durch 
besondere Beauitragte, sich davon zu überzeugen, ob diesem 
Erfordernis genügt wird. Stellt eine Religionsgesellschaft fest, 
daß dies nicht der Fall ist, so ist sie befugt, die Landesregierung 
um Abhilfe anzugehen. Diese ist verpflichtet, alles zu tun, um 
den gesetzlichen Erfordernissen zu genügen. 

S 5 Abs. 6 findet Anwendung. 
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$ 26. 

Die Verpflichtung zur Einrichtung als ordentliches Lehrfach 
besteht nur für den Unterricht in den Religionsbekenntnissen im 
Sinne des $ 1. Den Ländern bleibt die Bestimmung darüber 
überlassen, ob und inwieweit auch der Unterricht in einem andern 
Religionsbekenntnisse als ordentliches Lehrfach erteilt werden soll. 

Zur Ermöglichung eines privaten Unterrichts in einem Be- 
kenntnisse sind, falls darin die Schule keinen lehrplanmäßigen 
Unterricht erteilt, Schulräume nebst Heizung und Beleuchtung 
bereitzustellen; die Wünsche der Beteiligten sollen nach Mög- 
lichkeit berücksichtigt werden. Die Voraussetzung und den Um- 
fang der Bereitstellung bestimmt das Landesrecht. 


§ 27. | 
Im Rahmen der Grundsätze dieses Gesetzes wird die Ertei- 
lung des Religionsuntertichts durch die Schulgesetzgebung der 
Länder geregelt; indessen ist beim Vorhandensein von durch- 
schnittlich dauernd wenigstens 12 schulpflichtigen Volksschul- 
kindern desselben Bekenntnisses der Gemeinde Unterricht in 
diesem Bekenntnisse als ordentliches Lehrfach zu erteilen, 


$ 28. 

Wer über die religióse Erziehung eines Kindes zu bestimmen 
hat, kann das Kind von dem Religionsunterricht abmelden. Ein 
abgemeldetes Kind ist bei Feststellung der Durchschnittszahl 12 
(S 27) nicht mitzuzählen. 

S 29. 

Die Erteilung des Religionsunterrichts darf nur solchen 
Lehrern und Lehrerinnen übertragen werden, die auf dem Boden 
des betreffenden Bekenntnisses stehen und die nötige Befähigung 
besitzen, es bleibt aber zulässig, auch Bekenntnisverwandte zur 
Erteilung des Religionsunterrichts zuzulassen, wenn die Erzie- 
hungsberechtigten keinen Widerspruch erheben. 

Die Länder haben die nötig.Vorkehrungen zu treffen, daß für die 
Erteilung desReligionsunterrichts eine entsprechendeAusbildung von 
Lehrern und Lehrerinnen in ausreichendem Umfange gewährleistet ist. 

Wo über die Ausbildung von Seelsorgern staatliche Be- 
Stimmungen gegeben sind, sind die diesen Bestimmungen gemäß 
ausgebildeten Seelsorger zur Erteilung von Religionsunterricht 
als wissenschaftlich befähigt zu erachten. 

$ 30. | 

In die örtlichen Schulverwaltungsorgane, denen Volksschulen 

mit Religionsunterricht als ordentlichem Lehrfach unterstehen, 
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sind Vertreter der entsprechenden Religionsgesellschaften mit Sitz 
und Stimme aufzunehmen, soweit die Religionsgesellschaften zu 
den in $ 1 genannten gehören. Unterstehen diesen Schulver- 
waltungsorganen nur Schulen bestimmter Bekenninisse, genügt 
es, wenn nur die Vertreter der betreffenden Religionsbekenntnisse 
aufgenommen werden, auch kónnen für die Gebiete des Reichs, 
in denen gemäß $ 9 die bisherigen Vorschriften in Geltung 
bleiben, die Vorschriften über die Zusammensetzung der örtlichen 
Schulverwaltungsorgane bestehen bleiben. 

Bei der Besetzung der Stellen von Schulaufsichtsbeamten ist 
auf die Art der ihnen unterstellten Schulen Rücksicht zu nehmen. 


| IV. Abschnitt. 
Übergangs- und Schlußbestimmungen. 
$ 31. 

Für die Gebiete des Reichs, in denen eine nach Bekennt- 
nissen nicht getrennte Schule gesetzlich besteht, gelten die Vor- 
schriften dieses Gesetzes mit der Maßgabe, daß während der 
Dauer von 10 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die für 
einen Antrag auf Einrichtung von Bekenntnis-, Weltanschauungs- 
und bekenntnisfreien (weltlichen) Schulen gemäß S$ 15 und 18 
erforderliche Schulkinderzahl bis auf das Eineinhalbfache erhöht 
werden darf. 

Stellen diese Gebiete in einem ande weniger als ein Viertel 
des Landgebietes dar, so ist das Land befugt, anstelle der Vor- 
schrift des Abs. 1 die Bestimmungen einzuführen, die im übrigen 
Landesgebiet für die Verpflichtung zur Einrichtung von Bekennt- 
nisschulen gemäß $ 9 in Geltung bleiben oder erlassen bezw. 
für die Einrichtung von Weltanschauungs- und bekenntnisfreien 
(weltlichen) Schulen gemäß $ 13 Abs. 3 gegeben werden. 

S 32. 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Die Länder sind gehalten, die zur Durchführung des 
Gesetzes erforderlichen Vorschriften alsbald zu erlassen. 


10. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. Ordnung der staatlichen Prüfung für 
Organisten und Chordirigenten, vom 25. November 1925. 
(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1925, 374.) 

An die Stelle der unter dem 6. Juni 1912 — U III B 1953 
UIV, GI, GII — (Zentrbl. S. 500) erlassenen Ordnung der 
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staatlichen Prüfung für Organisten und Chordirigenten in Preußen !) 
tritt eine neue Ordnung mit Wirkung vom heutigen Tage ab. Die 
neue Prüfungsordnung ist auch der durch Erlaß vom 4. April 1925 
— U IV 10590 U II usw. — angeordneten Abgangsprüfung bei 
der Akademie für Kirchen- und Schulmusik in Charlottenburg für 
die Studierenden zugrunde zu legen, die die Befähigung für ein 
Organisten- und Chordirigentenamt erstreben. 


Ordnung der staatlichen Prüfung für Organisten 
und Chordirigenten in Preufen. 
| S 1. 

Die staatlichen Prüfungen für Organisten und Chordirigenten 
finden vor den vom Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung eingesetzten Prüfungsausschüssen statt. Zur Zeit bestehen 
Prüfungsausschüsse bei der Akademie für Kirchen- und Schulmusik 
in Charlottenburg und bei den Provinzialschulkollegien in Koblenz, 
Breslau und Kónigsberg. Die Prüfungsausschüsse sind zusammen- 
gesetzt aus einem staatl. Beauftragten als Vorsitzenden und mehreren 
Mitgliedern. Prüfungsort für den Ausschuß beim Provinzialschul- 
kollegium in Koblenz ist Kóln. Prüfungen finden an jedem Ort 
nur einmal im Jahre statt. Die Prüfungstermine werden auf Vor- 
schlag der Prüfungsausschüsse vom Minister für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung festgesetzt und im Zentralblatt für die 
gesamte Unterrichtsverwaltung in Preufen bekanntgegeben. Die 
Prüfungsgebühr betrágt bis auf weiteres 50 RM. und ist vor Eintritt 
in die Prüfung zu entrichten. 


S 2. 
Zur Prüfung werden zugelassen: 

1. Bewerber und Bewerberinnen, welche die erste Lehrerprüfung 
(Lehrerinnenprüfung) bestanden haben, 

2. andere Bewerber und Bewerberinnen, welche das Reife- 
zeugnis einer höheren Lehranstalt mit sechsjährigem Lehr- 
gang oder das Schlußzeugnis eines Lyzeums oder das 
Zeugnis der Versetzung in die Obersekunda einer neun- 
stufigen höheren Lehranstalt bezw. in die 3. Klasse einer 
Studienanstalt besitzen, und das 20. Lebensjahr vollendet 
haben. Diese Bewerber (Bewerberinnen) haben außerdem 
eingehend nachzuweisen, mit welchen Studien sie sich nach 
Erlangung des berechtigenden Zeugnisses beschäftigt haben. 


1) Abgedruckt in diesem Archiv XCIII, 125. 
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Alle Bewerber (Bewerberinnen) haben sich über eine zwei- 
jährige gesangliche, musikalische und liturgische Ausbildung aus- 
zuweisen. 

§ 3. 


Die Meldung zur Prüfung ist zwei Monate vor dem bekannt- 
gegebenen Termin an den Vorsitzenden des betreffenden Prüfungs- 
ausschusses zu richten. Der Meldung sind beizufügen: 1. ein 
amtliches Gesundheitszeugnis, 2. ein von dem Bewerber (der 
Bewerberin) selbst geschriebener Lebenslauf, 3. ein Unbescholten- 
heitszeugnis, 4. die Nachweise über die in $ 2 bezeichnete Vor- 
bildung, 5. falls der Bewerber (die Bewerberin) bereits versucht 
hat, die Prüfung abzulegen, das darüber ausgestellte Zeugnis 
(s. $ 15). 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet auf 
Grund der vorgelegten Nachweise über die Zulassung zur Prüfung. 
Gegen einen ablehnenden Bescheid steht die Berufung an den 
Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung offen. 


$4. 

Die Prüfung erstreckt sich auf Orgelspiel, Klavier- und 
Partiturspiel, Gesang, Chorleitung, Musikgeschichte, Liturgik (mit 
Einschluß des gregorianischen Gesanges), Orgelstruktur, Theorie 
und Komposition. 

| $ 5. 

Im Orgelspiel haben die Bewerber (Bewerberinnen) 

l. eine größere, möglichst polyphone Komposition eines an- 
erkannten Meisters, die der Prüfende aus drei vom Prüfling 
zur Wahl gestellten Stücken bestimmt, vorzutragen, - 

. eine mittelschwere Komposition vom Blatt zu spielen, 

. einen weniger bekannten Choral vom Blatt zu transponieren, 

. drei Verse eines bekannten Chorals je nach dem Textinhalt 

verschieden zu harmonisieren und zu registrieren, - 

5. denselben Choral als cantus firmus eines drei- oder vier- 
stimmigen Satzes in verschiedenen Stimmen triomäßig durch- 
zuführen, 

6. ausgeführtere Modulationen mit Verwendung eines Motivs 
zu spielen, 

7. ein mindestens 24 Takte langes Vorspiel zu einem anzu- 

. gebenden liturgischen Zweck und ein gleich langes zu dem 
für 4 und 5 gegebenen Choral zu improvisieren, 

8. ein gegebenes Thema als Fughetta durchzuführen, 


> C9 b 
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9, ein Lied oder eine Arie oder einen Chor nach dem Klavier- 
auszug regelmäßig zu begleiten. 

Von den katholischen Bewerbern wird außerdem Kenntnis 
der Grundsätze einer stilgemäßen Begleitung des gregorianischen 
Chorals sowie praktische Fertigkeit im Begleiten der Gesänge 
und im Präludieren und Modulieren innerhalb der Kirchenton- 


arten verlangt. $6 


Im Klavier- und Partiturspiel wird gefordert: 

1. Vortrag eines selbstgewählten mittelschweren klassischen 

Stückes. 

2. Vomblattspielen und Transponieren leichterer Vokalpartituren 
auch in den alten Schlüsseln. 
$ 7. 
Im Gesange haben die Bewerber (Bewerberinnen) 
1. ein Lied oder eine leichte Arie vorzutragen, 
2. eine schwierige Chorstimme vom Blatt zu singen, 
3. Kenntnis der zur Heranbildung von Chorsängern erforder- 
lichen Gesangsmethodik nachzuweisen. 
$ 8. 

Die Befáhigung zur Chorleitung wird durch Einstudieren 
eines in den alten Schlüsseln aufgezeichneten vierstimmigen Satzes 
oder einiger von den Prüfenden zu bestimmender Takte desselben 
erbracht. Dieser Satz wird dem Bewerber (der Bewerberin) 
spätestens einen Tag vor der Prüfung bekanntgegeben. 

9 


In der Musikgeschichte ist Kenntnis der wichtigsten Vorgänge 
und Zusammenhänge, Vertrautheit mit den Hauptwerken und den 
Hauptmeistern der Kirchenmusik nachzuweisen. Dabei ist auf 
die den einzelnen Werken zugrunde liegenden Formen einzugehen. 

S 10. 

In der Liturgik wird verlangt: 
von katholischen Bewerbern (Bewerberinnen) eingehende Ver- 

trautheit mit der Liturgie und den liturgisch-musikalischen 

Büchern, Graduale, Vesperale usw., ferner Kenntnis der 

Ausdrücke und Abkürzungen des Kirchenkalenders, der Ver- 

ordnungen über Kirchenmusik, der musikalischen Anlage von 

liturgischen und außerliturgischen Gottesdiensten sowie der 

Kirchensprache oder wenigstens ein durch das Studium 

guter Übersetzung erworbenes allgemeines Verständnis der 

liturgischen Gesangstexte. 
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Sämtliche Bewerber (Bewerberinnen) haben Liturgien mit 
genauer Angabe der dabei zu verwendenden Chor- und Orgel- 
musik für bestimmte Tage des Kirchenjahres aufzuschreiben, Katho- 
liken auch praktische Proben im Vortrag des gregorianischern 
‘Chorals abzulegen. 

$ 11. 


Bei der Prüfung in der Orgelstruktur sind: 
1. die Einrichtung der älteren und modernen Orgel, 
2. die gewöhnlichsten Störungen im Orgelwerk und die Mittel 
zur Abhilfe anzugeben, 
. einzelne Teile einer Orgel zu begutachten, 
. Orgeldispositionen für bestimmte Raumverhältnisse zu ent- 
werfen und vorgelegte Kostenanschläge zu prüfen. 
S 12. 
Die Prüfung in der Theorie und der Komposition erfolgt. 
in fünfstündiger Klausur. 
Innerhalb dieser Zeit haben die Bewerber (Bewerberinnen) 
1. zu einem gegebenen Choral ein Präludium mit Fuge, 
2. zu einem gegebenen Text eine vierstimmige Motette zu: 
skizzieren, 
3. einen kurzen Klaviersatz für kleines Orchester zu instrumen- 
tieren und eine gegebene Chormelodie vierstimmig für Blas- 
instrumente zu setzen. 


A C 


§ 13. 

Nach dem Gesamtergebnis der Prüfung wird festgestellt, ob 
sie bestanden oder nicht bestanden ist. 

Die Ergebnisse der Prüfung in den einzelnen Fáchern werden 
mit »Sehr gut«, »Gut«, »Genügend« und »Nicht genügend« be- 
urteilt. Durch gute Leistungen im praktischen Orgelspiel oder 
in der Chorleitung können Mängel in einem der übrigen Fächer 
ausgeglichen werden. 

Dagegen ist der Ausgleich eines ungenügenden Prüfungs- 
ergebnisses im Orgelspiel oder in der Chorleitung durch bessere 
Leistungen in anderen Fächern nicht zulässig. 

$ 14. 

Ist eine Wiederholung der Prüfung zu fordern, so bestimmt 
der Prüfungsausschuß, nach welcher Zeit diese stattzufinden hat. 

Bei der Wiederholung kónnen einzelne Teile der Prüfung, in 
denen der Bewerber (die Bewerberin) genügt hat, erlassen werden. 

Bewerber (Bewerberinnen), die zweimal die Prüfung nicht 
bestanden haben, sind zu einer weiteren Prüfung nicht zuzulassen. 
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Bei fortgeschrittenen Prüflingen darf die Prüfung auf ein- 

stimmigen Beschluß des Ausschusses gekürzt werden. 
§ 15. 

Über das Ergebnis der Prüfung, mag sie bestanden oder 
nicht bestanden sein, ist dem Bewerber (der Bewerberin) in jedem 
Falle ein Zeugnis nach dem beiliegenden Muster auszustellen und 
durch das Siegel des Prüfungsausschusses sowie die Unter- 
schriften des Vorsitzenden und eines zweiten Mitgliedes des Aus- 
schusses zu beglaubigen. 


11. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, über Richtlinien für die Durchführung 
des Reichsgesetzes, betreffend den Lehrgang der 
Grundschule, vom 7. Februar 1926. 

(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1926, 62.) 


In der Anlage übersende ich die von den Unterrichts- 
verwaltungen der Lünder vereinbarten Richtlinien über die Durch- 
führung des Reichsgesetzes, betr. den Lehrgang der Grundschule, 
vom 18. April 1925!) zur Kenntnisnahme und Beachtung. 

Die Anträge der Erziehungsberechtigten auf vorzeitige Auf- 
nahme von Schülern in mittlere und höhere Schulen sind bei 
der Grundschule, für Schüler privater Vorschulen und für vom 
Grundschulbesuch befreite Kinder unmittelbar bei dem zuständigen 
Schulrat zu stellen. Die Grundschule legt die Anträge mit den 
in Ziffer 5a und b der Richtlinien bezeichneten Unterlagen dem 
zuständigen Schulrat vor, der sie mit seiner Stellungnahme an 
die Regierung (in Berlin an das Provinzialschulkollegium) weiter- 
gibt. Die Anträge für Schüler aus einer privaten Schule, die als 
höhere Schule einem Provinzialschulkollegium untersteht, sind an 
dieses unmittelbar weiterzugeben. 

Der Lehrer hat in seinem nach Ziffer 5b der Richtlinien 
abzugebenden Gutachten sich auch darüber auszusprechen, ob 
er ein ärztliches Gutachten nach Ziffer 5c für erforderlich erachtet. 
Bei Schülern, die nach $ 4 des Reichsgrundschulgesetzes vom 
28. April 1920?) aus Gesundheitsrücksichten vom Schulbesuch 
befreit sind, ist nach Ziffer 7 der vereinbarten Richtlinien in jedem 
Falle ein ärztliches Gutachten gleichzeitig mit dem Antrage des 
Erziehungsberechtigten einzureichen. | 


1) In diesem Archiv CV, 240. 
2) a. a. ©. CI, 113. 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 18 
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Die Erlasse vom 17. April 1925!) — U III D 1483 usw. — 
(Z. BI. S. 129), vom 28. Mai 1925?) — UII D 1786 UII — 
(Z. Bl. S. 211), vom 7. Juli 1925*) — U III D 2781 — (Z. Bl. S.254) 
bleiben, soweit dieser Erlaß und die Richtlinien nichts Gegenteiliges 
besagen, unberührt. 


Wortlaut der Richtlinien. 


1. Das Reichsgesetz, betr. den Lehrgang der Grundschule, 
vom 18. April 1925 (RGBI. I, 49) ändert grundsätzlich nichts an 
der vierjáhrigen Dauer der Grundschule, die in $ 1 des Grund- 
schulgesetzes vom 28. April 1920 festgelegt ist. Der Übergang 
aus der Grundschule in eine mittlere oder hóhere Schule ist 
demnach im allgemeinen erst nach Ablauf der vierjáhrigen Grund- 
schulpflichtszeit gestattet. 

2. Zweck und Ziel des Gesetzes vom 18. April 1925 ist 
vielmehr, zu verhindern, daB die Vorschrift des S 1 des Grund- 
schulgesetzes vom 28. April 1920 ein pädagogisch nicht zu 
verantwortendes Hemmnis für die im Einzelfall zu berücksichtigen- 
den besonders leistungsfähigen Schüler und Schülerinnen bildet. 

3. Der Ausdruck »im Einzelfall« bedeutet, daß jeder einzelne 
Antrag auf vorzeitige Aufnahme in eine mittlere oder höhere 
Schule von der Aufsichtsbehörde unter dem Gesichtspunkt geprüft 
werden muß, ob die im Gesetz ausgesprochenen Voraussetzungen 
zutreffen. Es ist nicht zulässig, in der Grundschule oder von 
der Grundschule aus Einrichtungen zu treffen, die den Zweck 
haben, einen Teil der Schüler der Grundschule über das Ziel 
ihrer Klasse hinaus auf einen vorzeitigen Übergang in eine mittlere 
oder höhere Schule vorzubereiten. 

4. Unter den »besonders leistungsfähigen Kindern« sind 
solche Schüler und Schülerinnen zu verstehen, deren geistige 
und körperliche Veranlagung und deren Schulleistungen bestimmt 
erwarten lassen, daß sie über das Ziel ihrer Klasse hinaus ohne 
" Überspannung ihrer Kräfte im Unterricht der nächsthöheren 
Alters- und Klassenstufe auf die Dauer mit guten Schülern, die 
den ordentlichen Bildungsgang durchlaufen haben, Schritt halten 
können. 

5. Die besondere Leistungsfähigkeit eines Kindes wird fest- 


gestellt a) auf Grund seiner Klassenzeugnisse; b) auf Grund eines 
1) a. a. O. CV, 241. | 
2) a. a. O. CV, 617. 
3) a. a. O. CV, 616. 
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eingehenden Gutachtens des Grundschullehrers; c) auf Grund 
eines Gutachtens des Schularztes oder. eines beamteten Arztes 
über seine körperliche Eignung und Leistungsfähigkeit, soweit 
im Einzelfall ein ärztliches Gutachten überhaupt erforderlich er- 
Scheint; d) auf Grund des Ergebnisses der Aufnahmeprüfung in 
eine mittlere oder hóhere Schule. 

6. Über die Anträge der Erziehungsberechtigten auf vor- 
zeitige Zulassung eines Kindes zur Aufnahme in eine mittlere 
oder hóhere Schule entscheidet in jedem einzelnen Falle die 
Schulaufsichtsbehörde an der Hand der in Nr. 5 erwähnten Unter- 
lagen a bis c. 

7. Den Kindern, die die Grundschule besuchen, stehen 
diejenigen grundschulpflichtigen Kinder gleich, die eine Privat- 
schule oder private Vorschulklasse besuchen (vgl. § 2 Abs. 2 des 
Grundschulgesetzes vom 28. April 1920 — RGBI. S. 851 —), sowie 
diejenigen, die auf Grund des $ 4 des Grundschulgesetzes vom 
Grundschulbesuch befreit sind; bei den letzteren ist das in Nr.5c 
genannte Gutachten unerläßlich, soweit die Befreiung vom Grund- 
Schulbesuch aus Gesundheitsrücksichten erfolgt ist. 

8. Die Bestimmungen über die Dauer der Volksschulpflicht 
werden durch die vorstehenden Richtlinien nicht berührt. 


12. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. die Zahl der Religionsstunden an 
| Mittelschulen, vom 30. Oktober 1925. 

(Amtsblatt des Bistums Limburg 1926, 12.) 


Von beachtenswerter Seite ist darauf hingewiesen worden, 
daß mein Erlaß vom 10. Januar 1917 — U III D 2089, I — in 
den beteiligten Kreisen nicht genügend bekannt geworden, und daß 
er schon aus diesem Grunde vielfach ohne Wirkung geblieben sei. 

Ich beauftrage die Regierung (das Provinzialschulkollegium), 
den genannten Erlaß in der nächsten Nummer des »Amtlichen 
Schulblattese mit entsprechendem Hinweis erneut abzudrucken, 
oder, falls ein »Amtliches Schulblatt« von der Regierung (dem 
Provinzialschulkollegium) nicht herausgegeben wird, die Schulräte 
und die beteiligten Gemeinden in geeigneter Weise zu verständigen. 

Die Regierung (das Provinzialschulkollegium) wolle im übrigen 
den beteiligten Schulbehörden nähelegen, die Anträge sonstiger 
Beteiligter, insbesondere der Elternschaft, auf Erhöhung der 
Religionsstundenzahl an den Mittelschulen mit Wohlwollen zu 


18* 
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behandeln und jedenfalls dann der Regierung (dem Provinzial- 
schulkollegium) zur Entscheidung zu unterbreiten, wenn die 
Mehrheit des Elternbeirats der betreffenden Schule den Antrag 
unterstützt. 

Vor Ablehnung eines der Regierung (dem Provinzialschul- 
kollegium) vorgelegten Antrags ist mir zu berichten. 


Der Preufische Minister für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung. 


UI D Nr. 3850 U II A 1. 
| gez. Unterschrift. 


An die Regierungen und das Provinzialschulkollegium 
in Berlin-Lichterfelde. 


Der in vorstehender Verfügung angeführte Erlaß lautet : 


Berlin W. 8, den 10. Januar 1917. 


Von kirchlicher Seite ist mir der dringende Wunsch ent- 
gegengebracht worden, die Zahl der Unterrichtsstunden für Religion 
in der Mittelschule zu erhóhen. 


Bei der Bedeutung, die dem Religionsunterricht gerade auch 
für die mittleren Schulen beigemessen ist, will ich genehmigen, 
daß auf begründeten Antrag der Schulbehörden für diesen 
Unterricht in den Klassen der Mittel- und Oberstufe der mittleren. 
Schulen die Zahl der Unterrichtsstunden auf drei erhöht wird. 
Da eine Vermehrung der Gesamtstundenzahl ausgeschlossen bleiben 
muß, wird diese Stunde nur dadurch gewonnen werden können, 
daß eines der Fächer, für die ein Mindest- und ein Höchstmaß 
von Unterrichtsstunden im Lehrplan festgesetzt ist, von dem 
Höchstmaß der Stunden auf das Mindestmaß heruntergesetzt 
wird, wobei zu vermeiden ist, daß die Erreichung des Lehrzieles 
dieses Faches gefährdet wird. In den Klassen der Unterstufe 
bleibt es bei der bisherigen Zahl von wöchentlich drei Religions- 


stunden. 
Der Minister der geistlichen und. 


Unterrichts-Angelegenheiten. 


gez. Unterschrift. 
UI D Nr. 2089, 1. 


An die Königl. Regierungen und Provinzialschulkollegien. 
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13. Entscheidung des Berliner Provinzialschulkollegiums, betr. 
die Willenserklárung beider Eltern über Nichtteilnahme am 
Religionsunterrichte bei Anmeldung der Lernanfánger 
für Sammelschulen, vom 3. Oktober 1925. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIII, 140.) 


Der Bezirksschuldezernent im Bezirk Berlin-Lichterfelde hatte 
bei der Anmeldung der Lernanfánger für die religionslosen 
Sammelschulen die Willenserklärung beider Eltern über Nicht- 
teilnahme am Religionsunterricht für 7d» erforderlich erklärt. 
Auf eine Beschwerde des Evangelischen Konsistoriums der 
Provinz Brandenburg hat das Berliner Provinzialschulkollegium, 
dem auch die Berliner Volksschulen unterstehen, am 3. Okt. 1925 
entschieden, daß bei der Anmeldung der Lernanfänger für Sammel- 
schulen in gleicher Weise wie bei jeder Abmeldung der Kinder 
von der Teilnahme am Religionsunterricht verfahren werden müsse, 
da jene Anmeldung eine Willenserklárung der Eltern über Nicht- 
teilnahme am Religionsunterricht darstelle; es sei demnach die 
Erklärung beider Eltern erforderlich. 


14. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. Turnübungen für studierende 
Ordensschwestern, vom 7. November 1925. 
(Kirchlicher Amtsanzeiger für die Diózese Trier 1925, 137.) 


Im Anschluß an den Erlaß vom 24. März d. Js. — U VI 230, 
UI UMH UIW — bestimme ich, daß Angehörige von weiblichen 
Ordensgenossenschaften als Studierende an den Universitäten von 
der Verpflichtung der Teilnahme an den praktischen Übungen 
bei dem Hochschulturn- und Sportlekrer zu entbinden sind. | 

Die Bestimmungen über die Teilnahme an den Vorlesungen 
aus dem Gebiet der Leibesübungen werden hierdurch nicht 


berührt. 
. In Vertretung: 


gez. Lammers. 


15. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. die Tátigkeit der Schul- 
deputationen, vom 3. Februar 1926. 

(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1926, 61.) 


Der Preußische Landtag hat nachstehenden Beschluß gefaßt, 
von dem ich den Regierungen Kenntnis gebe: 
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»Das Staatsministerium zu ersuchen, Sorge zu tragen, daß 
nicht durch solche Schuldeputationen, deren Mitglieder in der 
Mehrheit Gegner der christlichen Schule sind, die Belange der 
evangelischen und katholischen Schulen gefährdet werden.« - 


16. Erlaß des preußischen Ministers für Handel und Gewerbe, 

betr. die Abhaltung von Innungsversammlungen 

an Sonntagen, vom 2. Januar 1926. 
(Preufisches Pfarrarchiv XIV, 249.) 

Die Zusammenberufung von Innungsversammlungen ist nach 
§ 83 Abs. 2 Ziff. 6 GO. durch das Statut zu regeln. Es ist daher 
den Innungsorganen überlassen, zu bestimmen, wann Innungs- 
versammlungen einberufen werden sollen. Ich erwarte jedoch, 
daß Versammlungen während der Kirchzeit nicht anberaumt und daß 
Ordnungsstrafen wegen Versäumnis von Innungs-Versammlungen, 
die gleichwohl während der Kirchzeit stattfinden, nicht verhängt 
werden. Die Innungsaufsichtsbehörden ersuche ich hiervon zu 
verständigen. 

An die Herren Regierungspräsidenten und die Herren Ober- 
präsidenten in Charlottenburg und Königsberg. 


17. Erlaß des preußischen Kultusministers, betr. die privaten 
Alumnate, vom 19. Januar 1906. 
(Schule und Erziehung XIV, 154.) 

Die bekannte Zeitschrift der katholischen Schulorganisation 
Deutschlands publiziert nach Land& »Schülerheime« 1925, S. 17 
(Berlin, Weidmann) einen bisher noch nicht. veröffentlichten 
Erlaß!), aus dem die freundliche Stellungnahme der preußischen 
Unterrichtsverwaltung zu den privaten Alumnaten hervorgeht. In 
demselben heißt es: »... erwidere ich, daß gegen die Errichtung 
eines staatlichen Alumnats in... . hier grundsätzlich Bedenken 
bestehen, da solche Einrichtungen zu treffen mehr Sache von 
Gemeinden, Vereinen und Privaten ist. In anderen Provinzen... 
sind Alumnate bereits in nicht geringer Zahl von Vereinen, die 
sich zu diesem Zwecke gebildet haben, geschaffen worden; Neu- 
gründungen dieser Art sind an anderen Stellen in Aussicht 
genommen. Es düfte sich daher empfehlen, auch in . . in dieser 
Weise vorzugehen. 

Dieser Erlaß ist auch für die Frage nach der Errichtung 
von Privatschulen von Bedeutung. 


1) Vom 19. Januar 1906. U II 5016. 
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18. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. Stellenzulage für ein vereinigtes 
Schul- und Kirchenamt, vom 29. Dezember 1925. 
(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1926, 26.) 


1. Der Zuschlag von 20 v. H. zu dem besonderen Beitrage, 
den ein Schulverband für eine vereinigte Schul- und Kirchenstelle 
an die Landesschulkasse zur Deckung der Pension und der 
Stellenzulage gezahlt hat, verbleibt wie bei einem Versicherungs- 
verhältnis der Landesschulkasse auch .dann, wenn das Kirchen- 
amt von dem Schulamt getrennt wird und der Inhaber der Lehrer- 
stelle infolge der Trennung auf Gewährung der Pension aus der 
Stellenzulage keinen Anspruch hat. Auch die Kirchengemeinde 
kann auf die an die frühere Ruhegehaltskasse und die Landes- 
schulkasse gezahlten Pensionsbeitráge keinen Anspruch erheben, 
zumal da diese Beitráge gar nicht von ihr, sondern von dem 
Schulverbande gezahlt sind. Die Beitráge kommen zwar nicht 
dem einzelnen Schulverbande, wohl aber der Gesamtheit der in 
der Landesschulkasse zusammengeschlossenen Schul- Verbände 
zugute. 

2. Der Stelleninhaber verliert jeden Anspruch auf Ruhegehalt 
aus der Stellenzulage, wenn das Kirchenamt mit seinem aus- 
drücklichen oder stillschweigenden Einverstándnis von dem Schul- 
amt getrennt worden ist, auch wenn er das Kirchenamt länger 
als 15 Jahre verwaltet hat. Die vor der Trennung vorhandene 
Verpflichtung der Landesschulkasse zur Gewährung eines Ruhe- 
gehalts aus der Stellenzulage geht nach der Trennung nicht etwa 
auf die Kirchengemeinde über, es sei denn, daß die Kirchen- 
gemeinde nach besonderen kirchlichen Vorschriften ein Ruhegehalt 
zu bewilligen hat. 


19. Entscheidung des deutschen Reichsgerichts, betr. die 
Vermógensauseinandersetzung zwischen Schul- u. Kirchenamt, 
vom 18. Juni 1925. 

(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 72.) 


Tatbestand. In Groß-Germersleben ist das Volksschulamt (die Lehrer- 
stelle mit dem kirchlichen Amte des Kantors, Küsters und Organisten organisch 
vereinigt. Die Klägerin erstrebt die Auseinandersetzung des gesamten bisher 
zu Zwecken der Lehrerküsterstelle verwendeten Vermögens auf Grund des 
$ 30 Abs. 6 und 7 des Preußischen Volksschulunterhaltungsgesetzes vom 
28. Juli 1906. Sie verlangt gegenüber der beklagten Schulgemeinde die Fest- 
stellung ihres Alleineigentums an gewissen Grundstücken, insbesondere am 
sog. Kantorhaus, und, soweit erforderlich, deren Umschreibung im Grundbuch, 
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ferner Löschung einer zugunsten der Beklagten eingetragenen Belastung sowie 
die Anerkennung, daß sie Alleinberechtigte bezüglich weiterer Vermögens 
stücke (Kapitalien, Akzidentien, Renten u. dgl.) sei. Das Landgericht hat, 
nachdem durch das rechtskräftige Urteil des Berufungsgerichts vom 17. April 
1923 der Rechtsweg gemäß S 30 Abs. 6 a. a. O. für zulässig erklärt war, nach 
dem Klageantrag erkannt. Die Berufung der Beklagten ist vom Oberlandes- 
gericht I Naumburg a/S. durch Urteil vom 23. Dezember 1924 zurückgewiesen 
worden. Die hiergegen eingelegte Revision hat das Reichsgericht ebenfalls 
zurückgewiesen. 

Entscheidungsgründe. Nach $ 30 Abs. 7 des Volksschul- 
unterhaltungsgesetzes vom 28. Juli 1906 soll eine Vermögens- 
auseinandersetzung auch bei einstweiliger Beibehaltung der Ämter- 
vereinigung stattfinden können. Die Vorschrift ist aufgenommen, 
um bei der künftigen Trennung der Ämter Schwierigkeiten und 
Streitigkeiten zu vermeiden (Begründung des Entwurfs, Drucks. 
des Abgeordnetenhauses 1905/06, I. Session, Nr. 11 S. 55). Der 
Auseinandersetzungsanspruch der Klägerin ist hiernach unab- 
hängig von einer etwa erfolgten oder gleichzeitig beantragten 
Ämtertrennung gegeben. 

Die Klägerin will bei der Auseinandersetzung ihr privat- 
rechtliches Eigentum an sich ziehen. Die Beklagte widerspricht 
. dieser Art der Regelung. Sie verlangt, selbst wenn Klägerin nach 
Privatrecht Alleineigentümerin (Alleinberechtigte) wäre, Neuord- 
nung der Eigentumsverhältnisse durch Überweisung des Küster- 
hauses an den Schulverband gegen Übernahme der Unterhal- 
tungspflicht und allenfallsige Entschädigung sowie Teilung der 
Äcker und sonstigen Vermögensstücke. Zum mindesten bean- 
sprucht sie die Einráumung von Nutzungsrechten an den Stellen- 
einkünften sowie die dauernde Benutzung der Schulráume und 
die Mitbenutzung der Lehrerwohnung. Sie stellt dabei die im 
öffentlichen Recht wurzelnde bisherige Zweckbestimmung der 
Vermögensstücke, die von Kirche und Schule genutzt würden, 
in den Vordergrund und bestreitet, daß lediglich privatrechtliche 
Gesichtspunkte für die Auseinandersetzung maßgebend seien. 
Die Vorinstanzen haben diese Auffassung mißbilligt und der 
Klägerin auf Grund des erbrachten Nachweises das Eigentum an 
den streitigen Vermögensstücken zugesprochen. 

Die Frage, ob bei der Trennung eines dauernd vereinigten 
Kirchen- und Schulamts, hier einer Küsterlehrerstelle, und der 
dabei gemäß $ 30 Abs. 6, 7 VUG. vorzunehmenden Vermögens- 
auseinandersetzung die Schulgemeinde (der Schulverband) einen 
Anspruch darauf hat, an dem von der Kirche herrührenden, nicht 
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etwa im gemeinschaftlichen Eigentum von Kirche und Schule 


stehenden Stellenvermögen in irgend einer Weise (durch Zu- 
weisung von Vermögensteilen oder Gewährung dauernder Rechte) 
beteiligt zu werden, weil nach öffentlichem Rechte auf Grund 
der bisherigen Zweckbestimmung die Vermögensstücke für die 
Bedürfnisse von Kirche und Schule verwendet wurden, oder ob 
diese Bestimmung für den Fall der Trennung ihr Ende erreicht 
und keine Rechtsfolgen nach sich zieht, vielmehr über die Zu- 
teilung des Vermögens lediglich das Privatrechtsverhältnis ent- 
scheidet, ist im Schrifttum bestritten. Auf dem Standpunkt der 
beklagten Schulgemeinde stehen v. Eynern (im Volksschularchiv 
Bd. 8 S. 8 ff., 97 fi), Dirksen (das. Bd. 11 S. 113 iff), auch 
v. Bremen (das Volksschulunterhaltungsgesetz vom 28. Juli 1906, 
Anm. 6 zu $ 30), während die gegenteilige Auffassung von Koch, 
Trennung und Vermógensauseinandersetzung dauernd vereinigter 


Kirchen- und Schulämter S. 16 ff., Paschasius (im Volksschul- 


archiv Bd. 14 S. 209 ff., 305 ff.), Arndt, die organisch vereinigten 
Kirchen- und Schulämter, S. 24 ff., Sfrippel, die Kurhessische 
Küsterlehrerpfründe S. 8 ff., 24 ff. und Starke (in der Jur. Woch. 
1923 S. 1019) vertreten wird. Das Reichsgericht hat in den Ur- 
teilen vom 22. Mai 1916 (IV 414/15, abgedruckt im Volksschul- 
archiv Bd. 17 S. 240 fi.) und vom 2. Juni 1924 (V. 909/23 in 
Jur. Wochenschrift 1924 S. 1982 16) die Frage nicht entschieden, 
weil in diesen Streitfällen eine Bestimmung des Vermögens für 
Schulzwecke überhaupt nicht vorlag, vielmehr erwiesen war, daß 
es nur kirchlichen Zwecken diente. Vom Berufungsrichter ist im 
gegenwártigen Rechtsstreit eine solche Feststellung nicht getroffen 
und nur verneint worden, daß die von der Klägerin beanspruch- 
ten Vermógensstücke für Schulzwecke allein bestimmt gewesen 
seien. Es ist also davon auszugehen, daß sie bisher bestim- 
mungsgemäß für Zwecke der Kirche und Schule gemeinschaftlich 
benutzt wurden. 

Die Streitfrage war im Sinne des Berufungsurteils zugunsten 
der Klägerin zu beantworten. Die die Auseinandersetzung be- 
treffenden Vorschriften des VUG. ($ 30 Abs. 6 u. 7) enthalten 
in der Hauptsache Zuständigkeitsnormen und besagen nichts 
darüber, nach welchen rechtlichen Gesichtspunkten die Aus- 
einandersetzung vorzunehmen ist. Es fragt sich, ob sonstwie 
aus dem Gesetze die Berechtigung des einen oder anderen Stand- 
punkts hergeleitet werden kann. Die Beklagte beruft sich auf 
verschiedene Gesetzesstellen, aus denen sich die dauernde Auf- 
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rechterhaltung der Zweckbestimmung und der diesbezüglichen 
Verpflichtungen der Klägerin ergebe, zunächst auf $ 30 Abs. 2 
u. 4. Nach $ 32 Abs. 1 kommen die auf allgemeiner Rechts- 
norm beruhenden Verpflichtungen für die Zwecke der Volksschule 
nur soweit in Wegfall, als sie nicht durch das Gesetz aufrecht 
erhalten werden. Aufrecht erhalten sind somit u. a. die in S 30 
erwähnten Verpflichtungen. Danach werden die von der Kirchen- 
gemeinde für das vereinigte Amt nach gesetzlichen Rechtsnormen, 
Herkommen oder Ortsverfassung zu erfüllenden Verbindlichkeiten 
durch das Volksschulunterhaltungsgesetz ‚nicht berührt (Abs. 4), 
und es sollen nach Abs. 2, wenn mit dem Volksschulamt ein 
kirchliches Amt dauernd vereinigt ist, nach Übergang der Schul- 
last auf den Schulverband die Vermögensstücke, welche schon 
seither zugleich für Schul- und Kirchenzwecke bestimmt gewesen 
sind, diesem Zwecke erhalten bleiben. Der Berufungsrichter 
nimmt an, daß diese Vorschriften nach dem Sinn und Wortlaut 
des $ 30 lediglich für die Dauer der Verbindung der Ämter, 
nicht aber für den Fall einer Trennung Geltung haben sollen. 
Die dauernde Vereinigung bilde die Voraussetzung für die dort 
ausgesprochene Aufrechterhaltung der bisherigen Zweckbestim- 
mung; eine auf ihr beruhende Verpflichtung gerate gemäß $ 32 
Abs. 1 in Fortfall, wenn es zur Trennung komme. Daß diese 
Auffassung dem wirklichen Willen des Gesetzgebers entspreche, 
ergebe sich aus den Verhandlungen bei der Beratung des Gesetz- 
entwurfs. Hier habe (Stenogr. Berichte des Herrenhauses 1905/06 
S. 483, 484) der Regierungsvertreier unwidersprochen ausgeführt, 
daß die Kirche im Falle der Trennung der Ämter ihr Vermögen 
zurücknehmen könne, daß alsdann der Staat für die Schule zu 
sorgen habe und daß der Kirche diese Last verfassungsmäßig 
nur durch ein Kirchengesetz auferlegt werden könne 

Die Revision macht demgegenüber geltend: Die Auslegung 
des Berufungsrichters verstoße gegen den Wortlaut des Gesetzes. 
Es sei nicht angängig, anstelle des »Wo« in Abs. 1 des $ 30 
ein »Solange« zu setzen. Vor allem sei aber die Bestimmung 
in $ 30 Abs. 7 übersehen, wonach auch unter Beibehaltung der 
dauernden Ämtervereinigung eine Vermögensauseinandersetzung 
gemäß Abs. 6 stattfinden könne. In diesem Fall verbleibe es 
bei der bisherigen Zweckbestimmung; die Verteilung müsse auf 
ihrer Grundlage erfolgen und könne nicht bei einer späteren 
Trennung wieder aufgehoben werden. Die Auslegung des Be- 
rufungsrichters führe zu dem unannehmbaren Ergebnis, daß die 
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Vermögensauseinandersetzung verschieden ausialle, je nachdem 
sie mit oder ohne gleichzeitige Trennung erfolge. 


Diese Angriffe gehen fehl. Die Auseinandersetzung des 
Abs. 7 hat die rechtliche, nicht die tatsächliche Seite des Ge- 
meinschaftsverhältnisses zum Gegenstand. Es soll nach Art einer 
sog. Eventualteilung schon jetzt im Hinblick auf eine spätere 
Trennung der Ämter Klarheit über ‚die Rechte an Stellenvermögen 
geschaffen werden. Die Auseinandersetzung nach Abs. 7 unter- 
liegt daher keinen anderen Grundsätzen als diejenige nach Abs. 6. 
Ist für diese die Zweckbestimmung der einzelnen Vermögens- 
stücke nicht entscheidend, so muß das auch für jene gelten Die 
Beibehaltung der Verbindung der Ämter nach der Auseinander- 
setzung schafft nur einen tatsächlichen Zustand, hat aber nicht 
zur rechtlichen Folge, daß die bisherige, einstweilen fortgesetzte 
Zweckbestimmung für die Auseinandersetzung selbst maßgebend 
bleibt. Daß »Wo« nicht auch im Sinne von »Solange als« ver- 
standen werden kann, ist der Revision nicht zuzugeben. 


Auch im übrigen war der Auslegung des Berufungsrichters 
beizutreten. Die ganze Anordnung der Vorschriften des $ 30, 
von denen erst die zwei letzten Absätze von der Trennung der 
Ämter und der Auseinandersetzung handeln, läßt erkennen, daß 
die Bestimmungen in Abs. 1 bis 5, wie dies in Abs. 5 noch be- 
sonders hervorgehoben ist, nur die Verhältnisse während der 
Dauer der Vereinigung im Auge haben, und daß namentlich die 
Zweckbestimmung der Vermögensstücke nur für diese Zeit auf- 
recht erhalten bleiben soll. Mit Recht weist der Berufungs- 
richter auf den Grundgedanken des Gesetzes hin, der in $$ 1, 29 
Abs. 1, 32 Abs. 1 zum Ausdruck gelangt ist und dahin geht, 
die Kirche, nachdem der Schulverband Träger der Schullast ge- 
worden ist, von ihren auf Gesetz und Herkommen beruhenden 
Verpflichtungen zu befreien, ihr aber andererseits ihre Rechte an 
den zugleich Schulzwecken dienenden Vermögensstücken zu be- 
lassen. Die bei der Beratung des Gesetzes abgegebenen oben 
erwähnten Erklärungen des Regierungsvertreters stellen es im 
Einklang damit außer Zweifel, daß die Kirche ihr Vermögen trotz 
seiner etwaigen Öffentlich-rechtlichen Mitbestimmung für Schul- 
zwecke ungeschmälert sollte zurücknehmen können. Gerade weil 
bei der Auseinandersetzung die privatrechtlichen Gesichtspunkte 
den Ausschlag geben sollten, ist von der Kommission des Ab- 
geordnetenhauses auf die Zulassung des ordentlichen Rechts- 
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weges gedrungen worden (Drucks. 1905/06, IH. Session, B zu 
Nr. 288 S. 532/33). 

Beizupflichten ist dem Berufungsrichter des weiteren darin, 
daß die eine Zweckbestimmung berücksichtigenden Vorschriften 
der $$ 27, 28, 29 Abs. 2 VUG. — ebenso wie $ 25 Satz 2 — 
in dem Sonderfall des dauernd vereinigten Kirchen- und Schul- 
amts ($ 30 das.) keine Anwendung zu finden haben. Die Revi- 
sion kann sich also auf $ 28 nicht berufen, wonach außer dem 
Vermögen selbständiger Schulstiftungen die sonstigen, zu Schul- 
zwecken bestimmten Vermögensstücke, welche im Eigentum von 
Dritten, insbesondere kirchlichen Beteiligten stehen, ihren Zwecken 
erhalten bleiben. Die Vorschrift besagt nichts weiter, als daß 
hier entgegen der allgemeinen Regel des $ 24 Abs. 2 ein Ver- 
mögensübergang (Universalsukzession) auf den Schulverband 
nicht stattfindet; sie gilt aber nicht für den erst in $ 30 geregel- 
ten besonderen Fall der Auseinandersetzung eines vereinigten 
Kirchen- und Schulamts. Ebensowenig soll die Bestimmung in 
$ 29 Abs. 2 der Auseinandersetzung vorgreifen; auch sie hat nur 
für die Dauer der Vereinigung Geltung. $ 27 endlich bezieht 
sich auf die wenigen sog. Parochialschulen (Kirchenschulen), bei 
denen die Kirchengemeinde als solche bisher die alleinige 
Trägerin der ganzen Volksschullast war. Sie sind nicht zu ver- 
wechseln mit den Ksfereischulen des S 30, um die es sich hier 
handelt. Selbst wenn daher bei einer solchen Parochialschule 
Küster- und Schulamt vereinigt und die auszusondernden Ver- 
mögensstücke der Kirche bei der Auseinandersetzung dem Schul- 
verband zuzuweisen wären, so würde aus dieser Sonderregelung 
das gleiche für Küstereischulen mid: zu folgern sein (vgl. hierzu 
v. Rohrscheidt, VUG. 3 zu S 28, 2 zu S 27, v. Bremen, VUG. 2 
zu $ 29, 1 zu $ 27, v. Brauchitsch, PrVerwG. Bd. VII, 1 zu S 29, 
1 zu $ 27 VUG., Paschasius a. a. O. S. 306, 307). 

Auch die Berufung auf $ 32 Abs. 2 VUG. kann der Revi- 
sion nicht zum Erfolg verhelten. Danach bleiben die auf be- 
sonderen Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter für die 
Zwecke der Volkschule bestehen. Dritte im Sinne dieser Vor- 
schrift sind alle, die außerhalb des Kreises der durch allgemeine 
Rechtsnorm zur Tragung der Volksschullast Verpflichteten stehen. 
Dahin gehört auch die Kirche, soweit sie an der Unterhaltung 
der in früherer Zeit meist von ihr gegründeten Schule beteiligt 
ist (Drucks. des Abgeordnetenhauses a. a. O. Nr. 288 S. 227/28, 
v. Bremen, VUG., Vorbem. vor S 32, v. Rohrscheidt, VUG. 6 
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zu S 32, v. Brauchitsch a. a. O. 7 zu S 32). Ihre Verpflichtungen 
bleiben erhalten, wenn sie auf besonderen — und zwar öffent- 
lich-rechtlichen (RGZ. Bd. 78 S. 9) — Titeln, z. B. eigener Wid- 
mung gewisser Vermögensstücke zu Schulzwecken oder Stiftungen, 
die ihr von anderen zu solchen Zwecken gemacht wurden, be- 
ruhen. Von der Beklagten sind aber derartige Rechtstitel nicht 
nachgewiesen worden. Sie hat selbst in ihrem Schriftsatz vom 
2. April 1924 erklärt, daß sich eine Widmung nicht mehr fest- 
stellen lasse. Bloße Möglichkeiten reichen selbstverständlich 
nicht aus, wenn auch an den Nachweis angesichts der ganzen 
geschichtlichen Entwicklung der Verhältnisse allzu strenge An- 
forderungen nicht zu stellen sind. Eine ausschließliche lang- 
dauernde Benutzung der Vermögensstücke nur für Schulzwecke, 
von der die Revision spricht, ist vollends nicht -dargetan. Auch 
der Umstand, daß die »Schule« als Besitzerin des Kantorats und 
einiger Grundstücke im Grundbuch eingetragen ist, genügt nicht, 
wie die Revision meint, zum Nachweis einer Widmung oder 
Stiftung, da nach den zutreffenden Ausführungen des Berufungs- 
richters unter Schule hier die alte Kirchenschule zu verstehen 
und als Rechtsträgerin. die Kirche anzusehen ist. 

Aus alledem folgt, daß, wenn das Eigentum und die alleinige 
Berechtigung der Kirche an den streitigen Vermögensstücken er- 
wiesen wird, ihre gemeinschaftliche Bestimmung zu Kirchen- und 
Schulzwecken, obwohl sie bis zur Trennung aufrecht erhalten 
bleibt, die Auseinandersetzung nicht zu beeinflussen vermag und 
für diesen Fall der Beklagten keine Rechte gibt. Wie es zu 
halten wäre, wenn Teile des Kirchenvermögens lediglich zu 
Schulzwecken bestimmt wären und verwendet würden, ist hier 
nicht zu untersuchen, da nach dem Berufungsurteil ein solcher 
Sachverhalt nicht feststellbar ist. 

An dem dergestalt auf Grund des Volksschulunterhaltungs- 
gesetzes gewonnenen Ergebnis können auch die im Schrifttum, 
z. T. unter Berufung auf die Rechtsprechung vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes, erörterten allgemeinen Gesichtspunkte nichts 
ändern. Weder die geschichtliche Entwicklung noch Gründe der 
Billigkeit zwingen dazu, das Eigentum der Kirche an dem ver- 
einigt gewesenen Stellenvermögen zu teilen oder zugunsten der 
Schule zu beschränken. Die Bindung des kirchlichen Vermögens 
steht und fällt hier mit der Dauer der Vereinigung der Ämter. 
Was die Urteile aus früherer Zeit anlangt, so haben sie, soweit 
ersichtlich, die Verhältnisse während der Dauer der Ämterver- 
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einigung, nicht aber die Auseinandersetzung nach der Trennung 
betroffen (so die Entscheidungen des Reichsgerichts vom 2. Mai 
1883 in Gruchot Bd. 27 S. 976 und vom 12. Mai 1884/15. Okt. 
1885, letzteres abgedruckt im kirchlichen Gesetz- und VO.-Blatt 
1886 S. 68, ferner Urteil des Oberverwaltungsgerichts in dessen 
Entscheidungen Bd. 14 S. 258), teilweise auch für die Leistungen 
zu Schulzwecken den Nachweis eines besonderen Rechtstitels 
verlangt (Entscheidung des Reichsgerichts vom 21. Mai 1890 in 
Gruchot Bd. 34 S. 1036). Sie kónnen jedenfalls für die auf 
Grund des VUG. zu treffende Entscheidung der Streitfrage mag- 
gebende Bedeutung nicht beanspruchen. 

Der Berufungsrichter hat das Alleineigentum und die Allein- 
berechtigung der Klägerin an den von ihr beanspruchten Ver- 
mögensstücken rechtlich einwandfrei festgestellt. Angriffe sind 
insoweit von der Revision nicht erhoben worden. Die Beklagte 
macht aber in zweiter Linie, und zwar nunmehr auf privatrecht- 
licher Grundlage, Rechte geltend, durch die das Eigentum der 
Klägerin beschränkt werde und die sie durch Ersitzung erworben 
habe. Daß diese Benutzungs- oder Mitbenutzungsrechte, die sich 
auf einen Privatrechtstitel gründen, bei der Auseinandersetzung 
zu berücksichtigen wären, leidet keinen Zweifel. Zrwerbende 
Verjährung ist indessen nicht dargetan. Sie würde nach $ 529 I, 9 
AllgLR. eine 44jährige Ersitzungszeit voraussetzen, die gegenüber 
der im Grundbuch eingetragenen Klägerin vor dem 1. Januar 
1900 hätte vollendet sein müssen. Unstreitig hat vor 1868 in 
Grof-Germersleben eine Schulgemeinde oder Schulsozietät als 
selbstándiges mit Korporationsrechten ausgestattetes und erwerbs- 
fähiges Rechtssubjekt nicht bestanden. Die Revision vertritt aber 
unter Bezugnahme auf das Urteil des Reichsgerichts vom 16. Febr. 
1885 (Gruchot Bd. 29 S. 699) die Auffassung, daß die vor 1868 
bestehende Elementarschule eine Anstalt der politischen Gemeinde 
gewesen und insofern schon vorher als Rechtssubjekt in die Er- 
scheinung getreten sei, daß die politische Gemeinde mithin als 
Rechtsvorgángerin der Schulgemeinde (Schulsozietät) angesehen 
und ihre Ersitzungszeit derjenigen der Beklagten hinzugerechnet 
werden müsse. Selbst wenn das zuträfe, würde mangels weiterer 
Erfordernisse eine Ersitzung nicht vorliegen. Wie der Berufungs- 
richter mit Recht annimmt, ist angesichts der geschichtlichen 
Entwicklung der lokalen Verhältnisse nicht daran zu denken, daß 
über den Rahmen einer tatsächlichen Übung hinaus der Wille 
und das Bewuftsein bei den vertretungsberechtigten Organen 
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der politischen Gemeinde vorhanden war, in Ansehung der Mit- 
benutzung und des Mitgebrauchs des Kirchenvermógens ein 
Recht der Schule auszuüben. Stelleninhaber war von altersher 
der Küster als gleichzeitiger Schulhalter; er übte den Besitz für 
die Kirche, nicht für die politische Gemeinde aus. Jedenfalls 
sind Umstände, die eine andere Annahme rechtfertigen, nicht 
dargelegt (vgl. RGZ. Bd. 102 S. 12/13 und das angezogene Ur- 
teil des V. Senats V 909,23). 
Die Revision war hiernach zurückzuweisen. 


20. Erklärung des preußischen Ministers für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung, betr. den Ersatz der Haftstrafe für 
Geldstrafe bei Schulversäumnissen, vom 19. Januar 1926. 
(Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen 1926, 72.) 


Auf den Bericht vom 4. Januar d. J. — 11 90 19 —. 

Es sind Zweifel darüber geäußert worden, ob auf Grund 
des Gesetzes über die Bestrafung von Schulversäumnissen vom 
14. Juni 1924!) (GS. S. 553) und der dazu von den Schul- 
aufsichtsbehörden erlassenen Strafvorschriften als Ersatz für un- 
beitreibbare Geldstrafen Haftstrafen festgesetzt werden können. 

Ich bemerke dazu, daß die Ersatzhaftstrafe auch ohne eine 
besondere Androhung an Stelle einer nicht beizutreibenden Geld- 
Strafe gemäß S 29 StGB. in der Fassung der Verordnung über 
Vermögensstrafen und Bußen vom 6. Februar 1924 (RGBI. S. 44), 
S 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 23. April 1883 (GS. S. 65), § 9 der 
Ausführungsanweisung vom 8. Juni 1883 (MBI. f. d.i. Verw. S.152) 
festzusetzen ist. 


21. Entscheidung des deutschen Reichsgerichts, betr. die 

Ungültigkeit einer die Kirche schädigenden Bestimmung des 

braunschweigischen Grundsteuergesetzes, vom 20. Juni 1925. 
(Reichsgesetzblatt 1925 I, 348.) 


Das Reichsgericht hat auf Grund des Art. 13, Abs. 2 RV. 
und des Ausführungsgesetzes vom 8. April 1920 beschlossen: Das 
braunschweigische Grundsteuergesetz vom 26. Februar 1923 (G.- u. 
VBI. S. 37) ist mit den Artikeln 137, 138 der Reichsverfassung 
insoweit unvereinbar, als es die bisherige, auf Gesetz beruhende 
Freiheit des Grundbesitzes der Kirchen, Pfarren und Pfarrwitwen- 


]) In diesem Archiv CIV, 136. 
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tümer der evangelisch-lutherischen Landeskirche von Staatssteuern 
beseitigt hat. 

Dagegen verstößt die in jenem Gesetz ausgesprochene 
Aufhebung der Freiheit jenes Grundbesitzes von den Kommunal- 
steuern nicht gegen die genannten Verfassungsvorschriften. 


22. Entscheidung des preufischen Kammergerichts, betr. die 
Bedeutung des Art. 137 der Reichsverfassung, 
Ä vom 14. November 1924. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 8.) 

Die Rechte und Pflichten der Religionsgesellschaften sind 
in der Reichsverfassung vom 11. August 1919 nicht erschöpfend 
geregelt. Es sind nur bestimmte Punkte herausgegriffen. Die 
Reichsverfassung hat zwar hinsichtlich des Erwerbs der Rechts- 
fähigkeit und der Gewährung der Rechte öffentlicher Körperschaften 
und hinsichtlich der Ordnung und Verwaltung der eigenen An- 
gelegenheiten die übrigen Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts den Kirchen gleichgestellt. Daraus kann aber nicht eine 
Pflicht des Staates gefolgert werden, die ersteren mit den Privilegien 
der Kirchen auszustatten. Auch in der heutigen Gesetzessprache 
fallen die jüdischen Religionsgemeinschaften nicht unter den 
Ausdruck »Kirchen«. 


23. Urteil des Reichsfinanzhofs, betr. die Freiheit von der 
Grunderwerbsteuer bei der Auseinandersetzung über Schul- 
und Kirchenstellenvermögen, vom 27. Januar 1926. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 274.) 


$21 Abs. 2 des deutschen Grunderwerbsteuergesetzes vom 
12. September 1919 (RGBl. 1617) bestimmt: Die Steuer wird 
nicht erhoben bei dem Übergange von Eigentum gelegentlich der 
Übernahme einer Körperschaft des öffentlichen Rechtes durch eine 
andere oder der Grenzveränderungen unter solchen Körperschaften 
sowie gelegentlich der Auseinandersetzung zwischen Ländern und 
Kirchen. 

Der Begriff »Länder« ist hier nicht im engen Sinne aufzu- 
fassen, sondern auch auf die Auseinandersetzung zwischen 
Gemeinden und Kirchen auszudehnen. Diese Interpretation 
ergibt sich aus den Debatten der parlamentarischen en 
zum Grunderwerbsteuergesetze. 
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24. Entscheidung des preußischen Kammergerichts, betr. das 
Halten von Leichenreden am Grabe, vom 27. März 1925. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 71.) 


Die Vorschriften in S 7 ff. des Vereinsgesetzes vom 19. April : 


1908 (RGBI. S. 151), wonach öffentliche Versammlungen unter 
freiem Himmel sowie öffentliche Aufzüge und damit auch unge- 
wöhnliche Leichenbegängnisse der Genehmigung der Polizei- 
behörde bedürfen oder nach landesrechtlicher Regelung dem 
Anzeigezwang unterliegen, sind durch Art. 123 und 178 der 
Reichsverfassung außer Kraft gesetzt. - 

Die RV. wollte nach ihrer Entstehungsgeschichte die Ver- 
sammlungsfreiheit möglichst weit ausdehnen. Die Leichenbegäng- 
nisse sind eine Art von Versammlungen) der Reichsangehórigen. 
Deshalb findet Art. 123 RV. auf sie Anwendung. Die bisherigen 
landesrechtlichen Beschränkungen kommen mithin in Wegfall. 
Vgl. die Entscheidung des Kammergerichts vom 10. Juni 1921, 
in diesem Archiv CIII, 214. 


25. Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm, 
betr. das Halten von Laienreden auf einem kirchl. Friedhof, 
vom 27. Mai 1925. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 151.) 


Tatbestand. Das Presbyterium einer evangelischen Kirchengemeinde 
hatte den Friedhofsaufseher O. mit der Wahrnehmung des Hausrechts auf dem 


der Kirchengemeinde gehörigen Friedhof betraut. Der Friedhofsaufseher hatte . 


dem Angeklagten eröffnet, daß das Presbyterium Laienreden am Grabe nicht 
dulde, und als letzterer sich trotzdem anschickte, eine Grabrede zu halten, 
ihn zum Verlassen des Friedhofs aufgefordert. Da der Angeklagte dieser Auf- 
forderung keine Folge leistete, sondern trotzdem die Grabrede hielt, wurde er 
wegen Hausfriedensbruchs angeklagt und in der Revisionsinstanz als schuldig 
erklärt. 

Urteilsgründe. Es ist der Kirchengemeinde, deren Eigen- 
tum der Kirchhof ist, nicht verwehrt, Friedhofsordnungen zu er- 
lassen, welche den Gebrauch der einzelnen Gräbnisberechtigten 
mit Beziehung auf die Sitten und die Auffassung der Konfessions- 
angehörigen regeln. Daher war das Presbyterium berechtigt, das 
Halten der Laienrede zu verbieten. Das in $ 1 des Reichs- 
vereinsgesetzes vom 19. April 1908 verbriefte Recht der Reichs- 


1) Anderer Meinung ist Delius, der die Leichenbegängnisse nicht als 
»Versammlungen« ansieht und deshalb das frühere Vereinsrecht noch für fort- 
bestehend erklärt (vgl. seinen Aufsatz »Das Halten von Laiengrabreden auf 
Friedhöfen, in: Preufisches Pfarrarchiv XIII 295 ff.). 
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angehörigen, sich zu versammeln, läßt die in den anderen Ge- 
setzen gewährleisteten Öffentlichen und privaten Rechte der ein- 
zelnen Rechtssubjekte völlig unberührt. Insbesondere hat ein 
Recht, sich gegen den Willen des Berechtigten auf dessen Grund- 
stück zu versammeln und dort Reden zu halten, durch das Reichs- 
vereinsgesetz nicht aufgestellt werden sollen. Vgl. Urteil des 
Oberlandesgerichts Breslau vom 26. Januar 1923, in diesem 
Archiv CHI, 214. 


26. Entscheidung des deutschen Reichsgerichts, 
betr. die Beschimpfung der Kirche und ihrer Einrichtungen, 
vom 16: Dezember 1921. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 8.) 

Beschimpfung ist eine besonders verletzende, rohe Kund- 
gebung der Mißachtung. Die Roheit kann nicht nur in der Form 
der gewáhlten Worte liegen, sondern ebensowohl in dem Inhalt 
der Äußerung beruhen. Deshalb kann die Beschimpfung auch 
da gegeben sein, wo Schimpfworte nicht gebraucht sind, viel- 
mehr nur das allgemeine Urteil abgegeben wird, das die Kirche 
als sittlich verächtlich kennzeichnet. RGBI. 28, 405; 30, 196; 
31, 305. | 

Einrichtung einer Kirche kann ein bestimmter Kultus sein. 
Die Einrichtung der Marienverehrung kann unmittelbar, sie kann 
aber auch mittelbar durch Angriffe auf die Person der Mutter 
Gottes geschehen. Ob das eine oder das andere der Fall ist, 
hat der Tatrichter zu entscheiden, wobei dem Täter nachzu- 
weisen ist, daß er die Einrichtung der Kirche als solche, nicht 
etwa nur die Person beschimpfen wollte. 


V. Kirchenrechtliche Chronik. 
Vom 1. Januar bis zum 1. Juni 1926. 


Am Schlusse des verflossenen Jubiläumsjahres veröffentlichte 
Pius XI. die Enzyklika »Quas primas«!) vom 11. Dezember 1925, 
in der er die Begehung eines neuen Festes vom Königtum 
Jesu Christi am letzten Sonntage im Oktober für den ganzen 
katholischen Erdkreis anordnete. Obwohl dieses Fest in erster 
linie einen religiósen Charakter hat, kommt ihm doch auch eine 
große kirchenpolitische Bedeutung zu. Es soll durch seine jährliche 
Feier der fortscheitenden Laisierung des öffentlichen Lebens ent- 
gegengearbeitet und in positiver Weisedar auf hingewirkt werden, 
daß die öffentlichen Verhältnisse wieder mit christlichem Geiste 
erfüllt werden und die Rechte der Kirche gegenüber dem Staate 
gewahrt bleiben. Der Gedanke an das Kónigtum Jesu Christi, 
der alle Gewalt besitzt im Himmel und auf Erden, ist auch geeignet, 
seine Anhänger mit freudigem Optimismus zu erfüllen und zur 
Einsetzung aller Kräfte für das Reich Gottes anzuspornen. Darum 
kann die Einsetzung eines eigenen feierlichen Erinnerungstages 
an dieses freudenreiche Geheimnis unseres Glaubens als ein 
wertvolles Geschenk bezeichnet werden, das der gegenwärtige 
Hl. Vater auf die Bitten vieler Kardinäle, Bischöfe und Gläubigen 
dem katholischen Volke am Ausgange des Jubiläumsjahres 
gemacht hat. 


Im ersten Teile des Rundschreibens erbringt der päpstliche 
Verfasser den biblischen Nachweis für die Existenz des König- 
tums Jesu Christi. Diese königliche Herrschaft enthält sowohl 
die gesetzgeberische und richterliche wie die vollziehende Ge- 
walt. Sie ist also nach jeder Richtung hin vollkommen. Ihren 
Inhalt bilden aber vorzugsweise geistliche Dinge; denn das Reich 
Christi ist nicht von dieser Welt, und der gottmenschliche Er- 
löser hat den weltlichen Fürsten ihre Gewalt nicht entrissen. 
Non eripit mortalia, qui regna dat caelestia?). Dem Umfange 


1) Acta Apostolicae Sedis XVII, 59. 
2) Aus dem Hymnus des Breviers am Epiphaniefeste. 
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nach erstreckt sich Christi Königreich auf alle Menschen, wenn 
auch die Katholiken, die Häretiker, die Schismatiker und die 
Ungläubigen in verschiedener Weise der wahren Kirche Jesu 
Christi angehören. Es sind aber nicht nur die einzelnen Men- 
schen, sondern auch die häuslichen und bürgerlichen Personen- 
verbände der Herrschaft des Gottmenschen unterworfen, und 
Christus ist die Quelle sowohl des privaten wie des Öffentlichen 
Heiles. An diesen Satz knüpft der Papst die Mahnung: Nationum 
igitur rectores imperio Christi publicum reverentiae obtemperationis- 
que officium per se ipsi et per populum praestare ne recusent, 
si quidem velint, sua incolumi auctoritate, patriae provehere atque 
augere fortunam. Nam quae, Pontificatus initio, de valde im- 
minuta iuris auctoritate verecundiaque potestatis scribebamus, ea 
ad praesens tempus haud minus apta dixeris ac congruentia: 
»Deo et Jesu Christo — ita conquerebamur — a legibus et re 
publica submoto, iam non a Deo derivata sed ab hominibus 
auctoritate, factum est, ut... . ipsa auctoritatis fundamenta con- 
vellerentur, principe sublata causa, cur aliis ius esset imperandi, 
aliis autem officium parendi. Ex quo totam oportuit concuti socie- 
tatem humanam, nullo iam solido fultam columine et praesidio.« 
 Enzyklika Ubi arcano vom 24. Dezember 1922. 

Nachdem der Hl. Vater sodann die Bedeutung der kirch- 
lichen Festtage für das christliche Leben hervorgehoben und an 
verschiedenen Beispielen (Martyrerfeste, Muttergottesfeste, Fron- 
leichnam, Herz-Jesufest) erläutert hat, bemerkt er, daß das neue 
Fest vom Königtum Jesu Christi ein besonderes Heilmittel gegen 
die Schäden der Gegenwart, namentlich das Prinzip des Laizis- 
mus, bilden soll. Pestem dicimus aetatis nostrae laicismum, 
quem vocant, eiusdemque errores et nefarios conatus: quod 
quidem scelus, Venerabiles Fratres, nostis non uno maturuisse 
die cum iam pridem in visceribus civitatum lateret. Christi enim 
in omnes gentes imperium negari coeptum; negatum, quod ex 
ipso Christi iure exsistit, ius ecclesiae docendi humanum genus, 
ferendi leges, regundi populos, ad aeternam utique beatitatem 
perducendos. Tum vero paulatim Christi religio aequari cum 
falsis in eodemque genere, prorsus indecore, poni, deinceps 
civili potestati subiici arbitrioque principum ac magistratuum fere 
permitti; ulterius ii progredi, qui naturalem quamdam religionem, 
naturalem quendam animi motum pro divina religione substitui 
oportere cogitarent. Nec civitates defuere, quae censerent, posse 
se Deo carere et religionem suam in impietate neglegentiaque 
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Dei esse positam. Acerbissimos sane, quos eiusmodi a Christo 
et singulorum civium et civitatum defectio tulit tam frequenter 
tamque diu, fructus in hitteris Encyclicis Ubi arcano conquesti 
equidem sumus iterumque hodie conquerimur: scilicet sata ubi- 
que discordiarum semina easque invidiae flammas simultatesque 
inter populos conflatas, quae tantam adhuc reconciliandae paci 
moram inferunt; cupiditatum intemperantiam, quae haud raro 
specie publici boni caritatisque patriae obteguntur, atque inde 
profecta, cum civium discidia tum caecum illum et immodicum 
sui amorem, qui cum nihil aliud, nisi privata commoda et emo- 
lumenta, spectet, hisce prorsus omnia metitur; eversam funditus 
officiorum oblivione ac neglegentia domesticam pacem; familiae 
communionem stabilitatemque labefactatam; concussam denique 
atque in interitum actam hominum societatem. Quae futurum 
ut ad amantissimum Salvatorem redire auspicato properet, agenda 
posthac annua Christi Regis celebritas spem Nobis optimam 
commovet. Wer diese Kritik der heutigen Öffentlichen Verhältnisse 
unbefangen liest, wird leicht erkennen, daf davon auch die Wei. 
marer Reichsverfassung, die Gott und die christliche Kirche mit 
keinem Worte erwähnt, in vielen Punkten implicite mit betroffen 
wird. Am Schlusse richtet Pius XI. an die Staaten noch die 
Mahnung: Civitates autem ipsa diei festi celebratio, annuo reno- 
vata orbe, monebit, officio Christum publice colendi eique pa- 
rendi, ut privatos, sic magistratus gubernatoresque teneri; hos 
vero revocavit ad extremi illius iudicii cogitationem, in quo 
Christts non modo de publica re eiectus, sed etiam per con- 
temptum neglectus ignoratusve, acerrime tantas ulciscetur iniurias, 
cum regia eius dignitas id postulet, ut respublica universa ad 
divina mandata et christiana principia componatur cum in legibus 
ferendis, tum in iure dicendo, tum etiam in adulescentium ani- 
mis ad sanam doctrinam integritatemque morum conformandis- 


Aus Anlaß des siebenhundertjährigen Gedenktages des 
Todes des Al. Franziskus von Assisi veröffentlichte Pius XI. am 
30. April 1926 die Enzyklika »Rite expiatis«!). In ihr entwirft 
er ein ausführliches Bild von dem Leben und den Tugenden 
des Heiligen, der nicht bloß für sein aufgeregtes Zeitalter, sondern 
für die menschliche Gesellschaft aller Zeiten von der göttlichen 
Vorsehung als Reformator geschenkt wurde. Unter der großen 
Zahl der Heiligen hat es wohl keinen gegeben, in dem das Bild 
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294 Kirchenrectliche Chronik. 


unserem Herrn Christus ähnlicher und die evangelische Lebens- 
form deutlicher ausgeprägt war als in Franziskus. Er selbst 
nannte sich den Herold des großen Königs und wurde von 
anderen als der zweite Christus bezeichnet. Als die Haupt- 
tugenden des seraphischen Heiligen feiert der Papst die Armut, 
die Demut, den Gehorsam und die Keuschheit. Durch seine 
brennende Gottesliebe und heroische Weltverachtung hat er auch 
in hervorragendstem Maße als Apostel des sozialen Lebens ge- 
wirkt und viel zum Ausgleich der privaten und öffentlichen 
Interessen beigetragen. Damit der franziskanische Geist, der 
völlig mit dem Evangelium übereinstimmt, in dem katholischen 
Volke wiedererweckt werde, sollen die Bischöfe und Priester die 
Gläubigen während dieses Jubiläumsjahres mit den Grundsätzen 
und Taten des armen Heiligen von Assisi bekannt machen. 
Namentlich sollen in seinem Geiste die drei Ordenszweige und 
auch die katholische. Aktion wirken, zu deren Patron der HI. 
Franziskus von Benedikt XV. ernannt wurde. 

In dem Motu proprio »Post datam« vom 20. April 1923 
(A. A. S. XV, 193), betr. die Quinguennalfakultäten der Diö- 
zesanordinarien, hatte Pius XI. bestimmt, daß vor Beginn eines 
. neuen Quinquenniums die Konsistorialkongregation bei den übrigen 
Behórden der rómischen Kurie anfragen solle, ob Ánderungen in 
den Fünfjahrsvollmachten angebracht seien. Infolge dieser An- 
ordnung ist während des verflossenen Jahres das auf S. 289 ff. 
Bd. 104 dieser Zeitschrift publizierte Fakultátenformular (For- 
mula III) für die deutschen Bischöfe etwas abgeändert worden. 
Die Facultates additionales S. Congregationis S. Officii B haben 
jetzt die Litera A als Überschrift, und die darin enthaltenen 
Fakultäten sind um eine Nummer erweitert. Die 1. Nummer 
lautet wie im Archiv 104, 289 f£, die im Archiv 104, 290 mit- 
geteilte 2. Nummer ist jetzt an die dritte Stelle gerückt, und die 
neu eingeschobene 2. Nummer hat folgenden Wortlaut, der sich 
auf die Dispensation des Ehehindernisses der Religionsverschie- 
denheit (Cultus disparitas) bezieht. 

2. Dispensandi iustis gravibusque accedentibus causis cum 
subditis etiam extra territorium, aut non subditis intra limites 
proprii territorii super impedimento disparitatis cultus (excepto 
tamen casu matrimonii cum parte iudaica aut mahumetana) ; qua- 
tenus sine contumelia Creatoris id fieri possit et ante nuptias 
pars non baptizata ad veram religionem adduci, aut catholica ab 
ipsis nuptiis absterreri nequiverit, dummodo prius regulariter, ad 
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praescriptum Cod. 1. C. can. 1061 $ 2, cautum omnino sit con- 
dicionibus ab Ecclesia requisitis, et /pse Ordinarius moraliter 
certus sit easdem impletum iri, scilicet: ex parte nupturientis 
non baptizati de amovendo a parte catholica perversionis peri- 
culo et ab utroque contrahente de universa prole utriusque sexus 
in catholicae religionis sanctitate omnino baptizanda et educanda; 
declarata insuper parti catholicae obligatione, qua tenetur, pru- 
denter curandi conversionem coniugis ad fidem catholicam. 

Nupturientes autem moneantur se, ante vel post matrimonium 
coram Ecclesia initum, ministrum quoque falsi cultus ad matri- 
monialem consensum praestandum vel renovandum adire non 
posse, ad mentem Cod. I. C. can. 1063 $ 1; stricte ceteroquin 
servatis quae de parochi agendi ratione in casu statuta sunt in 
can. 1063 § 2. Quod vero attinet ad legitimationem prolis, prae 
oculis habeatur can. 1051. 

Quod si partes actu in concubinatu vivant, provideatur op- 
portunis modis ut scandalum, si adsit, removeatur, et pars catho- 
lica ad gratiam Dei recipiendam rite disponatur. 

In reliquis, quod refertur ad publicationes, interrogationes 
de consensu et sacros ritus, sive agatur de impedimento mixtae 
religionis sive disparitatis cultus, serventur praescripta Cod. I. C. 
can. 1026, 1102, 1109; et huiusmodi nuptiis celebratis, sive in 
proprio sive in alieno territorio, Ordinarius invigilet, ut coniuges 
promissiones factas fideliter impleant. 

Wir haben in den letzten Jahrgángen dieser Kirchenrechtlichen 
Chronik wiederholt auf die dankenswerten Bestrebungen hin- 
gewiesen, die der Hl. Stuhl für die Erhaltung der kirchlichen 
Denkmäler und die Förderung der christlichen Kunst bekundet 
hat. Vgl. Bd. 103, 225 und Bd. 104, 380. Heuer ist zu berichten, 
daß Pius XI. durch das Motu proprio »I primitivi cemeteri«!) vom 
ll. Dez. 1925 ein Päpstliches Institut für christliche Archäologie 
zu Rom ins Leben gerufen hat, das einen dreijährigen Unterrichts- 
kurs auf dem Gebiete der christlichen Archäologie veranstaltet 
und Lehrer für diese Disziplin heranbilden soll. Das Institut ist 
organisch mit der im Jahre 1852 errichteten Päpstlichen Kommission 
für christliche Archäologie und der Päpstlichen römischen Akademie 
für Archäologie verbunden. Außerdem, existiert zu Rom noch die 
Gesellschaft für Konferenzen der christlichen Archäologie und das 
Collegium Cultorum Martyrum. Alle genannten Anstalten arbeiten 


1) Acta Apostolicae XVII, 619. 
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unter der Oberleitung der Päpstlichen Kommission für christliche 
Archäologie zusammen Hand in Hand. Dem erwähnten Motu- 
proprio vom 11. Dezember 1925 ist je ein Regolamento für die 
Päpstliche Kommission der christlichen Archäologie und das 
Institut der christlichen Archäologie angefügt. Als Direktor des 
zuletzt erwähnten Instituts ist von S. Heiligkeit Professor J. P. Kirsch 
aus Freiburg i. S. berufen worden, zu seinen Professoren zählt 
auch der bekannte Archáolog Monsig. Joseph Wilpert in Rom. 


Zu meinem im vorigen Bande dieses Archivs S. 569 publi- 
zierten Artikel über die Errichtung eines Kanonistischen Instituts 
in Deutschland habe ich noch nachzutragen, daß die katholische 
‚Universität zu Freiburg i. S. augenblicklich die Gründung eines 
eigenen kanonistischen Instituts vorbereitet und die katholische 
Universität zu Nymwegen die Errichtung einer schola superior 
iuris canonici laut den Statuten der theologischen Fakultät in ihr 
Programm aufgenommen hat. Durch diese Nachrichten wird von 
neuem bestätigt, daß der Plan für die Errichtung eines kanonistischen 
Instituts an einer theologischen Fakultät in Deutschland überreif 
ist und wir gleichsam auf allen Seiten überflügelt werden, wenn 
wir uns nicht in elfter Stunde zu einem raschen Vorgehen ent- 
schließen. | 


Bezüglich der kirchenpolitischen Verhältnisse in Italien richtete 
der Papst zu Beginn dieses Jahres zwei Handsdiweiben an den 
Kardinal-Staatssekretär Gasparri. In dem ersten, vom 18. Januar 
1926", sprach er dem Kardinal gegenüber den faszistischen 
Angriffen sein volles Vertrauen aus und erklärte, daß er der 
tägliche Mitarbeiter des Papstes und der autorisitierte Dolmetsch 
seiner Gedanken sei. Damit war jeder Versuch, zwischen dem 
Papste und seinem ersten Minister einen Gegensatz zu konstruieren, 
glänzend abgeschlagen. Das zweite Handschreiben vom 18. Februar 
1926 2) bezieht sich auf die neu ausgearbeiteten staatlichen Reform- 
entwürfe der kirchenpolitischen Gesetzgebung. Der päpstliche 
Verfasser gibt zwar zu, daß einige Geistliche mit Erlaubnis ihrer 
Oberen zu diesen Beratungen hinzugezogen worden seien. Jedoch 
hätten diese keineswegs einen offiziellen Auftrag gehabt, so daß 
von einem Einvernehmen mit dem Apostolischen Stuhle nicht 
die Rede sein könne. Angesichts der fertiggestellten Gesetz- 
entwürfe müsse deshalb der Papst erklären, daß er bezüglich 


1) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 33. 
2) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 84. 
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kirchlicher Materien und Personen keiner anderen Autorität eine 
gesetzgebende Gewalt zu erkennen kónne, wenn nicht vorher 
die erforderlichen Verhandlungen und das gesetzmäßige Ein- 
verständnis mit dem Hl. Stuhle und mit ilim erfolgt sei. Am 
'Schlusse fügt er noch hinzu, daß zwischen dem Hl. Stuhle und 
der italienischen Regierung keine Verhandlung und kein gesetz- 
mäßiges Einverständnis stattfinden könne, so lange die ungerechte 
Lage des Apostolischen Stuhles und des Papstes fortdauere. Die 
geplanten Gesetzentwürfe sind daraufhin von der Regierung zurück- 
gezogen worden. 

Da die Kirchenverfolgung in Mexiko immer schärfere Formen 
annimmt, richtete Pius XI. am 2. Februar 1926) ein Apostolisches 
Schreiben an die mexikanischen Bischófe, in dem er sie zur 
Ausdauer in diesem ungerechten Kampfe und zur Gründung 
einer »katholischen Aktion« auffordert. Letztere müsse aber von 
aller Parteipolitik freibleiben. Besonders beschwert sich der Papst 
darüber, daß seinem persönlichen Vertreter, dem Apostolischen 
Delegaten Monsig. Cimino, trotz der ausdrücklich von der Regierung 
gegebenen Zusicherung bei der Rückkehr von einem Erholungs- 
urlaube der Eintritt in das Gebiet der Republik verweigert worden 
sei. Am Karsamstage forderte der Papst den Kardinalvikar in 
einem eigenen Handschreiben?) auf, in der Osterwoche Gebete 
für die bedrängten Mitchristen in Mexiko für die Stadt Rom 
anzuordnen. 


Nach dem Vorbilde Polens sind durch Apostolische Konsti- 


tution vom 4. April 1926°) auch in der neugegründeten Republik 
Litauen mehrere neue Bistümer errichtet worden. Die bisherige 
Diözese Kowno wurde zur Metropole erhoben und ihr vier 
Bistümer und eine Praelatur Nullius unterstellt. Die Praelatur 
Nullius besteht aus dem ehemals zu Deutschland gehörigen 
Memelgebiet und ist durch Realunion mit der Diözese Tels ver- 
bunden. | 

Von der Diözese Brixen wuide der noch zu Österreich 
gehörige Anteil, der bislang von einem Weihbischof verwaltet 
wurde, getrennt und einem eigenen Apostolischen Administrator 
unterstellt. Nähere Auskunft hierüber gibt das nachfolgende 
unter dem 14. Dezember 1925 an den Fürsterzbischof von Salzburg 
gerichtete Schreiben des Sekretärs der Konsistorialkongregation 

1) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 175. 


2) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 181. 
3) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 191. 
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das im Verordnungsblatt für die Erzdiözese Salzburg 1925, 146 
veröffentlicht wurde. 

Quum omnes regiones, quae a propria divulsae sunt 
dioecesi per novos fines politicos sub Administratione Apostolica 
autonoma constitutae fuerint, Ssmus Dominus Noster Pius PP. XI. 
eandem provisionem pro regione Innsbruckensi adhibendam 
decrevit, ut expeditius hac ratione negotiorum ecclesiasticorum 
tractationi provideri posset. Itaque haec S. C. mandato Ssmi, 
adnexum edidit decretum, quod A. T. Rvmae pro norma com- 


munico. C. Card. de Lai, Secret. 


S. Congregatio Consistorialis 
Brixinen. Decretum. 


Quo aptius et expeditius reddatur regimen fidelium, qui 
incolunt partem dioecesis Brixinensis, quae trans saltum Brenner 
in republica Austriaca continetur, et ut etiam eadem norma heic 
vigeat, quae in similibus circumstantiis aliis quoque in religionibus 
inducta est, Ssmus D. N. Pius PP. XI. praesenti Consistoriali de- 
creto decernit, ut R. P. D. Sigismundus Waitz, Episcopus titularis 
Cibyrensis et Auxiliaris Episcopi Brixinensis, cui commissa erat 
universi illius territorii administratio dependenter ab Episcopo 
Brixinensi, posthaec memoratam regionem regat ut Administrator 
Apostolicus ad nutum S. Sedis, cum omnibus facultatibus et 
officiis, quae Episcopis residentialibus in proprio territorio com- 
petunt, dimisso tamen titulo et officio Auxiliaris Episcopi Brixi- 
nensis. Quapropter iurisdictio Episcopi Brixinensis coarctata 
manebit ad eam partem dioecesis, quae citta saltum Brenner 
habetur. Statuit insuper Sanctitas Sua, ut memoratus Administrator 
Apostolicus Sigismundus Waitz, tanquam Metropolitam habeat 
Archiepiscopum Salisburgensem, tum pro interventu ad Concilium 
provinciale, tum pro appellatione in secundo gradu in causis 
iudicialibus facienda. 


Ouod attinet demum ad redditus et bona antiquae mensae 
Episcopalis Brixinensis propria, Apostolica Sedes sibi ius reservat 
super iisdem opportuno tempore definiendi quae iusta et aequa 
videantur, habitis ad rem plenioribus notitiis. Contrariis quibusvis 
non obstantibus. Datum Romae ex aedibus S. Congregationis 
Consistorialis, die 12. decembris 1925. 


Nr. 1056/25. C. Card. De Lai Epus Sabinen -Secretarius 
Fr. Raphael C. Archiep. Thessalon. Adsessor. 
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Am letzten Tage des verflossenen Jahres 1925 wurde die 
bisherige Apostolische Administratur Danzig in ein selbständiges 
Bistum umgewandelt. Als Kathedrale bestimmte die päpstliche 
Bulle »Universa fidelium«!) die bisherige Pfarrkirche in Oliva, 
und dem Bischofe von Danzig wurde die Erlaubnis erteilt, das 
Pfarrbenefizium von Oliva nach seinem Freiwerden zu übernehmen. 
Das neue Bistum, das dem bisherigen Administrator O'Rourke 
übertragen wurde, ist von dem Metropolitanverbande exemt und 
untersteht unmittelbar dem Apostolischen Stuhle. Vermutlich 
haben die in dem letzten Jahre erfolgten Neugründungen von 
Bistümern in Polen und Litauen auch mit dazu Veranlassung ge- 
geben, die Zahl der Bistümer im Deutschen Reiche zu vermehren. 
So ist den Blättermeldungen zufolge in dem großen Sprengel 
der Diózese Breslau die Wiederherstellung der ehemaligen katho- 
lichen Bistümer Camin und Brandenburg geplant. Jedoch ist 
dieses Projekt bislang noch nicht zur Ausführung gelangt. Eine 
Revision der Diózesangrenzen und eine Vermehrung der Bischofs- 
sitze scheint indessen für Preußen um so dringlicher, als sich 
die kirchlichen Verháltnisse seit dem Jahre 1821, in dem die 
Bulle De salute animarum erlassen wurde, sehr verändert haben 
und besonders die Zahl der Katholiken in einigen Diózesen 
außerordentlich stark gewachsen ist. Namentlich wäre es auch 
im Interesse der Stärkung des religiösen Bewußtseins der Dia- 
sporakatholiken zu begrüßen, wenn in den Provinzen Pommern 
und Brandenburg eigene Bistümer errichtet würden, wie es jüngst 
in dem Freistaat Sachsen durch die Wiederherstellung der Diö- 
zese Meißen geschehen ist. 

Endlich ist in diesem Zusammenhange, in dem von der 
Neuorganisation der kirchlichen Hierarchie die Rede ist, noch 
zu bemerken, daß durch Dekret der Konsistorialkongregation 
vom 7. Dezember 1925?) eine eigene Apostolische Delegatur 
für die großen und kleinen Antilleninseln mit dem Sitze in Ha- 
vana errichtet ist. | 

Im Anschlusse an das Hirtenschreiben vom ersten Advent- 
sonntag 1925, betr. Lehren und Weisungen über soziale Fragen 
der Gegenwart?), haben die österreichischen Bischöfe eine ge- 
meinschaftliche /nstructio pro clero in re sociali*) erlassen, die 


1) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 38. 
2) Acta Apostolicae Sedis XVIII, 90. 
3) Abgedruckt im Wiener Diózesanblatt 1925, 67. 
4) Beilage zum Linzer Diózesanblatt 1926, Nr. 1. 
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den Geistlichen sehr beachtenswerte Fingerzeige für ihr prak- 
tisches Verhalten gegenüber den Arbeitgebern und Arbeitnehmem 
gibt. Wir lassen deshalb diese bedeutungsvolle Kundgebung 
hier im Wortlaut folgen: 


Im Anschlusse an die »Lehren und Weisungen der öster- 
teichischen Bischöfe über soziale Fragen der Gegenwart« wird 
nachstehende instructio veröffentlicht und angelegentlichst em- 
pfohlen. Auch sie soll dazu dienen, jenen Lehren und Weisungen, 
welche für das ganze Volk gelten, Erfolg zu sichern. 


1. Da nach der Mahnung des Papstes Leo XIII. »alle Glieder 
der Geistlichkeit ihre volle Kraft und allen Eifer der großen Auf- 
gabe widmen müssen, unter Führung der Bischöfe und nach ihrem 
Beispiele mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln an der 
Wohlfahrt des Volkes zu arbeiten« (Arbeiterfrage), ist schon bei: 
der Heranbildung des Klerus darauf hinzuarbeiten, daß die künf- 
tigen Priester für diese wichtige Aufgabe Eignung und Freude 
bekommen. Die Priester selbst sollen sich immerfort das Studium 
der sozialen Frage angelegen sein lassen, weil auch immer neue 
Fragen, tiefste Fragen des Menschengeschlechtes, welche mit Welt- 
anschauungsfragen aufs innigste verknüpft sind, aufgerollt werden. 


2. Die Priester — so mahnt der Papst — müssen zu be- 
wirken suchen, daß »das Gefühl der Pflicht und des Gehorsams 
gegen die Vorschriften des heiligen Evangeliums bei Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern sich kräftige, damit in ihren gegenseitigen 
Verbindlichkeiten Gerechtigkeit und Billigkeit zur Geltung komme.« 


3. Die Priester haben derzeit eine erhöhte Pflicht, in all ihrer 
Tätigkeit gegen jede Art von wucherischer Ausbeutung Stellung 
zu nehmen, weil diese wie ein Fluch auf dem ganzen Wirtschafts- 
leben lastet. Beim Propheten Amos (9,1) ist zu lesen: »Ich sah 
den Herrn stehen auf dem Altare und er sprach: Schlag an die 
Türangeln, daß die Oberschwellen beben, denn alle beherrscht 
die Habsucht.« Solcher Art ist die jetzige Zeit. An heiliger Stätte 
sollen die Priester dieses Gebot des Herrn erfüllen und die Hab- 
sucht zu bekämpfen trachten. Sie müssen aber dann zuerst selbst 
darauf bedacht sein, jeden Schein solchen Vergehens von sich 
ferne zu halten, um nicht dem Vorwurf kapitalistischen Strebens 
zu verfallen. Die Priester werden im Rechtsbuch (Can. 124) ge- 
mahnt, »ein heiligeres Leben zu führen als die Laien und diesen 
in Tugenden voranzuleuchten.« Das Rechtsbuch verbietet ihnen 
»den geschäftsmäßigen Betrieb eines Handelsgeschäftes, sei es zu 
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eigenem oder sei es zu fremdem Vorteil«, und mahnt die Bischöfe, 
jene Kleriker zu strafen, welche solches tun. (Can. 142 und 2380.) 

In ihrer gesamten Seelsorge trete vielmehr die wohlwollende 
Liebe des göttlichen Heilandes gegen Arme und Bedrängte her- 
vor. Das ganze Evangelium ist ein hohes Lied auf soziale Für- 
sorge und barmherzige Liebe. Es gibt den Priestern vielfältig 
Anlaß, das soziale Empfinden im Volke zu pflegen. Gerechtig- 
keit und Barmherzigkeit werden in der Heiligen Schrift als Eigen- 
schaften Gottes und des Messias verkündet. Einstehen für Ge- 
rechtigkeit und Betätigung barmherziger Liebe muß daher die 
ganze Seelsorge kennzeichnen. Schon in der Kinderwelt ist durch 
katechetischen Unterricht Sinn und Verständnis für Gerechtigkeit, 
Liebe und Barmherzigkeit zu wecken. Der Priester lasse immer- 
fort im Verkehr mit der Arbeiterwelt das hervortreten, was er 
pllichtgemäß zu lehren hat. Ein tiefes Verständnis für die Not- 
lage der heutigen Zeit muß in ihm ersichtlich werden. 

4. Die soziale Fürsorge ist der Mahnung Leos XIII. gemäß 
mit besonderem Eifer den arbeitenden Ständen — »der unteren, 
niedrigen, unvermögenden Masse« — zuzuwenden — »denn die 
Wohlhabenden haben die Hilfe leichter zur Hand, dagegen hängen 
die Besitziosen, ohne eigenen Boden unter den Füßen, fast ganz 
von der Hilfe des Staates ab; die Arbeiter sollen deshalb auch 
von der sozialen Fürsorge in besondere Obhut genommen werden.« 
Doch dürfen die Priester dabei, wollen sie einen anderen Stein 
des Anstoßes ferne halten, die höheren Stände nicht vernach- 
lässigen. Nach der Weisung des Papstes haben die Priester bei 
dieser Fürsorge für das Wohl der besitzlosen Stände zu unter- 
lassen, »theoretisch oder praktisch eine neue Staatsform auf Kosten 
einer anderen vorzuziehen und sie zur Einführung zu bringen.« 

9. Die soziale Fürsorge, welche vom Papst dem Klerus — 
zugleich allerdings auch den akademisch gebildeten Laien — so 
eindringlich ans Herz gelegt wird, betätige sich vor allem durch 
Gründung und Leitung von katholischen Arbeitervereinen, wo 
diese am Platze sind, als deren wichtigste Aufgabe zu gelten hat: 
Befestigung der Mitglieder im religiósem Leben — sonst sinken 
(sagt der Papst) diese Vereinigungen zu bald auf gleiche Linie 
mit jenen Bünden herab, welche die Religion aus ihren Kreisen 
AusschlieBen.« Zu diesem Zwecke »müssen die Arbeiter gründ- 
lichen religiösen Unterricht erhalten, es muß ihnen Aufklärung 
über die Irrtümer der Zeit und über die Trugschlüsse der Glau- 
bensfeinde, Belehrung und Warnung vor den Lockmitteln der Ver- 
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führung vermittelt werden.« Nur auf der Grundlage der Religio- 
sität kann nach der Weisung der Papstes ein wirklich einträch- 
tiges Zusammenleben der Mitglieder erzielt werden. Diesem Ziele 
diene die gegenseitige Hilfe mit sorgfältiger Führung aller finan- 
ziellen Angelegenheiten. Ferner werde »der Einklang zwischen 
Argeitgeber und Arbeitnehmer angestrebt.« Der Papst hat hiefür 
Schiedsgerichte empfohlen. Die Entwicklung der Verhältnisse 
müßte für diesen Einklang immer neue Methoden notwendig er- 
scheinen lassen. Sie hat manche Fortschritte hierein gezeitigt, 
immer neue Mittel des Ausgleiches und der Vermittlung zur Ein- 
führung gebracht. Arbeiterkammer und Betriebsráte und Einigungs- 
ämter sind entstanden. Solche und ähnliche Bestrebungen sind 
weder von vornherein abzuweisen noch schablonenhaft anzuwenden. 
Auch davor hat der Papst im Voraus gewarnt. Auf patriachalische 
Verhältnisse und familienhafte Einrichtungen lassen sich Methoden, 
die in einem Grofbetriebe nicht geringen Nutzen stiften, oft nicht 
anwenden, ohne viel größeres zu schädigen. Zeitgemäße und 
sorgfältige Anpassung solcher Einrichtungen offenbart viel Klug- 
heit und stiftet gewiß viel mehr Nutzen dls stürmisches Vorgehen. 

6. Ueber den Streik und seine bitteren Folgen für Arbeit- 
geber wie Arbeitnehmer, über seinen schädigenden Einfluß auf 
das Gesamtwohl, über die vielen Gefahren der Gewalttätigkeiten, 
welche daraus entstehen, über das mancherlei Unrecht, das nicht 
selten damit begangen wird, muß gründlich Aufklärung gegeben 
werden. Der Streik gleicht, auch wenn er wegen bitterster Not- 
lage gerecht und in Anbetracht aller Verhältnisse sittlich erlaubt 
ist, allzusehr einem siegreichen Kriege. Es ist sittliche Pflicht, 
keinem Vereine beizutreten, der leichtfertig und gewissenlos, ohne 
andere Mittel der Verständigung früher angewendet zu haben, 
einen Streik inszeniert. Der Zwang zum Streik kann auch einen 
Terrorismus darstellen, der ungerecht und verderblich ist. 

7. Papst Leo XIII. spricht nicht ausdrücklich von Gewerk- 
schaften. Da aber die christlichen Gewerkschaften als wirksamstes 
Gegenmittel gegen die sozialdemokratischen Gewerkschaften gelten 
müssen, so verdienen sie tatkräftigste Förderung auch durch den 
Klerus. Ihre Stärkung an Zahl und Tüchtigkeit der Mitglieder 
hat als unumgängliche Notwendigkeit zu gelten, um den Arbeiter- 
stand — aber auch andere Stánde — vor dem verderblichen Ein- 
fluß der sozialistischen Irrtümer zu bewahren. Auf sie sind des- 
halb die Grundsátze, welche der Papst für die katholischen Ar- 


. beitervereine überhaupt aufgestellt hat, móglichst anzuwenden. 
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Christliche Gewerkschaften müssen ihre Bezeichnung auch wirk- 
lich verdienen, und sie verdienen sie, wenn christliche Gesinnung 
in ihnen waltet. Es muß nun aber auf alle Weise Vorsorge ge- 
troffen werden, daß die Arbeiter nicht genötigt seien, in sozial- 
demokrati schen Gewerkschaften Hilfe gegen Bedrückung zu suchen. 
Leo XIIL, der so eindringlich mahnt, daß die christlichen Kreise 
durch ihre Fürsorge für die Arbeiterwelt den Segensreichtum der 
katholischen Kirche offenbaren, kann auch hiefür als Autorität 
gelten. Diese eine Angelegenheit gchört zu den größten Auf- 
gaben der Gegenwart. 

8. Über die /rrtümer des Sozialismus, des Kommunismus, 
des Bolschewismus und ihre Verwerflichkeit, andererseits über 
die unabänderlichen Grundsätze der katholischen Kirche, über 
Eigentum, Ehe und Autorität muß immerfort Aufklärung gegeben 
werden. Für die Zinsfrage gilt die Bestimmung des Codex (Can. 
1543) als Grundlage; sie ist jedoch in ihrer Anwendung auf die 
heutige Zeit eifrigem Studium zu unterwerfen. Gewiß kann dies 
alles in Vereinsvorträgen viel ungehemmter geschehen. Im Be- 
darfsfalle ist jedoch die Aufklärung über den Sozialismus usw. 
durch Predigten nicht zu vermeiden. Das gemeinsame Schreiben 
der österreichischen Bischöfe über soziale Fragen der Gegenwart 
kann dafür und soll auch, wo genügendes Verständnis ist, eifrigste 
Verwertung finden. Jedoch ist im Sinne jenes Schreibens auch 
die Aufkärung über den Mammonismus, über das Verderben des 
Wuchers zu geben, sonst würde die Aufklärung über den Sozialis- 
mus leicht zur Einseitigkeit. Das alles darf nicht in verletzender 
Form, nicht in Gehässigkeit, nicht um Personen bloßzustellen, 
vorgebracht werden; auch nicht, ohne das gelten zu lassen, was 
an derzeitigen Forderungen der Arbeiterwelt berechtigt ist. Es 
geschehe in möglichster Sachlichkeit, im Ernste der Ewigkeit, in 
der aufrichtigsten Sorge für das Seelenheil und mit jenem Mit- 
leid und Erbarmen, welches einerseits das wirtschaftliche Elend, 
andererseits das geistige Elend der Irrenden verdient. Das Auf- 
treten sei so, daß dem Seelsorger nie die Möglichkeit benommen 
ist, Kranken und Sterbenden seinen Trost anzubieten und auch 
noch den allerletzten Versuch für die Seelenrettung zu unter- 
nehmen. | 

9. Entsprechend den Vorschriften des Kirchenrechtes warne 
der Priester ernst vor dem Beitritt zu »geheimen, verbotenen, auf- 
rührerischen und verdächtigen Vereinigungen«, »soldien, welche 
sich der rechtmäßigen Oberhoheit der Kirche zu entziehen suchen« 
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(Can. 684). »Wer sich der freimaurerischen Sekte anschließt oder 
anderen Vereinigungen derselben Art, die gegen die Kirche oder 
die rechtmäßige Staatsgewalt Umtriebe planen, verfällt der dem 
Apostolischen Stuhle einfach reservierten Exkommunikation« (Can. 
2335). Nach dem Grundsatze: Odiosa sunt restringenda, wird 
man in Beurteilung dieser Angelegenheiten bei einfachen Mit- 
gliedern sozialdemokratischer Vereine große Zurückhaltung üben 
müssen, weil bei ihnen nicht immer Kenntnis der eigentlichen 
Ziele und auch nicht von vornherein Zustimmung zu den Irr- 
tümern zu vermuten ist. Man unterscheide bei Mitgliedern sozial- 
demokratischer Vereine demnach zwischen Verbot und Zensur. 

10. An sozialdemokratischen Gewerkschaften sich beteiligen, 
wo man die Möglichkeit hat, einer christlichen Organisation bei- 
zutreten oder eine christliche Gewerkschaft gründen zu können, 
ist wegen der Gefahren, die damit verbunden sind und wegen 
der Stärkung, die dadurch der sozialdemokratischen Partei ge- 
leistet wird, unerlaubt. Wenn man die Möglichkeit nicht hat, 
einer christlichen Gewerkschaft beizutreten, oder wenn man unter 
dem Drucke des Terrorismus oder unter dem Einfluß einer Not- 
lage steht, ist die Beteiligung nach den Grundsätzen der coope- 
ratio materialis zu beurteilen, aber um so ernster, je schärfer die 
Sozialdemokratie mit ihren letzten Zielen hervortritt. Es muß 
mit allen Mitteln daran gearbeitet werden, den Terrorismus auf 
diesem Gebiete zu brechen. Insoweit und insolange dieser 
Terrorismus besteht, läßt sich, da die Verhältnisse zu verschieden 
sind, nicht eine einheitliche Norm vorschreiben. 

11. Die Beteiligung an der Wahl von sozialdemokratischen 
Vertretern — sei es für die Gemeinden, sei es für das Land oder 
für das Reich — ist selbstverständlich entschieden zu verurteilen, 
weil sozialdemokratische Abgeordnete auf das sozialdemokratische 
Programm gewählt werden, das ja im Gegensatz zum Christen- 
tum steht. 

12. Schwer verfehlen sich jene Eltern, welche ihre Kinder 
den sozialdemokratischen Kinderfreunden zuführen, wie auch die, 
welche die sozialdemokratische Hetze gegen den Religionsunter- 


richt in den Schulen mitmachen. Wo diese Verhältnisse ein- ` 


setzen, muß mit aller Entschiedenheit die Pflicht der katholischen 
Eltern eingeschärft werden, durch Beteiligung an den Eltern- 
vereinigungen und Elternabenden ihren Einfluß auf die Schulen 
zu wahren. Der sozialdemokratischen Kinderfreundbewegung ist 
die christliche Kinderschutzbewegung »Frohe Jugend« entgegen- 
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zustellen. Es soll ernstlich darnach getrachtet werden, die ge- 
samte Lehrerwelt dem Einfluß der Sozialdemokratie zu entziehen 
und sie für die christliche Jugendbewegung zu gewinnen. Die 
ganze katholische Bewegung muß darnach trachten, die Ver- 
wendung von katholischen Lehrern für die katholische Jugend- 
bewegung finanziell zu ermöglichen. 

Stets muß das Arbeiten des Klerus auf dem sozialen Ge- 
biete so sein, daß es ein wahres Dienen unter dem Königtum 
Christi ist, dessen Herrschaft in der Heiligen Schrift also be- 
schrieben wird (Ps. 71): »Es werden ihn anbeten alle Könige 
der Erde und alle Völker ihm dienen. Denn er wird retten den 
Armen vor dem Mächtigen — den Armen, der keinen Helfer 
hatte. Er wird schonen des Armen und Dürftigen und die 
Seelen der Dürftigen erlösen, von Wucher und Unrecht erlösen 
ihre Seelen. Denn ehrwürdig ist ihr Name vor ihm, ihr Leben 
wird für kostbar angesehen werden von ihm. 

Der deutsche Episkopat hat für die katholischen Seelsorger 
einige Richtlinien aufgestellt, die das Verhältnis von Aufwertungs- 
gesetz und Moral betreffen. Wir geben diese beachtenswerten 
Ausführungen, die das Gebiet de iure et iustitia betreffen und 
deshalb in einem besonders nahen Zusammenhange mit dem 
Kirchenrecht stehen, hier gleichfalls nach dem Wortlaute wieder, 
der in den verschiedenen Kirchlichen Amtsblättern der deutschen 
Diözesen publiziert wurde. 

Zu den schwierigsten Fragen, die nach dem wirtschaftlichen 
Ruin Deutschlands an die Einzelnen ebenso wie an die staatlichen 
Obrigkeiten und an die Gerichte herangetreten sind, gehört die 
Frage der Erfüllbarkeit und Erfüllungspflicht der aus Darlehns- 
und ähnlichen Verträgen sich ergebenden Obliegenheiten. Der 
Episkopat hat, um der Gefahr einer auf den Valutasturz gestützten 
Ausbeutung oder ungewollten, doch 'unbilligen Schädigung ver- 
armter Gläubiger nach Tunlichkeit entgegenzutreten, am 8. Januar 
und 5. September 1924 an die Reichsregierung ernste Vorstellungen 
gerichtet, sich berufend auf das Rechtsempfinden weitester Volks- 
 kreise, auf die Forderungen des natürlichen Rechts bezüglich des 
Privateigentums, auf die Erhaltung der Achtung vor Billigkeit, 
Treue und Glauben im Volke, auf Sinn und Inhalt der zwischen 
Gläubiger und Schuldner bei Darlehnsverträgen geschlossenen 
Vereinbarungen und auf das Verhängnisvolle der Einwirkung un- 
gerechter Aufwertungsbestimmungen auf das Volksleben. Zugleich 
hat aber auch der Episkopat in seinen Vorstellungen zugestanden, 
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daß in der allgemeinen Not das Privateigentum für Rettung des 
Gesamtwohls große Opfer bringen muß, daß daher der Einzelne 
seine Forderungen nicht überspannen darf, daß vielmehr nach 
dem Vorbilde der Entscheidungen der höchsten Gerichte auch 
die wirtschaftliche Lage der Gesamtheit und der Schuldner 
verständige Berücksichtigung finden muß. 

Nach langen und gründlichen Beratungen der berufenen 
Vertreter der Reichsregierung, des Parlaments, der Rechts- 
wissenschaft und Volkswirtschaft ist eine gesetzliche Regelung 
erfolgt, die von den Interessenten je nach der Tendenz ihres 
Interesses als einzig möglicher Ausweg betrachtet oder als un- 
gerecht bekämpft wird. Darum ist es erklärlich, wenn an die 
kirchliche Autorität, die für Schutz von Recht und Sittlichkeit, 
für Schutz der Notleidenden ebenso wie für Schutz der öffentlichen 
Ordnung einzutreten berufen ist, von vielen Seiten das Ersuchen 
ergangen ist, zu diesen gesetzlichen Normen Stellung zu nehmen; 
überdies ergeht an zahlreiche einzelne Seelsorger von Privaten 
die Anfrage, ob mit Erfüllung der reichsgesetzlich festgestellten 
Leistung auch der aus dem Vertragsverhältnis sich ergebenden 
Gewissenspflicht Genüge geschehe. 

Kritik am Gesetze selbst zu üben, ist Aufgabe derjenigen 
Vertreter der Wissenschaft, die sich zutrauen dürfen, unter 
Berücksichtigung aller tatsächlichen Unterlagen beurteilen zu 
können, ob ein Gesetz mit ganz anderem Inhalte nicht etwa 
Unmögliches vom Durchschnitt der Schuldner an Leistung fordere, 
ob es den Gerichten bei Forderung einer individuellen Abwägung 
in Bearbeitung jedes Einzelfalles nicht unerfüllbare Arbeit auflege, 
und ob eine wesentlich anders gestaltete Festsetzung der Leistungen 
nicht zu Folgen führen würde, die für die Wiedergesundung des 
Wirtschaftslebens des Volkes nicht tragbar wären. Die Frage 
der Selbsterhaltung von Volk und Staat durch Gesundung des 
Wirtschaftslebens kann als eine der brennendsten Fragen des 
bonum commune vom Gesetzgeber nicht deshalb außer Acht 
gelassen werden, weil eine Herabsetzung von vertraglich be- 
gründeten Anrechten vieler Privater dabei unvermeidlich ist. Wenn 
schon in friedlichen Zeiten, so müssen um so mehr in Zeiten 
des vollständigen wirtschaftlichen Zusammenbruchs des ganzen 
Volkes Interessen von Einzelnen hinter der Rettung des Gesamt- 
wohles vielfach zurücktreten, so schmerzlich es den Einzelnen 
treffen mag: ein Satz, der auch dem einzelnen Interessenten bis 
zu einem gewissen Grade als unbestreitbar erscheinen muß. 
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Aufgabe der nachstehenden Zeilen kann es daher nur sein, 
den Seelsorgern Winke für ihre Haltung zu geben, wenn an sie 
namentlich die von Tausenden erhobene Frage herantritt: kann 
der Schuldner im Gewissen sich beruhigen, wenn er das geleistet 
hat, was das Gesetz ihm vorschreibt? 

Ist eine Instruktion, die sehr gewünscht wird, jetzt schon 
möglich? Wenn es auch an sich wünschenswert wäre, daß vorerst 
die Vertreter der Moralwissenschaft gemeinsam mit den ge- 
diegensten Kennern der Volkswirtschaft noch eingehender als 
seither dieser Frage ihre Studien widmen möchten, so fordert 
doch die Aktualität der vielen Einzelfälle, daß dem hochwürdigen 
Seelsorgsklerus wenigstens insoweit, als es zurzeit möglich 
erscheint, Richtlinien gegeben werden. 

Da ist nun in erster Linie zu sagen, daß die Forderung 
von Gläubigern, so viel in heutiger Reichsmark zu erhalten, wie 
sie vor der Geldentwertung in Vollmark — man gestatte diesen 
Ausdruck als Bezeichnung der derzeitigen Kaufkraft der Mark 
— gegeben haben, auf den ersten Blick durchaus einleuchtend 
erscheint. Und dennoch ist eine solche Forderung in dieser 
uneingeschränkten Fassung nicht als rundweg berechtigt zu 
bezeichnen. Denn sie übersieht eine ganze Reihe von gewichtigen 
Momenten, die auch dann beachtet werden müssen, wenn man 
versucht, sie durch Entrüstungsausdrücke zum Schweigen zu 
bringen. 

Zunächst ist es in der natürlichen Ethik und in der christ- 
lichen Moral unbestritten, daß der Staat unter bestimmten Um- 
ständen den aus Eigentum und Privatrecht sich ergebenden An- 
rechten einschränkende Grenzen setzen kann. So energisch die 
Kirche auch eintritt für die Erhaltung des Privateigentums und 
die Erfüllung von Vertragspflichten als einer ‚unentbehrlichen 
Grundlage des Wohles der Einzelnen, der Familien und der Ge- 
samtheit, ebenso anerkennt sie, daß es zahlreiche Fälle gibt, in 
denen ein privates Recht hinter dem Gesamtwohl in mehr oder 
minder großem Umfange zurücktreten muß; es sei an die Ent- 
eignung zum Zwecke eines bedeutsamen Unternehmens eines 
Gemeinwesens, an die Ungültigkeitserklärung bestimmter nicht 
ganz formgerechter Testamente u. a. m. erinnert. Unter diesem 
Gesichtspunkte kann eine in notwendigen und billigen Grenzen 
sich haltende Befugnis zur Grenzfestsetzung für Erfüllung von 
Vertragspflichten zwecks Verhütung des Dauer-Ruins der Volks- 
wirtschaft dem staatlichen Gesetzgeber nicht abgestritten werden. 
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Umstritten werden kann allerdings die Frage, ob die er- 
gangenen Aufwertungsgesetze eine wirkliche Herabsetzung des 
naturrechtlich festgesetzten Darlehnswertes oder nur die Fest- 
setzung der Grenze der Einklagbarkeit zur Anweisung für die 
Gerichte normieren wollten. Doch macht der Wortlaut solchen 
Unterschied nicht. | 

Auch daran sei erinnert, daß keineswegs ein Acker oder 
Haus, das mit geliehenem Gelde vor der Inflation erworben ist, 
heute noch überall den gleichen Wert und den gleichen Rein- 
ertrag hat wie bei Zeit des Erwerbes, daß daher das mit ge- 
liehener Vollmark Erworbene im Werte gesunken ist ebenso, 
wenn auch nicht in gleichem Maße, wie das in Vollmark ge- 
liehene Geld. Ganz abgesehen davon, daß auch in Italien und 
Frankreich Kapitalsrückzahlung in der gleichen Ziffer Lire und 
Franken, wenn man den Wert nach ihrer Kaufkraft betrachtet, 
nur einen Bruchteil des zur Zeit der Darleihung gegebenen 
Geldwertes bedeutet. Es würde ein Messen mit ungleichen 
Maßen sein, wenn der Gläubiger diese dem wirklich oder an- 
geblich bereicherten Schuldner erwachsenen Schäden unberück- 
sichtigt ließe. 

Ferner wird von manchen Darlehensgläubigern übersehen, 
daß in zahlreichen Fällen der Schuldner selbst dem Ruin ent- 
gegengebracht würde, wenn er den Vollmarkbetrag jetzt in 
‚gleicher Ziffer Reichsmark zahlen sollte, daß er also tatsächlich 
zu solcher Zahlung unfähig ist: ein Moment, auf das schon in 
der bischöflichen Vorstellung an den Reichskanzler vom 8. Januar 
1924 hingewiesen ist mit der Bemerkung, daß auch die wirt- 
schaftliche Lage des Schuldners zu berücksichtigen sei. 

Dies alles sind denn doch sehr beachtenswerte Umstände, 
die jeden billig Denkenden zu großer Vorsicht in Beurteilung 
des Umfangs der Pflicht des Schuldners mahnen müssen. Nicht 
das Gefühl und der Ton von Geschädigten ist das Maßgebende, 
sondern die nüchterne verständige Abwägung aller obwaltenden 
Verhältnisse. 

Solche Beachtung aller obwaltenden Verhältnisse ist aber 
nicht nur dann nötig, wenn sie im Einzelfalle zu Gunsten des 
Schuldners, sondern ebenso, wenn sie zu Gunsten der verarmten 
Gläubigers sprechen. Denn es gibt zahlreiche Fälle, in denen 
die Gesamtlage beider Teile klar erkennen läßt, daß der Schuld- 
ner ganz unleugbar eine über die Auwertungsquote hinausgehende 
Verpflichtung hat. 
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Es ist hierbei nicht Sache des Seelsorgers, zu entscheiden, 
ob die im Einzelfalle vorliegende Pflicht zur Mehrleistung als 
eine schwere Pflicht der Gerechtigkeit oder als eine schwere 
Pflicht der Billigkeif£ und Nächstenliebe zu charakterisieren ist. 
Denn auch hierüber bestehen Meinungsverschiedenheiten unter 
den Moralisten. Die einen sagen: wenn ein Staat den Rechts- 
schutz nicht leistet, ist damit noch keineswegs die Gerechtigkeits- 
pflicht im Gewissen aufgehoben; das ist sicher richtig. Doch 
erklären andere: aus der grenzenlosen Verwirrung über Umfang 
und Ausführbarkeit der naturrechtlichen Pflicht einerseits und 
aus der Pflicht der Sanierung der Gesamtwirtschaft zur Verhütung 
des Ruins des Volkslebens andererseits ist die mit größter Um- 
sicht geschaffene Gesetzesbestimmung geboren, die in Zeiten 
beispielloser Katastrophen die Bedeutung der Umgrenzung der 
naturrechtlichen Verpflichtung haben kann und hat. Bei diesem 
zurzeit noch .nicht behobenen wirklichem oder scheinbarem 
Widerstreit der Meinungen der Vertreter der Wissenschaft wird 
es für den einzelnen Seelsorger der ratsamste Weg sein, in Fällen, 
in denen sicher schwer verpflichtende Obliegenheiten der Billig- 
keit und Nächstenliebe obwalten, auf diesen Entstehungsgrund 
der Pflicht sich zu berufen, dagegen die Frage, ob diese un- 
leugbare Pflicht in einzelnen Fällen auch eine Gerechtigkeits- 
pflicht ist, einstweilen der wissenschaftlichen Arbeit zu überlassen. 

Soll nun der um Rat angegangene Seelsorger selbst ver- 
suchen, die Pflicht des Einzelnen ziffernmäßig zu bestimmen? 
Das mag in begrenztem Umfange einer Diózesanbehórde mög- 
lich sein, wenn sie z. B. eine schiedsrichterliche Stelle im Inter- 
essenstreit von Kirchen, Klóstern, Anstalten, Stiftungen einsetzen 
will. Aber dem einzelnen Seelsorger gegenüber den Privaten 
wird es unmóglich sein, wegen Mangels der Kenntnis aller ein- 
schlägigen Verhältnisse und wegen der Menge der Fälle, ganz 
abgesehen von den Folgen eines Irrtums bei der Einzelentschei- 
dung. Daher kann es nur seine Aufgabe sein, im Einzelfalle an- 
zuhalten zu gewissenhafter selbständiger Prüfung, zur Beratung 
mit einem unparteiischen Gutachter, am besten zu gütlichem Ver- 
gleich der Parteien, eventuell auch unter Mitarbeit eines Vermitt- 
lers oder Schiedsrichters. " 

Aus diesen Erwägungen ergeben sich folgende Richtlinien: 

I. 
Es ist nicht die Sache des Seelsorgers, ein kritisches Urteil 


über das Aufwertungsgesetz selbst abzugeben. Er kann nicht be- : 
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haupten, daß seine Anwendung auf die Einzelfälle in jedem Falle 
gerecht oder in jedem Falle ungerecht sei. Aufgabe des Gesetz- 
gebers war es nicht und konnte es gar nicht sein, ein in jedem 
Falle allen Rücksichten genügend entsprechendes Idealgesetz zu 
schaffen. 
lI. 

Aus diesem begrenzten Werte des Gesetzes ergibt sich 
auch Folgendes : | 

Damit, daß das Gesetz einen bestimmten Anfangstermin für 
die Bezeichnung der aufzuwertenden Forderungen feststellen mußte, 
um der Arbeit der Gerichte Grenzen zu stecken, und als sölchen 
nach reifer Prüfung den 15. Juni 1922 angenommen hat, ist nicht 
gesagt, daß bezüglich der vor diesem Termin ohne Vorbehalt 
zurückgezahlten Darlehen keinerlei Pflichten der vorbezeichneten 
Art im Gewissen bestehen können. Nicht klein ist die Zahl derer, 
die vor dem 15. Juni 1922 glaubten, mit einem fast wertlosen 
Gelde sich begnügen zu müssen, und daher aus Mangel an Ge- 
schicklichkeit einen Vorbehalt versäumt haben. Sehr ernste Rück- 
sichten namentlich der Billigkeit und Liebe können also auch be- 
züglich der etwas früher beglichenen Forderungen zu einer Mehr- 
leistung verpflichten. T 

Öffentliche Aufklärung über die dargelegten Pflichten durch 
Predigten werden nicht nutzbringend sein. Noch eignet sich der 
Beichtstuhl zu genauer Prüfung oder Entscheidung von nicht ge- 
nügend geklärten Einzelfällen; denn was der Seelsorger in solchen- 
Fällen rät oder mahnt oder als strenge Pflicht erklärt, geschieht 
besser in einer Weise, die dem Seelsorger die Möglichkeit beläßt, 
gegen Mißdeutung seiner Worte sich zu verteidigen, was der 
Beichtvater durchweg nicht kann, Eine Stellungnahme bald für, 
bald gegen einen Schuldner im Beichtstuhle würde eine Ver- 
wirrung stiften, deren Folgen dem Seelsorgeramte selbst zur Last 
gelegt würden, ohne daß ein praktischer Nutzen zu erhoffen wäre. 
Würden also durch Entscheidung aus dem Munde des Seelsor- 
gers bóhere Pflichten der Seelsorge geschádigt werden, so wird 
er besser tun, die Beteiligten an einen sachverstándigen Gut- 
achter zu verweisen. Vergl. Luk. 12, 14. 


IV. 


Ein Urteil darüber, ob Länder, Gemeinden und ähnliche 
öffentliche Körperschaften ein die Gesetzesnorm übersteigendes- 
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Mehr leisten können und müssen, vielleicht auch ob daneben zu 
beachten ist, daß sie ein Mehr teilweise schon im Wege der Klein- 
sentnerfürsorge geleistet haben, sowie eine Erwägung, ob sie etwa 
später unter günstigeren Verhältnissen etwas nachleisten können, 
wird den zuständigen Obrigkeiten zu überlassen sein. 


V. 


Wenn nun auch die Rolle eines Aufwertungskommissars dem 
Klerus nicht zusteht, wird es doch seine Pílicht sein, zu mahnen 
und nótigenfalls mit allem Nachdruck seine mahnende Stimme 
zu erheben, wenn Pflichten der Gerechtigkeit, Billigkeit oder Liebe 
zweifellos verletzt werden. Diese Mahnung ist da angebracht, 
wo Pflichtverletzung sicher ist, nicht da, wo der Beteiligte von 
einer wirklich probabelen Auffassung Gebrauch machen zu kónnen 
überzeugt ist. 

VI. 

Bekannt und oben bereits angedeutet ist, daß nicht nur Pflichten 
der Gerechtigkeit, sondern auch solche der Billigkeit schwere 
Verpflichtungen sein können. Daher ist der durch Zweifel über 
seinen Pflichtenumfang beunruhigte Schuldner anzuhalten, die 
Pflichtfrage mit aller Gewissenhaftigkeit und verständigen Ab- 
wägung selbst zu prüfen, was zweckmässig unter Zuziehung eines 
unbeteiligten zuverlässigen Sachverständigen geschieht. Der 
beste Weg ist dann der Weg der ausgleichenden Verständigung 
zwischen Schuldner und Gläubiger. Der Seelsorger ist hierbei 
zum Sachverständigen zumeist nicht geeignet, weil seine Auf- 
gaben und höhere Rücksichten auf anderem Gebiet liegen. 


Immerhin kann es Fälle geben, in denen der Seelsorger zur 
Rettung eines verarmten Gläubigers auch ungefragt ein ernstes 
Mahnwort an einen nicht billig handelnden Schuldner richten 
soll. Allerdings mit Vorsicht nnd Bedächtigkeit: denn nicht jeder 
Schuldner ist gewillt, seine eigene wirtschaftliche Lage mit allen 
Details dem Seelsorger darzulegen. — Bei Mißerfolg selbst zur 
Verweigerung der Absolution zu schreiten, ist nur dann angängig, 
wo die Pflicht unleugbar erwiesen und mala fides des Ablehnen- 
den evident ist. Ist das nicht absolut klar, so geziemt sich schonende 
Zurückhaltung, weil ein Fehlgriff verhängnisvoll ist. Wo noch 
Gefühl für hóhere Beweggründe besteht, wird ein Appell an die 
Schwere Pflicht der Billigkeit und Nächstenliebe, an den Unsegen 
ungerechter Bereicherung und an die Unruhe in der letzten Stunde 
wirksamer sein als eine Drohung mit disziplinaren Maßnahmen. 
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VII. 


Kirchliche Gemeinden, Stiftungen und Anstalten sollen es 
mit der Frage, ob sie ein Mehr leisten kónnen und dann mindestens 
aus Billigkeit und Liebe leisten müssen, besonders ernst nehmen 
Zu den dargelegten Gründen tritt für sie hinzu die unter Ziffer IX. 
vermerkte Rücksicht. In schwierigen Fällen möge von solchen 
schuldnerischen Instituten ein Gutachten oder ausgleichende schieds- 
richterliche Entscheidung zur Klärung benutzt werden. 


VIII. 


Anerkanntermaßen ist, wie schon erwähnt, die wirtschaftliche 
Lage des Schuldners nie unberücksichtigt zu lassen. Daher ist 
folgendes zu beachten 

Würde eine Zahlung über den gesetzlichen Betrag hinaus 
den Schuldner ruinieren, so wird man ihn nicht zu höherer 
Leistung verpflichten können. — Andererseits ist die wenigstens 
aus Billigkeit und Nächstenliebe entspringende Pflicht um so 
ernster zu betonen, je sicherer es ist, daß einem verarmten Gläu- 
biger gegenübersteht ein Schuldner, der das geliehene Geld in 
einem namhafte Reinerträge abwerfenden Wertobjekte angelegt 
hat. Dann ist letzterer anzuhalten, der ursprünglichen Höhe 
des Darlehens in seiner Zahlung erheblich näher zu kommen. 
Mit Absicht ist betont: «in einem namhafte Reineinträge abwerfen- 
den Wertobjekte.» Denn der Sachverständige darf nicht aus dem 
Auge lassen, wie sehr der Ertragswert auch von gutem Acker 
und von Häusern durch Lasten und beengende Bestimmungen 
herabgemindert ist, und ob der Schuldner nicht selbst wegen 
großer Verluste aus der Inflation eine billige Berücksichtigung 
seiner Gesamtlage in Anspruch nehmen kann. Nicht selten wird 
die keineswegs rosige Lage eines Hausbesitzers, Landwirts oder 
oder Gewerbetreibenden sehr auf Berücksichtigung Anspruch 
haben. | 

IX. 

Pflichten der Billigkeit und Liebe können eine Steigerung 
erfahren durch eine Pflicht zur Vermeidung von grobem Ärger- 
nis. Vorgetragen wurde ein Fall, indem ein mit Vollmark eines 
jetzt verarmten Gläubigers erbauter Flügel eines in kirchlichem 
Eigentum stehenden Krankenhauses heute bei guter Wirtschafts- 
führung günstige finanzielle Erfolge erzielt; es würde Ärger- 
nis geben, wenn man in einem solchen Falle beim anzustreben- 
den Vergleich nicht Rücksichten der Billigkeit und Nächstenliebe — : 
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bez. auch der Gerechtidkeit — in tunlichst entgegenkommender 
Weise entsprechen wollte. Allerdings bleibt auch in solchem Falle 
die wirtschaftliche Gesamtlage des schuldnerischen Instituts mit 
zu berücksichtigen. 

Mit der Frage der Aufwertung berührt sich in etwa die der 
Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Staate und den ehe- 
maligen Fürstenhäusern in Deutschland. Das von der kommu- 
nistischen und sozialdemokratischen Partei beantragte Volksbe- 
gehren auf entschädigungsiose Enteignung der deutschen Fürsten- 
häuser hat in diesem Frühjahr zwölf und eine halbe Million 
Stimmen erhalten. Es ist dieses ein trauriger Beweis für die 
Tatsache, daß die Begriffe der Gerechtigkeit und des göttlichen 
und natürlichen Rechts bei einem großen Teile unseres Volkes 
ins Wanken geraten sind. Leider haben auch viele Katholiken 
für dieses Volksbegehren, das im krassesten Widerspruch mit 
den Lehren des Katechismus steht, gestimmt. Die drei süd- 
deutschen Bischöfe von Passau, Rottenburg und Würzburg haben 
sich daher ein großes Verdienst erworben, indem sie diesem 
moralistischen Modernismus, den der gegenwärtige Hl. Vater in 
seiner Antrittsenzyklika so sehr beklagte, in mannhafter Weise 
entgegen getreten sind. 

Im Jahre 1919 wurde in Regensburg die Liga oder Wirtschaft- 
licher Verband der katholischen Geistlichen Bayerns e. G.m.b.H. 
gegründet, die folgende Ziele verfolgt: Förderung der kirchlichen 
Körperschaften durch Annahme von Spareinlagen, Gewährung 
von Darlehen, Abschluß von Feuer-, Haft-, Einbruchsdiebstahl-, 
Unfallversicherungen, Sterbe- und Krankenkasse, Vermittlung von 
Gebrauchsgegenständen für Kirchen und Geistliche, Widdums- 
administation, Priesterrentenkasse und Fürsorgekasse für Pfarr- 
hausangestellte. Die Kölnische Volkszeitung Nr. 169, Erste 
Morgen-Ausgabe, vom 5. März 1926 hat über die Entwicklung 
dieser wirtschaftlichen Organisation folgenden interessanten Be- 
richt erstattet. 

Der Verband entwickelte sich seit fünf Jahren zu einer 
mächtigen Organisation, die auf überraschend große Erfolge 
zurückblicken kann. Er zählt zurzeit ungefähr 4800 Mitglieder. 
Es gehören ihm mehr als drei Viertel des bayerischen Weltklerus 
an, darunter mehrere Bischöfe und zahlreiche Kirchengemeinden. 
Welchen Nutzen der Verband seinen Mitgliedern und den ver- 
armten Kirchenstiftungen leistete, geht daraus hervor, daß er sie 
im letzten Jahre mit 600 Darlehen in der Höhe von über einer 
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Million Mark unterstützen konnte. Besonders würde der Ver- 
band herangezogen von Priestern, die einen Umzug zu bestreiten 
hatten oder eine Ökonomiepfarrei übernehmen mußten oder 
sich Hauseinrichtungen beschaffan sollten. In großzügiger Weise 
wurden Kirchen- und Pfarrhausbauten, Klöster und Seminarien 
gefördert. Besonders die großen Städte wie Nürnberg und 
München fanden ausgiebige Hilfe durch die Liga. 

Der Wirtschaftliche Verband der katholischen Geistlichen 
Bayeıns verwaltet selbst vier Wohlfahrtskassen: die Krankenkasse 
vergütete im verflossenen Jahre 78000 M. an erkrankte Mitglieder, 
wobei der Beitrag ein außergewöhnlich geringer war, nämlich 2M. 
für Pfarrer, 1,50 für Hilfsgeistliche und 1 M. für Emeriten pro 
Monat. Ferner leistete die Priestersterbekasse an Auszahlungen 
56000 M. Die Höchstversicherungssumme für den Todesfall 
beträgt zurzeit 11000 M. Auch in der Klasse, wie in allen 
übrigen, sind die Beiträge außergewöhnlich niedrig, weil die 
Verwaltung der Kassen durch den mit der Liga verbundenen 
Warenverkehr sehr billig zu stehen kommt. Durch die Priester- 
rentenkasse will der Verband den Geistlichen für die Zeit ihrer 
Dienstunfähigkeit die Schmälerung ihres Einkommens durch 
Renten, die sie jährlich beziehen, ersetzen. 

Desgleichen ist die Fürsorgekasse für Pfarrhausangestellte 
bestimmt, für stellenlose, kranke und ausgediente Pfarrhaus- 
hälterinnen ein gesichertes Auskommen zu gewährleisten. 

Die Rente, welche beansprucht werden kann, genügt in Ver- 
bindung mit den Bezügen aus der Angestellten-Versicherung einer 
Pfarrhausangestellten vollauf, um ein sorgenfreies Alter zu genießen. 

Wie sehr der Verband der katholischen Geistlichen Bayerns 
geschätzt wird, geht daraus hervor, daß nach seinem Muster 
zahlreiche andere Verbände, die mit ihm im Kartell stehen, ge- 
gründet worden sind und daß auch die evangelischen Geistlichen 
Bayerns sich an ihm orientieren und den Verband der evan- 
gelischen Geistlichen Bayerns mit den nämlichen Einrichtungen 
in das Leben riefen. 

Durch den Warenverkehr, der mit Erlaubnis des Episkopates 
beschränkt auf klerikale und kirchliche Bedarfsartikel geführt wird, 
erstehen den Mitgliedern und Kirchenstiftungen außerordentliche 
Vorteile, an denen die Geistlichen von ganz Deutschland indirekt 
teilnehmen. 

Dem Verbande gelang es nämlich, durch Sondereinrich- 
tungen vor allem preisbildend zu wirken auf Wachswaren, Meß- 


Der wirtschaftliche Verband der katholischen Geistlichen in Bayern. 315 


weine, besonders aber auch auf kirchliche Kunstartikel. Gerade 
auf diesem Gebiete sind die Kirchenstiftungen von manchen ge- 
wissenlosen Handwerkern außerordentlich übernommen worden. 
Es sind Fälle bekannt, daß z. B. für eine Monstranz, die um 
85 Mk. hergestellt wurde, 800 Mk. von einer Kirchenstiftung 
verlangt und bezahlt wurden. Desgleichen wurde ein Kelch ver- 
kauft um 400 Mk., der von Sachverständigen auf 80 Mk. ge- 
schätzt wurde. 

Zahlreiche Anfragen und Anträge gelangen an die Liga von 
außerbayerischen Bistümern, von Paderborn, Trier, Freiburg im 
Breisgau u. a. Anfänglich glaubte man, hier in Bayern sei mit 
Gründung des wirtschaftlichen Verbandes der katholischen Geist- 
lichen etwas ganz Neues in der katholischen Kirche geschaffen 
worden. Das ist aber ganz und gar nicht richtig. Der Klerus 
von Italien besitzt seit langer Zeit einen Verband mit ähnlichen 
Einrichtungen, dem 20000 Geistliche angehören und an dessen 
Spitze kein Geringerer steht als Kardinal Maffi. Die Liga der 
katholischen Geistlichen Italiens liefert die Kerzen z: B. für 
St. Peter in Rom, ferner besitzt sie eine eigene Tuch- und Hut- 
fabrik, wodurch sie in der Lage ist, ihren Mitgliedern billige 
Waren abzugeben. Ebenso haben sich zusammengeschlossen 
die Geistlichen von Spanien, Deutschböhmen, Ungarn u. a. 

Wenn man auf diese mächtigen Verbände dieser katholischen 
Länder blickt, taucht ohne weiteres die Frage aui, ob es nicht 
zweckmäßig wäre, wenn die katholischen Geistlichen von ganz 
Deutschland sich zusammenschlössen und die Interessen des 
Klerus, der Klöster, der Kirchenstiftungen in einem umfassenden 
Verbande fördern würden. Es ist kein Zweifel, daß die katho- 
lische Kirche Deutschlands auf jegliche Amerikaanleihe verzichten 
könnte, wenn der Gesamtklerus des Landes ähnlich wie in Bayern 
sich einheitlich organisieren und zusammenstehen würde. 

Der Episkopat von Bayern, an seiner Spitze Kardinal von 
Faulhaber, weiß die Leistungen der Liga wohl zu würdigen, und 
immer wieder sprechen es die Hochwürdigsten Herren aus, welch’ 
große Wohltat für ihre Bistümer, für ihre verarmten Kirchenstif- 
tungen, namentlich für solche, die Um- und Neubauten ausführen 
müssen, der Verband mit seinen verhältnismäßig reichen Mitteln ist, 

Durch die Internationalen Kleruskongresse, die jährlich ab- 
gehalten werden, und zu welchen die Liga Bayerns eingeladen 
ist, bei welchen sogar einer ihrer Vertreter, nämlich der Hoch- 
würdigste Herr Bischof Dr. Matthias Ehreníried von Würzburg, 
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den Ehrenvorsitz inne hat, werden außerordentlich wertvolle An- 
regungen für die einzelnen Länder gegeben, die sich auf alle 
Gebiete der Seelsorge, aber auch der wirtschaftlichen Lage des 
Klerus erstrecken. 

Die Hauptgeschäftsstelle mit der Generaldirektion besitzt ein 
eigenes Haus in Regensburg. Ihr sind die Geschäftsstellen in 
Würzburg und München angegliedert. Zum Verkehr zwischen 
Direktion und den Mitgliedern dient das Klerusblatt, welches 
die Liga in Gemeinscheft mit den Diözesanpriestervereinen 
Bayerns allwóchentlich erscheinen läßt. Verlag und Redaktion 
desselben befindet sich in einem eigenen Heim in Eichstätt. 

Aus dem deutschen Synodalleben sind aus der jüngsten Zeit 
die Diözesansynoden zu Breslau vom 13. bis 15. Oktober 1925 
und zu Mainz vom 5.—7. Januar 1926 zu erwähnen. 


Personalnachrichten. 


Im Januar 1926 wurde der Dechant Johannes Hillebrand in 
Attendorn zum Weihbischof von Paderborn ernannt. 

Am 10. März verschied der Prälat und Domkapitular Dr. Joseph 
Hollweck, früher Professor des Kirchenrechts am Bischöflichen 
Lyzeum in Eichstätt. Der Verstorbene hat sich durch seine scharf- 
sinnigen kirchenrechtlichen Schriften und die Mitarbeit an 
dem Codex Juris Canonici in hervorragender Weise um das 
Kirchenrecht verdient gemacht. — Im Dezember des verflossenen 
Jahres habilitierte sich an der kath.-theol. Fakulität zu Münster 
i. W. Dr. theol. et iur. can. Max Bierbaum für kirchliche Rechts- 
geschichte und Missionsrecht. Die Antrittsvorlesung behandelte 
das Thema »Die Rechtsstellung des Apostolischen Stuhles im 
Völkerrecht«, die Habilitationschrift lautet »Konkordatsrecht und 
Konkordatsverhandlungen.« Bierbaum veröffentlichte bereits fol- 
gende Schriften: 1. Bettelorden und Weltgeistlichkeit an der Uni- 
versität Paris Texte und Untersuchungen zum literarischen Armuts- 
und Exemtionsstreit des 13. Jahrhunderts, 1920. 2. Papst Pius XI., 
ein Lebens- und Zeitbild, 1922. Außerdem edierte er’ in der 
Schóninghschen Sammlung kirchengeschichtlicher Quellen und 
Darstellungen folgende kleine Hefte: 1. Heft 6: Aus dem kirchlichen 
Rechtsleben des Mittelalters, 1925. 2. Heft 7: Papsttum, christ- 
liche Staatsordnung und christliche Völkerversöhnung 1925. 3. Heft 
12: Kirche und Kultur, 1926. 


VI. Literatur. 


Rezensionen und Referate. 


1. Eduard Eidmann, Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund 
des Codex Juris Canonici für Studierende. 2. Aufl. 89. (XXII 
u. 786.) Paderborn, Schóningh, 1926. Geb. M. 17.—. 


Die erste Auflage dieses von dem bekannten Münchener 
Kanonisten verfaßten Lehrbuchs wurde in Bd. CII, 260 dieser 
Zeitschrift besprochen. Als besondere Vorzüge des Werkes habe 
ich damals die exakte und juristische Darstellung, die vóllige 
Durcharbeitung des Stoffes unter Verwertung aller in Betracht 
kommenden Quellenstellen des Gesetzbuchs, die Erläuterung. 
durch treffende Beispiele und das Eingehen auf die wichtigsten 
Streitfragen hervorgehoben. Hiermit ist die Brauchbarkeit des 
Lehrbuchs namentlich für die Studienzwecke hinreichend ange- 
deutet. Der rasche Absatz der ersten Auflage innerhalb 3 Jahre 
hat dieses. Urteil auch in der Praxis bestätigt. 


Die neue Auflage ist inhaltlich an vielen Stellen umgear- 
beitet und dem Umfange nach von 752 auf 786 Seiten vermehrt. 
Die inzwischen erschienenen neuen Gesetze, Entscheidungen 
und literarischen Bearbeitungen hat der Verfasser mit gespanntester 
Aufmerksamkeit verfolgt, so daß ihm nichts wesentliches ent- 
gangen ist. 

Auf S. 162 erwähnt Eichmann, daß zur Zeit noch zwei 
Apostolische Delegaturen in Deutschland bestehen, nämlich die 
Delegatur Brandenburg und Pommern (verbunden mit dem Fürst- 
bistume Breslau) und die Delegatur des preußischen Gebiets 
links der Elbe (verbunden mit dem Bistume Paderborn). Diese 
Bemerkung ist antiquiert, da jene Gebiete jetzt kraft von Rom 
anerkannten Gewohnheitsrechts den Diözesen Breslau und Pader- 
born einverleibt sind. Vgl. H. Nottarp in der Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte XL. Band, Kan. Abt. IX, 
357. Nicht zustimmen kann ich: der S. 463 geäußerten Meinung, 
daß die in can. 1381 geforderte Approbation der Religionslehrer 
lediglich eine Idoneitütsklárung bedeute. Die neueren Rechts- 
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quellen der päpstlichen und bischöflichen Gesetze reden deutlich 
von einer eigentlichen Missio canonica oder einer Bevollmäch- 
tigung zur Erteilung des Religionsunterrichts. Vgl. A. Hellmuth, 
Die missio canonica, in diesem Archiv XCI, 474 ff. und N. Hilling, 
Die Schulpolitik Roms in den neueren Konkordatsabschlüssen, 
in Schule und Erziehung XIII (1925), 167. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


2. Anton Perathoner, Das kirchliche Gesetzbuch (Codex iuris 
canonici) sinngemäß wiedergegeben und mit Anmerkungen 

. versehen. Vierte, verbesserte und stark vermehrte Auflage. 
8°. (VII u. 763.) Brixen, Weger, 1926. M. 10.—. 


Das Perathonersche Lehrbuch des Kirchenrechts, dessen 
2. Aufl. in Band 101, 164 dieser Zeitschrift kurz angezeigt wurde, 
ist jetzt bereits in 4. Auflage erschienen und deshalb zur Zeit 
wohl am meisten in dem deutschen Sprachgebiet verbreitet. Man 
darf allerdings aus diesem raschen Absatz nicht ohne weiteres 
auf die hervorragende Güte eines Werkes schließen. Denn 
namentlich in den Zeiten der Teuerung gilt der Grundsatz, daß 
die kürzesten und billigsten Bücher am meisten gekauft werden. 
Auch in der neuesten Auflage läßt meines Erachtens dieses 
Buch noch manches zu wünschen übrig, da vor allem der Stoff 
(wahrscheinlich in Folge der Methode der Anmerkungen) nicht 
gleichmäßig genug durchgearbeitet ist. Ich erkenne jedoch gern 
an, daß das Werk von Auflage zu Auflage wie an Umfang so 
auch arı Wert beständig gewonnen hat. 


Auf S. 112 Anm. 1 findet sich eine irrtümliche Auffassung 
von dem Begriffe der iurisdictio voluntaria, die durchaus nich 
mit dem Institute des deutschen Zivilrechts der sog. freiwilligen 
Gerichtsbarkeit identisch ist. — S. 346 Anm. 3 hat Perathoner 
die unglückliche Fassung der Interpretationskommission des CJC. 
wiederholt, wonach gemäß dem Wortlaute bei akatholischen 
Eltern nur die Deszendenten in der väterlichen Linie bis zum 
1. Grade an der Weihe behindert sind. Es versteht sich von 
selbst, daß diese Vorschrift auch für die Deszendenten der 
mütterlichen Linie gilt. — Der Verfasser hält auf S. 369 Anm. 1 
noch immer daran fest, daß die Datierung der Verlóbnisurkunde 
und die gleichzeitige Anwesenheit der Brautleute bei der Aufnahme 
nicht zur Gültigkeit erforderlich sei, obwohl fast alle Kanonisten 
die gegenteilige Ansicht vertreten. — Mit Recht setzt Perathoner 
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S. 363 Anm. 1 die Zivilehe nicht ohne weiteres dem Konkubinate 
gleich. 


Freiburg i. B. u N. Hilling. 


3. Erwin Ruck, Kirchenrecht. [Enzyklopädie der Rechts- und 
Staatswissenschaft, Abteilung Rechtswissenschaft, Herausgeber 
E. Kohlrausch und W. Kaskel, XXIX.] 8°. (VI u. 64, ) Berlin, 
Julius Springer, 1926. M. 3.90. 


Entsprechend ihrer Einfügung in die Enzyklopädie der Rechts- 
und Staatswissenschaft bietet diese Darstellung nur eine kurze, 
zusammenfassende Übersicht über das System des katholischen 
und evangelischen Kirchenrechts mit Einschluf des deutschen 
Staatskirchenrechts. Als Beispiel für die Kürze erwähne ich, daß 
das ganze kanonische Prozef- und Strafrecht auf reichlich zwei 
Seiten abgehandelt ist. Im übrigen hat der Verfasser auch das 
katholische Kirchenrecht würdig und im grofen und ganzen rich- 
tig dargestellt. 

Bei der Übersicht über die katholische Hierarchie in Deutsch- ` 
land ist das Bistum Meißen ausgelassen, ebenso die preußischen 
Anteile der Erzbistümer Olmütz (Kommissariat Katscher) und Prag 
(Generalvikariat Glatz). Die fürstbischöfliche (nicht apostolische) 
Delegatur Brandenburg-Pommern gehórt nicht mehr zum Missions- 
gebiet, sondern bildet einen integrierenden Bestandteil der Diózese 
Breslau. Vgl. H. Noffarp, in der Zeitschrift der Savigny-Stif- 
tung für Rechtsgeschichte Band XL, Kan. Abt. IX, 358 Anm. 1. 
Der Pfarrzwang ist in der katholischen Kirche im Laufe der Zei- 
ten zwar gelockert, aber keineswegs vóllig beseitigt. In Bezug 
auf Taufe, Viatikum, Trauung und Beerdigung sind die Gläubigen 
auch jetzt noch auf ihren parochus proprius angewiesen. Vgl.can.462. 


Freiburg i. B. l N. Hilling. 


4. Nikolaus Hilling, Die Allgemeinen Normen des Codex Juris 
Canonici. 8°. (VIII u. 163.) Freiburg i. B., Waibel, 1926. M. 4.80. 


Dieses bescheidene Büchlein, das aus meinen kirchenrecht- 
lichen Vorlesungen hervorgegangen ist, möchte als Hilfsmittel für 
die Einführung in das Studium des Kirchenrechts dienen. Es ent- 
hält außer der Einleitung (Enstehungsgeschichte, Geltungsbereich 
des CJC.) folgende sechs Abschnitte: I. Begriff und Systematik 
des Kirchenrechts. Übersicht über die neueste kirchenrechtliche 
Literatur, II. Von den Rechten, III. Von den Personen, IV. Von 
den Sachen, V. Von den Rechtstatsachen und Rechtshandlungen, 
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VI. Von der Zeit. Wie man sieht, geht der hier dargebotene In- 
halt etwas über den Rahmen der »Normae generales« des Codex 
Juris Canonici hinaus. Namentlich habe ich es für angemessen 
gehalten, die Rechtstatsachen und Rechtshandlungen eigens in 
diesem grundlegenden Teile des Kirchenrechts zu behandeln. Denn 
während die übrigen Abschnitte des Allgemeinen Teils mehr oder 
weniger theoretische Gegenstände des Kirchenrechts erörtern, 
kommt durch die Betrachtung der Rechtsakte unmittelbar die 
Praxis selbst zur Darstellung, wodurch das kanonistische Studium 
an Leben und damit auch an Interesse gewinnt. Auch wird hier- 
durch der Blick für die Kasuistik geschärft, da das Leben ungeheuer 
mannigfaltig ist. Veritas una, praxis multiplex. So nehme ich 
keinen Anstand, den V. Abschnitt über die Rechtstatsachen und 
Rechtshandlungen gleichsam für das Kernstück meines Büchleins 
zur erklären. Da in dem Allgemeinen Teile der Moraltheologie 
schon làngst eine systematische Übersicht de actibus humanis 
üblich ist, bedarf es für die Aufnahme dieses Abschnitts in die 
Allgemeinen Lehren des Kirchenrechts keiner näheren Rechtferti- 
gung mehr. | 
Freiburg i. B. Selbstanzeige. 


5. Christoph Kleyboldt, Sammlung kirchlicher Erlasse, Verord- 
nungen und Bekanntmachungen für die Diözese Münster. 

2. Aufl. 8°. (XX und 890.) Münster i. W., Westfälische 

Vereinsdruckerei, 1925. Geb. M. 22.—. 

Durch die Kodifikation des gemeinen Rechts im CJC ist 
den Seelsorgegeistlichen ein großer Dienst erwiesen. Sie finden 
jetzt alle auf das gemeine Kirchenrecht bezüglichen Vorschriften 
(mit Ausnahme der liturgischen Bestimmungen) in einem kurzen 
Handbuch übersichtlich zusammengestellt. Trotzdem ist aber 
eine weitere Rechtssammlung, die auch das partikuläre Diözesan- 
recht berücksichtigt, nicht überflüssig. Es ist deshalb erfreulich, 
daß die früheren Sammlungen der kirchenrechtlichen Diözesan- 
erlasse wiederaufleben. Den ersten Anfang mit ihrer Herausgabe 
hat der Münstersche Kanonist Dr. iur. Kleyboldt gemacht. Er 
legt seine im Jahre 1898 zum ersten Male erschienene und 1908 
durch einen Ergänzungsband vermehrte Sammlung kirchlicher 
Erlasse, Verordnungen und Bekanntmachungen für die Diözese 
Münster jetzt in zweiter Auflage vor. 

Wie schon der starke Umfang des Buches von 890 Seiten 
vermuten läßt, ist der Inhalt sehr reichhaltig. Es sind im Ganzen 
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nicht weniger als 485 Nummern vertreten, die sich auf folgende 
drei Hauptteile verteilen: I. Lehramt und Seelsorgeamt, II. Kultus 
und 1Il. Verwaltung. Vielleicht wäre es zweckmäßig gewesen, 
einen eigenen Hauptteil über »Kirchliche Personen« zu bilden, 
und darunter die jetzt unter »Verwaltung« stehenden Abschnitte: 
Bischöfliche Behörden, Píarrer- und Seelsorgsgeistliche, Ordens- 
personen und Bruderschaften und Vereine unterzubringen. Zur 
Erleichterung der Übersicht sind die drei Hauptteile in zahlreiche 
Unterabteilungen zerlegt. Unter diesen Rubriken sind in sach- 
gemäßer Reihenfolge die Verordnungen der bischöflichen Behörde, 
die Erlasse und Entscheidungen des Hl. Stuhles, die staatlichen 
Gesetze und Verordnungen und auch einige weltliche Gerichts- 
entscheidungen abgedruckt. Ich finde diese Anordnung, die die 
verschiedenen Kategorien der Gesetze, insbesondere die kirch- 
lichen und staatlichen, nicht auseinanderreißt, für die praktische 
Benutzung am empfehlenswertesten. 

Besonders reichhaltig sind die Abschnitte über den Reli- 
gionsunterricht an den Volksschulen und den höheren und mitt- 
leren Schulen (in zwei Abschnitte zerlegt), über das hl. Meß- 
opfer, die Ehe, die Bruderschaften und Vereine. Der Heraus- 
geber ist bestrebt gewesen, das gesamte zur Zeit noch in Geltung 
befindliche Gesetzesmaterial in seine Sammlung aufzunehmen. 
Deshalb hat er bis auf die älteste Zeit der neuen Diözese Münster 
zurückgegriffen. Beispielsweise treffen wir auch Verordnungen 
aus dem Jahre 1825 über die Erbauung und Erhaltung von 
Orgeln (S. 274), von 1828 über das Toten-Geläute (S. 276), von 
1829 über das Einläuten der Sonn- und Festtage (S. 277), von 
1838 über die Taufen in der Domkirche (S. 376). Die letzte ist 
besonders interessant, weil sie vorschreibt, daß nach der Wasser- 
weihe an Karsamstag und an Samstag vor Pfingsten die ersten 
Kinder aus den verschiedenen Pfarreien der Stadt Münster in 
Tecognitionem matricis ecclesiae in der Domkirche getauft werden 
müßen. | 

Es erübrigt sich, auf den Inhalt der bedeutenden Sammlung 
noch weiter einzugehen. In einer Empfehlung, die auf der Rück- 
Seite des Titelblattes abgedruckt ist, bemerkt der hochwürdigste 
. Bischof von Münster: »Bei dieser Reichhaltigkeit des Inhalts 
. wird die Sammlung in ihrer neuen Auflage sich als ein wertvolles - 
` und geradezu unentbehrliches Hilfsmittel erweisen, sowohl in der 
Seelsorge wie in der kirchlichen Verwaltung.« Ich móchte diesen 


^ Ausführungen noch hinzufügen, daß das Werk auch den Dozenten 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 21 
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des Kirchenrechts und den auswärtigen Ordinariaten wesentliche 
Dienste zu leisten vermag. Es ist ihm deshalb auch außerhalb 
der Münsterschen Diózese eine grófere Verbreitung zu wünschen. 
Möge das fleißige Unternehmen des verdienten Herausgebers 
ferner in anderen deutschen Diözesen Nachahmung finden. 


Freiburg i. B. “N. Hilling. 


6. Konrad Seling, Sammlung kirchenrechtlicher Bestimmungen 
mit besonderer Berücksichtigung des Partikularredites. [Die 
Osnabrücker Diózesansynode im Jahre 1920, III] 8°. (XI u. 
566.) Osnabrück, Ferdinand Schöningh, 1925. Geb. M. 16.—. 
Im Anschiusse an die voraufgehenden Bände, welche die 

Acta et Decreta der jüngsten Osnabrücker Diözesansynode vom 
Jahre 1920 enthalten, hat Konrad Seling, Vorstand der bischöf- 
lichen Kanzlei zu Osnabrück, eine Sammlung der kirchenrecht- 
lichen Erlasse für die Diözese Osnabrück und die Norddeutschen 
Missionen herausgegeben. Diese Sammlung unterscheidet sich 
von der soeben besprochenen dadurch, daß sie nicht nur Rechts- 
quellen ediert, sondern auch einige, besonders wichtige Partien 
des Kirchenrechts systematisch darstellt und durch den Hinweis 
auf die entsprechenden kirchlichen Bestimmungen begründet. 
Infolgedessen hat die Selingsche Arbeit teils den Charakter einer 

Rechtssammlung und teils den eines kirchenrechtlichen Lehr- 

buchs. Da das Ganze aber mit der bischóflichen Promulgation 

versehen ist, kommt auch dem darstellenden Teil eine legislative 

Autorität zu. 

Die von Seling angewandte kombinierte Methode hat den 
Vorteil, daß sie auf verhältnismäßig geringem Raume einen großen 
kanonistischen Stoff verarbeitet. Namentlich ist zu begrüßen, 
daß in den darstellenden Partien auch das Gewohnheitsrecht mit 
berücksichtigt wird, so daß eine Klarheit darüber geschaffen 
wird, welches Gewohnheitsrecht nach dem Codex Juris Canonici 
noch gilt und welches durch ihn abgeschafft worden ist. Im 
Interesse der Rechtseinheit und Rechtssicherheit ist eine solche 
Klarstellung von Nutzen, so daß ich hier den Wunsch aussprechen 
möchte, daß alle Diözesanbehörden sich zu einer Kodifikation 
der noch in Kraft befindlichen Diözesangewohnheiten contra ius 
commune entschließen möchten. 

Soweit ich sehe, stimmen die partikularrechtlichen Bestim- 
mungen im allgemeinen mit dem gemeinen Kirchenrecht überein. 
Nur gegenüber den sog. ewigen Meßstiftungen nimmt das Buch 
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anscheinend eine etwas unfreundliche Stellung ein, da diese nach 
den Ausführungen auf S. 467 nur schwer durchzusetzen sind. 
Nach meiner Meinung haben aber die Gläubigen gemäß can. 
1544 ein Anrecht darauf, auch ewige Meßstiftungen zu errichten, 
die außerdem einer uralten Gewohnheit der Kirche entsprechen 
und für die armen Seelen von größter Bedeutung sind. Auch 
halte ich es nicht für angemessen, in jede Stiftungsurkunde eine 
Klausel zugunsten der bischóflichen Reduktionsvollmacht aufzu- 
nehmen, da hierdurch das päpstliche Reduktionsrecht praktisch 
illusorisch gemacht wird. Die Bestimmung in can. 1517 $ 1 
kann nur den Sinn haben, daß der Stifter aus freien Stücken dem 
Bischofe ein solches Recht einräumen kann. Außerdem ist zu 
beachten, daß mit der päpstlichen Reduktion der hi. Messen 
allein die Supplierung der Ablässe aus dem »Schatze der Kirche« 
verbunden ist. Vgl. can. 912. 

Im übrigen ist die Sammlung mit großem Fleiße und ge- 
wissenhafter Genauigkeit ausgearbeitet, so daß sie dem Verfasser 
zu hoher Ehre gereicht. Sie ist für die Seelsorger in der Diözese 
Osnabrück und den Norddeutschen Missionen von um so größerer 
Wichtigkeit, als eine derartige Rechtssammlung bislang noch 
nicht existierte, sondern zum ersten Male geschaffen wurde. 


Freiburg i.B. N. Hilling. 


7. Johannes Walterscheid, Martyrerakten. [Religiöse Quellen- 
schriften, 3.] (45.) Düsseldorf, Schwann, 1926. M. 0.40. | 

8. Stephanus Hilpisch, Aus frühmittelalterlichen Benediktiner- 
klöstern. [Religiöse Quellenschriften, 4.] (47.) Düsseldorf, 
Schwann, 1926. M. 0.40. 

9. Johannes Walterscheid, Aus der altchristlichen Literatur. 
[Religiöse Quellenschriften, 5.] (70.) Düsseldorf, Schwann, 
1926. M. 0.70. 

Die Eröffnung dieser Sammlung und ihre beiden ersten Hefte 
würden im vorigen Bande dieser Zeitschrift S. 710 angezeigt. Die 
späteren Publikationen stehen den früheren an Wert und Brauch- 
barkeit nicht nach. Heft 3 und 5 beziehen sich auf dieselbe Zeit- 
periode und sind daher füglich auch von demselben Autor heraus- 
gegeben. Bei der Zusammenstellung des 4. Heftes ist der Schwer- 
punkt auf das literarische und wissenschaftliche Leben der Bene- 
diktiner gelegt. Für das Kirchenrecht der Urkirche kommt haupt- 
sächlich das letzte Heft in Betracht. 

Freiburg i. B. N. Hilling 

21°; 
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10. Papsttum und Kaisertum. Forschungen zur politischen Ge- 
schichte und Geisteskultur des Mittelalters, Paul Kehr zum 
65. Geburtstage dargebracht. Herausgegeben von Albert 
Brackmann. 8°. (VIII u. 707.) München, Verlag der Münch- 
ner Drucke, 1926. M. 25.—. 


Die dem bekannten Herausgeber der Papsturkundenregesten, 
dem langjährigen Direktor des Preußischen Historischen Instituts 
in Rom und jetzigen Generaldirektor der preußischen Staatsarchive 
zu Berlin gewidmete Festschrift besitzt zwei besondere, sehr wert- 
volle Vorzüge Sie behandelt 1. ein überaus wichtiges und zu- 
sammenhängendes Forschungsgebiet und hat 2. ausschließlich an- 
anerkannte Gelehrte zu Mitarbeitern. 

Unter den 36 Beiträgen befindet sich alich eine erhebliche 
Anzahl, die die kirchliche Rechtsgeschichte berühren. Beginnen 
wir mit der Quellen- und Literaturkunde des Kirchenrechts, so 
bringt die erste Abhandlung von Erich Caspar, Die älteste Rö- 
mische Bischofsliste (S. 1—22), interessante Untersuchungen über die 
ältesten Papstverzeichnisse. Der Verfasser vertritt die Ansicht, daß 
die Verzeichnisse der Bischöfe zunächst nur den Zweck gehabt 
haben, die apostolische Sukzession nachzuweisen. Aus diesem Grun- 
de habe man auf die Regierungsdauer der Bischöfe anfangs keinen 
Wert gelegt und dieselbe sei bei den Päpsten vor Pontianus heute nicht 
mehr nachweisbar; dagegen sei an der Echtheit der Papstnamen 
nicht zu zweifeln. In dem folgenden Aufsatze von Karl Silva- 
Tarouca, Die Quellen der Briefsammlungen Papst Leos des Großen 
(S. 23—47), wird der Nachweis erbracht, daß viele Papstbriefe 
Leos des Großen dem Registerbande der römischen Kanzlei ent- 
nommen sind. Der Bonner Historiker Wilhelm Levison berichtet 
unter der Überschrift Analecta Pontificia (S. 138—145) an erster 
Stelle über »Neue Bruchstücke der Quesnelschen Sammlung«, 
die in der Landes- und Stadtbibliothek Düsseldorf aufbewahrt 
werden. Über die neu aufgefundenen Beschlüsse eines Konzils 
zu Lerida vom Jahre 1155 hat der spanische Gelehrte F. Valls- 
Taberner S. 364 — 368 ausführliche Mitteilungen gemacht. Der 
Neuzeit gehört der sehr beachtenswerte Aufsatz von Karl 
Schellhaß an, Wissenschattliche Forschungen unter Gregor XIII. für 
die Neuherausgabe des Gratianischen Dekrets, S. 674—690. Auf 
Grund der bereits von Augustin Theiner in den Disquisitiones 
criticae 1836 publizierten Akten hat der Verfasser ein anschauliches 
Bild von den Nachforschungen entworfen, die die Correctores 
Romani bei den kanonistischen Gelehrten der verschiedensten 


Brac&mann, Papsttum und Kaisertum. 325 


Lánder über geeignete Manuskripte für die Herausgabe des De- 
cretum Oratiani angestellt haben. Das Schlufurteil des Verfassers 
über diese Bemühungen lautet: »Alles Gesagte zeigt, daß die 
römische Anregung irisches Leben in die Forschungen gebracht 
und an vielen Stellen Früchte gezeitigt hatte. Den belgischen, 
französischen und spanischen Studien sollten wenig später solche 
von italienischer Seite in Modena gleichwertig an. die Seite treten. 
Das Streben, soweit die damalige wissenschaftliche Methode es 
móglich machte, neue feste Grundlagen für die Edition des De- 
krets zu schaffen, ist überall erkennbar.« 

Die übrigen kirchenrechtlichen Arbeiten betreffen das Ver- 
fassungsrecht. Richard Scholz, Eine Geschichte und Kritik der 
Kirchenverfassung vom Jahre 1406 S. 595—624 bespricht eine 
Reformschrift, die wahrscheinlich von einem Bischof von Siena 
abgefaßt wurde und eine merkwürdige Vorliebe für die Griechische 
Kirchenverfassung bekundet. Sie ist im Vergleich zu den Reform- 
schriften aus der Zeit Ludwigs des Bayern ziemlich maßvoll ge- 
halten, bekämpft jedoch den päpstlichen Jurisdiktionsprimat und 
steht auf dem Boden der konziliaren Theorie. Beachtenswert ist 
auch die Kritik gegenüber Pseudo-Isidor und der Konstantinischen 
Schenkung. Emil Göller hat in seinem Aufsatze »Die Kubikulare 
im Dienste der päpstlichen Hofverwaltung vom 12. bis 15. Jahr- 
hundert«, S. 622—647 neues Licht über die bislang wenig bekannte 
Klasse der päpstlichen Hofbeamten verbreitet und namentlich den 


Nachweis erbracht, daß die Kubikulare, die dem Prälatenstande 


angehörten, auch als Referendare und in der päpstlichen Datarie 
tätig waren. Karl Wenck hat in seiner eindringenden Studie »Die 
römischen Päpste zwischen Alexander Ill. und Innozenz III. und 
der Designationsversuch Weihnachten 1197«, S. 415—474 außer 
vielen Beiträgen zur Charakteristik der Persönlichkeit der genann- 
ten Päpste und mehrerer Kardinäle auch wertvolle Aufschlüsse 
über den Versuch Coelestins II., den Kardinal Johann Colonna 
zu seinem Nachfolger zu bestimmen, und über die Entstehungs 
geschicbtee der päptlichen Poenitentiarie erbracht. — 

Außerdem ist aus dem Gebiete der Ordensgeschichte noch 
die Untersuchung von Albert Brackmann, Die Anfänge von Hirsau 
S. 215— 233, zu nennen, die sich aber nur mit den diplomatischen 
Fragen über die Echtheit der Urkunden beschäftigt. 

Die angestellte Überschau hat zur Genüge den Beweis ge- 
liefert, daß die Paul Kehr gewidmete Festschrift »Papsttum und 
Kaisertum« auch für die kirchliche Rechtsgeschichte von großer 
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und mannigíacher Bedeutung ist. An diese Aufsätze zu erinnern 
ist für eine kanonistische Zeitschrift um so mehr angebracht, 
als die Stücke eines Sammelwerkes erfahrungsgemäß leicht über- 
sehen werden. 

Freiburg i. B. N. Hilling. 


11. Vratislav Bušek, Cirkevni soudnictví ve vecech civilnih v 
ríši rimsk& v l-V. století po Kr. (La juridiction ecclésia- 
stique en matière civile dans l'Empire Romain du I* — Vene 
siécle) = Knihovna právnické fakulty university Komens- 
kého v Bratislavé (Bibliothek der Juridischen Fakultät der 
Komenius - Universität in Preßburg), herausgegeben von 
Aug. Rath, H. 12. v Bratislavé (Preßburg) 1925. Im Verlage 
der Fakultät. I +85 S. (S. 77—82 franz. Résumé). 8°. 
Zu seinem 80. Geburtstage wollte die Preßburger Juristen- 

fakultätdem Begründer der tschechischen Kirchenrechtswissenschaft, 

Emil Ott, eine Festschrift widmen: sein engster Fachgenosse hatte 

sich für seinen Beitrag ein Thema aus dem Bereiche der von dem 

Meister so erfolgreich bearbeiteten Geschichte der kirchlichen 

Gerichtsbarkeit gewählt. Offs Tod machte jenen Plan zunichte 

und veranlaßte Busek, seine Untersuchung als selbständige Schrift 

herauszugeben. 

Der junge tschechische Forscher sieht seine Hauptaufgabe 
in der erneuten Überprüfung der zahlreichen strittigen Fragen, die 
in der umfangreichen Literatur seines Themas und der Nachbar- 
gebiete verschiedenartige Beantwortung gefunden haben: sie be- 
ziehen sich größtenteils auf die Authentizität, die Auslegung und 
das gegenseitige Verhältnis der kaiserlichen Konstitutionen, die ja 
unter den Quellen für die Geschichte der Gerichtsbarkeit der alten 
Kirche weitaus die erste Stelle einnehmen. Dabei gelingt es ihm, 
durch eingehende Würdigung der Argumente seiner Vorgänger 
zur Klärung einer ganzen Reihe jener Fragen beizutragen und 
durch feste Umschreibung der einzelnen Entwicklungsphasen das 
Verständnis des ziemlich komplizierten Vorganges der Entstehung 
der staatlich anerkannten kirchlichen Gerichtsbarkeit zu fördern: 
so rückt er z. B. eine der am heißesten umstrittenen Rechtsquellen, 
Konstantins constitutio ad Ablabium von 333 (I. Const. Sirmond.), 
die den bischöflichen Gerichten in Zivilsachen eine Machtfülle 
verleiht, deren Umfang vielen Forschern unwahrscheinlich erschien, 
gegenüber den neuesten, scharfsinnigen Angriffen de Franciscis 
dadurch ins rechte Licht, daß er aufzeigt, wie die von diesem 
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zum Beweise der Unechtheit jener herangezogenen Denkmäler 
einer späteren, völlig anders gearteten Entwicklungsperiode an- 
gehören. 

Auch auf die Grenzgebiete fällt mancher Lichtstrahl: sehr be- 
achtenswert sind u. a. des Verfassers Ausführungen über die von 
dem hl. Augustinus in seinen Briefen berichteten gerichtlichen 
Vorgänge (die Verfahren gegen den Priester Abundantius und 
gegen den Bischof Antonius von Fussala), mit denen sich kürz- 
lich Martroye beschäftigt hat. 

Besonders dankenswert ist es, daß Bušek seiner gediegenen, 
auf gründlicher Kenntnis der Quellen und der Literatur aufge- 
bauten Arbeit ein Resume in einer der Weltsprachen der Wissen- 
schaft beigegeben hat: hoffentlich bleibt sie dadurch vor dem un- 
verdienten Schicksal so mancher wertvoller Leistungen der sla- 
vischen Forschung bewahrt, dem Nichtbeachtetwerden zum Schaden 
des Fortschrittes der Wissenschaft. 


Graz. | Heinrich Felix Schmid. 


12. Heinrich Pohl, Die katholische Militärseelsorge Preußens 
1797—1888. Studien zur Geschichte des deutschen Mili- 
tärkirchenrechts. [Kirchenrechtliche Abhandlungen 102— 103.] 
8°. (IX u. 396.) Stuttgart, Enke, 1926. M. 30.—. 

Über die katholische Militirseelsorge in Preußen existiert 
bereits eine umfangreiche Literatur. Ich erinnere nur an die 
beiden Hauptwerke von Julius Langhäuser‘), Das Militärkirchen- 
wesen im kurbrandenburgischen und Kóniglich Preufischen Heer. 
Seine Entwicklung und derzeitige Gestalt, Metz 1912 und Joseph 
Freisen, Das Militàr-Kirchenrecht in Heer und Marine des Deut- 
schen Reiches, nebst Darstellung des auferdeutschen Militär- 
kirchenwesens, Paderborn 1913 ?). Nun hat Heinrich Pohl, Pro- 
fessor der Rechte in Tübingen, eine umfangreiche Monographie 
über einen verhältnismäßig kurzen Zeitabschnitt der Geschichte 
der katholischen Militärseelsorge Preußens von 1797—1888 vor- 
gelegt. 

Das Verdienst der Arbeit besteht nicht darin, wesentlich 
neue Linien in der Entwicklung der preußischen Militärseelsorge 
für die katholischen Soldaten entdeckt zu haben. Denn diese 
waren in den voraufgehenden Untersuchungen bereits richtig 
gezeichnet. Trotzdem kann das Buch aber einen großen wissen- 


1) Besprochen in diesem Archiv Band 92, 579 f. von Heiner. 
2) Besprochen in diesem Archiv Band 93, 700 ff, von Carl Friedrich. 
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schaftlichen Wert beanspruchen, weil es außerordentlich viel 
neues Material aus den Aktenbeständen des preußischen Kriegs- 
und Kultusministerium herangezogen und darauf eine erschöpfende 
und abschließende Arbeit aufgebaut hat. Wir gewinnen dadurch 
auch einen Einblick in die einzelnen Details der Entwicklung 
und haben eine lückenlose und allenthalben dokumentarische 
begründete Darstellung vor uns. 

Der Schwerpunkt der wissenschaftlichen Bedeutung beruht 
vor allem auf dem kirchenpolitischen Gebiete. Hier ist die wórt- 
liche Mitteilung vieler bislang unbekannter Aktenstücke von 
größten Werte. In dem Mittelpunkt steht der Fall des bekannten 
Armeebischofs Namszanowski, der 1872 bezw. 1873 zunächst von 
seinem Amte suspendiert und dann in den einstweiligen Ruhe- 
stand mit Wartegeld versetzt wurde. Dieser berühmte Streitfall, 
der die Einleitung zum preußischen Kulturkampf bildete, wird 
von Pohl zum ersten Male vollständig dargelegt. Zwar hat sich 
der Verfasser einer eingehenden Kritik dieses völlig unberech- 
tigten und gewaltsamen Vorgehens der preußischen Regierung 
enthalten, jedoch in den Schlußbetrachtungen seinen verurteilen- 
den Standpunkt hinreichend zu erkennen gegeben. Der Streit 
drehte sich hauptsächlich um das Verbot des Armeebischofs an 
den katholischen Divisionspfarrer in Köln, die den Altkatholiken 
zum Mitgebrauche überwiesene St. Pantaleonskirche zu benutzen. 
Dieses Verbot entsprang einmal rein kirchlichen Gründen und war 
sodann auch sachlich durchaus berechtigt. Denn zu allen Zeiten 
hat es die Kirche grundsätzlich abgelehnt, in den Kirchen der 
Häretiker oder Schismatiker Gottesdienst zu halten. Wenn dieses 
Verbot in Deutschland gegenüber den Protestanten nicht überall 
beobachtet wurde, so konnte aus dieser Notlage gegenüber den 
Altkatholiken, die als neugebildete Sekte auftraten, kein Präjudiz 
hergeleitet werden. Gestützt auf frühere konziliare und päpst- 
liche Entscheidungen hat der CJC in. can. 823 $ 1 den Satz auf- 
gestellt: Non licet Missam celebrare in templo haereticorum vel 
schismaticorum, etsi olim rite consecrato aut benedicto. 

Das erwähnte kirchenpolitische Drama spielte sich zu Be- 
ginn der 70er Jahre des verflossenen Jahrhunderts ab. Aus der 
früheren Zeit erfahren wir von dem hartnäckigen Widerstande, 
den Friedrich Wilhelm III. der Anstellung katholischer Militär- 
pfarrer entgegenstellte, und von dem Befehle des Königs, daß 
alle katholischen Soldaten einmal im Monate den evangelischen 
Gottesdienst besuchen müßten. Gegen beide Punkte haben die 
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rheinischen und westfälischen Provinzialstände dringende Be- 
schwerden erhoben, die jedoch nur wenig Beachtung fanden. 
Auffallenderweise ist es ein Verdienst des ehemaligen römischen 
Gesandten beim Hl. Stuhle von Bunsen, den König von der 
Einhaltung des Befehls bezüglich des protestantischen Gottes- 
dienstes abgebracht zu haben. 


Von geringerer Bedeutung ist der Exkurs S. 114 ff. über 
die Schußformel des Fahneneides, die gleichfalls den Katholiken 
zu Beschwerden Anlaß gab. Um nicht zu weitläufig zu werden, 
muß ich auf die Anführung sonstiger interessanten Einzelheiten, 
z. B. der Ablehnung Fichtes als Feldprediger, verzichten. 


Das Werk schließt mit dem Jahre 1888 ab, in dem die 1872 
aufgehobene katholische Feldpropstei für die preußische Armee 
wieder errichtet wurde und der Armeebischof Johann Baptist 
Aßmann sein Amt antrat. Die spätere Zeit hat Pohl zum Teil 
in dem Aufsatze »Die Schaffung des Amtes katholischer Militär- 
Oberpfarrer für die preußische Armee« behandelt, der in dieser 
Zeitscrift Band CIV, 224 ff. erschienen ist. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


13. Ulrich Stutz, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII 
Nach den Denkwürdigkeiten des Kardinals Domenico Ferrata. 
4°. (154) Berlin, Verlag der Akademie der Wissenschaften, 
1926. M. 16.— 


Im Jahre 1920 erschien zu Rom ein dreibändiges, in fran- 
zösischer Sprache abgefaßtes Memoirenwerk des 1914 verstor- 
benen Kardinals Domenico Ferrata, herausgegeben von dessen 
Bruder, dem römischen Advokaten Nazzareno Ferrata. Der Titel 
des Buches lautet: Card. Dominique Ferrata, Memoires, 3 tom., 
Roma 1920. Da dieses Werk die deutschen Verhältnisse direkt 
nicht berührt und nur an einigen Stellen auf dieselben hinweist, 
würde es bei uns wohl kaum eine größere Beachtung gefunden 
haben, wenn sich nicht der Berliner Kirchenrechtslehrer Ulrich 
Stutz entschlossen hätte, den hauptsächlichsten Inhalt in deutscher 
Sprache zu bearbeiten und denselben durch zahlreiche Anmer- 
kungen sowie durch allgemeine Einleitungen über die Kirchen- 
politik in Belgien und Frankreich zu erläutern. Wenn diese Neu- 
bearbeitung das Original naturgemäß auch nicht völlig ersetzt, 
so bietet sie doch den Vorteil einer viel leichteren Lesbarkeit 
und rascheren Einführung. Aus diesen Gründen ist dem Stutz- 
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schen Buche die weiteste Verbreitung in den Kreisen der Kano- 
nisten, Kirchenhistoriker und Kirchenpolitiker zu wünschen. 

Es gewährt zunächst ein ungemein plastisches und anschau- 
liches Bild über die Tätigkeit, welche die Apostolischen Nunzien 
heutzutage in den Ländern ihrer kirchenpolitischen Mission ent- 
falten. Wie Stutz mit Recht bemerkt, enthalten die kirchenrecht- 
lichen Hand- und Lehrbücher darüber nur kurze Ausführungen 
rein theoretischer Art, und die Bestimmungen der CJC. reduzieren 
sich auf sechs Artikel, die den Abschnitt De Legatis Romani 
Pontificis, can. 265—270, ausmachen. Nun ist es aber für jeden 
Kanonisten von großem Nutzen, gleichsam an der Hand eines 
von einem Nunzius selbst geführten Tagebuches die Fülle der 
wechselden Geschäfte, die an den Gesandten des Papstes in 
kirchenpolitisch bewegten Zeiten fast Tag für Tag herantreten, 
aktenmäßig kennen zu lernen. Wegen dieses Vorteils sind die 
Lektüre und das Studium der Memoiren schon allein zu empfehlen. 

Hierzu kommt aber noch der in materieller Hinsicht sehr 
bedeutungsvolle Inhalt. Die Hauptabschnitte erstrecken sich auf 
drei päpstliche Missionen, die Ferrata in den Jahren 1883—1888 
in der Schweiz unternahm, um die kirchlichen Verhältnisse in 
dem Bistum Basel zu ordnen und die Errichtung einer Apostoli- 
schen Administratur für den Kanton Tessin durchzusetzen. Seine 
Aufgabe, die schweizerischen Kulturkampfgesetze abzubauen, hat 
Ferrata mit Geschick und Erfolg erfüllt. Bevor diese Tätigkeit 
ihr Ende erreichte, hatte er bereits im Jahre 1885 die belgische 
Nunziatur in Brüssel angetreten, die er bis zum Jahre.1889 ver- 
waltete. Während dieser Periode knüpfte er erfolgreich wieder 
. die Beziehungen zwischen Belgien und dem Apostolischen Stuhle 
an, die 1880 unter dem liberalen Ministerium Frère-Orban jäh 
und gewaltsam abgebrochen waren. Hierauf wurde Ferrata nach 
einer zweijährigen Beschäftigung als Sekretär der Kongregation 
der auswärtigen Angelegenheiten auf die Nunziatur in Paris be- 
rufen, wo er von 1891—1896 tätig war. Die auf diesen Abschnitt 
bezüglichen Mitteilungen machen den wichtigsten Teil des Me- 
moirenwerkes aus. Da es zuweit führen würde, mich auf alle 
Einzelheiten einzulassen, beschränke ich mich auf die dem Nun- 
zius von Leo XIII. zugewiesene Aufgabe, die Katholiken mit der 
Republik auszusöhnen und die Politik der Sammlung durchzu- 
führen. Nach der rein politischen Seite ist diese Aufgabe glän- 
zend erfüllt worden und hat auch wesentlich zu dem Abschlusse 
eines französischen Bündnisses mit Rußland beigetragen. Darum 
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hat Stutz als letzten Abschnitt des Memoirenwerkes den »Zaren- 
besuch« behandelt, der die Politik der französischen Orientierung 
des Vatikans krönte. 

Dieses welthistorische Ereignis, das auch für den Ausgang 
des Weltkrieges von großer Bedeutung ist, fällt in den Schluß 
des Pariser Aufenthalts Ferratas, der inzwischen von seinem 
Herm schon zum Kardinal kreiert worden war. In kirchlicher 
und religiöser Hinsicht hat freilich die Tätigkeit Ferratas, wie 
jedermann weiß, keine unmittelbar günstigen Erfolge gehabt. In- 
dessen ist damit keineswegs bewiesen, daß die Politik des 
»Ralliement« falsch war. Denn Rom hat den Grundsatz »Roma 
aeterna« und kann warten. Von den ehemaligen Kirchenfeinden 
der 90er Jahre des verflossenen Jahrhunderts haben inzwischen 
schon mehrere in die Wiederaufnahme der diplomatischen Be- 
ziehungen mit dem Vatikan eingewilligt, und die katholische 
Kirche befindet sich in Frankreich heute im Zeichen des Aufstiegs. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


14. Ludwig Fischer, Veit Trolmann von Wemding genannt Vitus 
Amerpadius als Professor in Wittenberg. (1530—1543.) 
[Studien und Darstellungen aus dem Gebiete der Geschichte 
X, 1.] 8°. (X u.126.) Freiburg i. B., Herder & Co., 1926. M.10.—. 


. Der unter dem Namen Vitus Amerpachius bekannte Humanist 
aus dem bei Wemding gelegenen bayerischen Weiler Amerbach 
war von 1530—1543 Professor der Rhetorik und Physik in Witten- 
berg. Er stand dort in nahen Beziehungen zu Luther und Melanch- 
thon und wurde Mitglied des sächsischen Konsistoriums. Wegen 
eines Streites mit Melanchthon über die aristotelische Seelenlehre 
und abweichender theologischer Lehrmeinungen verließ er 1543 
die Alma Mater Leucorea und erhielt ernen Ruf an die Universität 
Ingolstadt, wo er bis zu seinem Tode 1557 wirkte. 

Der Bamberger Hochschulprofessor hat das Vorleben und die 
Wittenberger Tätigkeit dieser interessanten Persönlichkeit, die aus 
dem Luthertume zur katholischen Kirche zurückkehrte, sehr ein- 
gehend und sorgfältig untersucht. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


15. Ludwig von Pastor, der Geschichtsschreiber der Päpste. 8°. 
(55.) Freiburg i. B., Herder & Co., 1925. 
Am 31. Januar 1924 vollendete Ludwig Fhr. von Pastor in 
. Rom sein siebzigtes Lebensjahr. Aus diesem Anlasse wurden 
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namentlich in der ewigen Stadt und in Österreich große Kund- 
gebungen zu Ehren des Jubilars veranstaltet. 

Die auf die Geburtstagsfeier bezüglichen Veranstaltungen, 
Reden und mehrere Glückwunschschreiben sind in diesem Buche 
geschildert. Am schwungvollsten ist die von Hermann von Grauert 
verfaßte Glückwunschadresse der Görresgesellschaft. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


16. Johann MichaelSailer, Priester des Herrn. Texte über Priester- 
bildung, Priesterleben und Priesterwirken. Ausgewählt und 
eingeleitet von Georg Heidingsfelder. 12°. (221.) München, 
»Ars sacra« Josef Müller, 1926. Geb. M. 6.—. 


Das Kirchenrecht kennt keine erhabenere Aufgabe, als den 
Priester zur Selbstheiligung und zur Heiligung der ihm anver- 
trauten Seelen anzuleiten. Deshalb erscheint die Besprechung 
der obigen Schrift, die aus den Werken des klassischen Pastoral- 
theologen ausgewählte Abschnitte über Priesterbildung, Priester- 
leben und Priesterwirken darbietet, vollauf gerechtiertigt. 

In dem neuen Sailerbuche, das aus den besten Stücken der 
4] Bände seiner sämtlichen Werke, herausgegeben von J. Widmer, 
Sulzbach 1830—1846, zusammengestellt ist, führt uns als Typus 
eines idealen Priesters den Geistlich-Geistlichen vor Augen. »Diese 
allein sind«, so lesen wir S. 81, »was sie heißen, Geistliche, weil 
sie ein Leben des Geistes haben, nicht bloß das Leben der Sinrie, 
auch nicht bloß das Leben des Begriffes oder einer freien oder 
unfreien Kunst. Sie treibt der göttliche Geist, der von Christus 
in Petrus, Johannes, Paulus etc. und von da in Timotheus, Titus, 
Polykarpus ect. übergegangen war: darum sind sie, was sie heißen 
Geistliche.« Man könnte diese Worte gleichsam als Motto dem 
ganzen Buche vorsetzen. 

Um solche Priester zu erziehen, fordert Sailer die Heran- 
bildung des Klerus in einem eigenen Priesterseminar. »Die Ab- 
sonderung der Zöglinge von dem Verderben der Zeit und der Um- 
gebungen wird teils von der Unmündigkeit ihrer Kenntnisse und 
von der Unfestigkeit ihres Charakters, teils von den Bedürfnissen 
gemeinsamer Bildung geboten.« S. 42. Wissenschaft und Gott- 
seligkeit müssen bei der Ausbildung der Theologen mit einander 
verbunden sein. »Auf den Universitäten und jetzt fast in allen Lehr- 
anstalten wird, leider! die Wissenschaft von der Gottseligkeit ge- 
trennt, wie es der Augenschein nur zu klar darlegt, in den bischöf- 
lichen Schulen soll sie wiederhergestellt werden — die zerissene 
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Vereinigung der Wissenschaft und Gottseligkeit. Es wäre also 
eine schimpliche Täuschung, wenn die Vorsteher der bischöflichen 
Seminarien den dürren Gegensatz der Weltschulen darstellen zu 
müssen glaubten, so daß, wie die Universitäten die Wissenschaft 
ohne Gottseligkeit repräsentieren zu wollen scheinen, die bischöf- 
lichen Schulen die Gottseligkeit ohne Wissenschaft repräsentierten. 
Eine Weltschule ist mir ohne Religion keine Menschenschule. Es 
wird also auch die bischöfliche Schule ohne Religion und Wissen- 
schaft keine Menschenschule sein können.« S. 47. 

In der Praxis soll der Priester noch mehr durch sein Bei- 
spiel als durch die bloßen Predigtworte wirken. »Das Leben 
des Predigers muß der Prologus seiner Reden, die er halten will, 
muß der Commentarius perpetuus dessen, was er wirklich lehrt, 
nnd der Epilogus, das Siegel der gehaltenen Vorträge sein. S. 156. 

Ohne Liebe und Anhänglichkeit an seine Gemeinde ist das 
Wirken des Seelsorgers unfruchtbar. Darum ermahnt Sailer: »Deine 
Gemeinde sage mit voller Ueberzeugung von dir: Unser Hirt 
ist doch nirgends lieber als bei seiner Herde: Die schönste Lob- 
rede auf den Hirten!« S. 205. | 

Liebe zum Vaterlande und Liebe zur Kirche müssen im 
Priester vereinigt sein. »Wer das Vaterland liebt, liebt in ihm die 
Mutter seines geistig-zeitlichen Lebens, wer die Kirche Christi 
liebt, liebt in ihr die Mutter des geistlichen, des ewigen Lebens! 
Kinder, schámt euch dieser zweifachen Liebe nie, denn sie ist 
aus Gott.« S. 214. 

Mögen diese wenigen Exzerpte genügen, um auf die in diesem 
wahrhaft geistlichen Buche enthaltenen Perlen aufmerksam zu 
machen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


17. Emile Jombart, Le Jubilé universel de 1926. A lusage des 
fidèles. [Museum Lessianum — Section Théologique.] 8". 
(29) Lówen, Museum Lessianum, 1925. Fr. 1.25. 

18. J. Creusen, L’extension du Jubilé en 1926. Text et commen- 
taire de la Constitution Servatoris Jesu Christi. A l'usage 
du Clergé. [Museum Lessianum — Section Théologique.] 
8. (31. Löwen, Museum Lessianum, 1926. Fr. 1.25. 

Die beiden genannten Jubiläumsschriften sind von kano- 
nistischen Fachleuten herausgegeben. Die erste beschränkt sich 
aui die Darlegung der für die Laien wichtigen Punkte, die zweite, 
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wegen Anwendung von Kleindruck erheblich ausführlichere, er- 
örtert auch die für den Klerus interessierenden Fragen. 

In einigen Erlassen der deutschen Bischófe wurde die Mei- 
nung vertreten, daß die Ordinarien für die noch nicht zur hl. Kom- 
munion angenommenen Kinder das Erfordernis der Jubiläums- 
kommunion in ein anderes frommes Werk umwandeln könnten. 
Diese Ansicht wird aber von beiden Autoren bestritten. Als 
Grund wird dafür von Creusen angegeben, daß nach den neuesten 
Kommunionvorschriften die Kinder schon mit der Erlangung des 
Vernunftgebrauchs zum Empfange der hl. Kommunion verpflichtet 
seien. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


19. Claudius Fhr. von Schwerin, Quellen zur Geschichte der Ehe- 
-sdiliefung I. (Juristische Texte für Vorlesungen und Übungen, 
herausgeg. von Fritz Schulz und Claudius Fhr. von Schwerin, 
2] 8°. (72.) Bonn, Marcus und Weber, 1925. M. 3.20. 


Die vorliegende Sammlung ist sehr reichhaltig. Sie er- 
streckt sich auf das römische Recht, das kanonische Recht bis 
zum Tridentinum und folgende Zweige des germanischen Rechts: 
vorfränkische Quellen, fränkische Quellen, burgundisches und 
westgotisches Recht, Leges Romanae, longobardisches Recht, 
angelsächsisches und anglonormannisches Recht, französisches 
Recht, friesisches Recht und deutsches Recht des Mittelalters. 
Die Interpretation der für die einzelnen Rechtsgebiete reichlich 
angeführten Quellenstellen wird durch Hinweise auf die Literatur 
erleichtert. 

Die kanonischen Rechtsquellen enthalten hauptsächlich Be- 
legstücke über die Konsens- und Kopulatheorie, über den Ritus 
der Eheschließung, das matrimonium clandestinum und matri- 
monium praesumptum. Aus diesem Grunde ist die Sammlung 
allen historisch interessierten Kanonisten zu empfehlen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


20. Fritz von der Heydt, Die Mischehe. Praktisches Handbuch 
für evangelische Mischehenarbeit. 8°. (VIII u. 348.) Berlin, 
Verlag des Ev. Bundes, 1926. Geb. M. 8.75. 


Dieses im Auftrage des Prásidiums des evangelischen Bundes 
herausgegebene und durch eine eigene Konferenz über Mischehen 
vorbereitete Buch soll das im Jahre 1905 erschienene Werk von 
Everling »Die Mischehenpflege, Praktisches Handbuch zur Orien- 
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tierung über die Notwendigkeit und zur Einführung in die 
Gestaltung der Mischehenpflege« ersetzen. Statt des mißverständ- 
lichen und schwerfälligen Titels des alten Buches hat von der 
Heydt eine neue Buchüberschrift eingeführt, die entschieden vorzu 
Ziehen ist. | 

Unser Handbuch zerfällt in drei Teile. Der 1., »Grund- 
lagen«, behandelt in sechs Kapiteln die Psychologie, Geschichte, 
Statistik und das Recht der Mischehen. Der 2, »Aufgaben« gibt 
eine praktische Anleitung, wie die Mischehen insbesondere von 
den evangelischen Pfarrern zu behandeln sind. Der 3. endlich, 
»Hilfsmittele, liefert Material (Predigtentwürfe, Schriftformulare, 
Literatur) für die Mischehenarbeit innerhalb der evangelischen 
Kirche. 

Schon aus dieser kurzen Inhaltsübersicht dürfte ersichtlich 
sein, daß dieses Werk systematisch angelegt ist und das ebenso 
wichtige wie schwierige Problem der Mischehen sowohl nach 
der theoretischen wie praktischen Seite gründlich angefaßt hat. 
Besonders eingehend hat der Verfasser auch das katholische 
Mischehenrecht behandelt, auf das an dieser Stelle etwas näher 
eingegangen werden möge. Wenn auch keineswegs in Zweifel 
gezogen werden soll, daß von der Heydt sich alle Mühe gegeben 
hat, das katholische Mischehenrecht objektiv darzustellen, so sind 
ihm doch verschiedene Irrtümer unterlaufen, die bei einer neuen 
Auflage zu verbessern sind. Auf S. 96 f. hat der Verfasser dem 
neuen CJC. zu Unrecht mehrfache Neuerungen und Verschärfungen 
aufgebürdet, die bereits im alten Recht enthalten waren. So war 
nach diesem das Aufgebot bei der Mischehe grundsätzlich ver- 
boten, die Eheschließung außerhalb der Kirche vorgeschrieben 
— das Dekret Provida hat hieran nichts geändert —, und die 
Trauung vor einem akatholischen Religionsdiener sowie die 
Stipulation akatholischer Kindererziehung unter Strafe der ex- 
communicatio latae sententiae untersagt. Vgl. Wernz, Jus decre- 
talium IV (1904), S. 843 ff. und Hollweck, Die kirchl. Strafgesetze 
(1899), S. 164. Bei genauer Prüfung des Sachverhaltes wird man 
sogar in einzelnen Punkten eine Milderung der gegenwärtigen 
Kirchendisziplin feststellen müssen, indem die bislang für einzelne 
Gegenden tolerierten gewohnheitsrechtlichen Ausnahmen von dem 
strengen Recht jetzt allgemein möglich gemacht und die erwähnten 
Exkommunikationsstrafen nicht mehr dem Papste, sondern bloß 
dem Ordinarius vorbehalten sind. Was die Übersetzung der 
eherechtlichen Canones anbetrifft, so sind dieselben zum Teil 
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ungenau und zum Teil unrichtig. Ungenau ist can. 1117 (S. 92) 
übersetzt: Wenn die Kinder durch die nachfolgende Eheschließung 
legitimiert werden, so werden sie hinsichtlich der kanonischen 
Wirkungen den legitimierten gleichgestellt, wenn dem nicht aus- 
drücklich etwas anderes entgegensteht. Die genaue Übersetzung 
muß lauten: Die durch die nachfolgende Ehe legitimierten Kinder 
werden in Bezug auf die kanonischen Wirkungen in allen Dingen 
den legitimen gleichgestellt, wofern nicht ausdrücklich etwas 
anderes bestimmt ist. An sachlichen und formellen Irrtümern 
leidet die Übersetzung des can. 2375 auf S. 96: Katholiken, die 
eine gemischte, wenn auch gültige Ehe ohne den kirchlichen 
Dispens zu schließen gewagt haben, sind durch eben diesen 
Tatbestand von rechtmäßigen kirchl. Handlungen und Sakramenten 
solange ausgeschlossen, bis sie vom zuständigen Bischof Dispens 
erhalten haben. Die richtige. Übersetzung lautet: Katholiken, die 
eine gemischte, wenn auch gültige Ehe ohne die kirchliche Dispens 
zu schließen sich unterfangen haben, bleiben durch die Tat selbst 
von allen gesetzlichen Akten — über die Bedeutung vgl. can. 2256 
no. 2 — und den Sakramentalien so lange ausgeschlossen bis 
sie vom Ordinarius Dispens erlangt haben.« Auf S. 104 wird 
das Ehehindernis der Öffentlichen Ehrbarkeit (impedimentum 
publicae honestatis) als solches des öffentlichen Ärgernisses be- 
zeichnet. Es ist aus diesen Belegstellen wohl der berechtigte 
Schluß zu ziehen, daß der Verfasser mit dem Eherecht des CJC. 
noch nicht in allen Punkten hinreichend vertraut ist, um eine 
sachgemäße Übersetzung und Interpretation zu liefern. Ich erlaube 
mir auf diese Mängel um so nachdrücklicher hinzuweisen, als 
den Blättermeldungen zufolge auf der letzten Mischehenkonferenz 
April 1926 zu Berlin der Beschluß gefaßt worden ist, eine deutsche 
Übersetzung des CJC. herausgegeben. Falls dieses gewiß nicht 
leichte Unternehmen wirklich Erfolg haben soll, ist jedenfalls 
auf die Heranziehung von erstklassigen kanonistischen Sach- 
verständigen Gewicht zu legen. 

An dem neuen katholischen Mischehenrecht in Deutschland 
hat von der Heydt am meisten beanstandet, daß die ohne die 
kanonische Form geschlossenen Mischehen nicht mehr als kirch- 
lich gültig betrachtet werden. Er macht deshalb der katholischen 
Kirche die Störung des konfessionellen Friedens zum Vorwurfe. 
Diese Anklage ist indeß schon aus dem Grunde völlig unbe- 
rechtigt, weil der Verfasser an derselben Stelle auf S. 124 als 
den eigentlichen Grund der Verschärfung mit Recht die Sorge 
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der katholischen Kirche um die durch die Mischehen ihr er- 
wachsenden Verluste angibt. Niemand wird aber der katholischen 
Kirche zumuten können, ein Ausnahmegesetz aufrechtzuerhalten, 
aus der ihr die schwersten Nachteile erwachsen. Salus publica 
ecclesiae et animarum suprema lex esto. Mit vollstem Recht be- 
tont von der Heydt auf S. 14: »Schon aus Selbsterhaltungstrieb, 
mehr noch aus Sorge um die ihnen anvertrauten Seelen müssen 
die Kirchen mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln gegen 
die gemischten Ehen ankämpfen.« Nach eben diesem Grund- 


satze hat die katholische Kirche gehandelt, als sie die bislang 


im Deutschen Reiche zugunsten der Mischehen bestehenden 
Ausnahmegesetze aufhob. Diese Maßnahme erscheint um so mehr 
berechtigt, als in den letzten 50 Jahren das Übel der Mischehen 
in unserem Vaterlande bedeutend an Umfang zugenommen hat, 
wie von der Heydt auf Grund seiner statistischen Tabellen aufs 
deutlichste nachgewiesen hat. Hierzu kommt noch, daß das 
gegenwärtige Mischehenrecht hinsichtlich der kanonischen Ehe- 


schließungsform keineswegs eine gehässige Ausnahmeregel gegen _ 


die Protestanten enthält. Denn es verlangt nur, daß die Katho- 
liken, d: i. die in der katholischen Kirche Getauften oder zu ihr 
Konvertierten, zum Zwecke der Gültigkeit ihre Ehe vor dem 


Ordinarius oder Parochus loci eingehen müssen. Damit hält 


sich das kanonische Recht innerhalb der strengsten Grenzen 
seiner Kompetenz. 


Ferner kritisiert unser Autor wiederholt die Ausführungen 
katholischer Schriftsteller über den Protestantismus und die pro- 
testantische Auffassung von der Ehe. Es ist nicht meine Auf- 
gabe, alle Äußerungen katholischer Volksschriftsteller und Pole- 
miker zu verteidigen. Man muß aber ebenso sehr auf evangeli- 
scher Seite darauf achten, daß die Wahrheit gegenüber den 
Lehren der anderen Koniession nicht von den'eigenen Konfes- 


sionsverwandten verletzt werde. Deshalb ist es schwer zu miß- 


billigen, daß in der »Christenlehre« des Pfarrers Professors 
D. Dr. Frommel-Heidelberg, die als Paradigma in unser Handbuch 
aufgenommen wurde, der Satz steht: »Wer der evangelisch-pro- 
testantischen Kirche angehört, der steht in den Augen des Papstes 
und seiner Anhänger außerhalb des Heils, der ist kein Christ, 
kann nicht zu Christus, zu Gott, zur Seligkeit gelangen.« 
. S. 279. 

Freiburg i. B. N. Hilling. 
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21. Leo Kozelka, Die Simultanschule in Hessen. 8°. (IV u. 96) 
Mainz, Kirchheim & Co., 1925. M. 2.—. 


Bekanntlich gehört Hessen zu den Ländern, in denen die 
Simultanschule besteht und die nach Artikel 174 der Reichsver- 
fassung bei Erlaß eines Reichsschulgesetzes besonders zu berück- 
sichtigen sind. Der Verfasser der vorliegenden Schrift bringt den 
klaren Nachweis, daß die Simultanschule Hessens im Jahre 1874 
gleichsam mit Gewalt gegen den Willen der katholischen Eltern 
eingeführt worden ist. Darum besitzt das Gesetz den Charakter 
einer aufoktroyierten Maßnahme, der bis zum heutigen Tage fort- 
dauert. Hieraus ergibt sich die Schlußfolgerung, daß mit Rück- 
sicht auf das Erziehungsrecht der Eltern (Art. 120 R.V.) und die 
in Art. 146 R.V. den Erziehungsberechtigten eingeräumte Befug- 
nis, Volksschulen ihres Bekenntnisses zu fordern, die in Hessen 
existierende Simultanschule kein Hindernis sein kann, die Katho- 
liken dieses Freistaates an den Wohltaten einer Konfessionsschule 
teilnehmen zu lassen. Bischof Ketteler hat in seinem Fasten- 
hirtenbriefe des Jahres 1873 mit Recht betont: Das katholische 
Volk fordert die Trennung der Schule von der Kirche nicht. 
Wenn dieses seine Stimme abzugeben hätte, würden nur wenige für 
konfessionslose Schulen stimmen. Nach einer allgemeinen Erfahrung 
steht es fest, daß, wo immer katholische Eltern freie Wahl haben 
über die Schule, welche ihre Kinder besuchen sollen, sie stets 
den Schulen den Vorzug geben, welche auf das innigste mit der 
Religion verbunden sind. In: Konfessionsschule oder Simultan- 
schule? Schriften des hochsel. Bischofs von Mainz Wilhelm 
Emmanuel Freiherrn v. Ketteler. Trier, Paulinus-Druckerei, 1912, 
S. 33. In demselben Fastenhirtenbriefe gibt Ketteler eine vor- 
treffliche Definition der Konfessionsschulen. Er erteilt im I. Punkte 
seines Rundschreibens, das über die Schulfrage handelt, auf die 
Frage: Was sind Konfessionsschulen ? die Antwort: Es sind Schulen, 
in welchen erstens in der Regel nur Kinder einer und derselben 
Religion Aufnahme finden, zweitens nur Lehrer, welche die Religion 
der Kinder bekennen, angestellt werden und in welchen drittens, 
die Religion die Grundlage der ganzen Erziehung und des Unter- 
richtes ist. In Konfessionsschulen hat deshalb auch der Seel- 
sorger der Gemeinde, der Pfarrer, den notwendigen Einfluß, 
um die religiöse Erziehung der Kinder zu überwachen. a.a. 
O. S. 8. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


Lampert, Verfügung über die Konfession u.religiós e Erziehung derKinder. 339 


22. U. Lampert, Die Verfügung über die Konfession und religiöse 
Erziehung der Kinder nach schweizerischer Gesetzgebung 
mit besonderer Rücksicht auf die Stellung des Vormundes 
und der Heimatsbehörden. [Volksbildung, Neue Folge der 
»Stimmen aus dem Volksverein«, Heft 26.] 8°. 96) Luzern, 
Räber & Cie., 1926. 

Der bekannte Freiburger (i. S.) Kanonist hat in der vor- 
liegenden Schrift die schweizerische Gesetzgebung über die Kon- 
fession und die religiöse Erziehung der Kinder in gemeinver- 
ständlicher Weise dargestellt. Dieselbe ist in ähnlicher Weise 
wie im Deutschen Reiche geordnet, da nach Art. 49 der schweizeri- 
schen Bundesverfassung dem Inhaber der väterlichen oder vor- 
mundschaftlichen Gewalt das Verfügungsrecht über die religiöse 
Erziehung der Kinder bis zum erfüllten 16. (im Deutschen Reiche 
14.) Lebensjahre zusteht. | 

Lampert bekämpft auf S. 8 ff. das alleinige Bestimmungs- 
recht des Vaters und tritt für die Erziehungsverträge der Eltern 
ein. Ich kann diesen Ausführungen nicht zustimmen. Das väter- 
liche Erziehungsrecht widerspricht meines Erachtens nicht dem 
Naturrecht, weil bei Meinungsverschiedenheiten der Eltern doch 
ein Teil eine ausschlaggebende Stimme haben muß. Diese 
kommt naturgemäß dem Vater zu. Würde man in solchen Fällen 
eine dritte (ordentliche) Instanz entscheiden lassen, so wäre das 
natürliche Erziehungsrecht der Eltern völlig aufgehoben, was mit 
dem Naturrecht im stärksten Widerspruch stände. Nur darf das 
väterliche Bestimmungsrecht nicht in Willkür ausarten und da- 
durch das geistige Wohl des Kindes gefährden. Aus diesem 
Grunde hat das deutsche Reichsgesetz über die religiöse Kinder- 
erziehung vom 15. Juli 1921 die praktische Vorschrift getroffen, 
daß in gewissen Fällen beide Elternteile übereinstimmen müssen. 
Was die Erziehungsverträge der Eltern betrifft, so mögen diese 
wohl in praktischer Hinsicht manche Vorteile darbieten. Prinzipiell 
sind dieselben aber zu beanstanden, da das Gewissen durch 
menschliche Verträge nicht gebunden werden kann. Nach der 
katholischen Moral kann man sich zum Bösen durch nichts ver- 
bindlich machen. Auch werden die Katholiken, die explicite 
oder implicite einen Vertrag auf akatholische Kindererziehung 
eingehen, gemäß can. 2319 $ 1 no. 2 mit der Exkommunikation 
bestraft Wenn can. 1061 $ 1 no. 2 von dem akatholischen 
Brautteil ein Garantieversprechen über die katholische Kinder- 
erziehung fordert, so geschieht das unter der Voraussetzung, daß 

22* 
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der Akatholik ein solches Versprechen mit seinem Gewissen ver- 
einbaren kann. Von jedem Zwange soll sich die Kirche fern- 
halten. 

Dagegen befinde ich mich in voller Übereinstimmung mit 
Lampert, wenn er auf S. 22 f. dem Kinde vom 12. Lebensjahre 
an ein selbständiges Recht bezüglich der Konfessionsbestimmung 
zuerkennt, so daf es von diesem Zeitpunkte an nicht mehr ge- 
zwungen werden kann, die Konfession gegen seine eigene Über- 
zeugung zu wechseln. In $ 5 des deutschen Reichsgesetzes 
vom 15. Juli 1921 ist diese Bestimmung ausdrücklich erwähnt. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


23. Jos. Meile, Die Beweislehre des kanonischen Prozesses in 
ihren Grundzügen unter Berücksichtigung der modernen 
Prozeßrechtswissenschaft. 8°. (IV u.156.) Paderborn, Schöningh, 
1925. M. 4.50. 


Diese Schrift, eine juristische Doktordissertation der Uni- 
versität Freiburg i. S., behandelt 1. den Beweis im allgemeinen, 
2. die Beweismittel (Geständnis, Zeugen, Sachverständige, gericht- 
licher Augenschein, Urkunden, Vermutungen, Parteieneid) und 
9. das Beweisziel. 

Man kann vielleicht bezweifeln, ob es angezeigt war, ein so 
weitschichtiges und verzweigtes Thema in einer Doktortissertation 
zu behandeln. Dagegen ist kein Zweifel darüber möglich, daß eine 
mehr allgemeine und übersichtliche Arbeit über unseren Gegen- 
stand, wie sie von Meile dargeboten wird, für die Einführung in 
die kanonische Prozeßwissenschaft sehr nützlich und empfehlens- 
wert ist. Der Verfasser hat in abgerundeter und für jedermann 
verständlicher Darstellung die gesamte Beweislehre des kano nischen 
Prozesses behandelt. Er begnügt sich nicht damit, bloß die Vor- 
schriften des CJC. anzuführen und juristisch zu interpretieren, 
sondern hat zugleich auch eine rationelle Begründung hinzuge- 
fügt, die das Eindringen in das Verständnis sehr erleichtert. Zum 
Vorteile gereicht der Abhandlung, daß sie auch die Prozeßsysteme 
anderer Rechte und namentlich die moderne Literatur von Miffer- 
maier und Bethmann Hollweg an mit berückstichtigt hat. Die 
neueren Autoren des kanonischen Prozefrechts wie München, 
Fefler, Molitor, Groß, Wernz und Lega sind selbstverständlich 
. häufig herangezogen worden. 

In der historischen Einleitung habe ich eine Benutzung der 
im Archiv für katholisches Kirchenrecht erschienenen Aufsätze von 
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Leo Ober, Die Rezeption der .kanonischen Zivilprozeßformen und 
des Schriftlichkeitsprinzips im geistlichen Gericht zu Straßburg 
(Bd. 90, 599 ff.) und von Emil Göller, Der Gerichtshof der päpst- 
lichen Kammer und die Entstehung des Amtes des Procurator fis- 
calis im kirchlichen Prozeßverfahren (Bd. 90, 605 ff.) vermißt. Durch 
sie werden die von Meile aufgestellten Ergebnisse in einigen 
Punkten etwas modifiziert. Unrichtig hat Meile m. E. S. 34. can. 
1933 S 1 ausgelegt, der lautet: Delicta quae cadunt sub crimi- 
nali iudicio sunt delicta publica. Dieser Kanon will besagen: 
Delikte, die unter den Strafprozeß fallen, sind óffentlich-rechtliche 
(Ges. privatrechtliche) Delikte. Meile dagegen interpretiert ihn 
dahin, daß nur öffentlich bekannte Delikte Gegenstand des Kriminal- 
verfahrens sein können. Wäre diese Meinung richtig, so müßte 
der Text lauten: Delicta publica tantum sub criminali iudicio 
cadunt. Übrigens kann gemäß c. 1939 jedes Delikt, also auch 
das geheime, auf Grund einer Anzeige vom Inquisitor verfolgt 
werden. Für die Erhebung einer Strafklage genügt nach can. 1946 
S 2 Nr. 3 das Vorliegen von ausreichenden Verdachtsmomenten. 
Der Ausdruck »indicium« hängt natürlich mit indicere, nicht mit 
. inde dicere zusammen. S. 74. 

Da die Dissertation ein Kernstück des kanonischen Prozesses 
behandelt, sei sie besonders den kirchl. Synodalrichtern empfohlen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


24. Hermann Müssener, Die finanziellen Ansprüche der katho- 
lisdien Kirche an den preußischen Staat auf Grund der 
Bulle De salute animarum vom 16. Juli 1821. 8°. (203.) 
M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 1926. M. 5.—. 


Infolge des sinkenden Geldwertes haben die im Jahre 1821 
zwischen dem Apostolischen Stuhle und der Preufischen Regie- 
"rung vereinbarten Gehälter der Domherren eine solche Herab- 
minderung erfahren, daß sie heute hinter denen der Pfarrer zu- 
rückstehen. Nachdem diese Gehälter bereits im Jahre 1906 eine 
geringe Aufbesserung seitens des Staates erfahren, sind die zu- 
ständigen kirchlichen Stellen jetzt um eine erhebliche Herauf- 
setzung und eine Angliederung der Domherrengehälter an die 
entsprechenden Gehaltsstufen der Staatsbeamten eingekommen. 
Müsseners Arbeit verfolgt den Zweck, diese Bestrebungen durch 
juristische Argumente zu unterstützen. 

Die Studie hat zweifellos auf manche Punkte, wie z. B. die 
höhere Besoldung der Konsistorial- und Oberkonsistorialräte und 
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der Domherren in Bayern und Baden, hingewiesen, die eine An- 
 passung der preußischen Domherrengehälter an die heutigen 
Zeitverhältnisse als absolut notwendig oder wünschenswert er- 
scheinen lassen. Der Beweis aber, daß der preußische Staat 
hierzu auf Grund der Bulle De salute animarum, rechtlich ver- 
pflichtet sei, scheint mir nicht in genügender Weise erbracht zu 
sein. Denn nach der Bulle hat es zum wenigsten den Anschein, 
daß die Gehälter der Domherren auf eine bestimmte Summe 
definitiv festgelegt sind, während dies bei den staatlichen Lei- 
stungen für die Seminare, die bischöflichen Kurien, die Emeriten- 
und Demeritenhäuser nicht der Fall ist. Nach Art. 129 Abs. 1 
steht für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten der 
Rechtsweg offen. Von diesem Rechte könnten auch die Dom- 
herren Gebrauch machen. Jedoch wäre m. E. aufs stärkste zu 
bezweifeln, ob ein Prozeß vor den ordentlichen Gerichten zu 
dem erwünschten Ziele führen würde. Man wird deshalb wohl 
besser daran tun, sich mit der Regierung in Verhandlungen ein- 
zulassen und eine Besserung der Lage auf gütlichem Wege zu 
erreichen. Bei der Genehmigung der Dotationsurkunde für das 
Bistum Ermland hat die Konsistorialkongregation am 9. August 
1855 ausdrücklich die Klausel hinzugefügt: Quotiescunque vero 
modernus Episcopus Warmiensis eiusque successores peculiari 
aliqua premantur pro sua Dioecesi necessitate Serenissimi Regis 
propensiorem animum fidenter adire fas esto Ejusque liberalitatem 
experiri. | | 

Für die Geschichte der Bulle De salute animarum ist die 
Müssenersche Schrift von besonderem Werte, weil sie ausführ- 
liche Dokumente über die auf Grund der Bulle aufgestellten Etats 
der einzelnen preußischen Diözesen bringt. Auf S. 13 findet 
sich der sinnstörende Druckfehler 380 000 Gulden statt 3800000 G. 
Der Name des bekannten Kanonisten Vering ist öfters mit h 
geschrieben. 

Freiburg i. B. N. Hilling. 


25. Gerhard Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 11. August 1919. Ein Kommentar für Wissenschaft 
und Praxis. 3. und 4. Aufl. [Stilke's Rechtsbibliothek, 1.] 
12°. (X u. 453.) Berlin, Georg Stilke, 1926. Geb. M. 10.—. 


Die erste Auflage dieses bekannten Kommentars zur Deut- 
schen Reichsverfassung ist von mir in Band 101, 174 f. dieser 
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Zeitschrift kurz besprochen worden. Nachdem diese Auflage in 
der Hóhe von 10000 Exemplaren in den Jahren 1921— 1924 ab- 
gesetzt wat, erschien 1924 ein unveränderter Neudruck, der als 
zweite Auflage bezeichnet wurde. Die gegenwärtige dritte Auf- 
lage umfaßt die Exemplare 14000— 17 000. 


Im Vergleich zu den beiden früheren Auflagen ist die jetzige 
wesentlich erweitert. Insbesondere ist die neueste Literatur aus- 
führlich berücksichtigt und die inzwischen fortgeschrittene Ge- 
setzgebung und ludikatur nachgetragen. Damit ist das Buch 
dem heutigen Stande der Wissenschaft und Praxis angepaßt. 
Anerkennung verdient, daß der Verfasser auch die von den 
seinigen abweichenden Ansichten genau angegeben hat. 


Bezüglich der Erklärung der religions- und kirchenpolitischen 
Bestimmungen der Reichsverfassung vertritt Anschütz den demo- 
kratisch-liberalen Standpunkt, der dem Einflusse des Staates auf 
die Religionsgesellschaften einen möglichst weiten Spielraum zu 
verschaffen bezw. zu erhalten sucht. Insbesondere verficht er 
bezüglich der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften das 
Prinzip der Korrelativitát, wonach den vom Staate gewährten 
Rechten an die Religionsgesellschaften auch größere Aufsichts- 
und Gesetzgebungsbefugnisse entsprechen. Mit den Grundsätzen 
der katholischen Kirche, die die Autonomie auf ihrem Gebiete 
fordert, ist diese Stellungnahme nicht vereinbar. Sie widerspricht 
aber meines Erachtens auch der Auffassung der Mehrheit der 
verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, die den 
Religionsgesellschaften eine möglichst weitgehende Freiheit und 
Selbständigkeit gegenüber dem Staate einräumen wollte. 


Durch die neue Reichsverfassung haben besonders die 
evangelische und die katholische Kirche wichtige Rechte (vgl. 
das Ablósungsprinzip und die Simultanschule als Regelschule) 
eingebüßt. Es muß deshalb seitens der kirchlichen Kreise mit 
allem Nachdruck dahin gestrebt werden, daß die der Kirche in der 
Reichsverfassung garantierten Freiheiten ihr nicht auf dem Wege der 
Interpretation entzogen oder verkümmert werden. Letzteres aber 
würde geschehen, wenn die von Anschütz und anderen Juristen 
vertretene Korrelativitátstheorie die Vorherrschaft gewinnen würde. 
Dann hätten die öffentlich -rechtlichen  Religionsgesellschaften 
durch die neue Reichsverfassung nur verloren und nichts ge- 
wonnen. | 

Freiburg i. B. N. Hilling. 
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26. Oscar Meincke, Die rechtliche Stellung der Evangelisch- — 
lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate. [Abhandlungen 
und Mitteilungen aus dem Seminar für Öffentliches Recht, 4.] 
8°. (XII u. 77.) Hamburg, Lüttcke & Wulff, 1925. M.5.—. 


Nachdem bereits mehrere Schriften über das Verhältnis von 
Kirche und Staat nach dem neuen deutschen Reichsrechte er- 
schienen sind, ist es zweckmäßig, auch die rechtliche Stellung 
der Kirchen nach den einzelnen Landesrechten zu untersuchen. 
Die vorliegende Abhandlung hat diese Aufgabe inbezug auf die 
Evangelisch-lutherische Kirche und den Hamburgischen Staat 
erfüllt. Sie beschränkt sich jedoch nicht auf die Darstellung der 
. heutigen Rechtslage, sondern hat auch die gesamte vierhundert- 
jährige Rechtsgeschichte des Verhältnisses von Staat und Kirche 
mit in den Bereich ihrer Forschung hineingezogen. Dadurch hat 
die Arbeit offenbar an Bedeutung gewonnen. Außerdem hat der 
Verfasser in dem »Allgemeinen Teil« noch in einer kurzen 
historischen und systematischen Übersicht die verschiedenen 
kirchenpolitischen Systeme der rechtlichen Beziehungen von 
Kirche und Staat erörtert. 

Die Geschichte des Verhältnisses von Staat und Evangelisch- 
lutherischer Kirche in Hamburg zerfällt in zwei Hauptperioden- 
Die erste Periode reicht vom Anfange der Kirchengründung im 
Jahre 1528 bis zu 1848. Während dieser Zeit herrschte das 
System des Staatskirchentums das auf dem Prinzip des sog. 
Territorialismus aufgebaut war. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
verlor zwar die evangelische Konfession ihre Eigenschaft als 
ausschließliche Religion des Staates, indem durch die Gesetze 
von 1814 und 1819 auch den Katholiken, Reformierten und 
Mennoniten die gleichen politischen, bürgerlichen und kirchlichen 
Rechte wie den Evangelischen eingeräumt wurden, jedoch wurde 
dadurch das spezielle Verhältnis der Evangelisch -lutherischen 
Kirche zum Hamburgischen Staate nicht berührt. Das früher 
geltende Staatskirchentum blieb in Kraft. Die zweite Periode 
beginnt mit dem Revolutionsjahre 1848. Infolge der allgemeinen 
deutschen Bewegung bahnte sich auch in Hamburg der Trennungs- 
gedanke an, der aber erst durch die Kirchenverfassung von 1870 
-definitiv durchgeführt wurde. Freilich handelt es sich hierbei 
nicht um das System der »reinen« Trennung, sonder die 
Evangelisch-lutherische Kirche behielt ihren Charakter als öffent- 
lich-rechtliche Körperschaft bei, und die staatliche Kirchenhoheit 
blieb bestehen. Eine eigentümliche Verbindung von Staat und 
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Kirche wurde ferner dadurch bewirkt, daß die Kirche den 
evangelisch-lutherischen Mitgliedern des Senats das sog. Patronat 
einriumte, das eine große Reihe von kirchenregimentlichen 
Befugnissen enthielt. Der Novemberumsturz des Jahres 1918 
hat in den kirchenpolitischen Verhältnissen Hamburgs keine große 
Erschütterung hervorgerufen. Jedoch ist seitdem namentlich das 
Patronat des Senats weggefallen und auch sonst das Band 
zwischen Staat und Kirche noch mehr gelockert. 

Am interessantesten ist die ausführliche Darstellung des 
Patronats der evangelisch-futherischen Mitglieder des Senats von 
1870 bis 1918, das eine ganz singuläre Erscheinung des Ham- 
burgischen Staatskirchenrechts darstellt. Den Inhalt des Patronats 
bildeten 1. das Plazet, 2. das Recht der Bestätigung der Pastoren- 
wahlen, 3. die Entsendung von Prásidialmitgliedern in die kirch- 
lichen Kórperschaften, 4. die Wahl des Seniors oder Vorsitzenden 
des geistlichen Ministeriums und 5. einige Einzelrechte. 

Ferner ist besonders bemerkenswert, daß die Evangelisch-luthe- 
tische Kirche in Hamburg im Jahre 1883 eine Kirchensteuer- 
ordnung einführte, ohne vom Staate hierzu ausdrücklich ermäch- 
tigt zu sein. Die finanzielle Auseinandersetzung zwischenStaat und 
Kirche war bereits durch den Vertrag vom 9. März 1875 erfolgt. 

Die fleißige Arbeit hat zahlreiche ungedruckte Urkunden 
und Akten aus dem Archiv des Kirchenrats benutzt. Störend 
wirken die Druckfehler »unus corpus christianum« (S. 6) und 
Devolvationstheorie (statt Devolutionstheorie) S. 9. 

Freiburg i. B. N. Hilling. 


27. Louis Israel Newman, Jewish Influence on Christian Reform 
Movements. 8°. (XXVII u. 706.) New York, Columbia Uni- 
versity Preß 1925. D. 7.50. 

Eine geschichtliche Untersuchung des Einflusses, welchen 
das Judentum auf das Christentum ausgeübt hat, wird für das 
Urchristentum geradezu zu einer Darstellung der Anfänge des 
Christentums selbst. Je mehr sich in der Folge die Lósung von 
der Synagoge durchsetzte, trat auch der jüdische Einfluß zurück, 
wenn es auch eine zu schematische Vorstellung ist, daß mit dem 
sogenannten Judenchristentum, etwa gar mit dem Jahre 70, die 
Rolle des Judentums im Christentum ausgespielt gewesen sei. 
Wer eine solche Auffassung teilen würde, den belehrt das vor- 
liegende Werk eines anderen. 

Innerhalb einiger gnostischer Kreise wie bei den Marcioniten 
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herausgebildet, daß man alles Jüdische ausmerzen wollte und 
daher auch das Alte Testament aus dem Kanon strich. Diesem 
Radikalismus gegenüber hat aber die Kirche um so stürker den 
historischen Zusammenhang betont und vielmehr Wege gesucht, 
um sogar spezifisch Jüdisches im Alten Testament auswerten zu 
kónnen. In Alexandrien wurde in der Exegese die allegorisierende 
Methode geübt und mit einigen Modifikationen auch im Westen 
nachgeahmt. In Antiochien blieben sprachliche und geschicht- 
liche Gesichtspunkte bewußter betont. Dafür erfuhren aber einige 
syrische Ausleger auch den Vorwurf, daß sie mit den Juden 
sympathisierten. Indessen fand die antiochenische Art, die Bibel 
zu erklären, im hl. Hieronymus einen erfolgreichen Vertreter 
innerhalb der lateinisch redenden Kirche. An dieser Entwicklung 
der Exegese sind Juden fortwährend beteiligt. Sehr deutlich 
tritt der Einfluß des Judentums auch in der Geschichte der 
Häresien zutage. Bei vielen Sekten ist zu beobachten, wie un- 
verhältnismäßig das Alte Testament gegenüber dem Neuen be- 
vorzugt wird. Auch bei Luther, Zwingli, vor allem bei Calvin, 
von da aus im amerikanischen Puritanismus, sowie in den davon 
abgezweigten eschatologisch orientierten Denominationen der 
Gegenwart ist dieser sonderbare Zug verschiedentlich zu verfolgen. 

Was dabei auf innerchristliche dogmatische Begründung 
und was auf äußere jüdische Beeinflussung zurückzuführen ist, 
muß freilich in jedem Falle scharf unterschieden werden. Nach 
dieser Seite hin läßt das vorliegende Werk einiges zu wünschen 
übrig. Sein besonderer Wert liegt in der Stoffsammlung ; das in 
Betracht kommende Material findet man in einer Vollständigkeit 
zusammengetragen wie sonst nirgends. Besondere Aufmerksam- 
keit hat Newman den Katharern, Waldensern und Passagiern ge- 
widmet; auch die Frage nach dem Verhältnis von Judentum und 
Inquisition, den Beziehungen von Hus und den Reformatoren 
des 16. Jahrhunderts zu den Juden wird eingehend behandelt. 
Nicht zuletzt sei hervorgehoben, daf die Untersuchungen von 
Newman auch für das christliche Altertum und das frühe Mittel- 
alter (karolingische Renaissance), ebenso zur Geschichte der 
Scholastik manche neue Einsichten bringt. 

Im einzelnen wäre freilich gerade für das Altertum vieles 
nachzutragen. Der direkte Einfluß des Judentums in der Text- 
geschichte der biblischen Übersetzungen ist z. B. viel größer und 
wichtiger, als man aus Newman erfährt. Nicht bloß Aquila, 
Theodotion und Symmachus, auf lateinischem Boden Hieronymus 
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sind von da aus zu begreifen, sondern auch die älteste Bibel- 
übersetzung der Syrer, und mehr als eine lateinische Bibelhand- 
schrift (vgl. z. B. das von Amelli hg. Psalterium Casinense) scheint 
unter rabbinischer Mitarbeit zustande gekommen zu sein. Reiche 
Ausbeute verspráche auch die christlich-jüdische Dialogliteratur, 
welche sich vom Urchristentum her durch alle Jahrhunderte hin- 
durchzieht und im Osten wie im Westen emsig gepflegt wurde. 
Ein fruchtbares Kapitel ergäbe weiterhin die Rolle des Judentums 
während der Christenverfolgungen: und zwar nicht nur auf dem 
Gebiet des Imperium Romanum, ‚sondern auch etwa im Sassa- 
nidenreich. Endlich wäre hochiriteressant, die Art und Weise 
genau zu untersuchen, wie das alttestamentliche Gesetzbuch in 
das kirchliche Recht übernommen wurde. Auch die Fortwirkung 
synagogaler Sitten in der Liturgie und die Begründung bei 
mittelalterlichen Liturgikern würde lehrreiche Ergebnisse bieten. 
Indes stellt das Buch von Newman auch so eine Gabe dar, die 
der historisch arbeitende Theologe mit Dank verzeichnet. 


Freiburg i. B. Arthur Allgeier. 


28. Ulrich Lampert, Die Autonomie der Konfessionen in Grau- 
bünden. Rechtsgutachten. 4°. (28.) Disentis, Buchdruckerei 
Jos. Condrau, 1923. | 


Dieses Gutachten interpretiert in gründlicher und sachge- 
mäßer Weise Art. 11 Abs. 2 und 4 der Kantonsverfassung von 
Graubünden: Die bisher bestandenen zwei Landeskirchen werden 
als öffentliche Religionsgesellschaften anerkannt. Die Religions- 
gesellschaften ordnen ihre innere Verháltnisse (Lehre, Kultus usw.) 
und verwalten ihr Vermögen selbständig. Das Oberaufsichtsrecht 
des Staates im Allgemeinen und namentlich zum Zwecke der Er- 
haltung und richtigen Verwendung des Vermögens der als öffent- 
lich anerkannten Religionsgesellschaften bleibt vorbehalten. Wegen 
der behandelten allgemeinen Prinzipien des Staatskirchenrechts 
verdient die Abhandlung auch in weiteren Kreisen Beachtung. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


29. Hermann Kantorowicz, Albertus Gandinus und das Straf- 
recht der Scholastik. 11. Band: Die Theorie. Kritische Aus- 
gabe des Tractatus de maleficiis nebst kritischer Einleitung. 8°. 
(XXV1u.451.) Berlin.u.Leipzig, De Gruyter & Co., 1926. M.30.—. 

Im Jahre 1907 veröffentlichte H. Kantorowicz den I. Band 
dieses Werkes, der von Friedrich Speiser in Band 88, 582 dieses 
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Archivs mit Anerkennung besprochen wurde. Er behandelte die - 
Praxis des italienischen Strafrechts im 13. Jahrhundert und 
war auf zahlreichen ProzeBakten aufgebaut. Der vorliegende II. Band 
enthält eine kritische Ausgabe vom dem theoretischen Werke des . 
Gandinus, Tractatus de mateficiis. Von dieser Arbeit sind uns 
drei verschiedene Rezensionen erhalten. Die erste stammt aus 
den Jahren 1286—1287 und ist als eine noch unvollkommene 
Jugendarbeit des Verfassers zu bezeichnen. Die zweite Rezension 
aus dem Jahre 1299 ist erheblich umgearbeitet und verbessert. 
Von ihr ist die dritte Rezension aus den Jahren 1300—1301 nur 
wenig verschieden. Außerdem existieren noch vier unechte Re- 
zensionen, die erst nach dem Tode des Verfassers von unbekannten 
Händen herausgegeben wurden. 

Kantorowicz hat für seine Edition die II. Textstufe zu Grunde 
gelegt. Da für diese nur zwei Handschriften erhalten sind, von 
denen die 1. in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts in Italien 
entstanden ist und jetzt in der Nationalbibliothek zu Florenz auf- 
bewahrt wird, und die 2., jetzt in Ravenna, sehr späten Datums 
und Venezianischer Herkunft ist, mußte er sich auf diese 
stützen. Selbstverständlich hatte die wertvolle 1. Handschrift vor 
der mangelhaften 2. den Vorrang zu beanspruchen. 

Der Herausgeber beabsichtigte anfangs, seiner Edition eine 
umfangreiche »literarhistorische« Einleitung vorauszuschicken. Er 
hat diese Aufgabe aber gleichsam antizipiert, indem er in der 
Zeitschrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte Romanistische 
Abt. Band 42, 1ff. und 43, Lff. und 44, 224 ff. zwei sehr aus- 
führliche Abhandlungen über die Geschichte des Gandinustextes 
und über das Leben und die Schriften des Gandinus publizierte. 
Beiträge für die textkritischen Erläuterung sind ferner enthalten 
in dem Buche, Einführung in die Textkritik, systematische Dar- 
stellung der textkritischen Grundsätze für Philologen und Juristen, 
das Kantorowicz 1921 herausgab. Endlich kommen für den ma- 
teriellen Inhalt noch die Studien desselben Autors zum italienischen 
Strafprozeß, Zeitschrift für die genannte Strafrechtswissenschaft 44, 
97 ff. in Betracht. 

Aus dem Gesagten ergibt sich, daß Kantorowicz außerordent- . 
lich viel Zeit und Mühe auf die Herausgabe und Durchforschung 
der kriminalistischen Schriften des Albertus Gandinus aus Crema 
verwandt hat. Stehen diese Arbeiten im Verhältnis zu dem Werte 
und der Bedeutung ihres Gegenstandes? Wir können darauf un- 
bedenklich eine bejahende Antwort geben. Denn 1. hat das ober- 
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italienische Strafrecht mit Einschluß des Strafprozesses, in dem sich 
rómische, germanische, italienische und kanonistische Elemente 
mischen, eine grundlegende Bedeutung für die spátere Entwick- 
lung und 2. hat Albertus Gandinus den ältesten!) Traktat über 
das Strafrecht und den Strafprozeß bearbeitet, der hernach den 
deutschen Klagspiegel, die Wormser Reformation, die Bambergische 
Halsgerichts- und die Peinliche Gerichtsordnung Karls V. direkt 
oder indirekt beeinfluft hat. 


Auch der Kanonist, der sich für die historische Seite seiner 
Disziplin interessiert, sollte an diesen Forschungen nicht achtlos 
vorübergehen. Schon die Form des juristischen Schriftstellers, 
die mit der der scholastischen Theologen und Philosophen über- 
einstimmt, ist nicht ohne Reiz, da sie von der Gründlichkeit der 
scholastischen Arbeitsweise Zeugnis ablegt. Um hierfür nur ein 
Beispiel zu erwähnen, greife ich aus dem Tractatus de maleficiis 
das Kapitel »De presumptionibus« heraus, das in unserer editio 
nova 24 Seiten umfaßt. Bezüglich der Beweiskraft der Praesun- 
tionen und Indizien verhält sich Gandinus entsprechend der da- 
maligen Rechtsauffassung sehr zurückhaltend. Man verlangte für 
die Bestrafung im allgemeinen grundsätzlich die Überführung 
durch Zeugen oder andere Beweismittel oder durch Geständnis des : 
Angeschuldigten. Hiermit hängt auch die Anwendung der Folter 
zusammen, die bei Gandinus eine große Rolle spielt. S. 155 — 177. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 
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l. Abhandlungen. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 
Von Professor Dr. Arnold Pöscl in Graz. 
(Fortsetzung und Schluß; vgl. oben S. 3 ff.) 


III. | 
Geistliche Ámter als Benefizien bis zum 12. Jahrhundert. 
$ 10. Allgemeines. 


Mit der Prage nach der Auffassung und Verwendung der 
geistlichen Ämter selbst als Benefizien, der geistlichen Personen 


als Benefiziaten, gerade im Hinblicke und auf Grund ihrer kirch- 


lichen Stellungen, betreten wir das eigentliche Kernproblem dieser 
Untersuchungen. Und da stellen wir auf Grund der Gesamt- 
Quellenlage entgegen bisherigen Anschauungen den Satz an die 
Spitze: das geistliche Benefizium im Sinne eines Kirchenamtes 
und eines mit diesem ständig verbundenen Amtsgutes ist als 
allgemeinere, dem Bau des kanonischen Verfassungsrechtes fest 
eingefügte Erscheinuug erst gegen Ende des 12. Jahrhunderts 
entstanden. Erst damals findet der Übergang der meisten kirch- 
lichen Stellungen in Benefizien statt. | | 

Nun wurde zwar wohl auch schon bisher vereinzelt und 
hinsichtlich einzelner geistlicher Stellungen von manchem Quellen- 
forscher die Beobachtung gemacht, daß der Übergang zur bene- 
fizienrechtlichen Auffassung dieser Ämter und Stellungen erst 
seit dem Ende des 11. Jahrhunderts stattgefunden habe, so hin- 
sichtlich der archidiakonalen Sendgerichtsgewalt durch A. M. 
Königer !). 

Doch erschienen solche Fälle nur als Singularitäten, gleich- 
sam als späte Nachzügler einer im großen und ganzen weit zu- 
rückliegenden und damals längst abgeschlossenen Entwicklung. 


1) Die Sendgerichte in Deutschland I. Bd. (Veröff. a. d. Kirchenhislor, 
Seminer München III. Reihe Nr. 2) S.I, bes. S. 7. Der I. Abschn. der Entw. 
reicht nach K. v. 8—11. Jh. »Der zweite charakterisiert sich durch die Ueber- 
tragung des Sendbanns an die Archidiakone in Form einer Benefizialleihe.« 
Der 3. beginnt mit dem trid. Konzil, welches der selbständigen Gewalt der 
Ad. ein Ende machte und die bisch. Jurisdiktion wiederherstellte. 
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Jedenfalls wurden sie als Typen für die Allgemeinentwicklung 
nicht einmal aufgestellt, geschweige denn beachtet. Und doch 
verlief auch die Allgemeinentwicklung im großen und ganzen da 
in völlig gleicher Art: das geistliche Amt als Benefiz ist erst ein 
Ergebnis des 12. Jh. $). | 

Zwar gibt es lange zuvor mancherlei Ansätze zu einer 
solchen Auffassung der Kirchenämter und Amtsgüter. Bereits in 
den ersten Zeiten des Benefizialwesens, im Zeitalter der Karo- 
linger, begegnet derartiges sogar häufiger. Allein, es kann selbst 
damals nicht entfernt davon die Rede sein, daß dieser Gedanke 
etwa allgemein durchgedrungen wäre oder auch nur in einiger- 
maßen nennenswertem Umfange Verbreitung gefunden hätte — 
gemessen an der Gesamtzahl der dafür in Betracht kommenden 
Verhältnisse. Im Gegenteile bleibt eine solche Behandlung der 
Kirchenämter und ihrer Güter stets etwas Ausnahmsweises, mit 
der offiziellen Auffassung der Kirche hinsichtlich ihres Ämter- 
wesens in Widerspruch Stehendes und wird daher in wahrhaft 
kirchlich gesinnten Kreisen stets und energisch abgelehnt. Es 
handelt sich dabei ja auch um ein weltliches Gebilde, um eine 
benefizienrechtliche Abhängigkeit der geistlichen Stellungen von 
weltlicher Gewalt. Es wäre ganz verfehlt, darin etwa damals 
schon die normale, ordnungsgemäße Erscheinung des kirchlichen 
Ämterwesens zu erblicken. Zudem sind die Fälle, wie bereits 
gesagt, auf gewisse Ämterkategorien eingeschränkt und betreffen 
zunächst hauptsächlich nur die höheren Ämter, in erster Linie 
die Reichsprálaturen. Außerdem ist dann noch dabei in Zeiten 
werdender Begriffsbildungen die Ungenauigkeit die Ausdrucks- 
weise mit in Rechnung zu stellen. »Benefizium« bedeutet in 
solchen Zusammenhängen oft nur »Vorteil« u. dgl. und keines- 
wegs ein juristisch präzisiertes Benefizienverhältnis. Endlich sind 
dann noch häufig nur fallweise bestimmte, nicht ständige Bene- 
fizienverhältnisse gemeint. 

Später, in nachkarolingischer Zeit, während des ganzen 10. 
und 11. Jahrhunderts, tritt dann sogar ein Rückgang dieser ersten 
Benefizienbildungen in der Sphäre des kirchlichen Rechtes ein. 
Verhältnisse, die in karolingischer Zeit bereits zweifellos im Sinne 
des Benefizienrechtes aufigefaßt wurden oder doch auf dem besten 

1) Diese Zeit wird seit langem als Wendepunkt in der Geschichte des 
kirchlichen Benefizialwesens betrachtet (stärker betont namentlich durch 
Hinschius, Kirchenrecht Il. Bd. S. 367), allein in ganz anderem Sinne, als dies 


unsererseits geschieht. Vgl. auch schon N. Garcia, Tractatus de beneficiis 
(1618), bes. I. Bd. 
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Wege dazu waren, verlieren in der Ottonen- und Salierzeit ganz 
offenbar diesen Charakter wieder, um ihn dann erst viel später 
wieder, im 12 Jh. oder noch später, zu erlangen. Dies entspricht 
durchaus wieder dem allgemeinen Verlauf der Benefizienentwick- 
lung !). Diese flackert zunächst im 9. Jh. mächtig empor, um dann 
wieder in mancher Hinsicht zu verlóschen. Erst das 12. Jh. knüpft 
dann oft wieder in allgemeinerer Weise an die Gestaltungen des 9. an. 


Nur in den Ländern, in denen die lebensrechtliche Entwick- 
lung schon im 10. Jh. weit vorgeschritten war, in erster Linie in . 
Frankreich, breitet sich auch der Brauch, die Kirchenämter als 
Benefizien zu behandeln und in die Lehensherrschaften organisch 
einzufügen, schon damals aus. Und zwar begegnen die geist- 
lichen Stellungen dabei vielfach in der Form echter Lehen. Na- 
türlich sind es wieder vor allem gerade die hóchsten Ämter, die 
in dieser Entwicklung auch da vorangehen. 


Wir werden alle diese Gebilde in der folgenden Darstellung 
im einzelnen zu erörtern und von ihren Anfängen an durch die 
Jahrhunderte zu verfolgen haben und die damit zusammen- 
hängenden Fragen für die einzelnen Ämter-Kategorien erledigen. 
Hier handelt es sich vorläufig nur um den allgemeinen Rahmen 
einer Gesamtauffassung, in den sich die Einzelheiten in richtiger 
Perspektive einordnen lassen. Und da lösen sich denn bei obiger 
Grundanschauung unseres Erachtens die zahlreichen Widersprüche 
der Quellen mit allen älteren und neueren Benefizientheorien. 


So und nur so wird vor allem der Zustand der Quellen in- 
bezug auf unsre Frage für den langen Zeitraum von den An- 
fängen der Karolingenherrschaft im 8. Jh. bis weit ins 12. Jh. 
hinein verständlich. Und nur auf diese Weise kann man dann 
überhaupt erst die Quellennachrichten aus der Zeit des Investitur- 
streites, ja noch aus der Mitte und 2. Hälfte des 12. Jh. hinsicht- 
lich der geistlichen Benefizien begreifen. 


Das erste, was da zunächst in jener ersteren Hinsicht auffällt, 
ist die verhältnismäßig ungemein seltene Erwähnung klerikaler 
Stellungen als Benefizien. Wäre die herrschende Meinung — bei 
allen Verschiedenheiten im einzelnen — richtig, daß nämlich nach 
der Karolingerzeit die benefizienrechtliche Stellung der Kirchen- 
ämter und Amtsgüter (gegenüber der Krone, den Großen, den 
Grundherrn oder nach irdend einer Seite hin) allgemein oder doch 


1) Vgl. Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, an vielen Orten. 
24 * 
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weitverbreitet gewesen sei!), so wäre das tatsächlich ganz gering- 
fügige Vorkommen geistlicher Benefizien in den Quellen des 
früheren Mittelalters ganz unbegreiflich. Werden doch kirchliche 
Stellungen und gerade auch die vermógensrechtlichen Beziehungen 
der geistlichen Institute nach allen Richtungen hin in den Quellen 
in geradazu ungeheurer Zahl für die fragliche Zeit erwähnt. Auf 
Schritt und Tritt müßte man dabei auf geistliche Benefizien stoßen, 
wenn solche sozusagen überall vorhanden gewesen wären. Es 
ist aber, wie gesagt, gerade das Gegenteil der Fall. 

In der Unzahl von Urkunden und sonstigen Berichten über 
die Rechtslage der Gotteshäuser und der dazu gehörigen Kirchen- 
ämter und Güter kommen geistliche Benefizien fast nie vor. 
Nahezu immer wird dabei, selbst wenn in größter Genauigkeit 
berichtet wird, der erwähnten Größen in anderen Worten Er- 
wähnung getan. Es werden zwar in riesiger Zahl Kirchen er- 
richtet, ausgestattet, besetzt, veräußert, wobei fast stets die Rechts- 
lage aufs genauesie bestimmt wird, ohne daß zu allermeist eines 
geistlichen. Benefiziums dabei überhaupt Erwähnung geschàáhe?). 

Dies erscheint aber auf Grund der bisherigen Ansichten 
umso rätselhafter, als dieselben Quellen stets alle übrigen Bene- 
fizien, soferne solche überhaupt vorhanden waren, bis zu .den 
untergeordnetsten herab, stets mit größter Gewissenhaftigkeit und 
Genauigkeit erwähnen®). Man kann aber daraus richtig doch 
nur schließen, daß Klerikerbenefizien in dem hier zu betrachtenden 


1) Vgl. z. B. wieder für viele andere Grof, Das Recht an der Pfründe. 
Nachdem bis S. 92 hinsichtlich der älteren Zeit immerhin manches aus Literatur 
und Quellen angeführt (wenn auch unrichtig gedeutet und falsch verbunden) 
wird, ist die Zeit vom 10. bis zum 12. Jh. dann mit wenigen Worten abgetan 
in der gleichsam selbstverstándlichen Annahme, daf damals die Einrichtung 
längst bleibenden Bestand erlangt hätte. Es ist dies aber eine der vielen 
angeblichen » Selbstverständlichkeiten «, die ganz unrichtig sind. — Auch 
Lesne, Les origines S. 45 ff. macht neuestens wieder eine ganz ähnliche Annahme. 

2) Fast jede Urkunde, die sich mit obigen Verhältnissen beschäftigt, 
kann dafür als Beleg dienen. 

3) Hier seien nur einige Fälle besonders genannt — als Beispiele, die 
sich beliebig vermehren lassen. In der Besitzbestátigung Heinrichs Il. für das 
Domkapitel von Arezzo v. J. 1020 (Mon. Germ. Dipl. II, S. 558 Nr. 436) werden 
zahlreiche Kirchen samt ihrem Zubehör, Grundbesitz und Zehnten, genannt, 
ein Benefiz jedoch nur für die drei Fischer am See genannt. (Vgl. oben 
S. 283 Anm. 2). — Oder vgl. Ennen und Ecertz, Quellen I, 480 Nr. 24 (1067): 
Erzb. Anno ll. von Köln gründet und dotiert die St. Georgskirche und stattet 
sie u. a. auch mit mehreren Kirchen samt deren Zubehór aus. Dieses besteht 
hauptsächlich in Zehnten. Ein Benefizialverhältnis ist indes nur einmal und 
nur einem Laien gegenüber — als weltliches Lehen aus Kirchengut — erwähnt: 
de decimatione . . quam quidem tenuit palatinus comes in beneficium, sed 
‚ hoc apud illum effecimus, quod nobis sponte eam reddidit. Weitere Fälle 
unten bei den besonderen Untersuchungen hinsichtlich der einzelnen Aemter- 
kategorien. 
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engeren Wortsinne im allgemeinen damals eben gar nicht vor- 
handen waren. Begegnet man geistlichen Benefizien in einzelnen 
Fällen aber doch, so findet das Gesagte dabei zumeist erst recht 
seine Bestätigung. 

Entweder handelt es sich dabei nämlich gar nicht um 
Kirchenämter und ständige Amtsgüter als Benefizien, sondern um 
andere Dinge. Oder aber es kommen gerade irreguläre, von 
der gewöhnlichen Ordnung der Dinge weit abliegende Erschei- 
nungen in Frage. Schließlich ist wieder die Ungenauigkeit der 
Ausdrucksweise, untechnische Verwendungen des Wortes bene- 
ficium u. dgl. dabei in Rechnung zu stellen. 

So ist ersteres der Fall bei den bekannten, bereits erwähnten 
»beneficia ecclesiastica« der Karolingerzeit, die in den meisten 
Fällen vollkommen eindeutig als »weltliche Lehen aus Kirchen- 
gut« zu erkennen sind, daher für die Frage der Äirchendmter 
als Benefizien überhaupt nicht in Betracht kommen. Für das 9. 
Jh. war davon bereits früher die Rede. Hier sei aber der u. E. 
sehr bemerkenswerten Tatsache Erwähnung getan, daß auch noch 
lange darüber hinaus der gleiche Sinn des Wortes sich ergibt, 
wenn oft von den Benefizien einer Kirdie schlechtweg die Rede 
ist. Nicht Kirchenämter oder Amtsausstattungen der Kleriker, 
sondern die Lehen der Vasallen (später auch der Ministerialen) 
sind da zumeist gemeint. So wenn z. B. Kaiser Konrad Il. i. J. 
1027 dem Kloster S. Cielo d'Oro den gesamten Besitz bestätigt, 
darunter auch dessen Benefizialgüter!) Näher werden diese 
dann definiert als die Vasallenhófe?). Und dieser Sprachgebrauch 
war ganz allgemein?). 

Wenn von den Benefiziaten einer Kirdie schlechtweg die 
Rede ist, so sind eben zu allermeist nicht die Geistlichen ge- 
meint, sondern die weltlichen Lehensleute. So sehr deutlich in 
den ungemein zahlreichen Urkunden, wodurch Verfügungen ver- 
brieft werden, die die Prälaten unter Zustimmung oder auf Rat 
ihrer geistlichen und weltlichen Stiftsangehörigen treffen. Die 
Benefiziaten stehen hier neben (übrigens auch im Range nach) 
dem Klerus, genau an derselben Stelle, an der in ebenso zahl- 
reichen weiteren Stellen Vasallen und Ministerialen und sonstige 


1) Mon. Germ. Dipl. IV (ed. Breßlau) S. 96 Nr. 75: cortes, quas quisque 
usque modo beneficiali ordine detinuit . . 


2) Cortes, quas usque modo vassallorum dicebantur . . 


3) Vgl. die zahlreichen in den früheren Zusammenhängen bereits mit- 
geteilten Stellen, namentlich S. 76 Anm. 1. 
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weltliche Lehensträger erwähnt erscheinen!) Und zwar findet 
sich dieser Sprachgebrauch auch noch bis meist ins 12. Jh. hin- 
ein. Und zwar auch wieder sogar in den sorgfältiger abgefaDten 
Herrscherdiplomen ?`. 

Dies wäre aber doch sicherlich höchst befremdlich, ja ge- 
radezu unverständlich, wenn an den Kirchen neben diesen welt- 
lichen Benefiziaten auch noch geistliche allgemein vorgekommen 
wären. Dann hätte man doch in solchen Fällen zum mindesten 
einen unterscheidenden Beisatz machen müssen. Die Benefizien 
einer Kirche schlechtweg waren zu allermeist eben deren welt- 
liche Benefizien, mochten deren Träger auch Geistliche sein. 

Dies alles findet dann aber. auch noch von ganz anderer 
Seite her durch gleichzeitige und spätere Quellenberichte seine 
weitere Bestätigung. Schwer ins Gewicht fällt da vor allem die 
Art und Weise, in der in der Literatur des Investiturstreites von 
kirchlichen Benefizien die Rede ist. Nicht nur der Zusammenhang 
der einzelnen Stellen, sondern namentlich die Art und Weise, 
wie dieser beneficia ecclesiastica Erwähnung geschieht, legt es 
schon an sich nahe, darin nicht die geistlichen Stellen und deren 
Amtsgüter schlechtweg zu erblicken, sondern die aus Kirchengut 
ausgetanen Lehen. Und zwar haben nicht nur die Kirchenvor- 
steher selbst, sondern auch weltliche Machthaber bis zu den 
Herrschern hinauf derartige Lehenbestellungen vorgenommen — 
zumeist an Laien. Treten aber auch Geistliche gelegentlich dabei 
als Benefizienempfänger auf, so war damit nicht ihre ordentliche 
Amtsanstellung gemeint. 

Nur so erklärt es sich, daß man von den »Benefizien« 
richtiger als von »Malefizien« sprechen konnte. Oder daß man 
bei den Vermögensauseinandersetzungen die Rückgabe der Bene- 
fizien in Zusammenhang z. B. mit der Rückstellung der Laien- 
zehnten?) verlangte. 

Gerhoh von Reichersberg sagt in seiner Schrift » De edificio 
Dei«4) unter Berufung auf den hl. Ambrosius, der dem Kaiser die 


1) Ausführlich darüber mein Bischofsgut, IV. Teil. 

2) Vgl. z. B. aus dem Jahre 1145 das Diplom bei Muller, Cart. v. 
Utrecht S. 131 Nr. 86: episcopus . . instrumenta privilegiorum avi nostri 
Heinrici . . presentavit . . qualiter . . comitatum Ostrogowe et Westrogowe.. 
b. Martino et ecclesie Traiectensi contulerint. Rogavit itaque . . episcopus, 
unacum clero, beneficiatis et universa eiusdem aecclesiae familia, quatinus . . 
predictum comitatum ei et ecclesig sue . . confirmaremus. 

3) Darüber vorläufig meine Abhandlung »Der Neubruchzehent« in 
diesem Archiv 1918. 

4) Mon. Germ. Libelli de lite III, 136 ff. 
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Herausgabe von Kirchengut mit der Begründung verweigert habe, 
er dürfe das Kirchengut als Armengut ebensowenig dem Kaiser 
geben, wie dieser es annehmen, daß auch die modernen Fürsten 
sich nicht auf die kirchlichen Benefizien oder vielmehr Malefizien 
dabei berufen dürften, sondern, daß eine solche Ausstattung ein 
unerlaubter Vorgang sei !). 

Man hätte doch aber unmöglich so sprechen können, wenn 
beneficium der ordentliche kirchliche Amtsbegriff gewesen wäre. 
Es heißt da doch noch ausdrücklich, daß hier die Würde der 
Bischöfe durch diejenigen untergraben und geschmälert werde, 
denen das Kirchengut ausgeteilt sei; d. h. die durch Bene- 
fizien — oder wie Gerhoh sagt — Malefizien Anteil daran haben, 
nämlich durch die massenweisen Verlehnungen, die wir ja in zahl- 
reichen Einzelfállen auch sonst nachweisen kónnen und gegen 
die sich auch sonst viele Stellen der Streitliteratur richten. Man 
kann doch nicht eine zweifelhafte Stelle isoliert und willkürlich 
erklären, nur gleichsam aus sich selbst heraus und unter Vernach- 
lássigung aller sonstigen Quellen und Anhaltspunkte! Selbst dann, 
wenn die Stelle selbst weniger deutlich wäre, als dies hier schon 
an sich der Fall ist. 

Sind aber diese »kirchlichen Beelen die Lehen der 
Weltlichen aus Kirchengut, so erklären sich auch die anderen Er- 
wähnungen jener im Investiturstreite leicht, die andernfalls gar 
keinen rechten Sinn ergäben. So wenn z. B. Manegold von Lauter- 
bach in seiner Verteidigungsschrift für das Papsttum sich gegen die 
unterschobene Auffassung verwahrt, die Vorschrift, die Laien 
müßten die Kirchengüter herausgeben, habe sich auf alle Bene- 
fizien, die jene von den Kirchen hätten, bezogen. Es seien 
vielmehr bloß der Zehnten gemeint gewesen ?). 

Das alles aber, scheint mir, gibt doch nur dann einen Sinn, 
wenn man da unter den beneficia ecclesiastica die damals ja wieder 


1) S. 143: Sic et modernorum pontificum dignitas et potestas ab his 
maxime destruitur et conculcatur, quibus aecclesiastica facultas distributa 
cognoscitur. Qui etiam ab his ipsis, a quibus pro aecclesiastico, ut dicunt, 
beneficio, sed revera maleficio aliquantos denarios illis XXX denariis, pro quibus 
Christus venditus est, per omnia conferendos accipiunt, ita contempnuntur S 


2) Manegoldi ad Gebehardum Liber c. 50 Monum. Germ. Libelli de 
lite I, 399 (verfaßt 1080—1085): Unde et illud, de ecclesiasticis beneficiis 
quod dicunt ab omni secularium iure perpetua immunitate anferendis, penitus 
falsum repperit, quemcumque eius decreta perlegere non piguerit. Nam nusquam 
beneficiorum mentionem fecit, sed decimas tantum, quas tam sub lege tam 
sub gratia ad usus tantum letatis concessas divina testatur auctoritas, a laicis 
possideri prohibuit nec diffinita sententia interdixit, sed quantum periculum, 
quanta dampnatio esset, iudicavit. 
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sehr bedeutend anwachsenden Lehen der Laien aus Kirchengut!) | 
versteht. Zum mindesten war der Begriff der Benefizien für Kirchen- 
ämter damals noch nicht scharf ausgeprägt, mochten diese letzteren - 
auch unter den »Benefizien«, auf die die Laien einwirkten, im - 
Zusammenhang mit allen damals zugleich behandelten Fragen 
und in Verbindung mit den damals von kurialistischer Seite auf 
der ganzen Linie bekämpften Laieneinflüssen auf das Kirchen- 
wesen (Investitur usw.) gelegentlich mit verstanden worden sein. 

Hat man aber im besonderen die Kirchenämter selbst im 
Auge, so spricht man nicht von Benefizien, sondern bedient sich 
anderer Ausdrücke. Man spricht vom Verkauf der Kirchen, Ver- 
schleuderung der Güter und Zehnten u. ähnl.2). Auch in päpst- 
lichen Stücken ist das gleiche zu beobachten, so sehr häufig in 
den Schreiben Gregors VII. selbst. 

Nur um Güter handelt es sich, wenn dieser Papst in seinem 
Schreiben an das Domkapitel von Lyon 1079 verfügt, der Dekan 
habe die Obódienzen?) und Benefizien, die er ohne Zustimmung 
des Kapitels erworben habe, zurückzustellen*). Es wird ausdrück- 
lich gesagt, daß es sich dabei um enigeltlichen Erwerb von Ver- 
mógensverwaltungen handelt) — auch ein erstes Zusammen- 
stoßen der Geldwirtschaft mit der Naturalwirtschaft in größerem 
Stile. Die Simonie des Investiturstreits gehört überhaupt in 
ihrer wirtschaftsgeschichtlichen Bedeutung in diesen Zusammen- 
hang. Deswegen gehen die Verbote gegen entgeltliche Ver- 
leihungen kirchlicher Stellungen parallel mit denen gegen den 
Verkauf kirchlicher Güter ®). 


1) Vgl. vorläufig oben S. 57 und 76. ' 

2) Z. B. Bertholdi Annal. zu 1075 über die röm. Synode Gregors VII. 
Scriptores V, 277: illi quoque, qui aecclesias datione peccuniae obtinent .. 
omnia eas amittant. Nec deinceps alicui vendere eas aut emere liceat, ne 
decimis uti, nisi canonicae constitutionis norma . . | 

Obódienzen waren die an Stiftsmitglieder (nicht an Meier und 
Ministerialen) zur Verwaltung übertragenen Kapitelsgüter, die in strafferer Ab- 
hängigkeit vom Konvent verwaltet werden mußten. Darüber. andernorts noch 
ausführlich. 

4) Reg. VI, 36: oboedientias aecclesiae ceferaque beneficia, que sine 
communi consensu fratrum adquisiverat, in manus nostras sponte renuntiavit 
et se ulterius non intromissurum promisit. 

9) Ad cuius formam tam his, qui furtim se subduxerunt, quam etiam 
abbatibus vel cuiuscunque clericalis ordinis omnibus ecclesie vestre, quicunque 
oboedientias vel ecclesie dispensationes pretii pactione vel contra excommuni- 
cationem Landerici Matisconensis episcopi, quam in capitulo vestro fecit, 
adepti sunt, apostolica auctoritate precipimus, ut in manus fratris nostri 
Gebuini archiepiscopi vestri refutare sine dilatione procurent. 

6) Róm. Syn. 1078 c.29 Reg. VI, 5 b (S. 402): Ut omnes episcopi 
firmamentum faciant, ne predia ecclesiastica vendant. Ueber die zahlreichen 
Bestimmungen zur Festlegung der bischöfl. Tafelgüter mein Bischofsgut IV. Teil. 
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Ein andermal wirft der Papst dem Eb. von Bremen vor, er 
habe sich des erhaltenen Benefiziums, womit ihn die römische 
Kirche habe ehren wollen, uneingedenk gezeigt!) Hier wie in 
anderen Fällen?) bedeutet beneficium einfach Gunst. Ja, selbst 
dort, wo bei Gewährung von Benefizien die Verleihung von 
Gütern in Betracht kommt, wird das Wort ziemlich ungenau ver- 
wendet?) Oder es werden Lehen aus Kirchengut, speziell an 
Laien gewährt, darunter verstanden‘). 


Die bischöfliche Amtsstellung aber wird von Gregor VII. 
durchweg als officium bezeichnet 5). | 

Ebenso allgemein und unbestimmt ist die Bedeutung in 
anderen Stellen. So, wenn der Papst einmal den lombardischen 
Klerus zur Synode beruft, mit dem Ausspruche, daß jener mit 
Recht sein Benefiz verliere, der als Soldat seinem Herrn in der 
Schlacht sich entziehe 9). Ist die Sache aber gelegentlich weniger 
deutlich, so können die unsicheren Stellen doch nmso weniger 
sichere Stützen gegenteiliger Auffassung sein! Ein gewöhnliches 
Kirchenbenefiz ist damit noch lange nicht bewiesen. 

Es spricht sogar eher dagegen als dafür, wenn an anderen 
Stellen der Papst gegen die Ehe der höheren Kleriker sich aus- 
spricht und diesen, unter Berufung auf ‚die Fastensynode (1075) 
den Altardienst verbietet und den Verlust der kirchlichen Bene- 


1) Reg. Grg. VII. II, 28 (Mon. Germ. S. 160): Quia suscepti beneficii, 
quo te sancta Romana ecclesia voluit honestare, te immemorem ingratum 
potius cognovimus . . i 


2) II, 34 (S. 170): sicut s. Petri gratiam nostrumque beneficium habere 
desideras . . II, 54 (S. 199): spem maioris beneficii dedimus . . Vgl. VII, 6 
(S. 467): an den König von Spanien — uberiora eius erga vos beneficia 
sentiatis (sc. beati Petri) etc. Aehnich IX, 17 (S. 597) an Herzog Robert Guiscard. 
Oder I, 58 (S. 85) an Herzog Geisa von Ungarn: qui debita fide et devotione 
apostolice reverentie vota concipiant, nequaquam dubia ab eis presidia et 
beneficia prestolantur. Vgl. S. 176, 267, 467, 526. 


3) II, 71 (S. 231): (verwendet sich für den Bruder des Herzogs Wratislav II. 
von Bóhmen) aliquod sibi beneficium, quo possit honeste vivere, tribuatis. 
Aehnlich schon früher. Hier, wo das beneficium noch am ehesten den 
gewöhnlichen Sinn hat, kommt aber nicht ein Geistlicher in Frage. Ebenso 
IX, 3 (S. 574. . 

4) Gregor VII. Reg. I, 82 (S. 117 f.; a. 1074); VII, 19 (S. 4941. ; a. 1080): 


5) Reg. VI, 5 b c. 28 (S. 402 u. 405 f.): Si quis episcopus fornicationem 
presbyterorum diaconorum seu subdiaconorum vel crimen iucestus in sua 
parroechia precibus vel pretio interveniente consenserit vel commissum 
sibique compertum auctoritate sui officii non inpugnaverit, ab officio suspen- 
datur. Vgl. c. 30 (S. 402); obgleich in dieser Stelle von Benefizien aus 
Kirchengut die Rede ist, wird das Bischofsamt nur officium genannt. 


6) Reg. Greg. VII. I, 43 (Mon. Germ. S. 66 f.): Intueri autem et diligenter 

vos oportet adtendere, quoniam quicunque miles domino suo in prelio pro- 

ernante se subtraxerit, non modo gratiam sibi labefactare, sed accepti 
beneficii commodum merito sibi caruisse dinoscitur. 
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fizien verfügt'). Ad personam an Geistliche verliehene Bene- 
fizialgüter im früher ($ 7) gedachten Sinne oder auch Gunst- 
bezeigungen anderer Art sind da verstanden. Nicht die Kirchen- 
ämter selbst oder ständig damit verbundene Güter. Lediglich 
Leihegüter sind auch gemeint, wenn ein andermal von der Rück- 
erstattung entzogener beneficia clericorum die Rede ist?). 


Ja, es scheint sogar ein gewisser Gegensatz zwischen kirchl. 
Benefizien und Ämtern betont zu werden?) Und allgemein 
wird die Hingabe und Verwendung einer geistlichen Stellung 
als Benefiz an Kleriker oder auch an andere Personen als alter 
Mißbrauch streng getadelt und verboten *). Selbst aus solchen 
Stellen darf aber wieder keineswegs etwa auf einen allgemeineren 
Benefiziencharakter der Kirchenämter geschlossen werden. Zur 
Feststellung dessen ist vielmehr die ganze sonstige Überlieferung 
heranzuziehen (vgl. SS 11 ff.). | 

Es fehlt andererseits durchaus an einen Sammelbegriff für 
alle kirchlichen Anstalten und Ämter. Will man diese bezeich- 
nen, so bedient man sich nicht des Wortes beneficium, sondern 
nennt die betreffende Stellungen anders und einzeln?) Man 


1) So an den Patriarchen von Aquileja Reg. II, 62 (Mon. Germ. S. 217): 
altaribus penitus administrare desistant nec aliquo ecclesig beneficio ulterius 
potiantur sive potitis fruantur; qui vero symoniace, videlicet per interventum 
pecunie, sunt promoti . . deponantur. Monemus .. ut et tu in diocesi tua 
symoniacos omnino deponas et fornicatoribus clericis, nisi a fornicatione 
abstinuerint . . officium et beneficium penitus interdicas . . Beide Bepriffe 
werden also einander gegenübergestellt. — Vgl. IV, 10 (S. 309; a. 1076) an 
die Gräfin Adele von Flandern. 

2) Reg. Il, 56 (S. 209): de restitutione beneficiorum clericorum — später 
. deutlicher: predictis clericis erepta bona et beneficia . . restituat etc. Dagegen 
wird der Bischof selbst (von Chálons-sur-Maine), um den es sich da handelt, 
abgesetzt mit den Worten officio privandum censuimus . . 

3) Z. B. Wenr. Scol. Trever. epistola c. 8 Mon. Germ. Libelli de lite I, 
297 : Illud sane, quod de aecclesiasticis ventilatur beneficiis ob omni secularium. 
iure perpetua emunitate asserendis, de episcopis quoque manu principis in 
episcopatum minime instroducendis, etsi pro rei novitate primo sui aspecta 
olfensionem generat, aliquam tamen speciem rationis exhibet, si non res vel 
tali tempore mota vel tali impetu properata vel tali foret contentione agitata. 
Oder vgl. Brunonis eplscopi Signini de Symoniacis c. 16 Monum. Germaniae, 
Libelli de Lite II, 562: Si autem non ad ordines ipsos, sed ad aecclesiarum 
benefitia per pecuniam venire desiderant — multos enim tales videmus qui, 
postquam aecclesias emunt, ordinari omnino despiciunt — hi quidem non 
tantum symoniaci, quantum fures et latrones dici videntur . . 

4) Berthold zu 1078 (vgl. Waitz, Deutsche VG. VIII. Bd. 440 Anm. 1): 
In laicos quoque data est sententia anathematis sive clericos necnon in omnes 
personas, quicumque contra sacrorum canonum decreta episcopatus, abbatias, 
praeposituras, qualescunque aecclesias, decimas vel quascumque aecclesiasticas 
dignitatis cuilibet clerico seu cuicumque personae iuxta usurpationem suam 
antiquam in beneficium dare praesumpserint. Vgl. Berthold S. 310. 

5) Synod. Lombard. 1077 c. 1 Mon. Germ. Const. I, 116 Nr. 67: De 
heresi simoniaca . . nullum episcopum aut aecclesiarum consecrationem aut 
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spricht auch bei Niederkirchen höchstens von Präbenden, aber 
nicht von Benefizien!) (vgl. noch §§ 15 und 18). Wird aber die 
benefiziarische Vergabung kirchlicher Stellen erwähnt, so geschieht 
das eben unter Mißbilligung und zeigt uns, daß die Auffassung 
und Behandlung kirchlicher Ämter und Benefizien verpönt war 
und durchaus nicht die ordentliche Verleihung und Behandlung 
der Kirchenämter darstellte. Vollkommen gleichgiltig ist es dabei, 
ob die Verleiher oder Empfänger Laien oder Geistliche sind. 

Wir haben aber hier auch nicht etwa Rückschläge gegen 
die ganze ältere, etwa längst eingebürgert gewesene Auffassung 
der Kirchenämter als Benefizien vor uns. Dagegen spricht eben 
die gesamte sonstige (und ältere) Quellenüberlieferung. — 

Dieser Eindruck, den man aus den Quellen bis zu jener 
Zeit ‘des Investiturstreites) empfängt, wird aber noch wesentlich 
verstärkt, wenn man den Sprachgebrauch der Quellen auch noch 
der folgenden etwa fünf Jahrzehnte hinzunimmt. Ist selbst da 
noch nicht der allgemeine Benefizienbegriff für das Kirchenamt 
(und dessen stándiges Amtsgut) festgesetzt?), so war das eben 
umsoweniger früher der Fall. 

Von Wichtigkeit für die Begriffsbestimmung des kirchlichen 
Benefiziums noch um die Mitte des 12. Jahrhunderts ist da vor 
allem auch das bekannte Schreiben des Papstes Hadrian IV. an 
Kaiser Barbarossa vom Jahre 1158?)  Letzterer hatte Anstand 
genommen an dem Ausdrucke, den der Papst darin mehrmals 
gegen ihn selbst anläßlich der Krönung gebrauchte‘). Der Papst 
suchte nun den Herrscher im Antwortschreiben dahin zu be- 
schwichtigen, daß der Ausdruck nicht im lehensrechtlichen Sinne 
als Benefizialleihe gedeutet werden dürfe (um also etwa damit 
eine lehensmäßige Abhängigkeit des Kaisers vom Papste auszu- 


clericatus vel ordinationem aut archipresbyteratum aut commendationes altarium 
aut traditiones aecclesiarum aut abbatias aut praeposituras vendere. Quisquis 
conduxerit aut vendiderit, anathema sit . . Vgl. Aartzheim Ill, 224 (1099): 
Episcopus omnia sui episcopatus membra, videlicet archidiaconatus, archipres- 
byteratus, decimas vel aliquas praeposituras ecclesiae suae canonicas gratis . . 
distribuat . . 

1) Erstes Laterankonzil (1123) Mon. Germ. Const. I, 575 (c. 4): Nullus 
omnino archidiaconus aut archipresbiter sive praepositus vel decanus animarum. 
curam vel praebendas ecclesiae sine iudicio vel consensu alicui tribuat, 
immo .. animarum cura et ecclesiasticarum rerum dispensatio in episcopi 
iudicio et potestate permaneat. Si quis vero contra hoc facere aut potestatem, 
quae ad episcopum pertinet, sibi vendicare praesumpserit, ab ecclesiae liminibus 
arceatur. | 

2) Vgl. schon oben S. 368 mit Anm. 2. 

3) Weiland, Constitutiones I, S. 234 f. 

4) S. die Schreiben a. a. O. S. 229 ff. 
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drücken), sondern er habe in der Kirche (apud nos) eben einen 
ganz anderen Sinn. Der Ausdruck bedeute hier eben nicht Lehen, 
sondern ganz allgemein »Wohltat«, wie es schon in der Bibel 
heiße. Der Herrscher habe sich daher ganz überflüssig erregt). 

Dies wird nun gewöhnlich als ein diplomatischer Beschwich- 
tigungsversuch gedeutet, um den aufgebrachten Kaiser zu be- 
sänftigen. Allein, in der Sache selbst, inbezug auf die gebräuch- 
liche Verwendung des Wortes im geistlichen Bereiche, muß doch 
die Äußerung ihre Richtigkeit gehabt haben. Den Zeitgenossen 
muß ja dieser Sprachgebrauch durchweg bekannt gewesen sein, 
und unmöglich hätte die päpstliche Auskunft im obigen Sinne 
gegeben: werden können, wenn das beneficium als kirchliches 
Amtslehen gleichsam (überall vorhanden und daher jedermann 
geläufig gewesen wäre. 

Nichts zwingt aber, auch in anderen Schreiben desselben 
Papstes das Wort beneficium anders aufzufassen, sofern nicht der 
Sinn »Lehen aus Kirchengut« gegeben ist?). Wenigstens würde 
das damals dem sonstigen Sprachgebrauch der Zeit und der üb- 
rigen Quellen entsprechen. | 

Auf dem Reimser Konzil von 11485) wird die alte Vorschrift 
erneuert, daf jedes Gotteshaus, dessen Mittel dazu ausreichten, 
einen eigenen Priester haben solle. Diesem solle aus den Gütern 
seiner Kirche soviel an Gaben (tantum beneficii) gewährt werden, 
als er zu anständigem Lebensunterhalt benötige‘). Weder die 


1) Occasione siquidem cuiusdam verbi, quod est »beneficium«, tunc 
animus, sicut dicitur, est commotus, quod utique nedum tanti viri, sed nec 
cuiuslibet minoris animum merito commovisset. Licet enim hoc nomen, quod 
est beneficium, apud quosdam in alia significatione, quam ex inpositione 
habeat, assumatur, tunc tamen in ea significatione accipiendum fuerat, quam 
nos ipsi posuimus et quam ex institutione sua noscitur retinere. Hoc enim 
nomen ex »bono« et »facto« est editum et dicitur beneficium apud nos, non 
feudum, sed bonum factum. In qua significatione in universo sacrae scripturae 
corpore invenitur, ubi ex beneficio dei non tanquam ex feudo, sed velut ex 
benedictione et bono facto ipsius gubernari dicimur et nutriri. Etc. 

2) Quantin, Cart. de l'Yonne II, S. 92 (1158): (Hadrian IV. für das 
Metropolitankapitel zu Sens) — ne in ecclesia vestra aliqua prebenda, nisi 
vacaverit, alicui ulterius ullomodo concedatur, neve ex alique quis a quoquam 
investiatur. Porro, si aliquam idoneam personam communis fratrum voluntas 
vel pars sanioris consilii, ut ecclesie vestre canonicus fiat, elegerit, iuxta 
consuetudinem vobis a sede ap. roboratam, die beneficio ecclesiastico pre- 
positus eum investiat; archiepiscopus autem vester grate et sine exactione 
atque simonia concedat. Der neue Kanonikus empfängt eben von dem Propst . 
ein Benefizium, das aber durchaus nicht sein Amt selbst (oder ein ständig - 
damit verbundenes Amtsgut) zu sein braucht. Ueber Kapitelsstellen als 
Benefizien unten S 14. 

.3) C. 10 Gousset, Actes de Reims Il, 232. 

4) Cui de bonis ecclesiae tantum beneficii praebeatur (vgl. »praebendae), 
unde convenienter valeat sustentari. 
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Kirche noch deren Gut oder Amt stellt also das Benefizium dar. 
Sondern der Geistliche bekommt aus dem Anstaltsgute soviel »an 
Benefizien« oder »des Benefiziums«, als er braucht. Und selbst 
das war noch keine fixe Größe. | | 

Wir sind da aber gar nicht auf diese Argumentation allein, 
sozusagen auf Einzelfälle, angewiesen. Vielmehr lassen sich für 
unsre Auffassung auch noch andere Quellenbelege und zwar 
solche von größter Wucht anführen, die ja gerade für den frag- 
lichen Zeitraum zur Verfügung stehen: vor allem das Kanotische 
Rechtsbuch selbst. 

Es ist nämlich festzustellen und für uns nicht weiter ver- 
wunderlich, vielmehr für unsere Auffassung ein weiterer, außer- 
ordentlich schwer in die Wagschale fallender Umstand, daß auch 
im ganzen Gratianischen Dekret kirchliche Benefizien im späteren 
Sinne nicht vorkommen. Nur im ungenauen Sinn »Wohltat«, 
»Begünstigung« oder aber für Lehen aus Kirchengut wird das 
Wort da verwendet — wie in der vorausgehenden Zeit. 

Auch bei Stefan von Tournay (1158 oder 1159) findet sich 
der Ausdruck noch in dieser Bedeutung verwendet, wenn von Bene- 
fizien der Kleriker die Rede ist. Es sind die von Bischöfen an 
Erzdiakonen und Dekane vergabten Güter verstanden !). 

Erst mit der Gesetzgebung Alexanders IIl. (1159—1181) 
tritt dann seine schärfere Ausprägung des Begriffs Benefizium für 
ein ständiges geistliches Amt oder Amtsgut ein. 

Aber auch da haftet dem Worte noch lange jener allgemeine 
Sinn von »vermógensrecbtlichen Vorteilen« u. dgl. an, wenn von 
kirchlichen Benefizien die Rede ist. Zumeist drückt sich der 
Papst aber überhaupt anders aus, wenn er von Kirchen- oder 
Kirchenämtern und deren Ausstattung spricht. Nicht als Ver- 
leihung von Benefizien sind die Ämter- und Pfründenvergabungen 
i. allg. erwähnt, sondern von Besetzung der Kirchen, Vergebung 
von deren Personaten und noch auf mancherlei sonstige Weise. 
Erwähnt zwar auch in den Fällen häufig das aus späterer Zeit 
stammende Summarium kirchliche Benefizien, so zeigt genauere 


1) Bei Erörterung der q. 3 C. I: »si praebendas vel ingressum ecclesiae 
emere sit simoniacum« heißt es in der Summa des Stephanus Tornacensis 
zu c. 4 (ed. Schulte S. 147): Quidam episcopi decimas, quas praedecessores 
sui vel aliae personae, sicut archidiaconi, vél decani, qui eas possederant et 
monasteriis concesserant, in morte illius perS8náe, de cuius honore (— Stellung) 
partem | decimarum monachi habuerant, dicebant, omne beneficium illius 
personae ad se redire debere. Vgl. auch S. 148: ablata, etiam beneficiis 
iam assignata. S. 149: qui dato pretio patronis, i. e. episcopis, emunt peccatum, 
i e. beneficium ecclesiae per peccatum. 
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Einsicht in die Quelle, daß im Text dieser Kapitel dieser Aus- 


druck noch nicht vorkommt. Wird er aber gebraucht, so ist er 
sehr oft im älteren oder allgemeineren Sinne zu verstehen. 


So sagt der Papst z. B. in einer Dekretale an den Bischof 
von Oxford, ein Kleriker R. habe sich mit der Beschwerde nach 
Rom gewandt, daß jener (der Bischof) ihm, obgleich er vom do- 
minus fundi praesentiert worden sei, die Verleihung der cura ani- 
marum verweigert habe, mit dei Begründung, daß er der Sohn 
eines Priesters und als solcher unwürdig für das erstrebte Kirchen- 
amt seit). Der Papst entscheidet jedoch, da es unbillig wäre, 
wenn dieser Geistliche, da er doch schon einmal zum Subdiakon 
geweiht worden sei, gänzlich eines kirchlichen Benifiziums darbe ?), 
daß ihm der Bischof die Hälfte aller Benefizien jener Kirche zu- 
zuweisen habe, während die andere Hälfte ein für das Amt aus- 
zuwählender Priester erhalten solle ?). 


Wie hier so sind es auch sonst vor allem jeneStellen,in denen 
von Benefizien (im Plural) einer kirchlichen Stellung oder eines 
Geistlichen die Rede ist, aus denen sich dieser allgemeine Sinn 
des Wortes, diese untechnische Verwendungsweise ergibt. Der- 
gleichen Fälle gibt es mehr. So schreibt derselbe Papst ein 
andeımal, gleichfalls an einen englischen Bischof, über einen Ka- 
noniker wegen Verletzung der Residenzpflicht bei einer Kirche. 
Der Bischof wird beauftragt, vorläufig die Kirche einem Vikar zu 
übergeben und ihm aus deren Benefizien eine entsprechende 
Rente auszusetzen?^). Von beneficium in der Einzahl und im spä- 
teren technischen Sinne spricht in diesem Kapitel wie in zahl- 
reichen anderen nur das später entstandene Summarium. 


»Benefiz«, »Wohltat«, ist auch gemeint, wenn Alexander Ill. 
einmal den Priester einer Niederkirche im Zusammenhang mit 
einem beneficium in der Art erwähnt, daß der Pfarrer seinen 
Sprengelangehörigen die Weinspende erließ, die sie ihm »pro 


1) C. 6 X (I, 17). 


2) Indignum est, ut ipse, postquam est in subdiaconatum, ut asserit, 
ordinatus, omnino debeat ecclesiastici beneficii provisione carere. — 


3) Mandamus, quatenus aliquem honestum presbyterum cum assensu 
eiusdem clerici . . invenire studeas, qui ecclesiae serviat supradictae, ita quod 
praefatus R. medietatem omnium, beneficiorum praedictae ecclesiae, eidem in 
Suo ordine serviendo . . debeat, obtinere. Der Subdiakon hat ihn zu unter- 
stützen. a^ib 


4) C. 28 X (II, 28): Interim vero alicui honestae personae vices suas in 
ecclesia praetaxata exsequendas committas, et ei de beneficiis illius appella- 
tione cessante assignes, unde possit congrue sustentari. 
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beeneficio« zu machen hatten). Sehr deutlich wird die Bedeu- 
tung solcher Wendungen, wenn Leistungen des Geistlichen an 
«len Patron »nomine beneficii« in Betracht kommen. Dies auch 
noch später ?). 

Bei anderen Stellen ist zwar eine solche Auslegung nicht 
allein, aber sicher ebenso gut möglich wie die gegenteilige. 
Wenn es z. B. heißt, verheiratete Geistliche unter dem Subdiakonat 
verlieren ihre Benefizien, wenn sie solche haben?), so ist hier die 
Bedeutung dieses Wortes im Sinne von Leihegut mindestens 
ebenso wahrscheinlich als die Deutung als Kirchenamt, Stelle, 
Dienst u. dgl. 4). 

Also selbst dort, wo von Alexander III. gelegentlich das 
Wort beneficium in solchem Zusammenhange gebraucht wird, 
daß man seine später charakteristische Bedeutung darin allenfalls 
zu vermuten geneigt ist, kann es doch auch da vielfach noch 
einen allgemeineren Sinn haben. So, wenn der Papst einmal 
den Eb. von Canterbury tadelt, weil er einem seiner Kleriker 
ohne Prozeß eine Kirche entzogen habe (ecclesia de Werfort sine 
iudicio spoliasti), und schreibt, es gehe nicht an, die eigenen 
Kleriker ohne zureichenden Grund ihrer Benefizien zu entkleiden®), 
und ihm auítrágt, die Kirche samt Einkünften zurückzustellen 9). 
Es kann da sehr wohl von »Benelizien« im allgemeinen Sinne 
von »Vorteilen«, »Begünstigungen« u. ähnl. die Rede sein, wenn 
auch schon eine Konvergenz nach den späteren Zielpunkten 
dabei natürlich zu beobachten ist. 

Jedenfalls gibt es aber einige Erlässe aus der späteren Zeit 
Alexanders, worin das Wort beneficium ecclesiae u. ähnl. schon 

1) C. 10 X (H, 20): unicuique quinque barillos vini remittere, qui sacer- 
doti eiusdem ecclesiae ibi pro tempore servienti consueverant pro beneficio dari. 

Vgl. z. B. Lucius III. c. 11 X (II, 24): clericos quidam religiosi iuris- 


iurandi religione constringunt ad maiorem solito pensionem solvendam, vel 
praestandum aliquid nomine beneficii (== als freiwillige Spende) praeter soli- 
tam pensionem . 

3) C. 1 X (II, 3): Si qui autem clericorum ipsorum infra subdiaconatum 
acceperint uxores, ipsos ad relinquenda beneficia ecclesiastica, si qui habent, 
et retinendus uxores . . compellatis. 

4) Vgl. auch c. 23: Minoristen mit hinreichendem Eigenvermögen, etsi 
nondum fuerint beneficium ecclesiasticum assecuti, kónnen auch zu den or- 
dines maiores befórdert werden. Beneficium ecclesiasticum kann hier mit der 
gleichen Berechtigung als Kirchenamt oder Lehen aus Kirchengut gedeutet 
werden. Dies entspricht vollständig dem Sprachgebrauch in der 1. Hälfte des 
12. Jh. Z. B. Mansi XXI, 465: Das Reimser Konzil 1131 bestimmt (c. 6), daß 
die »clerici ordinati et ecclesiastica beneficia possidentes« überall geistliches 
Gewand tragen sollen. 

5) C. 7 X (Il, 13): non decet honestatem tuam clericos tuae iurisdic- 
lionis sine manifesta causa et rationabili suis beneficiis spoliare . . 

6) Mandamus, si est ita, praedicto clerico praefatam ecclesiam cum 
reditibus inde perceptis restituas et in pace eam possidere permittas. 
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im späteren Sinne Verwendung findet!). Damals vollzieht sich 
eben der Wandel. Und unter den Nachfolgern Alexanders be- 
festigt sich dann mehr und mehr dieser Sprachgebrauch). Da- 
von haben wir aber später zu handeln. 

An dieser Stelle ist noch an Hand der Quellen zu zeigen, 
‘daß genau der Sinn, wie er dem Worte beneficium clericorum 
u. ähnl. noch im 12. Jahrhundert zugrundeliegt, auch der vor- 
hergehenden Entwicklung im allgemeinen entspricht?) — was ja 
nur natürlich ist. Die Ausnahmen von dieser Regel wird die 
spätere Einzeldarstellung aufzeigen und als solche erkenntlich 
machen. \ 

Allgemein ergibt indes bei sehr vielen Quellenäußerungen, 
worin seit der Karolingerzeit bis zum 12. Jh. beneficia ecclesiae, 
clericorum u. dgl. erwähnt werden, die genauere Betrachtung 
einen anderen Wortsinn. Sehr häufig sind »Vorteile«, »Begün- 
stigungen« gemeint, wenn von Benefizien einer Kirche oder von 
Klerikern die Rede ist. 

Nur von Begünstigungen in diesem allgemeinen Sinne ist 
zunächst z. B. die Rede, wenn es oft heißt, die Herrscher hätten 
an Kirchen Benefizien verliehen oder bestätigt. Selbst dann trifft 
dies zu, wenn es sich um Güter handelt*^). Dies kommt ziemlich 
háufig vor, namentlich auch in Kaiserurkunden. Viele Beispiele 
lassen sich dafür anführen. Daß da nicht echte Benefizien im 
Sinne des Benefizienrechtes gemeint sind, wird die spätere Dar- 
stellung auch aus anderen Gründen erweisen. 

Das gleiche ergibt sich aber auch aus den übrigen Quellen. 
Wird gelegentlich da und dort sogar eines »geistlichen Bene- 
fiziums« (oder der geistlichen Benefizien einer Kirche) gedacht, 
so bedeutet dies offensichtlich etwas anderes als eine Benefizial- 
leihe, die Gewährung der spirituellen Rechte einer Kirche, Zu- 
weisung von Grenzen?) u. ähnl.®). 

1) Ż. B. c. 7 X (lL, 17). | 

2) Aber selbst da finden sich noch ältere Auffassungen ; vgl. z. B. oben 
S. 377 Anm. 2 (Lucius III). 

3) Vgl. schon oben S. 367 ff. 

4) Z. B. Chron. ep. Merseb. Mon. Germ. SS. X, 166 (vgl. Kehr UB. v. 
Merseburg S. 8): Huic etiam per incrementa laborum dedit incrementa bene- 
. ficiorum, scilicet omne beneficium, quod pertinuit ad ecclesiam in Merseburg, 
quam pater suus . . Henricus rex in honorem s. Johannis baptistae aedificari 
dedicarique praecepit. 

8) Z. B. UB. Hochst. Halberstadt I, 113 (1120): (Bischof Reinhard für 
das neue Stift zu Kaltenborn) spirituali beneficio indulgemus eidem ecclesie 
iurisdictionem per totum archidiaconatum — in bestimmten Grenzen. 

Vgl. z. B. noch für Italien etwa Cappelletti V, 397 (1184): (L. v. 


Gubbio f. ein Stift) — speciali beneficio . . concedimus, ut nulli episcopo etc. 
liceat prefate ecclesie etc. iniurias inrogare etc. l 
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Oder aber, es werden unter den Benefizien der Geistlichen 
die ihnen — wie den Vasallen und Ministerialen — zugewiesenen. 
Lehen verstanden, keineswegs ständige Güter ihrer Amter oder 
diese selbst. Hierher gehören die zahlreichen Klerikerbenefizien, 
von denen als von fallweise gewährten Lehngütern früher bereits 
mehrfach die Rede war (vgl. besonders $ 7). Sie sind auch ge- 
meint, wenn z. B. eine Kirche mit dem oder den Benefizien der 
dort dienenden Kleriker übertragen wird. | 

Sehr interessante Urkunden unterrichten darüber vollkommen 
deutlich. Etwa 1050 überträgt ein Paar an Salzburg eine Gutsherrschaft 
mit allem Zubehör, u. a. einer Kirche samt den dort dienenden 
Klerikern und deren Benefizien‘,, den Zinshufen, Mühlen, Wein- 
gärten u. a. in genau angegebenen Grenzen. Auch die dort 
wohnenden Ministerialien mit deren Benefizien und dem gesam- 
ten Wirtschaftspersonal werden mit übertragen?). Ferner wird 
auch das Benefiz eines gräflichen Vasallen (miles) mitübertragen, 
mit der Bestimmung, daf dieser das Benefiz zeit seines Lebens 
besitzen dürfe, hierauf einer seiner Söhne, derjenige nämlich, der 
in den Dienst des Erzbischofs eintreten und diesem für das Bene- 
fiz Dienste leisten wolle?). Der ganze übertragene Besitz geht 
erst nach dem Tode des Grafenpaars ans Erzstift über. Als Gegen- 
leistung empfängt dieses vom Erzbischof, gleichfalls auf Lebens- 
zeit, eine Gutsherrschaft des Erzstifttes, ebenso mit allen Mini- 
sterialen samt deren Benefizien, sofern sie solche besitzen, und 
mit dem ganzen Personal dieses Dienstbereiches (ministerium) 4), 
ausgenommen die Kleriker und deren Güter’). 

1) Hauthaler 1, S. 245 f.: curtem cum ecclesia ibidem constructa, cum 
clericis et clericorum beneficiis eidem ecclesig servientium, cum foresto etc. 

2) Cum ministris etiam infra prenominatos limites habitantibus et 
ipsorum beneficiis, cum geniceo (Weiberhaus, weibliche Arbeitsstätte; vgl. 
Cap. de villis Boretius-Krause I, S. 85) uno et cum omni familia, servis 
videlicet et ancillis tam curtilibus quam villanis ad prefatas curtes servientibus, 
exceptis Spelino inculatore et filiis suis et Regenoldo ceterisque Immonis filiis 
et eorum bonis, prediis scilicet et beneficiis, et cum omnibus utensilibus ad 
prefata loca iuste et legaliter peitinentibus. 

3) Eidem etiam traditioni addiderunt, quicquid beneficii Dietricus miles 
suus iuxta Tiufstada fluviolum habet, ita ut quamdiu vivat Dietricus idem 
beneficium habeat, post vitam vero suam unus de filiis suis, quicunque de illis 
miles archiepiscopi lieri et debitam pro eodem beneficio agere velit servitutem. 

4) Econtra prefatus archiepiscopus B(aldeuuinus) cum manu advocati 
sui Engilberti tradidit prenominato comiti C(hadalhoho) et I(rmingarde) coniugi 
sue venerande comitisse quandam ecclesie sue curtim nomine Augeam, et 
quicquid ad ministerium Liutfridi pertinet, stabulares videlicet curtes. excepta 
curte una Luittrammeschirius dicta, et censuales hobas molendinas vineas illuc per- 
tinentes, cum ministris in eodem ministerio habitantibus et inde beneficium haben- 
tibus et non habentibus cum geniceo uno et cum omni eiusdem ministerii familia. 


5) Exceptis clericis eorumque bonis et cum omnibus utensilibus illuc 
iuste et legaliter pertinentibus. 
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Die Gleichartigkeit, die vollkommene Parallele in der Stel- 
lung, Verwendung und Funktion der Benefizien einerseits der 
Kleriker, andererseits der übrigen Benefizientráger kann in solchen 
Stellen doch gar keinem Zweifel mehr unterliegen. Allenfalls 
kann aber auf ein näheres Verhältnis der klerikalen Stiftsange- 
hórigen zur Kirche geschlossen werden. 

Daß Kirchen samt dem dortigen Klerus übertragen werden, 
ist bei der Unfreiheit zahlreicher Geistlicher bis zum 12. Jahr- 
hundert nicht selten. Denn keineswegs bloß die ältere Zeit kennt 
unfreie Geistliche. Namentlich läßt sich für den dem Erzstifte 
Salzburg zugehörigen Klerus in großem Umfange bis zum 12. Jh. 
die Unfreiheit nachweisen!) Aber auch schon fürs 9. und 10. 
Jh. und für andere Gegenden läßt sich dasselbe aus zahlreichen 
Fällen etwa folgender Art erweisen. 

Unfrei waren z. B. wohl die Kleriker, die Grat Siegfried 
936 zugleich mit der Kirche von Gróningen als dortige Eigen- 
leute an das Kloster Korvey übertrug?). Und auch noch andere 
Wendungen kommen da vor. Im 11. Jh. nimmt die Zahl des 
unfreien Klerus wohl noch zu?). 

Umso leichter vollzog sich da auch eine Annäherung der 
Kleriker an die Ministerialen gerade wieder im Hinblicke auf 
deren benefizienrechtliche Stellung. 

Erst seit dem Investiturstreit wird der Unfreiheit der Geist- 
lichen, ihrer Verwendung zu niederen Diensten, wieder stärker 
entgegengearbeitet. Die römische Herbstsynode 1078 verbietet 
den Bischöfen, ihren untergebenen Äbten (nur um solche kann 
es sich dabei handeln) und Klerikern knechtische Werke, wenn 
solche auch gebräuchlich waren, aufzuerlegen®). Spätere Be- 
stimmungen folgen nach. Doch finden sich unfreie Kleriker tat- 
sächlich noch längere Zeit und ihre Stellung, namentlich hin- 
sichtlich ihrer Benefizien, entsprach daher der anderer Gruppen 
von Unfreien. Nichts anderes als persönlich vergabte Leihegüter 
waren aber auch die Benefizien der freien Geistlichen. 


1) Man vgl. nur daraufhin z. B. fast alle Urkunden der Traditions- 
kodizes aus dem 11. Jh. 

Schmidt, UB. des Hochst. Halberstadt I, S. 8f.: ipsam ecclesiam cum 
N, quos ibi proprios habuit .. 

3) Vgl. Santifaller, Das Brixner Domkapitel im MA. S. 24 ff. . 

4) Reg. Gregors VII. VI, 5 b c. 26 Uebeischrift (S. 402): Ut nullus 
episcopus gravamen seu servile servitium ex usu abbatibus imponant. Der 
Text (S. 405): Nullus episcopus gravamen seu servile servitium ex usu contra 
ecclesiasticam normam abbatibus seu clericis suis imponat vel interdictum 
sacerdotale officium pretio interveniente restituat. Quod si fecerit, officii sui 
periculum subeat. 
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Benefizien von Geistlichen der niedrigsten Kirchen werden 
sehr selten erwähnt. Geschieht dies aber, so handelt es sich 
durchaus um Benefizialleihen im angegebenen Sinne. Den Gegen- 
satz der Benefizien zur Dos, also zum eigentlichen Amtsgute der 
Geistlichen, haben wir weiter unten (S 14) nachgewiesen. Doch 
sollen hier noch einige andere Fälle genannt sein. 

So schließt i. J. 964 die Abtei Prüm mit einem Eberhard 
einen Prekarienvertrag über umfassenden Besitz. Der Tradent 
bekommt das aus seinem Eigen und Erbe Gegebene mit anderen 
Klostergütern auf Lebenszeit geliehen. U. zw. gibt das Kloster 
seinen ganzen Besitz in Büdesheim, ausgenommen die dortige 
Kirche und das Benefiz des dort dienenden Priesters'). Daraus 
ist eben nur ersichtlich, daß der dortige Geistliche ein Benefiz 
hatte, aber es ist in keiner Weise bewiesen, daß dies auch nur in 
diesem Einzelfalle ein bleibendes Amtsgut gewesen sei. Dies 
zeigt sich auch iħ den sonstigen Fällen gelegentlich, die immer- 
hin, wie schon gesagt, ziemlich selten sind. So erfolgte um 1066 
die Schenkung eines Kirchteiles an Salzburg mit dem dort dienen- 
den Geistlichen und dessen Benefiz?). Oft heißt es in solchem Falle 
einfach, die Schenkung erfolge samt dem Kleriker und dessen Gut?). 

In aller Regel wird eben in der sehr großen Zahl von 
Fällen der Übertragungen von Kirchen samt ihrem Zubehör, 
namentlich dem Dienstgute des dort dienenden Geistlichen, dieses 
nicht als Benefiz bezeichnet. Dies auch noch um die Mitte des, 
12. Jahrhunderts $). Allenfalls wird vom »honor« einer Kirche ge- 
sprochen $). 


1) Beyer, UB. I, S. 277: omnem in eodem loco Buedenesheim . . con- 
cessimus possessionem mit allem Zubehör — excepta ecclesia in eo constructa 
et beneficio Uuillefridi eiusdem aecclesiae pastoris . . 

2) Zahn, UB. von Steierm 1, 77 Nr. 68 (c. 1066): Schenkung an Salzburg 
— partem suam de ecclesia ad Tivina cum clerico ibidem famulante et ipsius 
beneficio atque mancipiis. Gaben auch ein anderes Kirchteil. 

Z. B. oben S. 379 Anm. 5. 

4) Die Fälle sehen meist so aus wie der hier beispielsweise genannte: 
Gallia. Christ. VI b 137 f. (1152): (Bischof von Beziers) bestätigt einem Kloster 
die von seinen Vorgängern geschenkte Kirche S. Vincentii de P. cum decimis 
et primitiis et oblationibus et omnibus . . pertinentibus . . excepto iuxta 
canonicam institutionem quartone (bischófliche Zehentquart) et omni iure 
consuetudinario, quod in aliis ecclesiis nostri episcopatus nostri antecessores 
habuisse videntur .. Oder Gall. Christ. Il b 450 t. Nr. 13 (1161): (Bischof 
von Angouléme gibt einem Kloster) — ecclesiam de A. cum decimis suis et 
omni iure suo . . Dies sind durchaus typische Beispiele, die allerorts ‘und 
tausendfach wiederkehren. à 

5) Gallia Christiana I b 141 Nr. 12 (c. 1000): (Bischof von Avignon 
gibt dem Domkapitel u. a. eine Kirche) — cum honore atque thesauro, decimis, 
primitiis, alodiis et omnibus ad eam iure pertinentibus et quicquid ab ea 
negligentia tyrannorum alienatum est . . 

25* 
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Hat aber ein Priester eine Kirche als Benefiz, so wird dies 
besonders hervorgehoben und bedeutet nicht die normale Be- 
setzung der geistlichen Stelle als kirchliches Benefizium im spå- 
teren Sinne, sondern eine Benefizialleihe, wie sie eben auch Laien 
gegenüber verwendet wurde !). Oder es ist das Wort beneficium 
überhaupt wieder in anderem Sinne genommen. So, wenn z.B. 
1092 der Bischof von Aix von dem Propste eines wiederauf- 
gerichteten Stiftes gebeten wird, diesem ein Benefiz zu verleihen 
und — neben anderen Gütern — eine Kirche gibt?) Benefiz 
heißt hier wieder »Zuwendung«, »Gabe«, »Wohltat«. 

Aber selbst dort, wo ein Benefizium wirklich einmal als 
geistliches Dienstgut, mit einem Amte länger verbunden, vorzu- 
liegen scheint, zeigt es sich wieder bei genauerem Zusehen, daß 
es sich gerade da nicht um die gewöhnlichen Erscheinungen des 
Ämterwesens, sondern um ganz irreguläre Formationen, ja ge- 
radezu um mißbräuchliche Gestaltungen der Kirchenverfassung 
handelt. Namentlich, wenn in derselben Quelle in unmittelbarem 
Zusammenhang das Wort Benefiz auch im allgemeinen Sinne von 
Wohltat verwendet wird. Auch dafür sei hier zum Schlusse noch 
ein Fall etwas genauer angeführt. 

Eine alte Chronik des Domkapitels von Arezzo erzählt’), 
die Bischófe statteten im 11. Jh. ihr eingegangen gewesenes 
Domkapitel mit Gütern, auch einem Großteile der Oblationen der 
Hochkirche, aus und gaben ihnen auch noch andere Benefizien !). 
Dann heift es, mit der Auflage sei den Klerikern dies Benefizium 
verliehen worden, daß sie das Kirchengerät instandzuhalten, Glocken 
zu läuten, überhaupt den Hausdienst in der Kirche zu besorgen 
hätten 5). 

1) Zacomblet, UB. I, S. 49 Nr. 88 (927): (Erzbischof Wichfried von 
Köln gibt dem Kapitel des Ursulastiftes, da er erfahren hatte, daß dieses 
Not leide) — aliquid ex nostro —, nämlich eine Kirche —, post obitum R. 
presbyteri, scolaris videlicet magistri, qui ipsam nunc iure beneficiario tenet. 
Aehnlich Nr. 91 S. 50 f. 

2) Gallia Christiana I b 65: Benedictus praepositus . . qui eundem locum 
Deo propitio cum clero ibidem Deo famulante, aedificiis, ornamentis, honoribus 
pro posse suo prae omnibus ditavit et auxit; qui nostram praesentiám adiens, 
ut eidem aecclesiae aliquid benejicii ad restaurationem loci concederemus, 
supplex expostulavit . . concedimus supradictae aecclesiae et canonicis ibidem 
Deo servientibus, ecclesiam s. Andreae . . cum . . pertinentibus . . Concedimus 
etiam supradicto praeposito burgum s. Salvatoris etc. 

3) Breßlau im Neuen Archiv V, 441 ff. 

4) Cum aliis beneficiis . . (also Vorteilen). 

9) Tali pacto et tenore illis clericis hoc beneficium ab episcopis fuit 
concessum, ut ecclesie pavimenta mundarent, ac lampadas accenderent, et 
studerent, et campanas horis competentibus sonarent, atque ecclesig ianuas 


cam omni eius thesauro vicissim custodirent, et pro ecclesie custodia cum 
suspenso somno noctibus singulis requiescerent. 
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So sei es ihnen auch (in der Bestätigung ihrer Einrichtungen) 
durch kaiseriiches Benefiz gewährt worden!). Hierauf seien sie, 
reich geworden, auch übermütig geworden, hätten geheiratet und 
die Kirche (das Kirchengut) aufgeteilt. Dabei hätten sie ihre 
Pflichten vernachlässigt, uneingedenk dessen, wofür sie ihr Benefiz 
empfangen hätten. Darüber habe das Volk gemurrt?) Daher 
hátten die Kanoniker, auch aus Furcht vor dem Bischof, sich 
einen Mónch aufgenommen, der an ihrer statt die Kirche be- 
dienen sollte. Dafür gaben sie ihm wieder gewisse Naturalein- 
künfte als Benefiz?). An Festtagen sandten sie jedoch ihre 
Diener oder Mietlinge in die Kirche, um die Oblationen einzu- 
heimsen. Darüber sei grofles Árgernis entstanden, Streit und 
Gezänk. 

Nach dem Tode des früher erwähnten Kustoden stellten die 
Domherren einen Priester mit demselben Benefizium an+). Doch 
dieser waltete seines Amtes höchst unkundig und schlecht. Die 
Mißwirtschaft geht aber dann auch noch später weiter. Die 
Kustodie, wozu neben dem anderen Benefizium auch gewisse 
weitere Oblationen kamen, vererbten diese Kustoden, gleichgültig 
ob Kleriker oder Mönche, auf ihre Nachkommen, verschleuderten 
auch die übrigen Altáre der Kirche gegen Geld oder an Laien 5). 
War kein Sohn da, der Geistlicher hätte werden können, so 
wurden Teile des Benefiziums an Töchter vererbt und verteilt, 
als Aussteuer verwendet u. dgl. 

Man sieht, daf hier von Benefizien, die an Geistliche wegen 
ihres Dienstes und dafür verliehen wurden, sehr oft und vielfach 
die Rede ist. Deshalb wurde diese Erzählung hier auch etwas 

1) Ita factum est imperiali beneficio ipsis concesso. Vgl. die Wendung 
im Kaiserdiplom Konrads IIl. Nr. 263 Mon. Germ. Urk. IV, S. 364 (1038): ut 
aliquo nostri imperialis fastigii eos ditaremus beneficio . . 

2) Divites effecti mulieres conduxerunt filiosque ex eis generaverunt, et 
dehinc ecclesiam inter se diviserunt, sicut in antea dicetur. Sed quoniam 
solitum est, ut divitie homines insuperbiant [et] elevent, per quod beneficium 


habuerant, dedignabantur studere. Illis autem curas ecclesig male tractantibus, 
contra eos clamor populi exarsit. 4 

3) Tunc illi pro pavore eius ecclesig tunc episcopi atque populi, inito 
consilio, quendam monachum adquisiverunt, ut eorum vice ecclesig deserviret 
et omnia que recessaria ibi erant, studeret. Et hoc constituerunt, ut pro beneficio 
lempore messis et vindemie darent ei sedecim sextaria de grano, similiter set 
de vino pro unaquaque quarta parte et de offertione, sicut tunc videretur. 

4) S. 444 f.: Predicto custode post parvum tempus mortuo, vice illius 
intromiserunt presbiterum Ursum . . cum supradicto beneficio. Ille autem 
presbiter inscius nec campanas noverat sonare horis matutinalibus, nec per 
horas constitutas diei, neque hoc facere in ecclesia quod decebat. 

5) S. 448: Cetera altaria, que erant iníra ecclesiam supradictus Cucius 
(der 8. Nachfolger und Enkel des genannten Mönches) quaedam vendidit et 
quedam donavit laicis. 
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ausführlicher mitgeteilt Aber gerade aus diesen und aus ähn-| 
lichen Quellen kann doch unmöglich auf ein allgemeines Vor- 
kommen der geistlichen Benefizien, etwa im späteren Sinne, ge 
schlossen werden. Im Gegenteil, es handelt sich gerade dabei, 
wie schon erwähnt, um ganz unregelmäßige Erscheinungen. Auch 
wird hier das Wort Benefizium höchst ungenau und mehrdeutig 
im Sinne von »Begünstigung« und keineswegs im exakten Sinne. 
des Benefizienrechtes verwendet. 

Ähnliche Stellen finden sich jedoch häufiger. Ja, einmal 
wird gerade von Gregor VII. einem abgesetzten Priester, damit 
er nicht der kirchlichen Unterstützung darbe, ein Benefiz ge- 
währt’). Das beneficium kann eben da überhaupt nicht das 
kirchliche Amt oder Amtsgut sein, sondern nur eine »Gnaden- 
bezeigung«, »Wohltat«, »Begünstigung«, » Unterstützung« — ganz 
entsprechend dem auch früher schon für diese Zeit nachgewie- 
senen Sprachgebrauche. 

So sehen wir denn für jenen langen Zeitraum etwa vom 
8. bis zum 12. Jh. geistliche Ämter und etwa ständig damit ver- 
bundene Amtsgüter im allgemeinen noch nicht den Charakter 
von Benefizien annehmen. Zur Gewinnung des richtigen Ge- 
samteindruckes ist jedoch die ganze Überlieferung heranzuziehen, 
nicht einzelne, willkürlich herausgegriffene Quellenäußerungen. 

Nun gibt es aber, wie schon angedeutet, doch einige An- 
sätze und Spuren, die seit der Karolingerzeit auch gelegentlich 
eine Auffassung der eigentlichen und regulären geistlichen Amts- 
stellungen als Benefizien erkennen lassen. Aber gerade dabei 
handelt es sich, und damit stoßen wir abermals auf- einen grund- 
legenden Widerspruch der Quellen mit bisheriger Anschauungs- 
weise, wie bereits bemerkt, gerade um höhere kirchliche Ämter, 
um Bischofssitze und andere Reichsprälaturen. In den niederen 
Regionen des Kirchenwesens aber, wo sich angeblich. das Bene- 
fizialwesen zuerst und lange fast ausschließlich gleichsam einge- 
nistet und geradezu allgemein ausgebreitet haben soll, ist nichts da- 
von zu verspüren. Und auch in den erstgenannten Stellen voll- 
zieht sich die Entwicklung bei weitem nicht allgemein und lange- 
zeit durchaus in Widerspruch mit der Kirche. . 

Durch die karolingische Periode geht ein mächtiger Zug, 
gleichsam eine erste Hochwelle des Benefizialwesens, darauf gerich- 


1) Register Gregors VII. I, 34 (Mon. Germ. S. 55): ne stipendiis ecclesia- 
sticis careat atque paupertate pusillanimis factus divina postponat precepta. 
Licet nanque sacerdotium nullo pacto unquam mereatur recipere, dignum tamen 
est consequi eum aliquod beneficium ab apostolica sede. 


UL 1E SLE M - * x.” 
—— 
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tet, alle Träger staatlicher Aufgaben als Vasallen, deren Amtsgüter 
als Benefizien (u. zw. auch die geistlichen als vasallitische) er- 
scheinen zu lassen. Man war um die Mitie des 9. Jh. tatsäch- 
lich auf dem besten Wege, auch die Reichsprälaturen mit den 
übrigen Reichsämtern als Benefizieri des die Verleihung dieser 
Stellen vornehmenden Herrschers erscheinen zu lassen. 

Allein, die spätere Zeit hat diese Entwicklung keineswegs 
geradlinig fortgesetzt. Allerdings wurden die seit der ausgehen- 
den Karolingerzeit erstandenen Mediatbistümer neben den übrigen 
Kirchen niedrigerer (unter dem Könige stehender) Herren viel- 
fach wie gewöhnliche, profane Gutsherrschaften behandelt und 
auch mit ihren (sehr verweltlichten) Prälaturen in den Organismus 
der Lehensherrschaften eingebaut. Allein, erstens spielte sich 
dieser Vorgang keineswegs in der vielfach behaupteten Allgemein- 
heit ab. Und zweitens nahm in den Ländern des Imperiums, be- 
sonders in Deutschland, die Entwicklung sehr bald einen ent- 
gegengesetzten Verlauf. 

Außer den Prälaturen sind es dann hauptsächlich die Kapitel, 
in denen auch nächst jenen zuerst die Auffassung einzelner 
Stellungen als Benefizien aufkeimt. Doch zeigt sich auch da 
diese Entwicklung nur vereinzelt und nicht als die ordentliche, kirch- 
lich gewünschte Organisationsform, sondern noch lange mehr als 
ausnahmsweise, mißbräuchliche Erscheinung. Und noch mehr 


. gilt dies von den niederen kirchlichen Stellungen. 


Wir haben nun diese Entwicklung in den einzelnen Rich- 
tungen in den Hauptzügen darzulegen. 


$ 11. Die karolingischen Reichsprälaturen als Benefizien. 


Unter den geistlichen Ämtern gelangten naturgemäß die- 
jenigen zuerst ins Fahrwasser des Benefizialwesens, die in ihrer 
Funktion und Bedeutung im Staate den Stellungen der sonstigen 
staatlichen Benefizienträger, der Kronvasallen und Grafen, an die 
Seite getreten, sozusagen am ähnlichsten geworden waren. Und 
dies war zunächst mit den Vorsteherstellen der großen Reichs- 
kirchen, der Bistümer und Reichsabteien, der Fall. 

Schon in den Zeiten der arnulfingischen Hausmeier be- 
mächtigten sich die Großen teils durch Vergabungen der Haus- 
meier, teils eigenmächtig nicht bloß der Kirchengüter und ganzer 
geistlicher Anstalten, sondern auch der Vorsteherstellen in den 
letzteren, da sie ja von hier aus am leichtesten das ersehnte Kirchen- 
gut beherrschen konnten. Als Laienbischófe und Laienäbte treten 
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sie in den Quellen entgegen. Und in einheitlicher Weise wird 
dieser Schritt mit den übrigen Säkularisationen, wovon er ja nur 
ein integrierender Teil war, zusammen genannt. Soweit bene- 
fiziarische Verleihungen dabei in Frage kamen, haben diese sicher- 
lich auch diese Vergabungen der Prálaturen gelegentlich betroffen. 
Es bedeutete ja schließlich dasselbe, ob ein Großer sich einer 
ganzen Kirche oder eines Klosters als Herr der Anstalt bemäch- 
tigte oder diese als Benefiz erhielt und daneben einen von ihm 
ganz abhängigen geistlichen Gehilfen für die kirchlichen Bedtrf- 
nisse der Anstalt (z. B. einen Chorbischof), soweit solche tiber- 
haupt noch berücksichtigt wurden, duldete oder ob er die geist- 
liche Stelle selbst einnahm und dann ebenso wie im andern 
Falle einen Nebenbischof oder Nebenabt — wenn überhaupt — 
an die Seite nahm. 

Auí diese Weise wurden schon damals auch geistliche Stellen, 
allerdings meist an Laien, auch als Benefizien vergabt. 

Bei der Regelung des Benefizialwesens zunächst unter den 
Söhnen Karl Martells wurde allerdings gerade dieser Vorgang als 
mißbräuchlich abgestellt, die Kirchenanstalten, wenigstens die Bis- 
tümer, sollten wieder kanonische Prálaten erhalten. Damit ging 
diese erste Welle des Benefizialwesens an den geistlichen Stellen 
selbst wieder vorüber. | 

Allein, was hier zunächst als reiner Mißbrauch entgegen- 
tritt und auch allseitig als solcher empfunden wurde, trat dann 
mehr in geordneter Weise doch ein, als seit Karl d. Gr. die höheren 
Kirchenämter und Anstalten gleichsam organisch in den Bau der 
Staatlichen Verfassung eingefügt wurden. 

Was man den Kirchenanstalten zuvor im Drange der Not, 
vermeintlich nur vorübergehend, genommen hatte, das sollten sie 
nunmehr auf dauernder Rechtsgrundlage dem Staate leisten: dessen 
dringenden Bedarf an materiellen Mitteln aus ihrem reichen Grund- 
besitz decken. Aber nicht nur dadurch, daß man diesen einzog und 
für staatliche Bedürfnisse unmittelbar verwendete, sondern vor 
allem auch dadurch, daß man das Kirchengut indirekt dem Staate 
dienstbar machte. Dadurch vermied man das odium der Ein- 
ziehung und erreichte schließlich den gleichen Erfolg. 

Statt Kirchengüter zu sákularisieren und damit Reichs- 
vasallen zu belebnen, konnte man den Prälaten die Aufstellung 
eigener Mannen gestatten oder vielmehr auftragen, die mit dem 
Prálaten selbst für die Reichsheerfahrt zur Verfügung standen. 
So entstand die Stiftsvasallität. Statt ferner mit eingezogenen 
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Kirchengütern öffentliche Beamte, vor allem die Grafen, auszu- 
statten, konnte man das Kirchengut den Kirchen belassen und 
die Prälaten selbst mit Öffentlichen Funktionen, der Heer- und 
Hoffahrtpflicht, dem  Kónigsbotenamt, Gesandtschaftsdiensten 
u. v. a., betrauen. Statt endlich aus eingezogenem Kirchengute 
den eigenen Wirtschaftsbedari der Krone zu ergänzen, konnte 
man das Gut den Kirchen wieder belassen und diese mit Natu- 
ralservitien an die kónigliche Wirtschaft, in den verschiedensten 
Formen, belasten. Und tatsächlich wurde auf allen genannten 
Wegen seit Karl d. Gr. vorgegangen. 

Dadurch aber rückten die geistlichen Stellen selbst mehr 
und mehr in die gleiche Lage ein wie die profanen staatlichen 
Stellungen, sie erhielten selbst mehr und mehr den Charakter 
von staatlichen Ämtern. 

Eine unmittelbare Folge davon war es auch, daß auch das 
Besetzungsrecht inbezug auf diese Stellen an die Krone überging 
und daß in den Besetzungsformen, überhaupt in dem ganzen 
Verhältnis dieser Stellen zur Krone eine starke und auffallende 
Angleichung an staatliche Stellen eintrat. Wie aber die Reichs- 
beamten auch sonst immer mehr als Träger von Benefizien er- 
schienen, ja, ihre Stellen selbst mehr und mehr diesen Charakter 
annahmen, so geschah dies auch mit den höheren geistlichen 
Ämtern. 

Doch kann langezeit nicht davon gesprochen werden, daß 
die Verleihung kirchlicher Vorsteherstellen als Benefiz etwa die 
ordentliche Besetzungsart gewesen wäre. Die benefiziarische 
Verleihung der Prälaturen galt vielmehr — namentlich bei den 
Abteien — geradezu als mißbräuchliche, für die Kirchen schäd- 
liche Verleihungsart, womit schon an sich die größten Gefahren 
für diese verbunden waren. So wurden die ersten Benefizialäbte 
des 8. und 9. Jh. gewertet). 

Immerhin werden seit der Wende des 8. und 9. Jh. die 
Stellungen der Bischöfe und Reichsäbte immer häufiger und 
selbstverständlicher mit denen der übrigen öffentlichen Funktio- 
näre, vor allem der Grafen und Kronvasallen, in Parallele ge- . 
stellt, — ihnen dadurch allmählich angeglichen. Dieselben Aus- 
drücke: primores, principes, homines, honores u. dgl. werden für 
Würden aller dieser Art und deren Träger gebräuchlich. Was 


1) Vgl. zu dem allen mein »Bischofsgut« I—III mit zahlreichen Quellen- 
belegen. Um Wiederholungen zu vermeiden, sel bezüglich der dort bereits 
vorgebrachten Beweise auf die dortigen Ausführungen verwiesen. 
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Wunders also, wenn dafür auch die in jener Zeit immer. bedeu- 
tungsvollere Größe des Benefiziums in steigendem Maße Ver- 
wendung fand? Wie anderwärts zeigt sich freilich auch hier ein 
nur langsames, ganz allmähliches Vordringen dieses Gedankens. 
Da vor allem auch die heftige kirchliche Opposition gegen die 
mit Recht als große Gefahr erkannte Benefizialentwicklung rück- 
läufig wirken mußte, geht diese daher hier sogar noch langsamer 
vorwärts als sonst, tritt aber doch deutlich genug in Erscheinung. 


Gerade das Halten eigener Vasallen seitens der Kirchen- 
vorstände, wie solche ja auch Grafen und Reichsvasallen hielten, 
mußte auch wieder ihre eigene Stellung nach oben hin lehens- 
ähnlich erscheinen lassen, jener der übrigen Benefizienträger, die 
von der Krone ihre Stellungen erhielten, angleichen. Und tat- 
sächlich wird in den Quellen der Zeit da kaum mehr ein Unter- 
schied gemacht. | 

In allen öffentlichen Belangen werden geistliche und welt- 
liche Reichsbeamte samt ihrem Amtsgute durchaus untereinander 
auf eine Linie gestellt!) So heißt es schon im Königsboten- 
kapitular Ludwigs d. Fr. v. J. 819%), kein Bischof, Abt oder 
Graf sowie auch keine Äbtissin solle einen gräflichen Zentenar 
als Vogt bestellen (c. 19). Ferner?) — noch bezeichnender — 
wird verfügt, daß Königsboten, mögen sie Bischöfe, Ábte oder 
Grafen sein, so lange sie in der Nähe ihres Benefiziums weilen, 
von anderer Seite nicht die Verpflegung beanspruchen dürfen +). 
Und ein weiteres Kapitel trifft dann Anordnungen betreffs der 
Reichsheerfahrtpflicht in bezug auf die Vasallen der Krone, der 
Bischöfe, Äbte, Äbtissinen und Grafen. Hier wie dort werden 
die Mannen, die in häuslichen Diensten unentbehrlich verwendet 


1) Schon Walafrid Strabo, der doch den Unterschied zwischen kirchl. 
und weltlichen Stellungen aufzeigt, macht da doch wieder auch bezeichnende 
Parallelen. Cap. Il, 515. — Die Bischöfe hatten auch bei Erledigung der 
Grafschaften einen Anteil an der Zwischenverwaltung; z. B. Cap. Caris. 87/ 
(Karls IL) c. 9 Cap. Il, 358. 


2) Cap. I, 289 ff. 
3) Cap. II, 551. 


4) C. 26 S.291: Ut missi nostri, qui vel episcopi vel abbates vel 
comites sunt, quamdiu prope suum b enelicium fuerint, nihil de aliorum 
coniecto accipiant . . Vassi vero nostri et ministeriales, qui missi sunt, ubi- 
cumque venerint, coniectum accipiant. Die Unterscheidung, die hier gemacht 
wird, scheidet also keineswegs die geistlichen von den weltlichen Lehens- 
.trägern. Vielmehr wurden die Höheren und Reicheren (Bischöfe, Aebte, 
Grafen) — Geistliche wie Weltliche — zusammengestellt. Vgl. auch c. 29 
über die Naturaldeputate der geistl. und weltl. Königsboten. | 
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werden !) befreit; denn auch bei eigentlichen Vasallen war der 
Kriegsdienst nicht die einzige dienstliche Obliegenheit — umso- 
leichter konnte auch geistlicher Dienst neben und in Verbindung 
mit dem vasallitischen Kriegsdienste in Frage kommen. 

Kónnte man da immerhin noch — wie dies auch tatsáchlich 
bei Deutung dieser Stelle geschehen ist — daran denken, die 
Quellenäußerung habe nicht das geistliche Amt oder Amtsgut 
der Prälaten, das Vermögen der Bischofskirche oder des Klosters, 
woraus jener lebte?), im ‘Auge, sondern ein daneben allenfalls 
verliehenes, ad personam als Benefiz vergabtes Guf?), so er- 
weist sich das doch bei näherer Betrachtung als durchaus un- 
wahrscheinlich. Abgesehen davon, daß die Quellen selbst zu 
einer solchen Auslegung nicht den geringsten Anhaltspunkt 
bieten, wird andernorts von den Quellen selbst in manchen 
Fällen die Identität dieser Benefizien, z. B. der Bischöfe mit dem 
Gute ihrer Kirchen, das sie also infolge ihres Kirchenamtes und 
als dessen Zubehör genießen, berichtet‘). Das gleiche gilt von 
Abten und Abtissinen. Bürgerte sich damals der Brauch ein, 
Lehen als honores zu bezeichnen, so begegnet gerade dieser 
Ausdruck auch ganz gleichmäßig für die Stellungen der Reichs- 
prälaten wie für die der weltlichen Reichsbeamten und Kron- 
vasallen °). 

In der Tat nimmt denn auch die Entwicklung selbst der 
Bischofsämter einen deutlichen Verlauf zum Benefizium hin, 
u. zw. zum vasallitischen Lehen, freilich unter heftigem Wider- 
spruche kirchlicher Kreise. 

Aber gerade die Quellenstellen, worin ein solcher Gegen- 
satz zum Ausdrucke kommt, sind für den wahren Gang der Ent- 
wicklung außerordentlich bezeichnend. Gerade sie lehren am 
besten, wieweit umgekehrt die Benefizialentwicklung auch in 
dieser Hinsicht bereits vorgeschritten war. 

1) C. 27 S. 291: Ut vassi nostri aut vassi episcoporum, abbatum, 
abbatissarum et comitum (auch hier Grafen neben den Prälaten), qui anno 
praesente in hoste non fuerunt, heribannum rewadient; exceptis his qui propter 
necessarias causas et a domno ac genitore nostro Karolo constitutas domi 
dimissi fuerunt, id est qui a comite propter pacem conservandam et propter 
coniugem ac domum eius custodiendam, et ab episcopo vel abbate vel 
abbatissa similiter propter pacem conservandam et propter fruges colligendas 
et familiam constringendam et missos recipiendos dimissi fuerunt 

2) Oder nach Ausscheidung des a (vgl. $ 9) das Prälatengut. 

3) Vgl. z.B. oben S. 89 mit Anm. 1. 

4) Hierher gehören die von Lesne a. a. O. S. 39 ff. aus den Quellen 
mitgeteilten Fälle. Einer davon auch bereits vorher von mir (Bischofsgut I—III, 


z.B. III S. 114 Anm. 1) berichtet, worauf Z. auch hinweist. 
5) Beispiele hierfür bieten die Quellen in grofer Zahl. 
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So wenn Hinkmar von Reims in dem berühmten Schreiben 
der Synode von Quierzy an Ludwig den Deutschen 858 sich 
ausdrückt!): »Wir, die Bischófe der Kirchenprovinzen Reims und 
Rouen, würden unser sacerdotium aufgeben, wenn wir uns und 
unsere Stellungen ganz dem Könige überliefern (committere) 
wollten. Die uns von Gott anvertrauten Kirchen sind nicht 
solche Benefizien?) und derartiges Eigentum des Königs, daß 
sie dieser nach Belieben geben und nehmen könnte, weil alles, 
was der Kirche gehört, Gott geweiht ist. Daher begeht der ein 
Sakrileg, der der Kirche etwas entzieht. Und wir gottgeweihten 
Bischöfe sind nicht in der Art Lehensleute wie weltliche Lehens- 
leute, daß wir uns jedem nach Belieben als Vasallen kommen- 
dieren und einen Lehenseid leisten dürften ?).« 


Das Bild wird nur noch mehr gerundet, die Benefizien- 
stellung der Prálaten von amtswegen nur noch weiter befestigt 
dadurch, daß auch die Prälaten — wie die weltlichen Beamten) 
-- neben ihren amtlichen Stellungen auch noch nach freier 
Wahl des Herrschers von diesem andere Benefizien erhielten, 
worauf bereits hingewiesen worden ist. 


Beobachtete man aber hinsichtlich der Bischöfe als der 
eigentlichen hierarchischen Machtträger staatlicherseits immerhin 
noch eine gewisse Zurückhaltung inbezug auf ihre Behandlung 
als Benefiziaten, so ging man in Ansehung der Reichsabteien 
noch viel ungehinderter vor. Die Abtsstellen werden von den 
Karolingerherrschern im 9. Jahrhundert, namentlich gegen dessen 
Ende zu, immer häufiger »als Benefiz« an Geistliche oder Laien 
vergabt. Und zu diesen Benefizialäbten, meist Laien, treten die Kon- 
vente in lebhaften Gegensatz — war doch damit eine weitere 
Verlehnungsgefahr auch nach unten hin betreffs der Anstaltsgüter 
gegeben. Trotzdem wurde diese Erscheinung am Ausgang der 
karolingischen Periode allgemein und erreichte in der ersten Hälfte 


1) Mon. Germ. Cap. II, S. 439 (c. 15). | 

2) Ecclesiae siquidem nobis a Deo commissae non talia sunt beneficia 
et huiusmodi regis proprietas, ut pro libitu suo inconsulte illas possit dare 
vel tollere, quoniam omnia, quae ecclesig sunt, Deo consecrata sunt. : 


3) Et nos episcopi Domino consecrati non sumus huiusmodi homines, 
ut, sicut homines saeculares, in vassallitico debeamus nos cuilibet commendare 
— sed ad defensionem et ad adiutorium gubernationis in ecclesiastico regimine 
nos ecclesiasque nostras committere — aut iurationis sacramentum, quod nos 
evangelica et apostolica atque canonica auctoritas vetat, debeamus quoquo 
modo facere. ! 


4) Schon unter Karl d. Gr. Vgl. z. B. Divisio v. 806 c. 2 Cap. I, 127: 
duabus villis . . quas nos quondam Tassiloni beneficiavimus . . 
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es 10. Jahrhunderts mit den übrigen Erscheinungen der karo- 
ngischen Benefizienentwicklung ihr höchstes Maß. 

Der Laienabt, der seine Stelle als Benefiz der Krone oder 
ines Großen hat, ist damals eine allgemeine, stehende Erscheinung, 
ie sich von der eines gewöhnlichen Anstaltsherren, der die 
\btei meistens gleichfalls als Benefiz hielt, nicht mehr wesent- 
ich unterschied. 

Die Laienprälatur ging auch, wie bereits andernorts an Einzel- 
jyeispielen nachgewiesen !), sehr leicht in eine Kirchherrschaft über. 
Aus dem abbacomes wurde ein senior der Anstalt. Und der 
Seniorat nahm ja damals überhaupt leicht die Struktur einer Lehens- 
herrschaft an — in den weltlichen wie in den ganz ähnlich ein- 
gerichteten geistlichen Herrschaften. 

Den Höhepunkt der Entwicklung stellt die Tatsache dar, 
daß auch viele Bistümmer damals diese Entwicklung teilten; so- 
daß auch Bischofssitze als Benefizien vergabt wurden und auf 
dem einen oder anderen Wege der Mediatisierung verfielen, zu 
Lehensstellen gegenüber dem Herrscher oder sogar gegentiber 
niedrigeren Herren geworden waren. Soweit daran die Entwick- 
lungen der späteren Zeit angeschlossen haben, sind diese Gebilde 
noch weiter unten bei Erörterung ihrer Rechtsstellung im Zustande 
ihrer Reife zu betrachten. 

Trotzdem ist hinsichtlich der Karolingerzeit im ganzen zu 
sagen, daß ungeachtet dieser deutlichen Ansätze zu einer Auf- 
fassung der höheren geistlichen Reichsstellen als Benefizien, diese 
Anschauung damals dennoch nicht durchgedrungen ist. Vielmehr 
ist bei Berücksichtigung aller. in Betracht kommenden Quellen 
das Gegenteil mit aller Bestimmtheit festzustellen, namentlich hin- 
sichtlich der Bischofskirchen und inbezug auf das 9. Jahrhundert. 

In allen — sehr zahlreichen -— überlieferten Urkunden, die 
die Besitzverhältnisse der Reichskirchen berühren, die nament- 
lich von Reichswegen dafür ausgefertigt wurden, so namentlich 
in den zahlreichen Immunitätsprivilegien, Besitzbestätigungs- und 
Übertragungsurkunden und ähnlichen Stücken, wird überall in nicht 
mißzuverstehender Deutlichkeit, in klarer und ganz unzweideutiger 
Weise ein Eigentum der Reichskirchen an ihren Gütern voraus- 
gesetzt. Auch wenn man die schwankende Ausdrucksweise der 

Zeit dabei in Rechnung stellt), die namentlich die Worte pro- 


l) Bischofsgut III. Teil I. Hälfte. 
2) Vgl. oben S 2. 
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prietas, dominium u. áhnl. betrifft, kann doch an der Sache selbst 
kein Zweifel sein. Gerade die unterschiedliche Ausdrucksweise 
gegenüber Lehensbestellungen oder der Bestátigung von Lehens- 
verhältnissen u. dgl. läßt daran auch nicht den allergeringsten Zweifel. 
Zwar gibt es auch scheinbare Gegenstellen, Gegenbelege. Man 
darf eben auch da nicht bloß einzelne Stellen für sich allein be- 
trachten, sondern hat gerade in solchen Grundfragen die ganze 
Überlieferung mit ihrem Für und Wider zu beachten. 

Namentlich bei Übertragung von Gütern, woran bisher 
zweifellos und klarer Weise eine Benefizialleihe bestanden hat, 
seitens der Krone an Kirchen müßte doch da eine Fortsetzung 
des Benefizialverhältnisses, eine Festlegung und Bestimmung des 
Verhältnisses zum verleihenden Könige im bisherigen Sinne er- 
folgt sein — wenn nämlich überhaupt das Verhältnis zwischen 
Krone und Bischof inbezug auf die Güter im allgemeinen ein 
streng und zweifellos benefizienrechtliches gewesen wäre. Es ist 
aber da genau das Gegenteil hiervon zu beobachten. 

Und die Urkundensprache ist gerade in solchen Fällen, trotz 
sonst ja vorkommender Übergänge !), präzise genug, um den Unter- 
schied aufs scháríste und bestimmteste hervorzuheben und er- 
kennen zu lassen. In vollster Betonung des Gegensatzes wird 
gesagt, daß das bisher als Lehen (anderweitig) verwendete Gut 
nunmehr einem Bischof für seine Kirche zu Eigen übertragen 
werden solle, sodaß dem Bischofe, wie ganz ausdrücklich dabei 
fast stets noch besonders hervorgehoben wird, alle Befugnisse 
eines Eigentümers an der geschenkten Sache zustehen sollen. Es 
werden dabei die auch sonst für die Eigentumsübertragung, be- 
sonders auch an physische Personen, gebräuchlichen Formeln 
zur Anwendung gebracht. Der Bedachte solle das übertragene 
Gut als Eigentümer besitzen und verwenden, darüber in freiester 
Weise verfügen, ja sogar — trotz sonst bestehender Veräußerungs- 
beschránkungen ?) — dasselbe veräußern, vertauschen, ja, selbst ver- 
kaufen oder verschenken dürfen?). Und zwar wird dies, speziell 
Bistümern gegenüber, auch noch in karolingischer Spätzeit ange- 
wendet. 

So gibt Ludwig IV. (das Kind) i. J. 908 dem Erzbistum 
Trier aus Reichsgut eine Kirche samt Fronhof, anderen Hufen und 


1) Oben S. 34 mit Anm. 1. ~ 
2) Vgl. dazu dieses Archiv 105. Bd. (1925). | 


3) Zahlreiche Beispiele insbesondere in den Herrscherdiplomen. Meist 
analog den Formeln der folgenden Noten. 
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onstigem Zubehör, wie sie bisher ein Rothardus als königliches 
Jenefiz besessen!) zu Eigen, mit der ausdrücklichen Ermäch- 
igung zu jeder Ausübungshandlung des Eigentümers ?). Der Erz- 
jschof darf in Hinkunft den übertragenen Besitz nach freiem Er- 
nessen entweder selbst in Besitz halten und verwenden als auch 
rei veräußern, verkaufen oder vertauschen, ja sogar verschenken. 


Unmöglich ist mit solcher Fixierung des Kirchengutes eine 
Benefizienstellung desselben gegen den Herrscher vereinbar. 


Ebenfalls nicht um eine Belehnung handelt es sich, wie viel- 
fach angenommen wird?), wenn ein Gut (auch ein Kloster oder 
eine sonstige Kirchenanstalt) einer Kirche übertragen (oder zurück- 
gestellt) wird, unter /nvestitur des Prálaten*). Dies ist eine ein- 
lache Besitzeinweisung. Es ist auch andererseits oft nur die Er- 
weisung einer Wohltat i. allg. Sinne des Wortes gemeint, wenn 
in derartigen oder ähnlichen Fällen von beneficium conferre oder 
ähnlich gesprochen wird’). 


Wohl eine Parallelerwähnung, aber keineswegs eine Gleich- 
setzung, ja eher eine Entgegenstellung ergibt sich aus den vielen 
Stellen, die eine analoge Behandlung von Reichsgut und Kirchen- 
gut anordnen, so in karolingischer Zeit aus den vielen Stellen, 
die das Kirchengut dem Fiskalgut vor allem inbezug auf die Be- 
günstigung des Reichsschutzes gleichsetzen®). Auch in nachkaro- 
lingischer Zeit begegnen solche Gleichstellungen sehr häufig’). 


1) Beyer, Mittelrhein UB. 1, 216 Nr. 152 (Mahlbacher, Reg. Nr. 2050): 
res possessionis nostrae, quas actenus Ruothardus per nostrum beneficium 
‘In villa A. habere visus fuit. 


2) lamdicto archipraesuli Rathbodo in proprium possidendas contradimus 
perpetuo possessu. Uidelicet ecclesiam cum manso indominicato ceterosque 
mansos, casas, vineas — und anderes Zubehór — eo scilicet rationis tenore 
hoc astipulantes, ut quicquid ex ipsis facere voluerit, hoc est habere, donare, 
vendere, commutare libere in Dei nomine suo consistat arbitrio. 


3) Vgl. z. B. Beyer, Mittelrhein. UB. I, S. 210 (898) im Regest. 


4) A. a. O. (Mühlbacer, Reg. Nr. 1975): (Zwentibold) abbatiam (sc. s. 
Servatii zu Maastricht) . . sedi Treverensi reddidimus . . ipsique eundem epi- 
scopum investientes coram multitudine populi recepimus, ut ne ulterius 
ipsius vel succedentium temporibus alicui per precarlam concedatur. 


5) Z. B. a. a. O. S. 212 Nr. 147 (898): Zwentibold verleiht der Kirche 
in Münster-Eifel Markt und Münze. In der Arenga sagt er —) si pro domini 
nostri Jesu Christi amore et sanctorum reverentia utilitatibus servorum Dei 
consulimus et quiddam locis Deo dicatis conferimus beneficii, so wird dies 
uns und unserem Reiche zum Heile gereichen. 


6) Trad. Sang. Add. 22 S. 898: in loco libero, non in fisco, non in 
terra ecclesiastica . . Vgl. Waitz, Deutsche V. G. IV, 159. 


7) Darüber vgl. unten $ 12. 
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Mindestens ebensooit finden sich aber — im 9. Jahrhundert 
ebensowohl wie später — auch deutliche Unterscheidungen'). 

Wir sehen also aus allem, daß in der Karolingerzeit der 
Benefiziengedanke auch schon gegen die geistlichen Ämter und 
Stellen, soweit Prälaturen in Frage kamen, vorgedrungen, aber 
nicht durchgedrungen war. Aber selbst soweit er mehr oder 
minder deutlich in Erscheinung tritt und überhaupt vorkommt, 
war auch diese Art von Benefizien nur eine Unterabteilung der 
weltlichen Lehen, in engster Verbindung mit deren übrigen Typen. 
Die Kirchenämter als Benefizien waren hier nicht Gestaltungen 
des innerkirchlichen Rechtslebens, von den geistlichen Ober- 
behörden vorgenommene oder wenigstens geleitete Verleihungen 
und damit Bestandteile der autonom entwickelten Kirchenverfas- 
sung. Sie waren vielmehr von außen her, von weltlicher Gewalt 
ausgehend in jene hineingetragen, oft in mehr oder minder ge- 
waltsamer Art ihr aufgezwungen und durchgesetzt. Sie wurden 
daher auch von kirchlichen Interessenkreisen stets als etwas 
Fremdes, ja Feindseliges, ja Gefährliches empfunden und aus 
eben diesem Grunde aufs lebhafteste bekämpft. Keinesfalls hat 
man es also dabei mit organischen Verfassungsbildungen des 
innerkirchlichen Lebens zu tun. Dies gilt aber noch mehr von der 
darauffolgenden Zeit bis zum 12. Jahrhundert. 


$ 12. Die Reichsprälaturen vom 10. bis zum 12. Jahrhundert. 


Aus dem Verfall des 10. Jahrhunderts haben sich die meisten 
Kirchen wieder erhoben. Aber sie haben sich zu sehr verschie 
dener Höhe erhoben. In größerer Mannigfaltigkeit als in der 
Karolingerzeit treten uns daher allerorts die Kirchenverhältnisse, 
insbesondere die vermögensrechtlichen Gestaltungen, entgegen. 

In den Ländern des Imperiums, vor allem in Deutschland 
selbst, konnten die alten karolingischen Reichskirchen, Bistümer 
und Reichsabteien, ihre alte Reichsunmittelbarkeit behaupten oder 
doch wiederherstellen. Doch tritt seit dem 11. Jahrhundert hin- 
sichtlich der letzteren Anstaltengruppe, der Abteien, eine neuer- 
liche Verschlechterung, eine abermalige Mediatisierung zugunsten 
der Bistümer und Entäußerung vom Reich, ein?). Ja, sogar in- 

1) Z. B. Hincm. de villa Novilliaco Mon. Germ. Scriptores XV, 2, 
Sp. 1169: quia non de fisco regio, sed de ecclesiasticis rebus et mancipiis per 
donationem obtinuit . . Vorher: ipsam villam N., sicut tunc in fisco erat, ad 
ecclesiam Remensem tradidit . . 

2) Um nur ein Bistum anzuführen, so erhielt das Bistum Speyer von 
Heinrich IV. 1065 die Abtei St. Lambert (Remling, UB. der Bisch. zu Speyer I, 
S. 54); in demselben Jahre die Abtei Limburg (S. 55); 1086 die Propstei 


Naumburg und das Kloster Kauffungen (S. 61). Vgl. oben S. 113 Anm. 1 u. 
Franzif, Der deutsche Episcopat Il, 39. 
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bezug auf einige Bistümer selbst ist das der Fall, Nicht nur hin- 
sichtlich einiger damals erfolgten Neugründungen seitens niedri- 
gerer Herren, bei denen von Anfang an die Mediatisierung ge- 
geben war, sondern auch inbezug auf alte, längst bestehende 
Bischofssitze tritt eine solche Unterwerfung unter andere Ge- 
walten, weltliche oder auch geistliche, ein. So insbesondere in 
Italien ?). 

In Burgund — welches Land ja erst 1033 ans Kaiserreich 
fällt und sich in seiner Entwicklung daher auch sonst stärker an 
Frankreich anschließt — begegnet derartiges sogar häufiger. 

In Frankreich selbst war die Lehensentwicklung im allge- 
meinen und die Mediatisierung der Bistümer schon in der aus- 
gehenden Karolingerzeit am weitesten fortgeschritten. Dort bleibt 
das Mediatbistum bis zum 12. Jahrhundert, teilweise sogar dar- 
über hinaus, eine weitverbreitete, stehende Einrichtung. 

Für uns entsteht nun die Frage nach der benefizienrecht- 
lichen Gestaltung all dieser geistlichen Stellen. Und zwar wollen 
wir zunächst die Rechtslage der Reichsprälaturen in dieser Hin- 
sicht, namentlich für die Länder des Imperiums, betrachten. 

Da läßt sich denn im allgemeinen der Eindruck feststellen, 
daß zunächst die Bischofsämter damals nicht als Benefizien be- 
traditet wurden oder doch daß die Ansätze zu solcher Auffas- 
sung weniger weit reichten als in der Karolingerzeit. Erst seit 
dem 12. Jahrhundert, ja, vielfach noch später, tritt die lehens- 
rechtliche Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Krone und 
Bistum ein?). Wie sonst vielfach, wurde also auch hierin der 
Faden der karolingischen Entwicklung zunächst im Zeitalter der 
Ottonen und Salier unterbrochen, um erst in der Staufenzeit und 
noch später wieder angeknüpft zu werden. Wollten doch ins- 
besondere die Sachsenherrscher gerade mit den Vergebungen 
bisheriger Reichslehen ins Eigentum der Kirchen (Ottonische 
Privilegien) den feudalen Einrichtungen entgegenwirken, daher 
umsoweniger solche neu begründen oder gar verstärken, nament- 
lich den Kirchen gegenüber. 

Das Gesagte ergibt sich vor allem aus einer Fülle von Ur- 
kunden, die in Ansehung des Verhältnisses zwischen Krone und 


1) Auch geistlichen Fürsten gegenüber standen Kirchen in temporeller 
Abhängigkeit. So die neugegründeten Salzburger Suffraganbistümer Chiemsee 
(darüber vgl. Riezler, Gesch. Bayerns Il, S. 205 f), Gurk, Lavant, Seckau. 

2) Ueber Parenzo, Concordia und Lodi vgl. noch weiter unten. — 

3) Ueber die gleichzeitige Entwicklung eines innenkirchlichen Benefizien- 
verhältnisses der Bischofsámter unter Abschnitt IV. 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 26 
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Reichskirchengut und der Rechtslage des letzteren erhalten sind. 
Zunächst kommen da Traditions-, Güterübertragungsurkunden in 
Betracht, mochten sie von privater Seite oder von den Herr- 
schern selbst herrühren. Ferner die zahlreichen Privilegienver- 
leihungen. 


In jedem Falle wird — zu allermeist mit größter Deutlich- 
keit — mit allen móglichen erklárenden Bestimmungen, genau 
nach den Formeln sonstiger Eigentumsübertragungen, das Eigen- 
tum der Reichskirchen an ihrem Gute betont. 

Als Eigen, proprium, proprietas, proprium ius, ius proprie- 
tatis u. áhnLl, meist der Heiligen, wird der Besitz der Kirchen 
bezeichnet!) Bei Bistümern ebenso wie bei anderen Reichs- 
kirchen, auch Klóstern?). Das Eigentumsrecht selbst wird an die 
Kirchen übertragen?). Das freieste Dispositionsrecht des Eigen- 
tümers wird dabei auf seiten der Kirchen in einer Unzahl von 
Fällen betont*). Wie es der bisherige Eigentümer besaß, geht 
es auf die Kirche über*). Vermógensrechtlich werden die Kirchen 
mit den freien Personen gleichgestellt*). Sie folgen diesen daher 
auch in ihren Rechten in völlig gleicher Art nach. Insbesondere 
sukzedieren die Kirchen in die Rechte der Herrscher bei Güter- 


1) Otto I. Nr. 302 (965) Dipl. I, S. 417 f. für Osnabrück: ad Osnabrug- 
gensem . . ecclesiae sedem quoddam nemus vel forestum . . in perpetuum 
proprietatis usum donavimus . . Cart. de Grénoble S. 147 (a. 1080): (Schenkung 
an die Kathedrale) et episcopo Gratianopolitano . . relinquo et dono ad pro- 
prietatem Gratianopolitani episcopi, ad habendum et possidendum perenniter, 
sub manu, sicut prediximus, episcopi et clericorum eiusdem aecclesiae. 


2) D. Konr. II. Nr. 212 (Mon. Germ. Dipl. IV, 290): quicquid idem 
martyr, qui in . . loco Tegrinse corporaliter requiescit, proprietatis habet . . 


3) Dipl. Konr. II. Nr. 213 S. 291 (1034): ipsius praedii proprietatem cum 
investitura (d. h. mit sofortiger Besitzeinweisung) secundum omne ius, quo 
ipse hanc suscepit, ad altare s. Sebastiani dedit ad usum Deo militantium in 
Eberespergensi coenobio. 


4) DO. Ill. 71 (991) Dipl. lI, S. 478 f. Schenkung an Magdeburg: archi- 
praesul suique successores das Geschenkte . . sub suum ius recipiant et 
quod eis bonum et aptum videatur, ad suum et ecclesie, cui president, usum... 
liberam dehinc . . faciendi quod velint potestatem habeant .. Oder schon 
Otto If. für dieselbe Kirche Nr. 270 (983) S. 314: eidem aecclesiae in proprium 
tradidimus, ea vid. ratione ut . . archiepiscopus suique successores prelibatam 
villam in aecclesiae ius a nobis. traditam . . sub suo iure ad usum aecclesiae 
teneant atque possideant ac quod eis libuerit inde faciant. Ebenso Nr. 271 
S. 314 f. Oder vgl. DOI (937) I, S. 100 für Hamburg. Und häufig. 

5) DO 11 147 (977): Mindonensi aecclesiae donavimus et de nostro iure 
et dominio in eius ius et dominium . . transfundimus . . 

6) Edictum Papiense de duello. 971. MG. Const. I, 37 (Bóhmer-Ottenthal 
Reg. Nr. 532): Si inter aecclesias velalios ingenuos vel liberos homines, aut 


inter aecclesiam vel hominem de prediis seditio vel certamen sit, pugna 
decernatur. 


ui 
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übertragungen'!). Irgendwo hätte da doch ein benefizienrecht- 
liches Verhältnis erwähnt werden, irgendein Vorbehalt gemacht 
werden müssen, wenn eine von sonstigen Güterübertragungen 
abweichende Rechtslage hätte geschaffen werden sollen. 


Insbesondere bei den eigenen Veräußerungsgeschäften der 
Reichskirchen wird deren freiestes Eigen doch überall vorausge- 
gesetzt. Etwaige Veräußerungsbeschränkungen haben nicht den 
Sinn von Eigentumsaufhebungen und beweisen nicht etwa ein 
Obereigentum der beschränkenden Gewalten?), sondern wollen 
wie in alter Zeit nur den Kirchenbesitz sichern). 


Ins freieste Eigen werden — wie unter sonstigen Per- 
sonen nach genau denselben urkundlichen Bezeichnungen — 
Besitzungen von den Reichsbistümern und anderen Reichskirchen 
an andere Personen oder an die Herrscher selbst oder an Kirchen 
übertragen. Selbst bei Neugründungen von Bistümern durch 
Herrscher läßt sich damals noch nicht der Gedanke einer privat- 


rechtlichen oder gar lehensrechtlichen Abhängigkeit der Bischöfe 
von-den Herrschern feststellen +). | 


Selbst wenn man da aber auch — wie in der früheren Zeit — 
die Ungenauigkeit der Ausdrucksweise, das vielfache Schwanken 
der Begriffe gerade im Hinblick auf das Eigentum, in Rechnung 
stellt, kann doch in der Sache selbst gar kein Zweifel sein’). Heißt 
es z. B. in einer Urkunde, der Herrscher übergebe ein Gut aus 


1) Mon. Germ. Dipl. IV (ed. Breflau) S. 295 f. Nr. 216 (1035): nostri 
iuris predium . . (einer Abtei) in proprium tradidimus mit allem Zubehör, ea 
videlicet racione, quatenus abbas huius loci eadem potestate et utilitate, quam 
nos habuimus, deinceps libere habeat . . 


2) Wollte man aus VeráuBerungsverboten ein Obereigentum konstruieren, 
so müßte man zur unmóglichen Folgerung mehrerer voneinander gänzlich 


unabhängiger O bereigentümer des: Kirchengutes kommen (Päpste, Herrscher, 
Synoden usw.). 


3) Vgl. dieses Archiv 1925: »Kirchengutsveräußerungen« etc. 


4) Vgl. z. B. den Bericht über die Gründung von Magdeburg als Erz- 
bistum Sdimidt, UB. des Hochst. Halberstadt I, 20 ff. (968): placuit ergo 
communis voluntatis consensu inter dominum Ottonem piissimum Cesarem 
augustum et Hildvardum Alberstetensis ecclesig episcopum, ut (ein bestimmter 
Diözesanteil mit allen Zehnten und Obódienzen) de dominio et iure sug 
ecclesig in elus ius et dominium transfudit atque delegavit. Unde advicem 
recepit pro decimatione ipse Hildewardus episcopus ad partem sug ecclesie 
omnem decimationem in . . quam predictus domnus Otto (von einer Abtei) 
ex proprio legali concambio commutavit et ecclesig Magadaburgensi proprie- 
tario iure concessit. Et quia iamdictus domnus Cesar eius fundator et con- 
structor erat . . hanc commutationem conligari voluit. 

5) Cappelletti VIII, S. 189 (a. 1077): (Heinrich IV.) — Marchiam Carniolae 
de nostra regali proprietate et potestate in proprietatem atque potestatem 


praefatae Aquileien. aecclesiae et . . patriarchae . . suorumque succ. tradimus 
et perpetualiter concedimus . . 96* 
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seinem Rechte und Eigen in das der Kirche, so kann man doch 
nicht annehmen, daß dieselben Worte im ersten Teile desselben 
Satzes etwas anderes bedeuten wie im letzteren. 

Besonders stark beweisend sind da aber wieder jene Stellen, 
in denen urkundlich aller übrigen in Betracht kommenden Bene- 
fizialverhältnisse des betreffenden Falles aufs genaueste und aus- 
fährlichste Erwähnung geschieht und ihnen das Recht der Bischofs- 
kirche an ihrem Gute als proprietas mit voller Dispositionsbe- 
fugnis, einschließlich des freiesten Veräußerungsrechtes, des Eigen- 
 tümers entgegengesetzt wird!). Die Kirche sukzediert da nicht 
in die Rechte der bisherigen Benefizienträger, sondern in die 
der Krone selbst, wie es zumeist ausdrücklich betont wird. »Aus 
unserm Recht und Eigen übergeben wir der Kirche N. N. ins 
gleiche Recht und Eigentum genanntes Grundstück u. a., welches 
bisher der genannte Graf als Benefizium besessen hat.« So oder 
ganz ähnlich lauten gewöhnlich diese Stellen. 

So schenkt Konrad II. 1034 der bischóflichen Kirche von 
Freising aus dem Reichsbesitz drei bisher verlehnt gewesene Kónigs- 
hófe. In voller Deutlichkeit und Ausführlichkeit wird bei jedem 
der gegebenen Höfe das bisherige Benefizialverhältnis gegen 
weltliche Große betont und hierauf der ganze Besitz dem Hoch- 
stift aus dem kaiserlichen ins kirchliche Recht zu Eigen über- 
tragen, daß die Bischöfe in Hinkunft darüber frei schalten und 
walten können ?2). Undenkbar ist es, daß in solchem Falle auch 
auf Seiten der Kirche ein Benefizialverhältnis hätte begrün det 
werden sollen. 

Noch zwingender ist aber ein anderer Beweis. Gar nicht 
anders als mit Grundstücken verfuhr man da nämlich auch mit 
Hoheitsrechten, ja mit ganzen Grafschaften, die damals in großer 
Zahl an die Bistümer des Kaiserreichs übertragen wurden. Man 
hat da nicht etwa nach der Art der gegebenen Güter unter- 

1) Dies gilt auch gegenüber Klöstern; z. B. Dipl. Ottos II. Nr. 240 
(Mon. Germ. Dipl. Il, 270; a. 981). 

2) Mon. Germ. Dipl. IV, 288 f.: eidem presuli suaeque aecclesiae 
Frisingensi largiti sumus . . cum omni Jege hobas regales duas, quae antea . . 
ex rebus regni pro beneficio concessae sunt, et insuper hobam unam regalem.. 
quam habuit in beneficium . . marchio Adalpertus, et etlam in medio .. 
iugera XXX, quae Aribo de Ensinburc in beneficium habuit, cum omnibus eius 
appenditiis . . easque per hanc nostram imperialem paginam de nostro iure 
et dominio in eius ius et dominium transfundimus et in proprium tradidimus, 
ea videlicet ratione, ut iam dictus presul suique successores liberam dein- 
ceps potestatem habeant in usum aecclesiae (!) quicquid eis placuerit fatiendi. 
Die Schenkung omni evo permaneat. Dies sind die typischen Formeln für 


Uebereignungen von Krongut auch an laikale Empfänger und für Privatper- 
sonen ( aien) untereinander. Vgl. das im Text folgende. 
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schieden und vielleicht die spáter so genannten Regalien den 
Prälaten als Lehen gegeben, die übrigen Güter aber ins Eigen 
der Kirchen übertragen. Im Gegenteil ist die Zeit vor dem In- 
vestiturstreit geradezu dadurch charakterisiert, daß jegliche Unter- 
scheidung in dieser Hinsicht fehlte. Auch nach der anderen 
Richtung hin — nach der Seite der spáter gleichfalls heraus- 
gehobenen Spiritualien — gab es einen solchen Unterschied nicht. ' 

Nach ebendenselben Formeln, wie sie für die Übereignungen 
von Grundbesitz an Laien oder an Kirchen zur Anwendung kamen, 
wurden auch ganze Grafschaften und andere Teile der öffent- 
lichen, staatlichen Gewalt an höhere Kirchen übertragen"). Der 
Zeit selbst war eben ein Unterschied zwischen óffentlichem oder 
Privatrecht, ebenso wie der zwischen Produktiv- und Kosum- 
gütern u. áhnl, vollkommen fremd. 

Ins freieste Eigen der Kirchen werden daher auch diese 
Bestandteile der Staatsgewalt den Kirchen überwiesen. Nach ge- 
nau demselben Rechte, wie sie der Herrscher besessen, sollte 
sie die Kirche besitzen, wie in aller Regel in größter Deutlichkeit 
geäußert wird. 

Ist aber nicht einmal da, bei dieser spezifisch weltlichen 
Gütergruppe, ein Benefizienverhältnis zwischen Krone und Kirchen, 
vielmehr das gerade Gegenteil ohne jeden Zweifel festzustellen, 
so erledigt sich die Frage umsoleichter hinsichtlich der gewóhn- 
lichen Güter, die gleichsam diese besondere Reichsqualität über- 
haupt nicht besitzen., 

Ja, es läßt sich da sogar aufs genaueste beobachten, daß 
selbst dort, wo Grafschaften und ähnliche Größen bisher als 
Benefizienbesitz weltlichen Fürsten vergabt waren, bei deren 
Übertragung an Kirchen auf Grund der Privilegien der sächsischen 
und salischen Kaiser das bisherige Benefizialgut und Verhältnis 
ausdrücklich in Eigen umgewandelt «vurde?). Es kann da doch 


1) Z. B. Konrad Il. für das Hochstift Paderborn Dipl. Nr. 178 (1032 d 
Mon. Germ. Uik. IV, S. 237 f.: (Dem Bischofe und der Kirche von Paderborn 
omnem potestatem comitatus, quam H. comes (in 3 Gauen) habet, cum omni 
wre ad eundem comitatum iuste ac legaliter pertinente et omnia predia in 
eisdem pagis ad nostras manus hactenus habita et postmodum acquirenda 
(mit allem Zubehör) in proprium donavimus atque largiti sumus, omnium 
hominum contradictione remota . . 


2) Z. B. oben S. 32 Anm. 1 Konrads II. Verleihungen für Trient. Oder 
vgl. bes. Dipl. Ottos III. Nr. 175 oder Konrads II Nr. 153 (1030) Mon. Germ. 
Di l.IV, 205: tale regimen ac districtionem placiti et banni . . omne ius et 
utilitatem, guam Amizo comes quondam in beneficio tenuit, in teloneo, 
Mercato, aedificiis etc. ea videlicet ratione ut iam dictae aecclesiae episcopus . . 
Sulque successores prefatum regimen et districtionem placiti et banni nostri, 
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nicht dem geringsten Zweifel ‚unterliegen, daß ein bewußter 
Gegensatz zwischen Lehen und Eigen betont werden sollte und 
das Eigen dabei auf die Seite der Kirche fiel. Wohl aber findet 
sich wieder das Recht hervorgehoben, daß der Bischof seinerseits 
diese Größen verlehnen dürfe — wie ein Eigentümer !). 

Nach oben und unten, in die Vergangenheit und Zukunft, 
werden also da Benefizialverhältnisse erwähnt. Und inbezug auf 
die Hauptsache, das aktuelle; durch die Schenkung begründete 
Verhältnis sollte man den maßgebenden Ausdruck, die Festlegung 
des in Betracht kommenden Verhältnisses sfefs verabsäumt haben? 
Dies ist doch allzu unwahrscheinlich. 

Wenn es aber einmal heit?) der Kaiser (Konrad II.) ver- 
leihe einer Bischofskirche (Parma) die dortige Grafschaft?) und 
hierauf bei Strafe jedermann untersagt wird, den Bischof hin- 
sichtlich des verliehenen Benefiziums, nämlich der Grafschaft, 
zu belästigen, im Besitze zu stören, von ihm Abgaben einzu- 
fordern u. dgl. +), so bedeutet auch dieses beneficium nur » Wohl- 
tat«, »Begünstigung« im allgemeinen, untechnischen Sinne — 
wie sich aus dem ganzen Zusammenhange, den übrigen der- 
artigen Fällen‘) und den sonstigen in derselben Urkunde ver- 
wendeten Ausdrücken, namentlich aber auch aus der Arenga des 
Diploms ergibt, wo eine gleiche Wendung hinsichtlich der kaiser- 
lichen Stellung selbst vorkommt 9). 

Finden sich ferner in der deutschen Kaiserzeit gleichsfalls 
Quellenäußerungen über analoge Behandlung des Reichsgutes 


prout regia et imperialis potestas legaliter donare atque confirmare potest, 
sub suo et aecclesiae iure absque omni inquietudine et alicuius personae 
contradictione perpetualiter teneant atque firmiter possideant. 


1) Trouillat, Monuments I, 175, (1041): (Heinrich IlI. gibt den Bischöfen 
von Basel eine Grafschaft) — liberam de eodem comitatu habeant potestatem 
tenendi, inbeneficiandi vel quicquid . . placuerit, inde faciendi . . 


2) Mon. Germ. Dipl. IV, S. 194 Nr. 143 (1029). Ähnlich Nr. 226 (1036). 
3) Conferimus et perpetua donatione largimur sancte Parmensi ecclesie . - 
totum ' comitatum Parmensem tam infra urbem quam extra per circuitum 
secundum priscos fines illius . . nach dem Aussterben des Grafengeschleclites. 


4) Si quis igitur, quod absit, archiepiscopus episcopus dux marchio 
comes vicecomes vel cuiuslibet ordinis aut officii quispiam prenominatam 
ecclesiam de collato sibi a nobis benefitio, videlicet predicto comitatu tam 
infra urbem quam extra . . inquietare, molestare, fodrum aut herbergias 
aliquas inde preter episcopum qui pro tempore fuerit ibi exigere presumat, 
auri libras mille se compositurum noverit . . In Nr. 226 (S. 307) lautet die 
betreffende Stelle: de predicto benefitio integre ef prorsus collato . . 

5) Vgl. unten. 


6) Quia omnipotentis Dei munificentía augustalis maiestatis solio presi- 
demus, ex collato nobis caelitus benefitio Deum eiusque sacraria honorare 
prompta voluntate debemus. 
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mit dem Reichskirchengute !), so folgt auch daraus nicht ein Ober- 
eigentum des Reichs und eine benefizienrechtliche Stellung der 
Prälaturen. 

Ebensowenig beweisen für ein Lehensverhältnis andere 
Stellen. Nicht in Betracht kommt da z. B. natürlich auch, daß 
die Bischöfe den König ihren Herrn, dominus?) senior?), 
dieser jene seine Getreuen oder ähnlich nennt. Denn das kommt 
allen Untertanen, nicht nur den Lehénsmannen gegenüber vor. 

Ebensowenig beweist die Ernennung und Investitur von 
Bischöfen durch die Herrscher?) ein Lehensband. Weder hin- 
sichtlich einzelner übertragener Güter noch in Ansehung des ganzen 
Amtes samt Zubehör. Dies ist einfach die Besitzeinweisung, die 
auch zu Eigen erfolgen konnte*). Dies gilt natürlich auch für die Inve- 
stitur von Geistlichen oder Kirchen seitens anderer Herren®). Ja, 
gelegentlich wird sogar das Investitur-Symbol mitübertragen. So 
restituiert und bestätigt Kaiser Konrad II. 1029 dem Kloster Ober- 
münster einen säkularisierten Hof, mit dem Stabe die Investitur 
vornehmend. Zur Bekräftigung überläßt er dem Kloster auch 
diesen Stab selbst"). 

Auch die Ausübung anderer Herrscherrechte gegen Kirchen, 
so Veräußerungsbeschränkungen oder Bestátigungen*) u. dgl., be- 
weisen nicht ein Reichseigentum und damit allenfalls ein Bene- 
fizienverhältnis. 

Schwierigkeiten macht nur ein anderer Punkt. Seit dem 
11. Jahrhundert kam es in großer Zahl zur Veräußerung zahlreicher 
früherer Reichskirchen vom Reiche. Trotz aller Unveräußerlich- 
keitsprivilegien | hat man zunächst — seit Heinrich II. — nicht nur 


1) So im Lehens ee Konrads Il. von os Vu die Aftervasallen der 
Grafen, Bischöfe usw. Germ. IV, S. 336 f. Nr. 2 

B. des Hochst. Halberstadt I, 17 65): ^ Bischof Bernhard sagt) 
dominus meus Otto imperator augustus . . 

3) UB. Halb. I, 18 (965). Für Italien z. B. Codex Langobardicus 734 

(908) : Bergamo. 

eber Italien bes. Arnulfi Gesta archiep. Mediolan. III, 21 Migne 
147, S. m auch I c. 18 S. 295. Vgl. auch Maximilian Pfenninger, ie 
kirchliche Politik Kaiser Konrads Il. (Halle, 1880) S. 22 f. 

5) Z. B. Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgesch. Italiens, IV, 
70 f. Nr. 48 (1022; H. 1247): (für Monte Amiata) — a proprium investiverunt 
a pars Duns monasterii s. Salvatori .. Aehnlich Nr. 4s S. 43 (981; H. 1029) 
für S. Sisto. 

6) Vgl. jedoch auch nächsten $ 13. 

7) Dipl. IV, S. 188: baculo quoque nostro eiusdem imperialis nostrae 
concessionis investituram eidem monasterio contulimus, baculum quoque ipsum 
in soumoun erpetuum ibidem reliquimus. 

8) B. UB des Hochst. Halberstadt 1, 69 (1073): regie dignitatis est, 
ut, quod o liberalitas huic nostro fideli donavit, vestra auctoritate miseri- 
corditer confirmetur. 
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zahlreiche Abteien, sondern auch — vereinzelt wenigstens — Bis- 
tümer mediatisiert, frühere Reichskirchen namentlich als unter- 
gebene Anstalten an andere Reichskirchen übertragen; u. zw. samt 
allen Herrenrechten, namentlich dem auf Investitur des Prälaten 
und auf Bezug der Servitien, die vordem der Herrscher erhalten 
hatte. 

So überträgt, um hier nur einen hierhergehörigen Fall eines 
Bistums etwas näher anzuführen, Kaiser Heinrich IV. im Jahre 1081 
das Bistum Parenzo in Istrien an das Patriarchat Aquileja t). In der 
Arenga wird dies als frommes Werk begründet?). Der Patriarch 
hatte gebeten, daß ihn der Kaiser »aus Liebe zu Gott und für 
seine treuen Dienste« beschenke?). Der Kaiser willfahrt der Bitte 
und macht dem Patriachat »zum Heile seiner Seele und seiner 
Vorfahren« das Bistum Parenzo mit allem Zubehór zum Geschenk, 
und zwar, wie ausdrücklich betont wird, aus kóniglicher Macht- 
vollkommenheit, ins Eigen der Patriachalkirche*). Der jeweilige 
Patriarch bezieht die bisherigen Reichsleistungen der Kirche von 
Parenzo 5) und hat die Investitur der Bischöfe 9). 

Allein, wenn auch in solchen Fällen eine Ausübungshandlung 
des Eigentums und ein solches selbst") unzweifelhaft gegeben 
erscheint, so kann dies — wie bei den ganzen Säkularisationsvor- 
gängen — entweder auf eine Verletzung des Rechtszustandes oder 
auf lokale konkrete Verhältnisse und daher auf besondere Gründe 


1) Stumpf, Acta Nr. 75 S. 781. (Stumpf, Regesten Nr. 2838). 

2) Si loca venerabilia .. nostre largitatis munificentia .. sublimaverimus 
et ad nostri nominis regnique honorem et ad eterne retributionis incrementum 
id spectare non dubitamus. f 

3) Quatenus nos pro amore divino et pro eius famulatu devotissimo 
Aquilegensem ecclesiam, cui ipse presidet, aliquo nostre largitatis muneie 
ditaremus et veneraremus . . 

S. 79: prefate ecclesig . . necnon predicto patriarche et successoribus 
suis pro anime nostre remedio nostrorumque parentum, Parentinum episcopatum 
in provincia Istria situm, cum omnibus suis appendiciis nostra regia auctoritate 
attribuimus, attribuendo in proprium donamus et in perpetuum transfundimus. 

9) Ita quidem ut predictus patriarcha suique successores quicquid ad 
nostri iuris opus pertinebat ipsi presideant et teneant. Statuimus etiam nostra 
auctoritate, ut episcopus eiusdem Parentine civitatis et clerus et populus per 
totum episcopatum servicium nobis debitum Aquilegensi patriarche impendant . . 

6) Et quando episcopus eiusdem loci nature debitum persolverit, iam 
dictus patriarcha nostro iure, nostro more, nostra lege alium in locum eius 
eligendo pastorali virga et episcopali anulo investiat, investiendo intronizet, 
intronizatum more solito ordinet. Auch bei den an Bistümer übertragenen 
Reichsklöstern gingen die bisherigen Reichsleistungen nach der Uebertragung 
an die Bistümer über. Vgl. Hartung, Territorialpolitik S. 19 ff. 

7) Diese Mediatbistümer erscheinen dann als Pertinenzen der betreffenden 
(übergeordneten) Kirchen und unter deren übrigen Besitzungen wie andere 
geistliche (Abteien, Kirchen) oder weltliche Güter aufgezählt. Z. B. Stumpf 
AL. E unter dea Besitzungen von Aquileia — episcopatus Concordiensis, 

eien u. a. 
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im Einzelfalle zurückgeführt werden. Davon kann hier nicht des 
näheren die Rede sein. Hervorgehoben muß nur werden, daß 
selbst bei Abteien diese Mediatisierungen stets unter heftigstem 
Widerspruche erfolgten und alles andere waren als die geordnete 
Ausübung eines Rechtes!),, Sie kamen den Säkularisationsvor- 
gängen am nächsten und waren auch stets mit gewaltigen Güter- 
verlusten für die betroffenen Anstalten verbunden. Heftig war na- 
türlich auch der Widerstand der Bistümer gegen solche Unter- 
werfungen unter andere, wenn auch geistliche Herren ?). 


Wie dem aber auch sei, aus einem gelegentlichen Eigentum 
des Reiches folgt .noch nicht ein Benefizialverhälnis zwischen 
Krone und Bistum oder Abtei — also selbst in solchen Fällen 
nicht. Ebensowenig zwischen den Herren solcher Mediatkirchen 
und deren Bischöfen oder Äbten. 


e Werden jedoch einer Kirche in Besitzbestätigungsurkunden, 
wie dies in den italienischen Diplomen gelegentlich vorkommt, 
neben den Grundstücken ihre Benefizien bestätigt, so sind dies, 
wie sich klar aus den betreffenden Stücken selbst ergibt, nicht 
die Kirchengüter in ihrer benefizienrechtlichen Stellung zum 
Herrscher, auch nicht etwa die Kirchen dieser Anstalten, sondern 
nur »Begünstigungen« im allgemeinen. Dem Kloster Sarı Sepolcro 
in Noceati bestätigen mehrere Herrscherdiplome ?) den Besitz, 


1) Vgl. den geradezu dramatischen Streit, dea das Kloster Pfäfers um 
seine Unabhängigkeit mit den Bischöfen von Basel führte; besonders Trouillat, 
Monuments III, 658 ff. (1114). Es wird die Freiheit und Unveräußerlichkeit 
des Klosters betont. Der Papst entscheidet: Et quia regum et imperatorum 
praeceptis statutum est, ut abbatia illius monasterii Fabariensis libera sit, nec 
alicui regum vel imperatorum liceat eam vel res eius alienare: quam ob 
rem nostro et fratum nostrorum iudicio diffinitum est, ut abbatia in sua 
permaneat libertate. Quare quae per te (Bischof) illis ablata sunt restituenda 
praecipimus. Ein königliches Recht wird hier mit der Begründung geleugnet, 
daß das Kloster anderen Gründern seinen Ursprung verdanke. Sicut enim 
tunc (in der Verhandlung) vel ex monachorum relatione vel ex praeceptorum 
regalium testificatione comperimus, constat monasterium ipsum non a regibus 
vel imperatoribus, sed ab aliis fidelibus viris fundatum nec donorum regalium 
magnifcentia, sed aliorum fidelium oblatione ditatum. Und in den kóniglichen 
Präzepten sei zu lesen, daß das Kloster weder in beneficium noch in pro- 
prietatem gegeben werden dürfe. — — nulli mortalium licere liberam causam 
a suae libertatis statu alienare . . Nicht inbezug auf Echtheit oder Fälschung 
Sind diese Stücke für uns hier von Belang, sondern nur in Ansehung der 
darin ausgedrückten Rechtsanschauungen. Vgl. Franzif, Der deutsche Epi- 
Skopat II, 39. Auch Braun, Gesch. der B. v. Augsburg I, S. 368. 


2) Über den Kampf des Bistums Lodi gegen das Erzstift Mailand, dem 
jenes Bistum unterstellt wurde. vgl. Leo, Gesch. Italiens I, S. 369. Ausge- 
dehnten Besitz auch an Bistümern hatte das Erzstift Ravenna; namentlich 
Ughelli Yl, 362 f. (1063): Heinrich III. bestätigt den Besitz, u. a. episcopatus, 
monasteria etc. 


| 3) Heinrich II. Nr. 469; Konrad II. Nr. 97 (1027). 
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darunter auch Klöster und Kirchen mit allem Zubehör’). Endlich 
auch alle Grundstücke und alle Benefizien, die irgendwo (zu 
Wasser und zu Lande) vom Papste oder irgend einer anderen 
Person verliehen worden sind?). Benefizien bedeutet hier ein- 
fach Begünstigungen, wie in ähnlichen Zusammenhängen oft’). 

Es ist auch sonst stets nur von Benefizien im ungenauen 
Sinne des Wortes die Rede, wenn die Bischofsgüter gelegentlich 
als beneficia bezeichnet werden®). Es sind darunter Begünstig- 
ungen, Gnadenverleihungen i. allg. verstanden. 

Natürlich kam es aber vor und läßt sich in vielen Fällen 
leicht erweisen, daß die Bischöfe von den Herrschern — ebenso 
wie von anderen Personen — wahre Benefizien empfingen. Aber 
gerade dabei isi es ganz klar und eindeutig festzustellen, daß es 
sich eben nicht um das reguläre. Bischofsgut gehandelt hat, 
sondern um Vergabungen daneben und besonderer Art, um ad 
personam und daher meist auch auf Lebenszeit des Prälaten vor- 
genommene Verleihungen. Überdies klingt bei solchen »Bene- 
fizien« wohl auch noch die ungenauere, allgemeinere Bedeutung 
dieses Wortes mit. 

So empfing Bischof Bernhard von Halberstadt von Kaiser 
Otto I. einen Hof samt Kirche und anderem Zubehör auf Lebens- 
zeit5). Zum Danke dafür übertrug der Bischof — aber gleich- 
falls nur für die Zeit seines Lebens — mehrere Zehnten an das 
St. Moritzkloster zu Magdeburg), also an Ottos Stiftung, die 


1) Dipl. IV, S. 139: ecclesiam et monasterium b. Apollinaris sitam 
Cereto et ecclesiam sancti Cervonil et s. Jacobi et ecclesiam sancti Rufini 
cum omnibus ad eas pertinentibus (Aufzählung alles Zubehörs, jedoch ohne 
Benefizien). 

2) Statuentes praeterea confirmamus eidem monasterio et prefato abbati 
suisque successoribus imperpetuum omnia predia vel beneficia, quecunque 
in terris vel aquis ei collata sunt vel a sancta sede Romana seu ab aliqua 
ecclesia vel ung christiano fideli legalis scriptionis munimine aut per- 
sonali investitione. Vgl. S. 81. 

Vgl. z. B. noch Schiaparelli S. 337 (920) Nr. 130: (Berengar I für 
Parma) — predecessorum nostr. regum vid. ac imperatorum, quibus . . Mariae 
basilicae, quae ipsius Parmensis episcopi caput est, inter cetera donaria multi- 
pliciaque beneficia ab ipsis ibidem collata corroboraverant universas res quo- 
cumque modo eidem venerabili loco ab . .. fidelibus collatas . . Vgl. oben 
S. 378 mit Anm. 4. 

4) Z. B. Konrad Il. 1037 für Brescia (Mon. Germ. Dipl. IV, 342): nulla- 
que nostri regni magna parvaque persona superius nominatam sanctam 
Brixianam ecclesiam de supra dictis benefitiis, que concessimus vel utrisque 
fluminum ripis divestire . . . presumat 

5) UB. Hochst. Halberstadt |, 
concessit. 

6) Ego vero ob tante remunerationem largitionis omnem decimationem 
trium villarum . . Magadaburgensi monasterio cuin omni sua utilitate in id 
ipsum temporis reconcessi, ea videlicet ratione, ut Halverstedensis ecclesia . . 


17 f: ad tempus vitg meg habendam 
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iesem besonders am Herzen lag. Damit diese gegenseitige 
Benefizienbestellung« in Zukunft sicherer beobachtet und im 
jedächtnis behalten werde'), ließ sie der Bischof mit Willen 
eines Seniors, des Kaisers, beurkunden und die Urkunde auf 
lem Altare hinterlegen. 

Auch sonst hatten einzelne Prälaten Güter persönlich vom 
lerrscher zu Lehen, wie auch der umgekehrte Fall eintritt, daß 
lie Herrscher von Kirchen Güter als Benefizien erhielten ?). 

Insbesondere kam es auch vor, daß Prälaten die eingezogenen 
Jüter anderer Kirchen als Benefiz erhielten. Schon unter den 
Ittonen wurden — im Zuge ihrer Politik, die namentlich später, 
eit Heinrich IL, stárker hervortritt — namentlich Bischófe auf 
Kosten der Besitzungen von Abteien gestärkt und mit Benefizien 
ausgestattet?) — zuerst auf Lebenszeit, später dann dauernd. 

Es kam aber auch vor, daß der Bischof einer Bischofskirche 
aus den Gütern einer anderen unmittelbar ein Benefiz erhielt). 
Überhaupt stehen ja auch die Prälaten (wie die übrigen Geist- 
lichen) inmitten der gebräuchlichen Vermögenstransaklionen ihrer 
Zeit, daher auch in den Benefizialgeschäften. 


in predictarum decimis villarum suarumque marcharum post obitum meum .. 
proprium usumfructum recipiat etc. 

1) Et ut haec mutua beneficii concessio apud posteros cautius obser- 
vetur etc. 

2) Dipl. Ottos Il. Nr. 258, 981 (Mon. Germ. Dipl. II, S. 300) für Magde- 
burg: Kaiser Otto I. quaedam sui iuris praedia . . eidem ecclesie . . in per- 
petuum proprietatis usum concesserat et qugdam loca supradictorum inibi 
morandi gratia sibimet pro benefitio retinuerat . . überläßt alles der Kirche. 
Für die Karolingerzeit wurde das schon andernorts mitgeteilt. Auch im 11. Jh. 
und später gibt es noch viele derartige Fälle. Natürlich waren dies Lehen 
ohne homagium. Für Frankreich vgl. schon Marca, Concordia I, 210. 

3) Dipl. Ottos II. Nr. 57 (973) für St. Maximin: reddimus coenobitis 
sancti Maximini — ausgedehnte Güter in drei Gralschaíten, scilicet totum, 
quod haetenus Ruopertus Magonciacensis archiepiscopus in beneficio tenere 
videbatur vel milites eius, ut monachorum . . quies his nostrae donationis 
sublevata beneficiis (hier das Wort »Wohltat«) instantius . . Dei misericordiam 
lugiter exoret etc. 

4) Aus diesen interessanten Fällen greife ich etwa folgendes Beispiel 
heraus: Ried, Cod Dipl. I, 140 f. (c. 1024): Bischof Gebhard von Regensburg 
gibt aus seinem Erbgut (hereditas) ein Grundstück an die Kirche von Freising, 
u. Zw. an das Domkapitel. Er empfängt dieses Gut und anderes Kapitels- 
gut auf Lebenszeit zurück. Um den Besitz der Freisinger Kirche jedoch zu 
Sichern, übergibt er das ganze Gut sofort in die Gewere und Vogtei. der 
Freisinger Kirche. Hierauf empfing er es als Benefiz vom Freisinger Bischof 
zurück. war wohl auch der Unterschied zwischen lebenslänglichem Eigen 
und Benetiz.) — antistes Gebehardus divino compunctus amore et ne aliquis 
locus inimicorum pateret insidiis, die eodem omnem hanc, quae supra con- 
tinetur, traditionem sponte remisit et vestituram dati et accepti pro episcopo 
Egilberto contradidit in tantum, ut proprio advocato suo excluso, quemcumque 
episcopus ex suis vellet, super easdem res advocatum constitueret, quod et 

ctum est. Nam ad ultimum Gebehardus episcopus res supradictas ab epi- - 
 Wopo sedis Frisingensis Egilberto in beneficium accepit. 
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Das Gesamtergebnis kann daher nicht zweifelhaft sein. Die 
Reichsprälaten jener Zeit standen in keinem Benefizialverhältnis 
zu den Herrschern. Dies gilt jedoch nur für die Länder des 
Imperiums. In Frankreich, wo die Stellung des Königs der der 
lokalen Seigneurs viel ähnlicher war und bei diesen die lehens- 
rechtliche Abhängigkeit ihrer untergebenen Kirchen mit der aller 
anderen Einrichtungen ihres Gebietes stärker betont war, gilt 
ähnliches auch für die wenigen reichsunmittelbaren Kirchen. 

Nur die überhaupt keinem weltlichen Herrn untergebenen 
Kirchen, hauptsáchlich sg. abbatiae liberae kluniazensischer oder 
verwandter Richtung oder päpstliche Schutzklöster, standen auch 
dort nicht im Benefizialverhältnis. Auch die in den Ländern des 
Imperiums gelegenen natürlich nicht. Nur eine Schutzabgabe 
wurde da, gewissermafen als Anerkennungszins, geleistet. Auch 
von unmittelbar päpstlichen Bistümern, z. B. von Bamberg, nach 
dessen Übertragung an Rom 1020 durch Heinrich II.'), wurde 
dem Papste alljährlich ein aufgezäumtes weißes Roß als Abgabe 
enirichtet?). — | | 

In England war das Lehensverhältnis der Reichsprälaturen 
im 12. Jh. unbestritten). In Frankreich aber gab es, wie gesagt, 
im wesentlichen nur Mediatkirchen. Davon soll jetzt die Rede 
sein. 


$ 13. Prälaturen untergebener Kirchen. 


. Auch die unter niedrigeren Herren als dem Herrscher — 
sei es geistlichen oder weltlichen Senioren — stehenden Klöster 
und Kollegiatstifter wurden seit der Karolingerzeit vielfach in den 
verschiedenen Formen der Benefizialleihe ausgetan. Vor allem 
ist dies hinsichtlich der bischóflichen, d. h. der den Bistümern 
temporell unterstehenden, derartigen Anstalten in großem Maße 
zu beobachten ($ 8). 

Und auch hier ging man dazu über, gelegentlich schon im 
9. Jahrhundert, nicht nur die Kirchherrschaft, das Herrenrecht an 


1) Mon. Germ. Constitutiones (ed. Weiland) l, 66 Nr. 33a 3: sub tuitione 
b. Petri et vestra vestrorumque successorum pretaxatum episcopatum Baben- 
berguensem offerimus. 


2) Unde sub pensione equum unum album faleratum ex eiusdem loci 
episcopo vos annualiter suscepturos sancimus. — Ueber die Gründung Bambergs 
a. a. O. S. 59 (1007) und Jaffe-Wattenbach Nr. 3954. Vgl. Nr. 4030 (1020). 

3) Z. B. Conc. Clarend. c. 12 Mansi XXI, 1189 f. (1164): Cum vacaverit 
archiepiscopatus vel episcopatus vel abbatia vel prioratus, in dominio regis 
esse debet etc. (Regalienrecht) faciet electus homagium et fidelitalem regi 
sicut ligio domino suo . . priusquam consecretur. 
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ler Anstalt, in Benefizienform auf einen andern zu übertragen, also 
ine Kloster- oder Stiftsherrschaft an Kleriker oder Laien im Wege 
veltlicher Benefiziengeschäfte weiterzuverleihen (oben S 8), sondern 
uch die Prälatenstelle selbst in Benefizienform zu vergeben. 
\uch da gingen ja Herrenrecht und Prälatur schließlich in- 
inander über, wie wir dies hinsichtlich der Reichskirchen er- 
vähnten, die ja selbst zum großen Teile zu Mediatkirchen wurden. 

In stárkerem Maße ist dies seit dem Ausgange der karo- 
ingischen Periode der Fall, u. zw. hauptsächlich in Frankreich, 
vo diese Einrichtungen seit dem 10. Jahrhundert weiterausge- 
reitet und stärker in feudalem Sinne durchgebildet wurden. In 
liesem Lande gewann ja auch das Mediatbistum mehr an Boden 
ind blieb durch Jahrhunderte bestehen. Hier gilt daher der bene- 
izienrechtliche Charakter auch hinsichtlich der bischöflichen 
Ämter selbst. 

Daß zunächst ein Eigentum des Bistumsherren an dem Bis- 
ume und dessen ganzem Gute bestand, ist für Frankreich und 
die spanischen Grenzländer klar zu erweisen. Nach freiestem Er- 
messen der Herren, ins freieste Eigentum der Bedachten werden 
Bischofssitze mit allem Zubehör vertauscht, verkauft, verschenkt, 
als Lehen ') oder Dos bestellt?), testamentarisch vermacht?) usw. 
Die Ausdrucksweise läßt da, wie gesagt, nicht den geringsten 
Zweifel. Und gerade hier, in diesen stark romanischen Ländern, 
wo, vor allem im spanischen Grenzgebiete, der römische grund- 
herrschaftliche Gedanke stets sehr mächtig war, stützt man dieses 
Eigentum an Kirchen auch ausdrücklich auf das römische Recht 4). 


1) Vgl. oben S. 108 mit Anm. 2. 

~ 2) Z. B. Petrus de Marca, Marca Hispanica 1109 f. (a. 1056): Ego 
Ramundus gratia Dei comes Barchinonensis et marchio donator sum tibi 
Almodi comitissae .. Dono tibi .. comitatum Gerundensem . . Dono etiam 
libi epizcopatum sanctae Mariae sedis Gerundae cum omnibus suis pertinentiis 
et cum abbatiis quae ad praedictum comitatum vel episcopatum pertinent Eic. 

ono atque concedo haec omnia tibi praedictae Almodi ad tuum plenissimum 
proprium et firmissimum alodium et de meo jure in tuum trado dominium 
et potestatem . . Oder a. a. O. 479 (1107): Comes Barcinonensis filiam suam . . 
dedit in matrimonium Bernardo comiti Bisuldunensi, dotis vero nomine comitatum 
et episcopatum Ausonensem. 

3) Gallia Christiana VI b 20f. Nr. 21 (1018): Testament des Grafen 
Roger von Carcassone. Et Bernardo filio meo . . dono ipsum comitatum de 
-Osoragno cum ipso episcopatu, et cum ipsa medietate de Volvestieso, et 
ipso castello Fuxo . . Dono ad Bernardo filio meo, et ipsos alodes. quae ego 
ibi habeo, exceptas ipsas abbadias, et ipsas ecclesias, quae ego dono ad tilio 
Petrone, et exceptos illos alodes, quae ego dono ad Domino Deo, et sanctis 
suis propter remedium animae meae... 

4) Vaissete Il b 338 f. (1095): Hic est titulus dotis et donationis quod 
donat vir nobilissimus . . Bertrandus dilectae sponsae vel uxori suae . . dono 
bi in tuo sponsalitio et dotatione, civitatem Ruthenis cum comitatu et epi- 
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Es sind Rómer (Romanen) und nicht etwa Germanen, die in 


erster Linie solche Geschäfte abschließen und sich dabei häufig | 


genug ausdrücklich .auf ihr persönliches (Stammes-)Recht berufen. 
War doch stets der römische Eigentumsgedanke viel stärker, so- 
zusagen schroffer und schrankenloser entwickelt als der ger- 
manische. Und fanden wir ja auch innerhalb des Imperiums 
solche Verhältnisse in erster Linie in den romanischen Ländem, 
vor allem in Italien'), während in Deutschland selbst wenigstens 


die Bischofskirchen und viele Abteien selbständig blieben. Am 


"stärksten ausgebildet waren aber die Mediatverhältnisse, im Sinne 
eines Eigentums auch an Bistümern, doch im südlichen Frank- 


reich und noch mehr in Spanien — den Ländern, wo sich der 


deutsche Einfluß am wenigsten oder gar nicht bemerkbar machte, 
die diesem am weitesten entrückt waren. 
In ganz unzweideutiger Weise tritt das Eigentum der Kirch- 


herren über die Bistümer und deren Güter überall hervor?). In 


scopio, sicut lex mea Romana est. Insuper dono tibi in dotalitio Vivarium 
civitatem cum comitatu et episcopio, et civitatem Avinionensem cum comitatu 
et episcopio, et civitatem Dignam cum comitatu et episcopio sicut lex mea 
Romana est. Einmal wird neben dem rómischen auch das germanische Recht 
genannt, doch jenes vorangest: lit. G. Christ. I. Instr. S. 4 N. VIII (1031—60): 
Multum declarat auctoritas et lex Romanorum et Gotorum sive Salicorum, ut 
unusquisque homo de propriis rebus suis dare . . . licentiam habeat . . Qua- 
propter ego . . Pontius, dono tibi dilectae sponsae meae Majorae, episcopatum 
Albiensem, et civitatem et moneta et... et ecclesia S. Saturnini quae vocatur 
fiscus . . et medietatem de episcopatu de Nemauso, et meo drictu de Ami- 
glavo, et medietate de abatia S. Egidii, etc. Auch in Italien berufen sich 
Prälaten wie Laien bei ihren gegenseitigen Vermógenstransaktionen sehr oft 
auf ihr rómisches Recht. Z. B. Monumenta Historiae Patriae I, 699 (1092): 
(Abt von S. Gennaro di Lucedio) — Ego Anselmus abbas de intrascripto 
monasterio sancti Januarii, qui profesus (! sum ex nacione lege vivere Ro- 
mana, presens presentibus dixi promitto atque expondeo me ego qui supra 
Anselmus abbas una cum meis monachis seu pro meis successoribus — ge- 
wührt einem Markgrafen namens des Klosters gewisse Begünstigungen. Ebenso 
kommt im päpstlichen Gericht bei Erledigung derartiger Fragen römisches 
Recht zur Anwendung; z. B. Fiker, Forschungen IV, 91 Nr. 67 (1060; 
H. 1409) für Farfa. 

1) Ughelli V, 758 (1046): Bischof K. von Parma gründet ein Kloster 
auf seinem Eigen (bei Verona), übertrágt ihm Besitzungen und schenkt es 
mit diesen an das Bistum Verona. Ausdrücklich beruft er sich aufs römische 
Recht, nach dem er lebe. Verbietet die Verlehnung usw. 

2) Petrus de Marca, Marca Hispanica 1106 f. (1056): Ego Ermesindis, 
filia quae fui Adaleyzis comitissae, venditiix et evacuatrix et definitrix sum 
vobis domino Raimundo gratia Dei comiti ac marchioni et domnae Almodi 
nutu Dei comitissae. Notissimum atque manifestum est omnibus hominibus 
veritatem rei infra scientibus quia comitatus Gerundensis et episcopatus 
Gerundensis cum omnibus eorum terminis, finibus et pertinentiis, et comitatus 
Barchinonensis et episcopatus Barchinonensis cum eorum terminis, finibus et 
pertinentiis omnibus, et comitatus Ausonensis et Minorisensis et episcopatus 
Ausonensis cum eorum terminis, finibus et pertinentiis omnibus fuerunt pro- 
pria avi tui domni Raimundi comitis viri mei, qui dimisit mihi moriens prae- 
dictos comitatus et episcopatus per scripturam testamenti vivolario (v. Du 
Cange) tenore donec viverem. 
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reiester Verfügungsgewalt des Eigentümers verfügen die Herren 
n privaten Rechtsgeschäften aller Art darüber wie über alle 
ibrigen Teile ihres Eigens und Erbes). | : 

Ebenso klar ist aber auch, daß dort das innere Verhältnis 
zwischen dem Bistumsherrn und seinem Bischofe, wenigstens in 
vielen Fällen, ein Benefizialverhältnis, und zwar ein reines 
Lehensverhältnis i. e. S. geworden war. Der Bischof war ein 
Vasall des Herrn — oder dessen, dem dieser die Herrschaft 
übertrug, der Episkopat (das Bistum und dessen Gut) war ein 
feudum (fevum) und stand inmitten anderer Lehen?). Es zeigt 
sich da nicht der geringste Unterschied in der feudalen Rechts- 
stellung zwischen den Bischöfen und anderen Mannen der großen 
Vasallen, etwa den Vizegrafen ?). 

Nur ausnahmsweise wurde solchen Lehensbischöfen der Va- 
salleneid erlassen. Und gerade bei solchen Ausnahmen wird die 
sonstige Regel betont und tritt sogar besonders markant hervor. 
Nur ein Beispiel sei hier ausführlicher genannt. Im Jahre 1069 
gibt der Graf von Cerdagne urkundlich bekannt‘), daß es be- 


1) Igitur ego praedicta Ermessindis, quia scio et recognosco et con- 
liteor quoniam praedictae res propriae fuerunt avi tui domni Raimundi prae- 
dicti, et propinquitate paterna et aviali ac linea consanguineali, sicut inscribitur 
Superiori, magis debentur tibi praedicto Raimundo comiti eiusdem Raimundi 
nepoti quam mihi, propterea vendo et definio et evacuo vobis praedictis 
domno Raimundo comiti et domnae Almodi comitissae praedictos comitatus 
et episcopatus cum omnibus eorum terminis, finibus, et pertinentiis, id est, 
vendo vobis praediclum comitatum Gerundensem et episcopatum sanctae 
Mariae sedis Gerundae cum eorum omnibus terminis, linibus, et pertinentiis . . 
Folgen genauere Beschreibungen. Oder vgl. 1132 (1067): Verkauf des Bis- 
tums Carcassone mit allem Zubehör. Ebenso Vaissete Il b 257. Über Avignon 
vgl. Vaissete V b 738 Nr. 389. Auch Kiener, VG. der Provence S. 227 m. A. 346. 

2) Vaissete a. a. O. Il b 259 = Marca, Marca Hisp. 1135 (1067): Ego 
Raymundus comes Barcheonensis (Barcelona), et Adalmodis comitissa, et Ray- 
mundus filius noster, donamus vobis Raymundo-Bernardi vicecomiti, et uxori 
elus Ermengardi, et ad inlantes vestros ad fevum totos ipsos fevos, et totam 
ipsam honorem quod Petrus-Raymundi comes, et Rodgarius filius eius tenue- 
tunt . . . exceptus ipsa civitate de Carcassona et . . . et exceptus ipsum epi- 
scopatum et quantum ad ipsum episcopatum pertinet; sed ipse episcopus fiat 
homo de Raymundo-Bernardi, et iuret ei fidelitatem, salva fidelitate de iam 
dicto comite et comitissa et Raymundo filio eorum. Et si dederit pretium 
aut datum fuerit per ipsum episcopatum per nullum ingenium, habeat Ray- 
mundus vicecomes und die Seinen .. medietatem de ipso pretio . . Auch 
die Bischófe von Urgel leisteten den Grafen von Cerdagne im 11. Jh. den 
Lehenseid Vice Marca Hisp. 499. 

Vgl. z. B. mit voriger Note die Stelle derselben Urkunde Marca 
1135 (1067): Et si iamdictus Raymundus comes vel comitissa Almodis vel 
eorum Rayinundus aut posteritas eorum miserint vicecomitem in praedicto 
Vicecomitatu, ipse vicecomes fiat homo de praedicto vicecomite Raymundo, 
et juret ei fidelitatem, salva fidelitate de praedicto comite et comitissa et 
Raymundo filio eorum . . . 

4) Marca 1150 (1069): Notum sit et est omnibus hominibus . . qualiter 
unusquisque de episcopis, qui nunc est et inantea erunt sedis Vrgellensis 
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kanntermaßen rechtens sei, daß der jeweilige Bischof von Seo 
d'Urgel Vasall des Grafen sei; u.zw. in Ansehung seines Episkopates. 
Dem entsprechend habe Graf Wilhelm den gleichnamigen Bischof 
aufgefordert, ihm den Lehenseid zu leisten nnd als sein Vasall 
aus seiner Hand das Bistum zu empfangen'). Der Bischof habe 
dies als gerecht und wahr anerkannt und erklärte dem Grafen 
vor einer großen Menschenmenge seine Bereitwilligkeit, das 
hominium zu schwören wie seine Vorgänger an alle früheren 
Grafen?). (Also muß dieser Brauch doch schon längere Zeit be- 
standen haben; Erbgrafen gab es in der spanischen Mark ja seit 
spätkarolingischer Zeit). Er selbst habe ja bereits den Eid an den 
Vater des Grafen geleistet (also Erneuerung auch beim lerrenfall!) 

Nach Entgegennahme dieser Lehensanerkennung habe indes 
Graf Wilhelm dem Bischof als einem seiner liebsten Verwandten 
den Eid, den er als Lehensmann leisten sollte, erlassen und gab 
ihm das Bistum auf Lebenszeit. Auch seinen (des Grafen) Nach- 
folgern sollte der Bischof des homagium nicht mehr schwören um 
sich dadurch ihnen zu kommendieren?). Diese Kondonation gelte 
jedoch ausdrücklich nur für diesen einen Bischof, der die Ver- 
pflichtung seiner Nachfolger im früheren Sinne dabei noch be- 
sonders hervorhebt *). 

Daraus kann aber die Rechtslage klar erkannt werden. Sie 
ergibt sich zudem für viele Kirchen auch aus anderen Stellen. 
Auch aus späterer Zeit, insbesondere nach dem Investiturstreit. 

Befreit z.B. K. Ludwig VII. i. J. 1136 — er war bekanntlich 
durch die Heirat mit Eleonore in den Besitz Aquitaniens und 


debent et debet esse propriis manibus hominem de comite Cerdaniense pro 
episcopatu Cerdaniae, qui est almae Mariae sedis praedictae. 

1) Idcirco Guillelmus gratia Dei comes Cerritanensis requisivit Guillel- 
mum episcopum Vrgellensem ut pro praedicto episcopatu esset manibus 
suis homo et per suam manum eum acciperet. 

2) lamdictus vero n recognovit hoc iustum esse et verum 
coram magna multitudine hominum, quod iamdictus comes ei requirebat, 
voluit se manibus ad illum commendare pro iamdicto episcopatu, sicut ante- 
riores episcopi, qui fuerant de praedicta sede, fecerunt ad omnes. comites qui 
unquam fuerant de Ceritania, et sicut ipse praefatus episcopus fecit ad patrem 
iam dicti comitis Guillelmi. 

3) lamdictus ergo comes Guillelmus audita hac recognitione a praefato 
episcopo, quia suus unus de melioribus propinquis erat, maximeque pro 
nimio amore quo eum dilexerat, noluit suum homenaticum accipere, sed dedit 
ei lamdictum episcopatum integriter in tali tenore, ut dum vivit iamdictus 
episcopus, pro praefato episcopatu non se commendet manibus ad praedictum 
comitem neque ad ullam suam progeniem neque ad ullum viventem qui un- 
quam teneat vel habeat praefatum comitatum Cerdaniae — 

l 4) Verum pro hac condonatione homenatici, quia annuit veritatem iam- 
dictus episcopus, illo defuncto episcopo . . iam amplius ullus vivens episcopus 
non sit in praedicta sede, qui hanc condonationem requirat ad praefatum 
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Poitiers gelangt — sämtliche Bischöfe und Äbte der Provinz Bor- 
deaux von der Ableistung des hominiums!), so müssen sie vor- 
her Vasallen des Herzogs von Aquitanien gewesen sein. Die Be- 
lege lassen sich leicht vermehren. | 

Unter den zahlreichen Besitzungen einer größeren Seigneu- 
de, die als Lehen (per fevos) oder auf andere Weise ausgegeben 
waren, erscheinen daher durchweg auch Bistümer neben Graf- 
schaften und anderen seigneurialen Elementen, zwischen diese 
überall ganz zwanglos 'eingereiht und mit ihnen durchaus auf 
eine Linie gestellt?) Gelegentlich heißt da episcopatus wohl 
auch Bischofsgut?). Dies ändert an der eindeutig feudalen Stel- 
lung der Bischöfe nichts. 


Der Bistumsherr wirkte daher als Lehensherr bei allen Ver- 
iógensübertragungen, sogar bei Widmungen für geistliche Zwecke, 
die der Bischof vornahm, beratend und zustimmend mit‘). Doch 


comitem neque ad ullam suam progeniem neque ad ipsum, qui habuerit vel 
tenuerit praedictum comitatum, sed delibere sif suus homo manibus suis de 
praedicto comite vel de illo qui habuerit praefatum comitatum vel tenuerit, 
et accipiat pro eo episcopatum iamdictum. 


1) Mém. du Clergé XI, 692 f. (1137). Vgl. auch G. Chr. Ill b 280 f. Nr. 19 
(1136): in sede Burdegalensi et in praenominatis episcopalibus sedibus, ab- 
batiis eiusdem provinciae . . in episcoporum et abbatum suorum electionibus 
canonicam omnino concedimus libertatem, absque hominii, iuramenti seu 
fidei per manum datae obligatione. 


; 2) Vgl. aus vielen Fällen hier nur noch Vaissete a. a. O. Il, 274 (1070): 
Ego Adalaidis tilia . . Rangardis comitissae donatrix sum vobis Raymundo 
comiti Barcheonae, et Almodi comitissae coniugi tuae, et filio vestro . . dono 
vobis omnes voces et dretaticos, possessiones vel auctoritates quas ego habeo 
vel habere debeo, et homines vel faeminae habent vel habere debent per me 
per fevos, vel per alodia, vel per bajulias, sive per convenientias . . Sunt 
namque praedicta omnia, civitates, comitatus, episcopatus, vicecomitatus, ef 
alii honores et dignitates, castra vel castella etc. Advenerunt ergo mihi 
praedicta omnia per vocem el dretaticum, vel haereditatem iam dicti patris 
mei et fratris mei, seu per maternam vocem, sive per qualescumque voces, 
vel successionem praedictorum perentum vel propinquorum meorum. — — 
Ebenso Marca, Marca Hisp. 1153 f. l 


3) Marca, Marca Hisp. 466 u. 1179 (a. 1086): Ermengaudus comes 
Vrgellensis . . et coniux eius Adalais dederunt ecclesiae Vrgellensi castrum 
orense cum omni episcopatu castri Forensi sive Barberani, quod Ermen- 
gaudus habebat ex dono Berengarii comitis Barcinonensis . . ut semper sit 
alodium et episcopatum (!) iam dictae ecclesiae. . . 


4) Marca, Marca Hisp. 996 (1014): (Bischof Deusdedit von Barcelona 
schließt einen Tausch) — cum assensu domno Raimundo comite . . scopans 
au est de universarum ecclesiarum episcopiis ditioni suae pertinentibus . . 

der a. a. O. 1016 (1019): Ausstattung des Domkapitels. Gallia Christiana 
XII b 9 (1077): ego Isaarnus episcopus .. . quandam ecclesiam b. Mariae . . 
Quae iuris est ecclesiae meae . . desolata divino cultu erat et Dei servitio. 
t idcirco consilio senioris mei d. G. Tolosani comitis et aliorum fidelium .. 
et Praecipue canonicorum, trado, concedo et dono ipsam ecclesiam d. H. 
abbati Cluniacensi et eius omnibus successoribus . . zur Reform. Locum .. 
ab omni servitio liberum esse concedo excepto censu annuali . . Das bischöf- 
liche Kloster verbleibt also doch in temporeller Abhängigkeit vom Bistum. 
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wäre dieser Umstand allein für die Lehenstellung kein zureichen- 
der Beweis. 

Im übrigen war die Abhängigkeit der Mediatbischófe in Frank- 
reich ihren Herren gegenüber sehr weitreichend, die Verhältnisse 
sehr mannigfach und nicht immer im Sinne eines Lehensbandes 
bestimmt, meist fallweise ausgemacht !). 

Ähnlich war die Stellung der abhängigen Klöster. Auch 
ihre Prälaturen waren gelegentlich feudal. Vielfach war aber die 
Stellung der (Reform-) Klöster in Frankreich sogar günstiger als 
die der Bistümer.  . | | 

Auch letztere wurden übrigens seit den Zeiten des Investitur- 
streites?) vielfach aus den bisherigen weltlichen Abhängigkeits- 
verhältnissen befreit, teilweise auch unmittelbar dem päpstlichen 
Stuhle unterstellt. Dabei ist man sich des unkirchlichen, un- 
kanonischen Charakters der bisherigen Benefizialverhältnisse an 
Bistümern wohl bewußt. So sagt i. J. 1085 der Graf Petrus von 
Melgueil anläßlich der Übertragung von Grafschaft und Bistum 
an den heiligen Stuhl?) beides solle nunmehr Eigen der rómi- 
schen Kirche sein‘), die Grafschaft von dort lehenrührig 5), das 


1) Hier nur noch ein Beispiel, dafür dieses etwas ausführlicher: Vaissete, 
Histoire de Languedoc Il b 202 (gegen 1038): Breve memoratio de placito et 
convenientia, quae fecit Bernardus vicecomes et Froterius episcopus, ad Ber- 
nardum Aimardum et Guillelmum filium eius, de episcopatu de Albi, qui est 
fundatus in honore sanctae Ceciliae, vel de mau ad E episcopatum 
pertinet vel pertinere videtur. Donamus ergo Froterius et Bernardus ad Guil- 
lelmum filium Bernardi ipsum episcopatum suscriptum post mortem Amelii 
episcopi: ut si intus se fecerit aut alium episcopum fecerit benedicere, in vita 
sue habeat Guillermus ipsum episcopatum suprascriptum, post mortem Amelii. 
In tali vero ratione, ut teneat Froterius episcopus et Bernardus frater eius in 
pignore, et medietate de ipsa dominicatura de ipso episcopatu, excepto sa- 
crationes, et missas, et poenitentias, et receptos; et excepto gallinas et paleas 
et ligna, et excepto candelas de servitio, et illos feos, qui sunt vel — — 
debent recipere, qui habuerlnt de manu Guillermi; et de ipsos donos, quos 
donaverint, habeat Froterius et Bernardus frater eius medietatem . . 

2) Vgl. darüber inbezug auf französische Verhältnisse im allgemeinen 
Eu Willi Schwarz, Der Investiturstreit in Frankreich (Zeitschrift f. KG. 42. 

. F, 5. Bd, 1923, S. 255—328 und 43. N. F. 6. Bd., 1924, S. 92—150). Vgl. 
dazu Walther Holtzmann im Neuen Archiv 46. Bd. (1925) S. 231. Über 
England Bóhmer, Staat und Kirche in England und in der Normandie. 

3) Vaissete Il b 321: dono Domino Deo, et beatis apostolis Petro et 
Paulo meipsum, et omnem honorem meum, tam comitatum Substantionensem, 
quam episcopatum Magalonensem, omnemque honorem eidem episcopatui 
appendentem, sicut et ego et antecessores mel comites hactenus habuimus 
et tenuimus in alodium. 

4) Ita utrumque, quantum iuris mihi est, dono et trado per allodium 
S. Romanae ecclesiae, et SS. apostolis Petro et Paulo, necnon et papae Gre- 
gorio VII. et omnibus successoribus eius . . ut praedictus comitatus Substan- 
Mens et episcopatus Magalonensis iure proprio sit BB. apostolorum Petri 
et Pauli. 

~ 9) Ego autem praedictum comitatum habeam per manum Romani ponti- 
ficis sub illius fidelitate . . 
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Bistum aber kanonisch zur Besetzung gelangen!) Barcelona 
wird schon 1058 »frei« genannt). | 

Später wird dann — ähnlich wie auch in den Reichslän- 
dern — nur mehr die Vogtei und ähnliche Rechte gegenüber 
Kirchen ausgeübt, bzw. als Lehen und in anderer Form über- 
tragen ?). Insbesondere werden auch viele Klöster als frei von 
jeglicher weltlichen Herrschaft erklärt — unbeschadet eines Schirm- 
rechtes der Stifterfamilie*. Die Freiheit wurde dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß die Prälaten solcher Anstalten von nie- 
mand investiert wurden, sondern der jeweils Gewählte den Stab 
selbst vom Altar, worauf er gelegt war, zu nehmen hatte 5). Oft 
wurde solchen freien Klöstern oder Stiftern die Unterwerfung 
unter andere Herren bei der Gründung verboten ê). 

In Deutschland und in den übrigen Ländern des Imperiums 
ist das Verhältnis mediater Prälaten zu ihren Herren bis zum 
12. Jahrhundert im allgemeinen — in der ungeheuren Mehrzahl 
der Fälle — nicht feudal, überhaupt nicht benefizienrechtlich. 


1) Sit vero in potestate Romani pontificis in episcopatu Magalonae 
quem placuerit episcopum iuste et canonice ordinare, et per eam auctoritatem 
ei liceat Magalonensi ecclesiae iuxta constitutiones et decreta SS. patrum, 
personam probabilem et idoneam ad regendum populum et res ecclesiasticas . . 
Te absque mei vel alicuius haeredum aut successorum meorum contra- 

ictione. "m 

2) Marca, 1114 f.: mandamus, ut Barchinonensis sedis ecclesia bmnino 
sit libera et semper gaudeat franditate secura — mit dem Domkapitel. 
Doch werden unter den Besitzungen des Hochstifts einige andere kleinere 
Episkopate (auf den Balearen) aufgezáhlt. Die Übertragung eines dieser Bis- 
tümer Marca 1116 (1058). | 

3) Für Frankreich vgl. z. B. die Uebertragung der Vogtei von Frigeac 
(Abtei) durch König Philipp August an einen Grafen 1195 (Vaissete IlI b 178 f.) : 
dedimus in homagii et augmentum feudi sui custodiam . . 

4) Gousset, Actes de Reims (1105): Ein Graf baut ein Kloster und 
stattet es aus. Der Bischof von Amiens bestimmt auf einer Synode — liber 
et absolutus ab omni saeculari potestate, consuetudine sive exactione . . Con- 
cessit etiam, ut si Tus de sibi subiectis ad remedium animae suae aliquod . . 
beneficium de sua facultate vel possessione vellet impertiri, id libere posset . . 
cum Ingelrannus in his quae ad monasterium pertinerent, vel sibi vel haeredi 
suo ius nullum vel exactionem esset retenturus, solummodo ad honorem Dei, 
sibi et haeredi suo patrocinium reservans monasterii . . 

5) Ughelli 11, 209 (1056): (z B. v. Piacenza) bestimmt über ein neues 
Kloster — una cum nostris corroboramus canonicis, nullo modo illud (Kloster) 
Sub iugo manere episcopali, sed potius esse ab omni servitutis vinculo liberum, 
quatenus ipsius habitatores nulla pressi violentia gratanter deo serviant . . eo 
quippe tenore, ut abbas praedictae ecclesiae eligatur de congregatione secundum 
regulam s. Benedicti ac, virga super sanctum altare posita, qui electus est, 
ipsam accipiat; cum qua ante nos nostrosque successores veniens consecretur 
dw Jeder neue B. erhielt jedoch von dem Abt einen Wachsstock von 


und. 

6) Gallia Christ. XVI b 84 f. Nr. 18 (1110): (Bischof von Grenoble für 
ein neues Stift) — ut non liceat praedictis fratribus, vel successoribus eorum 
Se ipsos, vel ecclesias, seu ad ecclesias pertinentia, alicui personae vel con- 
gregationi dare. 
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Vielmehr gelangt es erst spáter in ein solches Fahrwasser, soweit 
nicht die gänzliche Befreiung und Verselbständigung untergebener 
Kirchenanstalten von ihren Herren eintritt. 

Was im besonderen die Prälaturen bischöflicher Klöster und 
Stiftskirchen anlangt, so entspricht deren Lage — ebenso wie die 
der übrigen Anstalten, die geistlichen Temporalherren unterstan- 
den, — im allgemeinen jener der Kirchen weltlicher Herren. In 
Frankreich erhielten bischöflichen Äbte oder Pröpste ihre Ämter 
als Benefiz oder Feudum aus der Hand des Bischofs. In Deutsch- 
land sind dazu höchstens Ansätze vorhanden. Dies namentlich 
in den Grenzländern '). 


.$ 14. Kapitelsstellen und Hofgeistlichkeit. 


A. Kapitelsstellen. Von den Prälaturen verbreitete sich die 
benefizienrechtliche Auffassung geistlicher Ämter zunächst folge- 
richtig nach abwärts über die dem Range nach nächst wichtige 
Schicht von kirchlichen Stellungen, drang in die Konvente größerer 
und wichtigerer Institute ein und erfaßte hier in erster Linie jene 
Amtsstellen, mit denen von Anfang an eine größere Selbständig- 
keit, hauptsáchlich auch ein besonderer Kreis vermógensrecht- 
licher Verwaltung, verbunden war. Auch da waren es zunächst 
mehr die leitenden Stellen, die Stifts- und Klosterämter, unter 
den eigentlichen Prälaturen, die nach diesen als Benefizien auf- 
gefaßt und behandelt wurden. Von da aus ist es im Laufe der 
Zeit, wenigstens hinsichtlich einzelner dieser Stellen, zur bleiben- 
den Verselbständigung gekommen, so inbezug auf die Stellung 
der Pröpste. Je mehr sich deren Gewalt erhöhte und sie selbst 
wieder Benefizien vergabten, desto mehr traten wieder Interessen- 
gegensätze mit den übrigen Konventsmitgliedern hervor. Das Bene- 
fizialwesen hat also hier, wie bei den alten eigentlichen Präla- 
turen gegenüber den ganzen Konventen, so auch wieder inner- 
halb der letzteren hinsichtlich dieser Unterprälaturen in ihrem 
Verhältnisse zu dem übrigen Kapitel, zersetzend und trennend 
gewirkt. Es wiederholt sich der Prozeß der Trennung und Ab- 


1) Z. B. Hartzheim lll, 222 (1097): Bischof von Cambrai-Arras gründet 
ein Regularstift und stattet es, hauptsächlich mit Altären, aus. Die Regulat- 
kanoniker bekommen das Abtwahlrecht. Der Gewählte — deducatur ad epi- 
scopum, et suscipiat de manu eius temporale beneficium loci . . Doch 
heißt es dann später: Hisque beneficiis altare de Rebroviis precatu domini 
Clariboldi militis adiungo, ita ut duos tantummodo solidos in coena domini 
ad servitium episcopi persolvat, de coetero totum redigatur sub abbatis 
dominio. Daraus ergibt sich doch wieder eine mehr allgemeine, untechnische 
Bedeutung des Wortes beneficium in dieser Urkunde. 
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spaltung, wie er in der Karolingerzeit hinsichtlich der Haupt- 
prälaturen stattgefunden hatte, bis es schließlich zur gänzlichen 
Auflösung dieser Körperschaften hinsichtlich ihrer Vermögens- 
bestände und zur bleibenden Sonderausstattung und benefizien- 
rechtlichen Auffassung aller einzelnen Stellen kam. Doch ist 
diese Entwicklung sehr ungleichmäßig und verschiedenartig ver- 
laufen und zieht sich mit Rückschlägen und Stillständen von der 
Karolingerzeit bis ins 12. Jahrhundert hin, reicht sogar mancher- 
orts noch darüber hinaus. | 

Schon früher wurde gezeigt'), daß in den Kanonikatsstiften 
seit alters, sozusagen von Anfang an, starke Verschiedenheiten 
in der Stellung der einzelnen Mitglieder in auffälliger Weise zu 
beobachten sind, daß einzelne, höhergestellte Kapitulare von 
ihren Kirchenvorstánden mit Benefizien ausgestattet wurden, 
andere wieder nicht?) Nicht einmal aus dem Kapitelsgute, so- 
fern ein solches überhaupt schon bestand, wurde allen in gleicher 
Weise die Naturalverpflegung dargereitht. 

Es war also nur natürlich und läßt sich feststellen, daß man 
da vor allem auch mehr oder minder selbständige Teile der 
. Stiftischen Vermögensverwaltung, so besonders mit der Anstalt 
verbundene Sonderinstitute oder Außenstationen, in dieser Weise 
zur Leitung aw einzelne Mitglieder übertrug, und dabei konnte 
in der Tat der Gedanke des Benefiziums zuerst sich einstellen - 
und festen Fuß fassen. Ein zur Sonderverwaltung übertragener 
Güterkreis mußte vor allem dazu anreizen, in solcher Zuweisung 
den eigenen Vorteil zu sehen, das übertragene Amt und Amts- 
gut in eigenem Interesse »als Benefizium« zu nutzen. Und tat- 
sächlich ist dies auch geschehen. 

Und auch hier wieder zeigt sich gleich bei seinem Ein- 
dringen die Fremdartigkeit und Gefährlichkeit des Benefizial- 
wesens für die Einrichtungen der kirchlichen Verfassung und 
folgerichtig auch ihre Ablehnung durch die dazu berufenen geist- 
lichen Kreise. Auch hier treten also die benefizienrechtlichen 

1) Vgl. oben $ 7, bes. S. 86 ff. 

2) Auch geistliche Stellungen an anderen Kirchen hatten die Domherren 
einer Kirche oft inne, also neben ihren Kapitelseinkünften auch noch Kirchen- 
ámter bis zu den Prälaturen hinauf; z. B. De Widonis episcopi Aniciensis 
gestis Gallia Christiana II b 223 f. (993): (Bischof von Le Puy) dominis canoni- - 
CIS .. ex quorum numero erant v. viri d. Quido praepositus Aniciensis, et 
Valentinae ecclesiae episcopus, Truanus decanus, Petrus S. Petri abbas, Vin- 
caeciensisque ecclesiae praesul, Guiterdus etiam Vincaeciensis ecclesiae archi- 
diaconus, et abbas Robertus, qui tunc s. Aniciensis ecclesiae erant canonici, 


cum caeterorum canonicorum collegio in capitulo residentium . . Náheres über 
die Verfassungsgeschichte der Kapitel anderenorts. 


416 Pöscl 


= Verwendungen der kirchlichen Ämter selbst wieder — wie bei 
den Prälaturen — mit aller Deutlichkeit mehr als Bildungen des 
weltlichen als eines innerkirchlichen Benefizialwesens in Er- 
scheinung. | 

So heißt es schon in der Aachener Regel 816 für die Kano- 
niker, die Prälaten hätten darüber zu wachen, daß derjenige, dem 
sie das Stiftshospital anvertrauten, dessen Güter nicht mindern: 
und sich ihrer in der Art bedienen dürfe, als seien sie ihm durch 
benefiziarische Verleihung anvertraut!). Wer das Gut der Armen 
in dieser Weise selbst verzehre, sei sogar besonders strafbar. 
Trotzdem werde von manchen Prálaten derartiges berichtet. 

In der reichgegliederten Entwicklung der Kapitelsgüter seit 
dem 9. Jahrhundert, die hier auch nicht einmal andeutungsweise 
geschildert werden kann und deren Darstellung besonderen 
Untersuchungen vorbehalten bleibt, wird dann stets, in unzähligen 
Varianten, fast in jedem von den tausenden von Einzelfällen ?), 
hauptsächlich den Prälaten die benefiziarische Vergabung dieser 
Güterbestände oder von Teilen daraus an Kleriker oder Laien, 
auch an Kapitelsmitglieder, untersagt, wobei stets auch solcher 
Sonderstellungen und Verwaltungen mehr oder minder deutlich 
gedacht wird. Nichtsdestoweniger ist — natürlich mit vielfachen 
Unterbrechungen und Rückschlágen — auch diese Entwicklung 
stándig fortgeschritten. . | 

Seit dem 10. Jahrhundert hauptsächlich ist zunächst die 
benefiziarische Vergabung auch von Kapitelsgütern an Kapitulare 
steigend zu beobachten. Und auch da bieten wieder ganz be- 
sonders die romanischen Länder, vor allem Frankreich und Spanien, 
viele Beispiele dar. Und zwar geriet hier auch im Innern der 
Kapitel die Entwicklung der Benefizien ins feudale Fahrwasser. 

Der Bischof, der hinsichtlich des gesamten Bistumsgutes 
nach außen hin der Verfügende blieb, soweit sein Dispositions- 
recht nicht, wie hinsichtlich der Kapitelsgüter, beschränkt war, ver- 
gabte auch die Kapitelsstellen und schloß auch die Rechtsge- 
schäfte mit Dritten ab. Es konnte nicht ausbleiben, daß mit 
immer weiterem Ausgreiten des Benefizialwesens, also nament- 
lich seit dem 10. Jahrhundert, trotz aller Verlehnungsverbote auch 


1) Werminghoff c. 141 S. 416f.: Sed et praelatorum debet vigilare 
industria, ne eum, cui hospitale pauperum committitur, res pauperibus deputatas 
in aliquo minuere aut his quasi beneficiario munere concessis sinant uti, 
quod a praelatis quibusdam curam pauperum parvipendentibus fieri com- 
perimus. Aehnlich die Kanonisseniegel a. a. O. c. 28 S. 455... 

2) Vgl. vorläufig oben S 9 und mein »Bischofsgut« II. Teil u. ff. 
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zahlreiche Kapitelsgüter von der Lehensbewegung erfaßt wurden’ 
und sozusagen in Lehen aufgegangen sind. 

So wurden denn trotz der Ausscheidung und Festlegung der 
Präbenden- oder Mensalgüter der Kapitel, die zu deren gemein- 
samer Nutzung bestimmt waren, doch in steigendem Maße ein- 
zelne Teile daraus an Laien!) oder an Geistliche, schließlich 
auch an Kapitelsmitglieder selbst, als Benefizien vergabt?). So 
verleihen um 1032 der Erzbischof Burchard von Lyon als Abt von 
Agaune und der Bischof von Aosta als Propst des genannten 
Stiftes, einem Kanoniker desselben und dessen Söhnen Län- 
dereien ?). Und ähnliches begegnet uns in den Quellen, namentlich 
des 11. Jahrhunderts, sehr oft. 

Als echte Lehen wurden namentlich in Südfrankreich und 
Spanien Teile des Kapitelsbesitzes, Burgen und Schlösser mit den 
zugehörigen geistlichen oder weltlichen Verwaltungen u. dgl., an 
einzelne Kapitulare und, da diese sehr häufig verheiratet waren 
und ihre Stellungen als adelige Sinekuren genossen, auch an 
deren Deszendenz vergabt. d 

So belehnt, um hier nur ein Beispiel noch näher anzuführen, 
im Jahre 1052 Bischof Wilhelm von Ausona (Vicque) einen Dom- 
herren und dessen Frau und Sóhne mit einer Burg, die Bestand- 
teil des Kapitelsgutes war*). Und weitere Fälle. lassen sich da 


1) Vgl. die Chronik von Coutances Ga/lia Christiana XI b 217 ff. 
(863— 1093); Sp. 218: Robertus episcopus (c. 1020— 1045) . . non solum prae- 
bendas dictorum canonicorum servitio ecclesiae non reddidit, verum etiam 
haec et alia in feodum et hereditatem nepotibus et consanguineis . . non 
large, sed prodige distribuit. 


2) Der Unterschied war da ja nicht sehr groß, weil sich damals in 
großem Umfange auch Laien in Prälaturen und Kapitel drängten. 


3) Monumenta Historiae Patriae I, 499 f. (a. c. 1032): Burchardus 
Lugdunensis . . archiepiscopus et abbatie sancti Mauricii abbas una cum 
domno Burchardo Augustane civitatis episcopo et prefate abbatie preposito 
— geben bekannt, quatenus Tiboldus diaconus, prelibate abbatie canonicus, 
nostram aggressus est clementiam, ut sibi eiusque filiis quandam terram 
per scriptum concederemus. annuentes /audante seniore nostro rege Rodolfo 
elusque coniuge Ermengarda nec non petentibus ac firmantibus fratribus, qui 
describuntur inferius, . . concedimus tam ipsi quam infantibus suis . . sex 
mansa que in beneficium tenuerat . . accipientes ab ipso hunc librum ad 
opus sancti Mauricii . . Es werden also an den Kanonikus dessen bisherige 
Benefiziengüter aus dem Konventsgut (daher Mitwirkung des Propstes) ver- 
tauscht, nämlich in Erbleihegüter umgewandelt. Die Gegenleistung (ein 
Buch!) ist wohl nur formell oder fiktiv. Oder liber = Urkunde. 


4) Marca, Marca Hispanica 1097 : Ego Guillelmus gratia Dei Ausonensis 
episcopus cum omni ordine clericali canonicae donatores sumus tibi Ermen- 
gaudo Ermemiri canonico nostrae sedis uxorique tuae et filiis tuis. Per hoc 
pactum donamus tibi castrum nostrae ecclesiae eiusque canonicae, quod 
dicitur M., samt Zubehór . . teneas et possideas L^ fevum sub nostro 
patrocinio et successorum nostrorum . . Vgl. Sp. 447 f. 


.418 i | Pósdi 


in großer Zahl anführen. War da zwar noch nicht immer das 
Amt des Kapitesmitgliedes selbst, sein Kanonikat, das Benefiz, 
so war doch hier der Zusammenhang zwischen beiden schon sehr 
nahe; denn es handelt sich da um Kapitelsgut. 

Auch da waren eben, wie bei den Prälaturen selbst, die 
kirchlichen Ämter und Stellungen in weitgehender Weise mit den 
Familienbesitzungen der Adelsgeschlechter, aber auch anderer 
Kreise, verbunden und daher die geistlichen und weltlichen For- 
mationen des Benefizialwesens wieder vielfach miteinanderver- 
schlungen, durcheinandergewachsen. Daß überall der weltliche 
Charakter der Benefiziengestaltungen hervorleuchtet und auch 
kirchlicherseits empfunden wurde, kann nicht zweifelhaft sein. 
Deutlich genug ist auch die Ablehnung in Zeiten der Reform. 

Auch wird es von einzelnen Prälaten rühmend hervorge- 
hoben, wenn sie dem allgemeinen Ansturm auf die Pfründen und 
Lehens-Besitzungen (honores) ihrer Kirchen standhalten und diese 
an ihren Klerus und nicht an Auswärtige vergeben!). Daß dabei 
benefiziarische Vergabungen der Stellen (Ämter) wie der Güter 
in erster Reihe standen, ist selbstverständlich, wird zudem häufig 
genug auch positiv berichtet. »Präbenden« sind sehr bald nicht 
mehr Reichnisse in natura aus der mensa communis, sondern 
Immobilien, im Benefizienwege vergabt, zwar zunächst ad per- 
sonam, aber doch schon wegen der geistlichen Stellung dem ein- 
zelnen verliehen. Es begann an verschiedenen Punkten und auf 
verschiedene Weise die Auflösung der alten Vermögenseinheit in 
den Kapiteln. 

Eine größere Selbstständigkeit hatten die Kapitelsmitglieder 
zunächst — schon in der Karolingerzeit — in der Verfügung über 
die Klaustralhöfe, die sie untereinander, also innerhalb des Ka- 
pitels, veräußern konnten?) Eine Benefizialleihe kam da aber 
kaum in Frage. Das ganze betraf ja nur den internen, nach 
außen gegen die Benefizien abgeschlossenen Bestand der Ka- 
pitelsgüter 3). 

1) Vgl. z.B. die ausführliche Schilderung in der Chronik von Coutances 
Gallia Christiana XI, b 220f. (über einen Bischof im 11. Jh.). 

2) Für Paris vgl. z.B. Guérard, Cart. 1, 220 (Jaffé Reg. Nr. 3809; a. 984): 
Ob firmitatem . . religionis, petiit . . episcopus, ut claustrum ipsius con- 
gregationis iure perpetuo confirmaremus, quo, absque ullius inquietudine, tam 
ipsius loci episcopi quam aliarum personarum, securi viverent, et unusquisque 
canonicus suam propriam domum cum omni substantia dare vel vendere 
valeat, cuicumque canonico voluerit ex ipsa congregatione, nullique alio, velut 
constitutum est a priscis temporibus. Ebenso Lasteyrie, Cart. öfter. 


3) Die Kanoniker von Paris hatten auch das Recht, ihre Própste und 
Dekane für die Verwaltung ihres Vermögens und die Darreichung der Stipendien 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 419 


In viel weitergehender Weise war aber dann die innere Zer- 
setzung der Kapitel und selbst klósterlicher Konvente im 10. Jh. 
vorgeschritten. Im 11. trat dann, vielfach nach dazwischen- 
liegender Reform, ein neuerlicher Verfall ein. Der Stiftsklerus war 
oft verheiratet, lebte abgeschichtet auf Kapitelsbesitzungen, die 
er nach Benefizienart genoß. Die Verlehnungsverbote für die 
Kapitelgüter richten sich nicht nur gegen Lehenbestellungen an 
Vasallen, sondern stets auch gegen diese verweltlichende Nutzungs- 
art seitens der Kapitulare selbst. Auch sonst — abgesehen von 
den Verlehnungsverboten — trat die kirchliche Reformpartei über- 
all diesen Erscheinungen des Verfales entgegen!) Das Bene- 
fizialwesen trug auch im Hinblick auf die geistlichen Stellen, wo es 
vorkommt, eben überall einen stark weltlichen Charakter an sich! 


Aber auch eines anderen zersetzenden Elementes muf hier 
noch gedacht werden. Auch auf anderen Wegen drang das Laien- 
element ins Innere der geistlichen Konvente ein. Weit verbrei- 
tet war nämlich die Einrichtung der Laienpfründen. Männer oder 
Frauen aller gesellschaftlichen Stellungen erwarben sich in Klós- 
tern wie in Stiftskapiteln, meist durch Hingabe unbeweglichen 
Vermögens, das Recht auf eine Pfründe für ihre Lebensdauer. 
Sie erhielten dann, gewöhnlich in genau bestimmten Ausmaße, 
eine praebenda, ein Reichnis in natura, aus dem Kapitels- oder 
Konventsgute (bei Nichiteilung aus dem einheitlichen Anstalts- 
gute) wie die Konventualen selbst oder in sonst festgesetzter Höhe. 
Es war das eine Art Rentenkaufs. Die Käufer sicherten sich da- 
durch bis.an ihr Lebensende ihren. sorglosen Unterhalt. 


Auch auf diesem Wege drang also das Laienelement in die 
Kirchen ein, und es fand so eine weitere Durchdringung der 
kirchlichen mit der allgemein gesellschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Verfassung jener Zeit statt. Das Kapitelsgut hatte nicht 
inehr bloß zum Unterhalte der Kapitelsmitglieder zu dienen, son- 


selbst zu wählen; a. a. O. Aehnliches gilt natürlich auch für Kollegiatkirchen ; 
z. B. Gousset, Actes de Reims II, 81 f. (1068): (Kollegiatstift S. Mariae zu 
Reims) Ut immunitatem mansionum nostrorum iníra clenstrum, et eas invicem 
dandi, vendendi seu commutandi liberam licentiam . . habeamus . . ut inde 
iustitia in manu praepositi caeterorumque canonicorum habeatur. 

1) Z. B. Jaffé 2. Aufl. Nr. 4254 (1051): Leo IX. gegen die verweltlichten - 
Domkapitulare von Lukka, die verheiratet waren und das Kapitelsgut ver- 
Schleuderten. Der Papst sucht dieses für die gemeinsam lebenden Kanoniker - 
zurückzugewinnen. Oder Nr. 4279 (1052): verbietet das nefandum vitium des 

prlesters und Erzdiakons von Mantua, die Kapitelsgüter ohne Wissen des 
ischofs als Benefizien vergabten, u. zw. nicht bloß an Auswärtige, sondern 
auch an die eigenen Kinder der Kapitulare. Vgl. auch Nr. 4256 (1051) für 
ein Kloster usw. | 
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dern ward auch für fremde, außenstehende, geistliche oder welt- 
liche, Personen verwendet. Sogar die kirchlichen Präbende als 
Naturalreichnis ging daher in die rein weltliche Präbende 
(Profende) allmählich über. Umsoleichter konnte dann später 
der Übergang der Präbenden in Benefizien auf beiden Geleisen 
parallel erfolgen. Die Quellen bieten zahlreiche, wechselnde 
Bilder von solchen Wandlungen. 

Es kam Zz. B. auch vor, daß Stiftsangestellte (servitores, 
Ministerialen u. a.) ihre Benefizien resignierten gegen  Verab- 
reichung einer Konventspräbende in natura. Ja, selbst Rück 
verwandlungen solcher Abmachungen kamen dann wieder vor!) 
Und viele buntgemischte Abmachungen begegnen uns da in 
den Quellen. j 

Auch Geistliche erwarben sich durch solchen Rentenkauf 
Konventspfründen, u. zw. sogar in mönchischen Genossenschaften. 
Das Gegebene wird dabei dann wieder häufig unter das Verbot 
der Benefizialleihe gestellt?). Übrigens waren auch in den Stifts- 
und Klosterkirchen neben den eigentlichen Konventualen noch 
andere Geistliche als Gehilfen, ministri 3), clerici praebendati oder 
unter ähnlichen Bezeichnungen, auch bleibend angestellt, vielfach 
wieder unter gemeinsamer Oberleitung eines Kämmerers +t). Es 
waren also an diesen Kirchen besondere Ämter und Verwaltungs- 
stellen eingerichtet, die mit ihren Gütern an sich nicht dem 


1) Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 309 (1090—95): quidam servitor. sancti 
Ruodberti nomine Truontrecus rogatu Diemonis archiepiscopi beneficium 
sibi ad Holzhusen prestitum sancto Petro, ubi monachorum congregatio est, 
cum vestitura eodem episcopo vel abbate Adalberto presente delegavit, et 
quod idem archipresul pro eodem beneficio sibi fraternitatem et stipendium 
dari mandavit, quodque servitor isdem idem beneficium de manu eiusdem 
abbatis recepit, ut tantum in spacio vite sue illo uteretur ac post mortern eius 
ad perpetuam fratrum servitutem redderetur. l 

2) Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 304 (1090- -1104) : quidam clericus (gibt 
dem Peterskloster sein Eigengut) — ea ratione, ut et sibi quod viveret unius 
fratris prebenda cottidie daretur; quam traditionem ita confirmavit, ut si quis 
abbas seu quislibet potentum eandem possessionem fıatrum usui subtrahens 
cuiquam in beneficium prestare voluerit, proximum eius heredem respiciat, 
quod idem et de annona ut prescriptum est, si sibi subtracta fuerit, diflinivit, 
scilicet At proprietatis sue potens sit. 

all. Chr. II b 168 f. Nr. 7 (958): constitutis ibi (Hochstift Limoges) 
canonicis et ministris, prout sumptus praefati coenobii expetierit . . 

4) Gallia Christiana XIII b 217 ff. Chronik von Coutances (863—1093): 
(Bischof) septemque canonicos . . ecclesiae matri revocavit itemque duos alios 
adiecit. Cantorem quoque et succentorem et rectorem scholarum et custodes 
ecclesiae, clericos quoque praebendarios (also alle diese auBerhalb des eigentlichen 
Kapitels stehend, daher folgen darauf unmittelbar die Stiftshandwerker), aurifabros, 
fratrumque ferrarlum, carpentarios et magistrum coementarium in opus ecclesiae 
constituit. His itaque omnibus universisque ecclesiasticis et episcopalibus rebus 
Petrum camerarium vicarium suum et ecclesiae decanum in rectorem praeposuit 
et quidquid habuit eius dominatui subiugavit . . 
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Kapitel angehórten!). Allerdings konnten sie letzterem durch 
besonderes Rechtsgeschäft übertragen werden. So die Ämter 
und Stellungen der Kustoden, Thesaurare, Matrikularien, Scho- 
astiker, Kantoren und vieler anderer. Auch für die Bedienung 
einzelner Altäre oder als Gehilfen der Kanoniker usw. wurden 
Stellungen geschaffen. Sie gehen nach untenhin in die dienenden 
Stellungen der Laien oder niederer Kleriker über?). Das Bene- 
lizialwesen hatte hier ein weitverzweigtes Anwendungsgebiet für 
seine Gestaltungen mannigfacher Art. Denn gerade diese mit 
besonderen Funktionen betrauten Stellen waren es ja zunächst, 
die, nicht zu der mensa fratrum gehórend, von den Bischófen 
oder Domprópsten mit Gütern,.Altáren oder auch mit Benefizien 
ausgestattet wurden?) und schließlich selbst als solche aufgefaßt 
wurden). Daneben finden sich dann noch die anderen prae- 
bendarii als Pfründenempfänger, Arme u. dgl.*). Auch wurden 
Kanonikate (Präbenden) an andere Kirchen übertragen®). Auch 


1) Marca, M. Hisp. 1093 (a. 1048): Schenkung an die Kathedrale Urgel 
— una medietas sit ad operam seu in ornamentis iamdictae ecclesiae et alia 
medietas ad canonicam . . a 

2) Ueber Tou! vgl. z. B. Gallia Christ. XIII b 457 f. (971.). Ferner 
werden noch hinsichtlich der Verwaltung der eigentlichen Kapitelsgüter und 
der Kapitelszehnten durch eigene Zehntbeamte (ministri) einige interessante 
Verfügungen getroffen. Villas etc. ad praebendam vestram pertinentes . . vobis 
confirmamus, ut de caetero nullus succ. nostrorum de omnibus supra institutis 
calumniam inferat, sed vestro tantum proprio et libero arbitrio disponantur, 
usibusque vestris et necessitatibus omni etiam seculari potestate seclusa iure 
perpetuo famulentur. Decimas vestras quas indominicatas dicimus de civitate 
Tull. ex annona, vino, foeno, de villa S. etc. de s. Germano etc. de Archaiii 
monasterio etc. de Christiani monasterio etc. . . ad sustentationem vestram 
el pauperum vobis perpetuo concessimus, et unum hospitem in unaquaque 
villa cum manso uno ab omni banno liberum, quemcumque vobis illius deci- 
mationis elegeritis ministrum . . 

Gousset, Actes de Reims II, 81 f. (1068): (Marienstift zu Reims). Ut 
servientes nostri, quos in commune seu privatim in domibus nostris habemus 
etiam si vestri capite censi fuerint, ob omni exactione, tamen praeter capitali, 
tium suum, liberi habeantur; eadem vobis de hominibus nostris servata con- 
ditione, si vestri fuerint servientes; et si aliquos de clero habuerimus in 
domibus nostris, quod genus decentissimum est servientium, praesertim in 
isto ordine, ut omnino nullam exactionem timeant, nisi forte vestra vel altaria 
tenuerint, vel alia beneficia. — Vgl. darüber noch nächsten S 15. 

A. a. O.: Ut maiori praeposito sit libera facultas, ex consilio canoni- 
corum, committendi praeposituras et cuncta beneficia servientium, tam 
clericorum quam laicorum, quae ad nostram pertinent comunitatem. 

5) Gallia Christ. XIII heißt es weiter (Sp. 221 f) über Coutances: 
Singulis mensibus susciplebat summus custos ecclesiae, sex enim custodes 
erant clerici, plenam . . thure, similiter in Nat. Dom. etc. . . totumque illud 
eligebatur in censum . . quocumque erat, sive ad curiam, sive in alia regni 
occupatione (der Bischof) pauperesque large reficiebat, exceptis praebendariis, 
quos pascebat et vestiebat . . Nam in sola Anglia 50 praebendarios alebat. 

6) Gallia Christ. II b, 223 f. (993): Bischof von Le Puy gibt einem 


T von den 40 Präbenden des Domkapitels »unam integram canonicam 
€x 4U.« 


422 Posdil 


andere Transaktionen wurden zwischen den Kapiteln mit ihren 
Mitgliedern, auch hinsichtlich einzelner Kapitelsgüter, vorge- 
nommen. Die Verhältnisse waren überall verschieden und reich 
gegliedert. | 

Nicht nur daß also Kapitelsmitglieder in verschiedenen For- 
men mit Benefizien ausgestattet waren, nahmen umgekehrt auch 
Laien an der Naturalverpflegung der Kapitel aus deren Gütern 
teil. Wie die Benefizien waren daher auch die Naturalpründen 
in den geistlichen Genossenschaften von beiden Seiten her weit 
über den Kreis der ursprünglich dem Verbande zugehörigen Per- 
sonen hinausgewachsen, und die geistlichen Wirtschaften traten 
dadurch im Getriebe der damaligen Volkswirtschaft nur noch all- 
gemeiner in die Verkehrsbeziehungen mit außenstehenden Krei- 
sen ein. Umsoleichter konnte. sich daher auch umgekehrt die 
Einrichtung des Benefiziums als im Grunde genommen wirtschaft- 
liche Größe bis ins Innere der Konvente hinein fortsetzen, ohne 
aber deshalb dortselbst bis zum 12. Jahrhundert den Charakter 
eines Fremdkörpers zu verlieren. 

Deshalb glichen auch die aus Kapitelsgut an einzelne Ka- 
pitulare vergabten Benefizien in allen sonstigen Beziehungen 
wieder den überhaupt aus Kirchengut an Geistliche oder Laien 
verliehenen. Sie waren eben zuerst lediglich ad personam ver- 
gabte Güter. Und nur allmählich und zu verschiedenen Zeiten, 
sowohl was die Stellungen als auch was die Örtlichkeiten betrifft, 
gingen sie in fixe Amtsgüter über, bis schließlich die Kapitels- 
stellen selbst als Benefizien erscheinen. 

Genau wie die Außenstehenden müssen auch die Kapitels- 
mitglieder ihre Benefizien durch Hingabe anderer Güter ihres 
Eigens auf Lebenszeit ausdehnen, gleichsam im Tauschwege, wie 
dies ja auch die Urkundensprache jener Zeit selbst so nennt!). 
Auch soweit Kapitelsgut in Frage kam. Bei Transaktionen mit 
dem Domkapitel wirkt dabei stets seit dem 11. Jh. der Dom- 
propst (und sein Vogt) in stärkerem Maße mit — wie ja auch 
bei anderen Kapitelsgescliáften?). Aber auch andere Geschäfte 


1) Vgl. z.B. folgenden Fall etwa mit der gleichen Art und Formulierung 
hinsichtlich der Ministerialen-Benefizien oben S.81. Aauthaler I, S. 2331. 
(1041—1060): qualiter quidam presbiter sanctg Juuavensis ecclesig nomine 
Pezaman quandam commutationem fecerit cum seniore suo Baldevuino archi- 
episcopo et sug sancte congregationis preposito Liutoldo tale predium tradendo, 
quale habuit Rinchein (mit allem Zubehör in die Hände des Eb. und des Dom- 
propstes sowie der Vógte von beiden) perpetuo possidendum. Econtra retraditum 
est eidem clerico per equalem mensuram id in perpetuam proprietatem, quod 
antea habuit in benefitium in loco Viscaha . . 

2) Hauthaler a. a. O. S. 233 Nr. 5 a. a. b. (1041—1060). 


| 
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mit Kapitularen und anderen über Kapitelsgut kamen vor, nicht 
bloß eigentliche Benefizialleihen. 

So war es im 10. Jh. allgemein üblich, auch Kapitelsgüter 
prekaristisch auszugeben, u. zw. auch an Kapitelsmitglieder. Die 
geistlichen Genossenschaften und deren Angehörige wuchsen eben, 
wie gesagt, in die allgemeinen Wirtschaftsverhältnisse der Zeit 
hinein, paßten sich den Bräuchen des Lebens ihrer Umgebung 
an. Auch Hingabe von Eigen gegen Empfang desselben Gutes 
und eines weiteren, weit größeren aus dem Kirchenbesitz, finden 
sich da. | 

So schließt i. Jh. 967 der Trierer Chorbischof Winfried, selbst 
ein Mitglied des Domkapitels, mit dem Kapitel einen derartigen 
Prekarienvertrag ab. Der Verfügende über das Kapitelsgut war 
auch da natürlich der Bischof!) doch treten, wie gesagt, bald 
auch die engeren Kapitelsbeamten, vor allem der Propst, als zu- 
stimmend und mithandelnd hervor. Nach der weltlichen Seite 
hin natürlich auch die Vögte. | 

Häufig wurde auch durch Privatabmachung, Auflage oder 
Bedingung, anläßlich von Zuwendungen an die Kapitel verfügt, 
daß die tradierten Güter an ein bestimmtes Kapitelsmitglied auf 
Lebenszeit ausgetan werden müßten. Zu allermeist wurde der- 
artiges zugunsten von Verwandten angeordnet, die einem geist- 
lichen Konvente angehörten. Zahlreiche Beispiele hiefür finden 
sich in den Quellen. Nur einige seien als typisch hier besonders 
angeführt. 

So überträgt der Dompropst Ludolf von Halberstadt zu 
Anfang des 12. Jh. Güter an das Kapitel mit der Bestimmung, 
daß das ihm jeweilig am nächsten verwandte Kapitelsmitglied 
(von mehreren aber der Älteste) diese Güter gleichsam nach 
Erbrecht besitzen solle und den Brüdern am Jahrestage bestimmte 
Darreichungen daraus — auf Weisung des Propstes — zu ge- 
währen habe?) Wir sehen also aus diesen und ähnlichen Ab- 
machungen, daß der Privatbesitz in seiner Nutzung und Ver- 
teilung gleichsam ins Kirchengut hinein seine Fortsetzung fand, 


1) Beyer I, S. 284: gibt ad prebendam fratrum, quorum et ego spiritalis 
frater existo, de rebus proprietatis meg . . Siquidem in harum recompensatione 
rerum sub pretextu precariac accepi ab altare s. Marię ex prebenda fratrum 
per manus archiepiscopi et eius advocati . . easdem res teneam usufructuario 
possideam omnibus diebus vite meg etc. 

2) Schmidt, UB. des Hochst. Halberstadt I, 112 (1109—20) : ea condicione 
ac lege statuta, ut canonicus de cognatione sua, quicumque maior etate vel 
ho pongaior inventus fuerit in congregatione s. Stephani, predii huius (neun 

uten) providentiam semper quasi iure hereditario obtineat . . 
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in dieses gewissermaßen hineinragte. Selbstredend stand auch 
bei allen diesen Vorgängen, die die alten Kapitelsgüter von innen 
heraus zersetzten, die Benefialleihe im Vordergrund !). Zahlreiche 
Fälle solcher Benefizienbestellungen finden sich namentlich seit 
dem 12. Jahrhundert. Sehr oft auch auf mehrere Leiber. So 
übergeben um 1145 die Edlen Uodalrich und Adalbero von 
 Tandern dem Hochstifte Freising ihr Gut zu Giesenbach, be- 
halten sich zunächst gegen einen geringen Anerkennungszins 
ans Kapitel zeitlebens die Einkünfte davon vor und bestimmen, 
daß hierauf dieses Gut zunächst der Diakon Herrand, dann der 
Subdiakon desselben Namens, fernerhin der Junker Otto und 
nach diesem, wer immer aus ihrer Verwandtschaft Mitglied des 
Domkapitels sein werde, als Benefiz erhalten solle — gegen die 
Verpflichtung eines Servitiums an die Brüder des Kapitels am 
Anniversartage?). Und ähnliche Abmachungen begegnen uns in 
den Quellen sehr oft?). 

Waren aber in solchen Fällen zwar noch nicht die Kapitels- 
stellen schlechthin zu Benefizien geworden, so standen diese 
Güter als Benefizien doch bereits durch längere Zeit oder dauernd 
mit gewissen Kanonikaten in Verbindung. Die Umwandlung 
der geistlichen Stellen selbst in Benefizien auch in den Kapiteln 
war damit bereits in vollem Gange. Doch vollzieht sich der 
entscheidende Wandel auch hier erst seit den späteren Zeiten 
des 12. Jahrhunderts. 

Nur inbezug auf einzelne Stellen setzt, wie gesagt, die Ent- 
wicklung auch da beträchtlich früher ein. Die Anfänge reichen 
bis in die frühkarolingische Zeit hinauf und betreffen die zunächst 
wichtigsten und selbständigsten Stellungen. 

Von allen Kapitelsämtern ist es naturgemäß nach Abschich- 
tung des Kapitels von den alten Prälaturen (Bischof, Abt) durch 
die ersten Güterteilungen der Karolingerzeit die Stellung des 
Propstes, des neuen Kapitelsvorstandes im engeren Sinne, die 
zu einem selbständigen Amte mit Amtsgut im benefizienrecht- 

1) Redlich, Trad. v. Brixen S. 160 Nr. 455. (c. 1145): R. miles huius 
Brix. ecclesig donavit dem Hochstift Güter ea lege, quod filius suus R. noster 
videlicet canonicus eam in beneficium haberet et canonicis istius ecclesig in 
anniversario patris et matris sug servitium et oblationem inde daret. Oder 
a. a. O. S. 157 f. Nr. 450 (c. 1135): Der Domdechant macht eine Zuwendung 
an das Kapitel und resigniert diesem — duo feuda. His ita peractis prefatus 
decanus K. necnon et frater suus G. prescripta predia im beneficium ita 
receperunt . . (Auflage eines Anniversars für das Kapitel). 

2) Bitterauf Il, S. 542 Nr. 1763 (c. 1141—1147). 


3) Vgl. nur z.B. für Freising allein noch Bitterauf Il, S. 488, 490, 528 f. 
Nr. 16686, 1672 (1098—1104), 1737 (c. 1130—35). 
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lichen Sinne umgeformt wird. Zuerst handelt der Propst neben 
und mit dem Bischofe. Nach und nach wird aber seine Stellung 
selbstándiger, wenn auch der Einfluf des Bischofs in dieser 
Periode noch bis gegen deren Ende zu nachwirkt. 

Verlehnungsverbote hinsichtlich der Kapitelsgüter richten 
sich auch gegen die Própste, namentlich inbezug auf die Propstei- 
güter i. e. S. (mensa praepositalis). Im Jahre 1182 mußte sich 
der Bischof von Hildesheim verpflichten, daß weder ein Bischof 
noch Propst die Güter der Dompropstei verlehnen oder sonstwie 
veräußern dürfe !). 

Jemehr eben die Propstei als Mittelpunkt der kapitularen 
Güterverwaltung erscheint und die Aufgaben — auch in welt- 
licher Hinsicht — der Kapitel gleichfalls zunehmen, desto mehr 
erscheint nicht nur die Propstei selbst als Benefizium?) (benefi- 
cium praepositale, feudum praepositi, honor praepositalis), son- 
dern auch der Propst (oder Oberpropst) als der Verleihende, oder 
doch Mitwirkende bei der Vergebung weltlicher Benefizien aus 
Kapitelsgut?). Eigene Kapitelsvasallen und Kapitelsministerialen 
begegnen uns seit dem 11. Jahrhundert 2). Eine eigene, wenn 
auch beschrünktere, Hofhaltung der Própste, die unter dem 


1) Janicke, UB. I, 400 f. 

2) Die deutschen Reichsprópste waren nicht Reichsfürsten, wurden aber 
investiert. Ficker, Reichsfürstenstand I, 366. Die lombardischen Libri feudorum 
kennen Própste mit aktiver und passiver Lehensfähigkeit. Ebenso das fran- 
zösische Lehensrecht. | 

3) Z. B. Gallia Christiana XIII b 6 Nr. 5 (985): J. episcopus (Tolo- 
Sanus) et G. praepositus Gamevillae (bischöfliches Kollegialstift) dederunt ad 
fevum B. clerico et fratri suo P. clerico gewisse Zehnten. Insuper prae- 
potus dedit ex toto suo honore praepositale gewisse Abgaben . . et pro 

oc feuo dederunt M. domino praeposito etc. ! 

4) Gousset, Actes Il, 81 f. (1068): (Marienstifi zu Reims an die Erz- 
bischófe): Postulamus, ut et vobis nostrae subiectionis debitum exsolvatur, et - 
nobis libera potestas ab omni exactione saecularium ministerialium conservetur. 
— Ut in possessionibus et villis s. Mariae, et nostris etiam, et in terris quae 
nostrae ditionis sunt infra urbem et infra bannileugam, videlicet in.... 
nullam redibitionem, nullam pensionem exigatis — neque ministeriales vestri 
ullam potestatem habeant. Quod si forte aliquis de hominibus nostris . . 
aliquem vestrorum hominum flagellaverit . . unde ministeriales vesiri con- 
questi fuerint, ut praepositus vel ministeriales nostri inde iustitiam facient 
inira potestatem ad quam ipse pertineat. Quod si de hominibus s. Mariae ac 
nostris aliquos vobis ministeriales facere complacuerit, vel mediatores, ut non 
ob hoc amittamus in eis pensionem consuetudinum nostrarum, nisi tantum in 
IIS, quos infra civitatem habueritis. — Ut non statim, cui libitum vobis fuerit, 
absque scitu praepositi, caeterorumque magistratuum, stipem canonicam con- 
feratis. — His igitur et caeteris consuetudinibus nostris quas nos obtinuisse 
Per multos annos vel per nos, vel per ministeriales nostros, comprobare po- 
lerimus, nobis talem obligationem a vobis fieri postulamus, unde libertatem 
et securitatem perpetuo obtineamus, quatenus inde Deo liberioiibus animis 


servire studeamus, et vobis nostrae subiectionis debitum laeti semper ex- 
solvamus; valete. i 
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Stiftsklerus naturgemäß in erster Reihe stehen, erscheint. Auch eine 
mensa praepositalis wird ausgeschieden: das engere Propsteigut. 


Von da an erscheint die Propstei als selbständiges Ver- 
mögensobjekt, nicht nur als Benefiz, sondern auch bei Güter- 
übertragungen u. dgl. Die Propstei wird dann gelegentlich den 
Kapiteln selbst übertragen. Der Dekan tritt hierauf an deren 
Spitze’). Der Prozeß der Abspaltung und Zersetzung. schreitet 
‘damit nach unten weiter. So überträgt der Erzbischof von Nar- 
bonne 1129 seinem Domkapitel eine Stiftskirche »cum honore 
ipsius praepositurae«, daß sie sowohl die Propstei als auch die 
Kirche besitzen mögen ?). | z 

Derartiges geschah natürlich nicht überall. Im allgemeinen 
bestand vielmehr das Amt des Propstes als wichtigstes Kapitels- 
amt fort und entwickelte sich nach oben und unten immer mehr 
zu einem Benefiz. Die Vasallen und Ministerialen des Kapitels 
erscheinen daher immer mehr als Vasallen und Ministerialen 
speziell der Própste. Dies begegnet uns im 12. Jh. bereits häufiger *), 
jemehr also die Propstei zu einem besonderen Herrschaftsbereich 
mit größerer Unabhängigkeit herangewachsen war. 

Von der Propstei nach abwärts wiederholt sich dann der 
Vorgang noch einmal oder mehrere male, so, wie gesagt, hin- 
sichtlich des Dekanates und anderer Stellungen. Bis schließlich, 
allmählich, in größter Mannigfaltigkeit des Verlaufs in den ein- 
zelnen Kirchen, alle übrigen Kanonikate folgen und als abge- 


1) Quantin, Cart. de l'Yonne Il, S. 183 (1166): (Bischof von Auxerre) 
— concessi preposituram cum omni iure suo totius capituli communitati . . 
Nach dem Tode des jetzigen soll es keinen Propst mehr geben. | 
2) G. Chr. VI b 35 Nr. 38: ut teneant et habeant tam praeposituram 
uam ipsam ecclesiam S. Stephani. Oder vgl. Gousset, Actes Il, 77 (1066). 
ei den untergebenen Klöstern und Kollegiatstiftern Jag die Vergebung der 
einzelnen Stellen in den Händen des Prälaten der übergeordneten Anstalt. 
Gallia Christ. Il b 150 f. Nr. 13 (1161): (Bischof von Argouléme für das 
Kloster S. Jean d'Angely. — Cum enim Angeliacensis ecclesia ecclesiam 
S. Eparchii ex antiqua Engol. episcopi et comitis donatione ad ius suum 
pertinere, et per se abbatem et priorem et alias personas in ea debere con- 
stitui assereret. Oder vgl. Cart. d'égl. d'Autun S. 22 f. (1033): ein neuge- 
gründetes Kollegiatstift wird dem Domkapitel von Autun übertragen — quia 
praefata canonicorum congregatio in regularibus institutis nulli valet inferior 
inveniri. Trotzdem — decanus Eduensis praelationis officium praebendasque 
Verziacensium fratrum det vel sicut usus, immo melius abusus est, vendat 
pretiumque in fratrum Eduensiam usus . . convertat . . . 

Z. B. Hauthaler |, S. 337 (1125—47): Luitwinus prepositus et miles 
eius G. et fratres eius . . Vgl. S. 338. Im einzelnen Falle könnte es sich da 
wohl auch um Privatvasallen der Stiítsprópste handeln, auf Grund ihrer Privat- 
herrschaften. Dies kann jeweils nur auf Grund .einer besonderen Unter- 
suchung festgestellt werden. — Die Pröpste verleihen auch die Benefizien 
und feuda an Kleriker; z. B. oben $ 7. 
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sonderte Benefizien mit ständigen Amtsgütern erscheinen. Im 
einzelnen waren die Kapitelstellungen auch mit dem bischöflichen 
Beamtentum vielfach verquickt!). Doch ereignet sich diese Ent- 
wicklung verhältnismäßig erst spät ?). | 


Besonders in Deutschland. So galt in Köln noch im 12. 
Jahrhundert das Gewohnheitsrecht, daß Propstei, Dekanat und 
Stiftsobödienzen nicht als beneficia galten?). Auch da fällt eben 
der allgemeine Übergang zum kirchlichen Benefizialwesen — der 
Allgemeinentwicklung entsprechend — erst in die spätere Zeit. 
An anderen Orten zeigen sich aber bereits, zunächst bei der 
Propstei, wie gesagt, viel früher Ansätze dazu, so in Bayern +). 
Auch in den an Frankreich grenzenden Landesteilen war die 
Entwicklung voraus). Natürlich auch in Frankreich selbst. Im 
einzelnen ist die Entwicklung aber ungemein verschiedenartig 
und reichhaltig®). Doch auch bei Teilung des Kapitelsgutes ist 


1) Vgl. z. B. nur oben über Contances. Das nähere fällt aus diesem 
Zusammenhang heraus und wird andernorts ausführlich geschildert. 


2) Nur allmählich verfestigen sich in den Kapiteln die Benefizien; vgl. . 
Bitterauf, Trad. v. Freising Il, 482 Nr. 1657 (1090—98): Tradition ans Hoch- 
stift — tali conditione, ut aliquis de fratribus illud in obedientia suscipiens — 
den Brüdern am Jahrestage das Servitium bereite — postea eidem beneficio 
— ein Gut — a fratribus est adiuncta . . Vgl. S. 495 Nr. 1681 (1109—22) 
und namentlich S. 478 Nr. 1651 (c. 1080—91). 


3) Diese für die ganze Entwicklung hochbedeutsame Quellenstelle bei 
Muller, Cart. v. Utrecht S. 123 (1120?) Nr. 80: (Auskunft des Kölner Dom- 
kapitels an das Utrechter) . . quod nobis secundum antiqua nostre consue- 
tudinis instituta congruum videtur . . Ut prepositura, decania vel aliqua 
claustralis obedientia pro beneficio habeatur, vel beneficium nominetur, 
aecclesiae nostre consuetudo non patitur. — Stiftsobödienzen sind gerade 
die Verwaltungen des Stiftsgutes durch Kapitelsmitglieder — um das Beneiizial- 
beamtentum mit seinen zahlreichen Schäden zu bekämpfen. — Das in voriger 
Note angeführte Beispiel von Freising zeigt uns, daß dort die Benefizial- 
entwicklung der Kapitelsstellungen voraus war. Vgl. auch die folgende Anm., 
worin für Regensburg (also gleichfalls Bayern betreffend) die Investitur der 
Pröpste mit anderen Benefizienbestellungen in Parallele gesetzt erscheint 
Vgl. weiter unten über Salzburg. : 


4) Ried, Cod. dipl. Ratisbon. I, 150 f. (1037): ea conditione, quatenus 
episcopus locum ipsum cum omnibus rebus suis ob omni infestatione defendat 
et res eiusdem ecclesiae ad nullos alios usus, nisi ad utilitatem domino ibidem 
servientium pervenire permittat nec ipse sibi quicquam iuris aut servitii 
exigat aut alicui in beneficium tribuat, excepto, quod praepositum a saniore 
parte ipsius congregationis electum investire ei liceat. 


5) Gall. Christ. V b 325 (1087): (in einem Stifte von Flandern besitzt 
der Propst und jeder Bruder ein Stück Land) — terra, cuius modo quisque 
fratrum tenet particulam — Haec autem sunt pertinentia ad praeposituram . . 
Hieraus ergibt sich die Sonderausstattung der einzelnen Stiftsstellen, die 
immerhin hervorgehoben wird. 


6) Die Kanoniker des St. Salviusstiftes zu Alby hatten außer gemeinsamen 
Gütern Stiftsgüter als Obödienzen, Lehen, Kommenden, gegen Zins oder 
Servitium ; Gall. Chr. I b5 (1031—60?) Nr. 9. 
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die benefiziarische Nutzung durch die einzelnen nur selten nach- 
weisbar '). | 


Wird seit dem 11. Jh. sogar auch das Kapitelsgut im ganzen 
gelegentlich — von einer allgemeineren derartigen Übung ist 
allerdings damals noch keine Rede — als beneficium bezeichnet, 
so klingt dabei deutlich die allgemeinere, ungenaue Bedeutung 
dieses Wortes (Wohltat, Begünstigung) durch. So wenn Konrad Il. 
‚ von dem Abte des Marienklosters zu Florenz gebeten wird, er 
möge für das bei der Klosterpforte gegründete Hospital zum 
Nutzen der Fremden als Ausstattung ein Benefiz verleihen?). 
Dies geschieht mit der Weisung, niemand dürfe die Benetizien 
des Ortes verringern?). In gleichem Sinne wird das Wort auch 
fürs übrige Kapitelsgut, ja für das Prälatengut verwendet®). 
Ebenso ist das Wort ferner zu verstehen, wenn z. B. einem 
Hochstift eine Abtei mit ihren Benefizien bestätigt wird 5). 


Auch aus anderen Ausdrücken, z. B. commendare, ist nichts 
zu erschließen. Zwei Mönchen anvertraut (kommendiert) war 
auch die dem Kloster Korvey 936 mit mehreren (unfreien) Geist- 
lichen übertragene Kirche von Gröningen. Außer den beiden 
monachi wurden aber auch noch vier andere Kleriker vom Kloster 
aus dahin entsandt®). Später sollte dort ein Kloster errichtet 
werden. Hier gemeinsamen Benefizienbesitz der Mönche oder 
Kleriker anzunehmen, ist nicht zulässig, weil gänzlich willkürlich. 


1) Selbst dort, wo die Ausdrücke dafür vorzuliegen scheinen; z. B. 
Gall. Christ. VII b 337 f. Nr. 46 (1120): (Bischof von Nevers für sein Kapitel) 
— für den Stundendienst werden zwei Kanoniker eingesetzt und erhalten 
dafür lastenfrei Prábenden — eadem beneficia pari et communi usu posses- 
Suri . . Vorher heißt es vom ganzen Kapitel — pro illis, quorum cotidiano 
beneficio sustentamur, cotidianum sacrificium . . Deo offerretur. Vgl. dazu 
das folgende im Text. 

2) M. Germ. Urk d. d. K. u. K. IV, S. 287 (1034): pro remedio nostrae 
anime in usum hospitum et peregrinorum locum illum alicuius beneficii munere 
ditaremus. 

3) Ipsius domus beneficia minorare. 

4) Z. B. Dipl. Konrads II. für Brescia (1037) Mon. Germ. Urk. IV, S. 342. 
Vgl. oben S. 378 m. Anm. 4. 

9) Z. B die Fälschung Gallia Christiana XII b 331 Nr. 15 (886; 
Mühlbadier Reg. 1735) für Nevers: bestätigt dem Bistum den Besitz, u. a. 
viele Abteien, eine davon — de abbatia etiam in insula Galli posita cum 
omnibus suis beneficiis . . Bei den übrigen fehlt dieser Beisatz. Oder vgl. 
Dipl. Ottos II. Nr. 11 (965) für S. Remi zu Reims: bestätigt dem Kloster 
— beneficia domini genitoris nostri monachis . . collata — Lediglich auf 
ein früheres Benefizialverhältnis weist die folgende Stelle hin: u. a. cortem 
Cosla . . ante beneficiariam, sed a domino genitore nostro redditam . . monachi 
teneant etc. 

- 6) UB. des Hochst. Halberstadt I, 9: ut duobus monachis de nostra 
congregatione ipsum locum perpetuo commendaremus, quod et fecimus in 
presenti, insuper et alios quatuor clericos cum eis direximus. 
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Kommendieren heißt hier einfach »anvertrauen« und ist in dieser 
Bedeutung häufig genug. Auch in den meisten anderen ähn- 
lichen Stellen kann von eigentlichen Benefizien nicht die Rede 
sein !). | | 

Daneben gibt es freilich auch Stellen, die die ganzen Kapitel 
als solche als Benefizientráger im e. S. des Wortes erscheinen 
lassen?), wie denn auch unter Laien genossenschaftlicher Bene- 
fizienbesitz vorkommt. 

Weniger das Kapitel als solches wird aber gemeint sein als 
die Ausstattung von jeweiligen Mitgliedern des Kapitels, wenn 
es heift, ein Gut werde durch die Kanoniker als Benefiz be- 
sessen. Oder vielmehr es bilden die dem Kapitel zustehenden 
und als Benefiz für die Kanoniker fallweise verwendeten Güter 
noch eine einheitliche Masse. Die Benefizien werden jeweils aus 
diesem Bestande verliehen und kehren in denselben nach Er- 
ledigung zurück. Sie sind eben auch da noch nicht mit einzel- 
nen Stellen und Ámtern dauernd verbunden. 

Interessant ist da z. B. folgende Abmachung des Eb. Hartwig 
von Salzburg (991 —1023) mit seinem Neffen, einem nobilis clericus, 
gleichfalls Hartwig mit Namen, dem Primicerius der Salzburger 
Kirche. Dieser überträgt der Salzburger Kirche in die Hand des Eb. 
und seines Vogtes ein Gut seines Eigens und empfängt dafür (natür- 
lich unter Zustimmung des Kapitels) zu lebenslänglichem Eigen 
ein anderes Gut in einer Ortschaft, die, wie die Urkunde sagt, 
damals die Kanoniker von Salzburg als Benefiz innehatten?). 
Nach dem Tode des Primizerius oder im Falle seiner Bischofs- 
weihe solle aber dieses Gut an einen unfreien Geistlichen des 
Erzstiftes *) (ex familia) fallen — wieder als lebenslängliches Eigen. 
Hierauf solle es (mit dem anderen Gute) in den Besitz der Ka- 
noniker zurückkehren). Daraus ist doch ersichtlich, daß wenig- 


— 


1) Z. B. Gousset, Actes I, 620 f. (961): B. von Laon f. eines seiner 
Klóster — inter caetera beneficia a me collata secundae sedis episcopatus dig- 
nitatem confirmavi. — 


2) Heinrich II. für St. Florian Nr. 7 Dipl. III S. 8 (1002): monasterio 
sancti Floriani . . quandam nostrae proprietatis hobam . . dono contulimus 
et insuper quicquid fratribus ibidem deo famulantibus olim pro beneficio con- 
cessimus. | 

3) Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 197: talem proprietatem, qualem ecclesia 
in loco Pezilinesperch habuit, quem tunc Juuevensis ecclesiae canonici in 
beneficium tenuerunt . . 


4) Nach Zauthaler ein naher Verwandter des  Primicerius und 
Spáterer Propst. 


9) Utriusque loci possessio in predictorum canonicorum vestituram 
rediret et eorum annonarig utilitati deserviret. 
28* 
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stens hier in solchem Falle Kapiteisgut gemeint ist. Es handelt 
sich eben, wie in den weiter oben angeführten Fällen (S. 423 ff.) 
wieder um die benefizienartige Benützung einzelner Kapitelsbe- 
sitzungen durch einzelne Kapitelsmitglieder. 

Bei der inneren Zerfällung des Kapitelsgutes in Benefizien 
sind also zunächst die Sonderverwaltungen und Ämter des Ka- 
pitels, mit denen Teile des Vermógens dauernd verbunden waren, 
vorangegangen, die Allgemeinheit der Kapitelsstellen ist dagegen 
— oft erst spät — nachgefolgt. Letzteres vielfach erst nach dem 
12. Jahrhundert im Zusammenhang mit der letzten Phase der 
kirchlichen Benefizienentwicklung überhaupt !). 

Im ganzen läßt sich aber sagen, daß die benefiziarische Ent- 
wicklung im Innern der Kapitel zersetzend gewirkt hat. ‘Es wird 
da in dieser älteren Periode — bis zum 12. Jh. — kaum ein 
Unterschied gemacht zwischen den Verlehnungen an Kapitels- 
mitglieder (oft stark verweltlichte Adelige) oder an aufenstehende 
Laien?). Anläßlich der Schenkungen an die Kapitel wird daher 
auch häufig gemeinsamer Genuß der Güter verlangt und das Verbot 
der Teilung ausgesprochen?). Die Auflösung der Kapitelsgüter und 
ihre Sondernutzung auf dem Benefizienwege oder sonst gilt in 
jener älteren Periode daher stets als Verfallserscheinung. 

B. Hofgeistlichkeit und bischüflidie Beamte. Neben dem 
königlichen Hofklerus, dessen Ausstattung mit Benefizien aller 


1) Natürlich ist die Zerlegung der Kapitelsgüter und die benefiziarische 
Nutzung der einzelnen Teile — in der einen oder anderen Form — nidt 
überall eingetreten. Die kommunistische Wirtschaftsweise blieb in vielen 
Konventen aufrecht oder wurde sogar seit dem 10. und 11. Jahrhundert — 
gerade als Rückwirkung gegen das Benefizialwesen — vielfach erneuert und 
verschärft (reformiertes Mönchtum, Regularkanoniker). Die Vermögensent- 
wicklung der Kapitel ging also nicht nur den Weg aus der Einheit zur Vielheit 
und Dezentralisation, sondern oft auch umgekehrt. 

2) G. C. I b 5f.: (B. Frotardus) — quia ipse et praedecessores sui huic 
ecclesiae multa incommoda et iniurias, laicis personis dispertiendo eius 
possessiones, intulerunt, zwingt alle diejenigen Kanoniker, die auf solch 
unwürdige Weise, ohne ihre geistliche Pflicht zu erfüllen, Kapitelsgüter erlangt 
haben, diese wieder herauszugeben. Außerdem gibt er, videns ecclesiam 
re viduatam et absque Bar et propriis rebus expoliatam — ehm. Kapitels- 

üter zurück — Deo et S. Ceciliae et clericis ipsius loci in canonica, ipsis 
videlicet, qui simul immorari voluerint, reddidit . . Oder Gall. Chr. VI b 132 f. 
Nr. 7 (1092): (Bischof von Beziers) — considerans destructionem canonicae 
S. Nazarii olim factam ab antecessoribus meis episcopis et detrimentum ipsius 
ecclesiae, qualiter ipsi canonici circumvagantes per propria, non frequentant, 
ut decet, divina mysteria nec curant ecclesiastica negotia, quia non habent 
unde communiter vivant in canonica. 
Z. B. Urk. Bischofs Arhald von Maurienne für sein Domkapitel 
(c. 1075) G. chr. XVI b 295 f.: ut in perpetuum habeant et possideant, non 
ut inter se dividant per singulos neque dispertiant, sed simul et communiter 


in eadem domo, in refectorio et in ecclesia, ea usitent . . Vgl. auch oben 
S. 420 Anm. 2. 
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Art, auch geistlichen Ämtern (Reichsprälaturen) oder Grundherr- 
schaften, seit der Karolingerzeit nach Art der übrigen, weltlichen 
Hofbeamten gang und gäbe war!), gab es Hofgeistliche, zu per- 
sönlichen und sonstigen Diensten von mancherlei Weise (Kanz- 
lei usw.) herangezogen, auch an den Höfen der geistlichen 
und weltlichen Großen, namentlich mit aufsteigender Fürsten- 
macht. 

Im besonderen hielten auch die Bischöfe seit alter Zeit um 
sich Geistliche, die meist neben dem Kapitel standen, und ihnen 
zur persönlichen Hofhaltung beigegeben waren. Teils höherge- 
stellte Kleriker für wichtigere Geschäfte, die ministri, teils niedrigere 
und jüngere, die iuniores, auch unfreie Geistliche zur Bedienung 
und Begleitung?). Diese vielgestaltige Entwicklung kann hier 
nur kurz angedeutet werden. Von den bischöflichen Gehilfen 
waren die zur Erfüllung geistlicher Amtsgeschäfte herangezogenen 
die wichtigsten, vor allem Erzpriester und namentlich Erzdiakone, 
auf die die bischöfliche Regierungsgewalt teilweise zu eigenem 
Rechte allmählich übergegangen ist. | 

Dieses dem Bischofe näher verbundene, dem Kapitel lange- 
zeit gewöhnlich nicht angehörige bischöfliche Beamtentum wurde 
in erster Linie naturgemäß schon früh mit Benefizien entlohnt. 
Es gehört wohl zu den ältesten und hauptsächlichsten geistlichen 
Benefizientrágern. Solche Stellen erscheinen dann auch zuerst 
unter den als Benefizien behandelten Kirchenämtern 3). 

Aber selbst da entsprach wieder alles náhere dem schon 
für andere Verhältnisse gewonnenen Bilde. Die geistlichen Bene- 
fizien waren auch hier langezeit nicht die Ämter selbst oder 
dauernd damit in Verbindung gebrachte Amtsgüter, sondern 
nach freiem Ermessen aus dem Bischofsgute gewonnen und nach 


- ——— —M — 


1) Ein Großteil der früher mehrfach erwähnten (vgl. II. und III. Abschnitt) 
Verleihungen geistlicher Anstalten und Stellen, sowie auch rein weltlicher 
Benefizien erfolgte an den Hofklerus. 

2) Ungemein oft werden die bischóflichen ministri, u. zw. auch Kleriker, 
erwähnt, die dem Bischof namentlich bei Vermógens- und sonstigen Ver- 
waltungsgeschäftten zur Seite standen; z. B. Gousset, Actes Il, 1861. (1116): 
(Bischof von Amiens für ein Kloster) — Synodales tamen census, praedicti 
altaris circatas aliaque obsonia nostra atque ministrorum nostrorum . . retinui- 
mus .. Namentlich erscheinen die Chorbischófe als solche ministri. Ennen, 
Quellen I, 500 Nr. 38 (1119): ut ipsius altaris presbyter tertiam partem epi- 
scopalis sive chorepiscopalis servitii, fratres vero duas partes consueto ordine 
persolvant . . Auch für die ältere Zeit bieten die Quellen hierfür zahlreiche 
Belege. Vgl. auch oben S. 36. 

3) 2 B. Lépinois et Merlet I, 110 (c. 1100): beneficia presbyterorum, 
que apud vos iunioratus vocantur . . (Junkerpfründen) Auf das Verhältnis 
dieser Stellungen zu den Kapiteln kann an dieser Stelle nicht näher ein- 
gegangen werden. 
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Art aller übrigen Benefizialgeschäfte behandelt. Meist erhielten 
die bischöflichen Gehilfen einen Anteil der bei ihrer Verwaltung 
eingehenden Abgaben. Genau wie bei anderen bischöflichen 
Hofbeamten war auch bei den durchaus zu dieser Gruppe ge- 
hörigen Hofgeistlichen die wirtschaftliche Existenz fundiert'). 
Ihre Benefizien sind darum auch nicht die einzige materielle Un- 
terlage, worüber sie verfügen. Und die Benefiziengeschäfte gehen 
bei ihnen ebenso in andere Leiheformen oder ins Eigen auf 
Lebenszeit über wie bei sämtlichen anderen geistlichen oder welt- 
lichen Benefizienträgern. 

Es ist also auch da in den Quellen selbst nicht der gering- 
ste Unterschied zu beobachten zwischen der benefizienrechtlichen 
Stellung etwa eines bischöflichen Hofkaplanes und z. B. eines 
bischóflichen Ministerialen ?). | 

Noch im 12. Jh. haben beiderlei Gruppen ad personam 
Benefizien auf Lebenszeit. Finden sich darunter auch Kirchen 
und Zehnten, so erscheinen diese doch hier ebenso als Bestand- 
teile des Vermógens wie in anderen Lehen Weltlicher. Es ist 
nicht etwa diese oder jene Kirche das geistliche Amt, wofür der 
Geistliche sein Benefiz. erhält, sondern geistliche Hofbeamte, 
Hofkapläne und andere, erhalten neben anderen Gütern eben 
auch Kirchen, wo eine besondere Dos besteht und ein beson- 
derer (untergeordneter) Geistlicher den geistlichen Dienst ver- 
richtet. Das Benefizium ist also nicht die Kirche, ihr Amt oder 
Vermögen nach ihrem inneren, hierarchischen Verhältnisse. Die 
Gesamtheit der Quellen muß daraufhin überprüft werden. Einzel- 
fälle können nur als Typen dienen. | 

Erzbischof Konrad von Salzburg stattet 1122 ein von ihm 
neugegründetes Armenhaus (domus eleemosynaria) mit verschie- 
denen Gütern aus, hauptsächlich mit Benefizien seiner Hofgeist- 
lichen, seines Erzpriesters, Kaplans, Kämmerers und anderer. 
Die Besitzübertragung hat erst nach dem Tode der Benelfiziaten 
zu erfolgen. Auch eine Kirche und Zehnten finden sich da vor. 

1) Besitzbestätigung Johanns X. für Autun (921) bei Charmasse, Cart. 
de l'Eglise d'Autun S. 78 (J. 3560): decimas reddituum omnium ecclesiarum 
tuae des Bischofs dioeceseos . . tam ex his, quae tibi debentur, quam etiam 
ex his, quae ministerialibus tuis contingunt. 

2) Vgl. z. B. mit den früher (S 80 ff) über Ministerialenbenefizien 
angeführten Stellen etwa die folgende: Redlich, Trad. v. Brix. S. 149 Nr. 428 
(c. 1115): quidam clericus de familia s. Ingenuini (Hochst. D. cum domno 
suo Hugoni Brixinensis gcclesig episcopo in concambium tale predium qualc 
apud O. habuit, in proprium . . tradidit ac legitime delegavít et econtra idem .. 


episcopus aream quam in Brix. territorio infra muros antea im beneficium 
habuit, eidem suo fideli capellano . . in proprium tadidit. — 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 433 


Auch eine kleine Dos wird erwähnt. Natürlich ist aber diese 
Kirche nicht die Amtsstelle des Erzpriesters ). Das gleiche gilt 
umsomehr natürlich für die vorausgehende Zeit. 

So gibt 1006 der Bischof von Paris seinem Domkapitel 
von dem Hospital, dessen eine Hälfte sie schon besitzen, auch 
die zweite, die zur Zeit ein Erzdiakon als Benefiz inne hat?). 
Die Archidiakonate erscheinen erst später selbst als Benefizien®) 
und daher als besondere Vermögensobjekte und werden dann 
auch häufig an die Domkapitel übertragen*), wie wir das auch 
hinsichtlich einzelner allmählich zu Benefizien entwickelten Kapitels- 
ämter gesehen haben. 

Mit fünf Archidiakonaten stattet z. B. schon c. 1025 der 
Erzbischof von Auch sein Domkapitel pro victu suo aus°). Als 
Vermögensausstattung gibt ferner c. 1077 der Bischof von Tou- 
louse sämtliche Archidiakonate den neueingeführten Regular- 
kanonikern9). Zu Erzdiakonen sollten sie Mitglieder aus ihrem 
Kapitel wählen und dafür die Einkünfte dieser Stellungen be- 
ziehen — als gemeinsam lebende Kommunität. Und weitere 
ähnliche Fälle gibt es in den Quellen, namentlich Frankreichs, in 
großer Zahl. Wo indes nicht die Übertragung solcher Stellungen 
an die Kapitel — unter besonderen Abmachungen — stattfand, 


1) Hauthaler, UB. I, S. 329f. a): simul cum geclesia sancti Johannis 
baptiste, consensu Pabonis archipresbiteri, qui eam in beneficium possederat, 
post obitum tamen eius cum omnibus adpendiciis suis in usus pauperum 
iturum. Tradidit etiam beneficium Totilonis capellani und anderer; decimationem 
quoque quam Hantanicus habuerat. Dic zweite Fassung b): elemosinariam 
domum .. edificari cum omnibus acquisitis et adquirendis . . simul cum 
consentiente Pabone archipresbitero, cuius beneficium erat, eo nimirum tenore, 
ut post obitum eius cum omnibus pertinentiis suis usibus pauperum inserviat . . 
»Verum tamen eadem ecclesia . . cum area tantum eidem ecclesie contigua 
et parte dotis sug in Dingolfingia sita per concambium trium mansorum et 
duorum hortorum tradita est ad matrem ecclesiam s. Roudberti ceteris eius 
pertinaentiis in usu pauperum remanentibus « Tradimus etiam ad eandem 
domum pauperum beneficium Totilonis capellani et Engilberti de W. et 
Roudgeri leprosi de T. totum quoque beneficium Hartuuici camerarii excepto 
theloneo. Die Urkunden sind erst spätere Aufzeichnungen und stark über- 
arbeitet Daher die Abweichungen. 

2) Guérard, Cart. de Paris 1, 225 Nr. 10. 

A Koeniger, Sendgerichte; vgl. oben S. 363 Anm. 1. 

4) Z. B. Cartulaires du chapitre d'Auch publ. p. Lacave La Plane 
Barris, Auch et Paris 1899 (Archives historiques de la Gascogne 2me ser. 
fasc. 3. 4. 18 me année. 1899) S. 91 (um 1110): Der Erzbischof schenkt einen 
Archidiakonat an das Domkapitel: ut nullus deinceps eius successor supradictum 
archidiaconatum illis auferat. Vgl. auch das folgende im Text. | 

5) G chr. I b S. 160. 

6) G chr. Xll b 7f. Nr. 8: Ne vero alicui ob penuriam victus tantae 
authoritatem diffinitionis transgrediendi male blandiatur occasio, decernimus . . 
quatenus per omnes archidiaconatus praedictae sedis episcopatus, canonici .. 
archidiaconos ex propria congregatione communi consensu sibl eligant . . 
et . . archidiaconatuum redditus accipiant . . 
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erfolgle, wie gesagt, der Übergang dieser Ämter in Benefizien, 
ihre Übertragung in den Formen der Benefizialleihe im allge- 
meinen seit dem Anfang des 12. Jahrhunderts. 

Im ganzen läßt sich also hinsichtlich des bischöflichen 
Hof- und Dienstklerus dasselbe sagen wie hinsichtlich des welt- 
lichen Hof- und Dienstpersonals, insbesondere der Dienstleute 
i. e. S. (Ministerialen). Sie begegnen zwar schon früh in großem 
Umfange persönlich im Besitze von Benefizien, doch wurden 


- ihre Stellungen selbst erst spät als solche aufgefaßt. 


Waren doch auch beiderlei Gruppen von bischöflichen Be- 
amten — geistliche und weltliche — nicht streng, etwa nach 
der Natur ihrer Ämter, voneinander geschieden. Ebenso wie im 
früheren Mt. vielfach, wenn auch nur mißbräuchlich, Laien in 
kirchlichen Ämtern sich finden (z. B. Laienäbte', so wurden auch 
Geistliche zu Diensten aller Art, auch für rein weltliche Ge- 
schäfte, verwendet. So in den Kanzleien, auch für Vermögens- 
verwaltungen u. dgl. Dies schon wegen ihrer höheren Bildung. 

So zogen insbesondere eben auch die Bischöfe mit Vorliebe 
Geistliche heran, um sich von ihnen in ihrem geistlichen oder 
weltlichen Wirkungskreise vertreten zu lassen). So entstanden 
schließlich verschiedene bleibend eingerichtete Stellungen. Ihre 
Träger hießen ministri, die Ämter selbst ministeria?). Auch darin 
zeigt sich die Parallele mit den weltlichen Stellungen. Diese 
ministri erhielten, wie die weltlichen Ministerialen, Benefizien 
irgend welcher Art. Erst spät (etwa seit dem 12. Jh.) werden 
dann ihre Ämter selbst zu Benefizien. Und finden sich da neben 
hohen kirchlichen Würden auch untergeordnete dienende Stel- 
lungen, so führt uns das zum Schluß auch noch auf die Frage 
nach der benefizienrechtlichen Entwicklung auch noch der ge- 
wöhnlichen niederen Kirchenämter. 


. $ 15. Die niederen Kirchendmter. 


Das niedere geistliche Ämterwesen ist nach bisher herr- 
schenden Vorstellungen — mögen diese untereinander noch so 
sehr abweichen — die eigentliche Domäne, in der das kirchliche 


1) Zahn 1, 351 f. Nr. 359 (1155): Eb. v. Salzb. dedit cenobio (Admont) 
duos mansus in villa Techanschirche cum decimatione tota inter Pincam et 
Laventa, sicut archidiaconus eius d. D. ab eo tenet in beneficio, quam tamen 
ipse usque ad finem vite sue tenere debet. — 


2) Cartul. Paris. I, 314 Nr. 6 (1005): (Erzbischof von Sens gibt den 


. Kanonikern von Paris vier Altäre [vgl. S 15] — cum assensu Ragenoldi, archi- 


diaconi nostri, ex cuius ministerio esse videntur . . quatuor altaria . . 
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Benefizialwesen zuerst festen Fuß gefaßt und sich ausgebreitet 
haben soll, während Kapitel und Prälaturen erst allmählich, oft 
erst beträchtliche Zeit später, darin nachgefolgt wären. 

In Wahrheit ist aber gerade das niedere Benefizialwesen in 
der Kirche in seiner eigentlichen Bedeutung bisher noch ganz 
unerforscht und eine quellenmäßige Untersuchung zeigt uns ge- 
nau den umgekehrten Verlauf — wie er schließlich auf Grund 
allgemeiner Erwähnungen von vornherein auch viel wahrscheinlicher 
ist. Das niedere Ämterwesen in der Kirche, besonders bei Nie- 
derkirchen, ist am längsten der Benefizialentwicklung fernge- 
blieben. | | 

Niedere geistliche Stellungen gibt es aber nicht nur bei den 
Gotteshäusern untergeordeten Ranges, vor allem bei den kleineren 
Landkirchen mit nur einem oder wenigen Geistlichen, sondern 
es bilden sich solche auch in den hóheren, ja hóchsten Kirchen 
aus. Neben den Kapiteln, zu deren Hilfe, zur Bedienung ein- 
zelner Altáre oder zu anderen Zwecken wurden im Laufe der 
Zeit solche Stellen in wachsender Zahl eingerichtet. Ein Teil da- 
von war schon in den Zeiten, die vor dem eigentlichen Bene- 
fizialwesen liegen, in der Kirchenverfassung entwickelt. Die Frage 
ist nun die, wann und wo und in welcher Art sich hier zunächst 
benefizienrechtliche Gestaltungen erkennen lassen!) In karo- 
lingischer Zeit finden sich nun, u. zw. schon seit dem 8. Jahr- 
hundert, neben vielen höheren auch zahlreiche Niederkirchen als 
Bestandteile von Benefizien aller Art, wie bereits (S 8) gezeigt 
wurde. Auch an Geistliche (S 7), jedoch in noch stárkerem Um- 
fange auch an Weltliche sind Gotteshäuser nicht nur als Pertinen- 
zen von Grundherrschaften oder einzelnen Grundstücken in Bene- 
fizien aller Art und Form verliehen worden, sondern auch als 
Sondergrößen. Ein Herrscher oder Bischof verleiht einem Va- 
sallen oder auch einem Kleriker diese oder jene Kirche als Bene- 
fiz. Und derartiges kommt auch in den späteren, nachkaro- 
lingischen Jahrhunderten zahlreich vor. 

Es ist aber aus diesen Fällen, die wir bereits erörtert haben, 
nirgends zu ersehen, ob auch das innere Verhältnis zwischen dem 
geistlichen Amtsträger und seinem Herren benefizienrechtlich ge- 
wesen oder geworden sei. Überall ist vielmehr lediglich von 
der Übertragung des Herrenrechtes in Benefizienform von einer 
auf eine andere, geistliche oder weltliche, physische oder juristische 


1) Vgl. auch die bereits im vorigen $ 14 im Zusammenhang mit den 
dort erörterten Problemen gemachten Bemerkungen. 
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Person — oder umgekehrt — die Rede. Man hat nun freilich 
behauptet, der Herr habe in solchen Fällen die ganze Kirche 
samt ihrem Gute als Benefiz verliehen, zur Bedienung, falls der 


Bedachte selbst ein Geistlicher war, zur Anstellung eines geist- | 


lichen Gehilfen aber, falls der Empfänger ein Laie war. Dieser 
konnte sich dabei nach Wahl eines Freien bedienen, dem er ein 
engeres, lastenfreies Stück Landes (dos, mansus integer u. àhnl) 
übertragen habe, oder auch einen Unfreien, den er nach Belieben 
entlohnen habe können. In allen Fällen, oder wenigstens im 
ersteren Falle, habe er sich dabei der Benefizienform bedient. 

Dafür ist aber in den Quellen selbst keinerlei Anhaltspunkt 
gegeben und die Beweislast obliegt hier, wie schon betont, dem 
Behauptenden, da ein negativer Beweis aus den Quellen durch 
positive gegenteilige Einzelbelege nicht zu führen ist. Es müßten 
also die Quellenstellen vorgebracht werden, die die Behauptungen 
beweisen. Dies ist aber nirgends der Fall. 

Vielmehr ist bei den zahlreichen niederen Kirchen und 
Ämtern die vermögensrechtliche Stellung des geistlichen Amts- 
trägers, sein Verhältnis zum Herrn u. dgl. zwar ungemein oit 
ausdrücklich erwähnt und geregelt, sowohl in Normen allgemeinen 
Charakters als auch in konkreten Einzelfällen — nirgends aber 
wird ein geistliches Amt oder Amtsgut selbst ein Benefizium ge- 
nannt oder des Amtsträgers als Benefiziaten, Benefizienempfängers 


u. dgl. gedacht. Auch dort nicht, wo, wie dies z. B. im 11. Jahr- 


hundert so häufig geschieht, ein Herr einer Kirche zu deren Aus- 
stattung von dritter Seite, etwa von dem Bischof oder von arr 
deren, Güter und Rechte erwirbt, u. zw. für den dort dienen- 
den Priester!) Ein Benefiz desselben wird da fast nie erwähnt, 
auch dort nicht, wo aller übrigen Benefizienverhältnisse mit größ- 
ter Genauigkeit Erwähnung geschieht ?). 

Namentlich auffällig ist die Nichterwähnung der dos als 
Benefiz, wenn diese bei Neugründnngen geradezu aus (anderen) 
Benefizialgütern gewonnen wird. Dabei hätte es doch gesagt 
werden müssen, daß bisheriges Benefizialgut eines anderen nun- 
mehr zum Benefiz des Geistlichen gemacht wurde — falls letz- 
teres eben geschehen wäre. 


1) Aus vielen Fällen vgl. z. B. Zahn, UB. von Steiermark I, 77 f. Nr. 68 
(c. 1066): Tradition an Salzburg zur Entschädigung für übertragene Rechte. 
Eodem autem concambio ecclesio sue ad Avoloniza et sacerdoti eidem ecclesie 
ministranti bannum ab episcopo et ius baptizandi sepeliendique et omne illud 
regimen ecclesiasticum quo post episcopum eiusque missum plebesani utuntur, 
super omnes eiusdem vallis inhabitatores acquisierunt. 


2) Vgl. oben S. 366 Anm. 3. 
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Im Jahre 1031 gründet ein freies Ehepaar die Magnuskirche 
u Braunschweig') und gewährt ihr als Dotalausstattung zwei 
lufen mit Zustimmung des Grafen, von dem sie der Gründer 
ls Benefiz hielt?). Auch bei Ergänzungen der Dos aus Bene- 
izialgütern wird nur das bisherige Benefizienverhältnis erwähnt. 
Namentlich bei der Zuweisung bisher verlehnter Zehnten, die im 
2. Jh. in größerem Umfange für die Kirchen, auch für Nieder- 
drchen, zurückgewonnen wurden’). 

Dasselbe ist bei den ungemein zahlreichen Übertragungen 
ron Niederkirchen mit allem Zubehör an Klöster, Stifter usw., 
auch an Laien, zu beobachten. Überall wird die Ausstattung 
erwähnt, fast nie indes ein Benefizium des Geistlichen. Des- 
gleichen bei den ungemein zahlreichen Besitzbestätigungen, wo- 
nin regelmäßig und in großer Zahl und Auswahl Kirchen er- 
scheinen. Dies ist umso auffälliger, als aber auch hier der zahl- 
reichen sonstigen Benefizien anderer Personen wohl ausnahmslos 
Erwähnung geschieht, sofern solche vorkommen. In Papst- 
urkunden bis auf Alexander lI[.*) ebenso wie in Kaiserurkunden 


1) Schmidt, UB. d. Hochst. Halb. I, 52: Liudolfo comtte eiusque prin- 
cipibus quam plurimis astantibus . . Ueber solche Unterfürsten vgl. dieses 
Archiv 105. Bd. (1925). 

2) Aecclesiam . . construxerunt, cui duos mansos, Liudolfo comite con- 
sentiente, in dotem manciparunt: nam eosdem mansos Hatheguardus (der 
Gründer) ex parte Liudolfi predicti comitis in beneficium habuit. 

3) Für viele Fälle hier wieder nur ein Beispiel Lampel, UB. v. St. Pölten I, 
S. 13 f. (1165): Neugewählter von Passau bestätigt einen Tausch. Markward 
von Schónbichel — decimationes de vineis, quas ab ecclesia nostra in 
Sconenbuhlen in beneficio tenet, nobis resignavit, hac interposita conniventia, 
ut nos easdem decimationes ad plebesanam Medilicensem ecclesiam ad usus 
Gebhardi sacerdotis et suorum, successorum traderemus; e converso prefatus 
Gebhardus portionem decimatfbnum quae eum attingebant in Geroltingen in 
manus nostras exfestucavit, eo tenore, ut nos easdem decimas ad praefatam 
capellam Geroltingen traderemus et petitione Marchwardi et heredum suorum 
Sacerdotem ibidem ordinaremus, qui baptismum quoque et sepulturam teneat, 
cul et omnia pertinentia Geroltingen salva reverentia matricis ecclesiae con- 
cederemus. 

4) Auch hier wieder aus einer Unmenge von Fällen nur ein Beispiel, 
Lampel, UB. v. St. Pölten I Bd, S. 18 ff. (c. 1180): Alexander Ill. bestätigt 
den Stiftsbesitz. U. a. forense videlicet ius et usus burgi S. Ypoliti et parro- 
chiam eiusdem loci cum omnibus ecclesiis et terminis suis; Behaimchirchen 
cum omnibus ecclesiis, decimis et terminis suis; Chapellen cum decimis et 
ecclesiis suis; Weizzenchirchen et Chatzenberg cum dotibus suis; folgen 
mehrere Orte; dann parrochiam s. Christofori cum terminis suis; dann mehrere 
Zehentrechte und andere Besitzungen; endlich aber apud Sehrenpach VII 
beneficia, que senex marchio Otacharius de Stiria tradidit ecclesie; apud 
Raidenbelde unum beneficium; apud Radendorf V beneficia; Pernhartsdorf V 
beneficia; Waezelinstorf I beneficium, quod Egbertus de Gors et uxor eius 
Froize tradiderunt ecclesie; Ulricheschirchen duas curtes cum areis suis et 
unam vineam; Pilheltorf III beneficia cum areis suis und noch zahlreiche 

‚ andere Ortschaften mit genau aufgezähltem Besitz, darunter vielen Benefizien. 
june wird aber das Amtsgut der Geistlichen oder die Dos ein Benefizium 
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oder den sonstigen Diplomen geistlicher oder weltlicher Fürsten 
und sonstiger Personen ist überall das gleiche Bild zu beobachten. 

Erscheinen aber in derselben Gegend, aus der solche Ur- 
kunden vorliegen, dann gelegentlich auch Geistliche als Träger 
von Benefizien, so ist es wieder meist leicht zu erweisen, dab 
sie dabei ad personam in Betracht kommen, nicht eine ständige 
Verbindung dieser Benefizien mit ihren geistlichen Stellungen 
als solchen gegeben ist oder diese selbst als Benefizien er 
scheinen’). Genau dieselben Geschäfte werden über solche 
Benefizien geschlossen, wie wir sie oben hinsichtlich der Mi- 
nisterialenbenefizien und anderer kennen lernten. 

Höchstens werden die Einkünfte und Vorteile des Nieder- 
kirchengeistlichen als »seine Benefizien« bezeichnet oder bei 
Übertragung dieser Kirchen an Konvente die Rechte der letz- 
teren daran »Benefizien« genannt. Allein, dabei ist es offen- 
sichtlich, daß das Wort hier nicht in seiner technischen Bedeu- 
tung verwendet wird, sondern, wie gesagt, lediglich »Vorteile«, 
»Begünstigungen« u. dgl. bedeutet. Schon der Plural »Bene- 
fizien« auch im Einzelfalle einer Niederkirche mit nur einem 
Geistlichen macht dies klar. Und zwar begegnet derartiges 
noch im 12. Jahrhundert?) Natürlich um so öfter vorher. Erzb. 
Egilbert von Trier weiht die von der Abtei Brauweiler gestiftele 
und dotierte Kirche zu Mesenich, stattet sie mit den (einzeln 
aufgezählten) Pfarrechten aus und verbietet, dem Priester, der 
dort das officium verrichtet — »in eisdem collatis ecclesie bene 
ficiis fraudem aliquam vel violentiam inferre« 5). 

Und solche Stellen lassen sich leicht in größerer Zahl bei 
bringen. Sie entsprechen vollstándig den früher genannten 

1) Z. B. UB. v. St. Pölten I, S. 24 (c. 119 ): Wernherus sacerdos de 
Tulne pro remedio anime sue et parentum suorum predium suum Tulne . . 
super altare s. Stephani in domo s. Yppoliti (über Beschenkungen einzelner 
Altäre andernorts viel mehr) tempore Heimonis prepositi delegavit, eo pacto 
ut ipse et filius eius Otto idem predium et aliam vineam . . quam ante ab 
Ypolitensi ecclesia in beneficium susceperat, omnibus diebus suis possideant, 


interim quoque Ypolitensi ecclesie et fratribus . . censum XXIII denariorum 
annuatim persolvant. 


2) Z. B. G. chr. XII b 41 Nr. 45: Sacerdotem praeterea eidem ecclesiae 
serviturum eligentes . . Beneficia vero ad sacerdotem quoquo modo venien- 
lia, vid. baptisterium, benedictionem cerarum, visitationem infirmorum, missas 
pro defunctis, oblationes nuptiarum et purificationum, confessionem, adoratat 

rucis oblationem, mortuorum divisionem, monachi et sacerdos per medium 
dividant. Sciendum est praeterea . . beneficia ad manum monachorum ve- 
nientia . . . haec omnia non per medium, sed ex integro et sine sacerdote 
ad monachos pertinere, sacerdos vero missionem sine monachis suscipiat 
Haec . . a praedecessoribus nostris . . firmata . . concedimus. 


3) Lacomblet UB. I, S. 154 Nr. 240 (1088). 
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uellenäußerungen, bei denen es sich um die Benefizien von 
löstern, Kapiteln oder Hospitälern handelt!). 

Natürlich aber kommt es vor — und wir haben ja selbst 
erartige Fälle schon angeführt —, daß der Herr auch seinem 
ederen Klerus — selbst Unfreien — ein Benefiz verliehen hat, 
eradeso wie er auch sonst für sie gesorgt hat. Aber gerade 
abei ist es von besonderem Werte feststellen zu können, daß 
iese Benefizien an niedere Amtsträger weder sehr häufig waren 
och die Dos selbst, also das eigentliche geistliche Amtsgut be- 
afen, sondern vielmehr außer und neben diesem, ad personam, 
munerando, verliehen waren. Ja, es wird das Dotalgut sogar 
eben dem Benefiz genannt, wo ein solches überhaupt vor- 
ommt, und beide Größen zugleich erwähnt, in ihrem gegen- 
itigen unterschiedlichen Verhältnisse bestimmt und einander 
usdrücklich gegentübergestellt. Und solche Quellenstellen sind 
ann eben besonders beachtenswert und beweiskráftig für unsere 
ier vertretene Auffassung. 

Etwa im Jahre 1090 wurde eine Kirche ans Hochstift 
rixen schenkungsweise übertragen, u. zw. wie sich die Tradi- 
onsurkunde ausdrückt, mit dem Dotalmansus und noch einer 
nderen Hufe, die dem dortigen Geistlichen als Benefiz ver- 
lehen war, sowie mit dem gesamten Zehent?) Deutlicher 
önnen die Quellen doch wohl nicht sprechen. 

Oder wenn ein Freisinger Domherr um 1125 eine Kirche 
ut Dos und Zehnten ans Hochstift (Domkapitel) mit der Wei- 
ung überträgt, einer von den Brüdern solle die Kirche durch 
Jenefiz, d. h. durch die Gunst der Mitbrüder besitzen nnd die 
Verpfichtung des Anniversars übernehmen, so sind auch hier Dos 
ind Benefizium — letzteres hier noch überdies in mehr allge- 
neinem Sinne verstanden — durchaus getrennte Begriffe?). Und 
olche Fälle sind doch ein entscheidender Beweis für unsre Auf- 
assung von der Entwicklung bis zum 12. Jahrhundert. 


1) Vgl. oben S. 376ff. 


2) Redlidi, Trad. v. Brixen S. 128 Nr. 373 (c. 1090): Medietatem basi- 
ice in... cum manso uno dotate alioque manso parrochiano in beneficium 
lato totaque decimatione ad eandem basilicam pertinente . . . (ans Hoch- 
Sft) contradidit. 


9) Bitterauf, Traditionen von Freising II, 511 Nr. 1709 (1123—30): 
Marquardus devotus v. Marie (Freisinger Dom) canonicus ecclesiam in G. cum 
dote €t decimatione . . ad altare s. Marig legitimo iure contradidit hoc pacto 
videlicet, quatenus unus ex fratribus, qui eandem ecclesiam confratrum bene- 
ficio et bone vite testimonio possideat congruum eisdem servitium pro rerum 
Copia in suo (M.) semper anniversario quotannis exhibeat. 
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Im übrigen war die vermógensrechtliche Gestaltung diese 
niederen Stellungen, schon weil ihre Lage (abgesehen etwa vor 
Pfarramt) nichts Prinzipielles enthielt, sondern überall den lokalen 
untergeordneten Bedürfnissen des Einzelfalles angepaßt werde 
sollte und schon deshalb sehr verschieden ausfallen mußte, außer 
ordentlich vielgestaltig. 

Die vermögensrechtliche Stellung der Niederkirchen hin 
auch teilweise von der Größe ihres Gutes ab. Es gibt kleine 
Kirchen von verhältnismäßig nicht unbeträchtlichem Besitz. Ic 
zählte solchen bis zu 30 Hufen Landes und darüber. Es gil 
aber auch Gotteshäuser, die nur auf ihre Zehnten und Oblatione 
angewiesen waren. 

Im ersteren Falle genoß der Herr der Kirche den Hauptte 
ihres Gutes. Sie kam eben nicht nur als Gotteshaus, sonder 
auch als Wirtschaftsmittelpunkt in Betracht. Für den Geistliche 
wurde nur ein kleinerer Gutsteil, nach karolingischen Vorschriite 
wenigstens eine lastenfreie Hufe und in der Praxis meist auc 
nicht viel mehr, oft nicht einmal das, für die engeren kirchliche 
Bedürfnisse ausgeschieden. Das war die Ausstattung, Dos, dà 
Dotalgrundstück. Dazu kamen dann noch Einkünfte aus Zehnte! 
Oblationen u. dgl. 

Im zweitgenannten Falle aber war überhaupt nur eine Do 
vorhanden, daneben kein sonstiges Austaltsgut. Oft nicht einm: 
die Dos als Immobiliarausstattung. 

Die Dotalhufe wird zwar seit dem 10. Jh. und im 11. noc 
häufig erwáhnt!), war jedoch nicht bei jeder Kirche vorhander 
Viele Gottesbáuser waren auf ihre Zehnten angewiesen. 

So heißt es in dem Berichte über die Wiederherstelluni 
des Klosterlebens im St. Peterskloster zu Salzburg, Eb. Friedric 
habe auch ein Konventsgut wieder festgelegt und dazu haup! 
sächlich Kirchen bestimmt. Es werden da 6 Kirchen namentlid 
aufgezählt, fünf mit Zehnten als Zubehör und nur eine mit Zehr 
ten und einem Dotalmansus?) Auch sonst werden bei Übel 

1) Bitterauf, Traditionen von Freising II, 511 (1128—30): Ein Domhe 
von Freising tradiert ans Hochstift — ecclesiam in G. cum dote et dt 
matione . . Vgl. auch weiter unten im Texte. 

2) Hauthaler, Salzb. UB. I, S. 253 f. (987): Istas possessiunculas (frühe 
heißt es: pauca ex innumerabilibus praediola, quae priori servierant fraler? 
tati . .) monachorum . . reddiderat usui, quarum haec nomina sunt (Notiz 
Portam (vgl. mein Bischofsgut II. Teil) et omnia ad eam pertinentia ecclesiam 
que in eadem Porta sitam cum decima, Gruncita, Preitnove, Peirheim, Mel 
cisa, ecclesiam ad Anaue cum decima, ecclesiam ad Gretich cum decim? 


ecclesiam ad Wildorf cum decima, ecclesiam ad Sechirchen cum decimi e 
manso dotali; ecclesiam ad Walwes cum decima . . Ä 
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ragungen von Niederkirchen nur Zehnten, verhältnismäßig selten 
aber die Ausstattungshufe genannt. 

Aus der Dos und den Zehnten bestritt vor allem der Geist- 
iche seinen Unterhalt, doch hatte er auch die Abgaben an den 
Bischof urd seine ministri (die Erzdiakonen insbesondere) daraus 
zu entrichten. 

Gelegentlich wird diese Zweckbestimmung sämtlicher Güter 
einer Niederkirche, für den Unterhalt des dort dienenden Geist- 
lichen verwendet zu werden, in den Quellen ausdrücklich er- 
wähnt. Namentlich wird bei Kirchgründungen anläßlich der Aus- 
stattung der neu errichteten Gotteshäuser die Aufzählung der 
Güter und deren Widmung meist urkundlich niedergelegt. 

So sagt Bischof Reinhard von Halberstadt 1118 bei der 
Weihe der von seinem Amtsbruder in Hildesheim und dessen 
Schwester gegründeten Kirche zu Linden, die dos von zwei Man- 
sen und aller etwaige künftige Besitz hätten für den Unterhalt 
des dort dienenden Geistlichen zu dienen), der ausschließlich 
von der Stifterin eingesetzt werden (collocari) dürfe. 

Seit dem 10. Jh. kam es auch allgemeiner vor, daß niedere - 
Kirchen (ebenso wie höhere) keinen eigenen Geistlichen er- 
hielten, sondern z. B. von einem Kloster aus versorgt wurden, 
welches dann auch die Diözesanabgaben zu leisten hatte — aus 
der Ausstattung der betreffenden Kirche oder sonst. 

In dem Falle fehlte also das persönliche Element bei der 
Kirche, wenigstens an Ort und Stelle. Dies waren die Ämter 
oder Kirchen sine persona. Die anderen waren die Gotteshäuser 
cum persona oder mit Personaten, personatus. 

. Vergeben wurden daher die Personate samt Dos, wenn die 
Amter besetzt wurden. Da entsteht für uns nun die Frage, ob 
dieses Verhältnis des Verleihers zu den geistlichen Personen 
i. d. S. benefizienrechtlich war. Und da ist in den sehr zahl- 
reichen Fällen, in denen urkundlich oder gesetzlich der dos bis 
ins einzelne Erwähnung geschieht, ihre Teile, Lage, Umstände 
usw. genau beschrieben werden, nie von derselben als einem 
Benefizium die Rede, selbst in Urkunden nicht, die, wie gesagt, 
sonst aller dabei in Betracht kommenden Benelizialverhältnisse 
genauestens Erwähnung tun. Ebensowenig heißt der Geistliche 
Benefiziat. Die Benefizialgüter einer solchen Niederkirche sind 

l) Schmidt, UB. des Hochst. Halberstadt I, 110: Dotata vero est eadem 

ecclesia manso uno in eadem villa et altero in pago qui R. dicitur sito, 


quatinus tam hec predia quam et omnia, que in futurum eadem ecclesia qui- 
uscumque iustis modis adipisci posset, Deo ibi serviturum sustentarent. 
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gerade der Bestand, der für Benefizialleihen an dritte Personen 
(vielleicht auch ausnahmsweise neben der Dos für den Geist- 
lichen selbst) Verwendung fand'), geradeso wie bei Klöstern die 
res praebendales und res beneficiales geschieden waren und die 
ersteren, nicht aber die letzteren für den Unterhalt der Konven- 
tualen dienten, die Benefizien dagegen für — meist weltliche — 
Leihen. Dies gilt natürlich nur für Niederkirchen mit größerem 
Vermögen. Daß die dos einer Pfarrkirche zumeist nur einen 
kleinen Teil ihrer Güter ausmachte, gilt auch noch für die spätere 
Zeit. Selbst innerhalb der vom Pfarrer zu nutzenden Güter 
stellt sie nur eine engere Gruppe dar?). 

Bei Niederkirchen war es übrigens — namentlich in Frank- 
reich — gebräuchlich, seit dem 10. Jh. ecclesia und altare auch 
inbezug auf das Vermögen der Kirche zu scheiden und in letz- 
terem den Sammelpunkt für die engsten geistlichen Bedürfnisse 
zu sehen ?). Kommen aber selbst an diesen Altären (Altargütern) 


1) Ragut, Cart. de Mácon S. 238 Nr. 413 (a. 958): (ein Laie) petiit ab 
eis (Domkanoniker) aliquantulum ex rebus S. Vincentii . . de ratione fratrum, 
quod est de beneficio ecclesie S. Germani Tramayes. . . 


2) Man betrachte da nur die einzelnen Fälle genau. Die Pfarrkirche 
zu Burscheid wird dem St. Gereonskapitel inkorporiert und eine genaue Tei- 
lung des Vermögens zwischen Rektor der Pfarrkirche und dem Kapitel durch- 
geführt. Joerres, UB. S. 314 Nr. 307 (1329): Ipse rector pro sua sustentatione 
et pro solvendis decigis tam papalibus quam episcopalibus, quando imponun- 
tur, ac aliis ipsius ecclesie oneribus sustinendis habeat de dicta ecclesia 38 
iornales terre arabilis sitos prope L. item decimam inter L. et N. de uno 
manso et de 22 iurnalibus in campo dicto H., item et prope villam dictam 
B. decimam de agris capientibus in semine circa 9 maldra et decimam de 
curte B. et annuatim maldrum avene de bonis Everhardi de W. et pratum ad 
valorem unius plaustri feni, item 10 solidos . . annuatim de capella G. et etiam 
. decimam minutam de tota parrochia, item dotem ecclesie, oblationes, sinodum 
et 16 maldra avene de decima maiore, alia vero bona ecclesie et decimam 
maiorem habeat — das Gereonskapitel »virtute incorporationis« . . Vgl. auch 
Mon. Germ. Epistolae saeculi XIII. 1, 461 (1233; Transsumpt v. 1217): 
(Besitzbestátigung für das Domkapitel von Brandenburg) — ecclesiam etiam 
s. Marie in monte . . Harlugeberch . . cum tertia parte decimarum . . et 
ecclesiam s. Nicolai in Luckeberge cum dote sua et uno manso ei tertia 
parte decimarum ipsius ville ad predictam parrochiam in Padwin pertinenti- 
bus . . hospitale etiam pauperum in . villa Pardwin . . cum ortis et omnibus 
suis attinentiis . . ecclesiam etiam in Verchiezere . . cum dote et areis suis 
et duobus mansis et tertia parte decimarum totius ville . . villam insuper 
Mertzane cum tota decima . . et ecclesiam eiusdem ville cum dote sua et 
uno manso ad ecclesiam in Verchiezere pertinentem . . ecclesiam etiam in 
Thure cum dote sua et tertia parte decimarum de villis ad eam pertinentibus . . 
et totam decimam villarum . . folgen weitere Kirchen in áhnlicher Art. 


3) Guérard 1, 220 Nr. 6 (Jaffé Nr. 3809; c. 984): (P. Bened. für Bistum 
Paris) — presul E. gab an das Kapitel — Undresiacum cum ecclesia et altare .. 
Hec enim septen altaria, prefato sedi attinentia, memoratus presul, ex proprio 
dominio, sine sua suorumque successorum venditione, nullo contradicente, 
stipendiis perpetualiter ipsorum attribuit fratrum . . Oder Guérard, C. Paris. 
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Benefizialleihen vor, so sind es sogar hier, wie bereits oben ge- 
zeigt, weltliche Leihen an Laien, die gemeint sind, also nicht 
Benefizien der Geistlichen!). Der Anteil des letzteren an den Er- 
trägnissen der Kirche heißt vielmehr — auch bei Niederkirchen 
— gewöhnlich Präbende?). 


Er wird aus den Gütern der Anstalt vom Herrn gewährt -— 
nach freiem Ermessen. Die beneficia oder exteriora beneficia 
der Altäre hat der Herr, nicht der Geistliche*). Aber selbst der 
Altar konnte verlehnt oder sonstwie ausgetan sein), auch an Laien. 
Daher verbot das Konzil zu Clermont den Laien sowohl den 
Besitz der Altäre wie der Kirchen?). 


Ebenso wie Kirchen konnten auch Altäre cum oder sine 
persona vergabt werden — im früher erwähnten Sinne. In ersterem 
Falle wurden sie »in Personat« gegeben, d. h. mit einem beson- 
deren Träger versehen £). Und der Träger dieses Altargutes konnte 
dann wieder weiter darüber verfügen, geradeso wie auch die 
»persona« einer Kirche diese weiterleihen konnte. Im Jahre 1163 
erlaubt noch Alexander III. die Vergabung einer Kirche durch 
die persona derselben gegen Zins auf 7 Jahre”). 


l, 318 Nr. 11 (1055): (Bischof von Chartres) Do ergo fratribus predictis in 
commune habendum altare Spedonensis gcclesig . .; solvere tamen inde 
sinodum ac circadam non negligant, ne res ecclesiastica omnino a manu 
episcopi . . ut illi et successores sui mihi meisque successoribus solvant, 
unoquoque anno, Parisius, si requisierint, C. albos panes . . . 

1) Vgl. noch Gousset, Actes de Reims II, 87 f. (1076). Zum Altar selbst 
gehórt für den Geistlichen die dos. Z. B. Gallia Christiana XIII b 562 Nr. 16 
(1088): (Bischof von Toul schenkt einem Kloster) altare . . dotem cum deci- 
mis, luminaria cum eleemosynis et oblationibus . . 

2) Ennen, Quellen I, 500 Nr. 38 (1119): (Erzbischof Bruno von Trier 
vergibt Zehnten der Kirche zu Bacharach) tercia parte, quae ipsius altaris 
presbyterum integre attinebat . . in augmentum prebende sue . . Der Kleriker 
der Niederkirche wird vom Herrn mit der Prábende investiert; z. B. Hartz- 
heim Ill, 181 (1076). Doch ist auch das bis zum 12. Jh. im allgemeinen noch 
keine Benefizialleihe. 

3) Bei genauem Studium einer sehr großen Zahl von Fällen wird dies 
vollkommen klar. Man muß natürlich die zweifelhaften Fälle nach den sicheren 
auslegen — und nicht umgekehrt. Vgl. z. B. Gousset, Actes Il, 78 f. = 
Gallia Christ. X b 289 (1066): (Bischof von Amiens schenkt an Corbie) — 
altare vici . . Ciriciacus, exteriora enim loci eius beneficia possidebat, prae- 
fatae ecclesiae .. natürlich unter Zustimmung des Erzdiakons und des Kapitels. 

4) S. z. B. noch Gall. Christ. XIII b 472 Nr. 26 (1076): ecclesiam . . 
quam dux T. diu per invasionem obtinuerat . . praebendae fratrum (von S. 
Deodat; Diöz. Toul) in perpetuum concessimus: quia vero eiusdem ecclesiae 
frater episcopus (Pibo von Toul) fui, altare acquisitae ecclesiae in memoriam 
mei obitus .. eodem iure, eademque integritate qua tenuimus fratribus . . 
. Perpetuo tenendum tradimus . . 
9) C. 20: interdictum est omnibus laicis, ne amplius altaria vel ecclesias 
sibi retineant. 

6) Z. B. G. Chr. X b 313 (1147): altare quod H. quondam Belv. archi- 
diaconus de ecclesia nostra (Amiens) in personatum tenuerat. 

7) C. 4 X (5, 4). 
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Bei der Vergabung der Altäre »sine persona« indes wurden 
sie von den Abgaben an die Bischöfe und deren ministri befreit, 
weil die Besetzung weg fiel. Bei Übertragungen an Klöster und 
Stifter rückten gleichsam die Konvente in die Stellung der per- 
sonae ein!). Auch da erfolgte die Befreiung von den Besetzungs- 
abgaben, weil die personae sich durch Vikare vertreten ließen, 
diese eben nicht personae waren?). Bischof Pibo von Toul gibt 
1072 einem Kloster zwei Altäre mit der Bestimmung, daß es die- 
selben besitze solle, wie es alle anderen Altäre seit alters besitze, 
d. h. daß es nicht genötigt sein solle, dieselben nach dem Tode 
der jeweiligen Vikare, denen der Bischof nur die cura animarum 
überträgt, zurückzukaufen. Nur die jeweiligen Vikare sollte es 
dem Bischof zur Inempfangnahme der cura prásentieren ?). 

Gelegentlich wird auch der Personat des ganzen Kapitels 


. erwähnt. Erzbischof Johann von Trier gibt 1200 eine Kirche, 


deren donatio dem Dompropst zustand und deren Pastor in seine 
(als Propst) und des Archidiakoris Hände resignierte, dem Dom- 
kapitel »in personatum« — »tamquam tini persone et legitimo pas- 
tori«. Das Kapitel setzt und entfernt den Vikar unbeschadet der 
Rechte des Erzdiakons*)._ Die Vikare streben naturgemäß, zu 
personae aufzurücken. Alexander III. schritt gegen die Vikare ein, 
die sich den Personat ihrer Ámter anmaften, »qui personis fide 
et sacramento obligati sunt«*). 

Näher ist an dieser Stelle auf diese interessanten, zum größ- 
ten Teile noch unbekannten Verhältnisse nicht einzugehen. Für 
unseren Zusammenhang genügt es zu bemerken, daß in aller 
Regel weder die personae noch die Vikare der Niederkirchen 
bis zum 12. Jh. als Benefiziaten noch auch ihre Stellungen als 
Benefizien erscheinen. Begegnet aber, wie gesagt, einmal ein 
solcher Niederkirchenkleriker im Besitze eines Benefiziums, so 


1) Gousset 1I, 81 f. (1068): (Marienstift zu Reims) Ut altaria quae in 
communi obtinemus absque personis, in providentia praepositi habeantur; nec 
in eis, seu in his quae privatim possidemus, divinum interdicatur officium, 
nisi synodali et canonicorum consentiente decreto, Oder vgl. Hartzheim Ili, 
222 (1097): Bischof von Arras-Cambrai gibt einem Regularstiit Altäre; u. a. — 
altare de H. ea conditione . . ut singulis annis . . XII denarios solvat et dein- 
ceps ab omni redemptione liberum faciat. Altare . . de R. ita dedit, ut sine 
persona permaneat. 

2) Doch konnten dabei die Abgaben aufrecht bleiben. Z. B. G. Chr. 
III b 2 Nr. 3 (1138): B. von Cambrai schenkt einem Reichskloster mehrere 
Altäre — libera et sine persona, salvis nostris (Bischof) et ministrorum nostro- 
rum debitis. | 25 

3) Hartzheim Ill, 161. : 

4) Beyer Il 222 Nr. 181. Ueber die sg. Inkorporation vorläufig unten S 19. 

5) C. 6 X (5, 31) (1180). 
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ist darunter weder sein Amt noch sein Amtsgut, sofern ein solches 
vorhanden war, verstanden. 

Den gleichen Eindruck gewinnt man für die damalige Zeit 
von den übrigen niederen Kirchenstellen, abgesehen von Nieder- 
kirchen selbst. 

Daß die Hilfsgeistlichen der Kapitel vielfach Ausnahms-, ja 
Verfallserscheinungen waren, kann, wenn solche Personen eben 
wie andere Bedienstete mit Benefizien als »Entschädigungen«, 
»Wohltaten« oder ähnlich bedacht werden!), doch wohl nicht für 
die allgemeine Auffassung der niederen Kirchenämter oder ihrer 
Güter als Benefizien als Beweis verwertet werden. 

Und das gleiche gilt auch von den übrigen niederen Ämtern, 
z. B. den für die Bedienung einzelner Altäre an den höheren 
Kirchen angestellten Kaplänen. ‘Die mit solchen Stellen etwa 
ständig, z. B. infolge von Seelgerätstiftungen, verbundenen Güter 
sind nicht das Benefizium der dort dienenden Geistlichen, son- 
dern stehen, falls solche überhaupt vorkommen, daneben. Die 
Benefizien waren eben auch hier fallweise verliehene Güter und 
nicht ständiges Amtsgut. 

Um das Jahr 1030 gibt z.B. Bischof Hartwig?) von Brixen 
eine Hufe als Seelgerät an den Altar des Hochstifts mit der Be- 
stimmung, daß sie jener Priester, der den Altar beim Grabe des 
hl. Ingenuinus bedient, »absque stipendii beneficiique ratione« 
dauernd nützen solle). Etwaiges Benefizialgut hatte der Geist- 
liche also neben der Ausstattung seines Amtes ^). 

Fassen wir aber das alles zu einem Gesamtbilde zusammen, 
so ergibt sich nun die wichtige Fesstellung, daß Benefizien der 
kirchlichen Amtsträger bis zum 12. Jahrhundert zwar vorkommen, 
aber gewöhnliche, fallweise verliehene Benefizien waren, während 
gerade das mit den amtlichen Stellen verbundene Dienstgut oder 
gar diese selbst im allgemeinen noch nicht den Benefiziencha- 


1) Vgl. z. B. oben S. 382ff. 

2) Das ist der oben S 429) genannte Primicerius Hartwig der Salzburger 
Kirche; vgl. Hauthaler I, S. 196. 

3) Redlich, Trad. d. Hochst. Brixen Nr. 70 S. 28. Ad v. »absque« vgl. 
Hauthaler S. 76 (925): viris dei canonicis absque provende . . in proprietatem. 

4) Oder vgl. hier noch etwa folgenden Vertrag. Bitterauf, Trad. v. 
Freising II S. 493 f. Nr. 1679 (1103): (Bischof Heinrich) — recepit ab . . pres- 
bytero H. tale beneficium, quale tunc temporis habuit apud S. — Gibt es an 
die Dos des Altars in der Domkrypta, wozu es früher gehórt hatte (also durch 
die Benefizialleihe daraus entfernt worden war). Hierauf empfängt der Priester 
diese Dos auf Lebenszeit vom Bischof, gegen die Verpflichtung, diesen Altar 
geistlich zu bedienen und dem Domkapitel am Jahrestage (Anniversar) ein 
servitium zu gewähren. 

29 * 
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rakter angenommen hatten. Ausgenommen hiervon sind nur 
einige von den nóheren Kirchenämtern und auch das nur zeitweise. 
Und auch da zeigt sich das beneficium noch nicht als feste, inner- 
kirchlich tibernommene Einrichtung, sondern als verweltlichende, 
zweck- und widmungswidrige Verwendung und Erscheinung. 

Das wird aber mit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts ganz 
anders. 

IV. 


Die Entwicklung des kirchlichen Benefiziums 
nach dem 12. Jahrhundert. 


$ 16. Allgemeines. 


Der entscheidende Übergang in der Bedeutung des Wortes 
beneficium im kirchlichen Bereiche, aber auch die Erweiterung 
des Begriffes selbst und seine Ausdehnung auf große Gruppen 
kirchlicher Ämter erfolgte mit den späteren Regierungsjahren des 
Papstes Alexander IIl. Von da an wird das Wort immer häufiger 
für Kirchenamt — wenigstens für alle Ämter bestimmter Eigen- 
schaften — sowie auch für das damit ständig verbundene Gut 
verwendet. Und dieses selbst rückt in seine veränderte Rechts- 
stellung ein. 

Dies aber hängt wieder damit zusammen und steht zunächst 
damit in ursáchlichem Zusammenhang, daß eben damals eine all- 
gemeine Verfestigung der Benefizialverhältnisse — auch außer- 
halb des kirchlichen Ämterwesens und des kirchlichen Bereichs 
überhaupt — eintritt. 

Die Lehenskomplexe sondern sich von den Tafelgütern eben 
damals schärfer ab. Die Eigenschaft eines Lehens geht auf das 
Gut selbst oder auf die damit ausgestattete Stellung tiber. Auch 
da ist die innenkirchliche Entwicklung wieder ein getreues Ab- 
bild der allgemeinen Benefizialentwicklung. Und diese ist in 
letzter Linie ein Ergebnis der veränderten Wirtschaftsverhältnisse 
überhaupt. 

Ins 12. Jh. fällt eine neue — und letzte — Hochwelle des 
Benefizialwesens, eine allgemeine und weitreichende Ausbreitung 
und Verfestigung der Lehen. Hatten die geistlichen Grundherr- 
schaften darunter zwar schwer zu leiden, so wirkte diese Ent- 
wicklung doch auch mit Erstarkung der kirchlichen Macht 
günstig auf die Stellung des geistlichen Beamtentums ein. 

Im kirchlichen Bereiche tritt eine Verbesserung in der ver- 
mögensrechtlichen Stellung der geistlichen Amtsträger, eine Ver- 
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festigung der mit ihren Stellungen verbundenen Güterbestände 
vor allem dadurch ein, daß die kirchliche Gesetzgebung — wie 
längst vorher in karolingischer Zeit hinsichtlich der Landkirchen — 
bei allen geistlichen Stellungen eine Mindestausstattung verlangte. 
Namentlich auch bei den Hilfsstellungen der Vikare, die vielfach 
für einen andern den kirchlichen Dienst an Ort und Stelle tat- 
sáchlich verrichteten, wenn z. B. eine Kórperschaft persona des 
Kirchenamtes war, seinen »Personat« innehatte, etwa ein Kloster- 
konvent oder Stiftskapitel. Dem geistlichen Amtsträger sollte 
dann eine Mindestausstattung, eine portio congrua, bleibend zu- 
gewiésen werden und gesichert sein. Auch die willkürliche Ent- 
fernung der Geistlichen von ihren Stellungen und damit auch 
von den Einkünften sollte fernerhin unstatthaft sein. Vor allem 
sollte der kirchliche Beamte sein Amt wirklich selbst ausüben. 
Dies alles konnte aber wohl am besten dadurch geschehen, 
daß das kanonische Recht den Begriff »beneficium«, der längst 
allgemein eingebürgert war und stets eine gewisse Begünstigung 
der damit Bedachten, eine Sicherung, meist auf Lebenszeit, ihrer 
Position verbürgte, in sich aufnahm und sich sozusagen seine 
Kraft zunutze und dienstbar machte. | 
Denn damals. konnte die Kirche unbedenklich diesen Schritt 
wagen, da doch die äußere Lage, alle Bedingungen dafür ganz 
anders gestaltet waren als zuvor. Äußerte vordem durch lange 
Zeit das beneficium als eine vorwiegend weltliche Größe, welt- 
lichen Zwecken in erster Linie dienstbar gemacht, der Kirche 
gegenüber ungünstige, ja oft genug geradezu verderbliche Wir- 
kungen — damals, als die weltliche Macht der kirchlichen in 
der Entwicklung des Abendlandes im früheren Mittelalter weit 
überlegen war —, so lagen jetzt die Dinge geradezu umgekehrt. 
Einer unheilvollen Einwirkung des Benefizialwesens auf ihre 
Einrichtungen von weltlicher Seite her konnte die nunmehr er- 
starkte und seit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts immer mehr 
in die Vormachtstellung einrückende Kirche jetzt leicht abwehren. 
Tatsächlich wurde damals auch in zahlreichen Maßnahmen kirch- 
licherseits einem weiteren Vordringen des weltlichen Benefizial- 
wesens ein starker Damm vorgebaut'). 
| Dagegen konnte man sich aber umgekehrt jetzt gegen den 
Gegner seiner eigenen Waffe bedienen: man konnte nunmehr 
den Laien gegenüber den Benefiziencharakter der geistlichen 


1) Ausführliches darüber bringt mein »Bischofsgut« IV. Teil. 
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Ämter und ihres Gutes betonen, um Willkürakten seitens der 
Kirchherren zu begegnen und deren Gewalt auf diese Art wesent- 
lich zu beschränken. | 
Eine ungünstige Folge dieser neuen,‘ nunmehr von der 
Kirche selbst ausgehenden, Erweiterung der Benefizien, ihres Vor- 
dringens ins kirchliche Ämterwesen selbst, war nicht mehr zu be- 
fürchten. Das kanonische Recht hatte den Strom der Benefizial- 
entwicklung gebändigt und trieb nunmehr damit die eigenen 
Mühlen. 
| Dabei ist noch folgendes zu beachten. Die Kirche nimmt 
ihre Ämter und Stellungen als ikre Benefizien in Anspruch. Wie 
bei der Verleihung der Ämter wenigstens grundsätzlich seit dem 
12. Jahrhundert, praktisch freilich oft noch lange nicht, der kirch- 
liche Einfluß als der entscheidende immer stärker betont und in 
den Vordergrund gestellt wird, der der Kirchherren (geistlichen 
oder weltlichen »Patrone«) dagegen immer mehr zu einem bloßen 
Vorschlags- oder Mitwirkungsrechte herabsinkt, so nimmt das Amt 
selbst immer mehr den Charakter eines kirchlichen, kirchlich 
verliehenen Besitzstandes, eines geistlichen Benefiziums in diesem 
Sinne an, auch wenn noch ein Laie die Temporalien des Amtes 
seinerseits als weltliches Benefiz zu verleihen hatte. So nennt 
das kanonische Recht z. B.- auch die Reichsbistümer beneficia 
ecclesiastica, bei denen ohne Zweifel die immer mehr feudal aus- 
gebildete Regalienbelehnung der Kaiser oder Kónig vornimmt. 
Und der bekannte Satz des Dekretalenrechtes »beneficium 
datur propter officium« bedeutet nicht nur eine stärkere Be- 
tonung des öffentlichrechtlichen Pflichtenkreises kirchlicher Ämter 
gegenüber ihrem privatrechtlichen Rechts- und Interessenkreise, 
sondern er bedeutet vor allem: das kirchliche Amt ist die Haupt- 
sache, das Vermögen die Nebensache. Das Ganze wird daher 
von jener Gewalt — der hierarchischen — beherrscht, die über 
das Amt und seines Inhalt verfügt, und sein Schicksal darf nicht 
von jener (nicht hierarchischen) Macht abhängen, die nur das 
Gut verleiht, allenfalls ein älteres Benefiz gewährte. Schließlich wird 
eben das Amt selbst zum — nunmehr kirchlichen — Benefizium. 
Damit ist aber auch noch ein wichtiger Anhaltspunkt für die 
Entscheidung einer anderen Frage gewonnen. War nämlich ein- 
mal die streng privatrechtliche Benefizienordnung der älteren Zeit 
überwunden und das Benefiz mehr ein amtsrechtlicher, öffent- 
licher Begriff geworden, so ist von da an die Frage des Eigen- 
tums kirchlicher Benefizien auch anders zu behandeln als zuvor. 
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Es konnten unbeschadet eines Benefizienverháltnisses und der 
Benefizieneigenschaft von Kirchenämtern diese doch Vermögens- 
subjekte darstellen, denen ihre Güter eigentümlich zugehörten. 
Das Benefizium war eben nunmehr das Amt und nicht ein Gut 
oder dessen (vermógensrechtliche) Lage. Ein Benefiz konnte 
daher der Mittelpunkt von verschiedenen Gütergruppen von unter- 
einander ganz verschiedener Rechtslage sein. So waren die 
bischóflichen Stellungen, wie unten gezeigt, von da ab hinsicht- 
lich der sg. Regalien in einem Lehensverhältnis zur Krone, in- 
bezug auf andere Güter aber in der Stellung eines Eigentümers 
i.e. S. | 

Gegen Ende des 12. Jahrhunderts vollzieht sich daher ein 
Wandel hauptsáchlich in doppelter Richtung: einerseits eine 
weitere Verallgemeinerung des Benefizialwesens in der Kirchen- 
verfassung, andererseits aber auch eine Veránderung seines Cha- 
rakters. 

Schon in den späteren Gesetzen und Urkunden Alexanders III. 
verschiebt sich die Anschauungsweise und auch der Sprachge- 
brauch mehr und mehr in diesem Sinne. Den Ausdrücken des 
Gesetzgebers folgt aber auch das Rechtsleben in den einzelnen 
Kirchen nach. Man gewóhnt sich daran, alle mit einem bleiben- 
den Vermógensbestande ausgestatteten kirchlichen Stellungen 
beneficia zu nennen!) Immerhin zeigt sich aber aus dem 
Wechsel der Ausdrücke, aus den neben dem Worte Benefizium 
noch gebräuchlichen praebenda u. dgl, (vgl. noch unten S 17) 
die Neuheit dieses Übergangs ?). ! 

Unter Innozenz IIl. (1198—1216) scheint dann die Entwick- 
lung selbst sowie auch der Sprachgebrauch dafür im wesentlichen 
abgeschlossen zu sein. Doch lassen sich selbst da noch Schwan- 
kungen feststellen. 

Sieht man sich die Fälle nämlich genauer an, so erkennt 
man selbst da noch, daß der Ausdruck beneficium mit den An- 
stellungen der Geistlichen selbst noch nicht durchweg in einen 
Begriff zusammenfiel, deshalb, weil die feste Verbindung der 


1) Spirituale beneficium wird — stallum in choro et locus in capitulo 
genannt; c. 2 X 1, 9... . | 

2) Vgl. hier nur z. B. Hochst. Halberstadt I S. 358 Nr. 399 (1199): 
(Bischof) predecessor noster Otto episcopus . . contulit ecclesie s. Johannis in 
civitate domum infirmorum, que iuxta capellam s. Alexii est sita, pro 
recompensatione cuiusdam beneficii, quod prebenda portae vocatur, sub hac 
dispositione, ut ex eodem beneficio infirmi secundum meritum et antiquam 
institutionem pascantur, reliqua vero ad usus fratrum in claustro s. Johannis 
Deo militantium . . proveniant. 
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Ausstattungen mit den einzelnen Ämtern selbst da noch nicht 
im späteren Sinne restlos durchgeführt war. So sagt der genannte 
Papst, daß ein Kleriker, der gegen die Kirche, von der er ein 
Benefizium habe, für Fremde (Dritte) als Advokat oder Proku- 
rator auftrete, als Undankbarer dieses Benefiziums wieder ent- 
kleidet werden solle, namentlich, wenn er ein Kleriker dieser 
Kirche selbst sei‘). 

Das gibt aber doch nur dann einen Sinn, wenn man sich 
die Stellung des Geistlichen bei einer Kirche an sich getrennt 
denkt von dem Benefizium, das derselbe Kleriker eben auch von 
einer anderen Kirche erlangt haben kann. M. a. W. die Bene- 
fizien der Geistlichen waren damals noch keineswegs allgemein 
bleibend und eindeutig mit deren Ämtern verbunden. Vielmehr 
erscheinen Kleriker auch als Benefizienträger der Kirchen in 
anderer Stellung — wie Laien. Und das läßt sich ja auch sonst 
feststellen. | | 

Ferner verbietet Innozenz III. die Vergabung von Kirchen 
in denen Mönche dienen, an clerici oder laici personae, ferner 
die Vergabung von Kirchen (wie anderer Besitzungen) in bene- 
ficium, die nicht als beneficium ausgetan zu werden pflegten?). 
Da scheint also mehr eine benefiziarische Vergabung des alten 
Herrenrechtes an Kirchen und nicht der geistlichen Stellen in 
Frage zu kommen. Das zeigt sich auch noch in späteren Stellen. 
Hospitäler sollten z. B. nicht Säkularklerikern in Benefiz gegeben 
werden?), selbst wenn sich eine andere Gewohnheit ausgebildet 
habe. | 

In allen diesen Stellen klingen ältere Bedeutungen des 
Benefiziums durch. Auch das Nebeneinandernennen von offi- 
cium und beneficium in den Dekretalen Innozenz III. weist noch 
darauf hin, daß sich eben beide Begriffe noch nicht decken‘). 

Immerhin ist aber damals die Entwicklung bereits sehr weit 
fortgeschritten und in zahlreichen Stellen wird beneficium ein- 

1) C3 X I, 37 a. E.: Clericus autem, qui contra ecclesiam, a qua 
beneficium obtinet, pro extraneis advocatus vel procurator esse praesumit, 
tanquam ingratus potest, maxime si clericus sit eiusdem ecclesiae, beneficio 
huiusmodi spoliari. 

2) C. 10 X (III, 13). S. 94. Ueber »Tafelkirchen« und »Inkorporationen« 
mein »Bischofsgut« IV ; vorläufig unten S 19. 

3) C. 1 § 1 Clem. 3, 11. Ausnahme: bei stiftungsmäßiger Bestimmung 


und bei Bestellung der Rektoren durch Wahl. Nicht Anwendung findet 
"ue a able auch auf Hospitäler der geistlichen Ritter und sonstigen Orden 


4) Z. B. c. 14 X (II, 2): in causis, quae officii sui seu beneficii privationem 
exposcunt. Auch das früher erwähnte »beneficium datur propter officium« 
stellt die Vermógensausstattung dem eigentlichen Amte gegenüber. 
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fach für Kirchenamt gesetzt. Und dies ist der Sprachgebrauch 
und die diesem zugrundeliegende Begriffsbildung, die auch der 
Folgezeit bis auf die Gegenwart herab angehört. Dabei ist bis 
zur jüngsten Gesetzgebung der Kirche ein durch die Jahrhun- 
derte gehendes weiteres langsames Loslösen der Kirchenbenefizien 
von den Laieneinflüssen zu beobachten. Die Kirchenämter unter- 
stehen samt ihren Benefizialgütern immer ausschließlicher der 
kirchlichen Gewalt. | 

Nur in anderer Richtung fallen die Begriffe officium und 
beneficium doch auch noch seit dem 12. Jahrhundert auseinander. 
Ja, es bildet und vertieft sich da ein neuer Gegensatz. Und auch 
in dieser letzten Phase der Entwicklung schließt sich das Bene- 
fizialwesen in der Kirche dessen sonstigen Gestaltungen im welt- 
lichen Bereiche an. 

Wie in letzterem, namentlich in den landesfürstlichen Terri- 
torien, eine Konsolidierung der Fürstenmacht auch nach unten 
hin vor allem dadurch eintritt, daß an Stelle des in erblichen 
Stellungen stehenden, feudalen, durch die Geburt berufenen 
Lehensbeamtentums, um dieses in seinem Einflusse zu schwächen, 
überall ein gelehrtes, frei zu berufendes und auch abzuberufen- 
des jüngeres Beamtentum geschaffen wird, so ist dies eben im 
besonderen auch mit den Kirchenämtern der Fall. Es werden 
den alten »Benefizienträgern« unter den geistlichen Beamten 
jüngere Formationen von Stellungen entgegengesetzt, deren Träger 
in strafferer Abhängigkeit von ihrem Verleiher stehen. 

Und in Betonung gerade dieses Gegensatzes werden die 
auf Dauer verliehenen, ständigen Ämter mit Vorzug beneficia 
genannt, weil dabei das Privatinteresse des Beamten, namentlich 
im Hinblicke auf das mit dem Amte verbundene Vermögen, 
stärker hervortritt und insofern die alte Wortbedeutung des Bene- 
fiziums noch immer nachklingt. Im Gegensatze auch dazu heißen 
dann die Ämter, bei denen der Pllichtenkreis sozusagen das 
alleinige ist, deren Träger frei ein- und absetzbar sind und womit 
auch gewöhnlich gar keine bleibende Vermögensausstattung ver- 
bunden ist, officia im engeren Sinne des Wortes. Ein rite ver- 
liehenes Benefizium konnte nur auf Grund bestimmter Verfehlungen, 
nach genau durchgeführtem kanonischem Verfahren, seinem Trä- 
ger genommen werden. 

Daß aber nicht alle kirchlichen Stellungen in diesem Sinne 
vom Standpunkte des öffentlichen kirchlichen Interesses aus be- 
handelt und durchweg in solche »Offizien« verwendet wurden, 


452 Poscl 


hat, wie gesagt, seinen Grund darin, daß die Kirche bei den 
»Benefizien« die Verfestigung in der Stellung ihrer Träger nach 
der Laienseite hin betonen wollte. 

Und so hat das kirchliche Recht diesen jüngeren Benefizien- 
begriff im Sinne ständig eingerichteter und ausgestatteter und 
auch ihren jeweiligen Trägern auf Dauer verliehenen Kirchen: 
ämter entwickelt). Und in dieser Bedeutung wird die Ein 
richtung des Benefiziums auch später beibehalten?), nur traten 
in neuerer Zeit im öffentlichen Interesse noch einige weitere Ein- 
schränkungen in der Unentziehbarkeit der Benefizien und darum 
in der Sicherheit der Stellung des Benefiziaten ein. 

Damit ist aber nicht gesagt, daß nicht auch noch nach Ab- 
schluß dieser Entwicklung die Kleriker neben und außer ihren 
Amtsgütern auch noch andere Leihegüter empfangen hätten. Im 
Gegenteil stehen sie auch in der späteren Zeit hierin den Laien 
noch immer durchaus gleich ?). 

Der neue Kodex endlich versteht unter Benefizien jene 
Gruppe ständig eingerichteter Kirchenämter, womit eine Ver- 
mögensausstattung verbunden ist. 

Wir haben nunmehr die hier in allgemeinen Grundlinien mit- 
geteilten großen Veränderungen auch noch in den wichtigsten 
Einzelheiten hinsichtlich der einzelnen Ämterkategorien zu erörtern. 


$ 17. Die höheren Kirchendmter. 


Die Verschiebungen des Benefizienbegriffes, wie sie seit 
dem Ende des 12. Jahrhunderts im geistlichen Ämterwesen ein 
treten, lassen sich vor allem in Ansehung des bischöflichen 
Amtes und überhaupt der höheren Kirchenämter feststellen. 

Während bis zum 12. Jahrhundert die Prälaturen nur zum 
kleineren Teile als Benefizien aufgefaßt wurden oder seit der 
Karolingerzeit vielfach sogar nur Ansätze dazu zu beobachten 
sind und in allen Fällen die benefiziarische Vergabung der 
Kirchenämter als kirchenschädlich verworfen und bekämpft 


1) Vgl. hier nur etwa G. Chr. 16 b 182 Nr. 32 (1385): officia ecclesiastica 
saecularia et regularia, quae non consueverunt in perpetua beneficia assignari, 
et a quibus illa pro tempore obtinentes possunt persolvi nutu episcop! -- 

2) Ughelli IV, 833: (Additio) — (In der Metropolitankirche Genua) 
Praeter canonicos nulli beneficiati existunt. Verum 30 presbyteri, qui el 
capellani, inserviunt ecclesiae . . 4 mansionarii, quorum tres a capitulo electi 
praeferuntur reliquis, sed sunt amovibiles. 

3) Z. B. Cart. d'évéché d'Autun S. 288 (1271): (Gregor X.) verbietet 
Verlehnungen aller Art von Bischofsgütern an Kleriker oder Laien zum 
Schaden des Bistums. : 


Die Entstehung des geistlidien Benefiziums. 453 


vird, wird im kanonischen Rechte seit dem 13. Jahrhundert von 
liesen Stellungen selbst durchweg als von Benefizien gesprochen. 
. Insofern tritt dso eine weitreichende Verallgemeinerung 
unächst des Ausdrucks »Benefizium« ein. Gleichzeitig wird 
labei aber auch der geistliche Charakter dieser Benefizien, ihre 
Interstellung unter die strikteste kirchliche Regierungsgewalt 
iberall betont oder als ganz selbstverständlich vorausgesetzt. 

Namentlich wurde die Verleihung dieser Stellungen nach 
nnerkirchlichem Rechte seit dem Investiturstreite, zunächst für 
lie Länder des Imperiums, dann auch für andere Gebiete, kirch- 
icherseits allmählich durchgesetzt, der Laieneinfluß auf ein Mit- 
virkungsrecht bei der Besetzung in irgendeiner Form eingegrenzt. 

War aber damit inbezug auf das eigentliche Amt dessen 
Einbeziehung in den Bereich geistlicher Herrschaft aüch ge- 
sichert, so ward gerade dessen Vermógen oder Amtsgut als jene 
Größe aufgefaßt, die bei vielen Kirchen in der Laienherrschaft 
verblieb, aufdie sich derLaieneinfluß sozusagen zurückgezogen hatte. 

Hatte der Herrscher oder ein niedrigerer Temporalherr bis 
zum Ausgang des 11. Jahrhunderts das Amt selbst mit dessen 
Amtsgut als selbstverstándlichem Zubehör verliehen, wenn auch 
nur zum geringeren Teile in Benefizienform, so wurden später 
die mit den Kirchen verbundenen weltlichen Herrschaftsrechte, 
die temporelle Gewalt der Bischöfe, als das erklärt, was auch 
noch fernerhin durch die weltlichen Herren vergabt werden 
konnte. Und gerade inbezug auf diese Temporalien bildete sich 
ein benefizienrechtliches Verhältnis zwischen Temporalherren und 
Bischöfen vielfach von neuem aus. Das Band zwischen Krone 
und Bistum wurde in ein Zehensband umgebildet, vor allem in 
den Ländern des Imperiums. 

Das Wormser Konkordat bestimmte bekanntlich insbesondere 
hinsichtlich der Reichsbistümer und Reichsabteien Deutschlands, 
daß der neugewählte, nunmehr also durch kanonische Wahl ins 
Amt berufene, Bischof oder Abt die Regalien durch Investitur 
seitens des Herrschers nachzusuchen habe, Aus ihnen sollte er 
ja dem Kaiser leisten, was des Kaisers war. Diese Investitur 
sollte aber mit dem Szepter, als dem Herrschaftssymbole kaiser- 
licher Macht, und nicht mit Ring und Stab, den Symbolen geist- 
licher Gewalt, vorgenommen werden, da sie ja nur mehr die 
temporelle Seite des Kirchenamtes betraf!) In den übrigen 


1) Privilegium Pontificis (Weiland, Constitutiones I, S. 161): Electus 
autem regalia per sceptrum a te recipiat et quae ex his iure tibi debet faciat. 
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Reichsteilen, Italien und Burgund, sollte die Regalieninvestitu 
der Reichsprálaten durch den Herrscher sechs Monate nach de 
Konsekration stattfinden, ausgenommen natürlich die unmittelbar 
päpstlicher Herrschaft unterstellten Kirchen. Dort war der Papst 
der Temporalherr. 


Wir haben also gegen früher mehrfach veränderte Verhält 
nisse. Die Reichsprälaten standen gleichfalls in einem doppelten 
Lehensbande oder Benefizienverhältnisse. 


Dem Herrscher gegenüber waren sie inbezug auf die Rega 
lien ihrer Kirchen in einem Lehensnexus!); denn die Regalien- 
investitur-nahm im Laufe der Zeit immer deutlicher und unbe- 
strittener die Form einer echten Belehnung an. Mag es da auch 
unsicher sein, wann dieser Übergang eintrat und abgeschlossen 
war, unbezweifelt ist das schließliche Ergebnis?). 


Innerhalb der Kirche indes war jedes Amt eines Reichs- 
prälaten ein kirchliches Benefizium geworden, das kirchlicher Ober- 
leitung, dem Papste als seinem Herrn unterstand; u. zw. in jeder 
sonstigen Hinsicht, soweit also nicht auf Grund des Regalienbe- 
sitzes eine Abhängigkeit nach anderer Richtung hin gegeben war. 


Dabei ergibt sich nun die wichtige Frage nach der Ab- 
grenzung dieser beiden Machtverhältnisse untereinander, die Frage, 
was unter Regalien oder Temporalien, später unter der deutschen 
Bezeichnung »alle Lehen und Weltlichkeit einer Kirche« zusammen 
gefaßt, verstanden worden sei. Wie weit also die weltliche Lehens- 
herrlichkeit der Krone gereicht habe. 


Seit Fickers berühmter Abhandlung über das Eigentum des 
Reichs am Reichskirchengute?) herrscht die Meinung vor, die 
Regalien seien der ganze Besitz der Kirchen an irdischen Gütern 
und Machtmitteln gewesen. Sowohl die wirtschaftlichen Güter 
als auch die weltlichen Hoheitsrechte der Kirchen habe man 
darunter verstanden. Die Regalienbelehnung habe sich also aul 
die gesamte temporelle Ausstattung und Unterlage des Kirchen- 
amts erstreckt. 


1) In Deutschland gehörten nur Bischöfe, Aebte und Aebtissinen dem | 
Reichsfürstenstande an. Die deutschen Rechtsbücher kannten nicht lehens- 
fahige Pröpste. Wohl aber wurden auch diese investiert (nicht zu verwechseln 
mit der Regalienbelehnung); Ficer, Reichsfürstenstand I, S. 366. Das lombar- 
dische Lehensrecht kennt, wie auch das französische, auch lehensfähige Própste. 


2) Wir haben an anderer Stelle (»Bischofsgut« IV) diesen Entwicklungs: 
gang näher beleuchtet und im einzelnen klarzulegen versucht. | 


3) S. B. der Wiener Kais. Ak. d. W. 1872. 
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Dem gegenüber glaube ich indes nachweisen zu können ), 
laf die Regalien der Kirchen ein viel engerer Kreis von Gütern 
nd Rechten innerhalb ihres Gesamtbesitzstandes gewesen seien. 

Klar ist, daß bis zum Ausgang des 11. Jahrhunderts die re- 

salia oder iura regalia gegenüber der Kirche einfach die König- 
techte bedeuteten, die sich auf die Kirchenämter und deren ganzen 
Jesitz bezogen. 
A Aber gerade seit dem Investiturstreit und den da beginnen- 
len Auseinandersetzungen zwischen kirchlicher und weltlicher 
Jewalt wurden beiderseits die Ziele genauer abgesteckt, die eigene 
Jomäne schärfer begrenzt. 

Die ihrem Wesen nach in den Bereich des Staates als un- 
verlierbarer, unverdußerlicher Bestand gehörenden Größen wurden 
renauer umschrieben und festgelegt. Und so gelangte man eben 
m einer genaueren Bestimmung des Begriffes der Regalien im 
Laufe des 12. Jahrhunderts. War man da hinsichtlich einzelner 
Teile auch im Zweifel (so z. B. inbezug auf den vom Reiche 
jerrührenden Grundbesitz der Kirchen), so wurde doch als wich- 
igster und unbezweifelter Inhalt des Regalienbegriffes der Be- 
tand der Kirchen an Hoheitsrechten fixiert. 

Eine Feststellung: der Reichsrechte war aber nicht nur den. 
firchen gegenüber von Wichtigkeit, sondern vor allem auch 
zegenüber den aufblühenden Städten, die infolge ihres wirtschaft- 
ichen Übergewichts viele Reichsrechte an sich gebracht hatten — 
seitens verarmter Fürsten und gerade wieder von seiten der Kir- 
‘hen. Auch nach dieser Richtung wurde im 12. Jahrhundert, ins- 
besondere im Kampfe Kaiser Barbarossas mit den lombardischen 
Städten, diesen gegenüber der Begriff der Regalien in der be- 
fühmten »Constitutio de regalibus« vom Jahre 1158 durch eine 
genaue Definition des Wortes im Sinne der Hoheitsrechte und 
hoheitlichen Einkünfte festgelegt?) In späteren Urkunden wurde 
diese Begriffsbestimmung mehrfach wiederholt oder verwertet?). 

Genau derselbe Regalienbegriff wurde nun auch im Ver- 
hältnisse zwischen Krone und Reichskirchen angewendet und auf 
diese Regalien allein erstreckte sich das Lehensverhältnis gegen- 
über dem Kaiser und die Investitur der Kirchen. 


nn 


1) Dies wird in einer besonderen Abhandlung im einzelnen ausgeführt 
und quellenmäßig erhártet. 

2) Weiland |, S. 244 f.: Regalia sunt hec: Arimannie, vie publice, 
lumina navigabilia etc. 
diá e Z. B SSPR, Reg. Nr. 3892, 3844 (1159) u.a. Vgl. auch Weiland 1, 
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Es weist auch in die gleiche Richtung, wenn die Fürsten 
als episcopi regaliam habentes, die der Herrscher investieren soll, 
bezeichnet werden. Dies waren eben nicht alle Bischöfe, während 
diese jedoch sämtlich andere Güter hatten !). 

Hinsichtlich aller übrigen Güter, vor allem hinsichtlich 
des engsten kirchlichen Besitzstandes, der sg. Spiritualien, aber 
auch inbezug auf den Grundbesitz selbst (ohne Hoheitsrechte) 
galt freies Eigentums- und Verfügungsrecht der Kirchen. Auf 
alle diese wichtigen Verhältnisse, insbesondere auf die damals als 
Gegenstück zu der staatlichen Fixierung des Regalienbegrifis 
kirchlicherseits vorgenommenen Festlegung des Spiritalienbegrifls, 


© kann in diesem Zusammenhange nicht näher eingegangen 


werden. Diese Dinge haben mit der Benefizienentwicklung nur 
entfernten Zusammenhang. Nur das ist zu betonen, daß man die 
Bestellung weltlicher Benefizien an Spiritualien, vor allem an den 
Zehnten, seit dem 12. Jahrhundert kirchlicherseits verpónte. 

Mit Ausdehnung des kirchliches Benefizialbegriffs auf alle 
stándigen Ámter nannte man alle Bischofsámter dann ohne Rück- 
sicht auf das weltliche Lehensverhältnis hinsichtlich ihrer etwaigen 
Regalien schlechtweg beneficia ecclesiastica. Das bischófliche Amt 
wurde den anderen Kirchenämtern als Benefizien schon bald an 
die Seite gestellt?). Später ist es besonders jener engere Kreis 
von seinen Gütern, die der Bischof als sein Tafelgut in Eigen 
nutzung hielt, die man beneficium episcopi oder ähnlich beson- 
ders auch beneficium mensae episcopalis nannte®). Nicht zu ver- 
wechseln damit sind natürlich die zur mensa episcopalis als Ver- 
mógensbestandteile gehórigen kirchlichen Ámter, die wieder ihrer- 
seits Benefiziencharakter haben konnten (vgl. $ 19). Die Ein- 
künfte dieser Benefizien bezog dann der Bischof ratione bene- 
liciorum mensae episcopali incorporatorum 4). 

Allein, nicht alle Prälaturen, nicht einmal alle Bistümer des 
Imperiums waren reichsunmittelbar. Neben den Mediatkirchen 
geistlicher oder weltlicher Herren, denen gegenüber diese die 
Temporalherrschaft meist auch in. Form einer Lehensherrschaft 
übten, standen, wie gesagt, die unmittelbar päpstlichen Kirchen. 

Was im besonderen die bischöflichen Klöster und Kollegiat- 
stifter und ihre Prälaturen betrifft, so wurden diese seit dem 

)c Vgl. "s ug Jaffe Nr. 4131 (angeblich 1046). 

3) Hund Metrop. I, 279 (1587): (3000fl.) commodo et beneficio mensae 


episcopalis cedant . i 
4) Leverkus, Lüb. UB. I S. 295 f. Anm. 5. Vgl. S 19. 
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12. Jahrhundert teils frei, von der Bischofskirche mehr und mehr 
unabhängig — in sehr verschiedenen Abstufungen —, teils aber 
blieben sie zu den Hochstiften und deren Vorstehern in Ab- 
hängigkeit, in welchem Falle die Prälaturen gleichfalls oft in 
Lehensabhängigkeit von den übergeordneten Kirchen und deren 
Prälaten gerieten. 

Reine (vasallitische) Lehensverhältnisse werden insbesondere 
zwischen den geistlichen Fürsten Deutschlands und einzelnen 
ihrer untergebenen Äbte und sonstigen Prälaten begründet. Selbst 
Pröpsten gegenüber bildet sich später eine Lehensherrlichkeit 
aus. Namentlich werden bischöfliche Pröpste mit den Ministe- 
rialen der Propstei belehnt, auch Domprópste!). Ende des 13. Jh. 
sind — abgesehen von Regularstiftern — alle Kapitelsämter und 
auch die Präbenden kirchliche Benefizien*). Und zum Teile 
entwickeln sie sich auch zu rechten Lehen. Doch ist dies, wie 
gesagt, hauptsächlich hinsichtlich der Prälaturen der Fall. 

In den Lehensbriefen der geistlichen Fürsten erscheinen 
daher unter deren Vasallen regelmäßig auch Prälaten unter- 
gebener Kirchen). 

In Frankreich wurden die höheren Kirchenämter, vor allem 
die Bischofssitze, seit dem 12. Jahrhundert vielfach aus den 
niederen Abhängigkeitsverhältnissen als Mediatkirchen befreit, 
u. zw. entweder ganz unabhängig oder unmittelbar dem Papste 
oder der Krone unterstellt. 

Gegenüber den Temporalherren wurde das Verhältnis der 
geistlichen Seigneurs in Ansehung ihrer weltlichen Gewalt gleich- 


Z. B. UB. des Hochstifts Halberstadt II, 556 (c. 1300): Bischof von 
H. belehnt den neuen Propst mit den Ministerialen der Propstei. 


2) Leverkus, UB.I S. 294 Nr. 288 (Ende 13. Jahrh.): Episcopus Lubicensis 
habet conferre in ecclesia Lubicensi VII beneficia: scolastriam, cantoriam, 
cellerariam, custodiam, unam prebendam et aliam prebendam, cum electus 
fuerit, quod nos dicimus primitias precum. ltem ipse statuit camerarium. 


3) Vgl. aus vielen Fällen z. B. die Regalienbelehnung des Bischofs 
Albrecht von Bamberg durch Kaiser Sigismund (1415) Lünig, Spicilegium: 
(da der Bischof wegen Krankheit nicht persónlich erscheinen kann) — erlauben 
Wir dir »daß du als ein Bischof zu Bamberg alle und iegliche Lehenmann, sie 
seyn Fürsten, Prälaturen . . unter dir und demselben deinen Stifft und anderst 
wo, wo das ist, gesessen und wohnhafflich belehnt seyn, demselben leihen 
und reichen, und auch namlich den Banne mit Halsgerichten in allen deinen 

errschaften, Land und Städten, über alle deine und des eigen deines Stilfts 

ericht, wo die gelegen seyn, fürbasser verliehen, und das auch selber ge- . 
brauchen sollest und mógest, und aller ander Recht, frayheit und Herrlichkeit, 
in aller der masse, Rechten und Weisse, als ob du deine, und deines obigen 
Stiffts zu Bamberg Regalia, Weltlichkeit, Herrschaft, Herrlichkeit, Recht, freyheit 
und Lehen, mit Landen und Leuten vor uns, als Rómischen Kónig, leiblichen 
empfangen hàáttest« — bis du selbst die Regalien empfangen kannst. 
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falls vielfach als Lehensverháltnis dem Temporalherren gegen- 
über aus der älteren Zeit fortgesetzt oder als solches neu be- 
gründet. Diese Bistümer erscheinen in der späteren Zeit mit 
ihren weltlichen Besitzungen und Herrschaften (régaires) in die 
Lehensverfassung Frankreichs eingebaut!) Und ähnlich lagen 
die Dinge auch in England. 

Daß es daneben aber auch ganz freie Bistümer gab, die 
keinem Lehensherrn und überhaupt keinem Temporalherm unter- 
standen, läßt sich schon für das ausgehende 12. Jahrhundert nach- 
weisen, vor allem hinsichtlich der mächtigen geistlichen Pairien. 
| So wird z. B. von den mächtigen Bischöfen von Auxerre 
berichtet?), sie hätten zwar in ihrem Machtbereiche alle geist- 
liche und weltliche Gewalt in ihren Händen vereint und alle 
weltlichen Seigneurs der Gegend hätten ihre Gewalt von den 
Bischöfen als Lehen — mittelbar oder unmittelbar — empfangen, 
nur wenige ausgenommen). Doch der König habe dort keiner- 
lei Recht gehabt‘). Und die Bischöfe selbst, »oberste Herren« 
genannt), seien in keinerlei Lehensabhängigkeit von der Krone 
gewesen ê), sondern nur von Gott und der Kirche"). Der Graf 
der Gegend war ein bischöflicher Vasall. Ähnlich lagen die 
Dinge auch in anderen Kirchen. 

Die Prälaturen untergebener Kirchen standen in Frankreich 
in Lehensabhängigkeit von den übergeordneten Kirchen. Insbe- 
sondere hatten die Vorsteher bischöflicher Kirchen und Klöster 
(Äbte, Pröpste, Dekane u. a.) den Bischöfen homagium oder ho- 


1) In späterer Zeit erließen die französischeu Könige zwar ihren Bischöfen 
den Lehenseid inbezug auf das Bischofsgut. Nur inbezug auf andere Lehen, 
die die Bischöfe ad personam hatten, war er zu leisten. Vorläufig Marca, 
SOM S. 8 c 4 (III, S. 524). Die Einzelentwicklung wird andernorts dar- 
gestellt. | 
2) Quantin, Cart. de l'Yonne Il, S. 414 f. (gegen 1190; dem Inhalte 
nach ist das Stück aber an den Anfang des 13. Jh. zu setzen). 

3) Episcopus Autissiodorensis in comitatu et diocesi Antissiodorensis (!) 
est maior dominus in spiritualibus et temporalibus; nam omnes et singuli 
domini temporales dictorum comitatus et diocesis dominia in eisdem situata, 
paucis exceptis, tenent a dicto episcopo in feudum vel retrofeudum. 

4) Der Bischof habe dies auf recht drastische Art gezeigt, indem er das 
über Frankreich (von Innozenz Ill.) verhängte Interdikt nicht beobachtete. 
Vom apostolischen Legaten zur Verantwortung gezogen, habe er gesagt — quod 
rex Francorum in diocesi A. propriam terram dicitur non habere. 

Hac de causa episcopus Aut. in sua diocesi vulgariter nuncupatur 
»chief-sires«e, eo quod quasi omnes eius subditi ab ipso solo tenent sua dominia 
temporalia, in feudum vel retrofeudum. 

6) Ipse autem episcopus. suam totam temporalitatem a rege aut alio 
domino non tenet in feudum vel homagium . . 

7) Sed a solo Deo et ecclesia, quia ipsam recepit a b. Germano, duce 
quondam a Romanis in Galliis constituto, reliqua parte sui dominii relicta 
comiti Antissiodorensi, quam voluit ab episcopo in feudum teneri. 


Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. 459 


minium zu leisten. Schon im 12. Jahrhundert ist das der Fall !). 
Später ist dieser Zustand überall deutlich ausgeprägt *) und zeigt 
sich auch hinsichtlich der niedrigeren Ämter) (darüber vgl. noch 
S 18), insbesondere gilt dies auch von den leitenden und schließ- 
lich auch von den übrigen Stellungen in den Domkapiteln. Der 
Domdechant von Paris leistet schon im 13. Jh. seinem Bischof 
den Lehenseid (homagium) für sein feodum (die Dechantei)*). 
Ebenso war auch der Archidiakon ein homo ligius des Bischofs 5). 
Homagium ohne ligietas hatte der Pónitentiar zu leisten 9), eben- 
so der Kantor") Auch die einfachen Kanoniker investiert der 
Bischof mit ihren Präbenden®), doch ist hier im 13. Jh. ein aus- 
gesprochenes Lehensverhältnis noch nicht zu erkennen. Erst im 
14. Jahrhundert werden dann die Kanonikate als feuda claustralia 
erwähnt. So auch andernorts, z. B. in Basel. Die feuda claus- 
tralia °) standen im Gegensatz zu den feuda militaria. Sogar die 


1) G. Chr. VI b 1391. (1175): vacante ecclesia S. Aphrodisii episcopus 
s. Nazarii (Dom zu Beziers) debet abbatiam tenere, regere et sicut abbas ibi 
disponere, donec cum consilio et assensu . . episcopi, canonici s. Aphrodisii 
abbatem . . eligant, qui statim pro abbatia debet facere hominium episcopo. 

2) Guérard, Cart. I S. 198 Nr. 286 (1273): decanus Sancti Thome de 
Lupara fecit homagium ligium domino episcopo Stephano de decanatu suo 
predicto . . Ebenso der Dekan von St. Marcel Nr. 277 S. 198 (1273). Vgl. 
lerner Nr 269 S. 196 (1272); Nr. 260 S. 192 (1271); Nr. 188 S. 158 (c. 1240). 

3) Nr. 270 S. 196 (1272): decanus Sancti Germani Autissiodorensis 
Parisius, fecit homagium domino Stephano, Dei gratia Parisiensi episcopo, 
de decanatu suo predicto et de cantoria dicte ecclesie S. Germani . . 

4) Guérard I, 457 Nr. 26 (Anf. 13. Jh.); I, 206 f. Nr. 299 (1386). Vgl. 
ferner S. 197 Nr. 273 (1273): fecit homagium domino Stephano, Parisiensi 
episcopo, Gaufridus de Barro, decanus Parisiensis, et fuit illud homagium 
factum sub forma videlicet secundum quod antecessores sui facere consueverant, 
et secundum quod feodum debet. Vgl. damit z. B. Gall. Christ. XII b 285 f. 
Nr. 56 (c. 1200) für den Bischof von Troyes: (der Papst bestätigt [nach Vor- 
urkunden] den Besitz, darunter 14 Abteien, 7 Stifter, 66 Niederkirchen. U. a. 
heißt es) ecclesiam quoque S. Stephani prope civitatem Trecensem, cuius 
curam decani eiusdem loci de manibus tuis debent suscipere, cum omni 
obedientia et subiectione, quam tibi tuisque successoribus iidem decani cum 
hominii teneatur exhibitione persolvere . . Ausführlich gehe ich darauf 
andernorts ein. 

5) Guérard, Cart. 1 S. 200 f. Nr. 282 (1273): Guillelmus . . nunc 
Parisiensis ecclesie archidiaconus, fecit homagium ligium domino Stephano, 
episcopo Parisiensi, de archidiaconatu predicto . . Ueberschrift de feodo 
archidiaconi Parisiensis. Vgl. c. 15 X (5, 31) Honorius’ III. 

6) A. a. O. S. 200 Nr. 281 (1273): penitenciarius Parisiensis fecit homagium 
domino Parisiensi episcopo de jenneaeisna Parisiensi . . 

S. 196 Nr. 271 (1272) De feodo cantorie Parisiensis . . cantor 
Parisiensis fecit domino S. Parisiensi episcopo homagium de cantoria, prout 
eodum debet.. 

8) Guérard, Cart. I, 456 Nr. 25 (13. Jh.). 

9) Vgl. Trouillat 3, 228 (1315): der neue Propst von Grandval ver- 
Pflichtet sich den Kanonikern gegenüber, sie bel Rückgewinnung der feoda 
Claustralia ad communes usus zu unterstützen. Doch ist hier auch eine andere 

eutung möglich, worauf andernorts einzugehen ist. 
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matricularii sind Ledigleute des Bischofs. Sie haben für die 
Matrikularie fidelitas und homagium ligium zu leisten !). 

Ganz zwanglos erscheinen daher in Frankreich die geist- 
lichen hóheren (und selbst niederen) Stellungen als Lehen zwischen 
den übrigen Lehen in den Verzeichnissen der Lehensherrschaften, 
z. B. französischer Bischöfe. Die homagia ligia, die z. B. dem 
Bischof von Paris für geistliche Stellen geleistet werden, finden 
sich inmitten der für weltliche Lehen vorgeschriebenen Lehens- 
eiden, damit durchaus auf eine Linie gestellt ?). 

Und das gleiche Bild bietet sich uns auch in Italien dar. 
Hier entwickelt sich das Verhältnis namentlich zwischen den 
Bischöfen und den Prälaten der bischöflichen Klöster und Stifter, 
die der Bischof ernennt oder bestätigt und investiert, zu einem 
reinen Lehensverhältnisse. 

Der Eid, den die Äbte, Pröpste, Plebane und andere Geist- 
liche beim Herrenfall ihren neuen Herren, den neugewählten 
Bischöfen zu leisten haben, ist ganz ähnlich dem der Vasallen. 
Am besten ist dies aus einer Vergleichung in den Einzelfällen 
zu erkennen. 

So empfängt z. B. schon 1245 der electus von Turin seitens 
aller seiner Lehensleute den -Lehenseid. Ganz ähnlich sind da 
die Formeln für Vasallen einerseits?) und für den Klerus anderer- 
seits 4). 


2 Guérard, Cart. I, S. 210 Nr. 309 (1279); auch S. 203 Nr. 289 (1275). 
2) Guérard Y S. 169 f. Nr. 208 f. (a. 1268 f.). 
3) Monumenta Historiae Patriae I, 1367, 1369 Nr. 916 u. Nr. 918; letztere 
Stelle: Thomas et Nicholams Graciani de Cirlaco iuraverunt et fecerunt 
fidelitatem domino Johanni electo Taurinensi nomine ecclesie Taurinensis 
quod non erunt in loco aliquo vel statu, ubi dictus dominus electus amittat 
vitam vel membrum vel ubi habet carcerem uitra suam voluntatem. Et quod 
consilium et auxilium eidem domino electo exhibebunt ad manutenendum et 
defendendum iura ecclesie et ad recuperandum et alia omnia facere et obser- 
vare, quae ad iuramentum fidelitatis pertinent. Et inde dictus dominus electus 
de feudo per quemdam baculum, quem in manu tenebat, investivit eosdem .. 
. 4) S. 1367 ff. Nr. 917 (also zwischen den weltlichen Belehnungen): 
Johannes prepositus sancti Martini de Lizo, Guillelmus plebanus ecclesie 
sancti Puntii, Henricus de Turre plebanus ecclesie sancti Marixii et Ubertus 
plebanus ecclesie sancti Petri de Planetiis . . iuraverunt et fecerunt fidelitatem 
domino Johanni electo Taurinensi, quod non erunt in statu vel loco, ubi 
dictus dominus Johannes amittat vitam vel membrum vel rapiatur mala 
captione ultra suam voluntatem. Et si interfuerint predicta bona fide et sine 
fraude, prohibebunt per se vel eorum nuncium vel per cartam quam cicius 
poterunt manifestabunt. Consilium vel secretum ab ipso electo sibi revelatum 
sine sua licentia nulli revelabunt. Ad synodum vocati venient, nisi sua licentia 
excusabuntur. Et nuntios suos fideliter pertractabunt. Jura et possessiones 
suarum ecclesiarum sine licentia ipsius domini electi non alienabunt. Thesauros 
ecclesiarum suarum bona fide custodient et salvabunt et omnia alia, que ad 
fidelitatem pertinent, attendent ct observabunt bona fide et sine fraude, si 
Deus eos adiuvet et sancta dei evangelia. Ein andermal: dominus Gontofredus 
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Daneben bestanden auch die alten persónlichen Lehens- 
verhältnisse der Geistlichen fort. Diese hatten also neben ihren 
Ämtern als Lehen auch noch andere Lehensgüter !), insbesondere 
sogar auch Zehnten, inne?). 


$ 16. Die niederen Kirchenämter. 


Auch in den tieferen Schichten des kirchlichen Ämterwesens 
lassen sich, wie dies fiüher schon im allgemeinen angedeutet 
worden ist, seit dem Ausgang des 12. Jahrhunderts gewaltige 
Veränderungen inbezug auf die Benefizienentwicklung feststellen. 

Auch da trat die allgemeine Einbeziehung dieser in weiten 
Umfange als Benefizien bezeichneten Ämter — soweit dafür 
eben nur gewisse Eigenschaften gegeben waren — in den kirch- 
lichen Machtbereich, die stärkere Betonung dieser Benefizien als 
geistlicher Benefizien, als Bestandteile des kirchlichen Besitz- 
standes, allerorts in Erscheinung. Nichtsdestoweniger bleibt auch 
nier ein zwar gleichfalls abgeschwächtes, aber, besonders in der 
Praxis, noch langezeit ziemlich weitreichendes Benefizienverhält- 
nis (Kirchlehen oder ähnlich genannt) Laien gegenüber aufrecht. 
Die Verhältnisse liegen also bei den niederen Kirchenämtern in 
kleinerem Maßstabe doch ähnlich wie bei den Prälaturen. Im 
einzelnen ergeben sich da folgende Hauptzüge der Entwicklung. 

Durch die kirchliche Gesetzgebung wird mit Erstarken der 
kirchlichen Macht seit dem Ende des 12. Jahrhunderts auch für 
niedere Kirchenämter in erster Linie eine gesicherte Wirtschafts- 
lage, verbürgt durch die Ausstattung mit hinreichend großen und 
hinreichend sichergestellten Gütern, gefordert. Alle geistlichen 
Stellungen, inbesondere auch die niederen Kategorien der Vikariats- 
stellungen in den an geistliche Konvente und andere Personen 
zum Genuße der Einkünfte gelangten Kirchen, sollten wenigstens 
abbas monasterii sancti Mauri eodem modo fecit fidelitatem domino electo . . 
Noch später ein Pfarrer et idem dominus electus dictum plebanum de suis 


rectis iuribus quos ipse plebanus habet in ecclesia predicta investivit. Allerdings 


braucht hier nicht überall unbedingt an ein echtes Lehensverháltnis gedacht 
Zu werden. 


1) G. Chr. X b 415 (1344): si aliquis de canonicis sive personis . . feuda 
tenebat seu teneret in futurum a dicto episcopo (sc. Morin.) vel aliquam rem 
emphiteosecariam seu censualem . . 


2) Redlich, Traditionsb. d. Hochst. Brix. S. 189 Nr. 534 (c. 1189—1196): 
R. canonicus decimas, quas in O. a predecessoribus nostris episcopis habuit, 
dominis canonicis per manus episcoporum contradidit, item et terciam partem 
decimarum in S. u. andere Güter pro remedio anime sug fratribus suis concanonicis 
tradidit ipsaque nepotibus suis — post obitum suum disposuit ea conditione, 
ut singulis annis dominis canonicis de prenominato beneficio persolvant in 
anniversario suo oblationem et duos modios siliginis et LX caseos pauperibus. 


30* 
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ein für das standesgemäße Leben des dort tatsächlich dienenden 
Geistlichen ausreichendes Maß an Einkünften, eine portio congrua, 
besitzen, die weiterer Schmälerung entzogen war. Denn die Lage 
der einzelnen Kirchen und namentlich ihrer Geistlichen war da- 
mals noch sehr prekär. Selbst Bischöfe verleihen ihre Nieder- 
kirchen noch häufg — in verschiedenen Leiheformen — auch 
an Laien, die das Haupterträgnis aus den Kirchen zogen. Der 
dort dienende Geistliche bezog oft kaum das Existenzminimum. 
So kommendiert z. B. Bischof und Kapitel von Toulouse eine 
Kirche »nomine baiulationis« mit drei Vierteln des Zehnten, allen 
Primizien und allen Rechten der Kirche einem gewissen Ganterius 
für die Zeit seines Lebens. Dieser verpflichtet sich, einen ge- 
eigneten Kaplan anzustellen (eligat) und dem Erzpriester den Send- 
schilling zu bezahlen und andere Abgaben zu leisten t). 

Gleichzeitig sollte willkürliche Ein- und Absetzung dieser 
Geistlichen durch die diese Stellungen verleihenden Herren aus- 
geschlossen werden. In allen Fällen wurde die Mitwirkung des 
kanonischen Vorgesetzten verlangt. 

Dadurch wurde der Benefiziengedanke hinsichtlich zahl- 
reicher kirchlicher Ämter, bezüglich deren er bisher noch nicht 
durchgedrungen war, verwirklicht. Denn die Benefizienqualität 
der Ämter verschaffte ihren Trägern eben die darin gelegene 
Sicherheit der Stellung. Aber alle diese Maßnahmen wirkten im 
kirchlichen Sinne und waren gegen nicht hierarchische kirchliche 
Herrschaftsverhältnisse, in erster Linie gegen laikale, aber auch 
gegen klösterliche Kirchherren gerichtet. 

Aber auch abgesehen von diesen Kaplaneien, bei fest und 
dauernd eingerichteten Kirchenämtern wurde kirchlicherseits der 
Benefiziencharakter stärker betont und gleichsam wie etwas selbst- 
verständliches überall eingebürgert. 

In den Kapitein wurden gleichfalls die lange ins Mittelalter 
hinein in natura üblichen Reichnisse an die einzelnen Mitglieder, 
die eigentlichen Stiftspraebenden, seit dem 12. Jahrhundert in 
feste Benefizien umgewandelt, als solche aufgefaßt?) — sofern 
die Kirchen nicht bei der kommunistischen Wirtschaftsordnung 
verblieben oder gar von neuem dazu übergingen. 

Zuerst wird allgemeiner in England die Präbende der 
Kanoniker »beneficium praebendae« oder ähnl. benannt?) Bald 

\ G. chr. XIII b 26 Nr. 40 (1196). 

2) Schon oben S. 459. 


3) Mansi XXI, 1190 (1164) (Conc. Clarendon.) c. 17: canonicus B. .. 
praebendae suae beneficio mulctatus est. 
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aber auch auf dem Festlande. Sehr oft sind unter den geist- 
lichen Benefizien seit jener Zeit Stiftspräbenden schlechtweg 
gemeint!) Darin — im Ausdruck beneficium — sollte auch 
hier eine gewisse Stürkung in der Position des einzelnen Ka- 
pitelsmitgliedes gegen den verleihenden Oberen (den Stiftspropst 
oder eine andere Dignität) betont werden. 


Da man auch bei Niederkirchen langezeit das vom Herrn 
den einzelnen Geistlichen oft nach Wahl gewährte Reichnis 
praebenda nannte?) so hat auch hier der Übergang dieser 
praebenda zum beneficium — zunächst oft praebendale bene- 
ficium genannt — den gleichen Sinn. 


Auch da, bei den Kapitelsstellen und Niederkirchen-Ämtern, 
gingen die Benefizialverhältnisse oft in reine Lehensverhältnisse 
über?) die sich inbezug auf Kirchen und Zehnten mehrfach 


übereinanderlegten — ganz im Sinne der allgemeinen Lehens- 
entwicklung. | 


Hier können diese Verhältnisse, weil ihre Kenntnis doch 
nicht vorausgesetzt werden kann, nicht übergangen, aber doch 


nur ganz kurz angedeutet und mit einigen Beispielen beleuchtet 
werden. | 


Ein miles gründet 1269 bei Paris eine Kaplanei und stattet 
sie mit Land aus, das jeder Kaplan in manu mortua zu besitzen 
habe. Den Patronat überträgt er dem Bischof*) Der Kaplan 
leistet dem Bischof für gewisse Zehnten die Mannschaft und 
zwei Pfund Wachs bei jeder ersten Belehnung?) als Lehens- 
rekognition®). In einem anderen Falle hat der Rektor einer Kirche 
vom Bischof Zehnten zu Lehen gegen Mannschaft in vierter 
Stufe”), Die matricularii von Paris leisten dem Bischof fidelitas 
und homagium, dem Kapitel aber nur fidelitas. Sie werden von 


1) C. 3 X (I, 25). | 

2) Remling, Speyerer UB. I, S. 282 (1260): bei einem Hospital wird für 
den angestellten Geistlichen eine honesta praebenda ausbedungen. Wirtemb. 
UB. III, S. 307: Friedrich II. bestätigt 1232 dem Kloster Weißenau die praebenda 
parochialis und den Patronat der Kirche von Bregenz; Bestätigung durch 
Gregor IX. S. 271 (1230); vgl. IV, S. 402 f. (1227). — Auch für die Kongrua 
des Vikars findet sich der Ausdruck praebenda; z. B. Trouillat, Monuments 
IV, 193 (1362). Vgl. S. 443 mit Anm. 2. 

3) Vgl. vorigen $ 17. " 

4) Guerard, Cart. I S. 178 Nr. 239 (1269): Volens et concedens quod 
dictus Parisiensis episcopus ius patronatus habeat in eadem. 

5) D. h. zeitlebens des Kaplans. 

6) A. a. O. S. 177 f. Nr. 233 (1269): in recognitionem feodi . . 

T) Guérard 1, S. 211 Nr. 311 (1279). 
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dem letzteren mit dem Altar investiert, bei dem sie zu dienen 
haben !). 

Bis zu diesen feudalen Ausläufern?) ist die Benefizienent- 
wicklung indes nicht überall fortgeschritten. 

In all den genannten und sonstigen Fällen tritt jedoch mit 
der Verallgemeinerung des Benefizienbegriffes eine Verbesserung 
der Lage im kirchlichen Sinne ein. Die Investitur, d. h. die 
Einweisung in den Besitz kirchlicher Ämter®), wird mehr und 
mehr im benefizienrechtlichen Sinne aufgefaßt und in diesem 
Sinne in den festen Bestand innenkirchlicher Einrichtungen über- 
nommen. 

Umgekehrt sollte aber — gerade auch in niederen und 
mehr irregulären und nebensächlichen kirchlichen Stellungen — 
der Benefiziengedanke überall dort, wo er im älteren Sinne gegen 
die Kirche, gegen ihre Einrichtungen und Ziele, am Werke war 
und darauf hemmend einwirkte, wieder geschwächt und mit den 
Bedürfnissen einer geordneten kirchlichen Verwaltung in Einklang 
gebracht werden). Namentlich sollte der auch an diesen Stellen 
bereits gelegentlich sehr stark zum Durchbruch gekommene Erb- 
lichkeitsgedanke im kirchlichen Benefizialwesen bekämpft und 
durch verschiedene Neueinführungen zurückgedrängt werden. 

Der deutlich in Erscheinung tretende Zusammenhang zwischen 
den verschärften Zölibatsvorschriften und den Bestimmungen über 
die kirchlichen Benefizien beweist, wie man einem Erblichwerden 
der letzteren entgegentreten wollte. So die Bestimmung Alexanders III., 
daß verheiratete Geistliche der niederen Weihegradeé ihre Bene- 
lizien verlieren’). Ausdrücklich heißt es dabei, daß dies ange- 
ordnet werde, um den Besitzverlusten der Kirchen entgegenzu- 
wirken 6). Umsoleichter konnte mit dem Wegfall der Haupt- 
gefahr des Erblichwerdens der Ämter und der Zersplitterung des 
- Kirchenbesitzes in private Familienherrschaften kirchlicherseits 


1) Guérard 1, S. 90 Nr. 87 (1204). Vgl. oben S. 460. 

2) Eine besonders weit durchgebildete Entwicklung der Kirchenämter 
in diesem Sinne zeigt sich in den geistlichen Ritterorden. 

3) Verschieden davon ist die /nstallation. Ich habe eine Arbeit 
»Investitur und Installation« in Vorbereitung. 

4) Vgl. schon c. 9 Conc. Rem. a. 1131 Gousset lI, 208 f.: ne conductitiis 
presbyteris ecclesiae committantur et unaquaeque ecclesia, cui facultas suppetit, 
proprium habeat sacerdotem. 


9) C. 3 IL, 3). | 
2 C. 5 X (III, 8): (Innozenz III) praesertim duum rerum ecclesiasticarum 
substantia per tales soleat deperire —. Verleiht der B. neuerdings (nach der 
Verehelichung) solchen Klerikern ein Benefiz, so hat es ihnen der hóhere 


Obere zu entziehen. 
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der Gedanke des Benefiziums aufgegriffen werden und eine An- 
gleichung der geistlichen Stellungen an die Gebilde des Lehens- 
wesens erfolgen. 

Und die Vorstellung von der Gleichartigkeit der rechtlichen 
Struktur zwischen den weltlichen Lehensverhältnissen einerseits 
und den kirchlichen Benefizialverháltnissen, auch soweit sie nicht 
echt feudal wurden, andererseits ist der Literatur der Reichszeit 
in der Tat später vollständig vertraut geblieben. Böhmer, einer 
der Hauptschriftsteller des Lehensrechts, sagt z. B., die kirch- 
lichen Benefizien bischöflicher Kollation haben fast dieselbe 
Rechtsnatur wie die bischöflichen (weltlichen) Lehen !). 

Ursprünglich hat sich diese Anschauung aber nur langsam 
gebildet — ebenso wie bei den Prälaturen im Deutschen Reich. 
Im 12. Jh. sind die Kirchen des Bischofsgutes noch nicht bischöf- 
liche Lehen. So erscheinen z. B. in einer Aufzählung der 
bischöflichen Besitzungen vom Jahre 1155 Klöster und Kirchen 
neben anderen Gütern als bona dominicalia des Bischofs von 
Konstanz im Gegensatz zu den bischöflichen Lehen einerseits 
und den Kapitelsgütern andererseits?). Doch werden später in 
derselben Urkunde die hochstiftischen Besitzungen in possessiones 
liberae, in beneficiatae und ad usus monasteriorum set ecclesia- 
rum ad episcopatum pertinentium gehörende geteilt?). Damit 
zeigt sich schon der Übergang zur späteren Auffassungsweise. 
Seit dem Ende des 13. Jh. werden dann auch die geistlichen 
Benefizien, die der Bischof zu verleihen hatte, in den Verzeich- 
nissen der bischóflichen Lehensgüter angeführt‘). 

So treten also neue Unterscheidungen ein und machen sich 
am bisherigen Bestand an kirchlichen Amtseinrichtungen Ab- 
änderungen im kirchlichen Benefizialwesen bemerkbar. Damit 
hingen nun aber auch noch einige andere neue Rechtsfiguren 
zusammen, die hier zum Schlusse dieser Untersuchungen, die ja 
eigentlich nur der Entstehungsgeschichte des kirchlichen Bene- 
lizialwesens gewidmet sind, nur mehr kurz angedeutet, ihrer aus- 
führlichen Darstellung nach jedoch anderen Untersuchungen vor- 
behalten werden sollen. Sie gehóren ja schon der letzten Phase, 

1) De feudis S. 66: feudorum ecclesiasticorum, ad collationem episcopi 


Spectantium . ., quae similem fere naturam cum beneficiis ecclesiasticis, clericis 
conferendis, habent. 


2) Stumpf Nr. 3730. 
3) Wirtemb. UB. Il, 97. 


4) Z. B. Leverkus, UB.-I, S. 294 Nr. 288 (Ende des 13. Jh.) und dann 
viele Fälle. | 
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den endgültigen Gestaltungen des kirchlichen Benefizialwesens 
an. Der Vollständigkeit wegen sind sie aber hier doch noch zu 
erwähnen, da sie mit der Entstehung des geistlichen Benefiziums 
in der von uns geschilderten Art zusammenhängen und für unsre 
Gesamtauffassung das bestätigende und ergänzende Schlußglied 
bilden. Wir meinen da vor allem das Rechtsinstitut der /n- 
korporation geistlicher Benefizien in ihren verschiedenartigen Aus- 
prägungen im einzelnen und das Patronatsverhältnis. 


$ 19. Patronat und Inkorporation. 


Auf Grund der geschilderten Gesamtauffassung werden nun- 
mehr erst auch die zwei Rechtseinrichtungen verständlich, die wir 
hier zur Abrundung unseres Bildes noch kurz skizzieren wollen, 
in denen die Entwicklung des kirchlichen Benefiziums gleichsam 
ihren Abschluß fand und die trotz zahlreicher Erklärungsversuche 
bisher u. E. eine befriedigende Klarlegung noch nicht erfahren 
haben. Das sind nämlich Patronat und Inkorporation. 


Das erstere Rechtsverhältnis, in der Sprache der kanonischen 
Quellen ius patronatus, in der des praktischen Rechtslebens zu- 
meist Kirchensatz, Kirchlehen genannt — mit welcher Ausdrucks- 
weise auch verschiedene Färbungen in der Auffassung eines und 
desselben Begriffes Hand in Hand gingen — war jenes Verhält- 
nis, das zwischen jenen Ämtern, die sich zu eigentlichen Bene- 
fizien entwickelt hatten, und ihren Trägern einerseits und deren 
Temporalherren andererseits ausbildete. 


War man kirchlicherseits bestrebt gewesen, vor allem mit 
der Gesetzgebung Alexanders III. in der zweiten Hälfte des 
12. Jahrhunderts, namentlich das laikale (in Laienhänden befind- 
liche) Herrschaftsverhältnis zu schwächen und ihm wichtige Teile 
seines Inhaltes zu entziehen, Bestrebungen, wie sie ja in ähnlicher 
Weise schon viel früher begegnen und mit den übrigen Äuße- 
rungen der Opposition gegen die Laienherrschaft über Kirchen 
eine große Reihe bilden, so war doch der Erfolg dieser Be- 
strebungen im praktischen Rechtsleben gering. 

Durch Jahrhunderte bestand das Patronatsverhältnis mit star- 
kem, auch für den Patron nutzbarem, Rechtsinhalte fort. 

Überhaupt findet sich auch noch lange nach Alexander III. 
eine weitreichende Laienherrschaft über Kirchen vor. Auch Ver- 
mögensiransaktionen über Gotteshäuser sind nicht selten. So ver- 
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tauscht z. B. ein Spital in der Diózese Lucca i. J. 1244 mit einem 
Laien eine Kirche gegen ein anderes Hospital’). 

Namentlich mit Klöstern (und Stiftern) werden selbst bischöf- 
licherseits noch lange Geschäfte über Kirchen wie über andere 
Besitzungen abgeschlossen. Bischof Guido von Clermont schenkt 
1253 einem Kloster mehrere Kirchen?) Der Kirchherr hat in 
solchem Falle die Investitur des Geistlichen mit den Temporalien, 
der Bischof verleiht die cura?). 

Wird zwar die Kirchherrschaft auch zum Patronatrecht ab- 
geschwächt, so werden doch andererseits auch zahlreiche der- 
artige Patronatverhältnisse seitens der Bischöfe zugunsten von 
Laien veräußert. Zahllos sind die Fälle, in denen Laien Patronat- 
rechte selbst von Bischöfen zu Lehen tragen‘), wie denn auch 
die für Grundstücke üblichen Übereignungsformalitäten auf den 
Patronat angewendet wurden?) 

Noch lange — bis zum Schlusse der Feudalzeit — wurden 
zahlreiche Patronate als nutzbare Rechte zu Lehen getragen. 
Und wenn Böhmer, wie erwähnt, das Patronatsverhältnis selbst 
mit einem Lehensverhältnisse vergleicht, so, sagte er, träfe dies 
auch noch in einem anderen Sinne zu. Noch zu seiner Zeit 
(18. Jh.) würden nämlich zahlreiche Patronate von den Landes- 
herren durch die Patrone zu Lehen getragen *). 

Wurde aber auch das innere Verhältnis zwischen dem Patron 
und dem Geistlichen nach der Auffassung des späteren Ma. auf 
Grund der lehensrechtlichen Entwicklung, die es genommen, in 


1) Vgl. die Urk. Innozenz’ IV M. G. Epp. S. XIII. III, 104 (1251); der 
Tausch wird zwar damit enischuldigt, daß der Laie ein Mächtiger sei, dem 
man nicht widersprechen könne, aber durchaus nicht als etwas geradezu Un- 
erlaubtes hingestellt. 

2) G. Chr. Ib 90 Nr. 19: donat abbati et monasterio de M. ecclesias 
S. St. et S. Sent. l 

3) G. Christ. X b 224 f. (1209): Schenkung einer Kirche an ein Regular- 
stift — perpetuo possidendam . . ita quod canonicus regularis, qui ibi ad 
divina ceiebranda instituetur officia, a. . canonicis b. Mariae de temporalibus 
investituram — und vom Bischof — de spiritualibus curam recipiet. — 

4) Vergleich zwischen Herzog Albrecht v. Sachsen und dem Stift 
Minden 1253 (Länig, Spic. II b 114) ius patronatus etiam ipsius ecclesiae (einer 
Zu erbauenden) et ecclesiae Levvenhagensis nostri haeredes ab episcopo 

ndensi et suis successoribus in feudo habebimus. 

9) Joerres, UB. S. 112 Nr. 108 (1220—50): Accedentes ambo ad altare 
S. Petri (Dom) obtulerunt ecclesiam s. Petro et quicquid iuris in dicta ecclesia 
labere videbantur et ius patronatus cum viridi cespite, qui cum cultello habenti 
album manubrium incisus fuerat, sicut dictus dux de Limburg (neben dem 
Scholaster eine der 2 Schiedsrichter über den strittigen Patronat) dixit esse 
consuetudinis offerendum ius patronatus vel allodium ecclesie, ut utrique 
scilicet domno et filio eius qui nunc est domnus ex parte ecclesie s. Petri 
fuit datus denarius . . | 

6) De feudis S. 36 f. 


E. 
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ein Nutzungs- und ein Obereigentum zerlegt, so war doch eben 
auch hier das letztere kein nudum ius, sondern, auch vermógens- 
rechtlich, von sehr erheblicher Bedeutung. Ja, wie wir gleich 
sehen werden, überragte der wirtschaftliche Wert auf der Herren- 
seite gar oft noch den auf der Seite des Mannes, des Geist- 
lichen !). 

Auch in den Händen der Geistlichen, vor allem auch der 
Bischöfe selbst, nahm die Patronatsentwicklung diesen Verlauf. 
Durch Erwerb des Patronates eines kirchlichen Benefiziums der 
Diözese erwarb der Bischof keineswegs das volle, freie Kolla- 
tionsrecht an dem betreffenden Amte?). Das Verhältnis blieb 
auch in seiner Hand ein Patronat. Ebenso hatten die Klöster 
und Kapitel ihre Patronate. Und sehr oft wurde, wie schon be- 
merkt, ein solches Patronatrecht von Geistlichen an Weltliche 
weitergegeben. | 

Die scholastische Scheidung (distinctio) des Besetzungsaktes. 
in designatio personae und collatio officii und Vereinigung beider 
in eine Hand zur libera collatio ist dem Leben selbst lange 
fremd. Sie wird erst mit der Betonung der letzteren als einem 
Prinzip geläufiger. 

Durch diese Entwicklung war nun die alte Kirchherrschaft 
über ein geistliches Institut oder Amt, die ursprünglich nur 
Objekt der Belehnung war, daher ebensogut Lehen wie Eigen, 
Tafelgut oder ausgetanes Gut sein konnte, selbst in ein Lehens- 
verhältnis umgewandelt. l 

Gab es daher im Besitzstande der geistlichen Ämter und 
Institute, Kórperschaften usw., deren Vermógen in zwei Massen 
zerfiel — in Tafel- und Lehensgüter — sowohl in der einen wie 
in der anderen Gütergruppe auch Kirchen und Kirchenämter, 
nämlich Kirchherrschaften als nutzbare Rechte, so wurde mit 
Ausbildung des spätmittelalterlichen Benefizialwesens auch das 
früher zur Tafel gehörige Kirchenamt einer physischen oder 
juristischen geistlichen Person eben ein Benefizium, ein Lehens- 
gut i. w. S, rückte daher aus dem Kreise der Tafelgüter heraus 
und in die der Lehensgüter ein, die unmittelbar vom Herrn 
lehensrührig waren. Durch Verlehnung des Patronates selbst 
seitens des Herrn entstand dann ein Afterlehensverhältnis. Und 
so waren die zahlreichen ursprünglich zu den Tafelgütern der 
Konvente oder auch der Prälaten selbst oder anderer (vgl. oben 


) Vgl. z. B. Trouillat, Monuments IV. Bd. S. 635 (a. 1400). 
2) Dies ist eine vóllig unberechtigte Hypothese. 
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S 9) gehörigen Kirchen im späteren Ma. daraus herausgetreten 
und als Benefizien gewissermaßen verselbständigt worden. 

Sollte nun aber wieder, worauf die Entwicklung mit zu- 
nehmender Bedeutung auch dieses Nutzeigentums der Träger 
eines Kirchlehens vielfach hindrängte, nunmehr auch dieses 
Nutzeigentum dem Herrn unmittelbar dienstbar gemacht werden, 
so bedurfte es eben eines neuen Aktes einer Einverleibung in 
den engeren Güterbestand des Tafelgutes, wie er auch hinsicht- 
lich anderer, gewöhnlicher (weltlicher) Lehensgüter sich ent- 
wickelte. Der Begriff der Inkorporation ist keineswegs etwa 
bloß auf die Einverleibung geistlicher Ämter beschränkt. Er 
gehört vielmehr als allgemeine Einrichtung dem Lehensrechte 
überhaupt an. Er nahm nur hinsichtlich der kirchlichen Ämter, 
deren sonstiger Eigenart entsprechend, besondere Formen an 
und wies in den Einzelheiten manchen Unterschied und eine 
mehr ins einzelne gehende Durchbildung auf. Sein Ursprung 
und seine auch später maßgebenden Grundgedanken fallen indes. 
— wie so viele Einrichtungen des Benefizialwesens — also auch 
hinsichtlich dieses letzten Entwicklungsgliedes ins weltliche Gebiet. 

Als maßgebende Grundgestaltung ist da also festzuhalten, 
daß man, den obigen Entwicklungsgängen entsprechend, auch 
im Verhältnisse des geistlichen Amtsträgers zu seinem Temporal- 
herren eine benefizienrechtliche (als Lehen im w. S. bezeichnete) 
Gestaltung sah — unbeschadet der Auffassung aller dauernd ein- 
gerichteten und verliehenen Kirchenämter als geistlicher Bene- 
fizien. Der Herr (Patron) eines Amtes war Obereigentümer, der 
dort dienende Geistliche aber Nutzeigentümer. 

Corpus nannte man nun aber den festen Bestand eines. 
Herrenvermögens, vor allem das Tafelgut im Gegensatze zu den 
ausgetanen Lehen des betreffenden Herren, die er ja nicht selbst 
genoB. Als /nkorporation bezeichnete man daher die Zinver- 
leibung eines heimfallenden Lehens zur mensa, seine Einbe- 
ziehung in deren unveräußerlichen, in der Eigennutzung des 
Herren stehende Bestände. 

Und auch noch in dieser letzten Phase der nunmehr schon 
vollausgereiften Benefiziengestaltungen folgt die Entwicklung der 
geistlichen Benefizien der der allgemeinen. 

‚Eine /nkorporation kirchlicher Benefizien war darum folge- 
richtig deren Einverleibung hinsichtlich ihrer Nutznießung in an- 
dere, der unmittelbaren Herrennutzung dienende Vermögensbe- 
Stände, vor allem in die Tafelgüter der Kapitel oder der Prälaten. 
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Außerordentlich häufig sind Inkorporationen von Pfarrkirchen in 
die mensa episcopalis. Aber auch sonst kommen natürlich als 
Nutznießer auf Grund dieses neuen Institutes auch andere Kirchen- 
ämter einzelner, physischer Personen, ja, sogar Anstalten und 
und Stiftungen, in Betracht und nicht etwa bloß geistliche Körper- 
schaften. Und es ist grundfalsch, die Inkorporation etwa mit 
dem Begriffe Korporation in Verbindung zu bringen. 

Doch nahm die Inkorporation geistlicher Ämter in kirch- 
liche Genossenschaften natürlich besondere Formen an, dies schon 
wegen des vorhandenen Personenelementes. 

Natürlich war bei der Inkorporation aufs neue für einen 
Vikar zu sorgen. Und eben dabei ergeben sich, wenn das In- 
stitut, zu dessen Gunsten ein Benefizium inkorporiert wurde, ein 
Kapitel oder Konvent war, verschiedene Möglichkeiten der In- 
korporation geistlicher Pfründen und dementsprechend verschie 
dene Arten davon. Eine volle (incorporatio oder unio plena), 
wobei die inkorporierte Pfründe keinen eigenen Geistlichen be- 
kam, sondern vom Konvente aus pastoriert wurde, also geistlich 
und weltlich diesem einverleibt wurde und eine teilweise (non 
plena), wobei lediglich die Nutzung übertragen wurde, der Amts- 
kreis aber erhalten und einem eigenen Beamten — natürlich in 
geringerer ökonomische Lage — übertragen blieb. Doch dies 
sind nur die Hauptfälle. Die reichen Zwischenstufen können hier 
nicht einmal angedeutet werden. Und außerdem sind alle diese 
Formationen nur Folgeerscheinungen, Weiterbildungen, die mit 
der eigentlichen grundlegenden Gestaltung nichts zu tun haben. 

Besonders klar wird die Bedeutung von Patronat und In- 
korporation, namentlich in ihrem gegenseitigen Verhältnisse, in 
jenen zahlreichen Fällen, in denen auch das Patronatrecht an 
der einzuverleibenden Pfründe bereits dem kirchlichen Amte oder 
Institute zugehörte, zu dessen Gunsten eben die Inkorporation 
erfolgte. So war ein großer Teil — die weit übeıwiegende Mehr- 
heit — aller in die bischöfliche Mensa vieler Diözesen einver- 
leibten Pfarrkirchen vorher im Patronat des betreffenden Bischofs. 
Aber auch bei Klöstern handelt es sich bei der Einverleibung 
sehr oft um Ämter vorher klösterlichen Patronates. Sogar bei 
Anstalten (Spitälern, Universitäten usw.) war das vielfach der Fall!). 

1) Vgl. hier nur z. B. Beyer, Mittelrhein UB. II, S. 311 Nr. 273 (1210): 
Erzbischof Johann von Trier inkorporiert dem Hospital des Klosters Oeren mit 
Zustimmung seiner Prälaten und der Nonnen eine Patronatkirche dieses Klosters. 


Ein Vikar sollte ein Drittel der Einkünfte (der Kirche) erhalten und davon die 
Terz der Abgaben an Erzbischof und Erzdiakon und die Baulast bezahlen, 
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Vor allem deutlich wird die Richtigkeit der hier vorge- 
ragenen Lehre von der Inkorporation dann namentlich auch 
lurch jene besonders interessanten Fálle, wo das Nutzeigentum 
ines Kirchenamtes einer bischóflichen Mensa einverleibt wurde, 
vährend das Obereigentum einer anderen Person verblieb. Da- 
nit wird vor allem bewiesen, daB die Inkorporation — wie dies 
a auch bei rein weltlichen Gütern wieder der.Fall war — ledig- 
ich eine Übertragung der Nutzung war, das Herrenrecht (die 
Oberlehensherrlichkeit) daher dabei auch in anderen Händen 
egen konnte. | 

Doch ist die nähere Schilderung und Klarlegung aller dieser 
Verhältnisse mit Quellenbelegen hier nicht unsere Aufgabe. Sie 
Jleibt daher besonderen Darstellungen vorbehalten. In dieser 
Darstellung, die der Entstehungsgeschichte des kirchlichen Bene- 
iziums gewidmet war, konnten diese zahlreichen und vielgestal- 
tigen Einrichtungen von dessen Reifezeit nur ausblicksweise Be- 
rücksichtigung finden. 


2. Einteilung und System des Gratianischen Dekrets nach den 
alten Dekretglossatoren bis Johannes Teutonikus 
einschließlich. 


Unter besonderer Rücksicht auf Rudolph Sohm: Das alt- 
katholische Kirchenrecht und das Dekret Gratians. 


Von Prof. Dr. Franz Gillmann in Würzburg. 


In seinem Werk: Das altkatholische Kirchenrecht und das 
Dekret Gratians [Aus der Festschrift der Leipziger Juristenfakulität 
für Dr. Adolf Wach], München-Leipzig 1918!), verneint Rudolph 
Sohm aufs bestimmteste den Gratianischen Ursprung der bekann- 
ten, bis heute üblichen Dreiteilung des Gratianischen Dekrets und 
kommt selbst namentlich auf Grund des Anfangs des dict. Grat. 
p. c. 3 D. XXV?) zu folgender Aufstellung über die von Gratian 
seinem Werk gegebene Einteilung: 


Nach einer Einleitung über die kirchlichen Rechtsquellen 

(D. I—XX) bilde den ersten, zwei Drittel des Ganzen umfassen- 
den Hauptteil des Dekrets die Lehre vom Sakrament der Ordination 
(D. XXI—LXXX)mit einem lang ausgesponnenen »Epilog« (D.LXXXI 
bis zum Schluß der Causa XXVI). In diesem der Lehre von der 
Ordination gewidmeten Hauptteil handle Gratian in drei Unter- 
abschnitten 1. von der Erteilung des ordo (Stufen der Ordination, 
Voraussetzungen der Ordination) [D. XXI bis C. I q. 6 einschließ- 
lich] ; 2. von der Wiedereinsetzung (Reparation) »gefallener« Kleriker 

- (C. Iq. 7 pr. bis dict. Gr. p. c. 23 eod.), insbesondere von der 
Reordination (dict. Gr. p. c. 23 eod. bis c. 26 eod); 3. von der 
Absetzung (Deposition) [kirchliches Strafrecht und Gerichtsver- 
fahren], mit einigen »Einschiebseln« über Kirchengut, Testamente, 
Klosterwesen usw. (C. II—XXVI —zweite Hälfte des Epilogs)?) 


1) Vgl. darüber z.B. Z. S.-St. Kan. Abt. VIII (1918) S. 288—246 [Stutz]; 
Archiv für kath. K. R. 100 (Jahrgang 1920) S. 172—175 [Göller]. — Ein über 
schwánglicher Panegyrikus steht im Aochland XVI, 2 (1919) S. 64—78 
[Eugen ARosenstod:]. 


2) Der Anfang lautet: »Nunc autem per singulos gradus ordine recur- 
rentes, qui, ex quibus ordinibus, in quem gradum conscendere possint; qui 
post lapsum valeant reparari vel non; quibus culpis a proprio gradu mereantur 
deici; quo accusante, quibus testificantibus possint convinci; cuius sententia 
sint solvendi vel dampnandi, breviter consideremus.« 

3) In der Friedbergschen Ausgabe des Corpus iuris canonici füllen die 
DD. XXI mit LXXX etwas über 214 Kolumnen, D. LXXXI mit C. XXVI ein- 
schließlich etwas weniger als 766 Kolumnen. Demnach wäre nach Som 
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Der zweite Hauptteil, das dritte Drittel des Dekrets (von Causa 
XXVII bis zu Ende), bringe die Lehre von den anderen Sakra- 
menten, an erster Stelle die Lehre vom Sakrament der Ehe 
(C. XXVII-XXXVD. — 

Das ganze Dekret Gratians handle also vom Sakrament. 
Weitaus an der Spitze aller Sakramente stehe nach dem Dekret 
für die kanonische Rechtsordnung die Ordination. Das Recht 
von der Ordination sei bei Gratian die Grundlage der ganzen 
Kirchenverfassung, die Gewalt über die Ordination Kern und Stern 
der Kirchengewalt. Darum stehe das Recht von der Ordination 
im Dektret weitaus im Vordergrund. Es fülle fast den ganzen 
Raum des von Gratian aufgeführten Kirchenrechtsgebáudes. Nach 
dem Sakrament der Ordination nehme das Sakrament der Ehe 
den verhältnismäßig größten Raum ein. Auf das Recht des Sa- 
kraments der Ordination und des Sakraments der Ehe folge dann, 
verhältnismäßig kurz, das Recht anderer Sakramente. 


Das sei der Inhalt des Dekrets. Das sei zugleich seine klar 
durchgeführte systematische Ordnung. Das System der Sakra- 
mente, je nach dem Rang, den sie für die äußere Regelung des 
kirchlichen Lebens einnehmen, sei das System des kanonischen 
Rechts, nämlich des altkanonischen Rechts, welches Gratian dar- 
stellte, dessen Grundgedanken er bewußt erfaßt und in der Ord- 
nung seines Dekrets zur Darstellung gebracht habe !). 


Sohm findet seine Auffassung von dem Sinn des Gratiani- 
schen Systems durch das Zeugnis der älteren Dekretistenschule 
bestätigt. Er glaubt seine bezügliche Untersuchung (S. 36—50) ?) 
in die Worte zusammenfassen zu können: »Ist noch der ge- 
ringste Zweifel möglich? Was wir bereits aus Gratians Werk 
selber. mit Sicherheit entnehmen, bestätigen die älteren Dekre- 
tisten: Das System Gratians ist das System der Sakramente« 
(S. 51). | 

Die von S. zur Bestätigung seiner Anschauung beigezogenen 
älteren Dekretisten sind Paucapalea, Rolandus Bandinellus, der 


der Epilog mehr als 2!|: mal größer als der Traktat selbst, u. zw. in einem 
»Werk von vollendeter systematischer Kunst« (Sohm a. a. O. S. 57), und dies, 
nachdem Gratian noch dazu zu Beginn des Epilogs ausdrücklich erklärt hatte, 
er habe »aliquantulum diffusius« bei seinem Gegenstand verweilt. 


1) A. a. O. S. 19—36. — Vgl. auch Sohm, Kirchenrecht, 2. Band 
Serausgegeb. von Erwin Jacobi und Otto Mayer), München-Leipzig 1923, 
. 84. 


2) Vgl. auch ebenda S. 147; Kirchenrecht, 2. Bd. S. 8297. 
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nachmalige Papst Alexander II., und Stephan von TournaiY). 
Es soll deshalb im Folgenden ihre Lehre über die Einteilung und 
das System des Gratianischen Dekrets, weiterhin auch die der 
anderen alten Dekretglossatoren bis Johannes Teutonikus ein- 
schließlich zur Darstellung kommen. 

Der älteste Kommentar zum Dekret, die Summa des un- 
mittelbaren Gratianschülers Paucapalea (verfaßt vor dem wahr- 
scheinlich 1148 entstandenen Stroma magistri Rolandi) ist zu 
einem großen Teil nichts anderes als eine Aneinanderreihung 
der dicta Gratiani, wobei der Verfasser ein Hauptaugenmerk auf 
die Ermittelung und Darstellung des Zusammenhangs im Dekret 
richtet. In der Vorrede weist P. zunächst aus dem Alten und 
dem Neuen Testament die biblische Grundlage sowohl der welt- 
lichen als der kirchlichen Prozeßordnung nach?). Hierauf legt 


1) Auch Rosenstoc& meint (a. a. O. S. 74), es habe bisher kein Kanonist 
seit 1160 vermocht die geistige Konzeption Gratians verständlich zu machen. 
S.73 ebenda schreibt R., man habe zum Ausdruck des revolutionären Selbst- 
efühls der neugeborenen Kirche »den ersten Märtyrer dieser neu verfaßten 
esamtkirche in die hohe Festwoche von Weihnachten neben Stephanus, 
Johannes, die Kinder von Bethlehem gesetzt, an einen Platz, den außerdem 
nur der Papst einnehmen durfte, der Konstantin getauft hatte, nämlich Silvester I. : 
Thomas Becket von Canterbury, der »für das, was Gott am meisten liebt auf 
Erden, die Freiheit seiner Kirche«, am 29. Dezember 1170 von den Schergen 
eines christlichen Königs sich erschlagen: ließ; er wurde schon zwei Jahre 
darauf in den christlichen Festkalender eingetragen.« 

Hierzu ist zu bemerken, daß wie allbekannt der Festtag des hl. Thomas 
einzig deshalb in die Weihnachttsoktuv gesetzt wurde, weil der 29. Dezember 
sein Todestag, sein »dies natalis« ist, wie auch Silvester nur deshalb seinen 
Platz in der hohen Festwoche von Weihnachten einnimmt, weil der 31. Dezember 
als Silvesters Todestag (»natalis«) gilt. 

S. 76 ebenda lesen wir: »Gegen das römische Recht in der katholischen 
Kirche, in der neukatliolischen Kirche, protestiert der Protestantismus. Ein 
unscheinbarer Vorgang ist dafür symbolisch. Der Protestantismus tilgt in 
seinem Kalender jenen Blutzeugen der Kirchenfreiheit von 1170; an die Stelle 
des Thomas Becket setzt er seinerseits in die hohe Weihnachtswoche den 
Verkörperer des christlichen Staates wieder ein! Hierfür findet sich aber 
natürlich ein geeigneter »Heiliger« nur im Alten Testament. Und so steht 
nun im protestantischen Kirchenkalender — David, der König Israels! !« | 

Zu dieser » Wiedereinsetzung« möchte ich feststellen, daß es einer solchen 
nicht bedurfte. Denn der Name des Königs David findet sich zum 29. Dez. 
sowohl in den alten AUTO EEN — über den Unterschied von Martyrologium 
und Kalendarium vgl. 7halhofer-Eisenhofer, Liturgik 1 (1912) S. 86 —, so. 
z. B. im Martyrologium Ados von Vienne (Migne, P. L. 123, 205; cf. ibid. 
c. 177) und in dem Usuards von St.-Germain (Migne 124, 849) als auch in 
dem offiziellen rómischen Martyrologium, u. zw. hier unmittelbar nadi Thomas 
Bedet : »Jerosolymis sancti David regis et prophetae« (ed. Rom. 1914 p. 254). 
Es stand also und steht auch heute noch im römischen Kirchenkalender in der 
hohen Weihnachtswoche David, der Kónig Israels. 

2) Gegenüber Thaners Ansicht, daß in der Vorrede zur Summa Paucapaleas 
mehrere biblische Zitate, aber mit rein juristischer Auslegung sich fänden 
(Die Summa Magistri Rolandi usw., Innsbruck 1874, S. XLI), erklärtt Sohm 
(a. a. O. S 431 (3. 45], Paucap. wolle mit jenen Berufungen dartun: utri- 
usque testamenti serie claret tam leges quam decreta ipsa placitandi formam 
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er den Ursprung des kirchlichen Rechts nach seinen drei Be- 
standteilen: dem im Gesetz und im Evangelium entfaltenen 
Naturrecht, dem geschriebenen und dem Gewohnheitsrecht dar !). 
Für die Weiterentwicklung des Kirchenrechts kamen nach dem 
Tod der Apostel zunächst die Päpste und die heiligen Väter, 
später auch. die Konzilien als zum Erlaß von Kanones berech- 
tigte Faktoren in Betracht. Über den Gegenstand der von diesen 
Faktoren erlassenen Dekrete äußert sich P. dahin: »Quae omnia 
tam conciliorum quam sanctorum patrum decreta communem 
habent materiam, ecclesiasticos videlicet ordines et dignitates. 
atque eorum causas ?).« Über die Absicht dieser Dekrete schreibt 
P.: »Communem quoque habent intentionem, ostendere scil., 
qui sint ecclesiastici ordines et qui provehendi ad ipsos et quod 
officium cuiusque, quae etiam ecclesiasticae dignitates et quibus 
et per quos sint conferendae et qualiter in eis vivendum. De 
ecclesiasticis quoque causis, apud quos et per quos sint trac- 
tandae ?).« 

Aus diesen beiden Stellen ergibt sich, daB nach P. die 
Dekrete zum Gegenstand haben 1. die ecclesiastici ordines, 
2. die ecclesiasticae dignitates, 3. die ecclesiasticae causae. Sohm 
meint (S..36 f), es werde hier das ganze im Dekret enthaltene 
— vom Gratianischen Dekret ist bei P. bis hierher überhaupt 
keine Rede!) — kanonische Recht schlechtweg mit dem Recht 
von der Ordination (von ihren Stufen, ihren Voraussetzungen 
und von den auf sie bezüglichen Rechtssachen) gleichgesetzt. _ 

Als Gegenstand Gratians bezeichnet P. zum Unterschied 
von dem Gegenstand der Dekrete die Dekrete selbst und als 
seine Intention die Ordnung der Dekrete und die Herstellung 
des Einklangs unter den auf den ersten Blick nicht überein- 
stimmenden Dekreten (a. a. O.). 


ex canonica sumpsisse scriptura, wolle also dartun, daß auch das gesamte 
kanonische Prozeßrecht religiösen Ursprungs sei. Sohm hat hier das »tam 
leges« übersehen und infolgedessen nicht beachtet, daß nach Pauc. in der 
fraglichen Beziehung vom weltlichen Prozeßrecht ganz das Gleiche wie vom 
kanonischen Prozeßredt gilt. 

1) Thaner lehrt irrtümlich, Paucapalea leite den Ursprung des Kirchen- 
rechts aus der Zeit des Kaisers Konstantin d. Gr. ab (Rolandausgabe S. XLII). 
In Wirklichkeit behauptet P. nur, von dem fraglichen Zeitpunkt an hätten die 
Bischöfe angefangen Konzilien abzuhalten und Konzilienbeschlüsse zu erlassen 
(Schultes Paucapaleaausgabe [Gießen 1890] S. 2 f.). 

2) Schultes Ausgabe S. 3. 

3) A. a. O. — Zusammenfassend erklärt P.: »Ecce quae materia el 
quae generalis decretorum intentio« (a. a. O.). 

4) Auch Schulte hat dies nicht beachtet (Ausgabe S. XVI). — Der Name 
für Gratians Werk in der Vorrede Paucapaleas ist »hoc opus« und »tractatus«. 
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Über die Art und Weise der Gratianischen Darstellung- 
heißt es bei P.: »Modus autem tractandi talis est. Compositurus 
hoc opus a principali parte incipit, a divisione scil. iuris et con- 
suetudinis; inde eorum species multifarie supponens singulas 
quasque assignat. Causam etiam constituendarum legum earumque 
officium subscribit; inde numerum et ordinem conciliorum et - 
quorum decreta quibus sint praeferenda, supponit Tandem ad 
ordines ipsos et ad ecclesiasticas dignitates accedit docens, 
quibus et per quos sint conferendae. Demum transit ad. causas 
quas varias et multiplices ponit, in quibus formatis quaestioni- 
bus hinc inde in affirmatione et negatione auctoritates allegat, 
quas velut prima fronte oppositas semper ad concordiam revo- 
care intendit. /n extremis de ecclesiarum dedicatione et corpore 
et sanguine domini atque baptismo nec non et san Bene 
pleniter tractat et in his suum tractatum terminat« (a. a. QJ. 

Angesichts dieser Stelle gesteht Sohm: selbst ($::.37),: n 
dieser Ausführung kündige sich die für den ‚Unterricht maß- 
gebend gewordene Dreiteilung des Dekrets an: »Der erste Teil 
ist den ordines — die dignitates übergeht S. —, .der zweite den 
causae, der dritte einigen Sakramenten gewidmet.« Doch meint 
S. weiter, für P. sei jedoch diese Dreiteilung nur durch den 
modus tractandi, d. h. durch die verschiedene (!) Art begründet, 
in welcher Gratian denselben einen Gegenstand, die Lehre von 
der Ordination und den auf die ordines bezüglichen Rechts- 
sachen (eorum causae) — nach P. bringt Gr. varias et multi- 
plices causas — schriftstellerisch behandle. Die große Haupt- 
sache angesehen sei für P. wie auch für Gratian a//es kanonische 
Recht klerikales (!) Recht, auf die Ordination. gerichtet und aui 
das, was mit der Ordination zusammenhänge.. -:..-:.-" 

Im Kommentar zum ersten Teil hat P. trotz der — nach 
Gratians Vorgang — starken Hervorhebung des Zusammenhangs 
doch das für die Erkenntnis der Dekretdisposition:hochbedeut- 
same pr. D. XXI!) sowie das gleichwichtige dict. Grat. p. c. 8 
D. XXV übersehen. Zu D. L bemerkt jedoch P.: »Hactenus de 


1) »Decretis ergo Romanorum Pontificum et sacris canonibus con- 
ciliorum ecclesiastica negotia, ut supra monstratum est, terminantur. 
Ministri vero sacrorum canonum et decretorum Pontificum sunt summi 
Pontifices et infra presules atque reliqui sacerdotes, quorum institutio in veteri 
testamento est inchoata et in novo plenius consummata.« — Auch Sohm ist 
die Bedeutung dieser Stelle völlig entgangen. In anderem Zusammenhang 
(S. 61277) wird die Stelle von Sohm zitiert. — »Ecclesiastica ne otia« betr. 
vgl. z. B. auch dict. Gr. S1 p. c. 6 D. XVII; Bier seh pore 
dict. Gr. § 2 p. c. 16 C. XX q. 1. — Vgl. z. B. auch c. 3 
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ordinandis et ordinatis, a quibus vitiis debeant esse immunes, 
ostensum est« und fáhrt dann mit Gratian fort: »Nunc de eisdem 
quaeritur, utrum post actam penitenciam vel in propriis ordini- 
bus remanere aut ad maiores gradus conscendere «valeant !).« 
Und zu D. LXXXII gibt P. die Erklärung, daß Priester und 
Leviten, wenn sie als unenthaltsam befunden wurden, abgesetzt 
werden müssen. Haben sie aber würdige Bufe getan, »ea 
peracta in proprio ordine reparari poterunt?).« 


Den Übergang zu den Causae entnimmt P. zum grofen 
Teil wórtlich dem Dekret: »Hucusque ,de clericorum electione 
et ordinatione" tractatum est. Sed quia in ordinatione sive 
electione peccatum symoniae quandoque committitur, ideo sy- 
moniacorim causam, quae prima est, non incongrue secundo 
loco ponit. „Cuius negotium et de scienter a simoniacis ordi- - 
natis et de ignoranter a simoniacis consecratis et de ordinationi- 
bus, quae per pecuniam fiunt, continet^?).« Zum Unterschied 
von Gratian gibt P. hier den Grund an, welcher die Anreihung 
der causa symoniacorum an die Abhandlung über die Wahl und 
Weihe der Kleriker als sachentsprechend erscheinen läßt. Das 
gleiche Verfahren hält P. auch weiterhin bei Herstellung des 
Zusammenhangs unter den aufeinanderfolgenden Causae regel- 
máfig — eine Ausnahme machen die Causae XX, XXI, XXIX und 
XXXV — ein. Sodann bezeichnet P. die causa symoniacorum 
ausdrücklich als die erste, während Gratian auf sie — an anderer 

Stelle*) — als auf die causa subsequens hinweist. Ebenso gibt 
P. ausdrücklich an, daf hier ein neuer Abschnitt (»secundo loco«) 
beginnt. 

Innerhalb der ersten Causa findet sich bei P. nichts für 
unseren Zweck Bemerkenswertes. Nur das eine muß scharf be- 
tont werden, daß P. die von Sohm so sehr betonte Frage der 
Reordination mit völligem Stillschweigen übergeht’). 


Die zweite Causa nennt P. causa accusationis (S. 57), die 
dritte expoliatorum causa (S. 63), die fünfte causa clandestinae 
et apertae laesionis (S. 69), die dreiundzwanzigste causa, bzw. 


1) Schultes Ausg. S. 35. — Auch das Gewicht der D. L für die Fest- 
stellung der Gratianischen Dekretdisposition hat Sohm gänzlich übersehen. 
Anderweitig (S. 364144, vgl. S. 356185) bespricht Sohm die iragliche Distinktion 


2) A. a. O. S. 44. 
3) A. a. O. S. 51. 
4) Dict. Gr. p. c. 6 D. XXXII. 
5) Vgl. a. a. O. S. 97. 
31* 
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prima causa haerelicorum (S. 99, 106), die vierte bezeichnet er 
als causa cuiusdam excommunicati, qui episcoptim accusare dis- 
ponit, adolescentem etc. (S. 68), die sechste als causa cuiusdam 
episcopi, quem quidam infamia notati et fornicatores de symonia 
accusare nituntur (S. 71), und ähnlich die übrigen, je nach dem 
Inhalt verschieden !). 

Zu Beginn der Causa XXVII, womit nach Gratian (d. Gr. p. 
c. 20 D. IV de cons.) der tractatus coniugii seinen Anfang nimmt, 
schreibt P.: »/n prima decretorum parte de spirituali coniugio, 
. videlicet inter sponsum et sponsam ecclesiam, i. e. inter clericos 
et ecclesiam, qualiter contrahatur, qualiter inter eos possit fieri 
divortium, qua poena sint feriendi, qui matrimonium violant 
spirituale, et de reparatione eorum post lapsum pleniter trac- 
tatum est. Nunc de corporali matrimonio, tit est carnalis coniunctio, 
tractare decernit ?).« | 

Hierzu bemerkt Sohm, Paucapalea füge hier, der sachlichen 
Gliederung des Dekrets folgend —, als ob P. bei Erórterung des 
Gratianischen modus tractandi nicht auch die Sache, den /nhalt des 
Dekrets dargelegt hätte, — ergänzend einen zweiten Grundge- 
danken (das Eherecht) hinzu. Mit den Worten: »In prima de- 
cretorum parte« etc. werde unmittelbar von P. bezeugt, daß die 
prima pars decretorum im Sinn Gratians nicht mit der »prima 
pars« der Schule (dem Distinktionenteil) zusammenfalle, daß 
sie vielmehr aufer dem Distinktionenteil die ersten 26 Rechts- 
fälle (causae) mitumfasse. Die prima pars decretorum, der erste 
Hauptteil des Dekrets im Sinne des Verfassers, endige, wie Pau- 
capalea im Beginn seiner Causa XXVII bestätige, erst am Schluß 
von Causa XXVI. In enger Anlehnung an Gratian werde als 
Thema der gesamten voraufgehenden Darstellung (bis zum Schluß 
der Causa XXVI) die Lehre von der Ordination bezeichnet: sie 
umíasse wie die Lehre von der Erteilung der Ordination so auch 
die Lehre von Deposition und Reparation ?). 

Was ist von dieser überaus zuversichtlichen Behauptung 


1) Vgl. a. a. O. S. 73, 74, 76, 78, 79, 81, 82 f., 84, 86, 90, 92, 93, 94, 95, 
104, 106, 107. -- Am Anfang der Causa III lesen wir bei P.: »Quibus accu- 
santibus vel'quibus testificantibus quilibet sînt convinciendi, quo iudice quis 
debeat condemnari vel solvi, superius — in Causa II — ostensum est« (A. a. O. 
S 63). Vgl. hierzu den Schluß des oben (S. 4723) mitgeteilten Stückes aus dem 
dict. Gr. p. c. 3 D. XXV. 


2) A. a. O. S. 110. 
3) Das altkatholische Kirchenrecht S. 37 f. 
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Sohms zu halten? Bei der -- an einem andern Ort erfolgenden — 
Darlegung des Dekretinhaltes wird sich zeigen, daß der sogenannte 
Distinktionenteil nicht bloß die Lehre von der Erteilung der Or- 
dination, sondern auch die Lehre von der Deposition ) und der 
Reparation ?) der Ordinierten enthält. Genau das Gleiche bezeugt 
mit den obigen Worten Paucapalea. Denn: Wieweit reicht in Wirk- 
lichkeit nach P. die »prima decretorum pars«? P. hat es in der 
Vorrede selbst angegeben: »Compositurus hoc opus a principali 
parte incipit . . Tandem ad ordines ipsos .. sint conferendae« 
(s. oben S. 476). Den Beginn des zweiten Teils zeigt P. an mit 
den Worten: »Demum transit ad causas, quas varias et multiplices 
ponit« (a. a. O), wie er auch am Anfang der Causa I — was oben. 
(S. 477) bereits hervorgeboben wurde — ausdrücklich schreibt: 
>. . symoniacorum causam secundo loco ponit.« Demnach fällt 
die »prima pars decretorum« im Sinn Gratians nach Paucapalea 
mit der »prima pars« der Schule zusammen und umfaßt nicht 
außer dem Distinktionenteil auch die ersten 26 Rechtsfälle. Hierzu 
kommt noch ein weiteres durchschlagendes Beweismoment. P. 
zitiert nämlich an einer ganzen Reihe von Stellen die »prima pars« 
und aus diesen Zitaten folgt mit unbedingter Sicherheit, daß die 
»prima pars« nur bis Causa I ausschließlich reicht. So schreibt 
P. zum dict. Gr. $ 2 p. c. 41 C. Il q. 7 ad v. Item cum David 
adult.: »Haec historia invenitur supra p.(arte) I. in distinct. L.«?); 
zi C. XVq. 1 c. 9: ».. ut supra p.(arte) I. d. XXXV.«4); zum 
dict. Gr. p. c. 30 C. XXIII q. 4: ». . ut supra p. I. d. XLV.«*); 
zu C. XXIII q. 8 c. 13 ad v. Pauli constantiam: » . . ut supra 
p. I. d. XLV.«5); zu C. XXIV q. 1 c. 21 ad v. idolum fabricatum: 
». . ut supra p. i. d. XLV.«?); zu C. XXVII q. 1 pr.: >. . supra 
p. I. di. XXVII. invenitur«®). Daß P. bereits die erste Causa 
nicht mehr zur »prima pars« zählt, ist aus folgenden Zitaten er- 
sichtlich: Zum dict. Gr. S 8 p. c. 41 C. IL q. 7 ad v. Tunc enim 
Samuel Agag heißt es bei P.: » . . ut supa Ca. I. quaestione IHI. <°) ; 
zu C. VII q. 1 c. 9 ad v. diem solemnem etc.: »ut supra in causa I. 
quaestione prima«!?); ad v. Nam et Chore etc. eod: ». . ut supra 
C. I. quaestio prima« !); zu C. XVI q. 4 c. 2 ad v. de quibus 


1) D. L, LXXXI, LXXXII. — 2) Ll. cc. — 3) Schultes Ausgabe S. 63. 
4) A. a. O. S. 84. — 5) Aa. O. S. 101. — 6) A. a. O. S. 103. 

7) A. a. O. S. 104. — 8) A. a. O. S. 112 — 9) A. a. O. S. 63. 

10) A. a. O. S. 73. — 11) A. a. O. S. 74. 
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finibus etc.: » . . ut supra C. I. q. III. cap. IV.«); zu C. XXVI 
q. 2 pr. ad v. Cum enim Achar: » . . ut supra causa I. quaest. Ill.« 3); 
zu D. Il de cons. c. 26 ad v. E? dixit dominus eic.: » . . ut 
supra C. I. q. I.« 3); zu c. 69 § 2 ead. ad v. Quod si: ». . ut supra 
causa I. q. I.« *). 

Daß es nicht angeht unter der »prima decretorum pars« zu 
Beginn der Causa XXVII bei Paucapalea etwas anderes zu ver- 
stehen als an den zahlreichen anderweitigen Stellen seiner Summa, 
ist etwas so Selbstverständliches, daß man darüber kein Wort zu 
verlieren braucht. 

Nach diesen Feststellungen bedarf es einer Widerlegung 
der weiteren bezüglichen Ausführungen Sohms zu Paucapalea 
nicht. S. meint nämlich (S. 38 f£), auf den Traktat von der 
Ordination (nebst dem — bis Causa XXVI einschließlich reichen- 
den — Epilog) solle nach P. nunmehr der tractatus coniugii 
folgen. Die Lehre von der Weihe sei zwar das Hauptstück, aber 
doch nicht der einzige Gegenstand des kanonischen Rechts. 
Als zweites Thema trete auch bei P. das Eherecht auf. Dann 
sei der Kommentar des P. im wesentlichen fertig. Der dritte 
Teil de consecratione werde von P. nur kurz behandelt. Für 
P. sei das kanonische Recht inhaltlich betrachtet Weiherecht und ` 
Eherecht. Alles übrige sei Beiwerk. Und das Eherecht bilde 
für P. das Seitenstück zum Weiherecht. Wie die Ordination 
unter das geistliche Recht falle, weil sie die geistliche Ehe des 
Klerikers mit der Ekklesia (Christus [!]) darstelle, so müsse auch 
die »kórperliche« Ehe unter das kanonische Recht fallen, weil 
sie die fleischliche Verbindung sei, in welcher die Gemeinschaft 
der Ekklesia (Christenheit [!]) mit Christus sich spiegle. Zum 
Recht von der Ordination als dem Recht der geistlichen Ehe . 
trete darum das Eherecht als das Recht der fleischlichen Ehe 
hinzu. Jede dieser beiden Ehen sei ein Sakrament und als 
Sakrament, als Darstellung der geheimnisvollen Verbindung der 
Christenheit mit Christus (dem Haupt der Ekklesia), falle jede 
unter das kanonische Recht. So sei für P. das kanonische Recht 
im wesentlichen das Recht zweier Sakramente: des Weihesakra- 
ments, welches im Mittelpunkt des Ganzen stehe, und des Ehe- 
sakraments. Die übrigen Sakramente, auch das Bußsakrament, 


1) A. a. O. S. 89. — 2) A. a. O. S. 108. — 3) A. a. Ò. S. 144. 
4) A. a. O. S. 145. | | 
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würden von P. nur gestreift. Schon bei dem ältesten Schüler 
Gratians werde die Neigung wahrnehmbar den dogmatisch-theo- 
logischen Stoff zu kürzen. Die Wissenschaft vom kanonischen 
Recht wolle bloß praktische Theologie betreiben. Auf diesem 
Wege werde sie später in das Lager der Rechtswissenschaft 
übergehen. Aber bei P. sei es noch anders. Auch für ihn ge- 
höre das kanonische Recht ausschließlich in die Theologie. Auch 
für ihn sei, wie für Gratian, das kanonische Recht Sakramentsrecht. 

Dem gegenüber sei nur noch die eine Tatsache festgestellt, 
daß Paucapalea wiederholt die selbstverständlich von ihm für echt 
gehaltene Konstantinische Schenkung zur Charakterisierung der 
Stellung des Papstes ins Feld führt'). In dieser Fälschung werden 
aber dem Papst bekanntlich keine Sakramentsrechte verliehen. 

Was den dritten Teil des Dekrets angeht, so bemerkt P. 
hierzu — abgesehen von dem oben mitgeteilten Passus der Vor- 
rede —: »Omnibus decretorum causis vel negotiis?) decursis —, 
was sich offenbar auf den zweiten Teil (Causa I—XXXVI) bezieht, 
— ad ultimum huius libri ventum est partem, que quinque est 
distinctionibus sive divisionibus divisa?),. worauf er einen kleinen 
Kommentar zu den einzelnen Distinktionen folgen läßt‘). | 

Die Unterabteilung des Dekrets anlangend ist bei Paucapalea 
der erste Teil in 101 Distinktionen, der zweite Teil in 36 Causae und 
der dritte, wie soeben angegeben, in fünf Distinktionen gegliedert, 
wührend eine Unterabteilung des tractatus de poenitentia bei 
ihm fehlt. Über den Urheber der Distinktioneneinteilung des 
ersten Teils äußert sich P. mit keinem Wort und auch vom dritten 
Teil sagt er, wie angegeben, nur ganz allgemein und unbestimmt, 
er sei in fünf distinctiones oder divisiones geteilt. Wenn P. in 
der Vorrede lehrt, im zweiten Teil stelle Gratian zahlreiche 
Causae auf, die er wieder in Quaestiones zerlege, so ergibt sich 
die Richtigkeit dieser Angabe aus der von Gratian selbst be- 
zeugten Anlage des zweiten Dekretteils. 


Einen zweiten kräftigen Beweis für die Wahrheit seiner 
Aufstellung über das System und die Einteilung des Gratianischen 
Dekrets glaubt Sohm dem Stroma des Rolandus Bandinellus, 
des späteren Papstes Alexander Ill., entnehmen zu können. S. 


) Schultes Ausgabe S. 21 f., 49. uu 
2) Ueber causae ecclesiasticae bzw. negotia ecclesiastica im Sinne 
Paucapaleas vgl. z. B. auch a. a. O. S. 15, 19, 20 


3) A. a. O. S. 144; Ss ids Rufinusg. (Paderb. 1902) S. XCII. 
4) Sdiulte a. a. O. S. 144—146. 
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führt aus (S. 40—42), das Werk Rolands teile sich in zwei | 
Hälften, deren erste zunächst den Distinktionenteil des Dekrets 
mit Paucapaleas Zählung (101 Distinktionen), aber nur in der 
Form kurzer Inhaltsangaben enthalte. Die ganze, später (!) so- 
genannte prima pars decreti werde von R. auf wenig Seiten er- 
ledig. Das Hauptstück der ersten Hälfte des Rolandischen 
Werkes bildeten die ersten 26 Rechtsfälle der später sogenannten 
secunda pars. Roland bestätige, ebenso wie Paucapalea, daß 
der erste Hauptteil des Gratianischen Dekrets bis zum Schluß 
der Causa XXVI reiche. Vor der Causa XXVII mache R. einen 
großen Einschnitt. Er gebe allem Folgenden die Überschrift: 
De coniugio und bringe eine Einleitung von ziemlichem Umfang, 
welche einerseits den Inhalt des Voraufgehenden (der ersten 
Hälfte) zusammeníasse, andererseits den Gedankengang des 
Folgenden (der zweiten Hälfte) entwickele. Als Thema der ersten 
Hälfte (bis Causa XXVI einschließlich) werde hier angegeben: 
electio et ordinatio clericorum nec non eorum depositio et restau- 
ratio. Roland bestätige, wie Paucapalea, daß der ganze erste 
Hauptteil des Gratianischen Dekrets (bis zum Ende der Causa 
XXVI) der Lehre von der Ordination und den damit zusammen- 
hángenden Rechtssachen (Deposition und Restauration) gewidmet 
sei. Es brauche kaum gesagt zu werden, daß auch R. das an 
das Weiherecht sich anschlieBende Eherecht als das Recht eines 
Sakraments erörtere. Eigentümlich sei Rolands Werk, daß eine 
ganze Hälfte desselben vom Eherecht handle. Ja diese zweite 
Hälfte sei sogar noch etwas länger als die erste die Ordination 
betreffende Hälfte. Das Eherecht spiele also bei R. verhältnis- 
mäßig eine größere Rolle als bei Gratian und bei Paucapalea, 
welche beide dem Eherecht kaum den vierten Teil ihrer Arbeit 
widmeten. 

Der tractatus de poenitentia, so fährt S. fort, werde von 
Roland aus seinem Stroma ausgeschieden. Nicht als ob die Frage 
ihm gleichgültig wáre, aber er wolle sie nicht hier, sondern' in 
seinem Sentenzemwerk besprechen. Er sage, die Frage, ob zur 
Rechtfertigung vor Gott auch die Beichte vor dem Priester ge- 
höre, habe mit der Entscheidung von, Rechtsfällen (causarum 
tractatus) nichts zu tun. 

Das Stroma endige mit der letzten Causa Oratians, der 
. Causa XXXV], also mit dem Schluß der sogenannten secunda 
pars. Die sog. tertia pars des Dekrets (de consecratione) sei 
weggelassen, aus demselben Grund wie der tractatus de poenitentia. 
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Die Lehre von der Kirchweihe, Eucharistie usw. habe mit dem 
tractatus causarum wenig oder nichts zu tun. 


Da auch die sog. prima pars decreti (der große erste Di- 
stinktionenteil) in der Hauptsache von Roland ausgelassen und 
durch eine kurze Inhaltsübersicht ersetzt sei, so ergebe sich, daf 
Rolands Stroma im wesentlichen zur eine Arbeit über die Rechts- 
fälle (causae) Gratians (die sog. secunda pars decreti), wie er 
selbst sich ausdrücke, ein tractatus causarum sei. ` 


Weiterhin schreibt Sohm (S. 44—46), das Stroma Rolands 
sei ganz geradeso wie das ihm zugrunde liegende Gratianische 
Dekret £heologisdi gedacht. Das kanonische Recht gehöre auch 
für Roland in die Lehre von den Sakramenten. Wie das ge- 
samte, durch die Kirche den Menschen vermittelte Erlósungs- 
werk Christi in den Sakramenten zum Ausdruck komme, so sei 
auch. das gesamte, auf die Kirche bezügliche kanonische Recht 
Sakramentsrecht. Dieselbe Lehre von den Sakramenten kehre 
in dem Dogma wie in dem Recht der Kirche wieder und werde 
deshalb auch von Roland in seinen beiden Werken, sowohl im 
Stroma wie in den Sentenzen als das eigentliche Thema dar- 
gelegt, nur unter einem verschiedenen Gesichtspunkt. In den 
Sentenzen erschienen die Sakramente als Gegenstand der G/au- 
benslehre, der fides, der Dogmatik, im Stroma als Gegenstand 
der Rechtsprechung im geistlichen Gericht. Was im wesentlichen 
nur der Dogmatik zugehóre (so die Lehre von der Rechtiertigung 
des Sünders vor Gott, von der Eucharistie, von der Firmung 
usw.) das werde den Sentenzen, was aber mit dem tractatus 
causarum, der gerichtlichen Entscheidung von Sakramentsfragen 
zusammenhänge, das werde dem kanonistischen Werk zugeteilt. 
In dem tractatus .causarum spielten aber nur die zwei Sakramente 
der Ordination und der Ehe eine erhebliche Rolle. So trete 
vor diesen beiden Sakramenten, wie bei Paucapalea so auch bei 
Roland, in dem Stroma die ganze Reihe der übrigen Sakramente 
in den Hintergrund. Bei Roland verschwinde sie sogar völlig. 
Gratians Werk sei noch im Grundsatz allen Sakramenten ge- 
widmet gewesen. Schon bei seinen nächsten Schülern sei dies 
anders geworden, aber nicht um Theologie und Jurisprudenz, 
sondern um die beiden Zweige der Theologie schärfer von ein- 
ander zu sondern. Theologie, und zwar Sakramentstheologie 
sei alles gewesen, sowohl das in den Sentenzen wie das im 
Stroma Dargebotene. Aber der dogmatischen Sakramentstheo- 
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logie (der Glaubenslehre) sei in der kanonistischen Arbeit die - 


praktische (gerichtspraktische) Sakramentstheologie in deutlicherer 


Abgrenzung gegenübergetreten. So sei es schon bei Paucapalea, . 


so in noch weit hóherem Grad bei Roland der Fall. 

Wie ersichtlich lassen auch diese Aufstellungen Sohms an 
Zuversichtlichkeit nichts zu wünschen übrig. Was aber deren 
Richtigkeit anlangt, so gilt das Gleiche wie hinsichtlich seiner 
bezüglichen Behauptungen über die Summa des Paucapalea. 

Roland äußert sich am Schluß der Vorrede zu seinem 


Stroma über den Gegenstand und über die Disposition des 


Gratianischen Dekrets. Als dessen Gegenstand bezeichnet er 
die negotia ecclesiarum: »Materia sunt ea, de quibus agitur. 
Cum ergo de negotiis ecclesiarum — es heißt nicht, wie man 
nach Sohm erwarten müßte: de sacramentis ecclesiae oder de 
sacr. ecclesiasticis — concordia canonum agat, quaestiones diri- 
mendo, concordiam canonum ponendo, dissonantiam eorum ad 
concordiam revocando, eadem eius erit materia!).« Über die 
Stoffanordnung schreibt er: »Modus scribendi talis est: incipit 
a duplici iure, naturae videlicet et morum, ostendens, quid sit 
ius naturae et in quibus contineatur; aequivocationem eiusdem- 
que divisionem supponit; diffinitionem legis et causam interserit ; 
divisionem ac nominum ethymologias supponit. Agit postea de 
canonibus eorum differentias ponendo; quod ut melius enitescat, 
agit de conciliis. Cetera, quae sequuntur, prudens ac sollicitus 
lector per se invenire studeat ?).« 


Hierauf läßt R. eine kurze Inhaltsangabe der 101 Distink- 
tionen ohne Hervorhebung ihres Zusammenhangs folgen 5). Es 
heißt nur zu D. XXV und zu D. XXXII, daß D. LXXXI den 
. gleichen Gegenstand betreffe. Die gleiche Bemerkung findet 
sich zu D. XXXVI hinsichtlich D. LXXXIV, zu D. XLV-hinsicht- 
lich D. LXXXVI, zu D. XLVII hinsichtlich D. LXXXVII^?. Die 
Inhaltsangabe der D. XX lautet: »Quod decretis pontificum Ro- 
manorum et sacris canonibus ecclesiastica negotia terminentur 5) ;« 
der D. XXII: »De primatu ecclesiae Romanae; quod Constanti- 
nopolitana secundum, Alexandrina tertium, Antiocena quartum, 
Jerosolimitana quintum ab ea locum oDtinet*);« zu D. L: »An 
clerici post lapsum valeant reparari et utrum homicida vel 


1) Thaners Ausgabe S. 4. — 2) A. a. O. — 3) A. a. O. S. 5—12. 
4) A. a. O. S. 6—8. — 5) A. a. O. S. 6. — 6) A. a. O. 
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ıomicidil conscius seu capitale crimen committens ad ma- 
orem provehi vel in eo, in quo est, valeat ministrare, et de 
solemni poenitentia et de apostatis non admittendis ad clerum !);« 
zu D. LXXXI: »Sine quo crimine ecclesiae praepositus esse 
oporteat, et de clericis in adulterio vel fornicatione aut alio 
crimine deprehensis, et cum quibus feminis liceat habitare ?);« 
zu D. LXXXII: »Quod episcopus eos, qui laborare non possunt, 
debeat sustentare, et de poenitentia sacerdotum et levitarum in- 
continentium et de poenitentia presbyteri fornicatoris?).« 

Von Causa I an schlägt R. ein anderes Verfahren als das . 
bisher beobachtete ein. Von jetzt an begnügt er sich nicht mehr 
mit kurzen Inhaltsangaben, wenn auch erst von Causa XVI an 
der Kommentar ausführlicher wird*). Zu C.I q. 1 bemerkt R. 
zutreffend: »Multa in hac quaestione sicut in multis aliis ad 
quaestionem non attinentia inseruntur5).« Der Kommentar reicht 
nur bis Causa XXXVI einschließlich. 

Das nach den Causae folgende Stück des Dekrets wird von 
R. vollständig mit Stillschweigen übergangen. 

Schon diese verschiedene Art der Behandlung der verschie- 
denen Teile des Dekrets, bzw. die gleichartige Behandlung 
sämtlicher Causae legt für sich allein die Annahme nahe, daß 
auch nach R. bei Causa I ein neuer Abschnitt des Dekrets be- 
ginnt, welcher mit dem Schluß der Causa XXXVI endigt. 

Zum Unterschied von Paucapalea stellt R. einen Zusammen- 
hang zwischen den einzelnen Causae nicht her. Nur vor Causa 
XXVII gibt auch er in der fraglichen Hinsicht Rechenschaft. Wie 
wir aus Sohm bereits wissen, überschreibt er den nun folgenden 
Abschnitt mit: De coniugio und fährt dann fort: »Pertractatis 
his, quae spectant ad dignitatem ecclesiarum, electionem et 
ordinationem clericorum nec non ad eorum depositionem et 
restaurationem ad tractatum matrimonii magister Gratianus acce- 
dit*).« Hierzu meint Som (S. 403), R bezeichne hier die Lehre 
von der Ordination, Deposition und Restauration zusammen- 
fassend als die Lehre von der dignitas ecclesiarum, d. h. vom 
geistlichen Amt. Allein S. übersieht, daß R, wenn er vom geist- 
lichen Amt hätte sprechen wollen, sich nicht des Ausdrucks 
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»dignitas ecclesiarum«, sondern der Worte »dignitates ecclesiae« 
bedient hätte. /n Wirklichkeit verweist R. mit diesen Worten 
auf die in den DD. XXI und XXII behandelte Rangordnung 
der Hauptkirchen (der römischen, der konstantinopolitanischen 
usw.)!) Weiterhin ist Sohm gegenüber zu wiederholen, daß 
Gratian im Distinktionenteil auch von der Deposition und der 
Restauration der Kleriker handelt und daß demnach Sohm ohne 
hinreichenden Grund behauptet, nach Roland sei das Gratianische 
Dekret bis zum Schluß der Causa XXVI der Lehre von der 
Weihe und den damit zusammenhängenden Rechtssachen (Depo- 
sition und Restauration) gewidmet?) Roland sagt nur, daß 
Gratian im Voraufgehenden diese Gegenstände behandelt habe, 
nicht aber, daß die Behandlung dieser Gegenstände sich bis zum 
Schluß der Causa XXVI erstreckt habe, oder mit anderen Worten: 
er sagt nur, daß Gr. im Voraufgehenden diese Gegenstände er- 
örtert habe, nicht aber, daß er nur diese Gegenstände erörtert habe. 


Ganz besonders ist aber verfehlt Sohms Behauptung, Roland 
bestätige, daß der erste Hauptteil des Gratianischen Dekrets bis 
zum Schluß der Causa XXVI reiche. Denn aus zahlreichen 
Zitaten Rolands ergibt sich, daß nach ihm der erste Teil des 
Dekrets nicht weiter als bis Causa I ausschließlich sich erstreckt. 
So zitiert R. zu C. XXI q. 1: ».. item ex synodo Urbani habita 
Placentiae : Neminem absolute etc. parte T. dist. LXX. cap. 1I.5);« 
zu q. 4 ead.: ». . item ex concilio Gangrensi: Parsimonia etc. 
parte I. dist. XLI. cap. antepenult.*);« zu C. XXII q. 4: ». . Idem 
quoque auctoritate Toletani concilii probatur: Duo mala etc. et 
Gregorii: Nervi testiculorum Leviathan etc. parte prima, dist. 
XIII. cap. I. et IIL.5;« zu C. XXIII q. 5: ». . sed nullus immiseri- 
corditer iudicari debet iuxta illud Calixti papae: Ponderet unus- 
quisque etc. parte prima dist. L. cap. XII[.9);« zu q. 8 ead.: 
». . ldem quoque probatur auctoritate Hieronymi dicentis: Si 
quis vult pontifex etc. parte I. dist. XXXVI. cap. ult, item 


1) Vgl. c. 1 D. XXII: »Omnes sive patriarche in cuiuslibet apicem, sive 
metropoleon primatus aut episcopatuum cathedras vel ecclesiarum cuiuslibet 
ordinis dignitatem instituit Romana ecclesia . .« Die R.sche Inhaltsangabe 
der D. XXII s. oben S. 484. — Sohm begegnet das Mißgeschick, daß er gerade 
` Zu dieser von ihm so gründlich mißverstandenen Rolandstelle die Bemerkung 

macht: »Ja, Roland kannte seinen Gratian besser als alle späteren Kanonisten« 
(S. 3217; vgl. S. 409). | 


2) Vgl. Rolands Inhaltsangabe der DD. L, LXXXI und LXXXII a. a. O. 
3) A. a. 0.5.75. — 4) A. a. O. S. 78. — 5) A. a. O. S. 85. 
6) A. a. O. S. 92. 
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jregori: Quid autem de episcopis etc., idem . . part. I. dist. 
(LV. cap. I., II. et II. );« zu C. XXIV q. 3: ».. item Augustinus: 
Jndecumque homines eic. item Johannes Chrysostomus . . 
arte I. dist. LVI. cap. IL, IIL., IV, V., VI, VIL, VIIL2);« zu 
>` XXV q. 1: ». . iuxta Isidori: Domino sancto meritisque beato 
tc. parte l. dist. L. cap. XXV. in fine*);« zu C. XXVI q. 6: 
.. Sicut in synodo beati Silvestri legitur: A subdiacono etc., 
tem Anacletus: /lle procul dubio scandalizatur etc. parte I. 
list. XCII. cap. V. et ViII*9.« Dagegen zitiert R. niemals eine 
Causa als zum ersten Teil gehörig. Vgl. z. B. betreffs der Causa I 
i. a. O. S. 32, 99, 100, 102, 103, 105. 


Daß die sämtlichen Causae (I—XXXVI) des Dekrets nach 
Rolands Auffassung ein (Teil-)Ganzes bilden, ist mit voller Sicher- 
weit zu entnehmen dem Anfang seines kurzen Kommentars zum 
ractatus de poenitentia (C. XXXIII q. 3), wo es heißt: »Tertio 
quaeritur, utrum sola contritione cordis et secreta satisfactione 
absque oris confessione possit quis deo satisfacere. Verum pro 
sui prolixitate eiusque quod ad tractatum causarum inutilitate 
eam ad praesens dimittimus atque sententiis inierendam et per- 
tractandam reservamus?).« Es kann nicht zweifelhaft sein, daß 
R. unter dem £ractatus causarum alle Causae des Dekrets ver- 
steht und somit erklärt: die Frage, ob zur Genugtuung vor Gott 
auch die Beicht gehöre, hat mit der Abhandlung über die Causae 
(Rechtsfälle) — Sohm sagt unzutreffend S. 41: mit der Entschei- 
dung von Rechtsfällen, und S. 45: mit der gerichtlichen Ent- 
scheidung von Sakramentsfragen — nichts zu tun und wird zur 
Besprechung in den Sentenzen vorbehalten. Somit steht auch 
fest, daß nach R. die Causae den zweiten Teil des Gratianischen 
Dekrets bilden. Wenn Sohms Behauptung (S. 40), der erste 
Hauptteil des Dekrets reiche nach R. bis zum Schluß der Causa 
XXVI, richtig wäre, so ergäbe sich auch die Ungereimtheit, daß 
R, der nach Som im ersten Hauptteil in Gratians Nachfolge 
die Lehre vom Weihesakrament und die damit zusammenhängen- 
den Rechtssachen darstellt, die Hauptsache des ersten Hauptteils, 


1) A. a. O. S. 98. — 2) A. a. O. S. 103. — 3) A. a. O. S. 105. 


.. 4) &. a. O. S. 11l. — Die zwei Zitate zu C. XXVII q. 1: ». . Verum 
diaconibus et subdiaconibus matrimonia concessa videntur, parte prima dist. 

l. cap. ult., item parte eadem dist. XXVIII. cap. III.: Quando etc. et VII. - 
Propterea etc., Diaconi etc. (a. a. O. S. 124) übergehe ich als nicht beweis- 
kräftig — im Sinne Sohms. 


5) Thaners Ausgabe S. 193. 
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den eigentlichen tractatus ordinandorum (DD. XXI—LXXX 
[Som S. 22] und ebenso einen Teil des Epilogs (DD. LXXX | 
bis CI) in der Hauptsache ausgelassen und ohne irgend ein auf | 
klärendes Wort eigentlich erst mitten im Epilog seine Darstel | 
lung begonnen hätte. Dagegen trifft zu, daß Rolands Strom 
wesentlich zur eine Arbeit über die Causae Gratians ist, nach 
Rolands Vorgang als tractatus causarum!) bezeichnet werden kann 

Wenn Sohm von der sogenannten tertia pars des Dekres 
spricht (S. 42), so ist dem gegenüber festzustellen, daß Roland 
selbst die »ultima (= tertia) pars« des Dekrets zitiert, da er zu 
C. XXI q. 4 u. a. schreibt: »item Augustinus: Fucari figmentis 
etc. part. ult. dist. V. cap. antepenult?).« 

Anlangend Sohms weitere Behauptung, im Stroma Rolands 
werde nur Theologie und zwar Sakramentstheologie, näherhin 
praktische (gerichtspraktische) Sakramentstheologie — haupt 
sächlich die praktische Theologie der beiden Sakramente der 
Weihe und der Ehe — dargeboten, so braucht man nur den 
Inhalt der zahlreichen Quästionen der 26 ersten Causae naci 
Roland zu überblicken, um sofort die Falschheit jener Behaup 
tung zu erkennen. Dem sei beigefügt, daß nach Roland Gratian 
in D. XCVI u. a. zeigt, »quod: apostolicus regnum. transferat et 
imperatorem deponat°).« Dazu soll noch eine in dieser Hir 
sicht besonders lehrreiche Stelle aus Rolands Stroma hier mit 
geleilt werden. In C. XXIV q. 1 handelt es sich darum, ob ein 
in Häresie Gefallener andere ihres Amtes berauben oder sie mil 
einer Sentenz — der Exkommunikation — belegen könne‘). Am 
Schluß des einschlägigen Kommentars schreibt R.: »Sed obicitur, 
quod quemadmodum sacramenta ab haereticis in forma ecclesiae 
ministrata effectu carere non possunt, sic ligatio et solutio ab èS 
celebrata non minus quam catholicorum suum sortientur effectum. 
Ad quod dicimus aliam sacramentorum atque aliam ligationis 
et solutionis esse rationem. In sacramentis siquidem forma, 
non vita requiritur, in Jigatione vero vel solutione principalis 
vita respectatur°).« Hier wird also zwischen Sakramenten und 

1) S. 42 und S. 45 spricht Sohm zutreffend von »dem tractatus causatum‘, 
S. 42 hingegen irrig auch von »einem tractatus causarum.« 

| 2) Thaner S. 78. 

3) Thaner S. 12. 

4) A. a. O. S. 98. 

5) A. a. O. S. 100 f. — Stephan von Tournai hat diese Stelle SO gu 
wie wörtlich übernommen. Es heißt bei ihm: »Set obicitur . . catholicorum 


sortitur effectum . . et aliam ligationis esse rationem . . spectatur« ( T 
Mogunt. a [olim iur. 52] f. 88 c. 2, f. 88' c. 1 ; Cod. Bamberg. Patr. 18 [B. H! ? 
. C. A 
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Binden u. Lösen ausdrücklich unterschieden und doch wird auch von 
letzterem bei Gratian gehandelt!). Daraus ergibt sich ohne weiteres, 
daß Sohm auch das Verhältnis von Rolands Stroma zu dessen 
Sentenzen irrtümlich bestimmt. Auch die Sentenzen enthielten, _ 
meint wie gesagt Som, gleich dem Stroma Theologie und zwar 
Sakramentstheologie, nur im Unterschied von jenem dogmatische ` 
Sakramentstheologie (Glaubenslehre). In Wirklichkeit steht das 
Stroma zu den Sentenzen tatsächlich in einem ähnlichen Ver- 
hältnis wie Gratians Dekret zu den Sentenzen des Petrus Lom- 
bardus. Und es ist irrig zu sagen: »Das kanonische Recht ge- 
hört auch für Roland in die Lehre von den Sakramenten« (Sohm 
S. 45). Die richtige Formulierung lautet vielmehr: Die Lehre 
von den Sakramenten gehórt auch für Roland in das kanonische 
Recht. Und wenn Sohm wie oben S. 486! angegeben erklärt, 
Roland habe seinen Gratian besser gekannt als alle späteren 
Kanonisten (S. 327), so ist dem gegenüber zu sagen, daß gerade 
Roland als der erste sich des so bedeutsamen, von den Spáteren 
oft wiederholten Ausdrucks »causarum tractatus« bedient. 

Wie aus dem Voraufgehenden ersichtlich ist, hat Roland 
die uns geläufige Distinktioneneinteilung des ersten (101) und 
des dritten (5) Teiles des Gratianischen Dekrets. Dagegen fehlt 
die Gliederung des tractatus de poenitentia. Für die Beant- 
wortung der Frage nach dem Urheber jener Unterabteilungen 
ist hinsichtlich des ersten Teils von Belang, daß Roland schreibt: 
^Prima et secunda distinctione ostendit (Gratianus), quid sit ius, 
quid et de speciebus eorum?),« welches »ostendit« dann bei 
allen folgenden Distinktionen zu ergänzen ist?) Es dürfte be- 
rechtigt sein daraus den Schluß zu ziehen, daß die Distinktionen- 
einteilung des ersten Dekretteils nach Roland von Gratian her- 
rührt. 


Rufinus war nach Sohm (S. 46) derjenige, welcher zuerst 
den wahren Sachverhalt verdunkelt und zur Irreführung aller 
Späteren mit einziger Ausnahme des Stephan. von Tournai Der 
getragen hat. 

In der Vorrede zu seiner wahrscheinlich in den Jahren 
1157—1159 verfaßten Dekretsumme führt Rufinus u. a. aus, die 


1) Es soll aber nicht unerwähnt bleiben, daß Gratian auch von einem 
Sacramentum excommunicationis vel reconciliationis spricht (dict. p. c. 39 


2) Å. a. O. S. 5. 
3) A. a. O. S. 5—12. 
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Menschen seien vor dem Sündenfall ausgezeichnet gewesen 
durch die rectitudo iustitiae in irdischen und durch die claritas 
scientiae in himmlischen Dingen. Infolge des Sündenfalls sei in 
beiden Beziehungen eine Verschlechterung eingetreten, doch seien 
die natürlichen Anlagen des Menschen nicht gänzlich getilgt 
worden. Infolge des Gebrauchs der natürlichen Anlagen seien 
zur Ordnung des menschlichen Rechtslebens zunächst jene Nor- 
men erflossen, die als ¿us gentium bezeichnet würden. Da jedoch. 
die Menschheit aus eigenen Kräften zur einstigen Höhe sich 
nicht habe erheben können, so habe der barmherzige Gott das 
von Anfang an in die Herzen der Menschen geschriebene Lebens- 
gesetz (vivendi legem) schriftlich in den zehn Geboten zusammen- 
gefaßt und durch Moses mitgeteilt, welches Gesetz das alte oder 
das Gesetz der Synagoge heiße. In der Fülle der Zeit aber habe 
Gott seinen Sohn gesandt, durch den er uns das Gesetz des 
Lebens (legem vitae), das makellose, Seelen erquickende Gesetz 
(Ps 18, 8) gegeben habe, das wir Frohbotschaft nennen !). »Deni- 
que cum auctore deo ecclesia cresceret gradusque in ea dis- 
ponerentur et ordines et tam in eis discernendis quam in litibus 
inter ecclesiasticas personas provenientibus sedandis evangelium 
sufficere non videretur, tam ab apostolis quam ab eorum vicariis 
nec non ceteris ecclesie ministris multa sunt addita, que licet 
multimode in specie appellentur, uno tamen generali vocabulo 
nuncupantur: quod est canones ?).« | 

All dies sei Gegenstand des Gratianischen Dekrets. Die 
Absicht Gratians sei, die an sehr vielen Stellen zerstreut sich 
findenden Kanones zu ordnen und deren Widersprüche durch 
entsprechende Unterscheidungen in Einklang zu bringen. 

Die Verfahrensart Gratians sei diese: Er teile sein Werk 
in drei Teile (partes), »quarum primam ministeriis, secundam 
negotiis, tertiam ecclesiasticis deputat sacramentis*).« Beim 
ersten Teil gebe er zuerst die verschiedenen Arten und Eintei- 
lungen der Reste an und zeige den Unterschied des Naturrechts- 
gegenüber den anderen Rechten. Hierbei erteile er über den 
Ursprung, die Ordnung und die Benennung des kanonischem 
Rechts hinlänglich deutlichen Aufschluß. Hierauf durchgehe er 
die einzelnen kirchlichen Ordines bis hinauf zum Papat und lege 
dar, »qui in quos ordines valeant promoveri, toto tractatu in 


N Singers RUIEHUDNE: S. 4. 
2) A. a. O. S. 4f. 
3) A. a. O. S. 5. 
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centum distinctionibus exacto«. Den zweiten Teil gliedere Gr. 
in 36 Partikeln, »die wir causae nennen«. Er handle darin zu- 
erst vom Strafprozeß, dann von der Stellung der Kirche und der 
Kleriker, näherhin von der Immunität und den Privilegien der 
Kirche und von ihren Zehnten und Oblationen, von dem Vor- 
recht der Kleriker, von den Mönchen, von den Häretikern, 
Schismatikern, Astrologen, wie sie gestraft werden müßten, end- 
lich von der Ehe. Der letzte Teil werde in 5 Distinktionen ge- 
teilt, in deren erster Gr. handle von der Kirchenkonsekration, in 
deren zweiter vom Sakrament der Eucharistie, während er zum 
Gegenstand der dritten die Feiertage, der vierten Taufe und Fir- 
mung, der fünften die Fasten mache und das ganze Werk mit 
zwei Kapiteln über den Hl. Geist schließe !). 

Ähnlich wie Paucapalea, aber viel eingehender und gleich- 
falls unter starker Berücksichtigung der einschlägigen dicta Gra- 
tiani legt Rufinus im Kommentar zum ersten Dekretteil den Zu- 
sammenhang unter den aufeinanderfolgenden Distinktionen, zudem 
aber auch den Gedankengang innerhalb der einzelnen Distink- 
tionen dar. Im einzelnen sei als belangreich hervorgehoben, daß 
R. zu D. XXI schreibt: »Hic magister docet, qui sint ministri 
sacrorum canonum, scil. sacerdotes. Ubi demonstrat ..?).« Das 
wichtige dict. Gr. p. c. 3 D. XXV wird von R. gleichfalls nicht 
gebührend gewürdigt. Ohne dessen Anfang mit irgend einer 
Silbe zu erläutern, wendet sich R. sofort zur Besprechung der 
Worte »Apostoli regulam secuti« (S 1), wozu er u. a. bemerkt, 
daß die Erörterung über die 13 Kapitel der apostolischen Regel 
bis D. XLIX einschließlich reiche"). Mit voller Sicherheit hat 
R. dagegen den Gegenstand der D. L, die Frage der Wieder- 
aufnahme der »Gefallenen«, erkannt. Zu Beginn seiner Erklärung 
zu D. L lesen wir: »Demonstratum est supra, quales ad ordines 
ecclesiasticos valeant promoveri, quales ab his arceantur. Nunc 
consequens est, ut disputemus post promotionem peccantes, qui 
ad officia valeant reparari. Quod utique in presenti distinc- 
tione non sine longa auctoritatum rationumque pugna magister 
Gratianus exequitur. Et primum in multis decretorum capitulis, 
quod lapsi ab ordinibus reparari non valeant, premunit; post- 
modum exemplis multorum . . . explanat cum subiunctis auctoritati- - 
bus peccantes post penitentiam pristinos gradus posse recipere . . 


1) A. a. O. 
2) A. a. O. S. 44. 
3) A. a. O. S. 59f. | 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 32 
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illi, qui odio criminis perfecte penitent, restitui possunt; qui vero 
timore vilitatis vel ambitione honoris simulate penitentiam agunt, 
non reparantur. Vel occulte peccantes restituuntur, in manifestis 
criminibus deprehensi a sacris officiis perpetuo extorres erunt!) .. 
Omnia ergo capitula, que lapsos reparari prohibent, vel de 
maximis criminibus manifestis intelliguntur, vel de his, qui simu- 
late penitentiam agunt; contraria vero de mediis et eis personis, - 
qui omni sinceritate satisfaciunt.. Vel prima capitula de omnibus - 
quidem criminibus ex rigore, secunda ex dispensatione de ali- 
quibus«?); zu c. 25 ead.: »Hic aperitur causa, ex qua severe 
statutum est, ne clerici post penitentiam iz suis ordinibus repa- 
rentur . . . Sed non ideo (etc.), quasi: licet posuerim exempla, 
quibus ostenditur lapsos posse reparari, non ideo tamen putanda 
est supervacua diligentia posteriorum, qua statuerunt, me lapsi 
restituerentur«?); zu c. 28 ead.: »In hoc capitulo omnium auctori- 
tatum, que de lapsis reparandis vel non reparandis locuntur, 
contrarietas solvitur *).« 


Am Anfang der D. LXXIX leitet R. zusammenfassend über: 
»A sexagesima distinctione usque huc egit de episcoporum et 
infra positorum electione et ordinatione, et a quibus et quomodo 
et quo tempore debeant fieri. Nunc autem de apostolici elec- 
tione quasi seorsum de re grandiori tractat . .5).« 


Der mit D. LXXXI beginnende Epilog dient nach R. zu- 
nächst bis D. XCI dem Zweck notwendige Ergänzungen zu den  . 
Ausführungen über die apostolische Regel zu bringen®). Den 
Inhalt der D. LXXXI gibt R. dahin an: »Ante omnia itaque dici- 
tur, quomodo oporteat non solum episcopum, sed etiam quem- 
libet ecclesie prepositum esse sine crimine. Et si cum crimine — 
promotus est, agnitus postmodum debet deici et secundum qua- > 
litatem criminis in monasterio vel canonica regulari vel in alio 
loco providentia episcopi ad agendam penitentiam debet poni. 
Et hoc utique de omnibus criminibus, maximis vel mediocribus, 
sive occultis sive manifestis, ex rigore; ceterum ex dispensatione 
de mediocribus et occultis non deponuntur, sicut supra in dist. L. 
dictum est. Si autem huiusmodi criminosi emendari noluerint, 
non solum officio, sed etiam beneficio carebunt?*).« Somit ent- 


119. 


1) ÀA.a.O. S14. —2) A. a. O. S. UST- — 3) Ara. 0585 
2: 0:5 140; 


4) A. a. O. S. 122. — 5) A. a. O. S. 169. — 6) A. 
T)9A 4 OS 171 
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hält auch nach R. aufer D. L D. LXXXI tatsächlich die Aus- 
führung des im dict. p. c. 3 D. XXV gestellten Themas: »quibus 
culpis a proprio gradu mereantur deici (clerici), breviter con- 
sideremus « 

Die Erláuterung zu D. XCIII leitet R. folgendermaßen ein: »De 
ordinationibus clericorüm et dignitatibus prelatorum operose est 
prosecutus, sed quoniam contemptibilis dignitas sine. obedientia 
subditorum, ideo agere nunc ingreditur de inferiorum ad superiorem 
obeditione«'). Daß der Epilog nach R. nicht über. D. CI (C) 
hinausreicht, bedarf keines Beweises. Das dict. Gr. am Schluß 
der D. CI wird von R. mit Stillschweigen übergangen. 


Der — von Stephan von Tournai, um dies jetzt schon her- 
vorzuheben, teilweise u. zw. fast wórtlich abgeschriebene — An- 
fang des Rufinischen Kommentars zum zweiten Dekretteil lautet: 
»Tria sunt, circa que ecclesiastice religionis conditio movetur: 
ministeria scil officiorum, negotia rerum, sacramenta spiritualium. 
In primis famulamur deo, in posterioribus prestamus proximis, 
in ultimis consulimus nobis ipsis: ut per obsequia domino tem- 
poraliter exhibita stipendia eterna sperernus, ut per absolutionem 
litium proximorum animos pacificemus, ut per fidem sacramen- 
torum veniamus ad intelligentiam occultorum. In officiis ergo 
spes, in negotiis caritas, in sacramentis exercetur fides: quibus 
tibus virtutibus — quasi tecto, pariete et fundamento — totius 
dominice domus edificium consummatur?). Hec tria non insubtili 
oculo magister Gratianus attendens sui operis longam seriem 
iuxta hanc triformitatem digessit; nam cum in priori parte de 
gradibus et officiis clericorum egerit et in novissima de sacramentis 
dixerit, hanc mediam diversorum negotiorum causis multiplicibus 
occupavit« *). Daß Gratian von den negotia an zweiter Stelle handelt, 
ist nach R. ganz entsprechend: »Pulchre vero post tractatum offi- 
ciorum de negotiorum disputatione continuat, quia prius vota cere- 
moniarum reddenda sunt domino et postmodum exterioribus vacan- 
dum est proximo . .«*). Und der Grund, weshalb Gratian bei der 
Erörterung über die negotia eine eigentümliche Methode befolgt, 
ist nach R. dieser: »Quoniam autem in divini cultus obsequiis 
errare impietas est, in sacramentis errare heresis est, in rerum 
negotiis errare solite est et humane temptationis, ideo non im- 


» A. a. O. S. 184. 
2) Vgl. ‘Schultes Stephanusausg. [Gießen 1891] S. 259 f. 
3) Singer a. a. O. S. 196. 

4) A. a. O. 
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merito aliis duabus partibus, ubi de' sacramentis et ministeriis 
agitur, ab omnium questionum iurgiis sevocatis istam solam 
mediam, que negotiorum diffinitiva est, multis thematibus et 
questionibus agitat« !). 

Was die Disposition des zweiten Teils betrifft, so handelt 
Gratian nach R. gemäß der Einteilung der negotia ecclesiastica 
in criminalia und in civilia in den ersten 6 Causae von den cri- 
mina, in den übrigen von den negotia civilia: »Et quia negotia 
ecclesiastica alia criminalia, alia sunt civilia, cumque criminalia 
civilibus preponantur, recte in prioribus sex causis premittit de 
criminibus ostendens, quomodo accusari, quomodo excipi et quo 
pacto debeant condempnari, de civilibus negotiis in causis reliquis 
tractaturus«?). Als das größte kirchliche Verbrechen kommt nach 
R. an erster Stelle die Simonie zur Behandlung. Da die F7dresie 
die zweite Stelle unter den kirchlichen Verbrechen einnimmt, so 
spricht Gratian nach R. in der ersten Causa auch von den Häre- 
tikern, náherhin von der Gültigkeit und der Ungültigkeit, von der 
Wirksamkeit und der Wirkungslosigkeit der Sakramente der 
Háretiker?) Auch das belangreiche Übergangsdiktum am Schluß 
der Causa I übergeht Rufinus +$). 

Den Zusammenhang unter den einzelnen Causae legt er nach 
Paucapaleas Vorgang in ähnlicher Weise wie den unter den ein- 
zelnen Distinktionen des ersten Teils dar, wobei er ähnlich wie 
dort jeweils eine Übersicht über den Gesamtinhalt der betreffen- 
den Causa gibt. Gleich zu Causa II schreibt er in dieser Be- 
ziehung: »In superiori causa symoniacos omnino dampnandos 
esse perdocuit, sed quoniam delinquentium crimina non nisi ordine 
iudiciario observato punienda sunt, ideo convenienter hanc cau- 
sam subicit, in qua de ordine iudiciario agit ostendens, quomodo 
nemo sit condempnandus nisi legitime convictus aut in iure sponte 
confessus. Ubi etiam agit de iniuste expoliatis restituendis; qua 
pena puniantur, qui in accusatione deficiunt, quomodo crimina 
obiecta sint purganda . .«5). In gleicher Weise ist R. allenthalben 
bemüht den Zusammenhang innerhalb der einzelnen Quästionen, 
bezw. die Abschweifungen vom Zusammenhang darzulegen. 

In Konsequenz der von ihm behaupteten Disposition des 
zweiten Dekrettegs macht R. bei Causa VII einen Einschnitt: 
»Duo sunt, que episcopos tanquam inutiles pontificatu ipsis adhuc 
viventibus privant, scil. pravitas criminis et debilitas corporis. 


1) A. a. O. S. 196 f. — 2) A. a. O. S. 197. — 3) A. a. O. 
4) A. a. O. S. 287. — 5) A. a. O. S. 237 f. 
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In superioribus igitur causis egit de criminum pravitate, accusa- 
tione et condempnatione; nunc incipit agere de corporis debili- 
tate, quomodo ea impeditus episcopus episcopatui possit super- 
sedere et alium substituere. Ubi etiam memorat, quibus ex 
causis episcoporum et ceterorum clericorum | mutationes fieri 
possint, et de quibusdam persecutionum generibus interponit?) « 
Die Erörterung dieser und weiterer einschlägiger kirchlicher 
Zivilsachen erstreckt sich nach R. bis einschließlich Causa XV. 
Zusammenfassend und zu einem neuen kirchlichen zivilrecht- 
lichen Gegenstand im Sinn Gratians überleitend schreibt R. zu 
Beginn der Causa XVI: »Hactenus — von Causa VII an — de 
statu ecclesiarum et clericorum egit. Sed quoniam ecclesie 
status monachorum religiositate plurimum decoratur, ideo incipit 
amodo tractare de monachis, in his quinque continuis causis 
ostendens, quid monachi debeant et quid eis ab aliis debeatur. 
Agit autem in hac prima de districto officio monachorum . .2).« 
Von Causa XXI an handelt Gratian nach R. wieder »de statu 
clericorum«: »Expeditis quinque causis monachorum redit agere 
de statu clericorum?).« Den Gegenstand von Causa XXII bildet 
der »tractatus de iuramento« $), die Causae XXIII, XXIV und XXVI 
handeln »de hereticis« ), Causa XXV enthält den »tractatus de 
privilegiis ecclesiarum« 6). 

Die im Dekret Gratians sich anschließende Darstellung des 
Eherechts begründet R. unter Zugrundelegung einer andern Ein- 
teilung der negotia (ecclesiastica) in folgender Weise: »Juxta duo 
genera hominum duo constat esse genera negotiorum: alie nam- 
que inter clericos, alie inter laicos cause tractantur. Omnium 
autem negotiorum inter clericos. emergentium esse ecclesiam 
iudicem decet; negotia vero secularia quedam | cognoscere et 
diffinire precipitur, ut matrimoniorum; cetera etiam discutere 
prohibetur, ut aliarum rerum . .. Cum itaque laicis clericorum 
senatus premineat, pro eorum dignitate prius de ipsorum negotiis 
perdocuit; nunc vero de matrimoniis, que maxime inter laicos 
celebrantur, adiungit, decem causis exprimens, quicquid canonum 
constitutio, quicquid ecclesie consuetudo in coniunctione vel 
diremptione matrimonii censuit observari").« Bis hierher be- 
schäftigte sich also Gr. im zweiten Teil nach R. mit den Rechts- 
sachen der Kleriker, in den folgenden 10 Causae beschäftigt er 
sich mit der Ehe, die größtenteils unter Laien geschlossen wird. 

1) A. a. O. S. 285f. — 2) A. a. O. S.352. — 3) A. a. O. S. 


382. 
4) A. a. O. S. 388. — 5) A. a. O. S. 408, 415, 423. — 6) A. a. O. S. 423. 
A a. O. S. 429 f. 
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Zur Abhandlung von der Buße bemerkt R. nur, daß die 
Frage der Buße (C. XXXIII q. 3) einen langen Traktat bilde, der 
in sieben Distinktionen zerfalle, woran er die Inhaltsangabe der 
einzelnen Distinktionen anreiht '). 

In der Einleitung seines Kommentars zum dritten Dekret- 
teil weist R. darauf hin, daß bei Errichtung des alttestamentlichen 
heiligen Zeltes vor dem das Heiligtum von dem Allerheiligsten 
trennenden Vorhang vier Säulen aus Akazienholz aufgestellt 
worden seien (vgl. Ex 36, 36). Der Bau jenes mosaischen 
Hauses sei ein Bild der allgemeinen Kirche gewesen: das Heilig- 
tum habe den gegenwärtigen (irdischen) Zustand der Gläubigen, 
der Vorhang den Himmel und das Allerheiligste die Wohnungen 
der Himmlischen bedeutet. Die vor dem Vorhang aufgestellten 
Säulen aus Akazıenholz seien die unveränderlichen Heilmittel 
der geistlichen Sakramente, »quibus domus dei sustentatur et 
regitur«. Gerade vier Säulen seien es gewesen, weil es vier 
Arten von Sakramenten gebe: sacramenta salutaria, sacr. mini- 
stratoria, s. veneratoria und s. preparatoria. Nach näheren Dar- 
legungen über diese vier Arten erklärt R., daß nur die ersten 
und die letzten eigentliche Sakramente und deshalb nicht wieder- 
holbar seien, wáhrend die zweite und die dritte Klasse bezeich- 
 nender Sakramentalien genannt würden?) Und nun fährt R., 
die Stellung des dritten Dekretteils in Gratians System darlegend, 
fort: »Omnium itaque ecclesiasticarum causarum ab extra pul- 
santium rumoribus complacatis iam quasi internis meditationibus 
ludens huius voluminis auctor misteriorum profundam soliditatem 
evolvit et dividit, quinque distinctionibus universam tractatus 
seriem comprehendens?) Sogleich folgt die /nhaltsangabe der 
fünf Distinktionen, während die Angemessenheit der Stoffanord- 
nung je am Anfang des Kommentars zu der betreffenden Distink- 
tion dargetan wird +). Ebenso wendet R. auch hier ein besonderes 
Augenmerk der Darstellung des Aufbaus der einzelnen Distink- 
tionen zt. 

Wenn wir fragen, ob R. mit seiner Aufstellung, Gratian habe 
den ersten Dekretteil den ministeria ecclesiastica, den zweiten den 
negotia ecclesiastica, den dritten den sacramenta ecclesiastica ge- 
widmet, das Richtige getroffen habe, so ist diese Frage zu be- 
Jahen. Bezeichnet ja Gratian selbst zu Beginn der D. XXI als 

A. a. O, S. 501—503. 

2 A. a. O. S. 537 f. 


3) A. a. O. S. 538. — 5 Schultes Stephanusausg. S. 261 f. 
4) Singer a. a. O. S. 538, 551, 560, 562, 569. 
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Gegenstand der folgenden, anderweitig von ihm »tractatus ordinan- 
dorum«, »tr. depromotione clericorum« usw. genannten Abhandlung 
die »ministri sacrorum canonum et decretorum pontificum«. Wie 
aber Gr. an der gleichen Stelle lehrt, sind gemäß den heiligen 
Kanones der Konzilien und gemäß den Dekreten der römischen 
Bischöfe die »ecclesiastica negotia« zu entscheiden. Von den 
negotia ecclesiastica handelt Gr., wie schon Paucapalea ausdrücklich 
bezeugt, im zweiten Teil. Und Gratian selbst schreibt in der Über- 
leitung zu Causa I: ». . Nunc ad symoniacorum ordinationes 
transeamus, et ut facile liqueat, quid super hac heresi sanctorum 
patrum decrevit auctoritas, causa deducatur in medium, cuius 
negotium e£ de scienter a symoniacis ordinatis et de ignoranter 
a symoniacis consecratis et de ordinationibus, que per pecuniam 
fiunt, contineat.« Und zu Beginn des tractatus de penitentia lesen 
wir bei Gr.: »His breviter decursis, in quibus extra negocii 
finem aliquantulum evagati sumus, ad proposite cause terciam 
questionem pertractandam, qua queritur..« Daß der dritte .Teil 
die sacramenta ecclesiastica zum Gegenstand hat, wird auch von 
Sohm nicht bestritten. Wenn dagegen letzterer behauptet (S. 352), 
Rufinus habe die Idee aufgebracht, daß zur der dritte Dekretteil 
sich mit den Sakramenten beschäftige, so muß diese Behauptung 
als irrtümlich bezeichnet werden. Denn daß der Ordo, die Ehe und 
die Buße, welche nach Ruf. im ersten und im zweiten Teil zur Be- 
sprechung kommen, auch nach Rufinus Sakramente sind, bedarf 
keines Beweises. Es sei zum Beleg nur eine einzige Stelle an- 
geführt. Zu c. 33 D. XXIII schreibt R.: »De sacramentis ordi- 
num dixerat, qualiter unumquodque eorum celebratione tradatur. 
Sed quoniam inter cetera sacramenta non minimum coniugium 
est, ideo et de ipso subiungit . .« 1). Sogar die Formulierung, 
nach R. sei. der dritte Dekretteil nur für die Lehre von den Sa- 
krämenten bestimmt, ist nach dem Voraufgehenden nur dann 
richtig, wenn man das Wort »Sakrament« im weiteren Sinn nimmt 
und darunter auch die Sakramentalien miteinbegreift. Die Rufinische 
Inhalisbezeichnung der drei Dekretteile erfolgte gemäß dem Satz: 
Denominatio fit a potiori. 

Was die Unterabteilung des ersten und des dritten Teils 
betrifft, so meint Schulfe?), Rufinus gebe in der Vorrede seines 
Werkes nur die Tatsache der Unterabteilung des ersten und des 
dritten Teils — ohne Bezeichnung des Urhebers —, während er 


IR a. O. S.56. Buße betr. yer í dins S. 502. 
Rufinusansg. [Gießen 1892] S. XL 
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in der Einleitung zum dritten Teil ausdrücklich, aber ungenau 
Gratian die Gliederung dieses Teiles in fünf Distinktionen zu- 
schreibe. Ich kann dieser Auffassung nicht zustimmen, da nach 
allgemeinen Interpretationsregeln die unbestimmte Aussage der 
Vorrede im Sinn der späteren bestimmten Aussage zu verstehen 
wäre und demnach nach Rufinus jedenfalls die Unterabtei- 
lung des dritten Dekretteils von Gratian selbst herrührt. In- 
dessen bin ich mit Singer!) der Anschauung, daB Rufinus 
sich auch in der Vorrede hinsichtlich des Ursprungs der Unter- 
abteilung sowohl des ersten als des dritten Teils hinreichend 
bestimmt äußert. Dagegen vermag ich im Gegensatz zu Singer?) 
den Umstand, daß Rufinus den ersten Teil »tractatus distinctionum« 
und »distinctiones« nennt, für sich allein nicht als hinlänglichen 
Beweis für den Gratianischen Ursprung der Distinktioneneinteilung 
des ersten Teils anzuerkennen. Wohl aber scheint mir ein solcher 
Beweis in der folgenden Stelle des Rufinuskommentars enthalten 
zu sein. Zu c. 12 D. LXXVI schreibt R.: »Supra proxima distinc- 
tione dictum fuerat, quod quinque vicibus. anni ordinationes sa- 
cerdotum et levitarum poterant fieri; nunc autem de sexta vice, 
cuius quasi oblitus fuerat (!), ex auctoritate Gregorii (?) ponit, scil. 
de sabbato Pasce«*). M. E. hätte Rufinus hier, wenn ihm dic 
Authentizität der Einteilung nicht festgestanden hätte, eine Be- 
merkung über die Mangelhaftigkeit der Einteilung — offenbar 
Zusammengehóriges ist hier infolge der Distinktioneneinteilung 
auseinandergerissen — machen müssen. 

Im Gegensatz auch zu Singer‘) halte ich dafür, daß nach 
Rufinus die Distinktioneneinteilung des tractatus de poenitentia 
gleichfalls gratianisch ist. Denn R erwähnt und berücksichtigt) 
nicht bloß diese Einteilung genau so wie die Einteilungen des 
ersten und des dritten Teils, er schreibt auch ausdrücklich: »In 
secunda distinctione (de poen) similiter adducit: (Gratianus) 
altercantes de caritate. . In quinta distinctione tractat (Gratianus), 
que in penitentia sint consideranda 9).« Daraus darf man doch ent- 
nehmen, daß R. den Gratian als Urheber auch der fraglichen 


1) Rufinusausg. S. XCII f. — 2) A. a. O. S. XCIV. — 3) A. a. O. S. 167. 

4) A. a. O. S. XCVIII. | 

9) Vgl. a. a. O. S. 95, 128, 130, 215, 288, 284, 314, 412, 490. 

6) A. a. O. S. 501, 503. — Es ist inkonsequent von Singer, wenn er 
das »adducit« und das »tractat« hier nur als absichtslose sprachliche Un- 
genauigkeiten auigefaßt wissen will (S. XCVIII52), während er beim ersten Teil 
gleichlautende Wendungen als Beweis für die Gratianische Urheberschaft 
anführt (S. XCIIIM), 
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Einteilung angesehen hat. Bei anderem Sachverhalt wäre un- 
bedingt eine bezügliche Bemerkung Rufins zu erwarten. 


l Als dritten Zeugen für die Richtigkeit seiner Anschauung 
über System und Einteilung des Gratianischen Dekrets führt 
Sohm Stephan von Tournai vor, den er sowohl den älteren !) 
als auch den jüngeren?) Dekretisten beizáhlt. Som meint (S. 46), 
Stephan siehe in seiner Dekretsumme, was unseren Gegenstand 
betrifft, bereits unter dem Einfluß der Summe Rufins, worin der 
ursprüngliche Sinn des Dekrets schon einigermaßen verdunkelt 
sei. St. habe auch selbst dazu beigetragen, die Anschauung 
Gratians für die nachfolgenden Dekretisten noch mehr zu ver- 
schleiem. Gleichwohl habe gerade er am eingehendsten über 
die ursprüngliche Idee Gratians Bericht erstattet. Aber diese 
Teile seiner Ausführungen seien von den Späteren, die ihn sonst 
in weitgehendem Maß ausgeschrieben, beiseite gelassen worden, 
weil man sie nicht mehr verstanden habe. Man habe sich an 
die inhaltlosen, jedoch gerade dadurch dem gemeinen Verständ- 
nis entgegenkommenden Zutaten Rufins und Stephans über die 
»Dreiteilung« des Dekrets gehalten. Was aber die jüngere 
Dekretistenschule — weil von ihr schon nicht mehr begriffen — 
ausgelassen habe, das sei für uns das wertvollste geschichtliche 
Zeugnis. | 

Wie lautet nun das Zeugnis Stephans in Wirklichkeit? 


In der Einführung zu seiner in den sechziger Jahren des 
zwölften Jahrhunderts abgefaßten Dekretsumme?) bemerkt St. 
zunächst, daß er sowohl für Theologen wie für Juristen schreibe, 
und führt dann aus, in einem und demselben Gemeinwesen, 
der Kirche, unter einem und demselben König, Christus, gebe 
es zwei Völker, nämlich zwei kirchliche Stände, Kleriker und 
Laien, und entsprechend den zwei Völkern zwei Lebensweisen, 
die geistliche und die fleischliche, entsprechend den zwei Lebens- 
weisen zwei Obrigkeiten, Priestertum und Königtum, und ent- 
sprechend den zwei Obrigkeiten zwei Ordnungen der Jurisdik- 
tion, das göttliche (= kirchliche) und das menschliche (= welt- 


1) Vgl. z.B. S. 36. 

2) Vgl. z. B. S. 15. 

3) Ueber die Entstehungszeit der Summa vgl. meine Abhandlung: Die 
Notwendigkeit der Intention usw., Mainz 1916, S. 185. Nach Sohm ist die 
Summe bald um 1160 (vgl. z. B. S. 381164, 53215), bald um 1165 (vgl. z. B. 
S. 15, 46, 575 (58), 636) geschrieben. 
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liche) Recht!) Hierauf verbreitet sich St, nach einer kurzen 
Bemerkung über das weltliche Recht, über das kirchliche Recht, 
zuerst über dessen Entwicklung. Den Ursprung des kirchlichen 
Rechts verlegt St. in die älteste Kirche, näherhin in die Zeit des 
Kaisers Konstantin, unter dessen Regierung die Väter angefangen 
hátten, Konzilien abzuhalten, auf welchen pro diversitate negotio- 
rum ecclesiasticorum verschiedene Kanones von ihnen erlassen 
worden seien. Hierauf bespricht St. den Unterschied zwischen 
allgemeinen und Provinzialkonzilien, die verschiedene Tragweite 
der von den einen und von den andern erlassenen Kanones und 
die überragende Bedeutung der vier ersten allgemeinen Kon- 
zilien, weiterhin den Unterschied zwischen canones, decreta —, 
welch letztere vom Papst super aliquo negotio ecclesiastico in 
Gegenwart der Kardinäle und unter ihrer Mitwirkung erlassen und 
schriftlich niedergelegt würden, wiewohl die Ausdrücke canones 
und decreta auch synonym gebraucht würden, — und decretales 
epistolae, mit dem Schluß: »Haec sunt, quibus ecclesiastica 
negotia et tractari habent et determinari?).« Danach gibt St. 
die Rangordnung der in decisione causarum ecclesiasticarum in 
Betracht kommenden Kirchenrechtsquellen an, worauf eine Er- 
órterung über die bei Auslegung und Anwendung der kirchlichen 
Konstitutionen ja nicht zu übersehende Tragweite der verschie- 
denen scheinbar einander widersprechenden Kapitel folgt?). Wie 
ersichtlich bilden nach St. die negotia ecclesiastica bzw. die da- 
mit gleichbedeutenden causae ecclesiasticae den Gegenstand der 
kirchlichen Rechtsbetätigung +). | 

Das Gratianische Dekret betr. bezeichnet St. als dessen 
Gegenstand die canones, die decreta und die decretales episto- 


1) Schultes Stephanusausg. S. 1. — Wenn Sohm sagt (S. 637), nach der 
mittelalterlich-altkatholischen (800 —1200) Auffassung bedeute die Christenheit 
zwei Reiche, nicht ein einziges, und wenn auch beide Reiche mit ihren 
Obrigkeiten a//en Christen dienen sollten und insofern die gesamte Christenheit 
Zu beiden Reichen gehöre, so seien doch die beiden Reiche von verschiedenen 
Völkern beherrscht worden: das eine Reich von dem Volk der Laien, das andere von 
dem Volk der Kleriker, so trifft dies jedenfalls hinsichtlich der Lehre Stephans 
nicht zu. Denn nach St. ist die Christenheit ein einziges Reich (eadem civitas 
sub eodem rege) und zu dem einen Reich gehören zwei verschiedene Völker 
(Stände): das eine Volk wird beherrscht vom Priestertum, das andere vom 
Kónigtum (s. ebenda S 636; Kirchenrecht 2 S. 249). 

2 A.a. O. $.2£. — 3) A. a. O. S. 3f. 


4) Nach St. heißen negotia ecclesiastica, »quae tantum sunt clericorum 
vel quorum cognitio et iudicium tantum spectat ad ecclesiasticum iudicem«; 
saecularia dagegen, »quae laicorum vel de quibus [Cod. Bamb. Patr. 18 (B. III. 21) 
addit: tantum] cognoscit saecularis iudex« (a. a. O. S. 178). Vgl. auch ebenda 
S. 116, 117, 185, 210, 226. 
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lae, zudem die auctoritates der hl. Väter, wenn auch letzteren 
kein Recht und keine Gewalt zum Erlaß von Kanones zuge- 
standen habe. Die Adsicht Gratians ging dahin, die verschie- 
denen Kanones zu sammeln und in Einklang miteinander zu 
bringen. Zweck des Werkes ist die Schaffung der Voraus- 
setzungen um die negotia ecclesiastica gemäß dem Recht der : 
Kanones behandeln und in kanonischer Weise entscheiden zu 
kónnen. Über die Veranlassung des Werkes schreibt St.: Infolge 
von Unwissenheit sei das kirchliche Recht außer Gebrauch ge- 
kommen und die einzelnen Kirchen seien mehr nach den Ge- 
wohnheiten als nach den Kanones regiert worden. Gratian habe 
in Erkenntnis der Bedenklichkeit solchen Verfahrens die ver- 
schiedenen kirchlichen Rechtsbücher gesammelt und, was ihm 
darin für die Entscheidung von Rechtssachen besonders not- 
wendig schien, in seinem Werk zusammengefaßt !). 


Die Art der Stoffbehandlung, die Disposition anlangend 
lehrt St., Gratian gebe zuerst die Unterscheidungen und die 
Unterschiede, sowie die Gründe des Erlasses der weltlichen und 
der kirchlichen Gesetze. Hierauf bespreche er die Rangordnung 
und die Zahl der Konzilien und das Vorrangverháltnis der Kon- 
zilienbeschlüsse. Danach belehre er hinsichtlich der kirchlichen 
Dignitäten und Weihen, welchen Personen sie zu verleihen seien 
und welche Lebensweise ihre Inhaber zu führen hätten, auch 
über die Weiheinterstitien und wie die »Gefallenen« wiederein- 
gesetzt würden. Sodann gehe er zu den Causae über, wo er 
zuerst von den Anklagen und den Zeugen und der Gerichtsord- 
nung handle, sodann davon, »quis modus in diversis ecclesiasti- 
cis negotiis sit habendus«, zuletzt von den Causae coniugii. 
Endlich bescháftige er sich mit der Konsekration der Kirchen, 
mit dem Sakrament der Eucharistie, mit Taufe und Firmung?). 


Bezüglich der Einteilung des Dekrets berichtet St., die »Leser« 
(*lectores« = doctores aut discipuli) gliederten es in drei Teile, was 
auch Gratian gewollt zu haben scheine. Der erste Teil reiche bis zu 
der causa simoniacorum und er sei von Gratian in 101 Distinktionen 
geteilt worden. Der zweite Teil erstrecke sich von der Causal bis zum 
tractatus de consecratione und werde in 36 Causae mit zugehörigen 
Quaestiones gegliedert. Der dritte Teil reiche vom fractatus 
consecrationis bis zum Schluß und zerfalle in fünf Distinktionen. 
Im offenbaren Anschluß an Rufinus fügt St. hinzu: »Harum (par- 


1) A. a. O. S. 4f. — 2) A. a. O. S. 5. 
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tium) primam ministeriis, secundam negotiis, tertiam ecclesiasticis 
deputat sacramentis !).« 

Die Abschreiber (»scriptores«) hingegen gliedern das Dekret, 
wieSt.weiter berichtet, in vier Teile, deren jeden einzelnensie » quarta« 
nennen. Der erste Teil reiche nach ihnen vom Anfang bis Causal 
(ausschließlich), der zweite von Causa I bis Causa XIII (ausschließ- 
lich), der dritte bis Causa XXVII (ausschlieBlich), der vierte von 
Causa XXVII bis zum Schluß des Werkes ?). 

Zu Stephans Kommentars zum ersten Dekretteil ist im all- 
gemeinen zu bemerken, daß auch er an zahlreichen Stellen Gra- 
tians Gedankengang aufdeckt. Was das Einzelne betrifft, so 
schreibt er zu D. XXI einleitend nur, Gratian handle hier von 
den verschiedenen kirchlichen Ordines und ihren Namen 5), über- 
geht also das für die Erkenntnis der Gliederung des Dekrets so 
wichtige »Ministri vero sacrorum canonum et decretorum pon- 
tificum«. Zum dict. p. c. 3 D. XXV erklärt St. zutreffend: »Hic 
congrue signaretur distinctio, si placuisset dispositori« +), scheint 
aber doch die volle bezügliche Tragweite dieses Diktums nicht 
erkannt zu haben. Denn er schreibt lediglich, Gr. fange hier an 
die Eigenschaften der Episkopatskanditaten darzulegen, und fügt 
dann in offenbarer Abhängigkeit von Rufinus ad v. oportet epi- 
scopum esse . . hinzu: »Haec tredecim diligenter per singula exe- 
quitur Gratianus usque in L. distinctionem, in XLIX. quasi con- - 
firmans et approbans, quae in aliis dixisset«5). D. L betrifft auch 
nach St. die Wiedereinsetzung der »Gefallenen«: »In hac dist. 
contradicere sibi videntur sancti patres aliis dicentibus lapsos 
post poenitentiam in suis ordinibus posse reparari, alis senti- 
entibus contra« £). Sofort läßt er ähnlich wie Rufinus die ver- 
schiedenen Lósüngen dieses Widerspruchs folgen’). Der Epilog 
bringt nach Stephan wie nach Rufinus zunächst Nachträge zur 
apostolischen Regel (DD. LXXXI—XCI)9) und handelt vorab bei 

1) A. a. O. S.5f. — Bei Sohm, Kirchenrecht 2, 8239 (S. 83) wird 


irrigerweise behauptet, hier (S. 6) heiße es, daß die prima pars mit Einschluß 
von Causa 1 von den ministeria handle. 


2) Schultes Stephanusausgabe S. 6. — Abermals irrig schreibt Sohm 
(Das altkath. K. R. S. 2611), bei der Vierteilung des Dekrets (durch die »scrip- 
tores«) sei die Causa I mit zur prima pars gerechnet worden; ebenso im 
Kirchenrecht 2 S. 81%. Die Unrichtigkeit ergibt sich mit voller Gewifheit 
daraus, daß der zweite Teil sicher bis Causa XIII ausschließlich und der dritte 
Teil nach St. zweifellos bis Causa XXVII ausschließlich (»quae est de matrimonio 
prima«) reicht. — Vgl. aber oben S. 166 Anm. Abs. 3, worauf ich auch wegen 
des übrigen Inhalts mit Nachdruck verweise 


3) Schulte S. 30. — 4) A. a. O. S. 37. — 5) A. a. O. S. 37f. 
6) A. a. O. S. 68. — 7) A.a. O. S. 68 f. — 8) A. a. O. S. 103. 
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nochmaliger Erörterung des »Oportet episcopum esse sine crimine« 
von der Deposition und von der Restitution (DD. LXXXI, LXXXII) '). 
Zum Diktum Grat. am Schluß der D. CI macht St. die sachlich 
vóllig belanglose Bemerkung: »Exornatione rhetorica utitur, quae 
dicitur Zransitio, qua continuantur dicta dicendis et dicenda dic- 
tis«2). Daß der Epilog nach Stephans Auffassung nicht weiter 
als bis D. CI einschließlich reicht, ergibt sich mit Gewißheit aus 
seiner Einführung zu Causa I. 


Diese Einführung lautet: »Status ecclesiarum circa duo con- 
sistit; circa personas et circa negotia. Quia vero personae di- 
gniores sunt negotiis, ideo magister Gratianus prius tractavit de 
personis, propter quas negotia contingunt, fractaturus postea de 
negotiis, quae circa personas emergunt. In prima enim parte, 
quam per distinctiones divisit, egit de electione et ordinatione 
personarum, de lapsu et reparatione earum; in secunda, quam per 
causas et quaestiones exposuit, tractat de varietate negotiorum circa 
personas ecclesiasticas emergentium«?). Bezüglich der negotia 
ecclesiastica bemerkt er weiterhin: »Sane ecclesiastica negotia. 
per accusationes frequentius quam per actiones explicantur. Ipsae 
autem accusationes, cum ante iudices ecclesiasticos exercentur, 
non super civili crimine, sed super ecclesiastico proponuntur« +). 
Es folgt die Darlegung, was unter bürgerlichen und was unter 
kirchlichem Verbrechen zu verstehen sei, dann, daß bisweilen der 
kirchliche Richter auch hinsichtlich eines bürgerlichen Verbrechens 
zu erkennen und zu urteilen habe — aber mit Ausschluß einer 
blutigen Strafe — und daß der kirchliche und der weltliche Richter 
strafrechtlich erkennen, ersterer aber nach kirchlichem, letzterer 
nach weltlichem Strafrecht). Zuletzt gibt St. den Grund an, 
weshalb Gratian zuerst von dem kirchlichen Verbrechen der Si- 
monie handle. Der Grund liegt darin, daß die Simonie als das 
größte und schwerste kirchliche Verbrechen (inter ecclesiastica 
crimina gravius et quasi maius) angesehen werde. Gleich ver- 
abscheuungswürdig sei das — deshalb mitbehandelte — Ver- 
brechen der Häresie®). 


Wie Paucapalea und Rufinus und von ihnen stark abhängig 
bringt auch St. die einzelnen Causae in Zusammenhang mit- 
, einander. Hierbei macht er zum dict Grat. am Schluß der Causa I 
die rein formelle Bemerkung: »Transitione utitur, scil. illo colore 


1) A. a. O. S. 103—105. — 2) A. a. O. S. 120. — 3) A. a. O. S. 121. 
4) A. a, O. — 5) A. a. O. — 6) A. a. O. 
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rhetorico, quo continuat dicta dicendis et dicenda dictis« '). Causal 
bezeichnet er mit Gratian (dict. p. c. 6 D. XXX) und Pauca 
palea als »causa simoniacorum (de simoniacis)« ?), Causa II als »causa 
accusationis« $), Causa V als »causa clandestine et aperte le- 
. Sionis« ^), Causa XXVII nennt er »causa de matrimonio prima« 5. 
Zu Beginn der Causa VII erklärt er als Gegenstand der vorauf- 
gehenden Causae die Anklagen gegen Bischöfe 9). 

Zu Causa XIII wiederholt St, was er in der Einleitung seines 
Werkes über die Vierteilung des Dekrets durch die Abschreiber, 


1) A. a. O. S. 157. — Die Mainzer Stephanushandschrift liest: ». . quo 
continuantur dicenda dictis et dicta dicendis.« 

2) A. a. O. S. 6, 217. 

3) A. a. O. S. 158. Die Einleitung zu Causa III lautet bei St. tatsächlich: 
»Ostensum est in precedenti causa, quibus accusantibus vel testificantibus, quo 
etiam iudice condenpnari quis debeat vel absolvi. Verum quoniam non semper 
ordine iudiciario quis danpnatur et expoliatur, ab iniustis etiam hominibus 
quandoque de sede sua sine cognitione expellitur: supponit causam, in qua 
ostenditur, qui sint restituendi, equam respondeant, vel qui none (Cod. 
Bamb. f. 189 c. 1; Cod. Mog. f. 51' c. 2. Bei diesem Wortlaut tritt Stephans 
Abhängigkeit von Paucapalea noch deutlicher zu Tage, als es nach Sdtulfes 
Text (a. a. O. S. 188 f) der Fall ist. — St. fährt fort: »Primum queritur. Si 
quis querat, quare hic de restitutione tractat, cum in [deest: M.] superiori 
causa q Il. tractaverit de ea, dicimus, quia repetit, ut quod minus ibi dixerat, 
hic suppleat, vel in superiori [M.: inferiori] causa dixit de restitutione eorum, 
qui a iudice per sententiam inique fuerant expoliati, hic sive ante sententiam 
sive post, sive a iudice sive ab alio, quod in themate superioris causa datur 
intelligi, ubi dicit: in ipsa ventilatione cause etc.« (Codd. citt. ll. cc.). Vgl. 
Archiv f. kath. K. R. 67 (1892), 432. 

Zu Beginn der Causa IV schreibt St.: Quidam in excommunicatione. 
In precedenti [M.: presenti] causa egit de expoliatis et restituendis, de induciis 
eorum prestandis, de accusatoribus et testibus et iudicibus. Set quia persepe 
contingit, quod excommunicati velint excommunicatores suos accusare, ostendit 
in hac causa, utrum hoc possint« (Cb. f. 191° c. 1; Cm. f. 55 c 1). 

4) Cod. Bamb. f. 192 c. 1; Cod. Mog. f. 55' c. 2. — Schulte gibt zu- 
treffend an (a. a. O. S. 201), daß St. hier Paucapalea ausschreibt. Hingegen 
ist der erste Satz der Einleitung zu C. VI fast wörtlich aus Rufinus entlehnt: 
»Duo fornicatores. In superioribus causis ostensum est, quia criminosi et 
infames accusare non possunt episcopos« (Cb. f. 192° c. 2; Cm. f. 57 c. 1). 


Vgl. Singers Rutinusausg. S. 281). Erst beim folgenden Satz ist Paucapalea - 


benützt: »Verum quia quedam crimina sunt, in quibus recipitur eorum accusatio, 
ut crimen simonie, supponit causam, ubi a fornicatoribus et infamibus accusatur 
episcopus de simonia« (Codd. citt. Il. cc.). Vgl. Schultes Paucapaleaausg. S. 71. 
9) Schultes Ausgabe S. 6, 247. — Anderweitig heißen die von der Ehe 
handelnden Causae »coniugil causae« (a. a. O. S. 5). 
) »In superioribus causis tractavit de accusationibus episcoporum« 
(Cb f. 194 c. 1; Cm. f. 58' c. 1). — Danach schreibt St.: »Verum quoniam 
sepe deponuntur accusati et alii in locum eorum succedunt, alii etiam non 
accusati honori renunciant et [B.: cum] alios sibi [deest: B.] substitui postulant, 
ponit Gratianus thema de eo, qui longa infirmitate detentus videns se non 
posar sufficere alium sibi subrogari postulavit« (ll. cc). — Die Causa XI leitet 
t. folgendermaßen ein: »Clericus quidam. Ostensum est, quod ecclesie cum 
omne dote sua ad episcopi dispositionem pertinent. Set quia clerici ipsarum 
ecclesiarum quandoque de prediis suis vel rebus aliis inter se litigant, supponit 
causam, in qua ostendit, ante quos iudices clerici debeant conveniri« (Cb. 
f. 197* c. 2). — Die Einleitung zu Causa XII ist, wie Schulte zutretfend angibt 
(a. a. O. S. 213), gänzlich aus Paucapalea entnommen. 
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über die Benennung der Teile als »Viertel« und über den Um- 
fang der einzelnen Viertel gesagt hatte!). Als Gegenstand des 
zweiten Viertels erklärt er hier die causae et negotia, que circa 
personas ecclesiasticas contingunt, als nächsten Gegenstand des 
dritten Viertels jene negotia, que ex possessionibus ecclesiarum, 
decimis et sepulturis ac similibus accidunt«, wobei es zugleich 
auf die uns bekannte, der Causa XIII eigentümliche Methode 
Gratians aufmerksam macht?). l 


Bei Causa XVI stellt St. Rufins und Paucapaleas Zusammen- 
hangserklärung dem Leser zur Wahl?) ebenso zu C. XXVI *). 


l1) Schultes Ausgabe S. 217. Vgl. Archiv f. k. K. R. 67, 433. 

2) A. a. O. — Der von Schulte gleichfalls nicht mitgeteilte Eingang zu 
C. XV (s S.220) lautet: »Quidam clericus. In precedenti causa suflicienter 
ostensum est clericis esse prohibitum usuras accipere et ab omni turpi lucro 
abstinere debere. Verum quia quasi quedam species turpis lucri et acquisitionis 
[B.: acquisitionibus] illicite videtur clericum pro impensis in lite patrociniis 
munera exigere, querit in hac causa, utrum liceat clericis id [B.: id cler]. 
facere. Ponit thema de ale clerico, qui in fornicatione lapsus postea in 
furorem conversus est« (Cb. f. 204° c. 2; Cm.f.72 c.1). St. ist hier offenbar 
von Paucapalea abhängig (s. Schultes Paucapaleaausg. S. 84). 

3) »Quidam abbas. In precedentibus causis de clericis et eorum negotiis 
tractavit. Verum quia magna portio iuris ecclesiastici circa monasteria et 
deest: B.] monachos consistit, supponit causas V. continuas, XVI. scil. et XVII., 
VIIL, XIX. et XX., in quibus de monadis et causis ad eos pertinentibus 
tractat. Vel ita continua: In superiori causa ostensum est, quod sacerdos 
[s. Schultes Paucapaleaausgabe S. 86] . . ad agendam quandoque penitentiam . . 
truduntur . . sponte induunt . . causam hanc supponit, in qua multa de 
monachis et queruntur [B.: querunt] et expenduntur« (Cb. f. 206° c. 2; Cm. 
1. 74 c. 1). — Causa XVII beginnt bei St. also: »Quidam presbiter. In prece- 
denti causa ostensum est, utrum monachi possint ecclesias parrochiales habere, 
possint etiam sacerdotale officium populis celebrare. Nunc econverso ostendit 
in hac causa, utrum sacerdotes possint ecclesias suas relinquere et ad mona- 
sterium transire. Quod quia infirmitate cogente sepe contingit fieri [B. deest: 
Quod — fieri], ostendit etiam, utrum post infirmitatem, qui sic ecclesie renun- 
tiavit, possit eam repetere« (Cb. f. 211^ c. 2; Cm. f. 79* c. 1. -— Zu C. XIX 
schreibt St. in Rufins Nachfolge: »Duo clerici. In precedenti causa dictum 
est de monacho, qui ad clericatum promotus est. i.e. de abbate, qui factus 
est episcopus. Hic econverso agit de clericis, qui monachi fieri volunt. Quod 
utrum sine licentia vel cum licentia proprii episcopi facere possint, ostenditur« 
(Cb. f. 218° c. 1; Cm. f. 81 c. 2. — Auch zu C. XX ist St. von Rufinus ab- 
hängig: »Superius dictum est de his, qui propria voluntate ducti ad monasterium 
transeunt. Modo tractat de eis, qui ab aliis offeruntur, quorum quidam con- 
sentiunt, quidam contradicunt« (Cb. f. 213^ c. 2; Cm. f. 81' c. 1); ebenso zu 
C. XXI: »Ardipresbiter. In superioribus V. causis tractavit de monadıis, modo 
redit ad clericos, ut de his tractet, et quoniam in fine cause proxime dixerat 
abbatem plura monasteria non habere debere, ostendit idem de clericis, quorum 
quidam duas simul habere ecclesias contendunt. Ponit ergo thema suum de 
quodam, qui in altera ecclesia archipresbiter, in altera prepositus simul esse 
desiderate (Cb f. 214 c. 2; Cm. f. 82 c. 2). 

Den Eingang zu C. XXII entnimmt St. zum guten Teil wórtlich aus 
| Paucapalea : Quidam episcopus. Dicium est superius (C. XXI q. 5), quia 

nulli . . confugere . . prelatorum insolentia, subditorum tanta est obstinata 

Plerumque malitia, ut subditi prelatis obedientiam negent et etiam cum iura- 
mento id affirment, causam cuiusdam episcopi ponit, cuius archidiaconus 
iuramento firmavit se non prestiturum ei obedientiam« (Cb. f. 214' c. 2; Cm. 
f. 82’ c. 1) Vgl Schultes Paucap.-Ausg. S. 96. 
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Zu Beginn der Causa XXVII sucht St. den Zusammenhang 
zwischen dem ganzen bisherigen Gedankengang Gratians — ab- 
gesehen von der Einleitung — und den folgenden Causae — tber 
die Ehe — herzustellen. Es kann nach St. auf drei verschiedene 
Arten geschehen. Der erste Modus lautet: »Sicut laicorum ordine 
dignior est ordo clericorum, sic et sacramenta specialiter ad cleri-- 
cos pertinentia sacramentis ad laicos pertinentibus sunt digniora. 
Inde est, quod Gratianus maiora minoribus preponens, prius de 
sacramentis et negotiis clericorum diligenter tractavit, deinde ad 
illud sacramentum, quod precipue celebratur a /aicis, i. e. matri- 
monium, transitum facit« [B.: fecit] !). 

Sohm meint (S. 47), St. sei hier selbständig, sei speziell un- 
abhängig von Rufin. Allein ein flüchtiger Blick in des letzteren 
Einleitung zu Causa XXVII?) lehrt bestimmt, daß dies nicht der 
Fall ist. | 

Wenn Sohm weiter ausführt (a. a. O.), nach dem obigen 
Stephanustext handle das ganze Dekret, nicht bloß der »dritte 
Teil« von Sakramenten und Gratian folge in der Anordnung des 


Zu C. XXIII bemerkt St. einleitend  » Episcopi quidam. In precedenti 
causa egit de episcopo, qui archidiaconum suum ad obedientiam sibi prestandam 
cogebat, ostensumque est, quomodo cogere poterat. Set quia coactio illa per 
spiritualem vindictam intelligitur facta, forsitan quereret aliquis, utrum materiali 
gladio possint episcopi vel alii malos ad fidem cogere, ideo supponit causam, 
in qua hoc queritur, scil. de quibusdam, qui in heresim lapsi sunt, quos alii 
De etiam ad fidem convertere volunt« (Cb. f. 217 c. 1; Cm. f. 84° 
6 us EL c. 1). 

Zu Beginn der C. XXIV schließt sich St. grofenteils wörtlich an 
Paucapalea an: Quidam episcopus in heresim. Dictum est in precedenti 
causa, quod heretici suis et ecclesie rebus expoliandi sunt. Set quia hereticorum 
alii occulti, alii manifesti, quorum . . tollerantur, ut occulti, alii danpnantur, 
ut manifesti, nonnullis . . mereantur. Quibus satisfacere volens casum supponit 
de quodam episcopo, qui . . cum omnibus sequacibus condenpnatus est« (Cb. 
f. 220 c. 2; Cm. £.88 c. 2. Vgl. Schultes Pauc.-Ausg. S. 104. — Desgleichen 
zu C. XXV: »Sancta romana. Dixerat, quod res . . iniuste possidentur . . 
catholicis detinentur . . sedis auctoritate vel privilegio impetrato suas velint 
vel ipsi vel alii possessiones [B.: passiones] tueri, item quia ecclesia taliter et 
aliis quibuscunque modis adquisita privilegiis curie romane solet munire, 
subiungit causam, quoniam privilegia a romana ecclesia concessa pro diversitate 
temporum et necessitatum quandoque muniuntur, quandoque penitus in- 
mutantur« (Cb. f. 221° c. 2, f. 222 c. 1; Cm. f£. 90 c. 1). Vgl. Schultes Pauc.- 
Ausg. S. 106. | 


4) »Quidam sacerdos. Quia in superioribus causis egerat de hereticis 
— est autem quedam species heresis sortibus et auguriis vacare — supponit 
causam, in qua agit de sortilegis. Vel ita continua: Dixerat in superiori causa 
[deest: B.], quod privilegia . . cum presbiteris . . usurparent, subnectit in hac 
causa de Quem sacerdote, qui . . eo inconsulto .. in hoc episcopale officium . . 
timuit« (Cb. f 222° c 1; Cm. f.90’ c. 2). Val. Singers Ruf.-Ausg. S. 428; 
Schultes Pauc.-Ausg. S. 107 f. 


1) Cb. f. 223° c. 1; Cm. f. 91^ c. 2. Vgl. auch Schulte S. 231. 
| 2) Singers Ruf.-Ausg. S. 429 f. 
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Stoffes der Rangordnung der Sakramente, so ist dies dahin zu 
berichtigen, daß für Gr. nach St. zunächst die Rangordnung der 
beiden kirchlichen Stände maßgebend ist und daß er deshalb, 
wie Sohm richtig weiter bemerkt, wegen des Vorrangs der Kleriker 
vor den Laien an erster Stelle (bis zum Schluß der Causa XXVI) 
von den Sakramenten und Rechtssachen der Kleriker spreche 
und hierauf (von Causa XXVII an) das den Laien — vorzüglich —- 
zukommende Sakrament, die Ehe, folgen lasse. Daß St. hier 
Sohms Ausführungen über Gratians System: Der erste Hauptteil 
des Dekrets (der Traktat vom Sakrament der Ordination) reiche 
bis zum Schluß der Causa XXVI, bestätige, trifft gleichfalls nicht 
zu. Denn Gr. handelt nach St. in den fraglichen Dekretteilen 
eben nicht bloß »de sacramentis clericorum«, sondern auch »de ne- 
-gotiis clericorum«, außerdem, wie er an einer früheren Stelle ausdrück- 
lich angab, auch »de monachis et causis ad eos pertinentibus«. 
Die weitere Ausführung Sohms (S. 47), wenn St. hier nicht 
bloß von den Rechtssachen der Kleriker, sondern auch von den 
Sakramenten der Kleriker im Plural spreche, so denke er aufer 
an die Handlung der Erteilung des ordo (die eigentliche Ordi- 
nation) auch an die »Reparation« (»Restauration«) und an die 
»Deposition«, d. h. auch an die Handlung der Neukräftigung des 
ordo und der Entziehung des ordo, ist vollauf unzutreffend. 
Denn St. versteht unter den sacramenta clericorum, wie ich weiter 
unten nachweisen werde, nicht außer der eigentlichen Ordination 
auch die Reparation und die Deposition, sondern die verschie- 
denen klerikalen Weihen (= sacramenta ordinum, sacramenta dig- 
nitatis). Nach dieser Feststellung ist was Sohm beifügt, Repara- 
tion und Deposition seien im Sinne der altkatholischen Kirche 
Sakramente, aber doch bloße Nebenerscheinungen des Sakraments 
h ns Ordination, gegenstandslos. Und St. sagt hier nicht, das 
^ ntl. ^ 7-*is zum Schluß der Causa XXVI bilde eine Einheit, 
insofern ai$ viz7459r.von dem klerikalen Sakrament, dem sa- 
cramentum ordinis gehandelt werde, als zweiter Teil dann das 
Recht des Laiensakraments, der Ehe, folge. St. sagt vielmehr, 
Gegenstand des Dekrets bis zum Schluß der C. XXVI seien die 
Sakramente und die Rechtssachen der Kleriker, während danach 
von dem vorzüglich für die Laiem in Betracht kommenden Sakra- 
ment gehandelt werde. 

Hinsichtlich der einschlägigen Darstellung besteht zwischen 
Rufinus und Stephanus kein Gegensatz, sondern nur der Unter- 
schied, daß Rufinus bei der Ermittlung des Zusammenhangs den 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI, 33 
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ersten Dekretteil nicht berücksichtigt. Selbstverständlich sind 
auch nach Rufin die im ersten Teil behandelten ordines, ebenso 
die Ehe Sakramente!), und zwar sind die ersteren klerikale 
Sakramente, letztere ist vorzüglich Zaiensakrament. 

Stephan fährt fort: »Vel ita continuans non peccabis: Quo- 
niam [B.: quia] plura inquiruntur et emergunt circa matrimonium 
quam circa cetera sacramenta negotiave, que mater ecclesia 
celebrat et observat, ideo prius de aliis sacramentis vel negotiis 
in ecclesia contingentibus egit, acturus amodo de matrimonio, 
quod maiorem et prolixiorem inquisitionem exigit?).« 

Hierzu bemerkt Som (S. 48), Stephan füge hinzu, man 
könne »ohne Sünde« von Causa XXVI (Schluß der Lehre von 
der Ordination) zu C. XXVII (Beginn der Lehre von der Ehe) 
auch etwas anderes überleiten. Mit den alia sacramenta meine 
St. die Sakramente des ersten Hauptteils, die Ordination nebst 
zugehörigen Handlungen. Als zweiter Hauptteil erscheine das 
Ehesakrament, mit der Begründung, daß es die größte Menge 
von kanonistischen Rechtsfragen mit sich führe. Ein solcher 
Übergang, meint Som, würde dem Inhalt des Rolandischen 
Stroma entsprechen. 

Dem gegenüber stelle ich zunächst fest, daß »peccare« in 
unserem Zusammenhang ohne Zweifel nicht »sündigen«, sondern 
»fehl gehen« oder à. heißt’). Sodann schließt, wie oben dar- 
gelegt, nach Stephan nicht erst mit Causa XXVI die Lehre von 
der Ordination. Weiterhin zwingt nichts unter »alia sacramenta« 
nur die »Ordination nebst zugehórigen Handlungen« zu ver- 
stehen, zumal »cefera sacramenta« unmittelbar voraufgeht und 
Gratian z. B. in D. XCV auch von der Firmung und von der 
letzten Ölung handelt. Jedenfalls trifft nicht zu, daß »alia sacra- 
menta« im Sinne Stephans die Ordination »nebst een 
Handlungen«, d. h. nach Sohms Auffassung dag.S27-7.  ider 
eigentlichen Ordination, ferner die Sakragwe. "aci Keparation 
und der Deposition bedeutet. Sohm läßt »de aliis sacramentis« 
gesperrt drucken. Wenn dies geschieht, dann verlangt die Kon- 
sequenz, daß »vel negotiis in ecclesia contingentibus«, weil 


1) Vgl. c. 33 D. XXIII, Singers Ausg. S. 56. S. oben S. 497. 

2) Cb. f. 223° c. 1; Cm. f. 91^ c. 2. Vgl. Schulte S. 231. 

3) Genau im gleichen Sinn wird das Wort »peccatum« (= Fehler) in der 
Summa Parisiensis gebraucht, worin es zu Beginn der Causa XVI heiBt: 
». . VIL questionibus hanc causam distinguit (Gratianus), que aliter hic 

onuntur in ordine, aliter in executione, nec hoc est peccatum magnum« 
(Cod. Bamberg. Can. 36 [P. II. 26] f. 61° c. 2). 
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gleich belangreich, in gleicher Weise hervorgehoben wird. St. 
sagt hier auch nichts davon, daß das Ehesakrament den zweiten 
Hauptteil des Dekrets bilde. 

Noch auf eine dritte Art läßt sich nach St. der fragliche 
Zusammenhang herstellen: »Potes et ita continuare: Hactenus 
dictum est de spirituali coniugio, videlicet inter sponsum et spon- 
sam, i. e. inter clericos et ecclesiam, qualiter scil. contrahatur, 
qualiter inter eos divortium fieri possit, qua pena sint feriendi, 
qui matrimonium spirituale violaverint. Nunc de carnali matri- 
monio tractare decrevit, ubi videndum est, quid sit matrimonium 
seu coniugium . .').« o | 

Diese dritte Art der Übergangserklärung entnimmt St. in 
etwas gekürzter Form aus Paucapalea*). Doch besteht ein auf 
den ersten Blick erheblicher Unterschied zwischen beiden, da 
nach Paucapalea im ersten, d. h. im Distinktionenteil des Dekrets 
von der geistlichen Ehe gehandelt wird, nach St. hingegen dies 
»bis hierher«, also viel weitergehend geschieht. Indessen darf 
man, wenn man St. nicht mit sich selbst in Widerspruch bringen 
will, seine Worte nicht im ausschließlichen Sinn nehmen, d. h. 
nicht in dem Sinn, daß bisher nur von der geistlichen Ehe, 
sondern in dem Sinn, daß bisher unter anderem auch von der 
geistlichen Ehe die Rede gewesen sei*) Mit dieser Erklärung 
stimmt (überein, was näherhin als Gegenstand der bisherigen 
Behandlung bezeichnet wird. Nach Stephans genauem Wortlaut 
wäre »bisher« von der Reparation noch gar keine Rede gewesen. 

Aus allem ergibt sich, wie Unrecht Sohm hat, wenn er zu- 
sammenfassend schreibt (S. 49): »Der Gedankengang ist immer 
der gleiche: zum ersten handelt Gratian vom Sakrament der 
Ordination, zum zweiten vom Sakrament der Ehe.« 

St. schließt seinen Kommentar zum Traktat über die Ehe, 
indem er zum dict. Grat. p. c. 11 C. XXXVI q. 2 ad v. Legitime 
igitur bemerkt: »De sua, non de canonica ratione concludit 
(Gratianus) et causarum ultimam et ultimam questionem 4).« 

Zu dem Traktat über die Buße äußert sich St. nur ganz 
kurz über die Notwendigkeit der Beicht und der Buße, mit dem 


1) Cb. f. 223° c.2; Cm.f.91' c.2. Schultes Angabe (S.231) ist un- 

genau und infolgedessen auch die Sohms (S. 48). 
Vgl. oben S. 478. 

3) In ganz ähnlichem Sinn gebraucht Rufinus das Wort »hactenus« in 
seiner Dekretsumme zu Beginn der Causa XVI: »Hactenus de statu ecclesiarum 
et clericorum egit.c »Hactenus« heißt hier nicht: »vom Anfang des Dekrets 
bis hierher«, sondern, wie oben (S. 495) schon gesagt wurde: »von Causa VII 
an bis hierher.« 


4) Schultes Ausg. S. 258. 33* 
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Beifügen: »Intermisso interim prolixo illo fractatu de poenitentia 
transitum facimus ad quartam questionem . .!).« Die Frage des 
Zusammenhangs läßt er gänzlich unerórtert. 

Wie in der Vorrede seines Werkes, so spricht sich St. auch 
zu Beginn des íracíatus de consecratione über den Gesamt 
inhalt, bzw. die Gesamtanordnung und über die Einteilung des 
Dekrets aus. Nach Sohm (S.50'5; vgl. S.159?) kommt St. hier nicht bloß 
in Widerspruch mit seiner früheren Darstellung, ja er stellt hier 
sogar unmittelbar nacheinander sich widersprechende Behaup- 
tungen auf. Ob diese Vorwürfe berechtigt sind, wird sich bald zeigen. 

St. führt zunächst aus, daß und inwiefern das heilige Zelt, 
welches Moses in der Wüste während der Wanderung des Gottes- 
volkes in das Land der Verheißung anfertigen ließ, ein Vorbild 
der streitenden?) und der von Salomon im Land der Verheißung 
zu Jerusalem in einer Friedensperiode erbaute Tempel ein Vor- 
bild der triumphierenden Kirche war?) Hierauf fährt St. mit 
Bezug auf die streitende Kirche im engsten Anschluß an Rufinus 
fort: »Tria autem sunt, in quibus exceptis ab extra pulsantibus 
adhuc sub divo laborantibus domus dei conditio movetur: mi- 
nisteria scil. officiorum, negotia rerum, sacramenta spiritualium. 
In quorum primis quasi famulamur deo, in secundis deferimus 
proximis, in ultimis consulimus nobis ipsis*),« mit dem selb- 
ständigen Beifügen, daß Gottesdienst, Náchstendienst und Selbst- 
dienst einander nicht aus-, sondern einschließen’). Wortwörtlich 
ist aus Rufin der weitere Gedanke entlehnt, daß in den »officia« 
die Hoffnung, in den »negotia« die Liebe und in den »sacra- 
menta« der Glaube zur Ausübung kommt und daß durch diese 
drei Tugenden wie als Dach, Wand und Fundament der Bau des 
ganzen Gotteshauses vollendet wird®). Deshalb, so fährt St. 

1) A. a. O. S. 246 f. 

2) Vgl. den zweiten Satz der Einleitung Rufins zum 3. Dekretteil (Singers 
Ausg. S. 537). 

3) Schultes Ausg. S. 259. 

4) A. a. O. S. 259; Archiv f. k. KR. 69, 435. Vgl. Singers Ruf.-Ausg. 
S. 196. — Statt »domus dei conditio« hat Rufin »ecclesiastice religionis con- 
ditio«. Doch begründet dies keinen sachlichen Unterschied. 

5) »Nec ideo nos ista distinguere arbitremur [Cm.: arbitretis], quasi deo 
famulando vel proximis deferendo nobis non consulamus aut nobis consulendo 
non famulando [Cm. deest: vel — famulando (Homöotel.)] (lege: deo famu- 
lari non) possimus aut sine altero [Cm. addit: reliquo] caritatis brachio sub- 
levari. Set [Cm.: si] singulorum familiarius utcumque designamus effectus« 
(Cm. f. 107 c. 1 sq.; Schultes Ausg. S. 259 f.; Archiv a. a. O)). 

6) »In officiis ergo spes, in negotiis caritas, in sacramentis exercitium 
invenit fides, quibus tribus virtutibus quasi tecto, pariete et fundamento totius 


dominicae domus aedificium consummatur« (Schulte S. 260). Rufin hat nur 
»exercetur« statt »exercitium invenit« (Singer S. 196). 
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fort, hátten die Sóhne Israels zur Anfertigung des heiligen Zeltes 
ganz entsprechend u. a. Erz, Blau und doppelfarbigen Scharlach 
als Sinnbilder des Glaubens, der Hoffnung und der Gottes- und 
Nächstenliebe dem Herrn dargebracht’). Ebenso habe der zwei 
Ellen lange, eine Elle breite, eine und eine halbe Elle hohe 
Schaubrotetisch Glaube, Liebe und Hoffnung vorgebildet?). Zum 
Abschluß dieses Gedankengangs schreibt St. zusammenfassend: 
»Qui ergo in ecclesiasticis officiis militat, quasi iacintum spei ad 
compositionem tabernaculi in altitudine mensae propositionis do- 
mino offert; qui in negotiis lites sedans pacem proximi quaerens 
devotionis oculum dirigit, in altitudine coccum caritatis ponit; 
qui vero sacramentorum. sanctitatem debita devotione complecti- 
tur, longitudini mensae aes fidei dedicat?).« 

Nunmehr wendet sich St, abermals im engsten Anschluß 
an Rufinus, zur noch weiteren Besprechung des heiligen Zeltes, 
indem er die Bedeutung des Heiligen, des das Heilige vom Aller- 
heiligsten trennenden Vorhangs, dann des Allerheiligsten und der 
vier vor dem Vorhang aufgestellten Säulen aus Akazienholz dar- 
legt. Das Heilige brachte noch deutlicher als die Zusammen- 
setzung des heiligen Zeltes im Dach den Zustand der streitenden 
Kirche zum Ausdruck, während der Vorhang den Himmel, das 
Allerheiligste die Schauung der Seligen vorbedeutete*^). Die 
zwischen dem Heiligtum und dem Allerheiligsten errichteten vier 
Säulen wiesen hin auf die verschiedenen Arten der Sakramente, 


1) »Unde bene inter reliqua ad constructionem eiusdem aediticii filii 
Israel aes, iacintum coccumque bis tinctum deo offerunt (Ex 35, 21. 23 sq.), 
aeris soliditate robur fidei, iacinto, qui coloris est aeril, Spem, qua sublevamur, 
cocco bis tincto ardorem dilectionis dei et proximi prosignante« (Schulte 
a. a. O.; Archiv a. a. O. S. 436). 

2) »Non absimili causa mensa propositionis longitudinem duarum habet 
cubitorum (Ex 25, 23; 37, 10) ob munditiam vitae et innocentiam cordis, 
quibus praeparatur voluntas hominis, ut sit fidei receptaculum; vel propter 
eos, qui in soliditate fidei praecesserunt, et propter eos, qui in eadem Christi 
in carne adventum sunt subsecuti; vel ut eius sinceritas in prosperis et ad- 
versis incontaminata servetur. Porro latitudo unius cubiti in signum ampli- 
tudinis caritatis, quae in duobus effectibus una et simplex est. In altitudine 
vero habet cubitum et semis propter spei signilicationem, cuius unitas est in 
cubito, in dimidio vero initium ex eo succrescens contemplationis« (Schulte 
a a. O.; Archiv a a. O. S. 434). 

3) Cm. f. 107 c. 2; Schulte a. a. O. 

4) »At vero in dispositione totiens dicti tabernaculi quatuor columnae 
de lignis Sethim erant erectae ante velum, quod parietis loco surgebat inter 
sancta sanctorum et sanctuarium. Licet autem in tegulis tabernaculi compo- 
sitio statum militantis ecclesiae, secundum quod dictum est, exprimebat, sanc- 
tuarium tamen id ipsum expressius, velum vero coelum, sancta sanctorum 
visionem coelestium significabant« (Schulte a. a. O.; Archiv a. a. O.; Cm. 
f. 107 c. 2. Vgl. Singers Ruf-Ausg. S. 537. — Soweit ich sehe, hat St. 
vorher vom Dach nichts Derartiges gesagt. 
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durch welche man aus dem Heiligen des Zeltes (aus der strei- 


tenden Kirche) zum Allerheiligsten (zur Schauung der Seligen 


übergehe!) Was dann St. über die vier Arten der Sakramente 


sagt, ist wortwörtlich aus Rufin abgeschrieben ?). Nur eine kurze 
Vorbemerkung über die Ehe stammt von St. 5), ebenso die Schluf- 
bemerkung, St. habe, da — nach Rufinus — die sacramenta 
ministratoria und die sacr. veneratoria bezeichnender »Sakramen- 
talien« genannt würden, im Voraufgehenden die ministeria offi- 
ciorum nicht zu den »Sakramenten« gerechnet ^). 

Zum Abschluß seiner Ausführungen über die »domus dei«, 
über das »aedificium dominicae domus« schreibt St.: »Haec est 
ergo domus, quam sibi sapientia aedificavit, in qua [Cm.: quo] 
columnas VII. excidit (cf. Prov 9, 1), id est VII. principalia 
sacramenta instituit, videl. baptismum, eucharistiam, contirmatio- 
nem, poenitentiam, unctionem extremam, ordinem, coniugium ?).« 

Und nun kommt St. auf die Einteilung des Dekrets zu 
sprechen mit den Worten: »Quam causam [Cm.: qua causa] 
magister Gratianus non oblique attendens huius operis sui seriem 
trifariam digessit«9): »Gerade im Hinblick auf diesen Grund hat 
Meister Gratian dieses sein langes Werk in drei Teile zerlegt.« 

Es fragt sich, welcher Grund für Gr. bei der Dreiteilung 
des Dekrets im Sinne Stephans maßgebend war. Nach Sohm 
(S. 15°) wären die Arten der Sakramente der Grund gewesen. 
Allein diese Interpretation ist ohne jeden Zweifel falsch. Bei 
Auslegung des fraglichen Textes ist einmal sicher nicht ohne 
Belang die Tatsache, daß St. auch hier von Rufin abhängig ist, 
welch letzterer zu Beginn seines Kommentars zu Causa I u. a. 
schreibt: »/7ec tria (scil. ministeria officiorum, negotia rerum, 
sacramenta spiritualium) non insubtili oculo magister Gratianus 
attendens sui operis longam seriem iuxta hanc triformitatem 


1) »Inter que ///J.or colunpnae eriguntur, quia sacramentorum varietas, 
per que de c sanctuario in sancta sanctorum transitur, quadrifariam 
nu (C m. |. 

$ Schultes Steph. -Ausg. 260 f.; Singers Ruf.-Ausg. S. 537. 

3) Inter que, licet coniugii sit sacramentum magnum, dico autem in 
Christo et ecclesia (Eph 5, 32), ipsum tamen modo non connumeramus, quia, 
licet in coniugio positi ingrediantur sancta sanctorum, non tamen per con- 
iugium; qui enim duxit uxorem, co hd que mundi sunt, quomodo placeat 
uxori, et divisus est« (I Cor 7, 33) [Cm. 

4) »Duo autem media ande dicuntur sacramentalia, sacramentis 
scil. adiuncta et de eis pendentia; unde et superius [vgl. oben S. 510] ministeria 
officlorum a sacramentis distinguendo separavimus« (Schulte S 261). Vgl. 
Singer S. 538. 

.9) Schulte S. 261. 

6) Schulte a. a. O.; Archiv a. a. O. S. 434. 
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digessit; nam cum in priore parte . .').« Nach Stephans Ge- 
währsmann war also für Gratian bei der Dreiteilung seines Werkes 
nicht die Rücksicht auf die Arten der Sakramente entscheidend, 
sondem die Rücksicht auf eben die genannten »Tria«, 


Sodann ist es doch selbstverständlich, daß nur irgend eine 
Dreiheit in Frage kommen kann, welche nach St. Gratian zur 
Dreiteilung seines Werkes veranlafte. Da es nun aber nach St. wie 
nach Rufin vier Arten der Sakramente, bzw. nur zwei Arten der 
eigentlichen Sakramente gibt, so muß Sohms Auslegung unbe- 
dingt als verfehlt ausscheiden. Es bleibt nur jene Erklärung als 
zulässig übrig, gemäß welcher auch nach St. für Gratian die causa 
der Dreiteilung war, was St. in Anlehnung an Rufin in die Worte 
kleidet: »7ría autem sunt, in quibus . . adhuc sub divo laboran- 
tibus domus dei conditio movetur: ministeria scil. officiorum, 
negotia rerum, sacramenta spiritualium . . In officiis ergo spes, 
in negotiis caritas, in sacramentis exercitium invenit fides, quibus 
tribus virtutibus quasi tecto, pariete et fundamento totius do- 
minicae domus aedificium consummatur . . Haec est ergo domus, 
quam sibi sapientia aedificavit . .«: die für die Lage der streiten- 
den Kirche entscheidend bedeutsame Dreiheit: ministeria, negotia, 
sacramenta, bzw. die hierin zur Ausübung kommende Dreiheit 
der Kardinaltugenden. Und diese Dreiheit ist auch für den In- 
halt der drei Dekretteile maßgebend. 


Durch diese Feststellung ist zugleich die oben erwáhnte Be- 
hauptung Sohms, St. habe sich in der Einleitung zum dritten 
Teil des Dekrets über die Dekreteinteilung, bzw. über den Inhalt 
der einzelnen Teile anders ausgesprochen als in der Vorrede, als 
irrig erwiesen. 


Da, wo Sohm von den fraglichen Texten ex professo han- 
delt (S. 49 1.), läft er bei seiner Exegese die verschiedenen Arten 
der Sakramente, ebenso — wenigstens im Kontext — das, was 
in diesem Zusammenhang gerade die Hauptsache ist, die Frage 
nach dem Grund der Dreiteilung des Dekrets, völlig beiseite, 
wie er auch »VII principalia sacramenta instituit« und »Quam 
causam magister Gratianus non oblique attendens«, nicht aber 
strifariam« sperrt. Nach Sohm (S. 50) sagt St., das ganze geist- 
liche Gebäude der Kirche auf Erden beruhe kraft göttlicher Ord- 
nung auf »sieben Säulen«, nämlich auf den »sieben Flauptsakra- 
menten«, mit denen göttliche Weisheit die Kirche ausgerüstet 


1) Singer S. 196. 
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habe. So beruhe denn auch für Gratian das gesamte Kirchenrecht 
auf dem Recht der sieben Hauptsakramente. Tatsächlich lehrt 
St. nur, im geistlichen Gebäude der Kirche habe die göttliche 
Weisheit sieben Säulen ausgehauen, d. h. die sieben Hauptsakra- 
mente eingesetzt. Mehr sagt St. hier nicht, insbesondere sagt 
er nichts davon, daß für Gratian das gesamte Kirchenrecht auf 
dem Recht der sieben Hauptsakramente beruhe. 

Aber freilich sind die von der göttlichen Weisheit einge- 
setzten sieben Hauptsakramente von der größten Bedeutung für 
die Kirche. Sagt doch der von Sohm in unserem Zusammenhang 
so stark abgelehnte Rufinus, daß die sacramenta spiritualium 
es sind, durch die »domus dei sustentatur et regitur«'*). Dem- 
nach spielen die Sakramente auch in Gratians Kirchenrechtslehr- 
buch gewiß eine große Rolle, wie dies in Stephans weiterer Aus- 
führung zum deutlichen Ausdruck kommt. 

St. fügt nämlich bei, daß Gratian noch einen weiteren Grund 
zur Dreiteilung des Dekrets hatte: »Accesit?), quod omnis et 
iuris ecclesiastici speculatio partim moralis est, partim iudicialis, 
partim sacramentalis«?). Die Behauptung Stephans, auch alles 
Kirchenrecht sei teils moralischen, teils gerichtsrechtlichen, teils 
sakramentsrechtlichen Inhalts, lehnt sich offenbar an eine Äuße- 
rung /vos von Chartres in der Vorrede zu seinem Dekret an, 
wo er sagt, er habe im Dekret vom Fundament der christlichen 
Religion, d.h. vom Glauben ausgehend, das was sich auf die kirch- 
lichen Sakramente, auf die Unterweisung oder Besserung hin- 
sichtlich der Sitten, auf die Untersuchung und Entscheidung be- 
liebiger Rechtsfälle beziehe, unter allgemeinen Titeln gesondert 
aus den verschiedenen Kirchenrechtsquellen zusammengetragen *). 
St. legt nun dar, wie auch Gratian den ersten Teil seines Werkes 
moralischen Materien, den zweiten der Behandlung gerichtlicher 
Fragen, den dritten sakramentsrechtlichen Stoffen gewidmet habe, 
wobei St. besonders hervorhebt, daß und warum das Weihesa- 
krament im ersten Teil, Ehe und Buße im zweiten Teil zur Be- 
handlung kommen: »Primum ergo quasi ad morum informa- 
tionem ostendens, qui vel quales, ad quos ordines, per quos pro- 

N Singers Ausg. S. 536. 


Sohm übersetzt (S. 159): »es kommt hierzu«, statt: »es kam hinzu« 
(für Gratian). 

3) Schulte a. a, O. S. 261. — Sohm meint (S 4914), man sehe, wie rein 
äußerlich Stephan hier seine eigene Idee in den Gedankengang Gratians hinein- 
. flicke. S. übersieht, daß St. auch im Vqrausgehenden seine eigenen, bzw. 
Rufins Ideen vorträgt. 

4) Migne, P. L. 161, 47. Die Stelle ist auch abgedruckt bei Sohm S.55. 
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movendi vel non, et in his constituti ob que delicta amovendi 
«el ex misericordia in eis tolerandi. Et sic de sacramento or- 
dinis pertractatum est, Nec inconvenienter ab inde orditus est. 
Per sacramenta enim dignitatis!) et cetera?) (scil. sacramenta) 
regulariter administrantur et iudicia expediuntur*), et que in 
moribus contra disciplinam ecclesiasticam obrepunt, castigantur*). 
Deinde iudicialis speculatio eleganter est exposita, in cuius serie 
congrua occasione se offerente sacramentum coniugii et peni- 
tentie expeditum est. Omnium ergo ecclesiasticarum causarum 
ab extra pulsantium rumoribus conplacatis reliquorum sacramen- 
torum profunditas Aic evolvitur, ubi in V. distinctionibus universa 
huius tractatus series conprehenditur« 5). | 
| Es ist hier nicht der Ort zu untersuchen, ob diese Aulstel- 
lungen Stephans mit dem wirklichen Sachverhalt übereinstimmen. 
Jedenfalls aber ergibt sich daraus abermals, daf nach St. für 
Gratian das gesamte Kirchenrecht keineswegs auf dem Recht der: 
sieben Hauptsakramente beruht. Werden ja doch nach St. zwei 
Hauptsakramente, Ehe und Buße, gelegentlich, also nebenbei, 
in dem Hauptteil über die speculatio iudicialis erledigt. Sohm 
freilich behauptet (S. 50), St. kónne zwar nicht unterlassen einiges 
aus eigener Weisheit hinzuzufügen und im Anschluf an die schul- 
mäßige Dreiteilung des Dekrets die Entwicklung des Gratianischen 
Gedankengangs in etwas zu trüben. Aber die Hauptsache trete 
doch deutlich genug hervor. Die Ordnung der Sakramente sei 
die Ordnung des, Dekrets. Ein Sakrament erscheine nach dem 
andern mit dem ihm zugehórigen Recht. 
Sohm übersieht hier abermals, daß es sich für St. nicht um 
»die schulmäßige«, sondern um die von Gratian selbst vorge- 
nommene Dreiteilung des Dekrets handelt. Davon daß die Ord- 
nung der Sakramente nach St. die Ordnung des Dekrets sei, kann 
dem im Vorausgehenden Dargelegten zufolge keine Rede sein. Da- 


1) Sohm fügt hier erklärend bei: »Ordination, Deposition, Reparation: 
auch hier spricht Stephan von zur Ordination gehörigen Sakramenten« (S. 49), 
2) Schulte liest hier (a.a O. S. 261) zweifellos irrig »cum« und Sohm 
hat diese irrige Lesart übernommen (a. a. O. S. 16 Anm., S. 49). Im Kirdten- 
redit 2 S. 84 steht: »(et) cum.« — Zu dem von Stephan hier ausgesprochenen 
Gedanken vgl. was Gottfried von Vendóme, Libellus VII. de ordinatione 
episcopi [M. G. Libelli II, 694 sq.] über den gleichen Gegenstand sagt (»per 
Quod caetera lierent sacramenta«). Der Text steht auch abgedruckt bei Sohm, 
as altkath. K. R. S. 21435. 
3) Hierzu bemerkt Sohm (a. a. O. S. 49): »der Bischof hat kraft seines 
ordo die Gerichtsbarkeit.« 


4) Hierzu erklärt Sohm (a. a. O.): »Deposition bzw. Reparation.« 
5) Schulte a. a. O. — Zu »Omnium ergo« etc. s. Singer a. a. O. S. 538. 
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gegen erscheinen im Dekret tatsächlich sämtliche Sakramente mit 
dem ihnen zugehörigen Recht. 

Wenn Sohm weiter behauptet (S. 50 !5), in dem Satz: »Deinde 
iudicialis speculatio« etc. werde der Dreiteilung zuliebe die »se- 
cunda pars« als Darstellung des Gerichtsverfahrens für ein inhalt- 
lich einheitliches Ganzes genommen, obgleich unmittelbar vorher 
gesagt sei, daß der größte Teil der secunda pars (C. I— XXVI) 
als Darstellung des Verfahrens gegen Kleriker — die ganze Lehre 
von der Deposition und Reparation — zum ersten Teil des De- 
krets vom sacramentum ordinis gehóre, so ist er wiederum im 
Irrtum. St. sagt unmittelbar vorher mit keiner Silbe etwas der- 
artiges sich selbst Widersprechendes. St. lehrt nur, daß die In- 
haber der sacramenta dignitatis die Vergehen gegen die Kirchen- 
zucht bestrafen‘), und etwas vorher, daß im ersten — NB. bis 
Causa I ausschließlich reichenden — Teil?) auch davon ge 
‚sprochen werde, »ob que delicta« die Ordinierten »amovendi vel 
ex misericordia in eis (scil. ordinibus) tolerandi«?). Letzeres hatte 
St. auch schon in der Vorrede erklárt: Gratian handle im ersten 
Teil (»primum«) »de ordinibus etiam, . . qualiter etiam lapsi re- 
parentur«*). Daß der »erste Teil des Dekrets vom sacramentum 
ordinis« sei, sagt St. gleichfalls nicht. Er sagt, im ersten Teil 
sei (auch) vom sacramentum ordinis gehandelt. Kurz zuvor hatte 
er ja bemerkt, daß er (St.) die ministeria officiorum, den Haupt- 
gegenstand des ersten Teiles, nicht zu den Sakramenten gerech- 
net habe. l 

Es trifft auch nicht zu, daß die Meinung Stephans, Gratian 
spreche von Ehe und Buße »bei Gelegenheit seiner Behandlung 

1) Von »Deposition bzw. Reparation« (s. oben S. 5154) allein ist absolut 
keine Rede. — Nach Sohm (S 49) würde St. lehren: durch die sacramenta 
dignitatis (Ordination, Deposition, Reparation) werden »Deposition bzw. 
Reparation« verfügt (!}). 

2) Daß der erste Teil des Dekrets nach St. keineswegs bis Causa XXVI 
einschließlich sich erstreckt, tolgt auch daraus, daß St. im Kommentar zu den 
Causae wiederholt auf den Distinktionenteil als »prima pars« verweist. So 
schreibt er z. B. zu c. 1 C. VIII q. 5 ad v. vel formatis: »Quomodo formetur 
epistola, habetur in prima parte LXXIII. di.« [Cb.: distinctionis (!) LXXII.) (Cm. 
f.62 c. 1; Cb. f. 196 c. 2); zu c. 21 C. XXIV q. 1 ad v.et ydolum fabricatum.: »Hyst 
(oriam) habes Supra p.(arte) I. d'. XLV.« (Cb. f. 220° c. 2); zu c. 6 C. XXVI q.7 ad v. 
genua flectant: Supra signatur contra p. I. d. XXX. cap. ult. . .« (l. c. f. 223* 
c.l) Eine weitere Belegstelle, zu c. 1 C. V q. 4, s. bei Schulte S. 202. Nach 
Schulte S. 152 würde St. bereits zum dict. Gr. S 10 p. c. 11 C.7 q: 4 ad v. 
parvulos sodomitarum auf die »pars I.« hinweisen. Allein in der Bamberger 
Hs lautet die Stelle: »Require historiam supra dis. XLII. S primo« (f. 183 c. 2). 
Zu S 11 eod. ad v. Jtem cam peccante hat die Bamberger Hs: »Et hanc 
historiam habes supra d. n primo« (I. c.). 


3) Vgl. insbesondere D. L. 
4) Schulte S.5. 
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des Gerichtsverfahrens (seiner speculatio iudicialis); dem wider- 
spreche, was St. unmittelbar vorher selbst über Gratians Absicht 
berichtet habe (Sohm S. 50!5, also den Worten »Quam causam 
magister Gratianus non oblique attendens huius operis sui seriem 
trifariam digessit«. Was diese Worte besagen, habe ich oben 
ausführlich dargetan. Sie stehen der gelegentlichen Behandlung 
des einen oder andern Sakraments durchaus nicht im Weg. Des- 
halb ist Som auch im Unrecht, wenn er weiterfährt, sachlich 
bleibe es dabei, daß nach Stephans Bericht Gratian zum ersten 
über das Weihesakrament, zum zweiten und dritten über die 
Sakramente der Ehe und Buße handle. o 

Sohm hebt auch wie bereits erwähnt hervor, daß St. hier 
von »sacramenta dignitatis« in der Mehrzahl spricht, also nach 
Sohms Meinung von zur Ordination gehörigen Sakramenten, 
nämlich von Ordination, Deposition und Reparation (S. 49). Nach 
Sohm sind also, und das ist richtig, die sacramenta dignitatis 
gleichbedeutend mit den sacramenta ordinum. Ich habe oben 
bereits behauptet, daß unter »sacramenta ordinum« nichts anderes 
zu verstehen ist als die verschiedenen Weihen (Ostiariat, Lektorat 
usw.). Hier soll der Beweis für meine Behauptung folgen. 

Zu diesem Zweck verweise ich zunächst darauf, daß z. B. 
Petrus Damiani von »ordinationum sacramenta« in einem solchen 
Zusammenhang spricht, daß damit nur die verschiedenen Ordines, 
keineswegs aber Deposition oder Reparation bezeichnet sein 
kónnen?) Genau die gleiche Bewandtnis hat es mit der Bedeu- 
tung des von Alger von Lüttich?) und in dessen Nachfolge von 
Gratian?) gebrauchten Ausdrucks »sacramenta dignitatis«. Rufinus 

1) Lib. grat. (1052) c. 29: ». . Attamen illi, sive boni fuerint sive mali 
fuerint, necesse fuit, ut ipsi in alios ordinationum sacramenta transfunderent, 
quatinus et in nos per succedentium vicissitudines emanarent . .« (M. G. Lib. 
de lit. I, 59). 

2) »Et notandum, quod alia sunt sacramenta necessitatis, alia digni- 
tatis ... Ila vero sacramenta, quae sunt dignitatis, nisi digne fuerint ad- 
ministrata, ita ut dignis digne a dignis proveniant, dignitatis esse desistunt, 
non ut minuatur veritas sacramenti, .sed ut cesset officium administrandi loco 
vel tempore vel promotione« (De miser. et iust. III, 55, Migne, P. L. 180, 956). 

3) Dict. Grat. p. c. 39 C. I q. 1: » . Set notandum est, quod sacra- 
mentorum alia sunt necessitatis, alia dignitalis . . . Illa vero sacramenta, 
que sunt dignitatis, nisi digne fuerint administrata, ita ut digni digne a di- 
gnis promovehantur, dignitates esse desinunt, non ut minuatur veritas sacıa- 
menti, set ut cesset officium administrandi . .«; dict. p. c. 96 ead.: »Quod 
vero per hereticos sacramenta dignitatis ministrata dicuntur carere effectu, 
improbatur auctoritate Anastasii pape, qui ordinationem Achatü quamvis 
heretici ita ratam approbat, ut eis etiam, quos post dampnationem suam bap- 
tizavit vel ordinavit, in nullo ream personam nocuisse assetat..«; dict. p. c. 4 


C. I q. 7: »Ex hac auctoritate (c. 4) datu: intelligi, quod qui unitate catholice 
fidei in hereticorum societatem transierit, ut de manibus eorum ecclaesiasticae 
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Schreibt sogar ausdrücklich: »De sacramentis ordinurm dixerat 
(scil. Gratianus), qualiter unumquodque eorum celebratione tra- 
datur*),« nachdem Gratian vorher eben von der Art und Weise 
der Spendung der einzelnen Ordines, hingegen mit keiner Silbe 
von der Deposition und der Reparation der Ordinierten gehandelt 
Im nämlichen Sinn spricht Ruf. von den sacramenta ordinum zu 
c. 1C. Iq. 1: ».. Quod removet hic Leo papa, dicens quo- 
niam qui symoniace — et conscienter — consecrati sunt, licet 
sacramenta ordinum, que ab aliis habuerunt, dare possint, tamen 
virtutem sacramenti, sicut a suis ordinatoribus non acceperunt, 
ita nec illis, quos ordinant, dare possunt . .?).« Zu den »sacra- 
menta dignitatis tantum« gehóren nach Ruf. die Ordines, genauer 
gesprochen sind die Ordines die einzigen »sacramenta dignitatis 
tantum«?). Von Reparation und Deposition als zu den »sacra- 
menta dignitatis tantum« gehörig weiß R. absolut nichts. .S£ephan 
selbst umschreibt die »sacramenta dignitatlis« in einer Weise, 
welche die von Sohm ihm zugeschriebene Auffassung unbedingt 
ausschließt: »Inter hec (scil. septem sacramenta) ordines dicun- 
tur esse sacramenta dignitatis, vel quia a dignioribus ecclesiae 
[deest: Cb.] vel quia per illa dignitates in ecclesia constituun- 
tur vel quia ad [Cb.: per] ipsos non nisi digni promoventur, 
cum ad alia omnes indifferenter admittantur?).« Zu c. 97 C. I 
q. 1 bemerkt St.: »Intentio Augustini in hoc decreto est probare, 
quia heretici et ordinare et baptizare possunt, i. e. et dignitatis 
[Cb.: necessitatis] et necessitatis [Cb.: dignitatis] sacramenta 
[deest: Cb.] ministrare?).« Die Summa Coloniensis spricht von 


dignitatis sacramenía percipiat, vel qui contemptis orthodoxis ab hereticis 
ordinari desideraverit, etsi postea sue [deest: Clm.] abrenuncians heresi ad 
ecclosiam redierit, officio tamen accepto fungi non poterit . .« [Die Texte 
sind mitgeteilt nach der Lesart des Clm. 17161.]. — Es ist einleuchtend, daß 
Gratian unter »sacramenta dignitatis« nicht Absetzung und auch nicht Wieder- 
einsetzung versteht. 

1) S. oben S. 497. 

2) Singer a. a. O. S. 208. 

3) A. a. O. S. 210. — »Ut« wird von R. hier nicht gebraucht im Sinn 
von »beispielsweise«, es hat vielmehr die Bedeutung von »scilicet«. Im gleichen 
Sinn verwendet z B. Sikard von Cremona das Wort, wenn er schreibt: 
»Ordines autem septem sunt, ut ostiarius, lector, exorcista, acolythus, sub- 
diaconus, diaconus, presbyter« .(Mitrale II, 2, Migne, P. L 213, 61). 

4) Zum dict. Gr. p. c. 39 C. I q. 1 (Schultes Ausg. S. 131; Cod. Bam- 
berg. Patr. 18 f. 179° c. 1 sq.). 

9) Schulte S. 138; Cb. cit. f. 181 c. 1. Vgl. auch Schulte S. 129. — 
Wenn Stephan von der Taufe als »sacramenta necessitatis« spricht, so kommt 
dies daher, daß es auch nach ihm bei der Taufe sieben Sakramente gibt. 
Vgl. datüber meine Abhandlung: Die Siebenzahl der Sakramente usw., Mainz 
1909, S. 11. Vgl. ebenda S. 6%, 5, 85, 143, 204, 25%. — Sieben Sakramente 
bei der Taufe zählen weiterhin der Verfasser eines u. a. in Cim. 16084 ent- 


[ 
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dem Ordo als sacramentum dignitatis und unmittelbar danach 
von den Ordines als sacramenta dignitatis !). 

Rufins und Stephans Plagiator Johannes von Faenza ent- 
nimmt seinen bezüglichen Kommentar zu c. 33 D. XXIII und zu 
c. 1 C. I q. 1 wörtlich aus Rufin?), die Erklärung zum dict. 
Gr. p. c. 39 C.I q. 1 wörtlich aus Stephan®). Simon von 
Bisiniano bemerkt zum dict. Gr. p. c. 39 cit. ad v. alia (sacra- 
menta) sunt dignitatis. »Sic dicta, quia ad ea non nisi digne 
persone possunt accedere, vel quia dignioribus, qui sunt in 
ecclesia, conferuntur*).« Sikard von Cremona bezeichnet jeden 
einzelnen Ordo angefangen vom Ostiariat bis zum Presbyterat, 
desgleichen den Episkopat als »sacramentum« 5) und müßte da- 
rum folgerichtig von den Weihen insgesamt als »sacramenta 
ordinum« sprechen. Ausdrücklich erklärt er: »Sunt sacramenta .. 
dignitatis tantum, scil. ordo, nachdem er zuvor »de ordinibus« 
gesprochen ô). 

Huguccio schreibt im offenbaren Anschluß an Rufin zu c. 33 
D. XXXIII: »Dictum est de sacramentis ordinum, qua celebritate 
debeant conferri . .7),« und zum dict. Gr. p. c. 39 C. I q. 1 in 
Stephans, bzw. Johanns von Faenza Nachfolge: Istorum (scil. 
VII sacramentorum) quedam sunt dignitatis, ut sacramenta or- 
dinum, vel quia a dignioribus personis ecclesie conferuntur, vel 
quia per illos et secundum illos dignitates in ecclesia consti- 


haltenen Traktats über die Ehe [vgl. darüber Archiv 69 S. 376 f] G Hec 

autem spiritualis proximitas tribus modis contrahitur, alias quia aliquem de 

sacro fonte accipimus, alias quia in aliquo VII. sacramentorum sustinemus, 

alis quia ei penitentiam iniungimus« [Cod. cit. f. 30) und Simon von 

Bisiniano (c. 35 C. XVI q. 1 ad v. neque christianitatem: »Id est baptismum 

vel aliquod illorum VII. sacramentorum, que baptizandis conferentur, ut 
XXX. Q. I. c. L« (Cod. Bamb. Can. 38 (D. Il. 20) f. 31 c. 2]). 

1) Den Text s. im Katholik 1912 I. S. 4553. Vgl. auch ebenda S. 4571. 
Eine weitere einschlägige Stelle wird unten S. 540? folgen. Vgl. auch unt. S. 544. 

2) Clm. 3873 (in Löwen verbrannt) f. 11° c. 2, f. 40° c. 1. 

3) Der Text ist abgedruckt in meiner zitierten Abhandlung S. 184, — In 
der Z2. S.-St. Kan. Abt. XIV. S. 464! tadelt Juncker unter Hinweis auf Johanns 
Dekretglossen, daß man diesen einen Plagiator nenne. Allein Joh. wird nicht 
wegen seiner Dekretglossen, sondern wegen seiner Dekretsumma so charakte- 
risiert. Vgl. Schulte, Quellengeschichte I, 138 f. Wenn Junder (a. a. O.) 
Sodann behauptet, niemand sei in der Folgezeit stárker ausgebeutet worden 
als gerade Johannes von Faenza, so steht doch m. W. Joh. in der fraglichen. 
Hinsicht Huguccio gegenüber weit zurück. Und wenn Juncer weiterhin 
gellend macht (a. a. O.), Johannes sei von Zeitgenossen und Nachíolgern 
stets als Autorität behandelt worden, so möchte ich hierzu bemerken, daß 
Joh. bei Abfassung seiner Summa wohl kaum wußte, daß dies der Fall sein 
würde. Richtig ist, daß Joh. selbst seine Summa als Kompilation aus Rufinus 
und Stephanus kennzeichnet. 

4) Cod. Bamb. Can. 38 f. 11° c. 1. 

9) Mitrale 1l, 2, 4, Migne 1. c. c. 61—66, 69. 

6) Der Stelle der Summa s. in meiner zitierten Abh. S. 21°. 

T) Cod Vat. 2280 f. 24' c. 1. 
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uuntur, vel quia ad ipsos non nisi digni promoventur«!). Die ` 
nämliche Bedeutung hat »sacramenta dignitatis« bei Johannes | 
Teutonikus?) Und was von den Dekretisten gilt, das Gleiche 
laßt sich von den Theologen der damaligen Zeit, z. B. von dem 
nicht weiter bekannten Magister Symon 3), von Petrus Lombardus’) 
und seinem Nachfolger Gandulphus) feststellen. 

Somit kann es keinem Zweifel unterliegen, daß nach Stephan 
ebenso wie nach den sonstigen Autoren der fraglichen Zeit die 
sacramenta clericorum, bzw. die sacramenta dignitatis nichts an- 
deres sind als die verschiedenen Weihestufen der Kleriker, keines- 
wegs aber die Sakramente der Ordination, der Reparation und 
der Deposition bedeuten. Sohm jedoch wiederholt noch öfter 
seine durchaus verfehlte Anschauung um daraus ebenso ver- 
fehlte Schlüsse zu ziehen °). 

Wenn Sohm schliesslich behauptet (S. 50^), durch Stephans 
Zutat von dem in der Dreiteilung angeblich ausgedrückten drei- 
fachen Inhalt des Dekrets (partim moralis, partim iudicialis, par- 
tim sacramentalis speculatio) werde der Gratianische Gedanke 
verschleiert, ebenso wie durch die für Stephan vorbildlich ge- 
wesene, in seine Einteilung aufgenommene Rufinsche Idee von 
dem dreifachen Thema des Dekrets: ministeria, negotia, sacra- 
menta; Stephan habe noch von dem Gedankengang Gratians ge- 
wußt, so bedarf diese Behauptung nicht mehr einer näheren 
Widerlegung. Einen Gedankengang Gratians im Sohmschen Sinn 
gibt es eben nicht, und von einem Gedankengang OGratians im 


1) Cv. cit. f. 93' c. 1 sq. — Weiterhin bemerkt Hug. u. a.: »Sufficlebat 
enim dicere, quod post reversionem ab heresi sacramenta necessitatis ab 
hereticis sunpta non carent effectu, set sacramenta ordinis ab eis sunpta 
carent, quia non habent executionem, nisi de misericordia eis concedatur. . . 
recta, i. e. suo effectu non privata. Ecce diíferentia, quam assignat inter hec 
et illa sacramenta, scil. quod sacramenta necessitatis ab hereticis tradita post 
reconciliationem suo non carent effectu, sacramenta dignitatis carent . .. 
(sacramenta), que sunt dignitatis, ut ordines« (Cv. l c.c. 2. — Eine 
weitere bezügliche Hugucciostelle s. in meiner Abh.: Spender und äußeres 
Zeichen der Bischofsweihe nach Huguccio, Würzburg 1922, S. 64. 

2) Die bezügliche Stelle der Glossa ordinaria s. in meiner Schrift: 
Zur Lehre d. Scholastik vom Spender der Firmung usw., Paderborn 1920, $.40°. 

3) Der einschlägige Text des Traktates de sacramentis ist abgedruckt 
in der eben zitierten Schrift S. 147. 

4) Sentent. IV, 24 c. 13: ». . Et dicuntur hi (septem) ordines (ostiarlo- 
rum, lectorum . . presbyterorum) sacramenta, quia in eorum perceptione res 
ee B S confertur, quam figurant ea, quae ibi geruntur« (Bonavent. 
opp. 4, c. 1). | | 

9) »Quare ordo ecclesiasticus dicitur sacramentum. Dici autem potest 
ordo signaculum quoddam, i. e. sacrum quoddam, quo spiritualis potestas 
traditur ordinato et offitium, et dicuntur hit (scil. ordines) sacramenta, quia 
in horum perceptione . . geruntur« (Sentent. 1. 4 (Codex 242 der Stiftsbiblio- 
thek zu Heiligenkreuz f. 57; ed. Joan. de Walter, Vindob.-Vratisl. 1924, p. 505]. 

6) Vgl. S. 8610, 36313, Vgl. auch S. 34018, 
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SoArnschen Sinn weiß auch Stephan nichts, und Stephan hat die 
fragliche Idee Rufins nicht bloß in seine Einleitung zum ‚ganzen 
Werk, sondern auch in die Einleitung zum dritten Teil aufge- 
nommen. Sohm aber glaubt — nach dieser Wolke von Mifgriffen -— 
seiner Sache so gewiß zu sein, daß er den Paragraphen betr. der 
älteren Dekretisten Auffassung von dem Sinn des Gratianischen 
Systems schließt mit den Worten: »Ist noch der geringste Zweifel 
möglich ? Was wir bereits aus Gratians Werk selber mit Sicher- 
heit entnehmen, bestätigen die älteren Dekretisten: Das System 
Gratians ist das System der Sakramente« (S. 51). 


Da Stephan so bestimmt erklärt: »Gratianus ... huius operis 
sui seriem írifariam digessit«, so darf man annehmen, daß er 
die in der Einleitung zu Tage tretende Unsicherheit hinsichtlich 
der Gratianischen Urheberschaft der Dekretteilung inzwischen 
überwunden hatte?) Sohm berücksichtigt in seiner bezüglichen 
Ausführung (S. 14°) nur, was St. in der Einleitung seiner Summa 
sagt, und Sohms Polemik (a.a. O.) gegen Schulte (Quellenge- 
schichte I, 50) ist insofern gegenstandslos, als Schulte (a. a. O. 
S. 51») erklärt, Stephans Worte »Lectores in £res partes (librum 
istum) distinguunt, quod et Gratianus voluisse videtur« gäben 
trotz der scheinbaren Unbedingtheit der folgenden Worte zu er- 
kennen, daß St. die genauere Einteilung Gratian nicht beilege, daß 
seine Worte vielmehr nur etwa so viel hießen, als das Dekret 
sei eingeteilt — ohne Angabe des Urbebers der Einteilung. 

Die Unterableilung des ersten Teils in Distinktionen u. zw. in 
101 Distinktionen schreibt St. wie bekannt ausdrücklich Gratian selbst 
zu (Schultes Ausg. S. 6, 121). Zum dict. Gr. p. c. 3 D. XXV macht 
St. die bereits mitgeteilte treffende Bemerkung: »/7ic congrue sig- 
naretur distinctio, si placuisset dispositori« (Schulte S. 37). Vom 
zweiten Teil sagt St., Gratian habe ihn in causae und quaestiones 
zerlegt (a. a. O. S. 121), und unbestimmter, der zweite Teil werdein 
36 causae, die in quaestiones erledigt seien, abgeteilt (a. a. O. S. 6). 
Vom dritten Teil?) bemerkt St, die Leser zerlegten ihn in fünf 
Distinktionen (a. a. O. S. 6), und anderwärts, der ganze letzte Trak- 
tat — über die vorher nicht behandelten Sakramente — werde in 
fünf Distinktionen begriffen (a. a. O. S. 262). Von einer Einteilung 
der Abhandlung über die Buße spricht St. überhaupt nicht”). 

1) Übrigens schreibt St. auch schon in der allgemeinen Einleitung ganz 
bestimmt: »Harum (trium partium) primam ministeriis, secundam negotiis, 


terciam ecclesiasticis deputat (Gratianus) sacramentis« (s. oben S. 501 f.). 


2) Wiederholt bezeichnet St. den dritten Teil als »ultima pars«. S. 
Sdiulte z. B. S. 31, 75, 206. 


3) P. Amédée Teetaert vermutet in seiner prächtigen Schrift: La confession 
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Rufins und Stephans Plagiator Johannes von Faenza schreibt 
auch an den hier einschlägigen Stellen seiner Summa zum Gra- 
tianischen Dekret seine beide Gewährsmänner aus!) Die Vor- 


aux que dans l'église latine depuis le VIlle jusqu'au XIVe siècle, Wetteren- 
Bruges-Paris 1926, S 2284, der in Cod. Borghes. 287 der vatikanischen Bibliothek 
enthaltene Tractatus de penitentia habe Stephan v. Tournai zum Verfasser. 

1) Nebenbei sei bemerkt, daß die von Jos. Juncer in seiner Abhandlung : 
Die Summa des Simon von Bisignano und seine Glossen [Z. S.-S. Kan. Abt. XV 
S. 326—500] S. 337? aus Johanns Summa mitgeteilte Stelle zu c. 29 C. XXVII 
. 2 aus Stephanus abgeschrieben ist: » Quod autem usque si potest probare : 

um vir idem fatetur. Nam si vir aliud diceret et aliud mulier, in veritate 

viri consisteret. Volente ergo viro admittitur mulier ad probationem. per verum 
iuditium: iuramentum VII. manu propinquorum datum, vel verum iuditium, 
ut s.(cil.) menbrum eius inspitiatur a mulieribus, quia forte non est aptum 
carnali operi« (Cod. Bamb. f. 225^ c. 1sq.); ebenso die S. 345 Anm. am Schluß 
zum dict. Gr. p. c. 18 C. VII q. 1 abgedruckte Stelle, welche bei Stephan 
lautet >». . et si antequam revocetur, alius substitutus fuerit, fiat, (quod) in 
illo cap. dicitur Omnes (!) sacerdotes« (c. 43 eod.) fl. c. f. 195 c. 1]. Letzteres 
Kapitel wird auch von St. nicht kommentiert, aber er schreibt zum fraglichen 
dict. Cir. kurz vorher: »Si autem interim alius ei successit, tamdiu vacet, 
quousque ille quiescat in domino, ut ibi Omnes sacerdotes« (1. c.). 

Ebenso ist die S. 441? stehende Bemerkung des Johannes zu c. 2 S5 
C. XXIII q. 1 ad v. diceretur aus Steph. entlehnt: »a iohanne baptista militibus 
querentibus: Quid faciemus et nos?« (Luc 3, 14) [l. c. f. 217 c. 1]. Das Gleiche 
gilt von der S. 443* stehenden Bemerkung zum dict. Gr. p. c. 21 C. XI q. 3, 
welche bei Stephan lautet: »sicut unicum (!) et pu., i. e. prohibendus a [diese 
zwei Worte sind von anderer Hand geschrieben] a participatione sacramentorum, 
non a communione hominum« (l. c. f. 199 c. 1). Ebenso von der Bemerkung 
zu c. 2 C. XIV q. 2 (S. 4579 [S. 458], woselbst wir bei Stephan lesen: »irz 
providentia proprii episcopi. Supra videtur contra C. II. q. VI. Statuendum. 
Hic videtur dici, quod episcopus possit cogere sacerdotem ad iuramentum 
faciendum . . auctoritatem : Si sacerdos sponte vult iurare, »ne veritas occultetur«, 
sit »in providentia episcopi« etc., i. e. iuret, ex quo ultro offert iuramentum, 
ubi episcopus voluerit, i.e. coram seculari iudice vel ecclesiastico. Vel ibi 
dicit non cogendum a seculari iudice, hic ab episcopo cogi posse« (l. c. f. 203 * 
c. 2, f. 204 c. 1). Das vor »Vel ibi« etc. bei Johannes stehende »honorifice, 
scilicet coram positis et non tactis evangeliis« ist eine Erweiterung aus Rufinus 
(s. Singer S 340). Abermals von dem Johannestext zu c. 2 C. XXI q. 5 
(S. 3632). Hierzu lesen wir bei Stephan: »Si quis usque molestiam: suam, 
vel molestiam vocat conquestionem suam principi vel ecclesie molestiam 
inferentem« (l. c. t. 214° c 2). 

Ebenso ist der S. 492' stehende Schluß des Johanneskommentars zu 
c.3 C. XV q. 6 aus Stephan herübergenommen. Letzterer schreibt eod.: 
»Nota, ut quidam aiunt, iuteresse, an aliquis faciat fidelitatem alicui intuitu 
persone [C. B.: per omne] vel intuitu dignitatis ipsius persone. Si [C. B.: in] 
intuitu persone quis faciat fidelitate(m) alicui, dicunt quidam, quia nunquam 
ab apostolico vel ab alio poterit absolvi a sacramento fidelitatis. Si vero 
intuitu dignitatis quis faciat fidelitatem, absolvetur a sacramento fidelitatis. 
Verbi gratia aliquis factus est episcopus, multi faciunt ei fidelitatem ratione 
episcopalis dignitatis. Eo deposito ab episcopali dignitate absolvuntur a 
fidelitatis sacramento, qui ei tenebantur. Mihi videtur, quia ab omni sacramento 
causa cognita potest apostolicus solvere« (l. c. f. 206 c. 2. Vgl dazu Clm. 
. 38873 — enthaltend die Dekretsumma des Johannes Faventinus — f. 83 c. 1. 

Desgleichen sei im Vorbeigehen beigefügt, daß die von Schulte, Die 
Glosse zum Dekret Gratians von ihren Anfängen bis auf die jüngsten Aus- 
gaben, Wien 1872, S. 68 mitgeteilte, mit »ste« signierte Glosse zu c. 21 C. XXXV 
q. 2 et 3 sowie die bei Junder a. a. O. S. 3911 stehende, ebenso mit »ste« 
signierte Glosse zum dict. Gr. S 1 p.c.21 cit. sicher dem Stephan von 
Tournai zugehóren, welcher zum genannten dict. Gr. schreibt: »/tem illud. 
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rede zur Summa ist im wesentlichen ein Mosaik aus Rufins und 
Stephans Einleitung zu ihren Dekretsummen. Dabei werden die 
Angaben über die Dreiteilung des Dekrets durch Gratian, eben- 
so über die Unterabteilungen der einzelnen Teile aus Rufin ent- 
lehnt') Desgleichen schreibt Joh. die Einleitung zum zweiten 
und zum dritten Teil, ferner den Eingang zu Causa XXVII sowie 
alles übrige in unserem Zusammenhang Belangreiche aus Rufin 
ab. Der Summa Stephans sind nur die einleitenden Bemerkungen 
zu den DD. 15, 29, 32, 43, 61, 74, 82, 85, 98 entnommen. Auf ein- 
zelnes einzugehen hat deshalb keinen Zweck. — Hinsichtlich der von 
Johannes Faventinus weitgehend abhängigen Summa Lipsiensis 
s. Wiener S.-B. 68 (1871), 37 —54 [Schulte], insbesondere S. 381. ?) 
und Schulte, Quellengeschichte I, 52 Anm. 


Nach der um 1170 geschriebenen Summa Parisiensis be- 
faßt sich das Gratianische Dekret mit drei Gegenständen, mit der 
sakramentalen, der moralischen und der die Gerichte betreffenden 
Disziplin. Von den Sakramenten werde in allen Dekretteilen ge- 


Hic secundum quosdam videtur gratianus non tam implicite quam perperam 
dixisse. Cum enim dixisset fabianum de duabus personis affinitate secundi 
generis coniunctis sensisse, ut sunt uxores duorum fratrum, statim dat 
exenplum tercii generis, quasi ostendens in eo usque in quartum gradum 
prohibitam copulam, cum non nisi in secundum prohibitio tercii generis ex- 
tendatur. Potest tamen ita salvari, quod perperam videtur sonare, set illud 
fabiani de secundo et hoc est de duabus personis affinitate secundi 
generis, quia prohibitio durat usque in quartum gradum, et quasi quereret 
uis exemplum personarum secundi generis, dicit: ut sunt uxores duorum 
ratrum sive uxor fratris et vir sororis, que persone, subaudi i. e. secundi 
eneris, non possunt sibi sociari, nisi (in) quinto gradu affinitatis inveniantur. 
Ouod autem dixit: si contigerit unam earum, ex habundanti hoc interposuit 
dans exemplum tercii generis, quia s.(cil.) si quis duxerit unam illarum mulierum, 
que sunt sibi in secundo genere ut uxores duorum fratrum, non poterit alteram 
ducere, quoniam erit affinis in tercio genere, in quo genere prohibitio extenditur 
usque ad secundum gradum« (Cod. Bamb. f. 236 c. 2). Auch die von Schulte 
a. a. O. mitgeteilte, mit »st.« signierte Glosse zu c. 11 C. XIV q. 4 ad v. totus 
mundus ist wohl Eigentum des Stephan. Bei ihm lesen wit eod. ad v. fideli : »Per- 
fecto habenti fidem, que ed dilectionem operatur (cf. Gal 5, 6), totus mundus, 
i. e. ea que possidet, ita sufficiunt ei, ac si totus mundus suus esset. infideli avaro. 
Nam avaricia dicitur idolorum servitus (cf. Col.3,5). necobolus, i. e. si totum mundum 
haberet, non reputaret pro obolo« (l.c. f. 204 c. 1). Vgl. auch Singer S. 342. 

1) Doch heißt es bei Joh. bezüglich des ersten Teils: ». . tractatu toto in 
centum distinctionibus e£ una exacto.« — Wenn Schulte (Quellengeschichte 1,. 
92 Anm ) sagt, Johannes habe Stephan ausgeschrieben, so trifft dies gerade be 
züglich der genannten Angaben nicht zu. 

2 38 Mitte ist zu interpungieren: »ministeria officiorum, negotia 
rerum, sacramenta spiritualium.« — Ueber Heimat und Abfassungszeit der 
SL s. Z. S.-St. Kan. Abt. II S. 394 [Heyer]. — Zur SL überhaupt vgl. jetzt auch 
die angeführte Abhandluug Juncers allenthalben. Außerdem möchte ich einst- 
weilen bemerken, daß die in Cod. hist. fol. 419 der württembergischen Landes- 
bibliothek enthaltenen, aus der Zeit des Papstes Lucius III. (1181—1185) stammen- 
den Glossen zum ersten Teil des Dekrets aus der Feder eines französischen De- 
kretsummisten eine Quelle der SL bilden. Näheres über diese Glossen werde 
ich im nächsten Archivheft mitteilen. 

Archiv für kath. Kircheurecht, CVI. 34 
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handelt, von den Moralfragen im ersten Teil und in den Causae, . 
vom Gerichtsrecht in den Causae !). | 
Bezüglich des Gratianischen Gedankengangs weist der Ver- 
fasser im allgemeinen darauf hin, daß die Paragraphen Gratian 
u. a. zur Schaffung von Übergängen dienen?). Vom dictum am 
Schluß des ersten Teils bemerkt er, Gratian stelle dadurch den 
Zusammenhang zwischen dem Distinktionenteil und dem tractatus 
causarum her, zur Lehre für die Leser, daß je zwischen den auf 
einanderfolgenden Causae ein Zusammenhang bestehen müsse’). 
Im einzelnen stellt der Verfasser, welcher der Aufdeckung 
der Stoffgliederung des Dekrets unausgesetzte Aufmerksamkeit zu- 
wendet, in seinen Äußerungen zu den einschlägigen Hauptstellen 
die Disposition Gratians folgendermaßen dar: Zu D. XXI pr. ad 
v. Decretis schreibt er: »Q.(uasi) d.(icat) aliquis: Ostendisti de 
diversitate auctoritatis canonum. Consequens (!), ut ostendatur, 
qui possint condere canones. Ad hoc respondet, quod summus 
pontifex et episcopi in conciliis, quod satis monstratum, et inde 
sunpta occasione ostendit, unde [C. B.: unum], inicium habuerunt 
ordines ecclesiastici«*^). Zu dem für unseren Zweck höchst be- 


1) Zum dict. Grat. am Schluß der D. CI schreibt der Verfasser der 
SP: »S Hactenus. Triplex discipline genus hoc in opere docemur, videlicet 
sacramentalis, moralis et iudicialis. Sacramentalis disciplina consistitin sacramentis 
ecclesie, de quibus tractatum est in prima parte, (ut) de ordinibus, et de 
quibus tractabitur in ultima post causas, ut de corpore Christi, de quibus 
eliam tractatur in causis, ut ubi agitur de matrimonio. De morali disciplina 
permixte agitur in hoc opere. In prima siquidem parte, ubi ostenditur, qui 
debeant promoveri ad ordines, ostenditur, quomodo debeant vivere in ordini- 
bus. In causis vero ostenditur, (quomodo) coniuges in coniugio vivere debeant, 
et multis aliis in locis in modo (?), que omnia ad moralem spectant disciplinam. 
De iudiciario vero discipline genere in causis agit, que sunt XXXV(I)., quarum 
prima hic incipit« (Cod. Bamberg. Can. 36 [P. II. 26] f. 25 c. 2). Die Stelle 
ließ teilweise, aber nicht fehlerfrei abdrucken Schulte in den „Wiener S.B. 
phil -hist. Kl. 64 (1870), 120. Sie steht auch teilweise in meiner »Siebenzahl« S 15%. 

2) Zu c. 1 D. I heißt es u. a. »G.(ratianus) apponit paragraphos ad 
repetendum dicia, ut addat vel transitum faciat vel predictis ut apponat vel 
incidentem vel principalem questionem adiungat vel determinet et ad similia: 
(l. c. f. 1 c. 2; Wiener S.-B. a. a. O.). 

3) »G.(ratianus) vero interponit prime parti distinctionum atque tracta- 
tui causarum paragraphum, ut prime partem secunde (!) continuet. In quo 
nos instruit quamlibet causam precedenti continuare debere« (I. c. f. 25 c. 2). 

4) L. c. .7 c. 1. — Zum dict. Gr. p. c. 3 ead. heißt es: »S His om- 
nibus. Quando in veteri, quando in novo t.(estamento) huiusmodi ordines 
inceperunt, ostensum est, et qui sint maioris dignitatis. Unde sunpta occa- 
sione ostendit, quod minores non possunt iudicare maiores nec cui pare U) 
debent, set iudiciario ordine et cum discretione possint. Auctoritate domini 
pape minor potest iudicare maiorem, set tunc dominus papa dicitur iudicare* 
(l. c. f. 7 c. 2; zu D. XXIII pr.: »$ Breviter. Ostensis nominibus et privi- 
legiis dignitatum transit ad ostendendum, qualiter et qui ad singulas dignitates 
promoveri debeant, a summo, i. e. a papa, usque ad minores« (l. c. f. 7' c. 2); 
Zu c. 38 ead ad v. Sponsus: »Quia de cerimonialiis |lies: sanctimonialis] 
benedictione mentionem fecerat, addit de sponsa« (l. c. f. 8' c. 1); zu D. 
XXIV pr.: »$ Qualiter. Epilogat, ut transeat« (l. c. f. 8° c. 1). 
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deutsamen dict. p. c.3 D. XXV ad v. Nunc lesen wir: Transit ad 
ostendendum, qui ad singulos gradus promoveri valeant et de 
quo ordine. qui post lap.(sum), quibus de, quo accu., que dili- 
gentius in causis quam in distinctionibus exequetur. Ac 
primum.  Desctiptionem episcopi positam a Paulo iste ponit et 
eam per singula menbra exequitur primo exponendo »inreprehen- 
sibilis« postea »unius uxoris virum«!). Hieraus ist ersichtlich, 
daß diese nach So/ms Meinung (S. 28) »bisher gänzlich über- 
sehene Ausführung Gratians« bereits vom Verfasser der SP ge- 
bührend gewürdigt wurde. 

D. L hat auch nach der SP die Restitution und bzw. die 
weitere Ordination der »Gefallenen«, also die Ausführung des 
»qui post lapsum valeant reparari vel non« zum Gegenstand?). 


1) L. c. .8^c. 2, f. 9 c. 1. — Zum dict. Grat. in fi. p. c. 6 D. XXXII 
schreibt der Verf.: »S Prohiberetur (!). Epilogat supradicta et redit ad propo- 
situm« (l. c. f. 10^ c. 2; zu D. XLVII pr.: »Quod autem. Ostendit, quare 
usurarii removeantur ab ordinibus. in fine huius, non huius proximo prece- 
dentis, set superioris, scil. Sedicionarios etc.« (c. 8 D. XLVI) [l. c. f. 14 c. 2]. 

2) Zu D. L führt der Verf. aus: S Ex premissis etc. Huc usque 
monstratum est, qui ad episcopatum vel presbiter(at)um promoveri debeant, 
et inter hec, qui ad quemlibet ordinem. Consequenter intendit monstrare, 
qui post lapsum restitui seu promoveri debeant. Quedam decreta /apsos 
penitus restitui vel OE prohibent, quedam post penitentiam indulgent. 
Calixtus (c. 14) vel Ysidorus (c. 28) hanc admittunt distinctionem, quoniam si 
lapsi post ordinem peniteant vel timore vel ambitione vel superbe, restitui 
non debent, alias penitentes, videlicet ut debent, restituentur. Rabanus vero 
(c. 34) generalius distinguit dicens, quia sive ante ordinationem sive post 
labantur occulte, restitui possunt et promoveri, si vero manifeste vel quod 
Sibi probetur, non restituentur nec promovebuntur. 

His duabus distinctionibus hec obviant decreta: Habuimus siquidem in 
XXIIIa. distinctione: Si quis ante ordinationem labatur in criminale et post 
ordinationem confessus fuerit vel detectus, non administrabit (cf. c. 7). Item 
habemus in XXII. (!) Causa: Quod si talis fuerit confessus, cessabit ab officio 
nomiue sacerdotis tantum sibi remanente. Si vero fuerit detectus, nec nomen 
habebit. Ex his omnibus talem colligimus distinctionem: Lapsi in criminale 
preterquam in homicidio ante ordinem, si occultum fuerit, non manifestum 
nec quod probetur testibus, post penitentiam secure sine omni confessione 
promoveri poterunt. Si vero in penitentia sunt et aliquid restat de penitentia, 
debent hoc confiteri ordinatori suo et sic promoveri poterunt. Si vero in- 
penitentes fuerint et in ordinatione tacuerint, postea sive confiteantur sive 
detepantur, non remanebunt in ordine et de his dicitur, quod nec nomen 
Sacerdotis retinebunt, set ex toto degradabuntur, si detecti fuerint; si vero 
confessi, cessabunt ab officio, set remanebunt in ordine. Set si in ordine 
labuntur occulte, peracta penitentia exercebunt officium. Si vero manifestum 
fuerit vel probatum testibus sive ante ordinationem sive post, non restitu- 
untur de iure nec promovebuntur. llle qui Acrmicidium conmittit sive ante 
baptismum sive post, si non est ordinatus, non promovebitur, quocunque 
modo iliud conmittat. Set postquam promotus fuerit, si incidit in homici- 
dium casu vel ex necessitate, i. e. quod aliter evadere non possit, potest ex 
indulgencia remanere in ordine. Si vero scienter preter necessitatem illam 
homicidium fecerit, nullo modo postea administrare poterit. Decretum vero, 
quod videtur distinguere inter eos, qui ante baptismum vel post baptismum 
homicidium conmittunt, suo loco exponemus. . . . 

$ Quomodo (p. c. 24). Apponit paragraphum et determinat sicut Ysidorus 
postea . . $ Quicunque itaque (p. c. 28). Epilogat, ut x a 
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Zum Epilog des ersten Teiles bemerkt der Verf. zunächst 
(zu D. LXXXI): »Hec de ordinandis. Breviter commemorat, que 
dixit, et petit veniam, ut dictis capitulis adhuc breviter aliquid 
possit adiungere, et incipit ab eo loco: »Oportet episcopum 
esse sine crimine«. Debet. Ecce incipit adiungere. quod non 
solum. Hoc primo non dixerat. Apostolus (c. 1). In hoc ca- 
pitulo, quod dictum erat de sacerdotibus, ostenditur debere ser- 
vari in quibuslibet, ut qui criminale publice conmisit post baptis- 
mum vel convictus vel confessus fuit, non habeat honorem eccle- 
siasticum . . 8 Quolibet itaque (p. c. 10). In eodem capitulo ad- 
huc inmoratur et ostendit, quod non solum si ante crimen con- 
miserit, qui ordinatur, set etiam sie post, deponetur, qua occasione 
de penitentia eorum multa dicit . .'),« Sodann zu D. LXXXI: 
». . S Qui autem (p. c. 4). Ad illud cap. de reformatione lap- 
sorum adicit subiungens quoddam decretum, in quo datur epi- 
scopo potestas restituendi publice lapsos. Si presbiter etc. (c.5). 
Set hoc decretum specialiter loquitur de presbifero lapso in for- 
nicationem, cui iniungit penitentiam, et in fine dicit similem peni- 
tentiam inponendam pro omnibus peccatis. Set hoc videtur con- 
trarium eis, que diximus, quia secundum diversitatem peccatorum 
et peccantium penitentia est infligenda, ut si maius peccatum vel 
maior, qui peccavit, maiori puniatur penitentia. R.: In eis pecca- 
tis, in quibus labentes ab episcopo possunt restitui sine mandato 
domini pape, eadem fere est penitentia, quia in sacrilegio et in 
heresi non potest fieri restitutio ad officium per episcopum sine 
auctoritate domini pape. Set nec ista solutio sufficit, quia pres- 
biter in iuventute labens per fornicationem minus punire debet 
quam senex. Ad hoc dicimus, quia hoc decretum generale est, 
auctoritatibus opponat. Sequenti vero paragrapho: Set illud Ormisde elc. 
(p. c. 32) oppositionem determinat et aliam distinctionem Rabani de refor- 
matione lapsorum vel promotione subiungit, ubi'dicendum est, quod in prin- 
. cipio huius distinctionis diximus, videlicet quoniam qui labuntur publice, etsi 
digne peniteant, de misericordia promoveri possunt, de rigore non . . $ De 
lapsis (p. c. 34). Addit, quomodo possint recipi lapsi in heresim, et est 
summa, si quis labatur in heresim, si dominus papa potest eum recipere in 
gradum nisi cum deliberato consilio ecclesie, et si quis ante sententiam ab 
ecclesia datam, qualiter recipi debeat, ei conmunicaverit, a communione sit 
alienus . . S Quod vero (p. c. 35). Determinat de homicidis, qui necessitate 
occidunt, postea de eis, qui casu, et hoc dupliciter. Quidam enim casu et ex 
negligencia casu occidit, velud (I) qui iacit lapidem vel sagittam non animo 
percuciendi vel interficiendi hominem, et isti ex indulgentia possunt restitui, 
non autem promoveri. Quidam vero casu ita, quod extra (animum), velut si 
hominem percutiat sine voluntate occidendi, qui si sic occiderit, penitus 
deponetur . . S Premissis (p. c. 51). Revertitur ad generalem questionem 
de lapsis et notandum, quod in hoc decreto (c. 52) datur potestas episcopis 


reparandi lapsos in pristinum gradum, ne possint nisi ex indulgentia, et ita 
non obviat premissis . .« (l. c. f. 14^ c. 2 — f. 16 c. 1). — 1) L. c. f. 21 c. 2. 


Einteilung u. System d. Gratian. Dekrets nadi den alt. Dekretglossatoren. 527 


et in arbitrio ponitur episcopi, üt illud tenperet !).« Hier sagt der 
Verf. ausdrücklich, daB Gratian von der »Reformation der Ge- 
fallenen« bereits gehandelt habe. Zugleich ist ersichtlich, daß 
Qratian im Sinn des Verfassers wenigstens auch hier erörtert, 
»quibus culpis a proprio gradu mereantur deici «. 

Zu den folgenden Distinktionen wird immer wieder hervor- 
gehoben, daß es sich um Nachfräge zu dem Vorausgehenden 
handle. So heißt es zu D. XCII: » . . S De episcopis (p. c. 3). 
De novo hic movet questionem, si forte episcopus consecratus 
fuit nec civitas eum velit recipere, quid sit agendum . .«?); zu 
D. XCIII: S Obedientia. Dixit, quia, quibus et quam eis debeant 
obedientiam. Addit: obedientia habenda summo pontifici, et post 
de aliis. Duo addit, in quibus debemus obedire summo ponti- 
fici, scil. ne conmunicemus alicui, cui ipse non conmunicaverit, 

. et quod quisque episcopus visitet curiam Romanam certis tem- 
poribus . .« $); zu D. XCVI: S Illud autem Honorii. Dixerat supra 
d. LXXIX. cap.Si duo forte contra fas temeri. etc. (c. 8) . .<t); 
zu D. XCVII: »Que circa. Epilogat dicta, ut addat, quia extra- 
neus, qui transmarinus est, non debet recipi in sacerdotio sine 
V. testimoniis. Hodie tamen sufficit unum« 5); zu D. XCIX: »S De 
primatibus. Addit adhuc capitulum ostendens idem esse prima- - 
tem et patriarcham, set nomina sunt diversa. Hodie tamen hoc 
nomen patriacha a(p)probatum est ad VII. vel VIIL.«9); zu D. C: 
»Episcopos. Addit ad dicta de primatibus et metropolitanis, 
quia si forte fuerint ordinati a suffraganeis, infra tres menses de- 
bent petere pallium . .«?*); zu D. CI: »S /n una. Licet inperator 
dividat metropolem in duas civitates, non tamen debent esse duo 
metropolitani, sicut superius habuimus . .«*). 

Daß der Epilog des ersten Teils nach der SP mit D. CI 
endigt, ist unbestreitbar. 

Der Zusammenhang zwischen dem Distinktionenteil und 
dem íractatus causarum läßt sich nach der SP auf doppelte 
Weise herstellen. Einmal erklärt der Verfasser: »Continuat autem 
(Gratianus) hoc modo: Tractatum est de ordinibus et ordinandis: 
qui et a quibus promoveri debeant, dictum est. Set quia hoc 
quandoque symoniace fieri contingit, consequenter adiungitur sy- 
moniacorum causa«?). Hierauf fährt er fort: »Vel possumus sic 

1) L. c. f. 21' c.2. 

2) L. c. .23 c. 1 sq. — Zu D. LXXXVII schreibt Verf.: »S Viduis. 
Quia de viduis fecerat mentionem (c. 26 D. LXXXVI), de eorum (I) subsidio 
tractat« (l. v. f. 22 c. 2. — 3) L. 2. — 4)L.c. f. 24 c. l. 


D. 
c. f. 23 c. 
9L.c.f.24'c.2. — HER o E 7) L. c. f. 25 c. I. 
8) L. c. f. 25 c2. — 9) L. c. f. 25 c.2. 
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aliter continuare: Dictum est, qui, a quibus et quales promoveri 
debeant ad ordines. Dicendum ergo est, qui pro quibus et per 
quos (a) sacris ordinibus debeant submoveri. Quare tractatus 
causaque, in quibus de his agit, adiungitur. Set quia inter omnia 
crimina ecclesiastica symonia sceleris inmanitate egregium est, 
de eo de quo (1) illud conmittentibus primo tractandum occur(r)it« '). 
Nach der letzteren Zusammenhangserklärung beginnt Gratian 
hier mit der Ausführung des »quibus culpis a proprio gradu mere- 
antur deici, . . cuius sententia sint solvendi vel dampnandi, bre- 
viter consideremus«. | | 

Zu Causa I q. 7 pr. bemerkt der Verf.: »$ Nunc autem. 
 Generaliter verum est: Quicunque fuerint heretici vel secuntur 
eos vel ordinantur ab eis, nisi ignorantia vel violentia fuerint de- 
tracti, debent deponi. Fit indulgentia tamen quandoque eis, 
qui ordinant(ur) a non depositis, si statim recedunt ab eis, cum 
possunt, vel quando multitudo in causa est, ut diximus« ?). Und 
zum dict. Gr. p. c. 23 C.I q. 7: »S Queritur. Revertitur ad ma- 
teriam hereticorum atque in finem (!) cause preter eas, que for- 
mate sunt in themathe, quadam moveri (!) questione, utrum or- 
dinati iterum debeant ordinari«?). Daraus ergibt sich mit zweifel- 
loser Sicherheit, daß auch nach der SP Gratian hier nicht von 
einem seiner Programmpunkte, von der Reparation der »Ge- 
fallenen«, näherhin von der Reordination im Sinne Sohms zu 
handeln beabsichtigt. Sagt ja doch der Verf. ausdrücklich, daß 
Gr. an dieser Stelle von der Reordinationstrage außerhalb des 
Rahmens der in C. I aufgeworfenen Fragen, also nur nebenbei 
spreche. 

Zum dict. Gr. am Schluß der C. I lesen wir: »$ His. Hoc 
potius spectat ad secundam quam ad primam causam. Continuat 
enim secundam prime«, und hierauf zu »$ Secunda causa «: »Se- 
cunda causa convenienter adiungitur post primam. In prima enim 
agitur de symoniacis et hereticis et eorum depositionibus, que 
non debent fieri sine ordine iudiciario. Quare eleganter ista adiun- 
gitur, que tractat de accusatoribus, de testibus et similibus .«*). 
Demnach kommt auch nach der SP in C. II zur Darstellung, was 
Gratian mit»quo accusante, quon testificantibus possint convinci« 
ankündigte. 


)1.c125c2,125'c1.—2) L c. £ 31’ c. 1. 
3) L. c. f. 32^ c. 1. — 4) L. c. f. 32’ c. 2, f.33 c. 1. 


- 
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Im Kommentar zu den folgenden Causae stellt die SP gleich- 
falls stets den Zusammenhang her'). Bei C. XII wird außerdem 
vermerkt, daß Gratian hier ein eigentümliches Verfahren einschlägt: 
»S Cà. XII. Diocesani. In premissis causis ostensum est, 
quibus modis res ecclesie alinentur. Set quia posset dubitari, 
utrum ex negligentia alienentur, ideo sequitur causa, in qua agi- 
tur de prescriptionibus. Ponit ergo thema, format questiones et 
exequitur, set diverso modo ab aliis causis. Hic enim non solum 


1) Zu C. III schreibt sie: »Quidam. Convenienter adheret hec tercia 
causa premisse. In secunda siquidem tractatum est de deponendis ordine 
Zudiciario, et quia quidam exspoliantur ante depositionem, idcirca tractat hic 
de restitutione . .« (l. c. f. 39 c. 2); zu C. IV: »Quidam vir in excommuni- 
catione. Hec causa coheret tercie, in qua tractatum est de exspoliatis et eorum 
restitutione. Set quia qui exspoliantur, sepe simul excommunicantur sive iuste 
sive iniuste, unde conmoti volunt accusare excommunicatores suos, convenienter - 
inde tale thema formatur, in quo queritur, utrum excommunicatus possit 
aliquem accusare an non. .« (f. 48 c. 1); zu C. V: »Infamiam cuiusdam 
episcopi. Superius ostendit infames removendos ab accusatione. Set quia 
ex odio, cum non possunt accusare, alios per scripta enituntur infamare, 
idcirco convenienter post quaitam causam adiungit Vam., in qua agitur de eo 
qui crimen conposuit in infamiam episcopi . .« (f. 44 c. 1); zu C. VI: »Duo 
fornicatores. Convenienter hec sequitur post premissas. Superius enim dictum 
est, quod infames non admittuntur ad accusationem. Set quia excipiuntur 
crimen symonie et lese maiestatis et similia, convenienter adiungit de in- 
famibus, qui accusant super symonia . .« (f. 44' c. 2); zu C. VII: »Longa 
invalitudine. In precedenti causa amove(r)at infames ab accusatione episcopi. 
Unde indignati clerici accusantes posse(n)t coniuirase) in faciendam electionem 
iniustam. Guod episcopus timens posset ordinare electionem sui successoris. 
Ideo hic agitur de tali successione . .« (f. 45° c 2); zu C. VIII: »/n extremis 
agens. In precedenti causa dictum est, quia episcopus non potest sibi sub- 
stituere successorem. Ibidem etiam dictum, quoniam illud fuit concessum 
Moguntino episcopo. Inde sunpta occasione adiungit ianc causam, in qua 
dicitur quidam episcopus successorem sibi ex testamento instituisse etc.« 
(f. 48 c. 1 sq); zu C IX: »Quidam archiepiscopus. Superiori causa tractatum 
est de eis, qui ordinant clericos aliorum. Quare quia quando(que) excom- 
municantur vel quia hoc excommunicati faciunt, subiungit causam cuiusdam 
excommunicati . .« (f. 48' c. 2); zu C. X: »Laicus quidam. In precedenti causa 
dictum est, ne quis invadat parrochiam alterius. Quod quia quidam faciunt, 
quando(que) excommunicantur, excommunicati autem secularibus optinere 
vitibus nituntur et armata manu per episcopatum incedunt, subiungitur causa 
cuiusdam episcopi sic agentis. Vel aliter: Dictum est, quod episcopus debet 
habere ius suum in suo episcopatu. Set quia quando(que) aliqui resistunt, ubi 
necessarium est, quod potencia seculari opprimantur, adcirco supponit causam 
cuiusdam episcopi sic agentis . .« (f. 49); zu C. XI: »Clericus adversus clericum 
etc. Superiori causa omnes res ecclesiae constitute sunt in potestate episcopi, 
ut ipsis clericis dispendet et decimas et predia et huiusmodi. Set quia clericus 
quando(que) de predio sibi assignato vel forte de predio patrimonii questionem 
movet adversus clericum, subiungitur causa talis, in qua quidam alium trahit 
ad iudicem secularem, coram quo reus non vult respondere, et sic in seculari 
(iudicio) ab actore de possessione excluditur. Quare episcopus eis (!) suspendet 
nec minus ae actor ille cessavit. Deponitur ergo sine spe recuperationis . .« 
(f. 50° c. 2); zu C. XII: »Quidam clerici. In precedenti causa dictum est de 
clericis super prediis litigantibus. Set quia quando(que) inter clericos de 
prediis patrimonialibus, quando(que) de prediis ecclesie questio movetur, 
causam subiungit, utrum clerici possint habere patrimonium et posito themate 
alias preter istas ponit questiones . .« (f. 53' c. 2). 
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decreta, set etiam allegationes actoris modo, postea (rei) et item 
huius responsiones et illius inducit« '). 


1) L. c. f. 57' c. 1. — Interessant ist die naive Bemerkung zum dict. 

Gr. p. c. 4 q. 2: »S Quod de libero. G., ut ostendat se aliquid scire de 
legibus, dicit, quia servus non potest facere testamentum« (l. c. f. 57' c. 2. — 
Zu den weiteren Causae schreibt die SP den Gedankengang Gratians betr.: 
zu C. XIV: »Canonici cuiusdam ecclesie. Superiori causa tractatum est de 
decimis alienatis propter quosdam timore inminentis periculi de loco ad 
locum se (t) transeuntes, et quia eadem causa aliquorum clericorum fug(i)en- 
tium, quorum predia veniunt in potestatem aliorum clericorum vel non clerico- 
rum, illique revertentes exigunt sua predia, idcirco thema, in quo de his agi- 
tur, subponit . .« (f. 58' c. 1); zu C. XV: »Quidam sacerdos vel clericus elc. 
De viciis clericorum agere incepit. /ncepto adhuc inmoratur proponens hoc 
thema, quod in littera patet . .« (f. 60 c. 1); zu C. XVI: »Abbas quidam. 
Quia de possessionibus ecclesiarum agere incepit, ponit hoc thema, in quo 
de ecclesiarum prescriptione agit ostendens, que, circa quam, quo et quoto 
tempore quid prescribere possit. Preterea quia dubitari poterat, an monacho 
- officium populo celebrare liceat, hanc questionem in hoc themate primo 
posuit, alias deinde de hoc negotio subiungit . .« (f. 61' c. 2); zu C. XVII 
»Causa decima septima est, que sequitur, et congrue. In precedenti etenim 
causa quesitum est, an monachis liceat baptizare, penitentiam dare, missas 
celebrare et his similia facere. Set quia frequenter contingit se et sua 
monasterio conferre, non inmerito subdit de his, qui monachos se fieri pro- 
mittunt in egritudinis necessitate et sua vel refutant vel monasterio con- 
ferunt et adepta sanitate revertuntur ad vomitum, utrum rei voti tenean- 
tur, utrum sua sint eis restituenda . .« (f. 65' c. 2); zu C. XVIII: »In pre- 
cedenti causa quesitum est, utrum recedentibus per apostasiam sua reddenda 
sint. In hac causa queritur, utrum licite recedentibus sua reddenda sint ..« 
f. 67 c. 1); zu C. XIX: »In precedenti causa ostensum est, quibus libertati- 

us monasteria gaudeant. Set quia plerumque nonnulli libertates illas con- 

siderantes converti appettunt et sua relinquunt, ideo in hoc loco G. de duobus 
clericis (subiungit), qui monasterium adierunt, quorum unus invito, alter 
volente episcopo monasterium intravit . .« (f. 68 c. 1); zu C. XX: »In pre- 
cedenti causa ostensum est de his, qui in alterius potestate, scil. utrum 
debeant petere licentiam vel non a prelatis suis, si converti voluerint. Sel 
quoniam aliquando contingit etiam eos, qui in parentum potestate sunt, ad 
monasterium transire, consequenter de pueris, qui vel volentibus vel invitis 
parentibus suis monachorum appetunt propositum, thema ponit . .« (f. 68' 
c. 1); zu C. XXI: »In precedentibus causis dictum est de his, qui in alterius 
potestate constituti monasticum suscipiunt habitum, et de monachis, qui vel 
cum abbatis vel absque eius permisso distric(c)ius adeunt monasterium. 
In hac ca ostenditur, an liceat alicui duas ecclesias habere vel in duabus 
conscribi . .« (f. 70 c. 2); zu C. XXII: »In precedentibus causis ostensum est 
de clericis, qui ad monasterium transire volunt, quoniam ab episcopo licen- 
tiam petere debent. Set quia sunt nonnulli, qui occasiones querunt, quibus 
sese suorum episcoporum iurisdictioni subtrahant, non inmerito de his sub- 
dit, quid iuris sit circa tales ostendens . .« (f. 70° c. 2); zu C. XXIII: »In 
precedenti causa dictum est, qualiter episcopus archidiaconum suum ad 
bonum cogebat, ut videlicet sibi prestaret obedientium. In hac ergo ostendit 
generaliter magister G., utrum mali sint cogendi ad bonum . .« (f. 74' c.2); 
zu C. XXIV: »§ XXIIIIa. ca. sequitur et congrue annectitur. In precedenti 
enim causa dictum est, quia mali ad bonum cogendi sunt et qui possidet 
hereticis ablata, iuste possidet nec dicendus est possidere aliena. Set quia 
hereticorum nonnulli licenter heresim suam exercent nec ab ecclesia sciuntuf, 
quo adusque de medio eximantur, dubitari poterat, an post mortem essent 
excommunicandi. Unde hic de hoc G. thema proponit . .« (f. 79° c. 2); ZI 
C. XXV: »In precedenti causa dictum est, quoniam heretici et scismatici etiam 
post mortem possunt excommunicari. Set quoniam forte ipsi heretici pre 
textu privilegiorum per subreptionem vel alio modo errorem suum tueri pos- 
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Da in der SP die Erklärung zu den Causae XXVII—XXIX, des- 
gleichen zum dritten Dekretteil vollständig fehlt, so ist es un- 
móglich anzugeben, wie der Verfasser sich Gratians Übergang 
zu der Abhandlung über die Ehe und zu dem Traktat de con- 
secratione zurechtlegte. Zum íractatus de poenitentia begnügt 
sich der Verfasser mit der nur die äußere Aufeinanderfolge be- 
rührenden, den etwaigen inneren Zusammenhang nicht berück- 
sichtigenden Bemerkung: »His breviter. Accedit ma.(gister) 
deinceps ad terciam questionem, qua queritur, (an) sola cordis con- 
tricione absque oris confessione quis possis (!) satisfacere« !). Selbst- 
verstándlich ist hier nicht der Ort zu untersuchen, ob die mit- 
geteilten Zusammenhangsdarlegungen der SP die wirklichen Ge- 
danken QGratians treffen. Es sei hier nur noch darauf verwiesen, 
daß auch die SP mit Gratian die erste Causa als causa simo- 
niacorum ?), die sechzehnte als causa prima monachorum?) und 
die dreiundzwanzigste als c. prima hereticorum ^) bezeichnet. Die 
Causa XXVII wird prima causa de matrimonio ?) genannt. 


sent, non inmerito super hoc causam specialiter proponit ostendens, quae privi- 
legia quibus preiudicent, utrum etiam aliqua privilegia possit ecclesia 
Ro.(mana) alicui conferre . .« (f. 83 c. 1); zu C. XXVI: »S In precedenti 
causa ostensum est, que privilegia quibus preiudicent, et ea occasione que 
decreta quibus preponderent. Dictum est etiam, quoniam sedis apostolice 
decreta nulli episcoporum temerare licet. lpsa etenim et cardo est eccle- 
siarum, unde et inferiores eius statuta precipiuntur observare. Set quoniam 
contingit nonnunquam minores sacerdotes maiorum officium usurpare, id- 


circo non inmerito super hoc thema ponit, quoniam videlicet hoc liceat vel 
non . .« (f. 84 c. 1). 


1) L. c. f. 91° c. 2. S. Wiener Sitz.-Ber. a. a. O. S. 119. — Die sich 
anschließende sachliche Ausführung lautet: »Sola cordis contricione, si vera 
et pura sit, constat peccata dimittit (1). Exigitur tamen exterior satisfactio, 
ut et sacerdoti confiteamur, si tamen tempus sit confitendi, et in eo casu in- 
tellipende sunt ille auctoritates, que dicunt absque exteriore satisfactione non 
remitti paccata. Ceterum si desit confitendi facultas, sufficit interiori contricione 
Soli deo confiteri et in eo casu intelligende sunt ille auctoritates, que dicunt 
Sola cordis contricione peccata remitti« (l. c.). — Auch diesen Text hat Schulte, 
gleichfalls nicht fehlerfrei, a. a. O. abdrucken lassen. 


2) D. LXII Nulla (c. 1): »Unde quasi si quis promoveatur indebite, i. e. 
Si non (I) consecretur vel non electus vel consecretur ab uno episcopo vel 
alio iniusto modo, non potest alios iure ordinare, quia talis est pseudoepi- 
Scopus, et si quis ab eo ordinatus fuerit, non potest celebrare nisi in ea ecclesia, 
in qua ordinatus est, et hoc ex indulgentia, ut habetur in causa simoniacorum, 
i. e. in prima Q. l. cap. Si quis a pseudo« (c. 40) |f. 18 c. 1]. Vgl. oben S. 527 

3) C. II q. 1 c. 7 $3: »et cetera ut supra . . Simile invenies in X(V)I. 
causa, que est prima monachorum in tali capitulo De persona presbiteri 
(c. 33) . .« (f. 33 c. 2). : 

4) Dict. Gr. S 3 p. c. 48 C. VII q. 1: »7u bonus. Ubi hee auctoritas 


ADT docet G., videlicet in causa I, que est prima hereticorum« 
. 47* c. 2). 


5) D. Ic. 1: ». . quarta (pars huius operis incipit) a prima causa de 
matrimonio« (f. 1 c. 2). 
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Die SP kennt nur die Vierteilung des Dekrets Wer der 
Urheber dieser Gliederung sei, wird nicht angegeben. Die Causae 
wurden nach der SP von Oratian selbst in Quaestiones zerlegt, 
dagegen rührt die Distinktioneneinteilung im ersten und im 
letzten Teil von Paucapalea her!) Er hat auch die 73. Dis- 
tinktion eingeschoben). Der erste Teil wird von der SP auch 
»distinctiones« genannt, nach welchen die »causae«, bzw. der 


»tractatus causarum« folgen °). 


Der Verfasser der Summa Coloniensis sagt dem Wortlaut ! 
 pach von dieser Summa, sie enthalte »tripartitum genus docu- 
menti: morale, iudiciale, sacramentale«*). Da sie aber inhaltlich 
mit dem Gratianischen Dekret sich deckt, wie sie sich auch in 
der Stoffanordnung wenn auch nicht durchweg an Gratian an- 
schließt, so muß im Sinn des Verfassers das Gleiche von Gratians 
Dekret gelten. Und wenn die SC zu Beginn der Causa I im An- 
schluß an Rufinus vom Kirchenrecht schreibt: »Juris ecclesiastici 
cognitio in tribus est: officiis, negociis, sacramentis. In officiis 
debita deo obsequia reddentes stipendia vite eterne speramus; in 
negociis per absolutiones litium nostras et proximorum animas 
pacificamus; in sacramentis credentes contra id, quod videmus, 
fidem implemus. Itaque in officiis spes, in negociis caritas et 
fides in sacramentis exercetur, quibus tribus virtutibus quasi fun- 
damento, pariete atque tecto christiane religionis structura con- 


1) D.Ic.1: ».. Dividitur enim hoc opus per partes Ifllor,, quarum 
secunda incipit a prima causa, tercia a Diocesani (= Causa XIII, quarta a 
prima causa de matrimonio (= C. XXVII). Dividitur per causas et questiones, 
que distinxit. Distinctiones apposuit in pema parte et ultima pauca palea . .« 
(I. 1 c. 2; Wiener S.-B. a. a. O. S. 119f). — Offenbar gehört auch nach 
der SP die Causa I nicht zum ersten Dekretteil 

2) D. LXXII c. 2: »Placuit. vel i. e. etiam. Quodcunque sequitur post 
hoc decretum usque ad illum paragraphum Queritur de his etc. (D. LXXIV pr.), 
pauca palea apposuit et tanquam inutile non legitur« (Cod. cit. f. 19* c. 2). 

3) Belege s. oben S. 528, 9242. Weiterhin heißt es z.B. zu c. 73 C.1q.1 
ad v. Arrianos: »Contrarium habetur in distinctionibus, ubi dicitur, quia 
ordinati a donatistis manebunt in ecclesiis suis, ita tamen quod non sint 
primates. Solutio: Istud speciale est de Arrianis . .« (Cod. cit. t. 27 c.2, f. 27' c. 1). 

4) »Elegantius in iure divino vernantia comatico [darüber: deciso] 
sermone adunare intendimus, ut cui prolixitas Graciani aut tediosa aut in- 
explicabilis exstiterit, hac nostra summa ad multa iuvetur. Continet enim 
tripartitum genus documenti: morale [darüber von der gleichen Hand mit 

leicher Tinte: in dist| iudiciale [darüber ebenso: in causis], sacramentale 
darüber ebenso: in coniugio]. Proinde ad consilia et negotia ecclesiastica 
valet et ad hec dupliciter, ut presentium lector iuris questiones per rationes 
et auctoritates institueret et eventilatas iudicio terminare paratior habeatur. 
Advocatum enim et iudicem in causis inchoandis, exercendis et iudicio 
terminandis instruemus« (Cod. Bamberg. Can. 39 [D. II. 17] f. 13). Die Stelle 
ist peres. Senn auch nicht genau, mitgeteilt von Schulte, Wiener S.B. 
a. a. O. S. 94. 
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summatur«!) und wenn sie dann fortfährt: »Quia ergo superius 
de gradibus et officiis clericorum perstrinximus, ordinis est, ut 
ad controversias causarum. veniamus« ?), so befaßt sich im Sinn 
des Autors das Gratianische Dekret, dessen Gegenstand die Dar- 
stellung des Kirchenrechts bildet, mit den gleichen Materien und 
handelt auch zuerst von den Stufen und Ämtern der Kleriker 
und dann von den controversiae causarum oder von der varie- 
tas negociorum. 

Übrigens hat die SC eine andere Einteilung als das Dekret. 
Der erste Teil der SC umfaßt die zwanzig ersten Distinktionen, 
wobei auch das Dispensations (C.I. q.7)- und das Privilegienrecht 
(Causa XXV) mitbehandelt wird?). Der zweite Teil reicht von 
D. XXI—D. LVI*^). Der Übergang zum zweiten Teil wird in fol- 
gender Weise hergestellt: »Ecclesia dei fundata muris- et corro- 
borata beneficio iuris necesse ftiit, ut officio decoraretur in clericis, 
quia partim est ius esse in civitate, zisi sint, per quos anminis- 
tretur. Videndum ergo est, quot clerici in quaque ecclesia sint 
admittendi, a quo vel quorum consilio ordinandi, quo tempore 
et a quibus personis examinandi, quales etiam recipiendi sint . .« 5). 
Zu D. XXV schreibt die SC u. a.: »Diximus, quod absque exa- 
minatione nullus promovendus sit quodque ipsa in tantum ne- 
cessaria sit, ut qui ea declinata quasi furtive irrepserit, secundum 
sepe dictum Martini pape canonem (c.7 D. XXIV) deiciendus sit... 
Ceterum in ipsa examinatione quis admittendus et excludendus 
sit, apostolus Xlllein, capitulis ostendit: Oportet, inquit, epi- 
scopum irreprehensibilem esse... non neophitum (I Tim 3, 2—6). 
Hec Gratianus usque ad L. distinctionem prosequitur et nos sum- 
matim secundum proposite brevitatis conpendium eius vestigiis 
insistemus« $). 

D. L hat die Reparation der »Gefallenen« zum Gegenstand: 
"Hactenus quod criminosi promovendi non sint, per multa osten- 
sum est. Unde consequi videtur, quod iam promoti, si per crimi- 
na lapsi fuerint, non sint tolerandi, et si pro criminibus destituti, 
quod. reparandi non sint, et multo magis, quod post lapsum non 


o? ar cit. f. 45°. Die Stelle ist zum Teil veröffentlicht von Schulte 
. S. 100. 


2) L. c. 

3) Zu Beginn der SC steht am Rand die Rubrik: »De (?) concordia 
canonum pars prima« (Cod. cit. f. 13). 

4) Zu Anfang von D. XXI heißt es am Rand: »pars secunda«, und da- 
neben »Transitus« (f. 18°). 


L. c. f. 18'. Die Randrubrik lautet: »In qua ecclesia quot clerici 
admittendis. 


6) I... c. f. 19°. 


4. a. 
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ad altiora promovendi. Que si precise dicuntur, studium peni- 
tentię et spes venie adimitur er redundans fons divine miseri 
cordie obstruitur, insuper et contra claves ecclesie disputatur, pro 
quibus dictum est: Quecunque solveris super terram, e. s. in celis 
Quid ergo circa hoc sentiendum sit, discuti necesse est, quia el 
multa auctoritatum pugna hic est et contradicentium sibi grandis 
conflictus« !). | 


— — — — —— — Á—— —— a 


1) L. c. f. 24. — Tatsächlich folgt eine lange Erörterung, in welche 
nach Anführung von Autoritäten für die Unzulässigkeit der Reparation (cc. |, 
2, 7, 12, 9 D. L) und nach Anführung von Autoritäten (cc. 14, 15 ead., c. Il 
C. XXXIII q. 2) und von Beispielen (aus dem dict. p c. 12) für deren Ar 
gängigkeit die Lösung folgt: »In hac contrarietate opus est tam penitentium 
quam peccantium districtione. Est penitentia vera, que fit odio criminis el 
desiderio absolutionis, et est simulata, que ex rubore et merore agitur vili- 
tatis et spe vel anbitione honoris [cf. dict. Gr. p. c. 24]. Est etiam peccatum 
manifestum et occultum et manifestum civiliter vel naturaliter, ut per con 
victionem et sensum, et hoc vel notorie vel non [cf. dict. p. c. 32). Cor 
vincuntur etiam quidam recto iudicio, quidam ordine non iudiciario et hil in 
pristinum gradum reformari et ad ulteriora promoveri possunt. Prius dicti 
canones et ficto penitentes et manifestos transgressores ab officio et beneficio 
deiciunt, Ne occulte peccantes et sincere penitentes suscipiunt« d 24, 
f. 24°). Die Unterscheidung der Büßer werde bestätigt in cc. 16, 25, 2. 
Hierauf fährt die SC fort: »Huic distinctioni obicitur, quod sacerdos, RT 
sponte confitelur, nomen dumtaxat sacerdotis retinere precipitur [cf. c. 4 C. XV 
q. 8] quem tamen vere penitere indubitati iuris este (l. c.) Die Lösung 
dieses Einwandes lautet: »Set ibi de confessione manifesta agitur, qua quis 
populariter divulgatus minori deinceps veneratione dignus habetur« (l. cJ. 

ie Summa fáhrt fort: »Quidam tamen occasione huius obiectionis aliter 
distinguentes dicunt eum, qui occulte peccavit et plene penituit, nulla facta 
confessione promovendus (!). Si de penitentia aliquid restat, illud ordinatori 
proponat et ad eius arbitrium promoveatur. Si inpenitens accessit, quocunque 
modo sine spontanea confessione detectus nec nomen sacerdotis portabit 
Sin (!) vera contritione ad spontaneam sui accusationem postmodum adductus 
fuerit, tunc nomine sacerdotis. gaudebit« (I c.). 


Die Unterscheidung der Sünder finde eine Bestätigung in c. 34 D.I 
(l.c). Hierauf bringt die Summa noch eine weitere Unterscheidung der 
Sünder: »Potest etiam ita distingui: Peccantium quidam ex consueta temeritate, 
alii raro et ex fragilitate labuntur. Qui crebro, non reparantur, qui raro, 
veniam merentur, quia cum ex frequentatione ausus peccandi nascitur el 
crebrescit malum, adhibendus est depositionis remedium; ubi vero peccan 
metus est et raritas, ibi Japsos sublevare ecclesig pietas valet. Unde Augustinus 
in libro de penitentia: Cum tot sint, qui labuntur, ubi pristinam dignitatem ex 
auctoritate defendant et quasi usum peccandi sibi faciant, recidenda est spes 
ista. Si vero locus est, ubi ista non concurrant, restitui possunt, qui peccant 
(l. c). Eine Ausnahme machen jedoch schwere Verbrechen, wie Mord. Wer 
einen Mord begangen hat, wird trotz aufrichtigster Buße nach c 4 D.L nich 
restituiert: »Prefatis distinctionibus excipiendum est crimen enorme, ut est 
homicidium, in quo quantumlibet sincera penitentia sit, gradus non restituit(ur). 
Unde Johannes papa: Miror . .« (c. 4) È c] Danach führt die Summa die 
verschiedenen Arten des Mordes an und wie je nach der verschiedenen 
des Mordes der Mórder bezüglich seiner Restitution verschieden zu behandeln 
sel. Hierauf folgt: an ird est, quia dictis hec materia coheret, ut de 
penitentibus dicamus . .« (f. 25^. — Es ist kein Zweifei, daß auch nach de 
SC MC ME die sedes materiae des »qui post lapsum valeant reparari, vel 
non« et. 
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Zu D. LI schreibt die SC im engen Anschluß an Gratian: 
» Adiecit quoque mater ecclesia post babtisma militantes [darüber 

steht mit gleicher Tinte geschrieben: í. e. solidarios] aut in foro 
decertantes a sacris ordinibus prohiberi . .« !). Hiernach folgt so- 
gleich: »Conditio etiam promoti obstaculum est ideoque de ea 
inferendum«?) [D. LIV| und dann erst: Addunt etiam canones 
curiales vel quibuslibet publicis functionibus occupatos, puta 
vicedominos, prepositos ordinare non licere, antequam nexibus 
curie absoluti sint«*) [D. LIII]. Zu D. LV heißt es in Gratians 
Nachfolge: »Corpore quoque viciati saceidotes fieri non possunt. 
Propter quod de abscisis dicendum est . .«*) und zu D. LVI: 
»De filiis sacerdotum et his, qui patres non habent, superest 
questio, utrum promoveri possint . .« 5). 

Danach beginnt der dritte Teil der SC, welcher sich bis zum 
Ende des Distinktionenteils erstreckt). Zunächst werden die 
gradus prelationum: Papat, Patriarchat, Primat, Archiepiskopat, 
Episkopat, kurz behandelt?) und danach das Verhältnis der maio- 
ritas und der oboedientia betont, insbesondere daß der Papst 
außer dem Fall der Häresie von niemand gerichtet werden darf 
und daß die Kaiser den Päpsten untergeordnet, nicht übergeord- 
net sein müssen (DD. XXI, XXII, D. XL c. 6, D. XCVI)9). Hierauf 
wird erörtert die Wahl und die Konsekration der Prálaten °). Daran 
schlieBt sich die Besprechung der Institution der Priester und der 
übrigen Kleriker und der damit zusammenhángenden Gegen- 
stánde an?) 

1) L. c f. 26 — 2L.c — 3L. c f. 27". — 4)L.c. f. 28. 

5) L. c. f. 28°. | 

6) L. c. f. 29 (Randrubrik) : »Incipit pars tercia.« 

7) Die Randrubrik nach »Inc. pars terc.« lautet: »Qualiter ecclesia 
prelationum gradibus decoretur.« — Schulte hat (a. a. O. S. 95) irrig: »pres- 
byterorum gradibus.« 

8) L. c. f. 29—1. 31. 

9) »Ordinatis in ecclesia prelationibus superest, ut de electione ct 
consecratione talium personarum inferamus. Papam cardinales eligere debent . .« 
L-31—1. 34]. »Nunc de electionibus aliorum pontificum . .« (f. 34—f. 36 "). 
»De electione summatim diximus. Set quia spirituale matrimonium, quod est 
later spiritualem sponsum et sponsam, pontificem videlicet et ecclesiam, 
electione iniciatur, consecratione consumatur, ordinis est, ut quis cum quot 
archiepiscopum vel episcopum consecrare debeat, inferamus. Metropolitanus 
si fuerit . .« (f. 36°). | 

. 10) »Post hec de institutione minorum sacerdotum dicamus, de etate 
primum querentes . . Queritur, utrum episcopus solus minores sacerdotes 
valeat consecrare .. Queritur de his, qui saltu ordinari (D, ut qui omisso 
medio superiorem gradum preripuerit . . Queritur, utrum semel ordinatus 
possit reordinari .. Coheret questio de ordinato a non suo episcopo. . 
uboritur questio de ordinato a proprio episcopo sine titulo . . — danach 


von der Ordination durch einen Abt oder einen Chorbischof — Utrum sacerdos 
in una ecclesia ordinatus ad aliam possit transire vel duabus preesse .. 
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Sodann fährt die SC fort: »De clericorum institutione dixi- 
mus. De eorum dei(e)ctione supponamus. Institutionem scientia, 
merita et extrinseca persone congruentia operantur. Ergo a con- 
trario deiectionem imperitia, crimen, enormitas persone merentur. 
De quibus supra tractavimus. Nunc ergo de pena deiectorum 
inquiramus. Hoc enim propter canonum dissonantiam opere pre- 
cium est, cum alibi deiectos monasterio, alibi curie tradi iubeatur 
et alias ad servicium, alias ad penam, monasterio quoque alias 
perpetuo, alias temporaliter et alias communione inibi concessa, 
alias ea denegata« !). Weiterhin heißt es: »Predictum est de pena 
destituti. Addamus de paenitentia restituendi, ne casus sacer- 
dotum omnifariam irreparabilis habeatur« ?). 

Die bei den bezüglichen Ausführungen angezogenen Ka- 
nones sind hauptsächlich der D. LXXXI (cc. 7, 9, 10, 12, 14) und 
der D. LXXXII (c. 5) entnommen, ein Beweis dafür, daB auch 
nach der SC Gratian an dieser Stelle mit der Absetzung, bzw. 
mit der Wiederaufnahme der Gefallenen sich beschäftigt $). 

Mit Gratian (D. LXXXIIT) fügt die SC bei, daß dem Kleriker 
die Enthaltung nicht bloß von eigenen, sondern auch von frem- 
den Vergehen notwendig sei‘), um dann mit dem Nachweis der 
Verpflichtung der Kleriker zur Freigebigkeit und zur Almosen- 
spende (DD. 87, 88) diesen Teil zu schließen’). 


[Hier zieht die Summa insbesondere auch das Material von C. XXI qq. 1, 2, 
sowie einschlägige Kanones von C. VII q.1 bei.].. De ordinatoribus et 
ordinatis a suo vel non suo episcopo et a suo cum titulo vel sine titulo et 
horum gratia de transeuntibus vel duabus ecclesiis preesse querentibus quid 
sacri canones censeant, diximus. Nunc ne propere vel anbiciose ordines sus- 
cipiantur vel absque discussione prebeantur, scita sanctorum patrum proferantur.. 
Proinde qua pena plectendus sit episcopus, qui perperam et contra scita 
canonum ordinare presunserit, queri potest . . Cessante ergo ob dictas causas 
indigni ordinatione dubitari potest, an dignum set renitentem ad susceptionem 
ordinum cogere et an invitum quempiam ordinare fas sit . .« (f. 37—f. 43). 

L. c. f. 43. Die Rubrik am Rand lautet hier: »De pena deiectorum 
diversitas. « 

2) L. c. f. 44. Die Randrubrik lautet: »Que sit penitentia sacerdotis 
per fornicationem lapsi.« 

3) Die Summa fügt unter Beiufung auf D. LXXXI cc. 24, 25, 26 noch 
bei: »Cum ergo clerico tam perniciosum sit uri, caveat incendi omniumque 
mulierum vitet contubernium nisi earum, in quibus propinquitas affectionis 
fraudem removet suspitionis« (f. 44). 

4) »Ceterum non satis est mundum esse a $us qui consentiendo 
viciis inquinatur alienis. Unde Simachus . .« (f. 44, 1. 44°). 

5) »Porro qui mundus est a propriis nec consentiendo criminibus 
denigratur alienis, ita candorem vite sue gratissime illustrabit, si liberalem se 
necessitatem pacientibus exhibuit nec solam sibi lectionem et orationem 
sufficere credens de manu fructificare studuit . . Miserabilibus et indefensis 
personis succurrere preclarior species misericordie est... De parvus expositis 
et de eorum eiectoribus (D. LXXXVII c. 9) . .« (f. 44'—45^. Die Rand- 
bemerkung hierzu lautet (f. 44^): »Quot (!) liberalitas in prelatis gratissima 
virtutis illustratio sit.« 


Einteilung u. System d. Gratian. Dekrets nach den alt. Dekretglossatoren. 537 


Den Übergang zu den Causae gewinnt die SC auf folgende 
Weise: »Hactenus de clericorum electione et ordinatione, lapsu 
et reparatione atque aliis huic materie coherentibus conpendiose 
transivimus (I). Itaque personarum ecclesiasticarum tractatu finem 
habente nunc proposito nostro, ut debemus, ad varietatem nego- 
ciorum articulum flectamus !). Hieran schließt sich der oben S. 532 
mitgeteilte Text: »Juris ecclesiastici cognitio« etc. an, neben dem 
die Randglosse steht: »/ncipit pars IlII*. de tribus speciebus ec- 
clesiastici iuris et eorum (I) officiis. Ca. I*.«?) Es folgt die ein- 
gehende Besprechung der Verorechen der Simonie und der 
Fläresie?). 

Zu Beginn der Causa II heißt es dann: »De crimine simonie 
in summa diximus. Nunc qualiter hec vel alia crimina accu- 
satione persequenda, testibus convincenda, iudicio condenpnanda 
sint, adiciamus, reum pariter instruentes, qua se possit ratione de- 
fendere, quo remedio causam viciatam sublevare, quando inpo- 
sitam sibi purgationem debeat recipere vel renuere*). Am Rand 
findet sich hierzu die Bemerkung: »/ncipit pars V. de trium per- 
sonarum actu trino 5). Bei Causa VII beginnt der siebte Teil der SC 5). 

Über den Gedankengang erhalten wir wieder Aufschluß 
durch die Bemerkung am Anfang von Causa X: »De episco- 
porum iure tractare orsi sumus. Nunc quia materia hec se 
nobis copiosius ingerit, necesse est, ut eam latius explicemus. 
Quod episcoporum nullus vel consortem habere [darüber von 
späterer Hand: ut in VII. cà.] vel successorem instituere [darüber 
ebenfalls von späterer Hand: in Vill.] vel in alterius messem fal- 
cem mittere [darüber ebenso: in VIIIL.] nec alter alterius episco- 
patum disponere permittatur, ex sanctorum et apostolicorum viro- 
rum conprobatum est testimoniis«?). Demnach beginnt mit Cau- 
sa VII die Darstellung des dischöflichen Rechts, die sich bis Causa X 
erstreckt. Die Summa fährt nämlich fort: »Sicut autem alienum 
usurpare, ita nec in suo episcopio modum excedere licet. Proinde 


1) L. c. f. 45°; Wiener S.-B. a. a. O. S. 100. 

2) L. c.; Wiener S.-B. a. a. O. S. 95. 

3) L. c. f. 46—1. 61. — F. 54: »Ad simoniacos revertamur, a quibus ad 
hereticos du ae digressi sumus.« 

. C. f. 61. 

9) L. c.; Wiener S.-B. a. a. O. S. 96. — Ueber sein Verfahren gibt 
der Verfasser Aufschluß mit den Worten: »Que partes accusatoris munire 
videntur, apud Gratianum in causis Ilor. dispersa, ut materia sibi coheret, 
adunavimus« (f. 77°). 

6) Bei Causa VII (f. 88) steht die Rubrik am Rand: »Incipit pars VIL« — 
Wo dr a i seinen Anfang nimmt, konnte ich nicht austindig machen. 

. c. f. 90*. 
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expediamus, quota portio rerum ecclesie ad ius episcopale per- 
Lineat«. Zuletzt wird von der SC in diesem Zusammenhang ge- 
handelt vom Testament der Geistlichen '). Damit geht sie von 
der Erórterung des bischóflichen Rechts zur Auseinandersetzung 
des Klerikerrechts überhaupt über, die bis Causa XV einschließ- 
lich reicht?) Zum Schluß dieses neunten Teils?) schreibt der 
Verfasser: »De iure episcoporum et inferiorum ordinum permulta 
locuti sumus. Nunc in hoc tractatu concludimus, ut nec prelati 
in opprimendo subditos efferantur nec subditi prepositis suis effre- 
nata licentia resultent. Sit illis mansueta prelatio, sit illis devota 
subiectio, nihil debitum a subditis recusetur, nihil indebitum a 
prelatis exigatur, quia sicut-in concilio Leonis pape statutum est, 
nulli episcoporum liceat.. non terrenis lucris inhiare nos docuit 
(c. 62 C. XVI q. 1). Explicit de clericis«*). 

Der zehnte Teil der SC betrifft das bei Causa XVI be- 
ginnende, bis Causa XX reichende Ordensrecht. Im unmittelbaren 
Anschluß an die eben mitgeteilte Stelle heißt es’); »Nunc de 


1) L. c. f. 96° c. 2. : 

2) Zu C. XI bemerkt die SC: »Propter episcoporum iura, de quibus 
cepimus, ad disserendum generaliter de clericorum iusticiis tractatum pro- 
movimus. Agentes ergo illud, quod instat, eventilemus, utrum clericus ante 
secularem iudicem conveniri vel accusari possit (f. 96 c. 2) . . Sicut ergo 
clericus ratione persone seculari tribunali non subicitur, sic et secularium 
negotiorum cognitor fieri prohibetur [C. XXI q. 3] (f. 97' c. 2). .;« zu C. 
XIII: »De iusticiis clericorum sermo nobis est. Ad ius eorum perceptio deci- 
marum spectat, quia in locum levitice tribus et ministerii ratione et percep- 
tione beneficii successerunt. Deo in ministeriis templi deserviunt, ideo de 
stipe sanctuarii, primiciis videlicet et decimis sustentandi sunt .. . Accidit 
rectores ecclesiarum de perceptione decimarum iurgari, que lis sopiri debet 
secundum prescriptum modum. Inveniuntur etiam controversias sibi facere de 
proventu oblationum tunc maxime, cum parrochitanus unius apud aliam eccle- 
siam sibi sepulturam elegerit. Itaque et in hac controversia ius expedire 
oportet (f. 97^ c. 2) . .« 

3) Wo der achte und wo der neunte Teil der SC beginnt, ist soweit 
ich sehe in der Handschrift nicht vermerkt. 

4) L. c. f. 108 c. 2. 

9) L. c. f. 108 c. 2. Am Rand steht: »Incipit pars Xa-« und die Rubrik 
zum zugehörigen Text: »Quod professis peculiare quod habere non liceat.« 
Es folgt dann die Besprechung des Inhalts der Causa XVI. Zuerst wird die 
tutela erwähnt. Weiterhin heißt es: ». . Ad pleniorem dictorum intelligenciam 
de tutela et eius speciebus explanemus (f. 110 c. 1) . . Superiori de monasterio 
. coheret inquirere, an monasterium possit petere ab episcopo qugsita et econtra 
an episcopalis ecclesia vendicandi ius habeat, que per suum patrem quondam 
monachum monasterio contradicta fuerant . . De iure monadiorum primam 
Gratiani dubitationem eique coherentem executi sumus. Huic subiungit de 
capellis, qug a cenobiis possidentur, questionem (q. 2), utrum per abbatis an 
per episcopi institucionem a sacerdotibus regende sint (f. 111 c. 1) . . Post 
predicta querit Gratianus (C. XVII qq. 1, 2) de presbitero, qui in infirmitate 
gravatus se monachum fieri velle dixit et ecclesiam suam in manu advocati 
refutavit, utrum votum sic prestitum tenere cogendus sit et an manens, quod 
erat, ecclesiam recuperare possit (f. 113°) .. De eo queritur (q. 3), qui propter 
necessitatem egritudinis in manum abbatis se obtulit habitumque et tonsuram 
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iure monachorum ordientes omnes ad religionem transituros con- 
monemus, ut nihil in hoc mundo proprium habere cupientes com- 
munibus contenti sint . .«. Und zu Beginn der Behandlung des 
in Causa XXI enthaltenenen früher noch nicht erledigten Stoffes 
lesen wir: »Juris monastici regule in suis codicibus plene con- 
tinentur. De qua prolixitate modica quedam excepimus, que ad 
scientiam canonum necessaria visa sunt« und danach: Tractatum 
ergo ecclesiasticarum personarum, quem secundum differentiam 
per partes exsecuti sumus, congruo fine claudentes de habitu 
clericorum non ignoranda dicamus« 1). Als zur geistlichen Tracht 
gehörig bespricht der Verfasser die Tonsur und die geistliche 
Kleidung (C. XXI q. 4)?) und erklärt dann nochmals: »Quo diffe- 
rente iure ecclesiasticae persone pro religionis differentia regantur, - 
exposuimus«*). Es kommt also hier das kirchliche Personenrecht 
zum Abschluß. Diese Erklärung muß als auffallend erschei- 
nen, da der Verf. schon beim Übergang zu den Causae einmal 
geschrieben hatte: »personarum ecclesiasticarum tractatu finem 
habente . .«, die Darstellung des kirchlichen Personenrechts dern- 
nach dort schon zu Ende gekommen war. 

Hierauf spricht die SC von den Vorrechten der heiligen Orte: 
»Superest, ut de privilegiis sacrorum locorum  disseramus« 4) 
[C. XVII q. 4], von ihrer Immunität, deren Verletzung eine Art 
des — ausführlich behandelten Verbrechens des — Sakrilegiums 
bilde). Hieran anknüpfend gewinnt der Verf. den Übergang zu 
dem Thema der Causa XXII: »De sacrilegiis cepimus, et quia 
peierando et iuratur et sacrilegium conmittitur, non ab re est 
de iuramento et periurio continuare . ,« 9). Über den Zusammen- 
hang von Causa XXII und C. XXIII schreibt die SC: »Post iura- 


suscepit, an huic nullatenus manere volenti redeundi licentia concedi possit 
(f. 114) . . Post hec expediendum est, ad quem pertineat abbatis institutio 
[C. XVIII q. 2] (f. 115" . . Nunc illud determinemus, utrum episcopus clerico 
Suo monasterii ingressum prohibere possit et si prohibentem non audierit, 
an inde transgressor habendus sit [C. XIX q. f. 116)... De monachis 
Cd an ipsis a suo monasterio in aliud districtius transire liberum sit 
C. XX q. 4] (f. 116^?) . . Illud post hoc determinari oportet, utrum ingressis 
monasterium ultra testandi licentia concedatur [C. XIX q. 3 in fi] (f. 117) . . 
In Causa XX primo queritur, utrum in puericie annis traditi religionem sus- 
ceptam tenere cogantur (f. 117%)... In consecratione virginum et tempus et 
etas conservari mandatur (f. 118) . .« 

1) L. c. f. 119. Am Rand steht hier die Rubrik: »Quod tractatus ec- 
Tee carum n pio differentia earum districtior sit.« 

CL] 1 


3) L. 
4) L 


. f. 121. 
. c. f. 121. 
5) L. c. f. 121 —f. 123. 
6) L. c. f. 123. 
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menta de milicia Gratianus continuat nec caret ordo ralione, 
cum iuris auctoritate hi soli milites sint, qui se iuramento reipub- 
lice addixerunt . .« 1). 


Causa XXIV hat nach der SC Schisma und Fläresie zum 
Gegenstand. Ein innerer Zusammenhang mit dem Voraufgehen- 
den wird nicht hergestellt. Es heißt nur: »Post hoc de scismale 
agendum est . .«?), und bezüglich der Häresie wird gesagt, dab 
schon an vielen früheren Stellen davon die Rede gewesen und 
deshalb nur noch das eine oder andere nachzutragen sei). 


Da die Causa XXV, deren Stoff (Recht der Privilegien) wie 
bekannt von der SC bereits früher behandelt wurde, hier von ihr 
übergangen werden kann, so wendet sie sich sofort zum Thema 
der Causa XXVI: Looswerfen, Augurium und ähnliche Äußerungen 
des Aberglaubens. Der Zusammenhang mit dem Vorausgehenden 
sei damit gegeben, daß das Looswerfen als eine Art Häresie zu 
gelten habe *). 


Den Übergang zu dem Gratianischen mit Causa XXVII be- 
ginnenden fractatus coniugii bewerkstelligt die SC dadurch, dab 
sie im offenbaren Anschluß an Stephan von Tournai schreibt: 
»Actenus de spirituali matrimonio, quod inter pastorem et plebem 
agitur, quomodo contrahatur et unde dirimatur, summatim per- 
strinximus, ubi qua pena feriendi sunt, qui hanc spiritualem corr 
iunctionem violaverunt, exposuimus. Superest, ut de carnali 
matrimonio annectamus. Eius ideo íractatus posteriore loco 
habendus videtur, quia cum cetera sacramenta clericorum sint, 
hoc dumtaxat laicorum est«*). 


I) L. c. f. 128*. 
2) L. c. f. 133. 


3) »De heresi multis supra questionibus locuti sumus: Unde quis hereti- 
cus, utrum inpietas sermonum salva fide sensuum hereticum efficiat, an sacra- 
menía dignitatis apud hereticos sint an necessitatis tantum et an non hec 
omnia, set baptismus solus, utrum hereticus asseclas suos ligare possit aut 
solvere et an excommunicatus sacramentum communionis conficere vel extra 
conmunionem aliquos facere possit, utrum hereticus penis ad conversionem 
cogendus, utrum pro heresi post mortem aliquis excommunicandus sit« (l. c. 
f. 134). (Am Rand steht die Bemerkung: »Quod de heresi supra de VII. 
questionibus actum sit.«) »Illa. de hereticis adhuc restat explicanda dubitatio, 
an suis et ecclesie rebus sint expoliandi et an christiani hereticis ablata possi- 
dentes aliena possidere dicantur (C. XXIII q. 7] (l. c.) . .« 


4) In eis, qui fidem Christi susceperunt, sortilegium quedam heresis est. 
Propter hoc de sortilegiis et auguriis et similibus supersticionibus continuare 
a proposita materia non exorbitat (f. 134^) . .« 

5) Die Stelle habe ich bereits veröffentlicht im Katholik 1912 I S. 455° 
(S. 456). — In der Hs steht am Rand hier die Rubrik: »Quare tractatus con- 
iugli tini destinatus« (f. 135°). 
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Nach dem Voraufgehenden bedarf es.keines Beweises, daf 
auch die SC hiermit nicht sagen will, es sei bisher zur vom Ordo, 
bzw. von den Klerikersakramenten überhaupt die Rede gewesen. 
Es soll vielmehr zum Ausdruck kommen, daß bisher u. a. auch 
von den genannten Sakramenten gehandelt worden sei und daß 
nunmehr die Darstellung dem Laiensakrament sich zuwende. 

Da die SC in der Erörterung über die Ehe abbricht, so er- 
fahren wir selbstverständlich nichts Näheres über den letzten De- 
kretteil. Wie sich indessen der Verf. ‘den Zusammenhang dieses 
Teiles mit den vorausgehenden Teilen in Rufins bzw. Stephans 
von Tournai Nachfolge dachte, wurde oben (S. 532) bereits mit- 
geteilt. Auch bezeichnet er den letzten Teil als »tractatus de 
consecralione« !). 

Die Abhandlung über die Buße bleibt in der SC gleichfalls 
unbesprochen. | | 

Das Dekıetexemplar, welches dem Verfasser der SC vorlag, 
war zweifellos in Distinktiones und Causae und die Causae weiter- 
hin in Quaestiones aógeteilt. Von wem diese Abteilung stamme, 
sagt er nirgends ausdrücklich. Da er aber nach dem obigen 
(s. S. 533) ohne irgend eine Bemerkung erklärt, Gratian verfolge 
die dreizehn Kapitel der apostolischen Regel bis zur 50. Distink- 
tion, so läßt sich wohl annehmen, daß er die Gratianische Ur- 
heberschaft der Distinktioneneinteilung vorausgesetzt habe. 


In einem insbesondere aus der Summa des Rufinus, dann. 
auch aus der Summa des Stephanus von Tournai und der 
Summa Parisiensis u. a. zu Anfang der siebziger Jahre des 
zwölften Jahrhunderts kompilierten Kommentar zum ersten Dekret- 
teil »Antiquitate et tempore«?*) vergleicht der unbekannte Ver- 
fasser in der Vorrede?) zunächst das weltliche und das kirchliche 
Recht in Bezug auf Alter, Würde, Gegenstand, näherhin ob sie 
mit dem gleichen Objekt sich bescháítigen, und in Bezug auf 
Verschiedenheit, sodann hinsichtlich der /ntention der das eine 
und das andere Recht schaffenden Gewalten und hinsichtlich des 
Nutzens der weltlichen und der kirchlichen Gesetze. Was die 
hier für uns belangreiche Frage nach dem Gegenstand des kirch- 
lichen Rechts betrifft, so erklärt der Verfasser, das kirchliche Recht 


2) Den „einschlägigen Text s. in Wiener S.-B. 64, 113; im Katholik 
2) Vgl. darüber Singer in seiner Rufinusausg. S. CXLVIII ff. 


3) Vollständig abgedruckt bei Schulte, Quellengesch. I, 245—250. Vgl. 
die Berichtigungen dazu bei Singer a. a. O. S. CXLIX. 
30 * 
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habe es wie das weltliche Recht zu tun mit den Personen, jedoch 
nur insofern als sie dem góttlichen Dienst geweiht oder der kirch- 
lichen Herrschaft oder der kirchlichen Jurisdiktion unterworfen 
seien, desgleichen mit den Sachen dieser Personen, nicht aber 
mit den Rechtsschutzmitteln (Klagen), da diese in dem vom 
kirchlichen Recht in dieser Hinsicht herübergenommenen welt- 
lichen Recht erschöpfende Behandlung fänden !). Insbesondere 
seien Gegenstand des kirchlichen Rechts die Glaubensartikel, die 
kirchlichen Personen, die Sachen dieser Personen und die 7 
Sakramente ?). | 

Ebendavon handle zwar auch das weltliche Recht, aber 
nicht so vortrefflich und nicht so vollkommen, wofür dann die 
Belege sowohl betreffs der Gegenstände des Glaubens als betrefis 
der kirchlichen Sachen und der kirchlichen Personen folgen 5). 


1) »S Vertitur itaque ius forense circa tria: personas, res, actiones 
Persong acquirunt et acquiruntur. Acquirunt liberi et filii familias et etiam 
servi; acquiruntur serviles persong. Item personarum alie libere, alig liberte, 
alio serviles sive servilis conditionis. Item alig sub potestate, alio non. Omnia 
igitur iura, que de his tractant, circa personas vertuntur. Res acquiruntur et 
non acquirunt. Porro acquiruntur per universitatem quandoque, ut per testa- 
mentum universe res alicuius, quandoque per partes, puta per legatum sive 
fideiconmissum, vel per emptionem vel venditionem. Jure naturali etiam ac- 
quiruntur, ut fero, pisces, aves, gemme in littore maris et huiusmodi, que 
occupantibus conceduntur. Acquisitg retinentur, amittuntur sive alienantur. 
Non enim amittere dicitur tantum, qui perdit, sed qui rem a se mittit. Omnia 
ergo iura, que locuntur de rebus, ut penu acquirendis vel retinendis 
vel amittendis, circa res versantur. Est et tercium genus iuris circa actiones. 
Etenim sepenumero contingit, ut, quod nostrum est, nobis negetur; ideo nutu 
divino proditg sunt actiones, quibus que nostra sunt vel nobis debentur, ab 
invitis extorqueantur. : Qui enim non parent constitutioni, ex sententia iudicis 
cogendi sunt parere. Omnia igitur iura, que de tractandis actionibus agunt, 
videlicet de ordine iudiciorum, de examinatione iudicis, de promulganda sen- 
tentia, spectant ad actiones. Ex his, de quibus agat ius forense, innotuerit. 

$ Jus aecclesiasticum similiter agit de personis, eatenus tamen, quatenus 
divinis obsequiis sunt mancipate vel dominio ecclesiastico subdite vel subditg 
iurisdictioni ecclesiastice. Quodsi de aliis quandoque agit, hoc fit intuitu 
pietatis, ut sacerdos monendo imperatorem, qui nec dominio nec iurisdictioni 
sue subditur nec divinis obsequiis mancipatur. Item de rebus agit mobilibus 
sive inmobilibus predictarum personarum, et si de aliis, hoc facit intuitu pieta- 
tis, ut pro erogandis elemosinis. De actionibus non agit ius ecclesiasticum, 
quia de his plenarie et sufficienter agitur in legibus. Amplectuntur quippe 
sacri canones ea, que in legibus continentur, nisi ipsis sint contraria« (Cod. 
Mogunt. 477 f. 1 c. 1). Wir haben es hier nicht, wie Som meint (S. 12 f), 
mit einer Ausführung über Gratians System, sondern über das System des 
kirchlichen Rechts zu tun. 

2) »Specialiter autem ius divinum agit de articulis fidei, de personis 
ecclesiasticis et rebus earum, de sacramentis, que VII. sunt, scil. baptismus . . 
penitentia« (Cod. cit. f. 1 c. 1 sq.; Schulte a. a. O. S. 246). 

3) »Sed numquid de his agit ius humanum, circa que specialiter et 
principaliter vertitur ius divinum? Agit quidem, licet non adeo excellenter 
nec adeo perfecte. De fide trinitatis dicit disputandum non esse, sed intelli- 
gendum est . . .« (Cod. cit. f. 1 c. 2; Schulte a. a. O. S. 246 f). Die Mainzer 
Handschrift hat: ». . de domibus orationum et religiosis . . de ipsa collectione 
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Die /ntention der kirchlichen Gesetzgeber sei zu zeigen 
hinsichtlich der Personen, wer Vorgesetzter und wer Untergebener 
sei, hinsichtlich des G/aubens, was Gegenstand des Glaubens 
und wie die Häresie zu bekämpfen sei, hinsichtlich der Sachen, 
wie sie erworben, behalten und veráufert werden kónnten, hin- 
sichtlich der Sakramente, wer ihr Spender, ihr Empfänger und 
welches der Ritus der Spendung sei, hinsichtlich des Ordo auch, 
durch wen, in wessen Gegenwart, für welches Verbrechen jemand 
einer bestimmen Weihe entsetzt werden müßte. Der Nutzen der 
Kanones sei, daß man die genannten Gegenstände und die zahl- 
reichen kirchlichen Rechtsgeschäfte in gesetzmäßiger Weise er- 
ledigen könne!). 

Sodann beschäftigt sich die Vorrede mit dem Gegenstand, 
der /ntention, dem System, dem Nutzen, und dem Titel des 
Gratianischen Dekrets. Betreffis des ersten Punktes wird unter- 
schieden zwischen der Materie, »ex qua excipit« (Gratianus) 
{= die Quellen Gratians], und der Materie, »de qua agit« [= die 
exzerpierten Dekrete]?). Hierauf fährt die Vorrede fort: »Alii 
enim egerunt de personis, rebus, sacramentis. /ste ut compilator 
de compilatis tractat canonibus. Suo tamen modo etiam dici 
potest, quod agat de personis, de rebus, sacramentis«*). Daran 
anschließend bringt der Verf. den weiteren bekannten Gedanken: 
»Agit autem de canonibus triplicem instituendo doctrinam: mo- 
ralem, iudicialem, sacramentalem; moralem, qua mores instruit, 
ut de largitione elemosinarum, de penitentia, confessione et hu- 
iusmodi; iudicialem ostendendo, quomodo iudicia inchoanda 
sunt, ventilanda, terminanda; ultimo sacra.(mentalem) agendo de 
baptismo, coniugio et huiusmodi« *). 

Der Gedankengang Gratians wird in zweifacher Weise 
skizziert. Zunächst schreibt der Verf.: »Post predicta restat mo- 


et congregatione fidelium . . et religionis prerogativam . . et magna assignata 
utilitate . . Retinet enim res suas inmunes ab extraordinariis et sordidis mune- 
ribus . . ad constitutiones viarum vel pontium . . Ab extraordinariis ergo et 
sordidis inmunis est omnino ecclesia . . ut ad largitionem elemosinarum. 
Item ecclesia . .« 

1) Schulte a. a. O. S. 247. 

2) A. a. O. S. 247 f. — Die Ausführungen über ammonitiones, precep- 
tiones, prohibitiones und indultiones sind weitestgehend abhängig von /vos 
von Chartres Prolog zu seinem Dekret (s. Migne, P. L. 161, 48—51). Der 
Schluß lautet: »Summi etiam pontifices modo interdicunt, modo corcedunt 
eadem. Sic dictum sit, ex quibus excipiat Gratianus et que, et quomodo inter 
se conveniant et differant. Hec ergo, ex quibus excipit, sunt materia Gratiani 
ut ex qua, materia vero de E sunt ipsa, que excipit, decreta.« 

3) Schulte a. a. O. S. 248. 

4) A. a. O. - 
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dum tractandi et ordinem, quo utitur M.(agister) Gra.(tianus), 
aperire . . Primo itaque de origine iuris humani et origine iuris 
divini agitur et tam hoc quam illud per species dividitur ac inter 
genera et species et convenientia et differentia multipliciter assig- 
natur. Postea gradus et officia et dignitates disting(u)untur et 
quis gradus cui per quem conferri debeat, ubi efiam et quando 
et quis cui per quem pro quo crimine qualiter auferri possit & 
quid et ad quod officium pertineat. Similiter qui [lies: que] 
dignitates cui quibus electoribus quo conferente que loco quibus 
presentibus conferri debeant, quis a qua ad quam conscendere 
possit, ostendit. Deinde agit M. G. de iudiciis ostendendo, 
qualiter instituenda, examinanda et terminanda sint iudicia, sive 
sint accusationes sive alie actiones. Ad ultimum agit de sacra- 
mentis« 1). 

Die zweite Skizzierung der Gratianischen Gedankenfolge 
lautet: »Possumus etiam distinctius modum tractandi aperire, se- 
cundum quod M. G. in tres partes librum suum divisit. In 
prima enim parte, que per distinctiones diversas dividitur, agit 
de personis, in secunda, que per causas, de iudiciis sive negociis 
et ibidem de rebus, in tertia de sacramentis. Qualiter autem de 
his vel illis agant, ex predictis innotuit. Ex his etiam palam, 
que pars ad quod genus doctrine pertineat. Prima videlicet ad 
moralem, in qua ostenditur, quomodo vivendum, quis quo ordine 
dignus sit, secunda ad iudicialem, tertia ad sacramentalem.« 

Betreffend die Behandlung der Sakramente folgt eine nähere 
Erklärung: »Verum tamen non de omnibus sacramentis agitur in 
tertia parte, inmo de ordine, qui unum est de sacramentis et in 
VIC. distinguitur, in prima parte tractatur et similiter de penitentia 
in secunda et de coniugio. Quoniam ergo (1!) de hoc (scil. con- 
iugio) frequenter incidit litigium, M. Gra. de hoc tractando for- 
mat thema, ordinat questiones, inducit hinc inde rationes sibi 
invicem altercantes et ad concordiam eas reducit et ita sufficienter 
tractat de coniugio. In ultima vero parte agit de reliquis sacra- 
mentis, videlicet baptismo, confirmatione, unctione et corpore 
domini« ?). 

1) A. a. O. S. 249. — Sohm unterstellt (S. 1719) dem Verf. einen ge- 
wissen Widerspruch, indem er davon ausgehe, daß das kanonische Recht nicht 
von den actiones, sondern (statt rs von den sacramenta handle, hier aber 
dann doch sage: »Deinde agit M. G. de iudiciis . . . sive alig actiones. 
Allein der Verf. unterscheidet, wie oben dargelegt wurde, scharf zwischen 
dem System (Gegenstand) des kanonischen Rechts und dem System Gratians. 
Gr. aber exzerpierte für sein Werk nicht bloß — kurz ausgedrückt — die 


canones, sondern auch die ¿eges imperatorum (s. Schulte a. a. O. S. 247). 
2) A. a. O. S. 249. 
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Sohm meint (S. 13), man sehe, daß alle diese Betrachtungen 
Spielerei seien. Auch für diesen Verfasser sei grundlegend die 
übliche Dreiteilung des Dekrets, die Tatsache, daf zwei Teile 
nach Distinktionen, der mittlere Teil nach Rechtsfállen (causae) 
gegliedert sei. Dem gegenüber ist zu betonen, daß die nur 
nebenbei erwähnte Einteilung nach Distinktionen und nach Rechts- 
fällen bei dem Verfasser in der fraglichen Hinsicht keine Rolle 
spielt, ganz abgesehen davon, daß nach ihm, wie wir sofort 
sehen werden, die Unterabteilung des ersten und des dritten 
Dekretteils gar nicht von Gratian herrührt. 

Der Nutzen des Dekrets besteht nach unserem Autor darin, 
daß man daraus erkenne, wie die Sitten einzurichten und die 
Prozesse zu erledigen seien und was man von den Sakramenten 
zu halten habe. Auch lerne man daraus gemäß der Intention 
Gratians bei Abfassung seines Werkes vermeintliche Widersprüche 
unter den Kanones zu beheben !). 

Nach dem Vorgang der Summa Parisiensis wird im allge- 
meinen bemerkt, daß die Paragraphen Gratian u.a. zur Her- 
stellung von Übergüngen dienen ?). 

Die Dreiteilung des Dekrets schreibt der Verfasser nach dem 
Obigen Gratian selbst zu. Dagegen erklärt er im offenbaren An- 
schluß an die Summa Parisiensis Paucapalea als den Urheber der 
Distinktioneneinteilung des ersten und des letzten Dekretteils®). 


Die von Rufinus sehr stark abhängige Summa Monacensis ^) 
handelt in der Vorrede gleichfalls von der Materie, von der In- 
tention und vom Nutzen des Gratianischen Dekrets’) und fügt 
dessen Einteilung und System betreffend bei: »Opus suum M.(a- 

gister Gratianus) in tres partes distinguit: primo enim, de ec- 

clesiasticis agit ministeriis, deinde de ecclesiasticis negotiis prius 
clericorum, deinde laicorum, puta de coniugiis, ad ultimum de 
sacramentis« 9). 

Im Kommentar zum ersten Teil legt der Verfasser an zahl- 
reichen Stellen, vielfach in stärkster Abhängigkeit von Rufinus, 
die Gedankenfolge Gratians dar. Im einzelnen bemerkt er zu 

1) Vgl. a. a. O. 

2) A. a. O. S. 250. 

3) A. a. O. 

4) Vgl. darüber Singer, Beitráge zur Würdigung der Dekretistenliteratur I, 
Arcdiv f. kath. KR. 69 (1893), 369—374, 380—440. Über die Heimat und 


die Abfassungszeit der SM s. Archiv 1922 S. 25—27. 
5) Den Text s. im Archıv 69 S. 382. 
6) A. a. O. 


546 Gillmann 


D. XXI: »$ lura in civitate non valent, nisi sint et, a quibus re- 
gantur. M.(agister) assignavit iura ecclesiastica. Modo vult assig- 
nare personas, per quas debeant anministrari«'‘). Zu dem für uns 
hochbedeutsamen dict. Gr. p. c. 3 D. XXV schreibt er nur: »S Nunc 
autem per singulos. In hac d. exequitur primum capitulum 
apostolice doctrine: ,Oportet episcopum esse sine crimine* . .«?). 
Zu D. L lesen wir: »$ Ex premissis. Fortasse non vacat a mis- 
terio, quod hec distinctio, qua de lapsorum restitutione vel re- 
paratione agitur, L. locum obtinet. Numerus iste remissionis 
numerus est ex lege. Unde dicitur: »Sacro dierum numero, quo 
lege fit remissio« (Hymn. ad Laudes Pentecost.). Erat enim annus 
iubileus L's., in quo veteribus dominis omnia iura ex integro 
restituebantur« 3). Es folgt eine dreifache Auseinandersetzung tiber 
die Zulässigkeit bzw. Unstatihaftigkeit der Reparation »gefallener« 
Kleriker ^). 


1) Cim. 16084 f. 4°’ c. 1. 

2) L € 19:61 

3L.cf.7c.2. 

= 4) »§ Circa restitutiones clericorum tria maxime instituuntur, quantitas 
criminis, satisfactio delinquentis, modus, quo crimen innotuit. Inspicitur, an 
crimen sit enorme an mediocre, item an quis digne penituerit an odio cri- 
minis an superbe et negligenter timore vilitatis, item (an) manifestum crimen 
an occultum, et si ma.(nifestum), an sit ipsa operis publicatione ma.(nifestum) 
an per sententiam iudicis an per confessionem delinquentis. Si ma.(nifestum) 
et enorme, deponatur. In beneficio tamen conservando ei poterit subveniri, 
maxime si alias ecclesie sit utilis eius cura, ut dicitur illo c. Studeat (39) e. d. 
Si enorme est et occultum, monendus est, ut abstineat ab officio, non cogen- 
dus. Si mediocre est et occultum, penitentia ei indicatur et in ordinis officio 
perseveret. Si mediocre est et manifestum, siquidem convictus in iuditio 
deponatur. Si vero ipsa operis publicatione aut spontanea confessione in- 
notuit, tunc post peractam penitentiam poterit misericorditer cum eo agi, alias 
magis alias minus. Quandoque enim ad minores ordines descendet, quandoque 
in suis ordinibus tolerabitur, set ad maiores non ascendet, quandoque etiam 
ad omnia reparabitur inspecta qualitate persone et modo penitentie. 

S Refert, (si) quis homicidium perpetraverit, (an) voluntate an necessi- 
tate an casu. Si voluntate, deponatur perpetuo, nec distinguo, an iudeus an 
paganus aiu fidelis, qui occisus est. E necessitate, refert, an id fecerit ob 
defensionem corporis an rerum suarum. In primo casu siquidem paganum, 
tunc monentur, non coguntur abstinere a ministerio, si vero fidelem, tunc per 
biennium suspensi reparantur. |n altero (casu), ubi ob res tuendas id egit, 
secundum quosdam deponendus est, secundum alios temporalis ei penitentia 
indicenda est, qua peracta restitueretur. Nam si laicus esset, ad penitentiam 
non conpelleretur, ut dicitur in Burcardo li. XIX. Interfecit (?). Si casu, 
distingue: Nam si rei illicite operam dedit, sive negligens fuit sive diligens 
in cavendo, deponetur. Si vero res licita erat, quam agebat, tunc si negli- 
gentia eius id accidit, deponetur, si vero diligens, tunc ei parcetur. Generaliter 
autem id observandum est, ut quocunque modo et quemcunque hominem 
occiderit, dum modo post baptismum, non ordinatur. 

Eadem d. alio modo [am Rand]. S Cum de reparandis agitur, sciendum, 
quia circa separandos attenditur quantitas et qualitas criminis, modus mani- 
festationis, modus satisfactionis, modus restitutionis. Quantitas et qualitas 
criminis: circa hec attenditur, an sit en.(orme) vel ma.(nifestum), an p.(ublicum) 
vel oc.(cultum), an perseveians an non per.(severans), an crebro recidivavit 
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Bei D. LXXXI führt der Verf. zu c. 1 über die Adsetzung 
der Kleriker, offensichtlich im Sinn des Gratianischen »quibus 
culpis a proprio gradu mereantur deici« aus: »$ Hec de ordi- 
nandis . Apostolus (c. 1). Tripliciter crimen dicitur inesse, scil. 


in illud an non crebro, an cum scandalo an sine scandalo. Znormia delicta 
sunt hec: homicidium, publicum periurium, sacrilegium, heresis, simonia, 
incestus. Homicidium, si sit voluntarium), absque distinctione deicif ordi- 
natum et ordinandum inpedit. Si crimen est (manifestum), et suscepto ordine 
privat et a suscipiendo repellit. Similiter si sit publicum, si perseverans, si 
crebro recidivaverit in illud, si sit cum scandalo, quodlibet istorum sua eget 
distinctione. Crimina vero, que vicina sunt nature, sicut fornicatio, causam 
dispensationis inducunt et rigorem emolliunt. 

Manifestatur autem crimen, vel si in delicto conprehensus fuerit vel in 
iuditio convictus vel in consistorio publice confessus. Reiert item, an illud 
confiteatur odio peccati an timore supplitii, an cum verecundia an sine vere- 
cundia, an superbe an humiliter. Restituitur aliquis ad ordinem, set (non) 
ad ordinis dignitatem seu benelitii perceptionem. Portat etiam aliquis nomen 
ordinis, etsi non ordinem, et hoc prodest ad hoc, quod si conprehensus fuerit 
in aliquo conmisso, iudex secularis non ita iudicabit eum sicut alium, qui 
nomen non portat ordinis . . . 

Eadem d. alio modo [am Rand]. S In precedentibus ab ordinibus sus- 
cipiendis prohibentur criminibus irretiti. Nunc autem queritur, an penitentes 
de crimine possint reparari. Ad hoc: Duo sunt hominum genera, clerici et 
laici, ut infra XII. Q. I. Duo (c. 7). Laici a die baptismi sine crimine esse 
debent, qui sunt promovendi in episcopos, ergo quia primo, si in clericum. 
Unde sive publice sive privatim crimen contraxit, de rigore ordinari non debet, 
nisi dispensetur aliud, ut supra XXXIIII. Fraternitatis (c. 7). Item si laicus pub- 
lice peccaverit, publice peniteat et sic ab infimis ordinibus prohibetur, ut hac 
d. Canones (c. 60), excepto eo, quod ultimo c°. dicitur. 

S In alio genere hominum sunt clerici, qui post lapsum interdum 
reparantur ad ordines susceptos tantum, interdum ad superiores suscipien- 
dos, quandoque ad neutrum. Set unum tantum, primam reparationem, duo 
decernunt, ipsum pecc.(atum) et p.(eccati) manifestatio : P.(eccatum), ut homi- 
<idium, manifestatio, ut quia deprehensus est delinquens in flagitio, et hoc 
ante ordinationem vel post, a gradu decidat, ut e. d. De his vero (c. 34). 
ldem dico, si crimen alias sit notorium, ut quia convictus in iuditio, ut infra 
C. XV. Q. ult. c. penultimo, ut quia confessus, et ita tribus modis. Set dupplex est 
confessio, in iure et homini privatim et [lies: ut] deo. Si in iure confitetur, ex pie- 
tate nomen clerici portabit, ut infra XV. Q. ult. c. Hi, qui (c. 2), si semel, ut in 
eodem c9., ad susceptos tantum reparabitur ordines, quando(que) autem ad 
ulteriores promoveri possunt ex illo c. ex e. d. Quod constituerunt (c. 25). 
Qui autem ad neutrum restituuntur, quandoque nomen retinent, quandoque 
non: retinent, ut dictum est, non retinent, ut convictus in notorio. Set quia 
reparatio alias est ad dignitatem, alias ad ordinem, vera sunt predicta quantum 
ad utramque reparationem in ceteris criminibus exceptis homicidio, simonia 
et heresi. Simoniacus enim non restituitur ad dignitatem simoniace acquisitam, 
ut C. I. Q. I Erga si. (c. 110) et Q. V. c. I. Idem de heretico, ut d. XII. Nos 
consuetudinem et constitutiones (c. 8), vel si reparatur ad habitam dignitatem 
propter illud c. Presbiteros (c. 32 D. L), non tamen ad habendam, item propter 
illud c. Cause I. Q. I. Quod quidam (c. 97). De homicidio distinguendum est, 
quia secundum hunc articulum tripliciter conmittitur, voluntate, casu, tuitione 
Proprii corporis. Voluntarium sine reparatione deponit, sive christianus occi- 
datur sive paganus, ut d. e. Miror (c. 4). Si casu contingat, quid iuris sit, constat 
in e. d. Sepe (c. 50). Si tuitione, aut culpa precedente aut non. Si pre (cedente) 
C(ulpa), non est reparatio, ut d. e. Clericum (c. 5), si non precedente, aut 
occiditur fi.(delis) aut infi.(delis). Si fi, tunc quid iuris sit, accipe e. d. De 
his clericis (c. 6), si infi, tunc eadem d. accipe c. Quia te« (c. 38) (Cod. cit 
L7ce2—17'c.2] 
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aut reatu, aut infamia, aut reprehensione conscientie.  Reatu 
quidem, quando quis graviter delinquit et inpenitens adhuc in 
crimine perseverat voluntate saltem vel etiam actu. Infamia crimen 
inest. Nam etiam post inpleta penitentie tempora, licet mundus 
sit a reatu, tamen vulnerato superest cicatrix, i. e. infamia post 
delictum. /n utroque istorum casuum non decet quenquam or- 
dinari et ordinatum oportet deici. Tertio hoc modo dicitur crimen 
inesse per conscientie reprehensionem, et quando occultum est 
crimen et reus occulte cum omni humilitate confitetur. Tunc qui- 
dem sí horrendum est crimen, nequaquam ordinandus est, et si 
ordinatus et convictus, debet deici. Si vero mediocre est, tunc 
quidem, si humilis est confessio et eius ministerium ecclesie ne- 
cessitas vel utilitàs expostulat, potest ex canonum dispensatione 
ordinari. Qui tamen, si in ordinatione tacuisset crimen, procul 
dubio debet deponi. Pro levi autem crimine non deberet deponi 
neque inpeditur ab ordinibus, nisi in uno casu, scil. cum in exa- 
minatione interrogatus de crimine superbe tacuerit et delictum 
celaverit« !). 


Zum zweiten Dekretteil enthält die SM keine den Zusammen- 
hang der einzelnen Causae betreffenden Angaben. Causa I be- 
ginnt ohne Überleitung zum zweiten Teil mit den Worten: »De 
simonia in hac causa agitur. Quare primo videndum est, quid 
sit simonia et unde dicatur et quot modis contrahatur et qua 
pena simoniaci feriantur?). Zu C.I q. 7 behandelt der Verf. die 
Frage, ob die aus der Fläresie zur Kirche Zurückgekehrten mittels 
Dispensation in ihren Weisen zu belassen seien oder nmicdht?). 
Zu Causa II wird nur bemerkt: »In causa II primo dicendum est 
de ordine iudiciario . .«*). Causa XXVII wird eingeleitet mit: 
»Quod inter sponsum et sponsam sit matrimonium, probatur au- 
toritatibus innumeris« 5). o 


Der dritte Dekretteil wird von der SM überhaupt nicht kom- 
mentiert®). Das Gleiche gilt von der Abhandlung über die Buße, 
die übrigens in der gewöhnlichen Weise zitiert wird "). | 


1) L. c.f. 12 c. 1 sq. — 2) L. c.f. 14'. Vgl. Ardiv 69, 373. 

3) »S Cum aliqui ab heresi redeunt ad ecclesiam, utrum dispensatio circa 
eos admittenda sit, ut in ordinibus suis tolerentur nec ne, tria maxime con- 
siderantur . .« (l. c. f. 16 c. 2). 

4) Ardiiv a. a. O. S. 406. — 5) A. a. a. O. S. 420. — 6) Vgl. a. a. O. S. 372. 

7) Zu D. LXXXIX bemerkt die Summa: »Ad hoc, ut quis domui sue bene 
sit prepositus, hec tria precipue requiruntur: ministeriorum dispensatio, correc- 
tio et doctrina . . . Forte in correctione considerari oportet et culpam et penam 
et tam personarum quam rerum circumstantiam, ‚ut infra de penitentia d. V. 
in principio . .« (Cod. cit. f. 13 c. 1 sq.). | ` 
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Auf die Frage, von wem die Unterabteilung des ersten und 
des dritten Dekretteils herrührt, geht die SM nirgends ein. 


Clm. 16084 enthält weiterhin f. 34 den Anfang eines Kom- 
menlars zu Causa 1"), der insofern hier erwähnenswert ist, als 
er insbesondere hinsichtlich der Erklárung des Zusammenhangs 
zwischen dem ersten und dem zweiten Dekretteil eine Modifi- 
kation des bezüglichen Rufinustextes [Sizger p. 196 sq.] bedeutet. 
Er lautet: »Caàl*. $ Tria sunt, per que religionis ordo movetur: 
officia, negotia et sacramenta. Officia secundum personarum 
dignitatem distribuuntur, dum iste episcopus, ille presbiter, ille 
diaconus et sic de ceteris ordinantur. Negotia autem secundum 
diversitatem causarum attenduntur, quarum quedam sunt crimi- 
nales, quedam civiles, et secundum diversitatem personarum. Sa- 
cramenta etiam secundum rerum diversitatem diversa sunt, set 
omnibus personis necessaria, ut sacramentum baptismi, eucharis- 
tie, dedicatio basilicarum et huiusmodi. In offitiis deo servitur 
per spem, in negotiis proximo subvenitur per karitatem, in sa- 
cramentis per visibilia ad intelligentiam invisibilium venitur per 
fidem. Hec tria magister Gratianus explicare proponens primo 
egit de offitiis ostendens, (a) quibus personis et quando et qui- 
bus singula distribuenda sint offitia. Nunc quia causarum deci- 
siones, inmo decidendi potestas quibusdam offitiis annexa est, 
consequenter agit de negotiis. Ultimo loco, uf artius memorie 
inprimat, aget de sacramentis. 

Quia ergo negotia, ut dictum est, iuxta causarum diversi- 
tatum attenduntur, inter causas autem criminales civilibus preiu- 
dicant, a criminali incipit. Item quia inter cetera crimina simonia 
detestabilior est ad instar lese maiestatis, incipit a simoniacis. 
Ad evidentiam ergo sequentium premittamus, quid sit simonia 


et unde sic dicatur et quot modis conmittatur et que pena huic 
crimini debeatur . .«. 


In einer gleichfalls in Clm. 16084 enthaltenen, anderweitig 
dem Magister p. de lovencenis (— Louveciennes, westlich von 
Paris) zugeschriebenen, auf Rufinus und der Summa Monacensis 
fußenden Vorrede zu einer Dekretsumme?) heißt es in der Aus- 


1) Vgl. Archiv a. a. O. S 

2) Vgl. Wiener S.-B. 79 (01875), 229 [Thaner]; Archiv a. a. O. S. 379, 
444 f. — Der Magister p. de lovencenis wird auch in der Summa des Robert 
von Courgon genannt. Vgl. Fauréau, in den Notices et extraits XXXI, 


2 S. 271. Ich wurde auf diese Stelle durch Junker (Z. S.-St. a a. O. S. 493 
Anm.) aufmerksam. 


550 Gillmann 


führung über den Ursprung des kirchlichen Rechts u. a.: »Veram 
quoniam multas cogunt medicinas multorum experimenta mor- 
borum, necessaria quoque fuit pastorum diligentia, que et legs 
et evangelii doctrine aliquid supperadderet ex consilio, quod non 
erat ei iniunctum ex mandato. Prodiit igitur in ecclesiasticis sa- 
cramentis, in ministeriis altaris, in negotiorum causis varia el 
multiformis constitutio«), Als Nutzen aus dem Studium des 
Dekrets wird angepriesen: Nec leve premium studiosis lectoribus 
presentis pagine lectio pollicetur: ecclesiasticorum sacramentorum 
intelligentiam, ministeriorum altaris notitiam, agendarum et deci- 
dendarum litium peritiam ?). Über die Einteilung und das System 
des Dekrets sagt der Verfasser in offenbarer Abhängigkeit von 
Rufinus, bzw. der SM: »Ordo agendi talis est: Opus suum mz 
gister in fres partes felici numero distinguit, primo tractans de 
ministeriis altaris, secundo de ecclesiasticis negotiis, tertio de 
spiritualibus sacramentis« *). Über Gratians — nach das Verfassers 
Ansicht in jedem Dekretteil anders geartete — Methode heißt es: 
»Hunc quoque agendi modum observat: In prima parte fungitur 
officio docentis, in secunda partes agit allegantis, in tertia formam 
gerit recitantis, cum tamen in hoc opere nihil doctrine vacuum 
poterit reperiri« 4). 


Für unseren Zweck von Belang ist auch die wiederum an 
die SM — zum Teil wörtlich — sich anlehnende Vorrede eines 
gleichfalls in Clm. 16084 aufbewahrten Dekretbruchstücks®), in 
welcher es u. a. heißt: »Hoc autem ordine prosequitur (Gratianus): 
Voluminis huius totam seriem in £res partes distribuit. Prima 
enim gradibus et officiis clericorum deputatur, in secunda de 
ecclesiasticis negotiis tam clericorum quam laicorum, puta de 
coniugiis tractatur, in ultima multiplex sacramentorum institutio el 
celebrandi forma plenius edocetur«®). Hierauf folgt eine Über 


y Cod. cit. f. 64 c. 1. - , 
2) L. c. f. 64 c. 2. Der unmittelbar vorausgehende Text steht im Ardi® 
a. a. O. S. 445, bzw. in den Wiener S.-B. a. a. O. S. 2291, 
a t cit. f. 64 c. 2. Der Text ist größtenteils abgedruckt im Ardı” 
a. a. O. S. 444. 
3 Cod. cit. 1. c. — 5) Vgl darüber Arduv a.a O. S. 379, 445—449. 
6) Cod. cit. f. 64* c. 2. — Unmittelbar vorher steht: ».. Ad hanc igitur 
discordium canonum concordiam distinguendam magister Gratianus maium 
apponens et animum dispersos canones in unum collegit fasciculum et eorum 
dissonantias suis distinctionibus pro multitudine canonum satis breviter mitigavit 
Unde materia eius et intentio et utilitas et finis, ad quem tendit, perpendantur. 
Materia sunt hic in unum redacta corpusculum mandata evangelica, canones 
apostolorum, statuta conciliorum, decreta pontificum, sententie patrum, COT 
Stitutiones principum« (l. c. f. 64° c. 1). Was folgt, s. im Ardiv S. 445 1. 
Nach »canonum concordia« (S. 446) heißt es: »et ipse intendit canones, ubi 
dissonant, ad consonantiam suis distinctionibus revocare«. 
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icht über den Inhalt des ersten Dekretteils, wobei abermals die | 
veparation der »Gefallenen« als Gegenstand von D. L erscheint). 


Der unmittelbare Gratianschüler?) Simon von Bisiniano 
iußert sich in seiner Dekretsumma?) zu Beginn des »Tractatus 
ie consecratione« über das System des Kirchenrechts und das 
dem entsprechende System Gratians dahin: »Sacrosancta ecclesia 
ripliciter iure canonico regitur et informatur: docetur siquidem 
in officiis, instruitur in negociis, illustratur in sacramentis. 
Post tractatum ergo negociorum et ordinium de sacramentis 
interserit (Gratianus) ostendens, ubi, quando et qualiter ecclesiasti- 
ca debeant confici sacramenta« ^). Über den Inhalt des ersten und 
des z«veiten Teils spricht er sich am Anfang des Kommentars zu 
Causa I aus: »Postquam de officiis et ordinibus magister tracta- 
verat, de negociis ef litigüs interserit, que inter clericos et pri- 
vatos tractantur«*). Die Disposition des ersten Teils läßt er un- 
erörtert, beim zweiten Teil dagegen verbreitet er sich zu wieder- 
holtem Male über den Zusammenhang den aufeinander folgenden 


1) »A prima igitur parte sumens exordium dicit: Humanum genus. 

Et quia de iure canonico m.(agister) intendit, ne ignoto penere species ignore- 
tur, altius stilum elevans a iure sumit exordium, cuius III. supponit divisiones 
et species divisionum diligenter prosequitur diffiniendo, dividendo, exempli- 
ficando, specierum differentias et preminentias distinguendo, et hoc facit usque 
ad XV. d. Ibi distinctis speciebus iuris ius canonicum, de quo intendit, assu- 
mit in tractatum partes eius similiter prosequendo, que sunt ista: statuta con- 
ciliorum, quorum gratia de conciliis tam generalibus quam particularibus, qua- 
liter et quo tempore debeant congregari, diftinit; canones apostolorum, quorum 
numerum, de quo diversi diversa sentiebant, auctoritate pariter ostendit; decreta 
pontificum, quorum gratia de sedibus et que cui premineat, plene demonstrat; 
sententie sanctorum expositorum, quorum gratia que scripta sint apocrifa et 
IE certam habeant auctoritatem, consequenter exponit et hoc usque ad 
Il. d. prosequitur. Exinde qualiter unusquisque in suo gradu et ordine 
Sit promovendus dicit, quid ad officium cuiusque pertineat, a quibus inmunem 
eum esse oporteat, a summo usque ad minimum percurrit et hoc usque ad 
L.d. Ef quia promoti quandoque labuntur in vitium et lapsi sepius repa- 
rantur, in L. de reparatione lapsorum apponit. Tandem de servis, de 
curialibus, filiis sacerdotum et de quibusdam aliis, qui propter speciales causas 
promoveri non possunt, adiungit et hoc usque ad LX. d. Ab illo loco ostendit, 
ex quibus ordinibus ad quos et a quibus et quo tempore et qua etate sunt 
promovendi, et hoc usque ad LXXXI. d. Ab illo loco breviter epilogat et 
quedam omissa precedentibus continuat et sic primam partem leto fine 


. Cconcludit« (1. c. f. 64° c. 2). Der Text steht teilweise im Archiv S. 446 f. 


2) Die Beweisstelle s. in meiner Abhandlung: Die Notwendigkeit der 


. Intention usw., Mainz 1916, S. 271. 


3) Über die Abfassungszeit s. a. a. O. S. 583; Archiv f. k. K. R. 1922 
S. 941; insbesondere Z. S.-St. a. a. O. S. 332 [Junker]. — Meine im Ardiiv 
4 a. Doc eproctene Vermutung traf das Richtige. Vgl. darüber Z. S.-St. 
. à. O. S. 8928. 
. . 4) Cod. Bamberg. Can. 38 [D. II. 20] f. 49 c. 1. — Eine weitere Hs der 
Simonschen Summa befindet sich im Britischen Museum (Cod. Reg. 10 A. IIl. 
f.1—103). Eine Beschreibung der Hs gibt Junder in Z. S.-St. a. a. O. S. 3272. 

9) Cod. Bamb. f. 10 c. 2. 
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Causae. So schreibt er gleich zu Causal im Anschluß an die 
eben mitgeteilte Stelle: »et ante omnia (interserit) de crimine sy- 
monie, quod inter omnia crimina magis spernit et detestatur 
ecclesia, ut C. I. Q. I. c. ult«!). Zu Causa II bemerkt er in so gut 
wie wörtlicher Abhängigkeit von Rufinus, bzw. von Johannes von 
Faenza: »In superiori causa simoniacos danpnandos esse per- 
docuit. Set quoniam delinquentium crimina non nisi iudiciario 
ordine observato punienda sunt, ideo convenienter hanc causam 
subiecit. In qua de ordine iudiciario agit ostendens, quomodo 
nemo sit condenpnandus nisi legitime convictus aut in iure sponte 
confessus. Ubi etiam agitur de iniuste expoliatis restituendis et 
qua pena puniantur, qui in accusatione deficiunt, quomodo 
crimina obiecta sint purganda, qualiter viciosa sententia per appel- 
lationem sit relevanda et qua discretione minores ad accusationem 
sint admittendi et quomodo accusatio sit facienda«?). Auch in 
den bezüglichen Bemerkungen zu den Causae II[—VIII, X—XIV 
schreibt er Rufinus, bzw. dessen Plagiator Johannes Faventinus 
wörtlich aus, während zu den Causae IX, XV— XXVI über die 
Gedankenfolge überhaupt nichts gesagt wird. Übrigens scheinen 
die Zusammenhangsdarlegungen auch zu den Causae II— VIII, 
X—XIV, da sie in der Londoner Hs vollständig fehlen (Juncker 
a. a. O. S. 329), nidit von Simon selbst herzurühren. 


Zum íractatus coniugii leitet S. in folgender Weise über: 
»Quoniam honor et sublimitas clericalis nullis potest conpara- 
tionibus adequari — nam si regum fulgori et principam deade- 
mati conpares, longe erit inferius, quam si plumbi metallum con- 
pares ad auri fulgorem —, unde cum magnis attollantur (!) pre- 
coniis et innumeris sit privilegiis decorata, rationis poscebat ordo 
et iuris regula exigebat, ut de eorum negociis prius disputationis 
exordium iniretur. Nam licet rectores ecclesie universis dei fi- 
delibus ex conmissi officii debito debeant providere, consulere 
et adesse, attentius tamen ecclesiasticos viros a pravorum in(i)uriis 
et molestiis malignantium vigili cura defensare teneantur (!), ad quo- 
rum regimen specialius sunt licet insufficientibus meritis dis- 
ponente domino constituti. Postquam ergo de causis, que inter 
clericos et personas ecclesiasticas, tractatum perdocuit, de matri- 


1) L. c. Der weitere Text lautet: In hac ergo symoniacorum con(her)- 
cicione prius de spiritualibus tractat probans multipliciter spiritualia nom esse 
vendenda et venditione spiritualium gratiam non conferri. Nam donum dei 
non datur, nisi gratis conferatur . .«. (l. c.). 


2) L. c. f. 13 c. 2. 
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monio, que (l) inter | causis laicos precipue contrahitur, inse- 
quentibus est tractaturus« '). 

Von einer Einteilung oder einem System des Gratianischen 
Dekrets im Sohmschen Sinn weiß also auch der unmittelbare 
Gratianschüler Simon von Bisiniano absolut nichts. 

Was den Zusammenhang innerhalb des dritten Teiles an- 
geht so erklärt S. zunächst — wiederum in offenbarer Abhängig- 
keit von Rufinus?) — hinsichtlich der D. I: »Et quoniam omnium 
Sacramentorum locus est ecclesia . ., ideo de ecclesiarum con- 
secratione in hac ultima decretorum particione primo tractatum?) 
interserit ostendens, qualiter et cuius auctoritate ecclesiarum con- 
secratio sit celebranda et qualiter et in quibus casibus consecra- 
tis ecclesiis possit consecrationis beneficium iterari. De his ergo 
in hac prima parte interserit, de reliquis sacramentis in III. se- 
quentibus di. tractaturus« 4). Zu D. II bemerkt er: »Postquam de 
altarium et ecclesiarum consecratione tractaverat, rationis poscebat 
ordo, ut de sacramento eucharistie, quod inter sacramenta pre- 
minet, disputare 5);« zu D. III: »Postquam de missarum celebritate 
et eucharistie confectione tractaverat, de feriis interserit ostendens, 
quibus et quot diebus in anno sit feriandum 5) ;« zu D. IV: »Ne- 
cessarium est, ubi de baptismo tractatur, videamus primo de bap- 
tismo Johannis« "). Zum Beschluß des dritten Teiles, d. h. zu c. 39 
D. IV erklärt S.: »Quoniam sine dono spiritus s. nichil conferunt 
sacramenta, recte, postquam de sacramentis tractaverat, de spiritu 
sancto concludit, ubi Grecorum danpnatur insania, qui spiritum 
S. a patre tantum procedere asserebant« 5). 

Den tractatus de poenitentia übergeht S. 9), zitiert ihn aber 
auf die gewöhnliche Weise !?). 

Über die Herkunft der Dreiteilung des Dekrets spricht sich 
S. ex professo nicht aus, setzt aber offenbar Gratian als deren 


1) L. c. f. 40° c. 1. — 2) Vgl. Singers Ausgabe S. 538. 

3) Den tractatus de consecratione ecclesiarum erwähnt Simon schon in 
der Vorrede seiner Summa. S. Wiener S.-B. 63 (1869), 319 [Schulte]. 

4) Cod. cit. f. 49 c. 1 sq. — 5) L. c. f. 50' c. 1. — 6) L. c. f. 52' c. 1. 

7) L.c.f.52' c.2. — 8) L. c. f. 54 c. 2. — 9) Vgl. Schulte, Quellengesch.I, 141. 

10) So z. B. zu c. 2 C. XV q. 5 ad v. publice: »Hoc ideo dicit, qui 
Occulte ei fuerat confessus. Set opponitur: Presbiter iste, qui occulte est 
Confessus ante, ut deo vel ut socio ei confessus est; si ut deo, igitur deponi 
debuit episcopus, qui eum detexit, ut infra de penitentia di. VI. Sacerdos 
ante omnia (c. 2); si autem ut socio, ergo proditor fuit criminis . .« (Cod. 
cit. f. 30 c. 1). Eine weitere Belegstelle s. im Katholik 1909 I S. 4484, wo- 
Selbst nach »sacerdotis« folgt »ut infra de penitentia d. VII. $ ult.« Der 
Text steht jetzt auch ohne »$ ult.« bei Teetaert 1. c. p. 21412. — Teetaert 
zieht aus diesem Hinweis ohne hinreichenden Grund die Folgerung, S. habe 
beabsichtigt den tractatus de penitentia zu kommentieren. 


554 Gillmann 


Urheber voraus. Das Gleiche scheint auch bezüglich der Unter- | 
abteilung der drei Teile der Fall zu sein. 


Sikard von Cremona spricht sich schon in den allerersten Sätzen 
der Vorrede seiner Dekretsumma ") über das nach seiner Auffassung 
einzig sachgemäße System des Kirchenrechts mit hinlänglicher Deut- 
lichkeit aus, wenn er schreibt: »Diligite iustitiam, qui iudicatis 
terram (Sap 1,1). Parum est ius esse in civitate, nisi sint ministri, 
per quos ordinetur et exerceatur (vgl. ob. S. 533). Set et ministros 
tales esse oportet in civitate dei, qui debeant errata corrigere, 
sciant negotia diffinire, digne possint dominica sacramenta trac- 
tare«?). Dem entsprechend bezeichnet er die Unterweisung in 
den ministeria, in den negotia und den sacramenta mit als se- 
kundäre Adsicht Gratians bei Abfassung des Dekrets, bzw. mit 
als Nutzen dieses Werkes*). Und das Werk selbst zerfällt in drei 
Teile — des bekannten Umfangs — *), wie Gratian sich auch die 
Aufgabe stellte den Bau seines Werkes aus drei Wänden zu et- 
richten 5). Den ersten Teil widmete Gratian den kirchlichen minis- 
tri, den zweiten den kirchlichen negotia, den dritten den kirch- 
lichen sacramenta ô). 

Auch der weitere, zuerst von Stephan von Tournai ausge- 
sprochene Gedanke, daß der erste Dekretteil hauptsächlich mora- 
lischen, der zweite hauptsächlich gerichtsrechtlichen, der dritte 
hauptsächlich sakramentsrechtlichen Inhalts sei, kommt bei Sikard 
zum Ausdruck *). 


3 Über ihre Abfassungszeit vgl. Arhiv 1992 S. 3423, 
2) Wiener S.-B. 63 (1869), 337 [Schulte]. 
3) »$ Materia Gratiani sunt canones et decreta et consultationes et 
verba sanctorum patrum vim canonum habentia. /ntentio eius est principalis 
hec in unum colligere et eorum discordiam ad concordiam revocare, secun- 
daria viros ecclesiasticos moribus informare et in ministeriis, negociis et 
sacramentis instruere . . . Utilitas (libri) est moribus informari, in ministeriis, 
negociis et sacramentis instrui« (Cod. Bamberg. Can. 38 [D. II. 20] f. 56"). 
4) »Distinguitur liber iste in III. partes. Prima est usque ad primam causam, 
secunda usque ad consecrationem, tertia usque ad finem.« »Huius tractatus tres 
esse partes . . ex antedictis innotuit.« (Wiener S.-B. a. a. O. S. 338, 339). 
9) TORIS Gra.(tianus) ecclesie velud (!) matri sue templum ex tribus 
parietibus edificare proposuit« (Cod. cit. f. 57 c. 2). . 
6) »Et primam quidem (partem) Gratianus ministris, secundam negotiis, 
tertiam ecclesiasticis deputat sacramentis. Inde est, quod primam vocat tracta- 
tum ordinandorum, secundam tractatum causarum, tertiam vero tractatum 
de consecratione« (Wiener S.-B. a. a. O. S. 388). Was Sik. hier von der Be 
nennung des zweiten und des dritten Teils durch Gratian sagt, trifft nicht zu. 
7) »Huius tractatus . . triplicem doctrinam esse ex antedictis innotuit, 
scil. moralem, iudicialem et sacramentalem. Et licet quelibet in qualibet 
valeat inveniri, moralis tamen presertim in prima, iudicialis in secunda, sacra- 
mentalis expeditur in tertia exceptis ordine et matrimonio. Nam de ordinibus- 
in prima, de officiis et benefitiis et matrimonio more iudiciali prosequitur in 
secunda, quia de his multa sunt sub iudicio diffinienda.« (Clm. 4555 f. 58^ 
c. 2; Wiener S.-B. a. a. O. S. 339 f.). 


4 
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Als notwendige, gleichsam die Grundmauern und die Säulen 
des Gratianischen Bauwerks bildende Vorbereitung erscheint nach 
Sik. die Besprechung der zahlreichen Einteilungen und Unterein- 
teilungen des Rechts, ferner der zahlreichen Übereinstimmungen 
und Verschiedenheiten der Rechtsarten sowie des Ursprungs und 
der Autorität der Kanones !). 

Zu D. XXI gibt dann Sik. die Disposition des ganzen ersten, 
de ministris handelnden Teils mit dem folgenden Schema: 
»Premissis preparatoriis consequenter agitur de ministris et hoc 
multipliciter. Nam 


( de institutione ministrorum —— .—  . Quis instituit eos, 
ut di. XXI 
de discretione et auctoritate eorum ____ Quis cui 
preponatur, ut d. XXI. et XXII. 
de examinatione —— — — Qualiter examinandi sint, ut 
di. XXIIII. Episcoporum. 
de ordinatione —  .. . Qualiter ordinandi, ut d. XXIII. 
de anministratione _____ Qualiter anministrare de- 
beant, ut d. XXV. 
( Quales eligendi Secundum apostolicam _ 
regulam, ut d. XXV. usque ad d. LI. 
les secundum institutionem ecclesi- 
S Agitur Qua 
dacaisciióne asticam, ut d. LI. usque ad d. LX. 
ex quibus sunt eligendi, ut d. LX. us- 
que ad d. LXII. 
a quibus sunt eligendi, ut d. LXII. us- 
que ad LXIII. 
a quibus sunt consecrandi, ut d. LXIII. 
a quot — — — ., ut d. LXV. et LXVI. 
de et LXVII. 
consecratione | quo tempore —————, ut d. LXXIIII. 
qua etate. —, ut d. LXXVII. 
l quo loco ——————, ut d. LXXX. 


1) »Quod (templum) ut perfectius consummaret, quedam quasi bases et 
colunpnas preparatoria huic operi necessaria prelibavit : 


Multiplices iuris divisiones et subdivisiones, d. I. et If. 
Specierum multiplices convenientias, di. III. et II. 
Specierum multiplices differentias, ut de V. usque ad XV. 


De origine et auctoritate canonum, ut d. XV. usque ad 
XXI.« (Cod. cit. f. 57 c.2). 
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í [ ut deo e et assidue serviant ——, | 
de | ut d. 
ordinatorum j ut vicissim e debitum honorem exi- 
PE | beant  ., ut XCII. 
, ut 


ut indebita non presumant 
XCV. et ultra« ' ) 

Bei Behandlung E einzelnen Punkte stellt Sik. vielfach 
wieder eigene Spezialtabellen auf, deren Mitteilung unser Zweck 
indessen nicht erfordert. Es sei nur bemerkt, daß die Rubrik zu 
dem die Wahl betreffenden Abschnitt lautet: » De electione D. XXV. 
usque ad LXIIII. et d. LXXXI. usque XCI«?). Einer Anführung 
bedarf auch das, was Sik. über »Oportet episcopum esse sine 
crimine« schreibt, da hieraus ersichtlich ist, daß auch nach Sik. 
die Distinktionen L, LXXXI und LXXXII von der Reparation der 
»Gefallenen« und von der Absetzung handeln. Sik. lehrt also: 
»Ergo oportet esse sine crimine, id est sine reatu mortali vel 
crimine publici iudicii vel infamia eius vel reprehensione con- 
scientie de enormi. Nam | 
Reatu, ut si quis post fornicationem non penituit. Hic 

non ordinetur vel ordinatus non promoveatur, si 

ecclesie constiterit, ut d. L. Si post (c. 12). 
Infamia, que sicut cicatrix post penitentiam sequitur 

vulnus, ut C. I. Q. I. Ventum est (c. 18). Hic etiam 

non ordinetur, ut d. L. Miror (c. 4). 


Reprehensione conscientie, cum occulte peccavit et 
humiliter satisfecit. Hic sibi relinquitur, quia ec- 


Crimen 
manet 


clesia non iudicat de occultis. Si tamen enormiter | 


peccavit, consilium est, ut non accedat, quia satius est in humili 


loco salvari quam in alto periclitari, ut d. L. De his (c. 6). Verum 


si criminosus ordinatur vel ordinatus in. crimen (labatur et de 
hoc convincatur vel istud confiteatur, an sit deponendus vel de- 
positus restituendus, ut valeat officium exequi vel ad ulteriora 
promoveri, in L. d. et LXXXI. et LXXXII. latissime ventilatur 
et nos in ultima Q. XV. C. eadem proponemus et deo propicio 
determinabimus. Hic tamen premittimus, quod tria sunt necessaria 
Qualitas delicti, utrum enorme vel non. 

Satisfactio delinquentis, ut ambiciosa vel non. 
Modus, quo crimen innotuit, utrum occultum vel non. 
1) Cod. Bamberg. Can. 38 f. 59'. Die zugehörige Rubrik lautet: »De mi- 


nistris D. XXI. usque ad 2 « (Cod. Bamberg. Can. 39 (D. II. 17] f. 5 c. 2). 
2) Cb. Can. 38 f. 60° 


In 
restitutione 
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Si ergo crimen fuerit enorme, satisfactio ambiciosa, crimen scan- 
dalizans ecclesiam, non erit criminosus restituendus, vel si miseri- 
corditer restituatur, nullatenus promoveatur, ut d. L.«1). 


Den Zusammenhang zwischen dem ersten und dem zweiten 
Teil seines an Gratians Ordnung sich anschließenden und eben 
deshalb auch des Gratianischen Werkes stellt Sik. her mit den 
Worten: »Voluminis ordo requirit, ut, cum de ministris egerimus, 
de negociis consequenter agamus«?) Die negocia bilden den 
Gegenstand der 36 Causae des zweiten Teils?). Was die Dis- 
position dieses Teils betrifft, so handelt Gratian nach Sik. in den 
ersten sedis Causae von den klerikalen Strafsachen, näherhin von 
der Gerichtsbarkeit in Strafsachen und vom Strafprozeß‘). Dabei 
kommt das Verbrechen der Simonie wegen seines Alters und 
wegen seiner besonderen Schwere zuerst und da die Simonie als 
Häresie erscheint zugleich mit ihr die Häresie zur Sprache). 


. Die Causae VII— XXVI haben nach S. die Zivilstreitsachen 
und die Ämter der Kleriker zum Gegenstand, näherhin die Cau- 


1) Cb. Can. 38 f. 60". 
2) Wiener S.-B. a. a. O. S. 339. 


3) »Hec enim Gratianus exequitur per XXXVI. causas XXXVI.themata 
ponens et ex thematibus CLXXIII. questiones principales et ex principalibus 
multas incidentes eliciens« (a.a. O.). Hierauf erörtert Sik. den Begriff und 
die Einteilung der Causa (Cb. Can. 38 f. 70°). Die Einteilung der Causa betr. 
schreibt er: »Causa multipliciter dividitur apud rethorice doctores, set apud nos 
dupliciter, a persona et a materia. Nam 


forensis, de qua civilis iudex agnoscit 
ecclesiastica, de qua ecclesiasticus agnoscit 


| hoc a persona. 
Causa criminalis a criminibus | 


civilis vel pecuniaria a pecunia =, s PA x 
spiritualis a re spirituali, ut est matrimonium (. c. f , i71). 


4) Im unmittelbaren Anschluß an den soeben mitgeteilten Text bemerkt 
S.: »De his Gratianus acturus prius agit de criminibus in VI. causis, ut con- 
tumaces puniat terreat et pravos mores corrigat« (l. c. f. 71); zu Beginn der 
Causa VII heißt es: »In Vl. precedentibus causis egit de criminalibus iudiciis et . 
ordine iudiciorum« (l. c. f. 86° c. 2; Wiener S.-B a. a. O. S. 339); und in der 
Einleitung zu Causa XXVII u. a.: ». . In VII. [lies: Vl.] precedentibus causis 
egit Gratianus de criminibus« [l. c. f. 103; Wiener S.-B. S. 340]. Zu Causa Il 
gibt Sik. náherhin an: »Ut diximus, in VI. primis causis Gratianus agit de cri- 
minibus. Set quia criminalia iudicia per accusationes instituuntur et per accu- 
Satores, ideo quid sit accusare videamus, et qui proliibeantur accusare, ut per 
contrarium pateat, qui valeant accusare, quid sit a iudice laciendum accusatione 
proposita« (Cod. cit. f. 75). 


5) »Verum quia sicut crimen lese maiestatis maius est crimen inter 
forensia — durum est enim offendere inperatorem —, sic crimen simonie inter 
ecclesiastica tum antiquitate tum sceleris magnitudine, ideo sicut inter publica 
iudicia prius agitur de crimine lese maiestatis, sic est in hoc opere de crimine 
Symoniace perversitatis et etiam, quia simoniaca pestis heresis est, idcirco et 
de hereticis rationabiliter interponit« (Cod. cit. f. 71). 

36* 
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sae VII-X die der Bischöfe, die Causae XI—XV die der 
sonstigen Weltkleriker, die Causae XVI—XX die der Mönche. 
Die CC. XXI und XXII betreffen wieder die Weltkleriker, die 
CC. XXIII—XXVI endlich die Häretiker, wobei jedoch in C. XXV 
zwischenhinein von den Privilegien und von der Autorität des 
rómischen Stuhles gesprochen wird !). 


Dabei unterläßt S. nicht darauf hinzuweisen, - daB Gratian 
bei seiner Darstellung Zivilsachen und Strafsachen nicht in all- 
weg scharf auseinanderhált ?). | ; 


Daß Gratian am Schluß des zweiten Teils von der Ehe han- 
delt, hat nach S. seinen Grund darin, daß die Ehe als causa spiri- 
tualis, náherhin als Sakrament zu den negotia ecclesiastica zählt 
und deshalb das Eherecht in dem diese negotia erórternden zwei- 
ten Dekretteil eine Stelle finden muß 5). Und daß die Ehe von 
Gratian unter den negotia ecclesiastica an letzter Stelle zum 
Gegenstand der Darstellung gemacht wird, kommt nach S. daher, 
daß bei dieser Stoffanordnung sich an die Lehre von dem Sakra- 


1) Zu Beginn der Causa VII bemerkt S.: ». . in XX. sequentibus (causis) 

rosequitur (Gratianus) de iurgiis pecuniariis et officiis clericorum hoc ordine: 
n primis llllor. conpescit episcopos suis iuribus abutentes et aliorum iura 
temere invadentes et hec usque ad causam XI. Deinde in V. causis refrenat 
insolentiam clericorum secularium et intenperantiam eorundem, et hec usque 
ad XVI. C. Exinde in V. aliis adnectit de officiis monadtorum, personis et 
rebus eorum, obligationibus et absolutionibus eorundem, et hec usque ad XXI. C. 
Postea in duabus sequentibus ad statum saecularium revertitur clericorum 
agens de tenperantia, constantia, habitu et obedientia illorum. Deinde in IMI. 
sequentibus de perfidia subicit hereticorum, excepto quod in XXV. causa de 
privilegiis interseritur et auctoritatem Romane sedis ostendit« (Cod. cit. f. 86' 
c.2; vgl. Wiener S.-B. a a. O. S. 339). In der Einleitung zum tractatus de 
matrimonio schreibt S.: ». . in (XX) sequentibus vero (causis egit Gratianus) 
de rebus ecclesie mobilibus et inmobilibus, de officiis et beneficiis« (Cod. cit. 
f. 103; Wiener S.-B. S. 340). Ä 


2) Nach »ostendit« (s. die vorige Anm.) fährt S. fort: »Et cave, quia sicut 
in precedentibus VI. causis questiones quasdam etiam ad causas pecuniarias 
pertinentes apposuit, ut de appellationibus, sic et in sequentibus quasdam ad 
criminales pertinentes annectit, ut in VIII. q III. de symonia et in VIII. q. |. 
de ordinatione hereticorum et in XV. Q. Ill. de accusatione, Q. V. de pur- 
gatione« (Cod. cit. f. 86' c. 2). 


3) In der Einleitung des tractatus de matrimonio schreibt S., früher 
Gelehrtes zum Teil wiederholend (vgl. oben S. 557 3): » Causarum alia forensis, de 
qua nichil ad presens, alia ecclesiastica, cuius tres sunt species: criminalis, 
pecuniaria, spiritualis. Criminalis, in qua agitur de criminibus, pecuniaria, in qua 
de pecunia, ut de rebus ecclesie mobilibus et inmobilibus, spiritualis, in qua 
de spiritualibus, ut de officiis et beneficiis et sacramentis. Officium, cum 
qaenta de iure archidiaconi, decani et similia; beneficium, cum agitur de iure 

ecimationum, sepulture, pri.(mitiarum) et oblationum; sacramentum, ut cum 
lis de matrimoniis exercetur. In VII. precedentibus ... de officiis et beneficiis. 
Quare merito supponitur denique de matrimonio, ut omne genus ecclesiastici 
0% 0 volumine conprehendatur« (Cod. cit. f. 103; vgl. Wiener S.-B. a. 8 
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ment der Ehe sachgemäß die Lehre von den übrigen Sakramenten 
im letzten Dekretteil anschließt). 

Zur Einführung in den dritten Dekretteil bespricht Sik. die 
verschiedenen Arten der Sakramente und teilt zugleich den Ort 
ihrer Behandlung im Dekret mit?) um dann fortzufahren: »Set 
quotcunque sint et quecunque sacramenta et ubicunque de eis 
egerit Gratianus, verum est, quod eius voluminis tertia pars sa- 
cramentis proprie deputatur«?). Sikard erklärt hier ausdrücklich, 
was wir als Anschauung auch der früheren Autoren erkannten, 
daß die Sakramente im letzten Dekretteil ex professo zur Dar- 
stellung kommen. | 

Die Gliederung der ersten Distinktion des dritten Teils ist 
nach S. folgende: 


| de ecclesiarum consecratione a primo capitulo 
usque Ligna (c. 38). | 


» Agitur de altarium erectione a Nullus (c. 15) usque Ligna. 
: ; de utensilibus ecclesie a Ligna usque Jacobus 
(in prima d.) (c. 47). 


de celebratione misse a Jacobus usque In sacra«. 
(mentorum) [c. 1 D. II] $). 


Den Grund, weshalb Gratian an erster Stelle von der Kirchen- 
konsekration handelt, entnimmt Sik. wörtlich aus Simon von 
Bisiniano). Über den Zusammenhang von D. I und D. II schreibt 
Sik.: »§ Cum misse tota virtus in eucharistie sacramento con- 
sistat, rationis ordo postulat, ut postquam de missa proximo 
superius egit, de corpore domini consequenter annectat« ®). Zu D.III 
erklärt Sik., daß nunmehr die sacramenta veneratoria zur Er- 
órterung kommen"), zu D. IV, daß jetzt Taufe und Firmung als 
zu den sacramenta salutaria gehörig besprochen werden?). Daß 


1). . Merito autem in 1X. (!) sequentibus causis de matrimonio, scil. 
in ultimo causarum subnectit, ut ratione similitudinis de aliis continuet sa- 
cramentis« (Cod. cit. f. 102’; vgl. Wiener S.-B. a. a. O. S. 340). 

2) Die bezüglichen Texte s. in meiner Abhandlung: Die Siebenzahl der 
Sakramente usw. S. 203.4. Im Cod. Bamberg. Can. 39 geht voraus die Rubrik: - 
»De consecrationibus« (f. 152 c. 2). 

3) Cod. Bamb. Can. 38 f. 110*. 

4) L. c. 

9) »Et merito de eccleslarum consecratione prius agit, quia extra catho- 
licam ecclesiam non est locus veri sacrificii, ut C. I. Q. I. Extra« (l. c.). 

6) L. c. f. 112. l 

7) »Sequitur de veneratoriis sacramentis, scil. festivitatibus et ieiuniis, 
que ad venerabilem memoriam alicuius rei sunt instituta« (l. c. f. 113). 


8) »Sequitur de baptismo et confirmatione, que quidem inter sacramenta 
salutaria deputantur . .« (l. c. f. 1139). l - 
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Gratian sein Werk mit der Lehre vom Ausgang des Hl. Geistes 
schließt, wird von Sik. gleichfalls in etwas anderer Weise als von 
Simon von Bisiniano motiviert: »$ Nunc de processione spiritus 
sancli, de qua Gratianus misteriorum ecclesiasticorum  reseratis 
arcanis duobus concludit capitulis, ut significet cuncta misteria 
ad sanctum spiritum referenda et quod, si in eius processione 
erratur, omne misterium evacuatur« !). Der tractatus de poeni 
tentia wird auch von S. völlig übergangen ?). 

Die Dreiteilung des Dekrets berichtet Sik. zunächst nur als 
Tatsache ohne Angabe eines Urhebers?). Doch wird beigefügt, 
daß Gratian selbst den zweiten Teil in 36 Causae, jedoch ohne 
dieselben zu numerieren, und die Causae in Quaestiones ge- 
gliedert habe*) Offenbar mit Bezugnahme auf die Summa 
Parisiensis erklärt S. weiterhin, daß nach manchen Autoren 
Paucapalea den ersten Teil in 101 Distinktionen und den dritten 
Teil in fünf Distinktionen abgeteilt habe 5). Wegen dieser Gliederung 
in Distinktionen, bzw. in Causae werde gewohnheitsmäßig der 
erste Teil »distinctiones«, der zweite »cause«, der dritte »de con- 
secratione« genannt9) Dabei macht S. die zutreffende Bemer- 
kung, daß die Distinktioneneinteilung, gleichviel vom wem sie 
herrühre, an zahlreichen Stellen dem betreffenden Inhalt nid 
entspreche *). 


Einläßlicher als alle seine Vorgänger hat sich Auguccio, det 
größte Dekretist, nicht bloß mit dem Gratianischen Dekret über- 


1) L. c. f. 115°. 

2) Vgl. Wiener. S.-B. 63, 352 (Schulte). Vgl. jedoch meine »Siebenzahl 
der Sakramente« S. 204 (S. 21). 

3) »Distinguitur liber iste in III. partes. Prima est usque ad primam 
causam, secunda usque ad consecrationem, tertia usque ad finem . . Huius 
tractatus tres esse partes... ex antedictis innotuit« (W. S.-B. a. a. O. S. 338, 339). 

4) »Secundam (partem) Gratianus (divisit) in XXXVI. causas et harum 
quamlibet in questiones. Eas tamen non a numeris, set more hebraico à 
principiis denominavit« (a. a. O. S. 388). 

5) »Primam (partem) divisit, ut quidam aiunt, pauca palea in C. et. 
distinctiones . . Tertiam, ut aiunt, pauca palea in V. di. .« (a. a. O.). »Cuius 
ae er quicunque distinxerit, V. sunt distinctiones« (Cod. Bamberg. 

an. .1l 


6) »Causa divislonum fuit, ut fastidium tolleretur et ut invenienda cicius 
invenirentur. Inde inolevit consuetudo, ut prima pars dicatur distinctiones, 
sicut in legibus dicitur liber VIl.us II[. partes [Cb. Can. 39: sicut in legibus 
tres partes], secunda causae, tercia de consecratione« (Cb. Can. 38 f. 56'; Cb. 
Can. 39 f. 1° c. 1 sq.; W. S.-B. a. a. O.). 

7) »Set quisquis fuit ille deorum (l), meo iudicio minus sufficienter et 
discrete divisit, ut evidenter apparet in di. III. et XXV. et XLVIII. et in pluri- 
bus aliis« (Cb. Can. 38 1. c.; Cb. Can. 39 f. 1^ c. 1; W. S.-B. a. a. O). — 
Eben dieser Umstand ist ein Hauptgrund für meine bestimmte Annahme, da 
die Distinktioneneinteilung nicht von Gratian stammt. Den näheren Nach- 
weis werde ich anderweitig erbringen. 
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haupt, sondern auch insbesondere mit dem Problem des Gra- 
tianischen Systems, u. zw. nicht bloß im großen und ganzen, 
sondern auch in einer häufig sogar bis zur Ermittelung des Zu- 
sammenhangs der einzelnen Kapitel herabsteigenden Kleinarbeit 
befaßt. Wenn Sohm Huguccio nur ein wenig gekannt hätte, 
wäre er niemals zur Behauptung gekommen, das Diktum Gratians 
nach c. 3 D. XXV sei bisher gänzlich übersehen worden (S. 28). 


Über Gratians System im allgemeinen spricht sich H. zu- 
erst aus in der Vorrede seiner Summa), in völliger, zum großen 
Teil wörtlicher Abhängigkeit namentlich von der Summa 
Parisiensis und von Stephan von Tournai?) Im Eingang zu 
Causa I wiederholt H. den bezüglichen Gedanken °). 


Im einzelnen legt H. durch sein ganzes Werk hindurch an 
der Hand des Gratianischen Textes Schritt für Schritt den Ge- 
dankengang Gratians dar, zugleich allenthalben die Angemessen- 
heit der jeweiligen Stoffanordnung hervorhebend, zutreffenden 
Falls auch die Abschweifungen vom jeweiligen Thema betonend. 
So schreibt H. gleich zu Beginn von D. I: »Tractaturus magister 
Gratianus de iure canonico incipit ab altiori, scil. a iure naturali, 


1) Ihre Abfassungszeit betr. s. Archiv 1914 S. 233—251. 

2) »Ad decorem (V.: honorem, alias: decorem] sponse, i. e. ecclesie post 
legem naturalem secuta est Mosayca, inde prophetica, postea evangelica, ex- 
inde apostolica, demum ut gloria sponse plenius refulgeret, subsecuta est lex 
canonica multiplicem in se canonum sive decretorum continens varietatem, 
non adversam»vel contrariam, set consonam et decoram .. . Ne igitur ex 
tanta varietate canonum aut diversa viderentur adversa aut varia crederentur 
contraria, Magister Gratianus conmuni consulens utilitati dispersos canones in 
unum colligere, et si qua videbatur inesse contrarietas, proposuit solvere. Ex 
his ergo iam patet materia, liquet intentio, utilitas innotescit. Materia sunt 
canones conciliorum, decreta et decretales epistole romanorum pontificum 
et auctoritates sanctorum patrum. qui quamvis ius et potestatem condendi 
canones non habuerunt, non minimum tamen locum in ecclesia dei ob- 
tinuerunt . . Intentio magistri est dispersos canones et decreta in unum cor- 
pus colligere, et si qua videbantur contraria, ad consonantiam reducere. Uti- 
litas est ad intelligentiam percipere, quod magister intendit docere, scil. scire 
ecclesiastica negotia tractare et tractata canonice diffinire. Modus tractandi 
is est: Opus suum magister in tres partes distinguit, scil. in distinctiones, in 
causas, in tractatum de consecratione. Prima pars centum una distinctionibus 
dilatatur, secunda XXXVI. causis terminatur, tertia V. distinctionibus con- 
sumatur. /n prima parte de ecclesiasticis ministeriis, in secunda de eccle- 
siasticis negotiis, prius clericorum, postea laicorum, puta de coniugis, in 
tertia de ecclesiasticis tractat sacramentis« (Clm. 10247 f. 1. c. 1; Cod. Vat. 
2280 f. 1 c. 1sq.). Vgl. Archiv 69, 381 f.; Sdiultes Stephanusg. S. 5. 

3) »Habens filium. Hic incipit secunda pars huius operis, que nomine 
causarum intitulatur, ut XXXVI. causis consumatur. Ut enim a principio huius 
operis diximus, magister Gratianus opus suum in tres partes distinguit, scil. 
In distinctiones, in causas, in tractatum de consecratione. In prima parte 
de ecclesiasticis egit ministeriis, in secunda de ecclesiasticis tractat negotiis, 
in tertia de ecclesiasticis est tractaturus sacramentis. Et ordine congruo .. 
(Fortsetzung s. unten S. 566). .« [Cv. f. 89 c. 1]. 
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quod antiquius est tempore et excellentius dignitate, et quasi pre 
missa diffinitione iuris dividit ius bimembri divisione, scil. in ius 
naturale et mores, utrumque dividentium exequens. Postea iterum 
ius dividit trimembri divisione, scil. in ius naturale et civile el 
gentium, et unumquodque membrum exequitur, de quibusdam 
alis iuribus quasi per transitum mentionem faciens. Exinde inter 
sertis appellatione ecclesiastici iuris et officio et causa iuris tam 
ecclesiastici quam secularis usque ad V. di. assignat. Postea multi 
plices differentias iuris naturalis ad cetera iura et hoc usque ad 
XV. di, ubi incipit tractare de principali proposito, scil. de iure 
canonico« !). | 

Selbstverstándlich kann es nicht meine Aufgabe sein, all die 
überaus zahlreichen einschlägigen Stellen hier anzuführen. Es 
muß für uns genügen, verschiedene der belangreichsten Texte 
kennen zu lernen. Hierzu gehört zunächst, was H. zu D. XXI pr. 
lehrt. Er schreibt ad v. ministri vero: »Hic intitulatur XXI. di, 
in qua tractat de ministris canonum et generaliter de omnibus 
ecclesiasticis ordinibus ostendendo, qui sint [V.: que sit] ministri 
canonum et quot sint [V.: sunt] ordines ecclesiastici et unde ha- 
buerunt originem. Officia quoque eorum et interpretationes r0 
minum eorum auctoritate Isidori interserit. Ad ultimum addit, 
quod qui est in maiori ordine et dignitate, non potest iudicari 
ab eo, qui in minori ordine vel dignitate constitutus est. Unde 
quia papa omnibus preest, a nemine iudicari poteste ?). 

Von gróftem Interesse für uns ist, ob H. die Bedeutung 
des dict. Gr. p. c. 3 D. XXV in hinreichender Weise erkannt hal. 
H. hat hierzu tatsächlich noch viel eingehender als die Summa 
Parisiensis Stellung genommen. Er schreibt ad v. Nunc autem: 
»Ostenso, qualiter in quolibet ordine sint examinandi et ordinan- 
di, vult ostendere, quales debeant ordinari in quolibet ordine ei 
ex quo ordine in quem debeat quis promoveri et qui lapsi 
possint reparari vel qui non et a quibus debeant vel possint 
[V. deest: vel possint] accusari vel condenpnari et qualiter, ei 
[deest: V.] sic ordinat [V.: ordinatum] Gratianus tractatum 
suum usque ad XII. causam«?), Und nun auf das Einzelne 
näher eingehend fährt H. fort: »Set ut conpetentius hoc exe 
quatur, pertractat XIII. c. apostolice regule per ordinem usque ad 


1) Clm. 10247 f. 1 c. 2; Cod. Vat. 2280 f. 1' c. 1. 
2) Cv. f. 18' c. I. 


3) Cv. f. 25' c. 2; Cod. Bamberg. Can. 40 [P. II. 25] f. 20° c. 2; Cod 
Marburg. A f. 131' c. 1). Die Varianten der Marburger Hs sind nicht angegeben 
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L. distinctionem. Exinde repetit eadem [B.: eandem] a di. LXXXI. 
usque ad di. XCI. Si qua ergo alia interponit in [B.: et] dis- 
tinctionibus vel in causis, ut [deest: V.] in Vi. et [deest: V.] 
VII. et |deest: V.| VIII. et [deest: V.] IX. et X., incidentia sunt«). 
Und zur Erklärung der einzelnen Wörter fügt er bei: »qui, i. e. 
quales [V.: equales], scil. litterati, honesti, virgines, monogami, - 
non [B.: vel] poligami, non viduarum vel corruptarum mariti, non 
corpore vitiati, non aliqua conditione obligati, ut di. XXXIIII. 
Precipimus (c. 10) et di. [V. deest: et di] LV. Priscis (c. 1) et 
di. LXVIIILHinc etiam (c. 1) et di. LI. [B.: L.) Qui in aliquo 
(c. 5) et II. [Marb.: I] Q. VII. Si quis [Marb. addit: omnem tra- 
ditionem (c. 2 C.I q. 7), Si quis] episcopus aut (c. 50). ex quibus or. 
in quem gradum, i.e. ordinem,scil. de minori ad maiorem gradatim, 
ut di. LIX. [V.: LVIIL]. Si officia (c. 2). vel in quem gradum, 
i. e. in quam dignitatem, scil. ad archidiaconatum vel decanatum 
vel prepositituram vel archiepiscopatum vel episcopatum. con- 
scendere, i. e. eligi. Hoc innuitur infra di. LX. per totum. qui 
post lapsum. Hoc facit I(n). di. L. Ponderet, Quia tua, Domino, 
Si quis diaconus, De his vero (cc. 14, 16, 28, 29, 34). quibus 
culpis. Hoc facit et [V.: I] in di.(stinctionibus) et in causis et 
presertim di. XLVIII. Quoniam multa (c. 1) et di. XLVIII. Hinc 
(c. 1) et di. L. Miror, Si episcopus, Si quis viduam, Pervenit 
(cc. 4, 7, 8, 9) et di. LI. Aliquantos, Qui in aliquo (cc. 1, 5) et I. 
Q. I. Presbiter, Si quis neque (cc. 3, 115) et Q. VIL. Si quis 
omnem (c. 2). quo accusante, quibus testificantibus. Hoc facit 
a prima causa usque ad decimam et presertim in [V.: I] 
II. Q. VIL. Si qui sunt, Ipsi, Testes (cc. 17, 38, 39) et VI. Q. I. 
Qui crimen, Infames (cc. 6, 17). cuius sententia. Hoc facit in 
causis fere omnibus et presertim II. Q. I. Inprimis (c. 7) et III. 
Q. VI. fere per totum et Q. VIII. c. 1 et VINI. Q. II. c. I. et II. 
[B. deest: et IL] et XI. Q. I. Inolita, In clericorum (cc. 42, 49)« ?). 
Auch das »breviter« eod. findet H.s Beachtung. Er hält es offen- 
bar nur für ein Flickwort, indem er schreibt: »breviter, i. e. us- 
que ad XII. causam«?). Der Kommentar zu regulam S 1 eod. 
lautet: »Id est regularem sermonem XIII. c. continentem, scil. 
oportet episcopum inreprehensibilem esse . ., non neophittm. 


1) Cv. f. 25' c. 2; Cb. f. 20' c. 2. — Hug. spricht hier von »incidentia« 
ähnlich wie neuestens Sohm, allerdings in Bezug auf andere Gegenstände, 
von »Einschiebseln« (s. oben S. 472). 


2) Ll. cc. 
3) Ll. cc. 
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Hec XIII. c. per ordinem distincte exequitur Gratianus usque 
ad L. di«). 

In D. L erörtert Gratian auch nach H. die Stelle des dict. 
Gr. p. c. 3 D. XXV: qui post lapsum valeant reparari von non. 
H. schreibt nämlich zu D. L pr. ad v. Nunc autem: »Hic im 
titulatur L. di. Actenus®) magister egit de ordinandis, scil. quales 
debeant ordinari vel repelli. Nunc autem congruo ordine In hac 
di. agit de ordinatis lapsis, scil. utrum lapsi post ordinationem 
valeant reparari vel non, si ab officio vel ordine remoti fuerint«?). 


.1) Cv. f. 25^c. 1 sq.; Cb. l. c. — 2) Auch Huguccio bezeichnet hier 
mit »Actenus« offenbar nicht alles Bisherige. l 
3) Cv. f. 47' c. 1. H. fährt fort: »Adiungit etiam de lapsis in heresim, 
quod non est eis communicandum ante reconciliationem. Adnectit etiam de 
homicidiis sponte vel casu conmissis, quando et ad quid inpute(n)tur. Addit 
etiam de sollenpni penitentia, scil. quomodo sollenpniter penitentes non 
debeant ordinari vel ad secularem militiam amplius reverti et quod tali peni- 
tentie clerici non debeant supponi et qualiter et pro quibus offensis hanc 
penitentiam opporteat inponi. Cuius penitentie occasione demum subicit de 
apostatis, qui nec ad habitum secularem reverti nec ad clericatum conscendere 
post penitentiam valent« (l. c.). Hierauf beginnt H. von vorne: »In primum 
articulum (scil. utrum lapsi post ordinationem valeant reparari vel non) tractat 
in hunc modum: Primum multis auctoritatibus ostendit, quod lapsi non debeant 
reparari, postmodum multis exemplis ve.(teris) et no.(vi) t.(estamenti) et multis 
auctoritatibus probat contrarium, scil. lapsos post penitentiam posse ad pristina 
officia redire et etiam ad maiora conscendere, tandem hanc contrarietatem 
solvit duobus modis. Primo sic: Qui odio criminis perfecte penitent, restitul 
possunt, qui vero timore vilitatis vel anbitione honoris simulate penitentiam 
agunt, non reparantur. Secundo sic: Quorum crimina occulta sunt, restitui 
possunt, quorum vero manifesta sunt, non restituuntur« (l. c). Dem fügt H. 
bei, da keine dieser beiden Lösungen genüge, sei eine weitere hinzuzunehmen: 
»Notandum, quod in reparatione clericorum lapsorum II. presertim sunt con- 
sideranda, scil. quantitas.et qualitas criminis, satisfactio penitentis, modus 
publicationis: Quantitas: utrum sit crimen mediocre an maximum (an) enorme; 
qualitas: utrum sit occultum vel manifestum; satisfactio penitentis, utrum 
veram an simulatam egerit penitentiam; modus publicationis, an sit publicum 
per ipsam operationem an per sententiam iudicis vel propriam confessionem: 
(l. c.). Hierauf folgt die Auseinandersetzung dieser Punkte, mit dem Schluß: 
»llla ergo c., que videntur reparationem lapsorum inhibere, vel de maximis 
criminibus et manifestis intelliguntur vel de mediocribus et huiusmodi per 
sonis, que penitentiam simulate agunt, vel (de) mediocribus, de quibus Qu 
est confessus sponte vel evidentia facti, vel de mediocribus, de quibus quis 
est convictus vel confessus timore probationis, vel (de) mediocribus et his 
personis, que (non) veram agunt penitentiam« (l. c. c. 2. H. fügt bei, 0? 
auch folgende allgemeine Lósung annehmbar sei: »Set et illa solutio est 
generalis et approbanda, scil. quod prima c. intelliguntur de omnibus crimi 
bus de rigore, secunda de aliquibus ex dispensatione« (l. c.). Nach weiteren 
Bemerkungen über die bezügliche Dispensationsgewalt des Papstes und det 
Bischöfe schließt H. die allgemeine Bemerkungen zu D. L mit der folgenden, 
aus der Summa Monacensis entnommenen Notiz: »Et no.(tandum) hanc di, 
in qua agitur de reparatione lapsorum, non [V.: et non] sine causa e 
misterio [V.: ministerio] quinquagesimum optinere locum. Numerus eniM 
iste est numerus remissionis et restitutionis secundum legem Mosaycam. Era 
enim annus iubileus quinquagesimus, in quo et servi et debitores liberabantuf 
et veteribus dominis omnia iura restituebantur« (l. c.). Nunmehr fol 
a ekom ntar zur D. L, welcher im Cod. Vat. den Raum von f. 4/' € 2 
st. C. ilit. 
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Auf das dict. Gr. p. c. 3 D. XXV kommt H. wieder zu- 
rück, wenn er D. LX pr. also kommentiert: »Nunc autem. Hic 
intitulatur di. LX. Ostenso, quales debeant promoveri, tractatur 
in quatuor sequentibus di. de electione in hunc modum, scil. 
ostendendo, de quibus et a quibus et in quos ordines debeat 
fieri electio: de quibus, scil. ordinibus, vel de quibus, scil. clericis, 
non laicis; a quibus, scil. clericis, non laicis; in quos, scil. or- 
dines. Et primo in hac di. ostendit, ex quibus ordinibus quis 
valeat eligi in prepositum, archidiaconum, decanum, archipres- 
biterum, episcopum vel archiepiscopum, dicens quod nullus in 
prepositum, nisi sit diaconus vel presbiter, nullus in archidiaco- 
num, nisi sit diaconus, nullus in decanum vel archipresbiterum, 
nisi sit presbiter, nullus in episcopum vel archiepiscopum, nisi ad 
minus sit subdiaconus, debet eligi. Ef videtur, quod iste $. re- 
spicit ad illum $. supra di. XXV. $ Nunc autem, et inde con- 
tinuatur. Nam primum [scil. qui .. conscendere possint] et 
tertium [scil. qui post lapsum etc.] et quartum [scil. quibus cul- 
pis etc.] membrum illius S iam expedivit magister, nunc autem 
vult expedire secundum, scil. ex quibus ordinibus etc.«'). Hier hebt 
H.abermals hervor, daß Gratian von der Reparation der» Gefallenen« 
und von der Absetzung (Dejektion) bereits gehandelt habe. 

Zu D. LXIV bemerkt H., daß Gratian nunmehr die Dis- 
position seines Werkes von hier bis D. LXXXI (ausschließlich) 
entwirft: »Actenus?) ad quos pertinet episcoporum electio, perdo- - 
cuit. Nunc, a quibus episcopi sunt consecrandi, in hac di., scil. 
LXIIIL, incipit ostendere et orditur tractatum suum usque ad di. 
LXXXI. a quibus: Hoc facit usque ad di. LXXV. quo tempore: 
Hoc facit in LXXV. et deinde usque ad di. LXXX. quibus in 
locis: Hoc facit in di. LXXX« ?). 

In seinen allgemeinen Erórterungen zu D. LXXXI erweist 
sich H. als weitgehend, teilweise wörtlich abhängig von Rufinus. 
Daraus schon ergibt sich einmal, daß der »Epilog« auch nach H. sich 
nicht über den Distinktionenteil hinaus-, genau gesprochen nur bis 
.D. XC einschließlich erstreckt; sodann, daß auch nach H. die DD. 
LXXXI und LXXXII in besonderer Weise von der Deposition, 
bzw. von der Reparation der »Gefallenen« handeln $). 


1) Cv. f. 60 c.2. 

2) Zu »Actenus« vgl. die Bemerkung oben S. 5642. 

2 L. c. f. 66° c. 1. 

4) Zu D. LXXXI pr. ad v. sub epilogo schreibt H.: »Id est brevi repeti- 


tione superiorum« (Cv. f. 74 c. 1); sodann ad v. Debet autem: »Hic proprie 
intitulatur di. LXXXI. Abhinc usque ad XCI. di. minus artificiose procedit 
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Dem dict. Gr. am Schluß von D. CI schenkt H. nicht di; 
erforderliche Beachtung. Er schreibt hierzu nur, in Sfepham 
Nachfolge: »Actenus, Transitus est, quo .dictis dicenda cor | 
tinua(n)tur« !). | 

Die Darlegung über die innere Begründung des Zusammen 
hangs der beiden ersten Dekretteile ist wesentlich nur eine An 
plifikation der einschlägigen Gedanken des Rufinus. H. schreit 
darüber in der Einleitung zu Causa I: »Et ordine congruo pos 
tractatum ministrorum (!) subdit tractatum negotiorum. In ilis 
enim animarum saluti, in his proximorum consulitur paci d 
quieti, in illis deo latria impenditur, in his homini dulia exibetur, 
in illis deus placatur, in his homo pacificatur, in illis deo collo 
quimur, in his homini confabulamur et ideo merito primo d 
illis, secundo de his tractatum adnectit. Prius enim vota sunt 
persolvenda deo et post in exterioribus vacandum est proximo. 
Quod ex facto Moysi ostenditur,. qui prius in tabernaculum ad 
dominum introibat et postea foras exiens populo consulebat. In 

evangelio quoque a domino dicitur: Primum querite regnum dei 
et post hec o. a. v. (Matth 6,33)«?). Aus Rufinus ist auch die 
Bemerkung über die eigentümliche Methode des zweiten Dekret- 
teils entlehnt?). — 


magister. Quia enim tractando XIII. apostolice regule cap. quedam utilia preter- 
miserat, ideo ut ea suppleat, que pretermissa sunt, Xx. c. apostolice regult 
repetit, scil. oportet ordinandum esse sine crimine . . non litigiosum, et hei 
repetit usque ad XCI. di. inordinate, i. e. non ordine eo, quo superius trac 
tata sunt. In hac igitur di. repetit primum cap., scil. oportet ordinandum esst 
sine crimine. Si vero cum crimine promotus est, postea convictus debesi 
deici et secundum qualitatem criminis in monasterio vel canonica ıegulari vel 
alibi providentia episcopi ad agendam penitentiam debet deponi. Adnecli 
etiam, quod huiusmodi criminosi, ex quo privantur officio, debent privari e 
beneficio . .« (l. c. c. 1 sq.) Zu D. RI pr. heißt es ad v. Generaliter: 
»Hic intitulatur di. LXXXII., in qua iterum adiungit de continentia clericorum. 
Ostendit, qualiter sint puniendi, qui post promissam continentiam conmis 
centur suis uxoribus vel etiam de facto contrahunt, ut II. et III. c. Adnetti! 
etiam de penitentia lapsorum in fornicatione et eorum reparatione, ut in 
ult. c. . .« (L c. f. 75° c. 2). Vgl. Singers Rufinusausg. S. 170 f. 


1) Cv. f. 89 c. 2. Vgl. Schultes Stephanusausg. S. 120. 
2) Cv. f. 89 c. l. Vgl. Singer S. 196. 


.9) »Et nota, quod in £ractatu negotiorum magister Gratianus, sicul 
mutat materiam, mutat et modum tractandi. Aliter enim tractat in prima 
parte et ultima, aliter in secunda. De ministeriis ecclesiasticis et sacramentis 
tractat simpliciter [V.: suppliciter], quia themata non proponit, questiones non 
elicit nec preponit, allegationes utrinque non inducit, paragraphos non intersetil 
solutiones non supponit, licet in tractatu ministeriorum quosdam paragrafo: 
et quasdam questiones et earum solutiones interserat. Set tractando de negotiis 
ecclesiasticis themata proponit, inde questiones elicit, allegationes utrinque 
inducit, paragraphos interserit, solutiones supponit. Et ea est ratio diversitatis 
quia in negotiis errare nullum vel leve est peccatum, in ministeriis errare est 
grave peccatum, in sacramentis errare est peccatum gravissimum et periculosum, 


- 
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Wenn H. weiterhin lehrt, die sechs ersten Causae hätten es 
nit Kriminal-, die übrigen mit Zivilsachen zu tun, die erste Causa - 
andle von den Simonisten und den Häretikern, weil Simonie 
ind Haáresie die größten kirchlichen Verbrechen seien, so haben 
vir es auch hier nur mit einem Auszug aus Rufinus zu tun?). 

Das Problem der Reordination (cf. dict. Gr. p. c. 23 C. I 
] 7) hält H. wie die Summa Parisiensis nur für eine Zwischen- 
rage ?). 

Det Bedeutung des dict. Grat. am Schluf der Causa I für 
lie Erkenntnis des Gratianischen Systems scheint sich H. nicht 
jewuft gewesen zu sein. Denn er schreibt nur — mit einem 
deinem Zusatz — die bezügliche rein formale Notiz Stephans | 
von Tournai ab). 

Bei der Darstellung des Zusammenhangs unter den folgen- 
den Causae — der Kommentar H.s reicht bis c. 33 C. XXIII q. 4 
und wird bei C. XXVII wieder aufgenommen — ist H. wieder 
dermaßen von Rufinus abhängig, daß es eines Weiteren als der 
Konstatierung dieser Tatsache nicht bedarf. —— 

Bei der Überleitung zum Eherecht gibt H. zunächst nach 
Rufinus an, weshalb Gratians Behandlung dieses Gegenstandes 
an diesem Platz an der richtigen Stelle seit). Sodann legt er 
die Gründe dar, aus denen Gratian das Ehesakrament zuerst und 
abgesondert von den übrigen Sakramenten bespreche: einmal sei 
das Ehesakrament älter und allgemeiner als die übrigen Sakra- 


et ideo in negotiis multum, in ministeriis modicum, in sacramentis nichil 
voluit influere de suo« (Cv. 1. c. f. 89 c. 2, f. 89' c.1). Vgl. Singers Rufinus- 
ausg. S. 196f. 


1) »Et quia negotiorum ecclesiasticorum quedam sunt criminalia et 
quedam civilia et crimina cuilibet preiudicant, recte in primis VI. causis 
premittit de criminalibus, postea de civilibus in reliquis causis tractaturus. Et 
quia inter omnia ecclesiastica crimina crimen symonie maius reputatur, ideo 
in hac prima causa agit de symoniacis, ostendens, quando et quot modis con- 
mittatur symonia et qualiter symoniaci debeant condenpnari et quando cum 
eis possit dispensari. Et quia heresis post eam secundum locum optinet, ideo 
et de hereticis in hac causa interponit, docens sacramenta hereticorum quando- 
que vera quandoque falsa, quandoque efficatia quandoque inania« (Cv. f. 89° c. 2). 

gl. Singer S. 197. . i 


2) »Breviter usque Nunc autem. Movet incidentem questionem, que 
nullam habet difficultatem. (Cv. f. 105 c. 2). 


3) »His breviter. Transitu utitur, scil. illo colore rethorico, quo dicta 
EE et dicenda dictis continuat summatim dicenda perstringens« (Cv. 
. 105° c. 2). 


4) »Causa XXVII. Quidam votum. Quia senatus clericorum dignior est 
cetu [V.: cetui] laicorum, primo de ministeriis ecclesiasticis et de causis cleri- 
corum, i. e. que versantur inter clericos, hactenus perdocuit. Nunc autem 
de matrimonio, quod presertim in laicos celebratur, loco conpetenti ad- 
nectit (Clm. 10247 f. 227 c. 1; Cv. cit. f. 256 c. 1). Vgl. Singer S. 429 f. 
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mente und dann befolge Gratian bei der Erörterung über ds 
Ehesakrament eine eigentümliche Methode !). 

Im Gegensatz zu Rufinus bemerkt H. zum Übergang von 
zweiten zum dritten Dekretteil, ohne sich über die innere Ge 
dankenverknüpfung zu äußern, nur: »Hic incipit tertia et ultima 
pars istius operis, in qua de ecclesiasticis annectitur sacramentis, 
ubi quia primo de ecclesiarum consecratione tractatur, ideo he 
pars a sui principio de consecratione pretitulatur«?). Wenn abu 
H. als Gegenstand der einzelnen Distinktionen angibt: »in prim: 
agit de sacramentis preparatoriis, scil. de ecclesiis et altaribus e 
ecclesiasticis utensilibus et eorum consecrationibus, in secundi 
de sacramento eucharistie, in tertia de sacramentis veneratoriis 
i. e. festivitatibus domini et sanctorum, in quarta de sacramento 
baptismatis, in quinta de sacramento confirmationis, subiungens 
breviter de sacramentis ministratoriis, i. e. offitiis ecclesiasticis el 
de ieiuniis«?), so ist dieser Passus in der Hauptsache wieder nu 
als eine Erweiterung der bezüglichen Ausführung ARufins anı 
sprechen*). Das gleiche gilt von der Darlegung, womit H. de 
Erörterung der Kirchenkonsekration vor der Besprechung des 
Taufsakraments begründet). Ebenso ist das zu den folgenden 


1) »Et licet cetera sacramenta sanctiora et digniora videantur, tame 
hoc sacramentum et tempore antiquius et usu est conmunius [V.: communis) 
Tempore est antiquius, quia cum cetera sacramenta originem post peccalum 
habuerint, hoc solum in paradiso ante peccatum fuit institutum; usu cor 
munius, quia cum cetera sacramenta tantum sint in ecclesia dei, hoc sac 
mentum apud omnes gentes invenitur. Unde Augustinus: Sacramentum 
coniugii apud omnes est, sanctitas autem eius non est nisi in civitate dei d! 
in monte sancto eius, i. e. in ecclesia. Et ideo magister Gratianus tractaturus 
de sacramentis ecclesiasticis merito premittit de matrimonio, cuius tractatum 
assignando multiplicia ipsius documenta X. continuat causis. Si queraluf, 
quare de isto sacramento tractet seorsum a ceteris sacramentis, de quibus 
tractaturus est in ultima parte istius operis, premissa est ratio, quia hoc sacie 
mentum est antiquius et conmunius, et etiam ideo, quia aliter tractat de ha 
et aliter de aliis. De aliis tractat simpliciter, scil. sine propositione themats 
sine inductione allegationum, sine interiectione paragraforum, de hoc autem 
sacramento tractat themata proponendo [V.: proponenda], allegationes utrique 
inducendo, paragrafos interiaciendo« (ll. cc.). 


2) Cv. cit. f. 326° c. 1. 


3) Cv. 1. c. c. 1 sq. Den von der fraglichen Einteilung der Sakramente 
handelnden Text H.s s. in meiner Abhandlung: Die Siebenzahl der Sakre 
mente usw. S. 251. 


4) S. Singer S. 538. 


5) »Licet baptismus sit lanua sacramentorum, unde videretur prius age 
dum esse de eo, tamen quia ecclesia ceterorum sacramentorum locus est — 
non enim rite nisi in ecclesia et presertim consecrata conficiuntur vel fiunt 
vel conferuntur vel celebrantur sacramenta —, ideo prius de ecclesiarum cor 


one quasi de priori naturaliter sacramento agit« (Cv. 1. c.). Vgl. Singer 
a. a. O. 
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Distinktionen im besonderen von H. Gesagie fast — mehr oder 
weniger — wörtlich aus Rufinus .abgeschrieben. Ebendaher 
stammt auch die Motivierung über die Beifügung der beiden 
letzten Kapitel des dritten Teils !). 

Zu Gratians Abhandlung über die Buße macht H. folgende 
einleitende Bemerkung: » Hic intitulatur XXXIIL* cause III. questio, 
in qua queritur, an absque operis satisfactione et oris confessione 
per solam cordis contritionem peccatum dimitlatür. Qua occa- 
sione magister hic longum et prolixum tractatum de penitentia 
interserit, qui tractatus per VII. partes, que distinctiones nuncu- 
pantur, est distinctus«?). Hierauf gibt H. eine kurze Inhaltsangabe 
der 7 Distinktionen und fährt dann fort: »Ut autem ad hec per- 
tractanda magister conpetentius accedat, propter disgressionem, 
quam fecerit a proposito, brevi utitur transitu dicens: His bre- 
viter decursis, scil. que incidenter interseruimus et tractavimus 
extra fines negotii, i. e. questionis secunde proposite in themate. 
Pretermisit enim illam secundam questionem et alias incidentes 
questiones, in quibus a proposita materia aliquantulum videtur 
esse digressus, interseruit, ut supra eadem q. IIl. S Quod autem. 
Quibus pertractatis redit ad propositum, ad tractandam tertiam 
questionem« ?). 

Wie ersichtlich hat H. trotz seiner weitgehenden Abhängig- 
keit weder den Gedanken, daß die Dreiteilung des Dekrets in 
der Dreiheit der Kardinaltugenden ihren Grund habe, noch den 
Gedanken von dem teils moralischen, teils judiziellen, teils sa- 
kramentalen Inhalt des Dekrets von seinen Vorgángern herüber- 
genommen. 


Nach H. hat Gratian selbst sein Werk in drei Teile zerlegt, 
deren erster aus Distinktionen, deren zweiter aus Causae und 
deren dritter aus der Abhandlung de consecratione besteht‘). 
Über die Unterabteilung des ersten Teils in 101 Distinktionen, 


l) »De spiritu (c. 39 D. IV de cons.). Cum omnia sacramenta in sancti- 
ficatione spiritus s. perficiantur, non rite ipsa sacramenta ministrantur [V.: 
ministrant], si in spiritus s. processione non recte sentitur, set erratur, ideoque 
post omnium sacramentorum tractatum duobus subiectis c. Grecorum, qui 
Spiritum s. a filio procedere negant, errorem exterminans fidem universalis 
ecclesie circa procesessionem spiritus s. a filio sicut et a patre testimoniis 
evangelicis corroborat« (Cv. f. 370' c. 1; Cb. Can. 40 f. 279' c. 1) Vgl. 
Singer S. 570. 

2) Cv. f. 292 c. 1. 

3) Cv. L c. 


4) S. oben S. 5612. 
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des zweiten Teils in 36 Causae und des dritten Teils in 5 Distink 
tionen äußert sich H. zunächst nur passivisch !). Doch schreibt 
er später die Zerlegung des dritten Teils in 5 Distinktionen aus | 
drücklich Gratian zu?). Bezüglich des ersten Teils dagegen be 
merkt er zum dict. Gr. $ 1 p. c. 26 C. XI q. 1 ad v. Require 
in principio: »Arg., quod Gratianus non apposuit distinctiones, 
set, ut dicunt, paucapalea«?). Und die Einteilung des tractatus 
de penitentia anlangend schreibt H. zum dict. Gr. § 1 p. c. 2 | 
C. XI q. 3 ad v. prima questione: »Id est distinctione. Se 
questione dicit, quia in qualibet distinctione principaliter proponitur 
aliqua questio et tractatur, e£ forte voluit magister, quod ill 
tractatus distingueretur per questiones et non per distinctiones«'). 


Die jedenfalls vor der Glossa ordinaria Decreti entstandene - 
Dekretglosse des Kod. 90 der Innsbrucker Universitätsbibliothek‘) 
ist in ihren einschlägigen Ausführungen ganz und gar von Rufinus 
abhängig). In der ebenfalls vorjohanneischen ersten Glossen- 
schicht des Kod. 906 der Trierer Stadtbibliothek lesen wir unser 
Thema betr.: »Concordia discordantium canonum iuxta deter 
minationem gratiani episcopi, quae in duas partes principaliter 
est divisa. Prima pars constat centum et una distinctione, licet 
XLVII. [lege: LXXIII] incompetens videatur; secunda vero in 
causis XXXVI. . .«?). 

Die Vorrede einer gleichfalls vor der Glosse des Johannes 
Teutonikus verfaßten Abbreviatio Decreti des Kod. lat. quart. 


1) S. a. a. O. | 

2) »Tractaturus ergo -Gratianus de sacramentis ecclesiasticis totius eorum 
tractatus seriem V. distinctionibus dividit et consumat« (Cv. f. 326° c. 1) 

8) Cv. f. 169° c. 2. Die Stelle ist bereits abgedruckt im Archiv 1912 
S. 3661. — Zum dict. Gr. p. c. 43 C. XXVII q. 1 ad v. in rapie schreibt 
H. nur: »Id est in parte vel tractatu. de ordinandis, scil. di. XXVII (S) ult« 
(Clm. cit. f. 230° c. 2). 

4) Cv. f. 175 c. 1 sq. — Nebenbei sei zu Z. S.-St. Kan. Abt. XV 
S. 3795 bemerkt, daß der dort bezeichnete verderbte Text dahin zu emendieren 
ist: »nisi canones ipsi deficiunt . .« Diese Lesart ergibt sich mit Sicherheit 
aus Huguccio, welcher im gleichen Zusammenhang schreibt: ». . etiam si non 
deficiant canones . .« (Cod. Vat. cit. f. 18 c. 2). — S. 381? ebenda ist zu 
lesen: ». . serviunt. Videtur, quod clerici, qui non serviunt, set girovagi el 
vagipalantes et officio suo abutentes possunt conveniri coram iudice seculari . . 
Vel subintelligitur, quod hic dicitur . .« (Cod. Vat. cit. f. 168 c. 1). 

5) Vgl. darüber Schulte, Die Glosse zum Dekret Gratians usw. S. 3—9. 
Vgl. jetzt auch Z. S.-St. a. a. O. S. 358 f. [Junc«er]. 

6) ». . Partivit autem (Gratianus) opus hoc in tres partes, in prima de 
ministeriis, in secunda de negotiis ecclesiasticis, tertia de sacramentis pertrac- 
tans« (a. a. O. S. 7). Vgl. Arhiv 69, 372". 

7) Schulte a. a. O. S. 21. — Über die Trierer Hs vgl. jetzt auch Z. $.-5f- 
a. a. O. S. 352 f. — Die von Schulte a. a. O. S. 40 aus der Trierer Hs mit- 
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192 der Berliner Bibliothek‘) enthält folgende wertlose Spielerei 
einer bis in die äußersten Verzweigungen durchgeführten Drei- 
teilung des Dekrets: ». . Huius enim voluminis corpus unum 
quasi quodam trinitatis vestigio in íres partes, distinctionum 
scilicet, causarum, consecrationis, considera distributum, in quo 
de officiis, de negotiis, de sacramentis ecclesiasticis sufficiens ex 
dictis maiorum capere valeas documentum. Singulae vero partes 
sectione trifaria distinguuntur. Prima namque pars praedictarum 
constitutionibus, ordinationibus, executionibus immoratur. In con- 
stitutionibus iuris peritia, in ordinationibus potestas legitima, in 
executionibus administratio canonica continetur. Secunda pars 
accusationum, actionum, obligationum ecclesiasticarum continet 
disciplinam. In accusationibus ordo iuditiorum, in actionibus 
regula gerendorum, in obligationibus describitur copula nuptia- 
rum. Pars tertia sanctificationem prosequitur rerum, temporum, 
personarum. In rebus locorum et hostiarum consecratio, in 
temporibus feriarum ieiuniorumque observatio, in personis ani- 
marum per sacramentum et meritum purificatio declaratur. Con- 
summati vero deo gloria, a(u)ctori meritum, utilitas sit lectori«?). 


Im Cod. Bamberg. Can. 13 [P. I. 16]°) lautet die von der 
ältesten Hand herrührende, also vorjohanneische, vielleicht von 
Huguccio abhängige Glosse zum dict. Gr. p. c. 3 D. XXV: 

I. di. LV. Priscis (c. 1), 
»Qui | I. di. XXXIII. Precipimus (c. 10), 
I. di. XLVIII. c. penult. 
I. di. LVIIII. Si offitia (c. 2), 
Ex quibus | I, di. LX. c. L, IL, II, IM. 


Valeant |. di. L. Ponderet, Quia sanctitas, Domino (cc. 14, 6, 28). 
Quibus cul- ( 1. di. LI. Qui in aliquo (c. 5), 
pis I. di. XLVII. Hinc (c. 1). 


I. VI. Q. II. (I) Qui crimen, Infames (cc. 6, 17), 
Quo I. V. (II) Q. VII. Si qui sunt (c. 17), 
I. II. Q. VII. Ipsi, Testes (cc. 38, 39). 


seele Glosse ist nicht Eigentum des Johannes von Faenza, sondern des 
ohannes von Phintona und kommt deshalb hier nicht in Betracht. Die 
richtige Leseart dieser Glosse s. in Z. S.-St. Kan. Abt. lI S. 3384 /Heyer]. 
1) Vgl. darüber Schulte, Zur Geschichte der Literatur über das Dekret 
saan rw poing Wiener S.-B. 65 (1870), 34 ff. . 
a 


accusante 


3) Vgl. darüber meine Abhandlung: Die Abfassungszeit der Dekretglosse 
des Cim. 10244, Mainz 1912, S. 301, und meine Studie: Zur Lehre der 
Scholastik vom Spender der Firmung und des Weihesakraments, Paderborn 
1920, S. 1852. Vgl. jetzt auch Z. S.-St. Kan. Abt. XV S. 355 f. 
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Cuius sententia sint absolvendi S Id est que habetur de aliquo 
crimine, de quo nisi quis purgatus fuerit, non promovebitur. 
Breviter S Et tamen usque ad XII. causam« !). 
Demnach ist auch hier die für die Erkenntnis des Gratiani- 
schen Systems hochbedeutsame Stelle keineswegs übersehen. 


Johannes Teutonikus endlich wendet in der Glossa ordi- 
naria zum Dekret?) auch dem Aufbau des Dekrets seine be- 
sondere Aufmerksamkeit zu, aber bei weitem nicht in der um- 
fassenden und häufig nicht in der eingehenden Art Huguccios. 

Im einzelnen bemerkt Joh. zur Einführung in D. XXI nur, 
Gratian handle hier von den kirchlichen Ordines, ihrem Ursprung 
und ihrem Namen, sodann zeige er, daß ein nach Weihe und 
Würde höher Stehender von einem Untergeordneten nicht ge- 
richtet werden könne und daß demnach der Papst \ von niemand 
gerichtet werden könne °’). 

Dagegen ist die Bedeutung des dict. Gr. p. c. 3 D. XXV 
für die Feststellung des Gratianischen Gedankenaufbaus auch 
Johannes nicht entgangen. Er schreibt in offenbarer Abhängig- 
keit von Huguccio ad v. Nunc autem des genannten Diktums: 
»Ab hoc loco usque ad XLIX. di. assignat XII. c. apostolice 
regule, que in locis suis distinguemus. Æt pertingit hic tracta- 
tus usque ad XII. causam assignando quales in quolibet ordine 
et ex quo in quem debeant promoveri, ut in LX. di, qui lapsi 
valeant reparari et qui non et sub quo iudice quilibet accusetur 
et sub quo iudice sint ligandi vel absolvendi. Si qua autem 
alia interponit, incidentia sunt, ut in III, VI, VII, VIII, IX., 
X. causa«*); und ad v. breviter eod. mit Huguccio: »Id est us- 
que ad XII. causam« 5). 

Wenn man von Sohm auch kein Handschriftenstudium und 
infolgedessen auch keine Kenntnis der einschlägigen Ausführungen 
z. B. Huguccios verlangen kann, so hätte er doch bei seinem 
prátentiósen Auftreten die allgemein zugänglichen Darlegungen 
der Glossa ordinaria nicht völlig übergehen dürfen ®). 


1) Cb. cit. f. 15 c. 1. ` 

2) Die Zeit ihrer Abfassung betr. vgl. meine zitierte Studie: Zur Lehre 
der Scholastik usw. S. 184—220. 

3) D. XXI pr. ad v. decretis 

4) Cod. Bamberg. Ca Can. > [P. I. 16] f. 15 c. 1. Vgl. oben S. 563. 

5) L. c. Vgl. oben S. 

6) Ich che hier V ed daß von den Späteren namentlich Guido 
de Baysio (t 1313) und Johannes a Turrecremata (t$ 1468) in ihren Werken 
über das Dekret das dict. Grat. p. c. 3 D. XXV vollauf gewürdigt haben. 
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D. L betrifft auch noch Joh. die Wiederaufnahme der »Ge- 
fallenen«?). Zum Epilog des Distinktionenteils bemerkt er: »A 
XXV. di. usque ad L. tractavit magister XIII. c. apostolice regule. 
Set quia quedam omisit, ideo ab hac LXXXI. di. usque ad XCIII. 
di. IX. c. apostolice regule repetit, non ordine illo, quo illa executus 
est. Et in hac exequitur illud: Oportet episcopum esse sine 
crimine . .«?). Die Glosse zu sub epilogo eod. entnimmt er 
wörtlich aus Huguccio. 


Zu Gratians Übergang zu Causa I, desgleichen zu Causa ll 
enthält sich Joh. jeglicher Äußerung. Ebenso finden wir zu 
Causa XIII keinerlei Bemerkung über den Zusammenhang. Darüber 
u. zw. über den Gesamtzusammenhang des Dekrets spricht sich 
Joh. ganz kurz aus zu Beginn seiner Glosse zu Causa XXVII: 
»Tractato de negotiis et ministeriis ecclesiasticis adiungit de sa- 
cramentis.« Daß Gratian in dem — mit Causa XXVII beginnen- 
den — Sakramententeil zuerst vom Ehesakrament handelt, be- 
gründet Joh. im engsten Anschluß an Auguccio mit dem Alter 
und der weiten Verbreitung dieses Sakraments?). Und obwohl 
die Taufe das erste und notwendigste Sakrament ist, so kommt 
doch nach Joh. sachgemäß zuvor die Eucharistie als das würdigste 
Sakrament zur Sprache (D.I de cons.) nach der Erörterung 
über die Feier des Messe (D. I de cons.), deren ganze Bedeutung 
in der Konsekration des Leibes Christi besteht‘). 


Für die Einschiebung des Traktats über die Buße in den 
Ehetraktat hat Joh. eine doppelte Erklärung. Die eine geht dahin, 
Gratian habe C. XXIII q. 2 c. 8 der Buße Erwähnung getan und 
deshalb handle er nunmehr von ihr. Die andere Erklärung lautet, 
die Ehe sei hauptsächlich ein Zaiensakrament, wenn auch Mino- 
risten das Heiraten erlaubt sei. Da aber den Laien die feierliche 
Buße auferlegt werden müsse, so reihe Gratian nach der Ab- 
handlung über die Ehe den Traktat über die feierliche Buße, die 
gleichfalls ein Sakrament sei, ein*). 

Über die Urheberschaft der Distinktioneneinteilung des 
ersten und des dritten Dekretteils spricht sich Joh. nirgends aus, 
er scheint aber dieselbe ohne weiteres Gratian selbst zuzuschreiben. 


1) D. L pr. ad v. Ex premissis. 
2) D. LXXXI pr. ad v. Hec de ordinandis. 
3) C. XXVII pr. ad v. Quidam. 
4) D. II de cons. c. 1 ad v. /n sacramentorum. 
5) D. 1 de poen. pr. ad v. Utrum. 
37 * 
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Aus allem ergibt sich, daB die im Vorstehenden besprochenen 
alten Dekretglossatoren von einer Einteilung und einem System 
des Dekrets im Sinne Sohms nichts wissen. Dies gilt nament- 
lich auch von den durch Sohm für seine Aufstellungen in An- 
spruch genommenen Paucapalea, Rolandus Bandinellus und 
Stephanus von Tournai!). Daß es insbesondere nach Gratian an- 
deres kanonisches Recht als das Recht der Sakramente nicht gebe, 
ist ihnen allen ohne Ausnahme fremd. Wenn Sohm Recht hälte, 
so wäre er tatsächlich der erste, der den Gratian verstanden hat. 


1) Rosenstoc& dagegen meint, »die dramatische Spannung innerhalb des 
Sohmschen Buches« habe »vielleicht ihren Hóhepunkt da, wo er die Schópfung 
des grundlegenden Gesetzbuches (!) der wiedergeborenen Kirche enträtselt, das 
um 1140 entstandenen »Decretum« Magister Gratians« (Hochland a. a. O. S. 73). 
— Noch sei bemerkt, daß oben S. 164 Z.2 f. [Sonderabdruck S. 18) infolge 
eines lapsus calami steht »und der Grund, weshalb Rechtsunkenntnis ent- 
schuldige, Tatsachenunkenntnis aber nicht, sei eben der . .« statt — wie aus 
der zugehörigen Anm. ersichtlich ist — »und der Grund, weshalb Tatsachen- 
unkenntnis entschuldige, Rechtsunkenntnis aber nicht . .« 


Il. Kleine Beiträge. 


1. Quid significent verba »tempore vacationis beneticii« 
in can. 1435, § 1 n. 1 CJC? 


Auctore Dr. Stephano Sipos, Professore Quinqueecclesiensi. 


Docta dissertatio moderatoris foliorum periodicorum horum 
pag. 282 et ss. anni 1924 magno ingenii acumine inquirit, quid- 
nam significent verba »tempore vacationis beneficii« in can. 1435, 
S 1 no. 1°) 

Recte reiicit interpretationem a Priimmer datam (Manuale 
Juris Canonici? pag. 502), qui ex dictis verbis concurrens ius 
collationis collatorum inferiorum cum iure Summi Pontificis vult 
deducere?) Merito reiicit eam quoque interpretationem, quae 
apud Eichmann (Lehrbuch des Kirchenrechts, 1923, p. 459) legitur, 
secundum quam dicta verba significant, beneficia reservari, donec 
vacent; i. e. collator inferior ea conferre non potest, etiamsi 
Summus Pontifex collationem differat. | 

Utraque interpretatio coacta est et propter rationes a Hilling 
allatas teneri non possunt. 

Hiling tertiam proponit interpretationem, secundum quam 
verba »tempore vacationis beneficii« non cum verbis in initio 
$ 1 can. 14355) sunt coniungenda, prout priores interpretes volunt, 
sed referenda sunt ad omnes personas in no. 1 S 1 canonis 1435 
recensitas, utsi diceretur, beneficia cardinalium, Legatorum, offi- 
cialium maiorum Curiae et Familiarium Summi Pontificis reservata 
esse tunc, si tempore, quo vacatio beneficii incipit, suam digni- 
tatem, officium seu familiaritatem adhuc obtineant. Eodem fere 
modo etiam Vermeersdi-Creusen (Epitome Juris Canonici II? 
no. 767). | 


1) Hanc commentationem cum lectoribus communicandam puto, etsi 
sententiis ibi prolatis adhaerere non possum. Argumentis enim a doctissimo 
. auctore adducbis non probatur, a iure vetere, quod omnes officiales curiae 
complectebatur, esse recedendum. N. R. 

2) Beneficia in can. 1435, S 1 no. 1, enumerata eatenus sunt tantum 
luxta Priimmer reservata, quatenus vacant (tempore vacationis peoe Tan. quare 
si episcopus praevenit Summum Pontificem tale beneficium vacans conferendo, 
iam non vacat beneficium et collatio episcopi est valida. 

3) »Sunt reservata.« 


076 Verba »tempore vacationis beneficiis. 


Interpretationi huic maxima ex parte consentiendum esse 
puto, aliqua tamen cum modificatione. 


Puto enim, verba saepius citata: »Tempore vacationis bene- 
ficii« non esse referenda ad omnes personas ante dicta verba 
enumeratas. Nam Cardinalium, Legatorum, officialium maiorum bene- 
ficia per obitum, promotionem, renuntiationem vel translationem 
vacantia tunc tantum reservata esse, si isti tempore, quo vacatio 
beneficii incipit, adhuc revera sint Cardinales, Legati, officiales 
maiores, per se intelligitur, quin exprimi debeat. Si enim bene- 
ficium eiusmodi personae vacet, quae aliquando fuit, sed nunc 
iam non est Cardinalis, Legatus, officialis maior, non verificatur 
conditio reservationis, i. e. non beneficium Cardinalis, Legati, 
officialis maioris vacat, ideo neque reservatum est. 


Ex nostra sententia verba »tempore vacationis beneficii« 
coniungenda sunt cum verbis immediate praecedentibus: Summi 
Pontificis, respective plenius cum verbis: »Familiarium, etiam 
honoris tantum, Summi Pontificise. Si verba ista referenda essent 
ad personas ante »Familiares«e nominatas quoque, commate 
separari debuissent a verbo: Pontificis, sic: Summi Pontificis, 
tempore vacationis beneficii. Quod tamen factum non est, sed 
textus canonis hic est: »Familiarium, etiam honoris tantum, Summi 
Pontificis tempore vacationis beneficii. « Et sensus nunc totius 
huius partis est: Familiarium, etiam honoris tantum, beneficia per 
obitum, promotionem etc. vacantia tunc tantum sunt reservata, 
si familiares sunt Pontificis tempore vacationis beneficii, i. e. 
illius Pontificis, qui Pontifex est tempore vacationis beneficii, 
non autem, si familiares fuerunt prioris Pontificis. 


Sic verba philologice nec dura, nec brevia sunt, sed praecise 
exprimunt, quod legislator exprimere voluit. Saepe occurrit, 
aliquem familiarem nominatum fuisse a Summo Pontifice, cuius 
dignitas a successore Papa non confirmatur. Huius beneficium 
non est reservatum, quia non fuit familiaris Summi Pontificis 
tempore vacationis beneficii, i. e. illius Pontificis, qui tempore 
vacationis beneficii est Pontifex. 


Blat (Commentarium Textus CJC. L. II. Partes II—IV, 
pag. 719) etsi non claris et certis terminis, fere eandem ac nos 
habet interpretationem. Saltem in eo convenimus, quod et ille 
verba: »Tempore vacationis beneficii«, ad Familiares tantum, et 
non ad reliquas personas in canone prius nominatas refert. 
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2. Zur Laienkommunion im Mittelalter. 
Von Professor Dr. Nikolaus Hilling in Freiburg i. B. 


Heinrich August Erhard hat im 2. Bande seiner Regesta 
historiae Westfaliae (1851),. denen ein Codex diplomaticus an- 
geschlossen ist, eine Urkunde veróffentlicht, die für die Laien- 
kommunion im Mittelalter von mehrfacher Bedeutung ist. Denn 
sie erwähnt 1. die Kommunion unter der Gestalt des Weines, 
2. ihre Sumption mittels einer Róhre (canalis) und 3. dieKommunion- 
zeiten an den drei Hauptfesten des Kirchenjahres. Die Urkunde |. 
ist unbeglaubigt. Sie steht auf einem schmalen Pergamentstreifen, 
dessen Spuren auf der Rückseite darauf hinweisen, daf er aus 
einem Meß- oder Chorbuche ausgeschnitten ist. - 

Es wird bekundet, daß mehrere Wohltäter der Liebfrauen- 
kirche in Überwasser zu Münster eine Rente von 21 Denaren 
geschenkt haben, die für den Kauf des Kommunionweins an 
den drei Hauptfesten Weihnachten, Ostern und Pfingsten bestimmt 


ist. Der Überschuß soll dem Hospital zufallen. Jahr 1189. 


Gedr. bei H. A. Erhard, Reg. hist. Westf. Codex dipl. II No. D p. 210. 
Notum sit omnibus Christianis presentibus et futuris, quod 
quidam fideles, salutis animarum suarum memores, videlicet 
Werengis et uxor Jutta, XII. denarios decimarum de agris iuxta 


= Mauricium?) provenientes optulerint sancte Marie trans amnem, 


y 


et Albertus de cimiterio II. denarios, et alii quidam Deo devoti 
tantum de suis rebus addiderunt, quod summa facta est XXI. 
denariorum. Ecclesia vero de voluntate offerentium hoc obser- 
vandum instituit, ut denariis iam dictis vinum emptum in tribus 
sollempnitatibus, nativitate, pascha, pentecoste, populo ad communi- 
candum convenienti, canali de calice, sicut moris est distribuatur, 
et si quid residuum fuerit sacrificio altaris, ad hospitale deferatur. 


Acta sunt hec anno dominice incarnationis M*. C°. LXXX? 
VIN °., Indictione VI., sub papa Clemente, Imperatore Friderico. 


1) St. Mauriz, ehemalige Stiftskirche vor den Toren Münsters. 


III. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Instruktion des Hl. Offiziums, betr. die Leichenverbrennung, 
vom 19. Juni 1926. A. A. S. XVIII, 282. 


Cadaverum  cremationis praxi nonnullis in regionibus, 
posthabitis iteratis Sedis Apostolicae in contrarium declarationibus 
atque ordinationibus, in dies, ut relatum est, invalescente, ne tam 
gravis abusus, ubi iam obtinuit, confirmetur aliove extendatur, 
Suprema haec Sacra Congregatio Sancti Officii muneris sui esse 
ducit locorum per orbem Ordinariorum hac super re attentationem 
denuo instantiusque, probante SSmo Domino Nostro, excitare. 


Et primo quidem, quum non pauci, etiam inter catholicos, 
barbarum hunc morem, nedum christianae sed et naturalis erga 
defunctorum corpora pietatis sensui constantique Ecclesiae, inde 
a primis eius initiis, disciplinae plane repugnantem, veluti unum 
e potioribus hodierni, ut aiunt, civilis progressus scientiaeque 
valetudinis tuendae meritis celebrare non dubitent; haec eadem 
Sacra Congregatio christiani gregis Pastores quam vehementissime 
hortatur ut concreditas sibi oves omnimodis edocendas curent 
hoc reapse consilio a christiani nominis hostibus cadaverum 
cremationem laudari ac propagari ut, animis a mortis consideratione 
speque corporum resurrectionis paulatim aversis, materialismo 
sternatur via. Quamvis igitur cadaverum crematio, quippe non 
absolute mala, in extraordinariis rerum adiunctis, ex certa gravique 
boni publici ratione, permitti queat et revera permittatur; communiter 
lamen ac veluti ex regula ordinaria eidem operam vel favorem 
praestare, impium et scandalosum ideoque graviter illicitum esse 
nemo non videt; meritoque proinde a Summis Pontificibus pluries, 
novissime vero per recens editum Codicern iuris canonici (can. 1203 
S 1) reprobatam fuisse ac reprobari. 


Ex quo etiam patet quod, etsi iuxta decretum diei 
15. decembris 1886 (Collect. P. F., n. 1665) Ecclesiae ritus et 
suffragia non inhibeantur »quoties agatur de iis quorum corpora 
non propria ipsorum sed aliena voluntate cremationi subiiciuntur« ; 
quum tamen id (ut in ipso decreto expresse adnotatur) eatenus 
valere tenendum sit, quatenus per opportunam declarationem 
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.»cremationem non propria defuncti sed aliena voluntate electam 
fuisse« scandalum efficaciter removeri queat, sicubi specialia 
rerum temporumque adiuncta id sperare non sinant, funerum 
ecclesiasticorum hoc quoque in casu prohibitionem integram 
manere dubitari non potest. 


Valde autem longe a veritate abesse, evidenter, dicendi sunt 
qui, ex speciosa ratione quod aliquem religionis actum defunctus, 
dum viveret, exercere solitus esset vel quod ultimo vitae momento 
pravam voluntatem forte retractare potuerit, licitum censent 
exsequias ecclesiasticas eidem, praesente cadavere, de more 
persolvere, licet hoc postea, ex propria ipsius defuncti dispositione, 
sit igni tradendum. Quum enim de hac coniectata retractatione 
nihil certo constare queat, nullam ipsius in foro externo rationem 
haberi posse palam est. 


Vix vero notatu dignum videtur, omnibus hisce in casibus 
in quibus non licet pro defuncto funebria ecclesiastica celebrare, 
ne licere quidem eius cineres sepultura ecclesiastica donare vel 
quomodocumque in coemeterio benedicto asservare; sed ad 
praescriptum canonis 1212 in separato loco esse reponendos. 
Quodsi forte civilis loci auctoritas, Ecclesiae infensa, vi contrarium 
exigat, ne desint sacerdotes ad quos spectat, qua par est animi 
fortidudine, huic apertae Ecclesiae iurium violationi. obsistere, 
emissaque congrua protestatione, ab omni abstineant interventu. 
Tum, data occasione, praestantiam, utilitatem ac sublimem 
ecclesiasticae sepulturae significationem set privatim seu publice 
praedicare ne cessent, ut fideles, Ecclesiae intentionem apprime 
edocti, a cremationis impietate deterreantur. 


Et quoniam, denique, haec omnia ad optatum finem, nisi 
viribus unitis, haud facile erit deducere; mens est Sacrae Con- 
gregationis ut diversarum regionum ecclesiasticarum Sacrorum 
Antistites, si quando res id exigat, penes proprium Metropolitam 
convenientes, insimul exquirant, discutiant, statuant quid ad rem 
magis opportunum in Domino iudicaverint; et de consiliis hac 
super re simul initis deque eorum exequutione atque effectu. 
Sanctam Sedem deinde informent. 


Datum Romae ex Aedibus Sancti Officii die 19. Iunii 1926. 
R. Card. Merry del Val. 
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2. Indult der Sakramentenkongregation für die Diözese _ 


Breslau, betr. die Abhaltung von nächtlichen Gottesdiensten 
für Gasthausangestellte, vom 19. Juli 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 90.) 


Beatissime Pater, 

Cardinalis Episcopus Wratislaviensis humiliter exponit quod 
sequitur: 

In maximis urbibus dioecesis Wratislaviensis erectae sunt 
nonnullae piae uniones virorum feminarumque in tabernis et 
hospitiis inservientium, ut vitae religiosae illorum melius provideatur. 
Perraro intra annum istis occasio praebetur Missae Sacrificio 
assistendi, et Dei verbum audiendi, cum quotidie, etiam dominicis 
et festis diebus a matutino usque ad mediam noctem qua tabernae 
iuxta legem civilem clauduntur, hospitibus inservire coguntur; et 
ita permulti a vita religiosa alienantur. Quare ut consulatur bono 
animarum horum hominum, Cardinalis Episcopus Wratislaviensis 
humiliter petit facultatem  permittendi sacerdotibus qui opus 
dirigendi talem unionem valde difficile sed meritorium curant, ut 
S. Sacrilicium Missae media nocte hac occasione celebrent; ita 
ili homines in virtute et vita christiana Conima punat, et in 
labore difficili consolabuntur. 


Ex Audientia SSmi diei 19. Julii 1926. 


Ssmus Dnus Noster Pius Papa XI. audita relatione infrascripti 
Emi Cardinalis Praefecti S. C. de Sacramentis, attentis expositis, 
Eminentissimo EpiscopoWratislaviensi oratori,benigne tribuit gratiam 
iuxta petita ad quinquennium, si tamdiu expositae cirumstantiae 
perseveraverint, omni adhibita diligentia ne incommoda vel scandala 
proveniant, servatis in reliquis de iure servandis. Contrariis 
quibuscumque minime obstantibus. 


(L. S.) M. Card. Lega. 


3. Rundschreiben der Konzilskongregation, betr. das Verhalten 
der Priester während eines Ferienaufenthalts in fremden 
Diözesen, vom 1. Juli 1926. A. A. S. XVIII, 312. 


Revme Domine uti Frater, 


Sacrae huic Congregationi exploratum est, sacerdotes quos- 
dam, aestivis potissimum et autumnalibus temporibus, cum valetu- 
dinis causa rusticationem in montibus aut iuxta mare suscipiant, 
vel ad aquas salubritate praestantes proficiscantur, ut balneo vel 


| 
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otu utantur, vixdum sacro peracto, reliquum diei tempus in 
oluptuariis conversationibus traducere, theatra, saltatorios ludos, 
inematographa, quae vocant, et cetera huiusmodi spectacula 
dire, quae sacerdotis dignitatem prorsus dedeceant. Nonnullos 
tiam, talari veste deposita, profanum omnino vestitum induere, 
it magis liberi ac soluti evadant. 

Huc accedit ut, ceteris etiam temporibus, sacerdotes non 
lesint, qui huiusmodi libertati indulgendo, profanam sibi vestem 
nduant quo urbes non noti invisant, et indecoris et haud honestis 
spectaculis intersint. 

Ut autem gravissimum hoc detrimentum, pro facultate, 
'eparetur, simulque praecaveatur ne huiusmodi sacerdotum numerus 
infeliciter increbrescat ideoque morbus contagione pervulgetur, 
haec Sacra Congregatio Concilii dum postulat ut Ordinarii omnes 
in hanc rem mentem et animum diligentissime convertant, praes- 
cripta quae sequuntur servanda decrevit : 

1. Sacerdotes qui e propria dioecesi, valetudinis causa, per 
aliquod tempus discedere cupiant, id ab Ordinario suo submisse 
petant, tempus pariter denuntiantes profectionis et reditus itemque 
loca, quo se conferre constituerunt. 

2. Curent Ordinarii ut eas causas, quibus innixi sacerdotes 
facultatem discedendi e Dioecesibus postulaverint, accurate reputent 
ac decernant; postulantium mores vitaeque rationem prius diligenter 
perpendant et nonnisi caute eiusmodi facultatem largiantur. 

3. Exigant insuper ut sui sacerdotes semper eligant ea 
diversoria seu hospitia, quae Dei administros non dedeceant. 

4. Ordinarii praeterea horum sacerdotum nomina quantocius 
Curiae illius dioecesis renuntient, quo iidem se coníerent, itemque 
significent cum tempus eisdem concessum, tum diversorium seu 
domum, in qua hospitio excipientur. 

9. Itidem sacerdotes, cum ad locum pervenerint, ubi com- 
morari cupiunt, quam primum Curiae illius loci se sistant, vel, 
pro rerum adjunctis, Vicarium Foraneum sin minus parochum 


| adeant, qui deinceps rem Ordinario suo referre debet. 


| 


6. A. Ordinarii autem locorum, quo sacerdotes valetudinis 
causa se conferre solent, sacerdotibus inibi commorantibus sedulo 
attenteque invigilent, vel per se vel per sacerdotes, quibus hoc 


. peculiare munus demandaverint; et ad sacra facienda eos non 
, admittant, nisi iis, quae supra diximus, praescriptis obtemperaverint. 


B. Ut autem hi sacerdotes facilius in officio contineantur 


. Opportunas poenas constituant quibus afficientur si scandalum 
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dederint, vel si quoquo modo aliquod egerint, quod sacerdotali 
munere indignum Sit. 

C. Comminari etiam possunt suspensionem ipso facto 
incurrendam si publica theatra, cinematographa, ludos saltatorios 
ceteraque huiusmodi profana spectacula adeant, vel si talarem 
vestem deponant. 

D. Denique poenis, ad sacrorum canonum normam, hos 
Ecclesiasticos reapse multent si huiusmodi praescriptis ceterisque 
Ecclesiae legibus non obtemperaverint. 

E. Propriae istorum Ecclesiasticorum Curiae rem diligenter 
referant, et, si opus fuerit, Sacrae etiam huic Congregationi. 

7. Hac in causa, etiam quoad Religiosos, Ordinarii invigilent, 
poenasque, si deliquerint, ad sacrorum canonum normam decer- 
nant, eosque Superioribus Maioribus denuntient. 

Interim quo par est obsequio cuncta fausta Tibi a Domino 
adprecans permaneo. l 

Romae, ex Secretaria S. C. Concilii, 1. iulii 1926. 

Amplitudinis Tuae. 
Uti Frater 
T Donatus Card. Sbarretti, Praefectus, 


1 Julius, Episcopus tit. Lampsacensis, Secretarius. 


4. Promulgationsdekret der Propagandakongregation, betr. 


die Generalstatuten des Priestermissionsvereins, 
vom 4. April 1926. A. A. S. XVIII, 230. 


Die vom Hl. Stuhle genehmigten Generalstatuten des Priester- 
missiorisvereins haben folgende Kapitelüberschriften: I. De natura 
et fine, II. De sodalibus (Außer den Welt- und Ordenspriestern 
kónnen auch studierende Kleriker aufgenommen werden), III. De 
Consilliis (Bezirks- und Diózesanrat), IV. De Congressibus. Am 
Schlusse ist ein Verzeichnis der Ablässe und geistlichen Gnaden 
für die Mitglieder hinzugefügt. Letzteres möge hier wörtlich mit- 
geteilt werden. 

I. — Indulgentia plenaria, suetis sub conditionibus lucranda, 
in festis: 1.° Epiphaniae, 2.° SS. Apostolorum, 3.° S. Michaelis 
Archangeli, 4.^ S. Francisci Xaverii, 5.? semel in mense, die ad 
proprium cuiusque arbitrium eligenda, 6.° in articulo mortis, 
servatis servandis. 

II. — Indulgentia centum dierum pro quolibet pietatis opere 
in favorem Missionum expleto. 


1 
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HI. — Facultas (dummodo adscriptus ad sacramentales 
confessiones audiendas sit approbatus): 


1.9? benedicendi extra Urbem,unico Crucis signo,coronas, rasaria, 
cruces, crucifixos, numismata et parvas statuas cum applicatione 
Indulgentiarum Apostolicarum (Cfr. Acta Ap. Sedis, 1922, p. 143); 
2.? benedicendi, unico Crucis signo, coronas iuxta typum rosariorum 
B. M. V. confectas, cum applicatione indulgentiarum, quae a PP. 
Crucigeris nomen habent; 3.° benedicendi ac imponendi, servatis 
ritibus ab Ecclesia praescriptis, scapularia Passionis D. N. Iesu 
Christi, Immaculatae Conceptionis B. M. V., SS. Trinitatis, B. M. V. 
Perdolentis, B. M. V. a Monte Carmelo, ab Apostolica Sede 
approbata. (Cir. infra n. VII); 4.? benedicendi, unico signo Crucis, 
crucifixos cum applicatione indulgentiarum pii exercitii a Via Crucis 
nuncupati in favorem fidelium, qui quominus sacras visitent 
»Stationes« legitime impediuntur; 5." benedicendi, unico signo 
Crucis. crucifixos, iisdemque applicandi plenariam indulgentiam 
in articulo mortis ab iis acquirendam, qui praescriptis expletis 
conditionibus, illos osculati fuerint aut saltem aliquo modo tetigerint 
(Cir. Acta Ap. Sedis, 1914, p. 348). 


IV. — Indultum personale Altaris privilegiati, quater in qualibet 
hebdomada, dummodo simile indultum pro alia die non obtentum 
fuerit. 


(Haec omnia per S. Poenitent. 15. nov. 1918. Cfr. Acta 
Ap. Sedis, 1919, p. 20). 

V. — Facultas (dummodo, ut supra, ad sacramentales con- 

. fessiones audiendas adscriptus sit adprobatus) benedicendi coronas 

. Septem Dolorum B.M.V. cum applicatione omnium et singularum In- 


 dulgentiarum, quas Summi Pontifices eiusmodi coronis impertiti 
Sunt. 


| VI. — Facultas, ut supra, benedicendi ac imponendi, sub 
unica formula, scapularia, quae ut Sodales Piae Unionis imponendi 
. facultate gaudent. (Ex Audientia SSmi. Emo. Praefecto S. Congr. 
. de Prop. Fide concessa die 20 martii 1919. Cir. Acta Ap. Sedis, 
. 1919, p. 179). 

| VII. — Facultas imponendi scapularia de quibus supra, absque 
. inscriptionis onere in album Confraternitatis (Ex Audientia SSmi. 
. Emo. Praefecto S. C. de Prop. Fide concessa die 4 martii 1920). 


VIII. — Facultas pro omnibus adscriptis anticipandi a meridie 
. Tecitationem Matutini cum Laudibus subsequentis diei, dummodo 
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tamen officium diei iam persolverint (Ex Audientia Ssmi. Emo. 
Praefecto S. C. de Prop. Fide concessa die 1 decembris 1921. 
Cir. Acta Ap. Sedis, 1921, p. 565)!). 


5. Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Aufstellung 
der Herz-Jesustatue auf dem Sakramentsaltare, 
vom 23. April 1926. A. A. S. XVIII, 291. 


Sacrae Rituum Congregationi pro solutione opportuna ex- 
posita sunt sequentia dubia, nimirum: 

I. An statua, repraesentans Dominum Nostrum Iesum Christum 
detecto Corde, collocari possit in altari ubi permanenter custoditur 
Sanctissima Eucharistia, non tamen supra tabernaculum, sed retro, 
apud parietem? 

Et quatenus negative ad I: 

IL. An supradicta statua, repraesentans Dominum Nostrum 
lesum Christum, detecto Corde, perpetuo exponi valeat in aedicula 
facta in pariete apud quem exstat altare in quo permanenter 
custoditur Sanctissima Eucharistia ? 

Et Sacra eadem Congregatio, audito specialis Commissionis 
suffragio propositis quaestionibus respondendum censuit:Affirmative 
ad utrumque, iuxta prudens Ordinarii iudicium. 

Atque ita rescripsit ac declaravit; servatis servandis, 

Die 23 Aprilis 1926. 
t A. Card. Vico. Ep. Portuen. et S. Rufinae, 

L. f S. S. R. C. Praefectus. 

Angelus Mariani, Secretarius. 


6. Erlaß des Erzbischöflichen Generalvikariats zu Köln, betr. 
Geschäftsunternehmen durch Geistliche, vom 29. Mai 1926. 
(Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln LXVI, 792). 


| Wir sehen uns veranlaßt, die Hochwürdige Geistlichkeit 
dringend zu bitten davon absehen zu wollen, den Vertrieb von 


1) Litterae Emi. G. M. Card. v. Rossum Praefecti diei 1. Maji 1926 ad 
Emum. ac Rmum. Archiepiscopum Coloniensem: Epistulam Eminentiae Tuae 
Reverendissimae, die 30 martii a. e. datam nuper accepi, qua dubium aliquod 
huic Sacrae Congregationi proponebatur, utrum scilicet privilegio anticipandi 
a meridie recitationem Matutini cum Laudibus sequentis diei nonnisi Sacerdotes 
gaudeant, qui Piae Unioni Cleri pro Missionibus nomen dederint, an etiam 
Clerici subdiaconi eidem Piae Unioni adscripti frui possint. Quod ad dubium 
haec Sacra Congregatio respondet aifirmative, cum dictum privilegium omnibus 
Piae Unioni adscriptis concessum fuerit, ut e Statutis generalibus ab hac S. 
Congregatione mox edendis Eminentia Vestra eruere poterit. 

2) Vgl. den Erlaß des Bischöfl. Generalvikariats zu Trier, betr. den 
Buchvertrieb durch Geistliche, vom 1. Dezember 1925, oben S. 215. 
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religióser Literatur, Devotionalien und Schulbüchern selbst in die 
Hand zu nehmen oder durch den Küster oder einen anderen 
Beauftragten ausführen zu lassen. Der Geistliche muß in vor- 


bildlicher Weise Rücksicht auf die Volksgemeinschaft nehmen, 


zu der auch die ortsansässigen Geschäftsleute zählen. Selbst bei 
Missionen und anderen besonderen Veranstaltungen läßt es sich 
in den meisten Fällen so einrichten, daß der Verkauf dieser 
Gegenstände möglichst den einheimischen Geschäften überlassen 
und keine eigene Verkaufsstelle an dem Kircheneingang eingerichtet 
wird. Wo der Geistliche das entsprechende Verständnis und das 
Entgegenkommen dieser Kreise findet, möge er diese auch bei 
besonderen Gelegenheiten nicht übergehen und nicht einzelne 
bevorzugen. 


7. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. 
die Brautprüfungsprotokolle, vom Jahre 1926. 
(Linzer Diözesanblatt LXXII, 133.) 


Die sorgfältige Aufnahme der Brautprüfungsprotokolle im 
Sinne des can. 1020, $$ 1 u.2, ist zur Feststellung der Personalien, 
des Freiseins von Hindernissen, der Notwendigkeit der Aufgebote, 
der benötigten Trauungsdelegation oder Lizenz, des freien Willens 
zum Eheabschluß vor allem der Braut usw. gefordert, zumal in 
Oesterreich der Pfarrvorstand auch die staatliche Giltigkeit und 
Erlaubtheit der Ehe zu gewährleisten hat. 

DasBrauiprüfungsprotokoll bildet bei späterenSchwierigkeiten, 
insbesondere bei Eheprozessen für den zuständigen Pfarrvorstand 
ein wichtiges Beweismoment. 

Nach verschiedenen Wahrnehmungen werden jedoch noch 
vielfach in dieser Hinsicht ganz unzulängliche Formularien ver- 
wendet, die nur die allerdürftigsten Angaben enthalten, soweit sie 
zur Vornahme des Aufgebotes und zur Matrikulierung benötigt sind, 


. manchmal werden ohne Formulare nur die allernotwendigsten 


/ 
d 


Angaben der Brautleute schriftlich festgehalten! 
Im Sinne des § 3 des can. 1020 wird es hiermit allen hoch- 
würdigen Pfarrvorstánden zur Pflicht gemacht, bei Brautprüfungen 


| immer die offiziellen » Brautprüfungsprotokolle« des Katholischen 
; Preßvereines in Linz zu verwenden und sie in allen Fragen und 


| 


Punkten entsprechend auszufüllen. 
Jedenfalls muß dem Píarramte stets ein solches Formular 
vorliegen und müssen bei jeder Brautprüfung die Fragen usw. 


. genau nach diesem Formulare durchgenommen und die Antworten 
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und Angaben der Ehewerber genau nach und mit der Numerierung 
des Formulares auf einem Bogen Papier niedergeschrieben werden, 
wenn man nicht jedesmal ein Formular selbst benützen wollte. 

Die Formulare anderer Preßvereinsdruckereien sind, weil 
unvollständig, ausdrücklich ausgeschlossen. 

Die hochwürdigen Herren Dechante werden verpflichtet, sich 
bei den Visitationen über die Einhaltung dieser Bestimmungen zu 
vergewissern. ! 

Es wird darauf hingewiesen, daß die Brautprüfungsprotokolle 
allen Ehedispensgesuchen und sonstigen wichtigeren Eingaben in 
Eheangelegenheiten beigeschlossen werden müssen. 


8. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. Eides- 
formular vor Abschluß einer gemischten Ehe,vom 6.August 1926. 
(Oberhirtl. Verordnungsbl. für das Bistum Speyer 1926, 238.) 
Anstelle der beim Abschluß von gemischten Ehen bisher 
vorgeschriebenen eidlichen Erklärung haben S. B. Gnaden ünser 
Hochwürdigster Herr Ordinarius eine neue verordnet, die nach- 
stehend abgedruckt wird und in der Ordinariatskanzlei zum Preise 
von 10 Pfennig das Stück zu haben ist. 
Eidesformel 
vor Eingehung einer gemischten Ehe. 
Der katholische Teil: | 
Ich schwöre vor Gott dem Allwissenden: Ich werde meine 
Ehe nur vor dem katholischen Pfarrer abschlieBen. Ich 
werde alle Kinder unserer Ehe katholisch taufen und in der 
katholischen Religion unterrichten und erziehen lassen. 
Wir versprechen einander: Auch wenn der Tod unseren 
Ehebund auflóst, wird der überlebende Teil das Versprechen 
der katholischen Kindererziehung gewissenhaft einhalten. 
Vor- und Zuname: 
Der nichtkatholische Teil: 
Ich verspreche meinem künftigen Ehegatten in der Aus 
übung seiner religiösen Pflichten niemals ein Hindernis in 
den Weg zu legen. Ich erkläre mich mit der Eidesleistung 
meines Bräutigams — meiner Braut — einverstanden und 
werde gewissenhaft darnach handeln. 
Vor- und Zuname: 
Vorstehende Unterschriften bestätigt 
Ort und Tag . . . . den 
Das katholische Pfarramt. 
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9. Verfügung des Fb. Generalvikariats zu Breslau, betr. die 
Ueberführung der Leichen in die Kirche, vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 1111.) 


Canone 1215 haec statuta est regula: »Nisi gravis causa 
Obstet, cadavera fidelium, antequam tumulentur, transferenda sunt 
in ecclesiam, ubi funus, idest totus ordo exequiarum, quae in 
probatis liturgicis libris praescribuntur, persolvatur. 

Haec regula ut ubique fideliter observetur, a Sancta Sede 
denuo praescriptum est. Hinc mandamus, ut: 

1°. ubicunque in nostra dioecesi supradicta norma in usu 
est, nullatenus usus contrarius admittatur ; 

2°. ubi hucusque non est observata, sed prudenter introduci 
potest, quamprimum introducatur, et fideles doceantur de causis 
revera gravibus praxim ecclesiasticam commendantibus. 

3°. Ubi graves obstant difficultates ex. gr. ob nimiam sacer- 
dotum per graviora officia occupationem, ob majorem ab ecclesia 
distantiam, ob periculum, ne ob exiguam quoque expensarum 
auctionem acrius inducatur ab inimicis Ecclesiae prohibitus 
cremandi cadavera abusus, parochi in Conferentiis Archipres- 
byteratus communiter diligenter deliberent, quid ad introducendam 
supra dictam normam fieri possit, et Conferentiae propositiones 
suo tempore nobis referant. 


10. Instruktion des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. 
das Begrábnis von Selbstmórdern, vom Jahre 1926. 
(Linzer Diózesanblatt LXXII, 92.) 


Die Zahl der Selbstmorde nimmt in überaus bedauerlicher 
Weise zu. Ein einheitliches Vorgehen sämtlicher Seelsorger ist 
umsomehr geboten, als sonst eine zu milde Praxis den Abscheu 
vor diesem schweren Verbrechen schwächen oder andere Seel- 
sorger in den Verdacht des Rigorismus bringen müßte. Es 
werden daher im nachfolgenden die bestehenden kirchlichen 
Vorschriften in Erinnerung gebracht mit der Weisung gewissen- 
hafter Befolgung. 

1. Selbstmördern, die diese Tat im zurechnungsfähigen 
Zustande begangen haben, ist das kirchliche Begräbnis zu ver- 
weigern (can. 1240, S 1, n. 3). 


1) Vgl. die Entscheidungen der Interpretationskommission des CJC. 
vom 16. Oktober 1919 und der Ritenkongregation vom 28. Februar 1920, bei 
Hilling, CJC. Interpretatio 85 f. 
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2. Das kirchliche Begräbnis besteht (can. 1204) in der 
Überführung des Leichnams zur Kirche, in der Aussegnung 
(exsequiae) daselbst und in der Beisetzung auf dem geweihten 
Friedhofraum. Zum kirchlichen Begräbnis gehört auch das Ge- 
läute der Kirchenglocken (Wiener Provinzialkonzil tit. IV c. 15: 
campanae sonitum non edant; Diözesansynode de sepultura 
eccles. n. 2: nolas ecclesiarum ad usum sacrum benedictas in 
eorum tantum exsequiis licet pulsare, quibus sepultura ecclesiastica 
competit). 

3. Wenn das kirchliche Begräbnis verweigert werden muß, 
dann ist auch die Abhaltung jedweder Leichenmesse (auch am 
Jahrestag) oder eines anderen óifentlichen Leichengottesdienstes 
verboten (can. 1241). 


4. Selbstmórdern, die vor dem Tode noch Zeichen der 
Reue gegeben haben, kann zwar das kirchliche Begräbnis gestattet 
werden (can. 1240, S 1), aber nur ein einfaches. Ein feierliches 
Begräbnis würde ein berechtigtes Ärgernis in den Augen der 
Gutgesinnten bedeuten, das (can. 1240, $ 2) zu vermeiden ist: 
cadaver sepulturae ecclesiasticae tradatur, ita tamen ut removeatur 
scandalum. Darum untersagen sowohl das Wiener Provinzialkonzil 
(tit. IV c. 14) als die Diózesansynode (de sepultura eccles. n. 5 
sub d) jeden »apparatus major«. 


Was unter diesem »apparatus major« zu verstehen ist, hal 
bereits das Diózesanblatt 1905 (Nr. 12 sub b) erklärt: »Ist der 
Selbstmord nicht mir voller Zurechnungsfähigkeit begangen 
worden, was aus dem Zeugnisse der Kommission, des Arztes, 
des Befundes und aus den verschiedenen Umständen zu ersehen 
und dann um so leichter anzunehmen ist, wenn der Unglückliche 
sonst einen christlichen Lebenswandel geführt hatte, oder ist die 
Tat zwar im zurechnungsfähigen Zustande vollbracht worden, der 
Unglückliche hat aber vor dem Tode noch Zeichen der Reue 
gegeben, dann kann und soll zwar das kirchliche Begräbnis 
gewährt werden, aber ohne jeden Pomp und ohne jede aut- 
fallende kirchliche Feierlichkeit, weil dies eine Verletzung des 
religiösen Gefühles des gutgesinnten Volkes wäre und weil auch 
der entschuldbare Selbstmord immer noch ein trauriges und 
erschütterndes Ereignis für die ganze christliche Gemeinde bleibt. 
Die Einsegnung und Begleitung der Leiche wird also in diesem 
Falle gewöhnlich nur von einem Priester geschehen und audi 
der Leichengottesdienst ein einfacher sein.« 
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Es wird hiermit ausdrücklich erklärt, daß beim Begräbnis 
solcher Selbstmörder niemals ein assistierter Kondukt und auch 
kein gesungenes Requiem (wenn auch nur von einem Priester) 
gestattet ist, ebensowenig ein »Libera«, sondern nur eine einfache, 
stille Konduktmesse. Umsoweniger ist ein sogenanntes feier- 
liches Ausläuten am Vortage statthaft. 


l1. Verbot des Bischofs von Linz bezüglich des Besuches 
religionsfeindlicher Versammlungen, vom Jahre 1926. 
(Linzer Diözesanblatt LXXII, 126.) 


Der Heilige Apostolische Stuhl in Rom hat bereits zu wieder- 
holten Malen den Katholiken strenge verboten, sich mit Nicht- 
katholiken in öffentliche Religionsgespräche, Disputationen und 
Auseinandersetzungen einzulassen; diese Verbote wurden sämtlich 
auch im neuen kirchlichen Gesetzbuch aufrecht erhalten, wo es 
ausdrücklich heißt: »Die Katholiken mögen sich hüten, sich mit 
Nichtkatholiken in Disputationen oder Auseinandersetzungen, 
namentlich vor der Öffentlichkeit, einzulassen ohne Erlaubnis des 
Heiligen Stuhles oder in dringendem Falle des betreffenden 
Bischofs.« (Can. 1325, $ 3.) 

Der Grund dieses Verbotes ist einleuchtend. Schon der heilige 
Paulus mahnt im Briefe an Titus, in törichte Streitfragen soll man 
sich nicht einlassen, vielmehr einen ketzerischen Menschen meiden, 
denn man wisse, daß ein solcher verkehrt sei und sich selbst 
das Urteil der Verdammung spreche. 

Wie man ohne ausdrückliche kirchliche Erlaubnis keine 
glaubensfeindlichen Bücher, Zeitungen und Schriften lesen und 
verbreiten darf, so darf man auch keine Reden gegen den Glauben 
freiwillig anhören und darum auch keine solchen gegnerischen 
Versammlungen aufsuchen, in denen solche Reden den Haupt- 
gegenstand bilden. Nur zu leicht werden, namentlich bei weniger - 
unterrichteten Katholiken, durch solche Reden Glaubenszweifel 
wachgerufen; es ist ja viel leichter, auch gegen klare und sichere 
Wahrheiten Schwierigkeiten vorzubringen, als solche in voll- 
kommener Weise zu lösen, zumal wenn sich der Redner mit dem 
Scheine einer falschen Wissenschaftlichkeit umgibt, seine Aus- 
führungen durch rednerischen Aufputz eindrucksvoll gestaltet und 
durch den lauten Beifall seiner glaubenlosen und kirchenfeind- 
lichen Zuhörer als angeblich »siegreichen Erfolg« hinzustellen 
versteht. Den Gegnern ist es bei solchen Veranstaltungen nicht 
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um die Wahrheit zu tun, sondern lediglich um religiöse Ver- 
hetzung der Menge und um Skandalsucht und Sensation im 
Interesse ihrer Partei und der kirchenfeindlichen Agitation. 
Erfahrungsgemäß ergehen sich auch solche Hetzredner oft- 
mals in abscheulichen Gotteslästerungen, bringen die lächerlichsten 
Anschuldigungen vor, die längst durch die Geschichte widerlegt 
. sind, predigen offenen Haß gegen Gott und Religion, gegen Kirche 
und Priester und scheuen sich nicht, durch freche Lügen und 
Verleumdungen Religion und Kirche in Verruf zu bringen. 


Solchen Versammlungen fern zu bleiben, ist strenge Ge- 


wissenspflicht aller Katholiken. Das katholische Selbstbewufts ein 
verbietet es jedem ehrlichen Katholiken, sich von Lügen- und 
Hetzaposteln über religióse Fragen belehren zu lassen oder sie 
auch nur anzuhören. Wer dennoch zu solchen Versammlungen 
hingeht, wenn auch nur aus sträflicher Neugierde, setzt seinen 
heiligen Glauben schweren Gefahren aus, gibt ein öffentliches 
Ärgernis, unterstützt die Gegner und ist mitschuldig an der Unter- 
grabung der Religion und des Glaubens. 

Ich verbiete darum kraft meiner bischöflichen Autorität allen 
Katholiken meiner Diözese den Besuch von Versammlungen, die 
von Freidenkern und religiösen Sekten, z. B. Methodisten, 
Adventisten und sogenannten Bibelforschern veranstaltet werden; 
dieses Verbot gilt umsomehr, wenn in solchen Versammlungen 
unglückliche Priester auftreten, die von der Kirche abgefallen 
sind. Wer dieses Verbot nicht beachtet, macht sich des Un- 


gehorsams gegen die Kirche schuldig. 
7 Johannes Maria 


Bischof. 


12. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. die 
Vorlage von Gemäldeskizzen, vom Jahre 1926. 
(Linzer Diözesanblatt LXXII, 127.) 


Bei Neubestellung oder Renovierung von Bildern, Gemälden 
(Altar, Wand-, Deckenbildern) und Gemäldefenstern sind die 
betreffenden Skizzen rechtzeitig anher vorzulegen; die endgültige 
Bestellung und Inangriffnahme der Arbeit darf erst nach erteilter 
Bewilligung erfolgen, auch dann, wenn vielleicht Wohltäter ein 
Fenster spenden. Für die Bewilligung bleiben vor allem die 
kirchlichen Bestimmungen, nicht die »modernen« Kunstanschau- 
ungen maßgebend. Höher als das oft ganz subjektive und 
wechselnde Kunstempfinden einzelner »moderner« Künstler steht 
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der fraditionelle und gesunde religiöse Sinn der Allgemeinheit, 
der nicht abgestoßen und verletzt werden darf; die Kunst muß 
der Religion, nicht umgekehrt letztere der ersteren dienen. 

Der Codex J. C. betont daher mehrmals das Festhalten an 
den hergebrachten Kunstformen. Can. 1164, S 1: in ecclesiarum 
aedificatione vel refectione serventur formae a traditione christiana 
recepíae et artis sacrae leges. Can 1279, S 2, verbietet Bilder 
»quae cum probato Ecclesiae usu non congruant« und Can. 1296, 
S 3, verweist bei Herstellung von kirchlichen Gerätschaften auf 
die »ecclesiastica traditio«. Man mache die in Aussicht ge- 
nommenen Künstler im vorhinein darauf aufmerksam, um nach- 
folgende unliebsame Enttáuschungen zu vermeiden. 


13. Verordnung des Fürstbischofs von Breslau, betr. Denkmals- 
und Kunstpflege in der Diözese, vom 15. Juli 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 83.) 


Die in unserer Diózese in zahlreichen Verordnungen bekundete 
Fürsorge für die Erhaltung der vorhandenen Schópfungen christ- 
lichen Kunstschaffens, sowie für geziemende Wahrung der Forde- 
rungen echt kirchlicher Kunst bei Neubauten, baulichen Vornahmen 
und Anschaffung kirchlicher Ausstattungsstücke hat eine neue 
Anregung gefunden durch Se. Heiligkeit Papst Pius XL, der vor 
einigen Wochen das zum Schutze und zur Förderung der hl. 
Kunst zunächst an die Bischöfe Italiens gerichtete Rundschreiben 
vom 1. September 1924!) allen Ordinarien der Gesamtkirche 
übermitteln ließ zu dem Zwecke, daß es, den Verhältnissen der 
einzelnen Länder und Bistümer angepaßt, überall als Richtschnur 
diene. 

Dieser dankenswerten neuen Anregung folgend und zugleich 
der auf der Diózesansynode mit allgemeiner Zustimmung gefaften 
EntschlieBuug entsprechend, verordne ich Folgendes: 


A. Schutz und Erhaltung der vorhandenen 
Kunstwerke. 


Wenn auch die zahlreichen Schätze kirchlicher Kunst, deren 
beim Ausgang des Mittelalters die Kirchen der ostdeutschen 
Provinzen sich rühmen durften, durch die Ungunst der Zeiten, 
durch die Verheerungen bei Umsturz bestehender Ordnung, teil- 
weise auch durch mangelhafte Sorgfalt bei ihrer Erhaltung starke 


1) Vgl. dieses Archiv CIV, 380 f. Anm. d. Herausgeb. 
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Einbuße erlitten haben, so birgt doch, Gott sei Dank, unsere 
weitreichende Diözese auf allen Gebieten künstlerischer Betätigung 
auch jetzt noch sehr viele und wertvolle Zeugnisse des regen 
und fruchtbaren Kunstsinnes unserer Vorfahren. Dieses Erbe in 
seinem Bestande und seinem Kunstwerte zu erhalten, ist eine 
Ehrenpflicht für alle, denen die Sorge dafür übertragen ist. 


Zur Erleichterung dieser Aufgabe wird es zunächst erforderlich 
sein, bei den Pfarrakten — neben dem allgemeinen pfarrlichen 
Inventarverzeichnis — eine gesonderte Zusammenstellung aller 
künstlerisch wertvollen Stücke zu besitzen. Es wird deshalb, 
wie schon durch das fürstbischöfliche Zirkular vom 20. November 
1867 vorgeschrieben war, allen bei einer Kirche oder Kapelle als 
rector ecclesiae wirkenden Herren Geistlichen zur Pflicht gemacht, 
ein solches besonderes Inventar herzustellen oder nachzupräfen, 
wo es schon vorhanden ist, sowie eine Abschrift desselben an 
das Ordinariat als der für die Erfüllung der Aufgabe verantwort- 
lichen Zentralstelle bis zum 1. Dezember d. Js. einzusenden. 
Dabei ist folgende Ordnung einzuhalten : 


a) Kirchliche (gottesdienstliche) Bauten: Bauzeit, Baumaterial, 
Baustil. (Baumeister und etwaige gründliche Restaurationen.) 
Eigentümer des Kirchengebäudes. Baupflicht. Jetziger baulicher 
Zustand. | | 


b) Kunstarbeiten: Gemälde, Stein-, Metall-, Holz-, Elfenbein- 
u. dergl. Bildwerke. Mosaiken. Künstlerisch wertvolle Stuck 
arbeiten. Glasmalereien. Wann, wo, von wem hergestellt? Wie 
und wo jetzt aufgestellt oder aufbewahrt? Jetziger Zustand. 


c) Heilige Geräte und Gewänder: Kelche, Monstranzen, 
Reliquiarien, Kreuze, Leuchter, Rauchfässer, Lampen. Gewebte 
oder gestickte Paramente u. à. Die näheren Angaben über die 
einzelnen Stücke wie oben bei b), soweit möglich und zweck- 
entsprechend. 


d) Orgeln, Glocken, Turm- und Sakristeiuhrwerke. 


e) Alte Ausgaben liturgischer Bücher, ferner solche, die 
durch Einband und Ausstattung (Miniaturen) kunsthistorischen 
Wert haben. Alte Stiche oder Holzschnitte, Zeichnungen, Pläne 
für kirchliche Bauten u. dergl. | 


Wo im Dekanate kunst- und altertumskundige Geistliche 
oder Laien bei Aufstellung dieser Inventare helfend mitwirken 
können, wolle der rector ecclesiae sie um ihre Mitarbeit ersuchen, 
damit überall zuverlässige Verzeichnisse entstehen. Wo solche 
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spezielle Inventare schon vorhanden sind, sind sie zu revidieren 
und nach Befund zu ergänzen. 

Behufs Erhaltung der so inventarisierten Kunstdenkmäler 
und Kunstwerke werden die früheren einschlägigen Erlasse in 
Erinnerung gebracht bzw. durch folgende Bestimmungen ergänzt. 

1. Die durch amtliche Verordnung Nr. 744, 312 den Kirchen- 
vorständen aufgetragene regelmäßige Gebäudeschau, die zweimal 
jährlich, im Frühjahr und Herbst, erfolgen soll, wird eindringlich 
eingeschärft. Die Herren Erzpriester sollen über Ausführung 
dieser Vorschrift im Visitationsprotokoll besonders berichten. 

2. Alle kirchlichen Ausstattungsstücke sollen feuer- und 
diebessicher aufbewahrt sein. Ob dies für Sachen von Altertums- 
oder besonderem Kunstwert zweckmäßiger in wohlversicherter 
Sakristei oder in den pfarrlichen Wohnräumen geschieht, muß, 
den lokalen Verhältnissen entsprechend, der gewissenhaften Er- 
wägung des dafür Verantwortlichen überlassen werden. Sakristei, 
Kirchenspeicher und Sängerchor müssen außer der gottesdienst- 
lichen Zeit beständig unter sicherem Verschluß gehalten werden. 
Zur Besichtigung ist stets Erlaubnis des Pfarrers notwendig; 
Besichtigung darf nur unter Führung zuverlässiger Personen 
stattfinden. Zu Öffentlichen Ausstellungen dürfen wertvolle Stücke 
nur mit Zustimmung des Generalvikariates und bei vollständiger 
Garantie der Sicherheit zur Verfügung gestellt werden. 

Der Aufbewahrungsort muß trocken und für Paramente 
lüftungsfähig sein. Eingehende sachkundige Ausführungen über 
Fragen zweckmäßiger Aufbewahrung von Paramenten u. a. m. 
gibt das Buch eines Diózesan-Priesters: Bretschneider, »Der 
Pfarrer als Pfleger der künstlerischen Werte seines Amtsbereiches.« 
Seite 81—120. Die Anschaffung dieses Buches für alle Pfarr- 
bibliotheken hat auf Kosten der Kirchkasse zu geschehen. 

3. Nachdrücklich wird hier wiederum vor der im codex 
juris canonici can. 1530 und 1532, sodann in wiederholten kirch- 
lichen Erlassen (Sammlung der kirchlichen Verordnungen für das 
Bistum Breslau, S. 116 f.) und auch durch staatliche Gesetze 
streng verbotenen Veráuferung (oder Verschenkung) kirchlicher 
Kunstgegenstánde ohne ausdrückliche schriftliche Genehmigung 
der Aufsichtsbehórden gewarnt; erinnert wird (vgl. Amtliche 
Verordnung Nr. 744, 311 vom 15. Dezember 1923) daran, daß 
derartige Verkäufe rechtsunwirksam sind, und daß alle dazu 
Mitwirkenden, insbesondere der Vorsitzende des Kirchenvorstandes 
für den Schaden haftbar bleiben und darum nicht nur verpflichtet 
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sind, den Kauf auf ihre Kosten rückgängig zu machen, sondem 
sich auch der Gefahr der Bestrafung aussetzen. Die Genehmigung 
einer Veräußerung wird nur aus sehr gewichtigen Gründen in 
einzelnen Fällen gegeben werden können. Ein Verkauf, der 
geweihte und so lange dem hl. Dienst gewidmete Gegenstände 
der Profanierung aussetzt, ist von vornherein ausgeschlossen; 
aber auch mit Veräußerungen zur beständigen Schaustellung in 
öffentlichen Museen u. dergl, wo eine Verunehrung gewöhnlich 
nicht droht, wird immer große Zurückhaltung zu üben sein. Es 
wird sich vielmehr der Kirchenvorstand in solchen Fällen, wo 
kirchliche Geräte oder Gewánder für ihren Zweck nicht mehr 
gebrauchsfähig sind, der eindringlichen Mahnung des hochherzigen 
Stifters unseres Diözesanmuseums, Kardinal Kopp, erinnern, dieser 
Diózesan-Anstalt geeignete kirchliche Altertümer nach Möglichkeit 
zuzuwenden und so beizutragen, die weitere Entfernung oder 
Zerstörung der für Kirchen- und Kunstgeschichte wertvollen Stücke 
zu verhindern. Die im Zusammenhang damit erlassene Kund- 
gebung des Kuratoriums des Museums vom 4. November 1899 
(Sammlung der Verordnungen, S. 119) macht darauf aufmerksam, 
daß gegebenenfalls der Kirche durch Revers ihr Eigentumsrecht 
gesichert werden, ja bei Armut der Kirche Ersatz durch ein 
neues gleiches Stück geboten werden kann. 

In den Sakristeien wie auf Kirch- und Pfarrböden lagern, 
wie gelegentliche Entdeckungen wiederholt gezeigt haben, vielfach 
Paramente, die, außer Gebrauch gesetzt, dem langsamen Verderben 
entgegengehen. Ein Teil derselben kann als Proben früherer Stil- 
perioden, ja vereinzelt als Kunstwerke der Peramentik für das 
Diózesaumuseum, entsprechend obiger Mahnung, in Betracht 
kommen. Viele Stücke aber könnten nach eventueller Aus- 
besserung oder Umarbeitung noch für ärmere Kirchen Verwendung 
finden. In dieser Hinsicht mögen die Kirchenvervaltungen sich 
mit dem Herrn Museumsvorstande, Archivdirektor Dr. Nowack, in 
Verbindung setzen. Arbeit und Kosten der Hersendung würden 
vom Museum, vom Paramentenverein u. a. übernommen werden. 

4. Für Restaurationsarbeiten an kirchlichen Gebäuden und 
Reparaturen kirchlicher Ausstattungs-Gegenstände, die nur nach 
vorheriger kirchenbehördlicher Genehmigung geschehen dürfen, 
gilt die Verordnung in Sammlung der Kircht. Verordnungen S. 548ff. 
Die Befolgung dieser Vorschrift ist nicht nur im finanziellen, 
sondern auch im künstlerischen Interesse unumgänglich notwendig, 
damit nicht gottesdienstliche Gebäude durch stilwidrige geschmack- 
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lose Änderungen entstellt und religiöse Kunstwerke durch un- 
geeignete Hände ihrer ursprünglichen Schönheit und ihres Kunst- 
wertes beraubt werden. Hier mitzuhelfen wird eine der Aufgaben ° 
sein, welche der Diözesan-Beratungsstelle obliegen. 


B. Kirchliche Neubauten. 
Neuanschaffung kirchlicher Einrichtungsstücke. 


Fordert die Pflege der vorhandenen Kunstdenkmäler vor 
allem Rücksichtnahme auf den Geist der früheren Kunsttätigkeit, 
liebevolle Pflege des Bestehenden im Sinne der alten Kunst, 
so bietet sich bei Neubauten und bei Anschaffung kirchlicher - 
Ausstattungsstücke die Gelegenheit, die kirchliche Kunst unserer 
Zeit zu fördern, deren Aufgabe es sein muß, die unverrückbaren 
allgemeinen Grundsätze religiösen Kunstschaffens mit berechtigten 
Forderungen der Neuzeit in Einklang zu bringen. Jeder Geistliche, 
dem die Aufgabe zufällt, bei Neubau eines Gotteshauses ent- 
scheidenden Einfluß auszuüben, wird sich dabei vor Augen halten, 
daß es gilt, ein Werk für Jahrhunderte zu schaffen, und wird 
deshalb erst nach gewissenhafter Vorbereitung endgültige Ent- 
schließungen fassen. Er wird dabei nicht allein an die materiellen 
Sicherungen der Bauausführungen durch Fürsorge für Aufstellung 
von sorgfältig bearbeiteten, zweckmäßigen Bauplänen, durch Sorge 
für einen juristisch und praktisch genügenden Ausführungsvertrag 
und für Aufbringung der notwendigen Baumittel denken, wie es 
durch die amtlichen Verordnungen vorgeschrieben ist, sondern es 
wird ihm ebenso Herzenssache sein, daß ein Werk zustande kommt, 
welches nach seiner ganzen Anlage den gottesdienstlichen und 
seelsorglichen Bedürfnissen der Gemeinde entspricht und nach 
seiner künstlerischen Ausführung erhebend zu wirken geeignet 
ist, und dabei auch den liturgischen Gesetzen voll gerecht wird. 
Es wird darum bei Auswahl des Architekten darauf Bedacht 
genommen werden müssen, nür einem solchen die Arbeit zu 
übertragen, der durch seine bisherige Tätigkeit sich als geeignet 
auch für diese Seite seiner Aufgabe bewähıt hat. 

Ebenso wird bei Anschaffungen, auch wenn die Kosten durch 
Sammlungen oder Schenkung aufgebracht werden, nicht der 
Geschmack der Beteiligten maßgebend sein, sondern die Rücksicht 
auf das wahrhaft religiöse und kirchliche Empfinden, wie es in 
zahlreichen kirchlichen Kunstschöpfungen auch unserer Tage noch 
zum Ausdruck kommt. Im Hinblick auf die im künstlerischen 
Schaffen unserer Tage hervortretende Verschiedenheit der An- 
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schauungen in den Kreisen schaffender Künstler möge der einzelne 
Geistliche sich nicht bloß an seinem eigenen Urteil genügen lassen, 
sondern erscheint es unentbehrlich, mit anderen sachverständigen 
Personen sich zu beraten. Es ist deshalb wiederholt aus der 
Diözese der Wunsch laut geworden, eine eigene Diözesan- 
Beratungsstelle für diesen Zweck und andere damit zusammen- 
hängende Aufgaben zu schaffen. 


Diesen Wünschen zu entsprechen, habe ich die Einsetzung 
einer »Kommission für Bau- und Kunstangelegenheiten der Diözese« 
veranlaßt und haben sich folgende Herren zu dauernder Mitarbeit 
in dieser Kommission bereit erklärt: 

1. Domdechant Prälat Dr. Buchwald, der zugleich den Vorsitz 
übernimmt; 
2. Direktor des Diózesan-Archivs und Museums, Geistl. Rat 

Dr. Nowack; 


3. Geheimrat Fischer, Regierungsbaurat a. D., z. Zt. Ober- 
^. Schreiberhau ; 


4. Pfarrer Hadelt, Altwette, Kr. Neiße ; 
5. Domvikar Dr. Dubowy, zugleich Schriftführer. 


Dieser Kommission steht das Recht zu, nach Ermessen andere 
geeignete Beurteiler im einzelnen Falle zur Beratung zuzuziehen. 


Inden ich dem  hochwürdigen Diözesanklerus hiervon 
Kenntnis gebe, ordne ich an: 


1. Vor Beschlüssen bezüglich kirchlicher Bauten, auch 
Ergänzungs- oder größerer Reparaturbauten, sowie bezüglich 
Anschaffung kirchlicher Ausstattungsstücke, soll in der Regel die 
Kommission um Beratung angegangen werden. 


2. Baupläne für gottesdienstliche Gebäude und Entwürfe 
für kirchliche Malereien und Bildwerke, sowie für wertvolle 
kirchliche Geräte und Paramente, müssen vor Einsendung an 
die kirchliche Behörde der Kommission zur Begutachtung vor- 
gelegt werden. 


Mein Generalvikariat wird in Zukunft nur solchen Beschlüssen 
der kirchlichen Körperschaften die Genehmigung erteilen, bei 
welchen vorliegender Anordnung Genüge getan ist. Die Zuschriften 
an die Kommission sind an die Adresse des Vorsitzenden zu senden. 


3. Zur Unterstützung der Arbeit der Kommission soll dem 


Diözesan-Museum eine Abteilung angegliedert werden, welche 
umfaßt: 
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a) Abbildungen (Photographien) von Bauten und Bildwerken 
der kirchlichen Kunst, hauptsächlich in der Diözese sowohl 
älteren wie neueren und neuesten Datums. Hierbei kommen 
Werke von einiger künstlerischer oder praktischer Bedeutung 
in Betracht, gleichviel, ob sie größere oder kleinere 
Schöpfungen sind, und ob sie im Besitz einer Kirche oder 
von Privaten sind. Wo derartige Abbildungen von guter 
Ausführung schon voihanden sind oder geschaffen werden, 
soll, wenn irgend möglich, ein Exemplar dem Diözesan- 
Museum zur Verfügung gestellt werden. 


b) Pläne, Entwürfe, Skizzen von neueren Kunstwerken der 
Diözese. Wo es sich um Bilder, Glasgemälde, Paramente 
handelt, wird auf farbige Entwürfe Gewicht gelegt. Den 
Kirchenvorständen dürfte es nicht zu schwer sein, von den 
ausführenden Künstlern einen Entwurf auch für das Museum 
zu gewinnen. 

c) Im Interesse der Verdrängung einer minderwertigen Art von 
Devotionsbildern, Kommunion-Andenken u. dergl., die durch 
weichliche sentimentale oder ünkünstlerische Ausführung der 
Verbreitung wahrer kirchlichen Kunst unter dem gläubigen 
Volke im Wege sind, ist es wünschenswert, auch die religiösen 
Bilddrucke, wie sie in der Diözese zur Verwendung kommen, 
in der Sammlung zu vereinigen. Die Beschaffung würde 
am besten in der Weise erfolgen, daß die Besteller den 
betreffenden Firmen den Auítrag geben, einige Exemplare 
solcher Drucke an das Diózesan-Museum einzusenden. 


Jede Sendung, die den vorbezeichneten Zwecken dient, 
wird mit Dank aufgenommen werden. 


Ich hoffe und vertraue, daß der hochwürdige Klerus den 
hier gegebenen Winken und Anordnungen gern Folge geben und 
seinen bewährten Eifer der Pflege der christlichen Kunst gern 
zuwenden wird, eingedenk der Wahrheit: Wahrhaft religióse Kunst 
unter dem Volke verbreiten helfen, heißt der Ehre Gottes und 
der religiósen Bildung und Erbauung der Glàubigen dienen, da 
die Sprache der Kunstwerke ebenso zu Herz und Gemüt spricht, 
wie die Sprache der Predigt, der Liturgie und des Gesanges. 


Johannesberg, den 15. Juli 1926. 


Der Fürstbischof 
A. Kard. Bertram. 
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14. Verordnung der bayerischen Bischófe, betr. den Pfarr- 
konkurs, vom Jahre 1926. 
(Oberhirtliches Verordnungsblatt für das Bistum Speyer 1920, 226.) 


Die Oberhirten der bayerischen Diözesen erlassen als Aus- 
führungsbestimmung zu can. 459 des CJC. für den Pfarrkonkurs 
die nachfolgende Prüfungsordnung. 


$ 1. Die Uebertragung aller Pfarr- und selbständigen Prediger- 
stellen, sodann aller selbständigen mit pfarrlichen Rechten bekleideten 
Seelsorgerstellen ist durch das befriedigende Bestehen einer Konkurs- 
prüfung bedingt. 


S 2. Der Ordinarius kann in besonderen Einzelfällen unter 
den in can. 459 $ 3 genannten Vorbedingungen von der Konkurs- 
prüfung befreien. 


S3. Der Konkurs findet alle zwei Jahre am Sitze des 
Bischofs statt. 


$ 4. Die oberhirtliche Stelle gibt den Konkurs mindestens 
drei Monate vorher bekannt. Die Konkurrenten haben sechs 
Wochen vor dem Termin ihr Zulassungsgesuch einzureichen. 
Vierzehn Tage vor dem Termin ist ihnen die Zulassung durch 
Dekret gegen Empfangsbestätigung bekanntzugeben. 


Die oberhirtliche Stelle wird nur solche Priester zulassen, 
die dem Diózesanverband angehóren, vier oder doch dreidrei- 
viertel Jahre mit befriedigendem Eifer und untadelhaftem sittlichen 
Betragen seelsorgliche Dienste geleistet oder ein öffentliches Amt 
bekleidet und durch Zeugnis des Pfarrers ihres Anstellungsortes 
und des Schuldekans ihren Diensteifer nachgewiesen haben. 


$ 5. Der Bischof setzt die Prüfungskommission aus einem 

Vorstand und neun Mitgliedern (Synodal- oder Prosynodal- 

examinatoren) zusammen, unter denen sich ein wirklicher Pfarrer 
und der Seminarregens befinden. 


$ 6. Die Prüfung findet an vier aufeinanderfolgenden Tagen 
von 8—12 Uhr vormittag und 2—6 Uhr nachmittag statt. Dabei 
sind Probeaufgaben aus folgenden neun theologischen Gegen- 
stánden schriftlich auszuarbeiten: Dogmatik — Exegese — Moral- 
theologie (mit Einschluß der sozialen Frage) — Kirchengeschichte 
— Kirchenrecht (mit Einschluß von Eherecht und Vermögens- 
verwaltung) — Pastoraltheologie — Katechetik — Pädagogik 
— Homiletik. Nähere Umschreibung und Beschränkung des 
Prüfungsstoffes wird jeweils rechtzeitig bekanntgegeben. 


Der Pfarrkonkurs. 599 


S 7. Aus jeder der bezeichneten Disziplinen ist den 
Kandidaten eine Probeaufgabe zur Bearbeitung vorzulegen. 


$ 8. Vor Eröffnung der Prüfung wird die Kommission eine 
Sitzung halten, worin durch den Vorstand die Referate verteilt, 
die Prüfungsarbeiten beraten und per vota maiora festgesetzt 
werden. Jeder Referent hat zwei Prüfungsaufgaben zur Auswahl 
vorzuschlagen. 


$ 9. Die Ausarbeitungen sollen unter strenger Aufsicht der 
Kommission stattfinden. An Hilfsmitteln ist dabei nur die Benützung 
der Hl. Schrift, des Codex Juris Canonici und des Tridentinums 
gestattet. 


$ 10. Nach Beendigung der schriftlichen Prüfung haben 
die Kandidaten einen Teil der von ihnen ausgearbeiteten Predigt 
vor Kommissionsmitgliedern von der Kanzel vorzutragen. 


$ 11. Für die Benotung werden vier ganze Noten bestimmt, 
nämlich: I=sehr gut, II—gut, II=mittelmäßig, IV—ungenügend. 
. Als Zwischennoten sind für die Teilbenotung der einzelnen Fächer, 
nicht aber für die Gesamtnote noch zulässig: 1!/, = fast sehr gut, 
II!/j, —fast gut. Die Note »ungenügend« ist den mißlungenen 
oder mit Benützung unerlaubter Hilfsmittel BIER Arbeiten 
zu erteilen. 

S 12. Jede schriftliche Arbeit wird von zwei Mitgliedern 
der Kommission benotet. Die Noten sind in eine eigene Zensur- 
liste einzutragen. 


$13. Die Note für den Predigtvortrag wird durch Stimmen- 
mehrheit der anwesenden Kommissionsmitglieder geschópft und 
in das Prüfungsprotokoll eingetragen. 

$ 14. Nach beendigter Zensur wird der Platz des Kandidaten 
in der ganzen Reihenfolge der Konkurrenten dadurch bestimmt, 
daß alle seine erhaltenen Noten zusammengezählt werden. Nach 
der Reihenfolge dieser Gaumen bestimmen sich die Plätze 
der Konkurrenten. 

$ 15. Die Hauptnote der einzelnen Konkurrenten wird in 
einer Schlußsitzung der Prüfungskommission zusammengesetzt 
und dem Prüfungskandidaten samt Angabe seines Platzes durch 
Dekret bekanntgegeben. 

§ 16. Hat ein Kandidat die Note IV erhalten, so hat er 
die Prüfung nicht bestanden. Auf Ansuchen kann er ein zweites 
Mal zu einer späteren Konkursprüfung zugelassen werden. Ebenso 
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kann einem Kandidaten, der seine Note zu verbessern trachtet, 
auf Ansuchen ein zweites Mal, aber nui ein zweites Mal, die 
Teilnahme an einer späteren Konkursprüfung gestattet werden. 

S 17. Nähere Einzelbestimmungen, im besonderen der 
Notenschlüssel zur Berechnung der Gesamtnote und etwaige 
örtliche Postulate werden der Geschäftsordnung der Prüfungs- 
kommission überlassen. 


15. Mitteilung des Bischöflichen Generalvikariats zuPaderborn, 
betr. die Auseinandersetzung bei Stellenwechsel, 
vom Jahre 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Paderborn LXIX, 69.) 


Wir machen nochmals darauf aufmerksam, daß bei Stellen- 
wechsel infolge Tod, Verzichts oder Versetzung die Einnahmen 
des örtlichen Stelleneinkommens stets zac: dem Kalenderjahre, 
in dem sie fällig werden, auf die einzelnen Inhaber bzw. die 
Erben und die Vakanzkasse verteilt werden. Das gilt auch für 
die Pächte, die in der Regel für die Pachtzeit vom 1. November 
bis zum 1. November des folgenden Jahres gezahlt werden. Sie 
werden für das Kalenderjahr gerechnet, in dem sie fällig werden. 
Die Erben eines verstorbenen Pfarrers haben für die Zeit des 
Gnadenquartals nur Anspruch auf die Erträge des eigentlichen 
Pfründenvermögens, nicht auf widerrufliche Staatsbeihilfen und 


Kirchensteuerzuschüsse. N 


16. Entscheidung des Bischöflichen Ordinariats der Diözese 
Ermland, betr. die Kirchensitze, vom 17. August 1926. 
(Pastoralblatt für die Diözese Ermland LVII, 183.) 


In mehreren ländlichen Gemeinden der Diözese wird bezüglich 
der Kirchensitze ein Unterschied gemacht zwischen »Erbsitzen« 
und »Mietsitzen«. Die Bezeichnung »Erbsitze« ist irreführend 
und mißverständlich und hat kürzlich in einer Gemeinde zu einem 
Streit geführt, der nunmehr durch die geistliche und staatliche 
Oberaufsichtsbehórde entschieden ist. Die Besitzer einer Gemeinde, 
die sogenannte Erbsitze innehatten, weigerten sich, den bisher 
üblichen Bankenzins gegen den Beschluß des Kirchenvorstandes 
zu zahlen, indem sie behaupteten, freie Benutzung der »Erbsitze« 
zu haben. Es wurde dagegen der Beweis erbracht, daß es sich 
nicht um Erbsitze im Sinne des Zusatzes 193 Ostpr. Prov. Recht 
zu S 685 T. II Tit. XI ALR handelt, sondern um Kirchensitze, 
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die bei der ursprünglichen Verteilung den katholischen Besitzern 
der Grundstücke zur Benutzung überlassen und dann bei Besitz- 
wechsel den Erben oder Nachfolgern zugesprochen wurden. Diese 
Sitze gehören also wie die Mietsitze der Kirche eigentümlich zu. 
Es wird daher auch für dieselben jährlich ein Bankenzins an die 
Kirchenkasse gezahlt. Erbsitze im Sinne des gen. Zusatzes S 193 
Ostpr. Prov. Recht, die »einem Hause oder Gute für beständig 
zugeschlagen sind«, gibt es nur wenige in der Diózese. Solche 
erblichen Kirchensitze wurden nur für besondere Dienste oder 
Wohltaten verliehen. Da in der Diözese Ermland die Rechts- 
vermutung gegen erbliche Kirchensitze streitet (vergl. von Tempski, 
S. 231), wird dies Privileg nur dort anerkannt, wo es sich akten- 
mäßig nachweisen läßt. Dies trifft für einige Güter zu. 

Der Regierungspräsident zu Königsberg hat durch Verf. 


v. 5. Juni d. Js. Nr. 3982 K unserer Beweisführung zugestimmt 
und die Entscheidung: bestätigt. 


IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. 


1. Durchführungsbestimmungen zum Reichsbewertungsgesetze 
und zum Vermögenssteuergesetze über den Begriff 
»gemeinnützige« und »mildtátige« Zwecke, vom 14. Mai 1926). 
(Reichsgesetzblatt I, 227 ff.) 


S 58. 
Gemeinnützigkeit. | 
Gemeinnützig im Sinne des $ 4 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes 
sind solche Zwecke, deren Erfüllung unmittelbar die Allgemeinheit 
fördert. Eine Gemeinnützigkeit liegt nicht vor, wenn eine Tätigkeit 
nur den Interessen bestimmter Personen oder eines engeren Kreises 
von Personen dient oder in erster Linie Erwerbs- oder sonstige 
eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt. 


S 59. 

1. Eine Förderung der Allgemeinheit ist anzunehmen, wenn 
die Tätigkeit dem gemeinen Besten auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiete nutzt. 

- 2. Der Umstand, daß die Erträge eines Unternehmens einer . 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft (Reich, Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände) zufließen, bedeutet für sich allein noch keine 
unmittelbare Förderung der Allgemeinheit. 


S 60. 

1. Allgemeinheit können auch Personenkreise sein, die 
örtlich, beruflich, nach Stand, Religionsbekenntnis oder nach 
mehreren dieser Merkmale abgegrenzt sind. 

2. Ein Personenkreis ist nicht als Allgemeinheit anzuerkennen, 
wenn er durch ein engeres Band, wie Zugehörigkeit zu einer 
Familie, zu einem Familienverband oder zu einem Vereine mit. 
geschlossener Mitgliederzahl, durch Anstellung an einer bestimmten 
Anstalt und dergleichen, fest abgeschlossen ist oder wenn infolge 


1) Die gleichen Bestimmungen finden sich in der Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaftssteuergeseizes, vom 17. Mai 1926. R.G.Bil. I, 244. 
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seiner Abgrenzung nach einem oder mehreren der im Abs. 1 

. bezeichneten Merkmale die Zahl der in Betracht kommenden 
Personen dauernd überhaupt nur eine kleine sein kann. 


§ 61. 


Als Förderung der Allgemeinheit ist in der Regel anzu- 
erkennen insbesondere die Förderung der Wissenschaft und Kunst, 
der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, der Denkmalpflege, 
Heimatpflege, Heimatkunde und des deutschen Volkstums im 
Ausland, die Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege, der 

Jugendpflege und Jugendfürsorge sowie der körperlichen Er- 
. tüchtigung des Volkes durch Leibesübungen (Turnen, Spiel, Sport). 


S 62. 
Mildtätigkeit. 
1. Mildtätig im Sinne des $ 4 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes 
sind solche Zwecke, die darauf gerichtet sind, bedürftige, im 
Inland befindliche Personen oder bedürftige Volksgenossen im 
Ausland zu unterstützen. 


2. Bedürftig im Sinne des Abs. 1 sind Personen, die infolge 
ihrer körperlichen 'oder geistigen Beschaffenheit oder ihrer wirt- 
schaftlichen Lage der Hilfe bedürfen. 


S 63. 


Ausschließlich gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke. 


1 1. Voraussetzung für die Anwendung der Befreiungsvorschrift 
des $ 4 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes ist, daß eine Körperschaft 
oder Vermögensmasse satzungsmäßig und tatsächlich ausschließlich 
gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient. Werden daher 
neben den in den $$ 58 bis 62 bezeichneten Zwecken gleich- 
zeitig andere, insbesondere Erwerbs- oder sonstige eigenwirt- 
schaftliche Zwecke verfolgt, so entfällt die Steuerbefreiung. 


2. Die Ausschließlichkeit der Bestimmung zu gemeinnützigen 
Zwecken gilt bei einer Personenvereinigung nicht als beein- 
 tráchtigt, wenn den Mitgliedern ein Anteil am Reingewinne 
-= zusteht, jedoch nur unter der Voraussetzung, daß dieser Gewinn- 
. anteil satzungsgemäß und tatsächlich auf eine Verzinsung von 
höchstens jährlich 5 vom Hundert der eingezahlten Kapital- 
einlagen der Mitglieder beschränkt ist, und daß ferner sicher- 
gestellt ist, daß den Mitgliedern sonstige Vermögensvorteile nicht 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 39 
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zugewendet werden; ausgenommen sind Vorteile, die in inner 
des auf die eer d der Allgemeinheit gerichteten Zwe c 


der Vereinigung, die den auf die Förderung der m 
gerichteten Bestrebungen dienen. 


3. Eine ausschließliche Verfolgung von gemeinnützigen 
Zwecken kann ferner stets nur dann angenommen werden 


a) bei Person eniyereim BUBEN 


"ihres Ausscheidens oder bei Auflösung der Personen- - 


vereinigung nicht mehr als die eingezahlten Einlagen 
zurückerhalten, und daß im Falle der Auflösung der 
Personenvereinigung oder des Wegfalls der Gemein- 
nützigkeit das über die eingezahlten Einlagen hinaus 

vorhandene Vermögen für gemeinnützige oder mildtätige 
Zwecke verwendet wird und 


2. wenn nicht durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
(z. B. Aufsichtsratsvergütungen), Entschädigungen oder 
Gehälter oder durch sonstige Verwaltungsausgaben, 
die nicht durch den Zweck der Vereinigung bedingt 
sind, eine Begünstigung dritter, insbesondere auch 
außerhalb der Personenvereinigung stehender Personen, . 
Kórperschaften oder Vermógensmassen erfolgt; 

b) bei Zweckvermógen, 

l. wenn durch die Satzung oder Verfassung vorgeschrieben | 
und tatsächlich sichergestellt ist, daß im Falle des 
Erlöschens oder der Auflösung das vorhandene Ver- - 
mögen zu gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken 
verwendet wird und 1 

2. wenn die zu a Nr. 2 bezeichneten Mou ^ 
gegeben sind. 


4 


4. Ist das Kapital einer Personenvereinigung auf einen .- 
Goldmarkbetrag umgestellt worden, der den Goldwert der von - 
den Mitgliedern eingezahlten Kapitaleinlagen nicht übersteigt, so 
tritt für die Anwendung der Vorschriften des Abs. 2 und des 
Abs. 3a Nr. 1 an die Stelle der eingezahlten Kapitaleinlagen der 
Nennwert der Anteile der Mitglieder an dem umgestellten Gold- 
markkapital der Personenvereinigung. 
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9. Ist die Voraussetzung des Abs. 4 nicht gegeben, so 
gelten bei einer Personenvereinigung, die vor dem 30. November 
1923 errichtet worden ist, die im Abs. 2, Abs. 3a Nr. 1 vor- 
geschriebenen Bedingungen nur dann als erfüllt, wenn jährlich 
nicht mehr als 5 v. H. des Goldwerts, den die eingezahlten 
Kapitaleinlagen hatten, als Gewinn verteilt werden und wenn die 
Mitglieder im Falle ihres Ausscheidens oder bei Auflösung der 
Personenvereinigung: nicht mehr als den Goldwert des einge- 
zahlten Betrags zurückerhalten. 


2. Befreiungen von der Umsatzsteuer nach der Fassung des 
Reichsgesetzes, vom 8. Mai 1926. 
(Reichsgesetzblatt I, 218.) 


S 2. 
Von der Besteuerung sind ausgenommen: 
1l. Die Gewährung von Beherbergung, Beköstigung und 
der üblichen Naturalleistungen durch Personen und Anstalten, 
soweit sie Personen unter 18 Jahren für Erziehungs- und Aus- 


. bildungszwecke auferhalb des Wohnsitzes der Eltern bei sich 


aufnehmen. 


$ 3. 

Von der Steuer sind befreit: 

3. Unternehmen oder einzelne Zweige von Unternehmen, 
deren Zwecke ausschließlich gemeinnützig oder wohltätig sind, 
wegen solcher Umsätze, die diesen Zwecken unmittelbar dienen 
und bei denen die Entgelte hinter den durchschnittlich für 
gleichartige Leistungen von Erwerbsunternehmungen verlangten 
Entgelten zurückbleiben; 

4. nichtöffentliche Schulen und Erziehungsanstalten, die der 
staatlichen Aufsicht unterliegen und ihren Betrieb nur mit 
Zuschüssen aus Öffentlichen Mitteln, Stiftungen oder aus staatlich 
genehmigten Sammlungen aufrechterhalten können. 


3. Befreiungen von der Gewerbesteuer nach der preußischen 
Gewerbesteuerordnung, vom 6. Mai 1926. 
(Preußische Gesetzsammlung 149.) 


S 2. 
E Auf Antrag kann solchen Unternehmen, deren Gewinn 


ausschließlich zu wohltätigen oder gemeinnützigen Zwecken 
39* 


| 606 Steuerfreiheit der Beiträge zur Diasporahilfe und 4 Ruhe gehal 


f i 
‘ Jhi) "» DIN Zr 
r ' (o^ vt M. 3 
H | FC TIENE 
{ mar x Tr 


" ` 
j LI 
CAN $ D 


verwendet wird, durch den Gewerbeslenetanse m Ste sedem 
gewährt werden. Eine Verwendung für Zwecke des Reiches, 
Staates und der Kommunalverwaltung gilt an sich noch nicht als 
gemeinnützig oder wohltätig im Sinne dieser Vorschrift. Der 
Antrag ist beim Gemeindevorstand zu stellen, welcher ihn dem 
Vorsitzenden des Gewerbesteuerausschusses vorzulegen hat. 


2. Gegen die Entscheidung des Gewerbesteuerausschusses 
steht dem Antragsteller und dem Gemeindevorstande sowie einem 
jeden Mitgliede des Ausschusses binnen einer Frist von zwei 
Wochen die Beschwerde an den Gewerbestenerpergn uM 
zu, welcher entgültig entscheidet 


4. Entscheidung des Reichsfinanzministers, betr. die Steuer- 
freiheit der Beitáge zur Diasporahilie und zur Ruhegehalts- - 
kasse der Geistlichen, vom 11. Juni 1926. | 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 108.) 


Bekanntlich werden von den 100 Mark monatlichen steuer- 
freien Einkommensbeträgen eines jeden Steuerzahlers 20 Mark — 
für Werbungskosten und 20 Mark für Sonderleistungen gerechnet. ^ 

Daneben besitzen unsere Geistlichen Steuerfreiheit für die 
Beiträge zur Diasporahilfe und Ruhegehaltskasse, vorausgesetzt, - 
daD sie von der auszahlenden Kasse (Kirchenkasse) direkt ein- 
behalten und sofort abgeführt werden. 

Einige Finanzämter stellten sich seit einiger Zeit auf den 
Standpunkt, daß die Beiträge zur Diasporahilfe und Ruhegehalts- - 
kasse zu den obengenannten »Sonderleistungen« gehörten, und 
legten den Geistlichen auf, im einzelnen den Nachweis zu erbringen, - 
daß ihre gesamten »Sonderleistungen« den Betrag von 240 Mark 
jährl. übersteigen, und sich dieses auf der Steuerkarte bescheinigen 
zu lassen. Durch diese Verquickung mit den Sonderleistungen - 
wurde die Steuerfreiheit der Diaspora- und Ruhegehaltsbeitráge — 
zum grofen Teil illusorisch gemacht. k 

Nunmehr hat der Herr Reichsfinanzminister am 11. Juni 1926 — 
Ille 3467 entschieden, daß die Zuwendungen zugunsten der Ruhe- 
stands- und Diasporageistlichen nach wie vor neben den allgemeinen 
steuerfreien Beträgen, also insbesondere neben den gesetzlichen 
Pauschsátzen für Werbungskosten und für Sondenei ungui 
steuerfrei bleiben. 

Wir machen bei dieser Gelegenheit erneut auf die bei der 
Bonifatiusdruckerei erschienenen Steuerformulare aufmerksam i 
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deren Benutzung eine glatte Abwicklung des Verkehrs mit dem 
Finanzamt sichert. 


5. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 


. und Volksbildung, betr. die frachtfreie Beförderung von 


Ersatzglocken, vom 6. August 1926, 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 108.) 


Der preußische Minister für 


a elle. und Berlin W. 8, den 6. August 1926. 


G. I. C. Nr. 10430 G. II. 
Eilt! 

Die Reichsregierung hat sich damit einverstanden erklärt, 
daß das Zugeständnis der frachtfreien Beförderung von Kirchen- 
glocken, die zum Ersatze der während des Krieges abgelieferten 
Kirchenglocken bestimmt sind (vergl. Schreiben vom 28. Mai 1923 
— G. I C. 10464 G. II —), nochmals bis zum 31. März 1927 
verlängert wird. Die Vergünstigung gilt demnach für alle Ersatz- 
kirchenglocken, die bis zum bezeichneten Zeitpunkte der Eisen- 
bahn zur Beförderung übergeben werden, wenn durch die vor- ° 
geschriebene amtliche Bescheinigung der Nachweis geführt wird, 
daß es sich um den Ersatz für eine während des Krieges an 
das Reich abgelieferte Kirchenglocke handelt. Die Reichsbahn- 
direktionen sind durch die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, 
Hauptverwaltung, hiervon am 23. Juni d. Js. verständigt worden. 


6. Verfügung. des preuß. Justizministers, betr. die Berück- 

sichtigung der Grundsteuerfreiheit bei der Festsetzung des 

Pachtzinses durch die Pachteinigungsämter, vom 15. Mai 1926. 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Münster LX, 66.) 


Der Preußische Herr Justizminister hat über die Berück- 
sichtigung der Grundsteuerfreiheit von Kirchengrundstücken bei 
den Entscheidungen der Pachteinigungsämter eine allgemeine 
Verfügung vom 15. Mai 1926 — 1 6908 — erlassen, die im 
Justizministerialblatt von 1926 S. 201 veröffentlicht ist und 
folgendermafen lautet: 

»Von den Oberbehórden der evangelischen und der katho- 
lischen Kirche ist darüber Klage geführt worden, daß die Pacht- 
einigungsämter die den Kirchengrundstücken zustehende Freiheit 
von Grundsteuem bei ihren Entscheidungen über die Neufest- 


werde. 


Ich gebe hiervon Kenntnis mit dem Ersuchen, bei den 
Entscheidungen der Pachteinigungsämter den $ 24 Abs. 1 Buchst. 
i und k des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 (GS. 
S. 152) und die entsprechenden Vorschriften in den neueren 
Grundsteuergesetzen über die Steuerireiheit der Dienstgrundstücke 
der Kirchen, der Geistlichen und Kirchendiener und deren Ein- 
wirkung auf das Pachtverhältnis nach Lage des Einzeltalles einer 
Prüfung zu unterziehen.« 


Der Preußische Herr Minister für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung teilte in einem Schreiben vom 4. Juni d. J. G I 
Nr. 1032. GII obige Verfügung mit, und bemerkte dazu, es sei, 
um das kirchliche Grundsteuerprivileg bei Bemessung des Pacht- 
zinses wirksam zur Geltung zu bringen, vor allen Dingen nötig, 
daß die Vertreter der Kirchengemeinden selbst bei ihren Anträgen — 
und Ausführungen vor dem Pachteinigungsamte hierauf in Wahr- 
nehmung ihrer berechtigten Interessen mit der nótigen Deutlich- 
keit hinweisen. 


H H A is E m 


7. Erlaß des deutschen Reichsfinanzministers, betr. dieKirchen- 
steuerfreiheit für Angehörige der Wehrmacht, vom Jahre 1926), — 
(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 74.) | 
Der Reichsminister der Finanzen. = 
II B 1077/25 — III f 961/26. 
Betrifft: Zustellung von Kirchensteuerbenachrichtigungen an 
Angehörige der Wehrmacht. 


Nach Mitteilung des Herrn Reichswehrministers stellen die 
Finanzämter vielfach Kirchensteuerbenachrichtigungen Soldaten, 
Militärbeamten und Zivilbeamten der Wehrmacht zu. Die Be- 
nachrichtigten hatten von der örtlichen Kirchengemeinde mit- 
unter bereits erfahren, daß sie von der Kirchensteuer befreit sind. 

Zur Vermeidung von Kosten und Weiterungen ersuche ich 
ergebenst, die Finanzämter darauf hinzuweisen, daß nach preußi- - 


1) Vgl. dieses Archiv Band CIV, 365. 
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schem Recht (S 278 II. 11 ALR.) die zum Militärstand gehörigen 
Personen von der Kirchensteuer in ihren Wohnsitzgemeinden 
befreit sind. Zum Militärstande gehören die Soldaten (Offiziere 
aller Gattungen, Deckoffiziere, Unteroffiziere und Mannschaften), 
die Militärbeamten und — wie das Preußische Oberverwaltungs- 
gericht durch Urteil vom 11. März 1924 (abgedruckt im Preuß. 
Verw.-Bl. 45. Jahrg., S. 333) entschieden hat — auch die Zivil- 
beamten der Wehrmacht. 

Kirchensteuerbenachrichtigungen sind daher diesen Personen 
nicht zuzustellen. In Zweifelsfällen haben die Finanzämter mit 
der örtlichen Kirchengemeinde ins Benehmen zu treten. 

l. A.: gez. Zarden. 


8. Erlaß der Regierung in Breslau, betr. patronatliche 
Genehmigung zur Entfernung von Kunstgegenständen aus 
Kirchen, vom 19. Juli 1926. 

(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 91.) 

Regierung, 


e g 
Abteilung für Kirchen- und Schulwesen. p 
© SEN I. Breslau, den 19. Juli 1926. 


Wie wir gelegentlich erfahren haben und uns durch den 
Provinzialkonservator der Kunstdenkmäler Schlesiens bestätigt 
worden ist, besteht hier und da die Absicht, aus Kirchen fiskalische 
Eigentums- oder Patronatskunstgegenstände zu entfernen, sei es 
durch Veräußerung, sei es durch Abgabe an Museen oder an 
sonstige Stellen. 

Wir bitten ergebenst, die Kirchengemeindevertretungen 
darauf hinweisen zu wollen, daß zu jeder solchen Entfernung die 
. Zustimmung des Patronats (Fiskus) und auferdem die Genehmigung 
des Herm Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
notwendig sind. Eigenmächtiges, rechtswidriges Verbringen solcher 
Gegenstände zieht u. U. zivilrechtliche, gegebenenfalls sogar 
strafrechtliche Verfolgung nach sich. Bürger. 


9. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung, betr. die Erhaltung des Baumbestandes 
auf Friedhöfen, vom 1. Juni 1926. 

(Kirchliches Amtsblatt des Fb. Ordinariats in Breslau 1926, 106.) 


Auch der Baumbestand und selbst einzelne Bäume auf 
Friedhöfen, besonders geschlossenen, sofern sie der Gegend ein 
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charakteristisches Aussehen geben, stehen unter“ dem Naturs 
gesetz vom 8. Juli 1920 und dürfen ohne Genehm. gu ng zur Ver 
meidung von Strafen nicht entfernt werden (Erl. d. M. für W.H 
u. V. vom 1. Juli 1926 — U. IV 6618 G. I). e 
q (' 34 "n E 
10. Entscheidung des Direktoriums der Reichsversicherur g 
für Angestellte, daß zwei Schwestern eines Geistlichen, die 
diesem den Haushalt führen, in die Angestelltenversicherung g 
aufgenommen werden können, vom 24. August 1926 b. 
(Pax-Korrespondenz 1926, 51.) 


Vielfach wurde bislang angenommen, daß wenn gr 
Schwestern zugleich im Haushalte ihres geistlichen Bruders b 2- 
schäftigt sind, nur eine, in der Regel die älteste, als Hausdame 
gelten und in die Angestelltenversicherung aufgenommen werder n 
könne. Nach der authentischen Entscheidung des Direktorit ns 
der Reichsversicherung für Angestellte, dem dieser Fall vorgel egt. 
wurde, sind jedoch beide Schwestern versicherungspflichtig. Das 


hierauf bezügliche Schreiben lautet: HS 
ae Recas, Berlin-Wilmersdorf, den 24. August 1926. 
Angestellte. Dienststelle 9. 


An Herrn Pastor W. i. J. Rii 


In Übereinstimmung mit der Landesversicherungsanstalt. 
Hannover halten wir die Angestellte F. W. für angestellten- 
versicherungspflichtig. In Zukunft sind daher Beiträge zur An- 
gestelltenversicherung zu entrichten. D 

Gegen eine Nachzahlung von Beitrágen für die Zeit vom 
l. Januar 1924 bis zum 31. Juli 1926 haben wir nichts einzu- - 
wenden. Wir bitten eine in Frage kommende Nachzahlung von 
Beiträgen bis zum 31. Juli 26 mittels beiliegender Zahlkarte an 
uns einzusenden. Auf dem Zahlkartenabschnitt ist die Zeit, für 
die die Nachzahlung gelten soll, und die Gehaltsklasse anzugeben. 
Vom 1. August 1926 ab sind Beitragsmarken zu verwenden.« " 

I. A.: gez. Höhn. 


11. Urteil des preuß. Kammergerichts, betr. die Beschränkung 
der Versammlungsireiheit an Sonntagen, vom 22. Mai 1925. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 241.) 

Tatbestand. Die Angeklagte hat an einem Sonntag: um TA TU 


vormittags in einer óffentlichen Versammlung, die in einem Dorfgasthause 
stattíand, einen Vortrag gehalten; sie ist wegen Uebertretung der Pous ej- 
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verordnung des Oberpräsidenten der Provinz Ostpreußen über die äußere 
Heilighaltung der Sonn- und Feiertage vom 22. August 1911 (ABI. Allenstein 
S. 260) zu Strafe verurteilt. Diese bestimmt in $ 10: »Oeffentliche Versammlungen 
und Aufzüge, welche nicht gottesdienstlichen Zwecken dienen, sind an Sonntagen 
erst nach der Zeit. des Hauptgottesdienstes (S 16) gestattet.« Nach S 16 wird 
unter der Zeit des Hauptgottesdlenstes im Sinne dieser VO. diejenige Zeit 
verstanden, welche auf Grund des S 105 b Abs. 2 GO. von der Polizeibehörde 
als die durch den Gottesdienst bedingte Arbeitspause festgesetzt ist. In S 17 
wird die Strafvorschrift des S 366 Nr. 1. StrGB. wiederholt. 


Von der Revision werden Bedenken gegen die Rechtsgültigkeit der 
Polizeiverordnung erhoben; sie sind aber unbegründet. 

Entscheidungsgründe. Die Polizeiverordnung findet ihre 
rechtliche Grundlage in der mit Gesetzeskraft versehenen Kabinetts- 
order vom 7. Februar 1837 (GS. S. 19), sie entspricht dem Vor- 
behalt in S 24 des Vereinsgesetzes vom 19. April 1908 (RGBI. 
S. 151), wonach unberührt bleiben die Vorschriften des Landes- 
rechts zum Schutze der Feier der Sonn- und Festtage; jedoch sind 
für Sonntage, die nicht zugleich Festtage sind, Beschränkungen des 
Versammlungsrechts nur bis zur Beendigung des vormittägigen 
Hauptgottesdienstes zulässig. Danach war die Polizeiverordnung 
in S 10 zur Zeit der Geltung des Vereinsgesetzes gültig, sie 
verstieß nicht gegen den in S 1 daselbst aufgestellten Grundsatz 
der Versammlungsfreiheit. Das hat das KG. bezüglich anderer 
gleichlautender Vorschriften in Polizeiverordnungen wiederholt 
anerkannt. Es íragt sich aber, ob und inwieweit die auf die 
staatliche Umwälzung vom November 1918 folgende Gesetzgebung 
eine Einwirkung auf die Gültigkeit derartiger Polizeivorschriften 
ausgeübt hat. Der Aufruf des Rates der Volksbeauftragten vom 
12. November 1918 (RGBI. S. 1303) enthält unter 2 den Satz: 
»Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Be- 
schránkung, auch nicht für Beamte und Staatsarbeiter.« Das KG. 
hat die rechtliche Bedeutung des Aufrufs in mehreren Ent- 
scheidungen eingehend gewürdigt und ist dabei zu der Ansicht 
gelangt, daB darin nur der augenblicklichen Lage dienende 


" Programmsátze einer neuen Regierungsgewalt zu erblicken sind, 


denen eine rechtliche Wirksamkeit nicht zuzuerkennen war (KGJ. 
92 S. 306; 53 S. 403). Insbesondere ist eine Aufhebung des 
Vereinsgesetzes dadurch nicht bewirkt. 


Dagegen hat der Art. 123 Abs. 1 der Reichsverfassung vom 
11. August 1919 (RGBI. S. 1383) die im Vereinsgesetz zugelassenen 
Beschränkungen der Versammlungsífreiheit aufgehoben; er besagt: 
>Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
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NEE 
besondere Erlaubnis friedlich und unbewaitnet zu vers nein 
Die in Abs. 2 für Versammlungen unter freiem Einmal ET. acht 
Ausnahme kommt hier nicht in Betracht, da die in Rede 
Versammlung in geschlossenen Räumen stattgefunden hat — 


In welchem Umfange die in Art. 123 RWV. gewährleiste ie 
Versammlungsireiheit die Anwendung allgemein gültiger Gesetze 
gegenüber den Versammlungsteilnehmern hindert, ist hier nicht 
zu untersuchen. Unbedenklich ist aber, daß dadurch den Ver- 
sammlungen nicht etwa durch Befreiung von allen für andere 
Verhältnisse geltenden Rechtsverordnungen ein Privileg geschaffe 1 
werden sollte; solche Rechtsvorschriften sind ebenfalls nicht 
deshalb außer Anwendung zu belassen, weil die davon betroffenen 
Personen gerade ihr Versammlungsrecht ausüben. Zu diesen | | 
allgemeinen Vorschriften gehören auch die Polizeiverordnungen P 
über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage; sie - 
verbieten für bestimmte Zeiten an diesen Tagen Veranstaltungen - 
jeder Art, die die Sonntagsheiligung zu stören geeignet sind, 
und enthalten keine ausnahmsweisen und daher unzulässigen 
Beschránkungen der Versammlungen als solcher. Die Annahme, 
daß eine Störung der äußeren Sonntagsruhe auch bei öffentlichen 
Versammlungen in geschlossenen Räumen zu befürchten sei, ist - 
gerechtfertigt. Schon das Gehen und Kommen zu und von den 
Versammlungen ist dabei in Betracht zu ziehen, ferner die Mög- - 
lichkeit, daß die Versammlungsteilnehmer in Gruppen auf der 
Straße ihre lebhaften Erörterungen fortführen; es kann auch bei 
Auflösung der Versammlung zu Ruhestörungen kommen, die sich 
bis auf die Straße fortsetzen. » 


Daß auch die neue RV. dem Erlaß und der Fortgeltung - 3 
solcher die Heilighaltung der Sonn- und Feiertage schützender 
Polizeiverordnungen nicht entgegensteht, beweist der Wortlaut | 
des Art. 139: »Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage 
bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung 
gesetzlich geschützt.« Dieser Schutz wird durch Aufrechterhaltung 
der Strafvorschrift in S 366 Nr. 1 StrGB. gewährleistet, die den- 
jenigen mit Strafe bedroht, der den gegen die Störung der Feier - 
der Sonn- und Festtage erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt. | 
Der neue Staat bezeugt damit seinen Willen, daß er, wie es bisher - 
Rechtens war, kirchliche Belange im óffentlichen Leben RV Anm. 
zu berücksichtigen gesonnen und bereit ist (Anschütz, RV. Anm. 
zu Art. 139). 
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Die Anwendung der hiernach als fortgeltend anzuerkennenden 
Polizeiverordnung vom 22. August 1911 läßt einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen. Die Revision geht von einem unzutreffenden 
Wortlaute der VO. aus, wenn sie meint, daß nur derjenige strafbar 
sei, der die Versammlung abhält. Das Verschulden der Angeklagten 
ist in dem angefochtenen Urteile. rechtlich einwandfrei begründet. 
Die Unkenntnis der Polizeiverordnung stellt sich als Irrtum über 
das Strafgesetz dar und schützt die Angeklagte nicht vor Bestrafung. 
Dagegen würde die mangelnde Kenntnis vom Beginn und von 
der Dauer des Hauptgottesdienstes an sich geeignet sein, ihre 
Straflosigkeit herbeizuführen, da es sich dabei um einen Irrtum 
über Einrichtungen der Verwaltung handelt, der dem Tatsachen- 
irrtium im Sinne des S 59 StrGB. gleichsteht. Dieser Erfolg tritt 
aber nach $ 59 Abs. 2 nicht ein, wenn die Unkenntnis durch 
Fahrlässigkeit verschuldet ist. Das Amtsgericht hat eine solche 
Fahrlässigkeit auf seiten der Angeklagten festgestellt. 

Hieraus folgt die Zurückweisung des Rechtsmittels. 


12. Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichts, 
betr. die Untersagung Öffentlicher Tanzlustbarkeiten in der 
Nähe der Friedhöfe, vom 8. Oktober 1925. 
(PreuBisches Pfariarchiv XIV, 264.) 


Tatbestand. Der Schankwirt W. ist seit Februar 1904 Eigentümer des 
Grundstücks Nr. 11 in der Ansiedelung G., welche im Stadtbezirk B. an der H. 
liegt. Das Grundstück enthält ein Wohn- und Wirtshaus mit Schankräumen, 
einen Hof mit Wirtschaftsgebáuden und einen Garten mit Gartenhalle und 
Kegelbahn. Dem Hause gegenüber auf der anderen Seite der Dorfstraße liegt 
ein ihm ebenfalls gehórender Garten mit einem Saalbau, welcher sich mit 
Fenstern und Tür nach der Dorfstraße öffnet. Hinter der nicht durchbrochenen 
Hinterwand des Saalbaues liegt teilweise in: den Garten einspringend der 
Friedhof der Siedelung G., zu dem der Weg von der Dorfstraße an diesem 
Garten vorbeiführt. W. hat die Schankwirtschaftserlaubnis am 16. März 1904, 
für den Saalbau, Veranda genannt, am 2. Mai 1913 erhalten. Ferner hat er 
am 4. Februar 1924 eine widerrufliche Erlaubnis zur Veranstaltung von 
öffentlichen Tanzlustbarkeiten von der Polizeiverwaltung in B. erhalten. 


Nachdem am Anfang Juni 1924 zwei Beschwerden, eine von drei 
polizeilich nicht ermittelten Personen aus B., die zweite von einer aus W. 
unterschrieben, welche die Abhaltung von Tanzlustbarkeiten in der unmittelbaren 
Nachbarschaft des Friedhofs als ungehórig und um so mehr als anstößig 
bezeichneten, als der offen zugängliche Friedhof von den Teilnehmern am 


|. Tanz zu unzüchtigen Handlungen benutzt werde, bei dem Regierungspräsidenten 


in P. eingegangen waren, zog die Polizeiverwaltung in B. auf seine Anweisung die 
widerruflich erteilte Erlaubnis zur Veranstaltung öffentlicher Tanzlustbarkeiten 


614 Untersu öffentlicher Tanzlustbarkeiten in n der Nahe dert Friedhi 
in der Veranda am Friedhofe durch Verfügung vom 19. Juli 1924 2 zurück G We 
diese geeignet seien, die sittlichen und religiösen Empfindungen Dr ter 
verletzen. ES 
Gegen die Verfügung erhob W. Klage, indem er bestritt, daB dài sit liche 
und religiöse Empfinden der Bewohner durch die Tanzlustbarkeiten in seinem - 
Saalbaue verletzt werde. Auf dem Friedhofe lägen nur Tote aus G. begrab: Lr 
Kein Bewohner der Siedelung, mit Ausnahme der Familie des Gastwirts W. 
und vielleicht eines seiner besonderen Freunde, nehme an den sonntäglichen 
Tanzveranstaltungen Anstoß. In rein ländlichen Verhältnissen, wie sie in G. 
bestünden, bilde die Lage eines Tanzsaales neben dem Friedhofe keine Un- 
4 
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gewöhnlichkeit. Dieser Zustand treffe in F., T. und G., wo der Friedhof von 
dem Gebäude, in dem der Tanz stattfinde, nicht einmal abgegrenzt sei, und 
in B. selbst bei dem »Elysium« zu, das dem neustädtischen Friedhofe gegenüber- 
liege, so daß die Tanzmusik dort zu hören sei. Die Eingaben an den Regierungs- - = 
präsidenten seien auf Betreiben des nur einige Grundstücke an der Dorfstraße 
weiter wohnenden Gastwirts W. verfaßt, welcher auf diese Weise seinen Mit- 
bewerber im Wirtschaftsbetriebe beseitigen wolle. Dieser habe neuerdings 
durch eine eigene Eingabe seine Bestrebungen ungeschminkt gezeigt. — l^ 

Der Kläger plane den Neubau eines Tanzsaales, um späteren Milichkeiten (C 
zu entgehen, auf der anderen Seite der Dorfstraße im Wohn- und Wirtshaus- - 
grundstücke. Die Baupolizeibehórde habe ihn aber veranlaßt, den Bau wiederum - 
in unmittelbarer Nähe des Friedhofes zu errichten. Die Anregung beweise 
das Fehlen von Bedenken der Polizeibehórde gegen die Tanzveranstaltungen r 
an dieser Stelle. Pt 

Während das Verfahren schwebte, reichten Kolonist G. W. und Frau - 
G. W., Sch., L., Postmeister a. D., und drei andere Unterzeichner bei dem | 
Regierungspräsidenten in P. einen Antrag vom 25. September 1924 ein, i dem 
Kläger die Erlaubnis zum Saalneubau auf dem Grundstücke neben dem Fried- 
hofe zu versagen, sie nur zum Bau auf dem Wirtshausgrundstück unter dei 
Voraussetzung zu geben, daß der alte Tanzsaal verschwinde. Als Gründe 
waren dieselben angeführt, welche die früheren Beschwerden enthielten. 

Auf den Antrag des Klägers vom 28. November 1924, ihm die Erlaubnis 
zum Öffentlichen Tanzhalten in dem neuen Saalbaue zu erteilen, erließ c d 
beklagte Polizeiverwaltung eine ablehnende Verfügung vom 5. Dezember 1924, 4, 3 
weil die öffentlichen Tanzveranstaltungen geeignet seien, das religiöse Empfinden du 
Dritter zu verletzen. 

Gegen diese Verfügung erhob der Kläger ebenfalls Klage, indem er 
auf die bereits wiedergegebene Stellung der Baupolizeibehörde hinwies und 
deshalb um Aufhebung der Verfügung und um Eiteilung der Erlaubnis bat. 

Die Polizeiverwaltung nahm lediglich auf ihre Vorgänge Bezug, die sie 1 
zugleich vorlegte. In ihnen befanden sich zwei Berichte an den Regierungs: 
präsidenten in P., einer vom 24. Oktober, einer vom 15. November 1924, in 
denen sie die Behauptungen der Beschwerdeführer als nicht zutreffend bezeichnete. 

Der Bezirksausschuß in P. wies beide Klagen durch Urteil vom 3. uc 5 
ab. Er begründete dies, wie folgt: Im Verfahren infolge einer Klage aus $ 
des LVG. vom 30. Juli 1883 habe der Verwaltungsrichter gemäß $ 127 es 
daselbst nur festzustellen, ob Tatsachen vorliegen, die ein polizeiliches Ei | 
greifen rechtfertigen. Die Polizei habe gemäß S 10 Titel 17 Teil II des ALR 
die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, zu der auch der Sue ; von 
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Sittlichkeit und Religion gehöre. Die Abhaltung öffentlicher Tanzlustbarkeiten 
unmittelbar neben einem Friedhofe stelle eine Verletzung jedes sittlichen und 
religiösen Empíindens dar. Die Voraussetzungen polizeilichen Einschreitens 
seien daher erfüllt gewesen. Der Klageangriff auf die Verfügungen, deren 
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit im Verwaltungsstreitverfahren nicht nach- 
zuprüfen sei, habe sich daher als unbegründet erwiesen. 

Der Kläger focht diese Entscheidung durch Erhebung der Berufung an, 
indem er die Verletzung religiösen und sittlichen Empfindens durch seine 
Tanzveranstaltungen bestritt. In der mündlichen Verhandlung erklärt er, seine 
ehemalige Tanzerlaubnis sei ihm tür drei Tage jeder Woche, jedesmal für die 


Abende von 6—12 Uhr, erteilt gewesen. Die Beklagte gab weitere Erklärungen 
nicht mehr ab. 


Die Berufung erwies sich als nicht begründet. 

Entscheidungsgründe. Die Verfügung der Beklagten vom 
4. Februar 1924, durch die der Kläger die widerrufliche Erlaubnis 
zur Veranstaltung Öffentlicher Tanzlustbarkeiten in seinem alten 
Saalbau erhalten hat, wie die angefochtene Verfügung über ihre 
Rücknahme vom 19. Juli 1924 und die angefochtene Verfügung 
vom 5. Dezember 1924, welche die Erlaubnis zum öffentlichen 
Tanzhalten in dem neuen Saalbaue verweigert hat, finden ihre 
rechtliche Grundlagen in der Polizeiverordnung des Oberprásidenten 
vom 1. November 1913, deren S 1 lautet: »Wer zur Veranstaltung 
einer Öffentlichen Tanzlustbarkeit seine Räume oder seine Grund- 
Stücke benutzt oder benutzen läßt, bedarf der Erlaubnis der Orts- 
polizeibehórde.« Der sonstige Inhalt der Polizeiverordnung weist 
die Voraussetzungen, unter denen die Erlaubnis zu erteilen oder 
zu versagen ist, nicht auf, sondern gibt Bestimmungen über andere 
öffentliche Lustbarkeiten, über die Teilnahme nicht erwachsener 
Personen an solchen, über die Polizeistunde usw. Die spätere 
Polizeiverordnung des Oberprásidenten vom 23. Juli 1923 bestimmt 
in ihrem S 6, daß öffentliche Tanzlustbarkeiten nur Sonntags, an 
den zweiten Feiertagen der groDen Feste und, soweit es der 
bisherigen Übung entspricht und ein dringendes Bedürfnis vorliegt, 
an zwei Tagen in der Woche, welche die Ortspolizei festsetzt, 
und nur bis zur Polizeistunde stattfinden dürfen und daß der 
Anfang wochentags frühestens um 8 Uhr, Sonntags um 6 Uhr 
abends liegen, daß die Ortspolizei in ländlichen Bezirken aber den 
Anfang um 3 Uhr nachmittags am Sonntage genehmigen darf. Im 
übrigen enthält auch diese Polizeiverordnung keine Bestimmungen 
über Tanzlustbarkeiten. Eine allgemeine eingehende Regelung 
des Rechtes der öffentlichen Tanzlustbarkeiten in der Provinz X. 
haben also beide Polizeiverordnungen nicht geschaffen. $ 6 der 
Verordnung vom 23. Juli 1923. kam für die Rücknahme der 


den Bestimmen des $ 6 entsprechend erteilt war, beni] venig 
für die Versagung vom 5. Dezember 1924, die aus einem gleich en 
Grunde wie die Rücknahme erfolgte. Bei der bestehenden Rechts- - 
lage waren der beklagten Polizeiverwaltung deshalb bestimmte - 
Schranken, die sie bei Erlaß der angefochtenen Verfügungen zu 
beachten gehabt hätte, nicht gezogen. Vielmehr war es ihrem 
pflichtmäßigen Ermessen überlassen, die beantragte Tanzerlaubnis 
zu erteilen oder zu versagen. Es stand ihr aus diesem Grunde nach 
ihrem Ermessen auch frei, die erteilte Erlaubnis zurückzunehmen, | 
um so mehr, als sie sich einen Widerruf vorbehalten hatte. 
Der Kläger hatte allerdings das Recht, sich mit den Rechts- 
behelfen der SS 127, 128 des LVG. gegen die Verfügungen zu - 
wenden. Das Recht des Klägers, in seinem Gewerbebetriebe u.a. - 
auch öffentliche Tanzlustbarkeiten zu veranstalten, ergibt sich aus - 
dem Grundsatze der Gewerbefreiheit, den S 1 der GO. vom - 
26. Juli 1900 aufgestellt hat, es ist aber durch die gemäß $ 33c der 
GO. erlassene landesrechtliche Polizeiverordnung vom 1. Nov. 1913 
dahin eingeschränkt, daß eine Tanzlustbarkeit nur auf Grund vor- 
heriger ortspolizeilicher Erlaubnis stattfinden darf. Die Versagung. 
und Rücknahme dieser Erlaubnis griffen also in das Rechtsgebiet 
des Klägers ein, so daß die derentwegen ergangenen Verfügungen 
der Beklagten als polizeiliche Verfügungen nach $$ 127 ff. des 
LVG. anzusehen waren und die dort vorgesehene Klage zulässig 
war. Da die Klage sich aber lediglich auf die Nichtanwendung - 
oder die unrichtige Anwendung des bestehenden Rechtes und auf 
das Fehlen der tatsächlichen Voraussetzungen der angefochtenen 
Verfügung stützen darf, so war nur zu prüfen, ob die Beklagte 
bei der Rücknahme und bei der Versagung der Tanzerlaubnis bei 
dem ihr zustehenden freien Ermessen überhaupt aus irgendwelchen : 
polizeilichen Gründen gehandelt hat oder ob ihr Vorgehen auf 
Willkür oder Schikane hinauslief, während auf die Frage, ob die - 
Verfügungen als notwendig und zweckmäßig anzusehen sind, 
nicht einzugehen war. Daß die Gesichtspunkte, von welchen sich 
die Beklagte bei ihren Maßnahmen hat leiten lassen, polizeilicher 
Art waren, ist zu bejahen. Die Polizei ist nach $ 10 Titel 17 
Teil II des ALR. zur Wahrung der. öffentlichen Ordnung berufen. - 
Die Verletzung religiöser und sittlicher Empfindungen stellt eine 
Störung der öffentlichen Ordnung dar, wenn jene Verletzung in . 
der Öffentlichkeit stattfindet und deshalb ein öffentliches Ärgernis t 
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vom 2. April 1909 Bd. 54 S. 248, 252, 253). Die Abhaltung _ 
öffentlicher Tanzlustbarkeiten in unmittelbarer Nachbarschaft eines 
Friedhofes, so daß seine Besucher die Klänge der Tanzmusik und 
das Geräusch des Tanzes hören müssen und einen der Friedhofs- 
stille widersprechenden Eindruck bekommen, kann an sich sehr 
wohl geeignet sein, die Verletzung religiöser oder auch sittlicher 
Empfindungen Dritter hervorzurufen. Wenn daher die beklagte 
Polizeibehörde auf die bei ihr erhobenen, in dieser Weise 
begründeten Beschwerden hin die Abhaltung von Tanzlustbarkeiten 
durch den Kläger verhinderte, so handelte sie aus an sich 
zulässigen polizeilichen Motiven und überschritt nicht die Grenzen 
des ihr zustehenden freien polizeilichen Ermessens. Daß die 
Rücknahme der Tanzerlaubnis auf Anordnung der vorgesetzten 
Dienstbehörde, des Regierungspräsidenten, erfolgt ist und die 
Versagung um deswillen, weil dieser seinen Standpunkt inzwischen 
nicht geändert hatte, vermag an dem Charakter der angefochtenen 
Verfügungen als ortspolizeilicher nichts zu ändern. Denn die 
Verfügungen liegen innerhalb der sachlichen und örtlichen 
Zuständigkeit der Beklagten und sind von ihr unter eigenem 
Namen aus eigenem Recht erlassen (E. d. OVG. vom 9. März 1892 
Bd. 22 S. 409 und vom 9. Dezember 1910 Bd. 57 S. 327). 

Der Bezirksausschuß ist von zutreffenden Voraussetzungen 
ausgegangen, und es lag kein Anlaß vor, sein Urteil abzuändern. 


13. Bescheid des preuß. Ministers des Innern, betr. Beisetzung 
von Aschenresten auf kirchl. Friedhöfen, vom 17. Okt. 1925. 
-~ (PreufBisches Pfarrarchiv XIV, 271.) 


Auf die Beschwerde vom 7. August 1925, betreffend Beisetzung 
der Aschenreste des am 11. Juli 1925 in Pr. verstorbenen O. F. 

Der Artikel 138 Abs. 2 der Reichsverfassung gewährleistet 
das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und 
religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohl- 
tätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen 
Vermögen. Eingriffe der Staatsbehörden in das So gewährleistete 
Eigentum von Kirchengesellschaften, zu dem auch die kirchlichen 
Begräbnisplätze gehören, sind nur auf gesetzlicher Grundlage 
zulässig. Nach $ 189 Allgem. Landrechts II 11 dürfen die im 
Staat aufgenommenen Kirchengesellschaften der verschiedenen 
Religionsparfeien in Ermangelung eigener Friedhöfe einander 
wechselseitig das Begräbnis nicht versagen. Diese das Eigentum 
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öffentlich-rechtlich einschränkende Bestimmung KEF zur Be 

gründung des Anspruchs auf Beisetzung der Aschenreste eines 
Freidenkers auf dem einer evangelischen Gemeinde gehórige 1 
Friedhof nicht herangezogen werden, einmal weil sie sich nur auf 
die wechselseitige Verpflichtung der ausdrücklich aufgenommenen 
Kirchengesellschaften bezieht, sodann weil sie, wie die sonstigen 
Bestimmungen des ALR. über die Totenbestattung, die Erd- 
bestattung zur Voraussetzung hat (vgl. OVG. Bd. 52 S. 293). 
Darüber hinaus kann die Polizei zwar, weil es der Öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit widerstreitet, Verstorbene unbestattet zu 
lassen, auf Grund des $ 10 ALR. II 17 eine Kirchengemeinde 
auch wider ihren Willen dazu zwingen, einen Platz zur Beisetzung - 
eines Verstorbenen, der nicht einer der ausdrücklich aufgenommenen  - 
Kirchengesellschaften angehórte, zur Verfügung zu stellen, wenn 
am Orte eine andere Beisetzungsmóglichkeit nicht vorhanden ist. 
Vorliegendenfalls sind aber die öffentliche Ordnung und Sicherheit . 
nicht gestórt, da nach erfolgter Verbrennung der Leiche des F. 

die Urne mit den Aschenresten am Verbrennungsorte in der für 
die Aufstellung von Urnen bei der Feuerbestattungsanlage vor- 

handenen Einrichtung beigesetzt werden konnte und auch wohl 

schon beigesetzt ist. Nach $ 6 des Feuerbestattungsgesetzes vom 

14. September 1911 (GS. S. 193) müssen die Aschenreste von 

verbrannten Leichen in einem für jede Leiche besonders geschlossenen 

Behältnis entweder in der Urnenhalle der Feuerbestattungsanlage, 

ohne deren Vorhandensein die Genehmigung für eine solche Anlage 

nicht erteilt werden kann ($$ 3 u. 4), oderin einer anderen behördlich 

genehmigten Bestattungsanlage beigesetzt werden. Da die Polizei, 

wenn es sich um die Herbeiführung des polizeilichen Zustandes 

handelt, den nächstliegenden Weg hierzu beschreiten muß, würde 

wenn die Urne noch nicht beigesetzt und so die Öffentliche 

Ordnung verletzt sein sollte, polizeilicherseits ein Zwang nicht 

gegen die kirchliche Gemeinde des Heimatortes auf Zulassung 

der Beisetzung der Urne, sonden gegen die Angehörigen des 
F. auf Beisetzung der Urne in der hierfür verfügbaren Urnenhalle 
der Bestattungsanstalt gerichtet werden müssen. 


Daher sehe ich mich nicht in der Lage, den Regierungs- | 
prásidenten in P. anzuweisen, die Beisetzung der Urne des F. 
aui dem kirchlichen Friedhof in Pr. mit polizeilichen Zwangsmitteln - 
durchzuführen. | 
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14. Beschluß des Landgerichts Glatz, betr. die Aufwertung 
des Patronatskanons, vom 29. März 1926. 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 337.) 


Die I. Zivilkammer des Landgerichts in Glatz hat auf die 
Beschwerde der Regierung in Breslau, Abt. für Kirchen- und 
Schulwesen, gegen die Verfügung des Amtsgerichts (Grundbuch- 
amts) in Frankenstein vom 23. November 1925/6. Februar 1926 
in der Sitzung vom 29. März 1926 beschlossen: In Abänderung 
der angefochtenen Verfügung wird das Amtsgericht angewiesen, 
bei der in Abt. II zu Nr. la am 26. November 1925 erfolgten 
Aufwertungseintragung einen Widerspruch nach $ 54 Grundbuch- 
ordnung zugunsten der Regierung in Breslau, Abt. ftir Kirchen- 
und Schulwesen, einzutragen. 


Tatbestand. Durch Vertrag vom 25. Februar 1812 kaufte Friedericke 
Luise Prinzessin von Orange, geb. Prinzessin von Preußen, spätere Königin 
der Niederlande, vom preußischen Fiskus unter anderem säkularisiertes, früher 
dem Stift C. gehörig gewesenes Kirchengut. In $ 12 des Vertrages wurde 
entsprechend dem Kónigl Befehl vom 9. Januar 1812 (GS. S. 3) von der 
Käuferin zu Übertragung der Patronats/asten ein auf 890 Reichstaler 22 Silber- 
groschen 1 Pf. jährlich fixierter, an die geistliche und Schuldeputation der 
Provinzialregierung zu zahlender, vorläufig aber an die Haupt-Säkularisations- 
kasse abzuführender Kanon übernommen. 

Es wurde sodann im Hypothekenbuch der Herrschaft C. die Käuferin 
als Eigentümerin und in Abt. II Nr. la der erwähnte Kanon von 890 Reichs- 
talern, 22 Silbergroschen 1 Pf. jährlich eingetragen. Später wurde der Kanon 
auf jährlich 1854 Reichstaler, 12 Silbergroschen 9 Pf. anderweit fixiert und dies 
in Abt. II zu Nr. la auf Grund der Verfügung vom 15. Januar 1848 im 
Hypothekenbuch vermerkt; von diesem Betrage wurde ein Teilbetrag von 
jährlich 116 Reichstalern, 1 Silbergroschen 10!/s Pf. im Hypothekenbuch der 
Herrschaft C. am 14. Juli 1853 gelöscht, so daß der dort lastende Kanon von 
nun an jährlich 1729 Reichstaler, 1 Silbergroschen 91/2 Pf. betrug. Seit 1907 
steht die Herrschaft C, im Grundbuch auf den Namen von Friedrich Heinrich 
Prinz von Preußen, der sie im Wege der Fideikommißfolge erworben hatte, 
eingetragen. 

Auf Antrag des Generalbevollmächtigten des Friedrich Heinrich Prinz 
von Preußen trug das Grundbuchamt in Frankenstein am 26. Nov. 1925 eine 
Aufwertung des Patronatskanons von jährlich 1729 Taler, 10 Silbergroschen 
91/3 Pf. (— 5188,08 Mk.) auf jährlich 1297,02 Goldmark nach Maßgabe des § 31 
Abs. 2 des Aufwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925 ein. Ein Gesuch der 
Regierung in Breslau, dem Antrage auf Eintragung einer solchen Aufwertung 
nicht stattzugeben, oder im Falle erfolgter Eintragung einen Widerspruch von 
Amts wegen einzutragen, wies das Grundbuchamt durch Verfügung vom 
23. November 1925 zurück, die es durch Anordnung vom 6. Februar 1926 
dahin ergänzte, daß der Regierung zugleich mit der Zurückweisung ihres 
Gesuchs die erfolgte Eintragung der Aufwertung auf 1297,02 Goldmark mit- 
zuteilen sei. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI 40 
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Die Regierung in Breslau ficht die Verfügung vom 23. Nov. 19 8 eb 
1926 mit der Beschwerde an. Sie beantragt, einen Widerspruch g egen T 
Aufwertungseintragung im Grundbuch einzutragen. Sie macht geltend 
Patronatskanon sei nichts weiter als die Patronatslast, nach ihrem jährlich chen 
Durchschnitt veranschlagt. Als eine auf den verkauften Gütern ruheride ; gemeine 
Last sei sie von der Eintragung im Grundbuch ausgeschlossen. Eine versehent| ich 
erfolgte Eintragung könne hieran nichts ändern. Als öffentliche Last unterlie ge 
der Patronatskanon nicht den Vorschriften des nur auf privatrechtlid ne 
Ansprüche anwendbaren Aufwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925, zum minde: 


sei der S 31 unanwendbar. 4 
"4 


L2 


Es war wie geschehen zu entscheiden. ! " 


Entscheidungsgründe. Das Rechtsinstitut des Patrone ist. 
eine Einrichtung des Öffentlicıen Rechts. Entsprechend den d 
Königl. Befehl vom 9. Januar 1812 (GS. S. 3) ist auf die jetzig e 
Herrschaft C. die Patronatslast in Form eines Kanons gelegt un E 
dementsprechend zunächst auf Grund des Kaufvertrages vom 
25. Februar 1812 im Grundbuch eingetragen worden. Später sind 
dann auf Grund der Verfügung vom 15. Januar 1848 und N 
Eintragung vom 15. Januar 1853 Abänderungen des Kanons i 
Grundbuch vermerkt worden. Der Patronatskanon stellt sich a 
»öffentliche gemeine Last« im Sinne des Art. 1 Nr. 2 des Preuß. 
Ausführungsgesetzes zum Zwangsversteigerungsgesetz dar. Auch 
das Reichsgericht sieht solche Patronatslasten als »gemeine Lasten 4 
an. (Gruchots Beiträge, Bd. 36 S. 1110 ff.; Entsch. des RG. in 
Zivilsachen Br. 65 S. 3). 


Der Patronatskanon ist im vorliegenden Falle bereits vor 
dem am 1. Januar 1900 erfolgten Inkrafttreten des Ausführungs- - 
gesetzes zur Grundbuchordnung zum erstenmal im Grundbuch E 
eingetragen worden; eine vor dem 1. Januar 1900 erfolgte grund- 
buchliche Eintragung einer gemeinen Last ist aber durch Art. 11 — 
des Ausführungsgesetzes zur Grundbuchordnung, der Öffentliche 
gemeine Lasten von der Eintragung im Grundbuch ausschließt, 
nicht unzulässig geworden (Fischer, Note 3 zu Art. 11 Preuß. 
AusführungsG. zur Grundbuchordnung; Gütte und Friebel, Note 9 
zu Art. 11 Preuß. AusführungsG. zur Grundbuchordnung). Das 
Beschwerdegericht folgert hieraus weiter, daß nach dem 1. Januar 


| 


Last nicht schlechthin ausgeschlossen sind. 


Trotzdem ist bei der Aufwertungseintragung vom 26. Nov. 1925, - 
die auf der Grundbuchblatt Herrschaft C. bei dem bier fraglichen | 
Patronatskanon Abt. II Nr. 1a erfolgte, ein Widerspruch einzutragen. 
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Denn die Eintragung der Aufwertung des Kanons auf jährlich 
1297,02 Goldmark ist unter Verletzung gesetzlicher Vorschriften, 
erfolgt und inhaltlich unrichtig. Es kann dahingestellt bleiben, 
ob im allgemeinen nicht bloß privatrechtliche, sondern auch 
öffentlich-rechtliche Reallasten der Aufwertung des $ 31 des 
Aufwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925 unterliegen. Jedenfalls 
ist S 31 des Aufwertungsgesetzes auf Öffentliche »gemeine Lasten« 
nicht anwendbar. Gegen eine Anwendung des $ 31 spricht, daß 
diese Lasten nach ihrem Zweck und Inhalt durchaus keine Ver- 
mögensanlage sind (Mügel, Komm. zur Durchführungsverordnung 
nebst Nachtrag, Note 1 zu $ 31 des AufwertungsG.). Soweit 
etwa bei einer gemeinen Last eine Aufwertung stattfindet, ist für 
sie daher nicht der feste Aufwertungssatz von 25 °% des Gold- 
markwertes gegeben, und das Grundbuchamt kann daher nicht 
ohne weiteres eine Aufwertung auf 25°% des Goldmarkbetrages 
im Grundbuch eintragen und eine Maßgeblichkeit des $ 31 Abs. 2 
des Aufwertungsgesetzes im Grundbuch  mitvermerken. 


Mithin war gemäß $ 71 Abs. 2 der Grundbuchordnung das 
Amtsgericht zur Eintragung eines Widerspruchs gegen die Auf- 
wertungseintragung vom 26. November 1925 anzuweisen. 


Der Regierung muß es überlassen bleiben, beim Amtsgericht 
in Reichenstein wegen der auf dem Grundbuchblatt des Ritterguts Pl. 
bewirkten Eintragung der Aufwertung des auch dort lastenden 
: Patronatskanons unter Berufung auf den vorliegenden landgericht- 
lichen Beschluß vorstellig zu werden, um die Eintragung eines 
Widerspruchs gegen diese Aufwertungseintragung herbeizuführen. 
Die vorliegende Beschwerde der Regierung bezog sich nur auf 
die das Grundbuchblatt Herrschaft C. betreffende Aufwertungs- 
eintragung. 


15. Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm, betr. die 
Ablehnung der Verpflichtung des Staates als Rechtsnachfolger 
eines säkularisierten Stifts oder als Patron zu den Bau- und 
Unterhaltungskosten einer Zentralheizung in der Kirche 
beizutragen, vom 28. November 1925 !). 
(Preußisches Pfarrarchiv XIV, 343.) 


Tatbestand. Im Jahre 1036 gründete der Bischof Meinwerk in Paderborn 
das Stift Busdorf und erbaute eine Kirche zur Hebung des christlichen Lebens 


1) Vgl. die Entscheidung des Oberlandesgerichts Celle vom 27. Juni 1912, 
welche die Frage nach dem Bedürfnis einer Kirchenheizung bejahte. Archiv 
für kath. Kirchenrecht 93, 130 ff. | 

| 40* 


vom 18. Mai 1809, 1. Dez. 1810 ind a, April 1812 wurde die Sida 
des Stiftes durchgeführt. Bei der Aufhebung des Stiftes hatte die westfälische - 
Regierung nur bestimmte Jahresbeträge zur Bestreitung der Kultuskosten und - 
der Gehälter für Pfarrer, Küster und Bälgetreter der Klägerin (Busdorf-Pfarre) 
gegenüber ausgeworfen. Außer den jährlichen Zuschüssen hat der Beklagte 
im Laufe der Jahre allerdings erst seit 1838 ständig größere Summen zur 
Instandhaltung und Einrichtung der Busdorf-Kirche aufgewendet, so im Zeit- 
raum von 1838—1915 im Gesamtbetrage von 75500 Mk. Es wurden z. B. 
grófere Mittel vom Beklagten zur Verfügung gestellt: 1862 für Dachdecker- 
arbeiten, 1867 für Neudekorieren des Innern der Kirche, 1871 für die An- | 


schaffung neuer Bänke, 1893 für Neubeschaffung einer Orgel, 1897 für Glocken- 
stuhlverstärkung sowie in sonstigen zahlreichen Fällen für Reparaturen und 
Veränderungen an und in der Kirche. 

Im Jahre 1911 hat die Klägerin in der Kirche eine Zentralheizung 
anlegen und 1915 im Pfarrhause eine elektrische Lichtanlage herstellen lassen. 
Ferner hat sie im Jahre 1916 bei Gelegeneeit baulicher Änderungen in der 
Kirche neue Kirchenbänke angeschafft und vorhandene verändern lassen. 
Wegen der hierdurch entstandenen Auslagen hat sie den Beklagten in Anspruch 
genommen. 

Mit den Ansprüchen bezüglich der Lichtanlage und der Aufwendungen 
für die Kirchenbänke ist die Klägerin auf die vom Beklagten erhobene Einrede 
der Unzulässigkeit des Rechtsweges durch das rechtskräftige Urteil des 
erkennenden Senates vom 13. Juli 1921 abgewiesen worden. Insoweit sie 
aber Ersatz für Aufwendungen der Heizungsanlage und entstandener Betriebs- 
kosten verlangt, ist der Rechtsweg für zulässig erklärt worden. 

Zur Begründung dieser Ansprüche auf Ersatz der Aufwendungen für die 
Heizungsanlage und deren Unterhaltung führt die Klägerin folgendes an: 

Die Busdorf-Pfarre sei dem im Jahre 1810 aufgehobenen Kollegialstift 
Busdorf inkorporiert gewesen. Zwar habe sich die Inkorporation nicht in dem 
Sinne vollzogen, wie es vielfach im Laufe der mittelalterlichen Rechtsentwicklung 
üblich gewesen sei, námlich in der Weise, daf ein Kloster oder ein Stift sich 
eine bestehende Pfarrei einverleibt hätte. Mit dem Stiftungswerk des Bischofs 
Meinwerk sei aber ein ähnlicher Rechtszustand geschaffen worden. Meinwerk 
habe bei der Stiftung sowohl die Pfarre wie auch das Stift dotiert, und bei 
dem Gründungsakt sei das Pfarrvermögen mit dem Vermögen des Stifts 
vereinigt worden. Dieser Rechtsakt sei einer Inkorporation gleich zu achten. 
Das Busdorf-Stift sei verpflichtet gewesen, die sämtlichen kirchlichen Bedürf- 
nisse der Pfarre zu bestreiten, und zwar die Kultuskosten, wie auch die 
Baulast. Tatsächlich habe das Stift auch die Jahrhunderte hindurch die 
Busdorf-Pfarre als inkorporiert angesehen. Bis zur Aufhebung des Stifts habe 
die Pfarrgemeinde niemals etwas zu den kirchlichen Bedürfnissen beigetragen. 
Infolge der Säkularisation sei das Stift mit seinem ganzen Vermögen und den 
darauf lastenden Pflichten auf den Beklagten übergegangen, und dieser als 
Reditsnadifolger habe damit die Verpflichtungen, die das Stift der Busdorf- — 
Pfarre gegenüber gehabt habe, übernommen. Klägerin stützt sich hiernach - 
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auf die Gesamtrechtsnachfolge, sie ist aber auch der Ansicht, daß die Voraus- 
setzungen der Kabinettsorder vom 25. September 1834, der sie Gesetzeskraft 
beimißt, gegeben sind. Eine sinngemäße Anwendung der ersten Alternative 
der KO. ergäbe, daß auch die incorporatio, wie sie sich im vorliegenden Falle 
vollzogen habe, eine Verpflichtung begründen müsse. Wolle man dieser Auf- 
fassung nicht beipflichten, so müsse aus der Stiftungsurkunde und dem 
Gründungshergang eine ausdrückliche Verpflichtung des Stiftes zur Leistung 
der Pfarrdienste hergeleitet werden, so daß die zweite Alternative der KO. 
anzunehmen sei, zum mindesten aber sei eine Verpflichtung auf Grund 
44jährigen Besitzstandes i. S. der Kabinettsorder gegeben. Denn die Busdorf- 
Pfarre habe von der Säkularisation an zurückgerechnet seit Jahrhunderten dem 
Stift gegenüber sich im Besitz der Pfarrdienste befunden. Das ergebe sich 
unter anderem daraus, daß die Kanoniker und Benefiziaten des Stifts in gleicher 
Weise wie die Pfarreingesessenen verpflichtet gewesen seien, an den vier 
Hauptfesten des Jahres bei der Messe der Pfarrers zu opfern. Sodann daraus, 
daß beim Tode eines Kanonikers oder Benefiziaten der Pfarrer die Bestattung 
vorzunehmen gehabt habe. 

Sodann trage der Staat, so führt die Klägerin weiter aus, die Baulast 
als Patron und auf Grund unvordenklicher Verjährung nach SS 710, 574 
ALR. I 11. 

Die Anlage einer Heizung rechnet die Klägerin zu den baulichen Gegen- 
stánden. Die Baulast umfasse nicht allein die Verpflichtung, alle die Ein- 
richtungen an dem Gebäude vornehmen zu lassen, die zu dessen bloßen 
Erhaltung notwendig seien; darüber hinaus müsse die Notwendigkeit einer 
Einrichtung mit Beziehung auf die Zweckbestimmung der Kirche beurteilt 
werden. Die Anlage einer Heizung sei aber nach heutigen Anschauungen 
zur Förderung des Kirchenbesuches im Winter und zur Abhaltung eines 
regelmäßigen Gottesdienstes erforderlich. Besonders sei dies bei der Busdorf- 
Kirche der Fall, die infolge ihrer Lage und Bauart auferordentlich feucht sei. 
Unter dieser großen Feuchtigkeit leide der Besuch des Gottesdienstes, da die 
Gesundheit der Besucher gefährdet sei. Gefährdet sei aber auch der Bestand 
des Gebäudes. Die Wände würden, falls die Feuchtigkeit nicht behoben 
werde, allmählich der Zerstörung anheimfallen. Es müsse daher allein schon 
zur Erhaltung der Kirche notwendig geheizt werden. Die Kosten für den 
Betrieb der Heizung seien auch als Kultuskosten von dem Beklagten zu tragen. 

Nach Maßgabe der in der Klageschrift sowie in dem Schriftsatz vom 
10. September 1920 aufgestellten Berechnung verlangt die Klägerin die Kosten 
der Anlage sowie die ihr durch den Betrieb der Heizung in den Jahren 1911 
bis 1919 erwachsenen Auslagen von dem Beklagten erstattet. Sie hat beantragt: 

l. den Beklagten zu verurteilen, der Klägerin 7827,54 Mk. nebst 4°], 
Zinsen von 5907,86 Mk. seit dem 22. April 1916 und von 1918,68 Mk. 
seit Zustellung, dem 28. September 1920, zu zahlen; 

2. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet ist, vom Frühjahr 1919 ab 
die Heizungsanlage in der Kirche der Klägerin zu unterhalten und zu 
bedienen, insbesondere die Kosten der Heizung, einschließlich Bedienung 
der Heizungsanlage und Reinigung des Schornsteins, zu tragen; 

3. das Urteil, soweit zulässig — eventuell gegen Sicherheitsleistung — 
für vorläufig vollstreckbar zu erklären. 

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt. 
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Er bestreitet, daß die Busdorf-Pfarre dem Busdorf-Stift nkorporier 
gewesen sei. Wenn dies entgegen seiner Behauptung doch der Fal gev 
sein sollte, so könnten die aus der Aufhebung des Stiftes sich für de :n Be- 
klagten etwa ergebenden Pflichten für die Klägerin keine Rechte begrü ünden, 
da die Busdorf-Pfarre durch Edikt der westfälischen Regierung vom 11. Jam ar 
1812 und 13. Februar 1813. »supprimiert« und die Kirche der Gaukirchpfai Te 
in Paderborn geschenkt worden sei. Eine Gesamtrechtsnachfolge liege daher 
nicht vor. Auf die KO. vom 25. September 1834 könne Klägerin sich nic ht 
stützen, da sie keine Gesetzeskraft habe. Überdies läge aber auch keine « der 
in dieser aufgeführten Fälle vor. Klägerin könne eine Baulast des Beklagten 
auch nicht auf unvordenkliche Verjährung stützen. Er habe allerdings für die 
Unterhaltung der Kirche gesorgt, jedoch sei dieses stets freiwillig geschehen ; 
zu den Kultuskosten habe er seit jeher nur eine bestimmte Jahressumme 
gezahlt, die er freiwillig zu zahlen übernommen habe. Damit seien aber seine 
Verpflichtungen erschöpft. Eine Erweiterung sei daher ausgeschlossen. Hier- 
nach könne er weder zur Zahlung der Heizungsanlage noch auch deren uders - 
haltung von der Klägerin angehalten werden; zur Zahlung der Betriebskosten, = 
die als sachliche Kultuskosten anzusehen seien, um so weniger, als die Klägerin 
auf alle weiteren Kosten »zur Bestreitung des Gottesdienstes erforderlichen 
Aufwandes« am 3. Juni 1869 verzichtet habe. Der Beklagte bestreitet, daß 
überhaupt der von der Klägerin erhobene Anspruch unter die Baulast falle. 
Die Heizungsanlage sei zur Erhaltung des Gebäudes nicht notwendig. Not- - 
wendig sei sie nur dann, wenn das Mauerwerk infolge aufsteigender Feuchtigkeit 
wesentlich leide und durch Austrocknen der Wände die Substanz erhal 
werden müsse. Dies treffe aber auf die Kirche der Klägerin nicht zu. Ein- 
richtungen, die über die zur Erhaltung der Gebäude notwendigen Maßnahmen - 
hinausgingen, würden von der Baulast nicht umfaßt. | 

Demgegenüber meint die Klägerin, daß von einer Aufhebung der. 
Busdorf-Pfarre (supprimé) durch die erwähnten Edikte vom 12. Januar 1812 
und 13. Februar 1813 nicht die Rede sein könne. Das Píarrsystem zu Busdorf 
sei nicht einfach unterdrückt und gesetzlich erloschen. Es verbliebe vielmehr 
bei den grundlegenden Bestimmungen des Reichsdeputationshauptschlusses — 
und der später diesem folgenden preußischen Gesetzgebung. Weiterhin sei 
der Verzicht vom 3. Juni 1869 eng auszulegen, er könne sich nur auf die dem  — 
Gottesdienst unmittelbar dienenden Ausgaben für Geräte usw. beziehen. 

Das Landgericht hat durch Urteil vom 16. Januar 1923 = Klage ab- 
gewiesen. 

Der erste Richter führt aus, eine Inkorporation der Busdorf- Pfarre 
durch das Busdoríi-Stift oder ein der Inkorporation ähnlicher Rechtsakt sei | 
nicht vollzogen. Wenn auch nach der Stiftungsurkunde dem Gründer die 
Erbauung der Kirche das Wesentliche gewesen sei, so habe er doch das Stift 
zum Träger der Vermógensrechte gemacht. An der damaligen Unvollkommen- 
heit der Rechtsbegriffe habe es gelegen, wenn der Bischof Meinwerk dabei 
Stift und Kirche identifiziert und erklärt hätte, er habe die Kirche, eben den 
Kern seiner Stiftung, beschenkt. Es sei ein Stift mit einer Stiftskirche, ein 
einziges vermögensrechtliches Institut, entstanden, welches entweder von 
Anfang an oder im Laufe der Zeiten die Pfarrechte ausgeübt habe. Wenn 
das Stift die Unterhaltungskosten der Kirche getragen habe, so habe es das. = 
getan, weil es sich um die eigene Stiftskirche gehandelt habe, nicht abe Z 
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weil ihr eine Pfarrgemeinde mit eigener Kirche als Rechtssubjekt gegenüber- 
gestanden hätte. Von der Stellung des Trägers der Baulast sei dies sehr ver- 
schieden, da dieser aus seinen Mitteln gegenüber einer Kirchengemeinde als 
Rechtssubjekt für die Baukosten aufzukommen habe. Denke man sich die 
Folgen der Säkularisation weg, so sei ohne weiteres ersichtlich, daß die 
Kirchengemeinde heute nicht das Stift dazu anhalten könne, eine Heizung 
anzulegen und zu unterhalten. Damit fielen alle Schlußfolgerungen, die die 
Klägerin aus einer Inkorporation oder aus einem dieser ähnlichen Verhältnis - 
herleiten wolle. — Nehme man bezüglich der Pflichten des Staates gegenüber 
den Kirchengemeinden aus Anlaß der Säkularisation als richtig an, daß die 
auf dem säkularisierten Gute ruhende Verpflichtung einer bestimmten Kirche 
gegenüber als privatrechtliche auf den Staat übergegangen sei, so kónne 
jedenfalls nicht die Verpflichtung in weiterem Umfange übergegangen sein, 
als sie dem Stifte obgelegen habe. — Wenn die Klägerin den Beklagten als 
Patron zur Tragung der Baulast in Anspruch nehme, so habe sie nicht dar- 
getan, inwiefern der Staat Patron der Kirche geworden sei und Patronatsrechte 
ausgeübt habe. Die Klägerin habe vielmehr den Verzicht vom 3. Juni 1869 
ausgesprochen, der auch bei enger Auslegung darauf schließen ließe, daß 
eine klagbare rechtliche Verpflichtung des Beklagten zur Unterhaltung der 
Kirche nicht vorliege. 


Gegen dieses am 10. März 1923 zugestellte und von den Parteien vor- 
getragene Urteil hat die Klägerin durch eine am 3. April 1923 beim Berufungs- 
gerichte eingereichte Berufungsschrift Berufung eingelegt. In der Berufungs- 
instanz macht sie einen Geldanspruch bezüglich der Betriebskosten nur für den 
Zeitraum von 1911—1916 (nicht wie in erster Instanz bis 1919) geltend. 


Sie hat beantragt, unter Abänderung des angefochtenen Urteils 


1. den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin an Stelle des aufzuwertenden 
Papiermarkbetrages von 5907,86 Papiermark einen Teilbetrag von 10 Rm. 
nebst 6°, Zinsen seit dem 22. April 1916, dem Tage der Zustellung 
der Klage. zu zahlen; j 


2. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet ist, der Klägerin die sámt- 
lichen Aufwendungen, die sie seit dem 22. April. 1916 für die Heizung, 
die Unterhaltung und Bedienung der Heizungsanlage gemacht hat und 
noch machen muß, zu ersetzen verpflichtet ist; 


3. festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet ist, in Zukunft alle Kosten 
der Heizung und der Unterhaltung und Bedienung der Anlage zu tragen. 
Der Beklagte beantragt : 
die gegnerische Berufung zurückzuweisen; für den Fall der Verurteilung 

. dem Beklagten nachzulassen, durch Sicherheitsleisung bzw. Hinterlegung 
die Vollstreckung abzuwenden. ! 


In der Berufungsinstanz haben die Parteien das Vorbringen erster 
Instanz wiederholt. 


Die Klägerin hat noch im einzelnen ausgeführt, daß die Busdorf-Pfarre 
sich dem Stift gegenüber im Besitze des Pfarrdienstes befunden habe; ferner 
hat sie sich zum Beweise einer durch Observanz begründeten Baupflicht auf — 
die im einzelnen aufgeführten Leistungen der Beklagten an die Klägerin seit 
dem Jahre 1867 berufen und endlich beantragt, einen Gutachter über die Not- 
wendigkeit der Heizungsanlage zur Erhaltung des Gebäudes zu hören und 
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Beweis dafür angetreten, daß infolge der kalten feuchten Luft. in der Kirch 
der Besuch der Kirche gelitten habe. T3 
Der Beklagte hat in der Berufungsinstanz nochmals die Einrede. der Un- 
zulássigkeit des Rechtsweges geltend gemacht, eine Observanz geleugnet noc 
das weitere tatsáchliche Vorbringen bestritten. - 
Wegen der Einzelausführungen der Parteien wird auf die Schriftsä 43 
mit den Anlagen verwiesen, ferner auf die von der Klägerin gemäß Beschluß 
vom 3l. Márz 1922 (Bl. 147 d. A.) überreichte und vorgetragene beglaubigte 
Abschrift der Stiftungsurkunde vom 25. Márz 1036. 
Gemäß dem Beweisbeschluß vom 21. März 1925 ist Beweis darüber 
erhoben worden, ob zur baulichen Erhaltung der Busdorf-Kirche mit Rücksich íj 
auf die Feuchtigkeit der Einbau einer Heizung im Jahre 1916 nótig gewesen 
sei, oder ob sich die Gefahren, die sich aus der Feuchtigkeit für den Bestand 
des Gebäudes ergaben, auf andere weniger kostspielige Weise hätten beseitigen 
lassen, durch Vernehmung des Kreisbaurats des Kreises Hamm als Sach- 
verständigen. Gleichzeitig ist die Einnahme des richterlichen Augenscheins | 
durch den Berichterstatter als beauftragten Richter vorgenommen worden. 
Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf den vorgetragenen 
Inhalt des Protokolls vom 3. Juli 1925 Bl. 1 ff. Bd. II d. A. und das er 
falls vorgetragene Gutachten des Sachverständigen verwiesen. . 


-" 
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Entscheidungsgründe. Die Berufung ist form- und Kt 
eingelegt, aber nicht begründet. 

Die von dem Beklagten in der Berufungsinstanz erneut erhobene 
Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges ist unbeachtlich, 
da diese Einrede bezüglich der jetzt noch von der Klägerin 
geltend gemachten Ansprüche auf Erstattung der Kosten der 
Heizungsanlage und deren Betrieb bereits durch das rechtskräftige — 
Urteil des erkennenden Senats vom 13. Juli 1921 (Bl. 118 d. A.) — 
verworlen ist. 3 

Der Senat läßt es dahingestellt, ob der Beklagte aus irgend- 
einem von der Klägerin behaupteten Rechtsgrunde zur Tragung 
der Baulast und sämtlicher Kultuskosten verpflichtet ist. Selbst 
beim Bestehen einer solchen Verpflichtung können die mit der 
Klage geltend gemachten Ansprüche nicht für begründet erachtet 
werden. Sie werden weder von der Baulast umfaßt, noch stellen 
sie sich als notwendige Kultuskosten dar. In den Rahmen einer 
dem Beklagten obliegenden Baulast würde die Verpflichtung zur 
Anlage einer Heizung nur fallen können, wenn die Heizung aus 
baulichen Gründen, z. B. wegen Trockenhaltung der Wände, sich als 
notwendig erwiesen. Der über diese Notwendigkeit vernommene 
Gutachter bekundet daher, daß die Busdorf-Kirche trotz fast - 
900 jährigen Bestehens noch von selten guter baulicher Beschaffen- 
heit, die bestehende Erdfeuchtigkeit in Gemäuer nur gering sei 
und keineswegs das Kirchengebäude in seinem Bestande gefáhrde. - 
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Zur Beseitigung dieser Feuchtigkeit sei eine Zentralheizung nicht 
einmal zweckmäßig, vor allem aber nicht erforderlich. Diesen 
Ausführungen des Gutachters vermochte sich der Senat nicht zu 
‘verschließen. Zur Erhaltung des Gebäudes ist hiernach die 
Errichtung einer Heizungsanlage und ihr Betrieb nicht erforderlich. 
Aber auch als Träger von Kultuskosten würde der Beklagte zur 
Leistung nicht verpflichtet sein. Es mag zweifelhaft sein, ob die 
Anlage- und Unterhaltungskosten einer Dampfheizung zu den 
Kultuskosten zu rechnen sind. Es ist aber nicht zu verkennen, 
daß die Einrichtung einer Heizungsanlage zur Förderung des 
Kirchenbesuches dienen kann. Sie könnte deshalb möglicherweise 
als Kultuskosten im weitesten Sinne gelten. Eine Pflicht zur 
Tragung solcher Kosten besteht aber nicht schon dann, wenn 
eine solche Anlage nur als angenehm und wünschenswert 
empfunden wird, sondern erst, wenn:in der Tat ein Bedürfnis 
nach einer solchen Anlage nachgewiesen ist. Die Klägerin macht 
ein solches Bedürfnis geltend. Sie behauptet, daß infolge der 
naßkalten Luft in der Kirche der Aufenthalt gesundheitsgefährlich 
sei und deshalb der Besuch sehr abgenommen habe. Allein diese 
Behauptungen sind unerheblich, und es war deshalb von der 
Vernehmung der hierüber benannten Zeugen Abstand zu nehmen, 
weil durch die Heizung dieser Mangel doch nicht behoben wird, 
wie der Gutachter dargetan hat. Der Senat ist ferner der Ansicht, 
daf auch nach heutiger allgemeiner Anschauung die Anlage einer 
Dampfheizung in den Kirchen nicht als erforderlich erachtet wird. 
Das geht besonders daraus hervor, daß die weitaus größte Zahl 
der Kirchen noch ungeheizt sind, und daß der Besuch der Kirchen 
und der Gottesdienst hierunter nicht merklich leiden. Bezüglich der 
. Busdorf-Kirche mag allerdings in Betracht kommen, daß vielleicht 
der eine oder andere eine der geheizten Kirchen Paderborns 
vorziehen mag, allein dieser Umstand vermag das Bedürfnis nach 
einer Heizungsanlage noch nicht zu rechtfertigen. Es ist deshalb 
eine Verpflichtung des Beklagten, selbst wenn er zur Tragung 
von Kultuskosten verpflichtet wäre, abzulehnen, und zwar ohne 
daß es noch einer Erörterung darüber bedurite, ob die Klägerin 
nicht schon dadurch, daß sie in der Urkunde vom 3. Juni 1869 
»in Betreff der sonstigen zur Bestreitung des Gottesdienstes 
erforderlichen Aufwandes« verzichtet hat, sich ihrer Rechte auf 
Ersatz der Heizungsanlage begeben hat. 
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16. Entscheidung des Reichsgerichts, betr. die \ Vermögeı 

auseinandersetzung vereinigter Kirchen- und Schul amie 
vom 12. Januar 1926 '). E c 

(PreuBisches Pfarrarchiv XIV, 357.) ARE 


Tatbestand. Der Oberpräsident in Kassel hat auf Grund des $ S 3 
Abs. 6 Volksschulunterhaltungsgesetz vom 28. Juli 1906 (GS. 335) das Küster 
schulvermógen zu W. zwischen Kirchengemeinde und Schulverband geteilt. Das 
LG. erkannte am 31. Januar 1924 entsprechend dem Klagebegehren der Kirchen- 
gemeinde dahin, daß sämtliche den Gegenstand des Streits bildenden rund- 
stücke, Rechte und Berechtigungen der Kirchengemeinde zufallen. Das OLG. 
wies die Berufung des Schulverbandes ab. Das angefochtene Urteil | ent- 
scheidet die Frage, nach welchen Grundsätzen die in § 30 Abs. 6 des Volkschul- 
unterhaltungsgesetzes vorgesehene Vermögensauseinandersetzung stattzufinde n 
habe, dahin, daß die privatrechtlichen Verhältnisse, insbesondere das Eigent: um 
an den einzelnen Vermógensstücken, und nicht ihre zur Zeit der Auseinai d jer- 
setzung vorhandene Zweckbestimmung maßgebend seien. Zu dem gleich en 
Ergebnis ist das RG. (RG. 3, 53; JW. 1924, 1982) gelangt. Die Angriffe, w NADE 
die Revision erhebt, um darzutun, daß die Zweckbestimmung die Grund 


der Auseinandersetzung bilden müsse, sind nicht begründet. à i: 


Entscheidungsgründe. 1. Die Revision geht zutreffend davon au S, 
daß der von ihr vertretene Grundsatz im Volksschulunterhaltungs- 
gesetz zum Ausdruck gelangt sein müsse, und versucht in erster 
Linie diesen Nachweis. Sie behauptet nicht, daß der Grundsatz 
klar und unzweideutig im Gesetz ausgesprochen sei, folgert : ihn 
vielmehr aus einer Reihe von Bestimmungen, die sich mit der 
Frage nach der Art und Weise der Auseinandersetzung nicht 
beschäftigen. Sie äußert sich nicht über die Gründe, die de n 
Gesetzgeber veranlaßt haben könnten, von einer klaren Vorschr B 
über die von ihm nach ihrer Ansicht gewollte Regelung e s 
solange aber solche Gründe nicht erkennbar sind, muf) aus diesem 
Umstand eine hohe Wahrscheinlichkeit dafür gefolgert era Ra 
daß der Gesetzgeber in Ansehung der Auseinandersetzung keine 
Regelung vornehmen, mithin das geltende Recht in dieser Beziehung 
nicht abändern wollte. Dieses Argument könnte nur dadurch 
entkräftet werden, daß sich aus den von der Revision zur Stütze 
ihrer Ansicht angezogenen Bestimmungen zwingend der von ihr 
behauptete Grundsatz ergäbe. Das ist aber nicht der Fall. — 
a) Aus der Vorschrift des $ 29 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes ent- 
nimmt die Revision unter Zuhilfenahme der Entstehungsgeschichte - 2 
des Gesetzes, daß nach Auffassung des Gesetzes das zu Schul- 
zwecken mitgewidmete Vermögen »Schulanteil«, condominit m 


1) Vgl. das Urteil des Reichsgerichts vom 2, Juni 1924, in diese: TI " 
Archiv 105, 8535 ff. und vom 18. Juni 1925, ebenda Band 106, 279. E mc 
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der Schule geworden sei, gleichviel wer Eigentümer war, und 
meint, dieser Grundsatz müsse auch als Leitfaden bei der 
Auslegung des $ 30 Abs. 6 dienen. Die angeführte Bestimmung 
bestimmt aber nicht nur dauernde Widmung des Vermögens zu 
Schulzwecken als Voraussetzung des Kondominium der Schule, 
sondern verlangt weiter, daß das Vermögen der Schule »mitgehörig« 
war. Hätte der Gesetzgeber die Mitgehörigkeit als die notwendige 
Folge der dauernden Widmung bezeichnen wollen, so hätte es 
der Einschiebung eines »also« im Gesetzestext (hinter »gewidmete«) 
bedurft. Mit der von der Revision unternommenen Auslegung 
des $ 29 Abs. 2 des Gesetzes fallen auch die von ihr daraus 
gezogenen Folgerungen. Die angezogene Bestimmung rechtfertigt 
weder einen Eingriff in kirchliches Vermögen bei der Auseinander- 
setzung, noch widerlegt sie die Annahme des BG., daß die 
Auseinandersetzung auf Grund der Zweckbestimmung eine Ent- 
eignung von Kirchengut bedeuten würde, denn durch $ 29 Abs. 2 
wird die Umwandlung von Kirchengut in óOffentlich-rechtliches 
Zweckvermögen weder begründet noch anerkannt. — b) Aus $ 27 
folgert die Revision zutreffend, daß das Volksschulunterhaltungs- 
gesetz nicht von dem Grundsatz des Verzichtes auf jeden Eingriff 
in Vermögensrechte beherrscht werde. Damit wird jedoch weder 
Anhalt für die Annahme gewonnen, daß das Gesetz im Fall der 
Auseinandersetzung nach $ 30 Abs. 6 die Aufhebung von solchen 
Rechte beabsichtigt habe, noch die Ansicht des BG. widerlegt, 
daß das Gesetz grundsätzlich von Eingriffen in die Vermögens- 
rechte der Kirche abgesehen habe. Denn $ 27 betrifft die nur 
vereinzelt vorkommenden Fälle, in denen die Kirchengemeinde 
alleinige Trägerin der Volksschullast war, und aus dem Umstande, 
daß in diesen Ausnahmefällen das den Schulzwecken gewidmete 
Vermögen dem Schulverband zu überweisen ist, kann kein Schluß 
auf die Behandlung der in $ 30 Abs. 6 bezeichneten Sachlage 
gezogen werden. — c) Für die Dauer der Verbindung eines Volks- 
schulamts mit einem kirchlichen Amte verordnet $ 30 Abs. 2 des 
Gesetzes, daß die Vermögensstücke, die seither zugleich für Schul- 
und kirchliche Zwecke bestimmt gewesen sind, diesen Zwecken 
erhalten bleiben sollen. Die Revision zieht daraus den Schluß, 
daß auch die Auseinandersetzung bei der Trennung nach der 
Zweckbestimmung erfolgen müsse. Diese Folgerung kann nicht 
gebilligt werden. $ 30 Abs. 2 ändert weder die rechtliche noch 
| die tatsächliche Verwendung eines Vermögensstückes, bezweckt 
; vielmehr die Aufrechterhaltung des vorhandenen Zustandes. Es 


£z 


auf die tatsächliche Verwendung gesehen werden müsse. = 
d) Endlich hat die Revision auf § 87 BGB. Bezug genommen. Si 
meint, die Auseinandersetzung müsse von den Gesichtspunkten des 
öffentlichen Stiftungsrechts geleitet werden, weil dadurch das Zweck- - 
vermögen der Lehrerküsterpiründe neuen Zweckbestimmungen 
zugeführt werde; die Auseinandersetzung stehe einem, sich auf 
Grund des $ 87 BGB. vollziehenden Akte völlig gleich. Dem 
ist entgegenzuhalten, daf die Befugnis der Behórde im Falle des 
Wegfalls einer Zweckbestimmung einzugreifen auf den in § 1 
BGB. bezeichneten Sachverhalt beschränkt ist. Der Fall der 
Auseinandersetzung nach $ 30 Abs. 6 des Volksschulunterhaltungs- 1 
gesetzes enthält keine, dem Tatbestande des $ 87 BGB. gleiche 

oder rechtsähnliche Voraussetzungen, so daß auch seine analoge 

Anwendbarkeit entfällt. Die Rüge, das BG. habe den Begri 
der Auseinandersetzung verkannt, gehe fehl. — 2. Die Revision 
wendet sich sodann gegen die Begründung des reichsgerichtlichen 
Urteils vom 18. Juni 1925. Diese Entscheidung erblickt einen 
Grundgedanken des Gesetzes, der in $$ 1, 29 Abs. 1, 32 Abs. 1 
' zum Ausdruck gekommen sei, darin daß die Kirche, nachdem | 
der Schulverband Träger der Schullast geworden sei, von ihrem 

auf Gesetz und Herkommen beruhenden Verpflichtungen befreit 

wird, ihr aber andererseits die Rechte an den zugleich Schul i 
zwecken dienenden Vermögensstücken belassen werden. Die 

Revision meint, das Urteil habe den § 32 Abs. 1 mißverstanden: - 
die Kirchengemeinden gehörten nicht zu den dort bezeichneten 
Personen, sondern seien »Dritte« i. S. des Abs. 2. Dieser Aus- 
legung der Revision konnte nicht zugestimmt werden. & 32 Abs. l 
bezieht sich auf die Kirche, sofern ihr auf allgemeine Rechtsnormen 
beruhende Verpflichtungen für Schulzwecke obliegen; das wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß die Kirche auch zu den »Dritten® 
gehört, denen nach Abs. 2 das Bestehenbleiben ihrer auf besonderen 
Rechtstiteln beruhenden Verpflichtung verordnet ist. — 3. Die 
seitherigen Ausführungen ergeben, daß die Annahme des BG, 
die gemäß $ 30 Abs. 6 des Gesetzes vorzunehmende Auseinander- 
setzung habe nach den allgemein für die Auseinandersetzung 
von Vermógensmassen anzuwendenden Rechtsnormen zu erfolge — 
zu Unrecht von der Revision beanstandet wird. Das BG. ist def 
Ansicht, daß die anzuwendenden Normen nur privatrechtliche sein 
können, und gegen diese Annahme richtet sich ein weite! 
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Revisionsangriff. Sie meint, Vermógensrecht sei nicht immer 
Privatrecht, eine Auseinandersetzung nach öffentlich-rechtlichen 
Grundsätzen sei daher nicht ausgeschlossen. Dieser Einwand 
könnte von Belang sein, wenn die im vorliegenden Fall in Frage 
kommenden Vermögensmassen nicht privatrechtlicher Natur wären; 
das BG. geht aber, wie weiter unten nachgewiesen werden wird, 
in rechtlich einwandireier Weise davon aus, daß die sfreitigen 
Vermögensstücke als Privatrechte von der Kirche erworben sind, 
und daß eine Veränderung dieses Charakters nicht stattgefunden 
hat. Da nun das Erlöschen von Privatrechten bei der nach $ 30 
Abs. 6 des Gesetzes vorzunehmenden Auseinandersetzung nicht 
vorgeschrieben ist,so müssen sie hierbei grundlegend berücksichtigt 
werden. Danach ist der Standpunkt des BG. auch hier gerecht- 
fertigt, ohne daß es auf die von ihm für seine Meinung angeführten 
Äußerungen eines Regierungsvertreters gelegentlich der Beratung 
des Gesetzes und auf die Vorschrift, daß der Rechtsweg zulässig 
ist, ankommt. — 4. Das BG. meint, Privatrechte an Gegenständen, 
die óffentlich-rechtlichen Zwecken dienten, würden durch diese 
‘Zweckbestimmung nicht zum Erlöschen gebracht; ebenfalls könne 
man von einer Gebundenheit für die Dauer des öffentlichen 
Dienstes sprechen. In der Aufhebung dieser Gebundenheit bestehe 
das Wesen der Auseinandersetzung; daraus folge, daß hierbei die 
Privatrechte wieder in vollem Umfang hervorträten. Die Revision 
erhebt den Einwand, daß die einer Kirchengemeinde im Wege 
der : Auseinandersetzung nach $ 30 Absatz 6 zugewiesenen 
Gegenstände nicht aufhörten, einer Öffentlich-rechtlichen Zweck- 
bestimmung — dem Dienst der Kirche — unterworfen zu sein. 
Aber diesen Umstand hat das BG. nicht unbeachtet gelassen, es 
hat nicht übersehen, daß es sich im vorliegenden Fall nicht um 
die Lösung sämtlicher Öffentlich-rechtlicher Beziehungen der 
streitigen Vermögensstücke handelt, sondern zur um die Lösung 
der Gebundenheit, soweit die Sachen »Zugleichzwecken« dienen. 
Es vertritt ‚den richtigen Standpunkt, daß die seither beiden 
Zwecken (kirchlichem und Schul-Zweck) dienende Sache nach 
der Auseinandersetzung entweder nur Schul- oder nur kirchlichen 
Zwecken unterworfen sein soll. Aus dem Grundsatz, daß nach 
Wegfall jeder Gebundenheit durch öffentlich-rechtlichen Dienst die 
Privatrechte wieder zutage treten, folgt, daß durch Wegfall eines 
Teiles dieser Gebundenheit die Privatrechte nicht zu einem 
unbeachtlichen Umstand werden können. — 5. Das BG. legt dar, 
daß das streitige Küstergehöft von jeher im kirchlichen Eigentum 


sind. Diese Ausführungen lassen, soweit sie in der Revision - 
instanz nachprüfbar sind, keinen Rechtsirrtum erkennen. Danach 
ist die Annahme verfehlt, daß der Küsterlehrerpfründe in W. jene 
Vermögensstücke kraft öffentlichen Rechts zugestanden hätten. 
Die Ansicht des Beklagten, daß im Laufe der Zeit eine Widmung 
der streitigen Gegenstände an die Schule infolge ihrer Verwendung 
für Schulzwecke stattgefunden habe, lehnt das BG. ab. Weiter 
rügt die Revision in erheblichem Umfang die Verletzung dei 
dabei vom BG. zur Anwendung gebrachten kurhessischen Rechts. 
Diese Angriffe können keine Beachtung finden, da das angewendete - 
kurhessische Recht keine revisible Rechtsnorm bildet und die 
Darstellung der geschichtlichen Entwicklung in das der Kevin 


6. Verfehlt ist auch der Angriff der Revision gegen die Ansicht 


des BG., die eine gewohnheitsrechtliche oder observanzmäßige 
Umwandlung des kirchlichen Zwecks der Küsterlehrerpfründe in t 
einen weltlichen Schulzweck verneint. Die Möglichkeit einer 
solchen Umwandlung lehnt das BG. mit Rücksicht auf die in 
RG. 102, 13 dargelegten Grundsätze ab. Es unterscheidet nicht 
ausdrücklich zwischen Herkommen und Observanz, hält aber 
ersichtlich beide Kategorien nicht für dargetan. In Ansehung des 
Flerkommens ist die Entscheidung des BG. rechtlich unbedenklich: 
das Herkommen erfordert, weil es sich um die Begründung 
subjektiven Rechts handelt, daß sich die Beteiligten alle zwei 
getrennte Rechtspersónlichkeiten gegenüberstehen. In W. war 
aber die Küster- und Lehrerstelle in einer Hand vereinigt und 
dieser Zustand hat nach der Auffassung des GB. bis 1821 gedauert. 
Vor diesem Zeitpunkt konnte also eine Umwandlung durch 
Herkommen nicht begründet werden. Für die Bildung einer 
Observanz als einer objektiven Rechtsnorm verlangt die angeführte 
RGEntsch. etwas anderes: es genügt nicht ein Rechtsverhältnis 
zwischen zwei Beteiligten, um daraus Schlüsse auf das Bestehen 
einer gewohnheitsrechtlichen Norm zu ziehen, sondern es muß 
eine Anzahl gleichartiger Rechtsverhältnisse zwischen andere 
Personen vorliegen. Im vorliegenden Fall kann allein, aus de 
Verhältnissen der Küsterlehrerpfründe in W. also nicht auf das 
Bestehen einer Observanz geschlossen werden, eine solche Annahme 
erfordert vielmehr den Nachweis, daß in einer Reihe anderer 
Nachbargemeinden gleichartige Verhältnisse bestehen. Das BG. 
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hat den Sinn dieser Entscheidung verkannt, denn es erachtet das 
Bestehen einer Observanz für ausgeschlossen, weil außerhalb der 
jeweiligen Schul- und Kirchenverbände dritte Rechtspersönlichkeiten 
an der Gestaltung des Rechtscharakters des Dotationsvermögens 
nicht interessiert und beteiligt gewesen seien. Aber auch die 
Revision hat die Entscheidung des RG. mißverstanden. Sie ist 
der Ansicht, daß Rechtsbeziehungen zwischen dem Inhaber der 
verbundenen Stelle als Vertreter eines einheitlichen Pfründen- 
vermögens sowie als Beamter der Kirche bzw. Gemeinde einerseits, 
der Kirche und ihrer Vertreter andererseits, und der Vertreter der 
Gemeinde oder der Einwohner des Kirchspiels bzw. Schulbezirks 


. dritterseits für die Bildung der Observanz genügten. Die Beziehungen 


dieser Personen, die sämtlich innerhalb des Kreises des einen 
Rechtsverhältnisses (der Küsterlehrerpfründe in W.) stehen, können 
keine Observanz begründen; daß aber außerhalb dieses Kreises 
gleiche Verhältnisse bestünden, ist von dem Beklagten nicht 
behauptet. Das BG. nimmt an, daß zur Zeit der Begründung 
der »Abgabe vom großen Füldenplatz« und der Abgabe aus dem 
Kirchenkasten »zur freien Schule« der Schulunterricht noch 
kirchlichen Charakter getragen habe, und daß diese Rechte daher 
zur Opfermannspfründe gehört hätten. Dieser Grund trägt die 


Entscheidung des BG., die der Klägerin die bezeichneten Rechte 
zuweist. 


17. Urteile des Oberlandesgerichts Karlsruhe und des Reichs- _ 

gerichts, betr. das badische Altkatholikengesetz, vom 3. Dez. 

1924 und 25. September 1925. Nebst Gutachten, betr. den 
Begriff der Altkatholiken, vom 4. April 1925. 


I. 


| In Sachen des röm.-kath. Kirchenfonds Schwaningen, vertreten 
durch den katholischen Oberstiftungsrat in Karlsruhe, Kläger und 
Berufungskläger, Prozeßbevollmächtigter Rechtsanwalt Honold in 
Karlsruhe, gegen die altkatholische KirchengemeindeinSchwaningen, 
Beklagte und Berufungsbeklagte, Prozefbevollmáchtigter Rechts- 
anwalt Zutt in Karlsruhe, wegen Herausgabe hat der 1. Zivilsenat 
des badischen Oberlandesgerichts zu Karlsruhe auf die mündliche 
Verhandlung vom 3. Dezember 1924 durch folgende Richter: 
l. den Senatsprásidenten Gtt als Vorsitzenden, 2. den Ober- 
landesgerichtsrat Stritt, 3. den Oberlandesgerichtsrat Heim als 
beisitzende Richter für Recht erkannt: 
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Waldshut, 2. Zivilkammer, vom 16. Mai 1924, wird zurückgewiese l. 
Der Kläger hat die Kosten der Berufung zu tragen. Das Urteil 
ist vorläufig vollstreckbar. Dem Kläger wird nachgelassen, die 
Zwangsvollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe des bei 
zutreibenden Betrags abzuwenden, falls Beklagte nicht vor dem 
Vollstreckung Sicherheit in gleicher Hóhe leistet. n 


Tatbestand.‘ Auf Grund des Badischen Gesetzes vom 15. Juni 1874, 5 
die Rechtsverhältnisse der Altkatholiken betr. (GVBl. S. 277), und der zu - 
| 


des Innern mit Entschließung vom 10. September 1874 der kirchlich kon- 
stituierten Gemeinschaft von (Alt)-Katholiken in Schwaningen die staatliche 
Genehmigung erteilt und der hiernach staatlich anerkannten Gemeinschaft die 
Mitbenützung der katholischen Pfarrkirche zu Schwaningen sowie der dazu 
gehörigen kirchlichen Gerätschaften eingeräumt. Mit Entschließung des 
Ministeriums der Justiz, des Kultus und Unterrichts vom 25. Februar 1895 
wurde unter Aufhebung der oben erwähnten Regelung die bisher in Mit-  - 
benutzung beider Teile befindliche kathol. Pfarrkirche in Schwaningen dem  — 
rómisch-kathol. Gemeindeteil, die von letzterem bisher benützte sog. Notkirche = 
aber den Altkatholiken zum ausschließlichen Gebrauch mit Wirkung vom 
1. April 1895 ab zugeschieden. Gleichzeitig wurde bestimmt, daß mit der 
sog. Notkirche deren Geläute, Hochaltar, Kanzel, Beichtstuhl, Paramenten- 
kasten, Sakristeischrank und Harmonium in den Gebrauch der Altkatholiken 
übergehen, und daß diese berechtigt sind, aus der seither von ihnen benützten 
Pfarrkirche die erforderlichen Paramente, Bücher und Musikalien in die sog. 
Notkirche herüberzunehmen. 

Nach dieser Regelung befanden sich in der Notkirche bisher in Gebrauch | 
des Beklagten folgende kirchliche Gegenstände: 2 Meßkelche, 6 Messing- - 


diesem Gesetz erlassenen Vollz.-Verordn. vom 27. Juni 1874 hat das Ministerium x 


:Jeuchter, 1 Monstranz, 3 weiße, 3 rote, 1 violettes, 1 schwarzes und 1 grünes 


Meßgewand, 1 latein. Missale Romanum, 1 weiße Fahne, 1 Albe, 2 Humeralien, 
2 Korporalien, 5 Purifikatorien, 1 Altarbuch, 1 Paramentenkasten, ] Para- 
mentenschrank (früher Beichtstuhl). 

Mit der im Mai 1921 erhobenen Klage hat der Kläger die Verurteilung 
der Beklagten zur Herausgabe der genannten Gegenstände beantragt, an 
denen er sein durch Schenkung, Kauf und Ersitzung erworbenes Eigentum 
in Anspruch. nimmt. Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt. Sie hatte 
zunächst die Einrede der Unzulässigkeit des Rechtswegs erhoben und die  - 
Einlassung zur Hauptsache verweigert. Die Einrede wurde durch Urteil des 
Landgerichts Waldshut vom 19. Januar 1922 als unbegründet verworfen. Das 
Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklagten mit Urteil vom 8. November 
1922!) und das Reichsgericht die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 


. Oberlandesgerichts mit Urteil vom 4. Dezember 1923?) zurückgewiesen. | 


Der Kläger stützt seine Klage auf S 985 BGB. und macht geltend: 
Durch die oben angeführten EntschlieBungen des Ministeriums des Innern 
vom 10. September 1874 und des Ministeriums der Justiz, des Kultus und 


1) Vgl. dieses Archiv 103, 212. " 
2) R. G. Z. 107, 365 ff. 
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Unterrichts vom 25. Februar 1895 sei allerdings das Recht der Beklagten zum 
Alleingebrauch der herausverlangten Gegenstände begründet worden. Allein 
dieses Gebrauchsrecht bestehe nicht mehr, sei fortgefallen. Denn einmal sei 
das bad. Gesetz vom 15. Juni 1874 über die Rechtsverhältnisse der Alt- 
katholiken (AKG.), insbesondere sein Artikel 4, worauf sich die Gebrauchs- 
zuweisung stütze, durch den Art. 137 der Reichsverfassung vom 11. August 
1919 (RV.) aufgehoben worden. Sodann sei das AKG. auf die Beklagte gar 
nicht mehr anwendbar; die Beklagte sei als Altkatholikengemeinschaft im 
Sinne des AKG. nicht mehr anzusehen, weil sie sich über die Nichtanerkennung 
des Vatikanums — der Vatikanischen Konstitutionen vom 18. Juli 1870 — 
hinaus immer weiter von den Lehren der katholischen Kirche entfernt habe. 
Daraus ergebe sich, daß das Gebrauchsrecht der Beklagten an den genannten, 
dem römisch-katholischen Kirchenfonds gehörigen Gegenständen erloschen 
sei, daß dessen Eigentum jetzt frei sei, und er deshalb die Herausgabe ver- 
langen kónne. 


Die Beklagte bestritt die Berechtigung des Klägers zur Klage. Nicht 
der rómisch-kathol. Kirchenfonds in Schwaningen, sondern die katholische 
Kirchengemeinde in Schwaningen sei Eigentümerin der Gegenstände. Es be- 
stehe auch kein römisch-katholischer Kirchenfonds mit Vermögen, an dem 
nur eine römisch-katholische Kirchengemeinde Gebrauchs- oder Nutzungsrechte 
habe; der Fonds sei ein katholischer Fonds und den beiden Konfessions- 
gemeinden (der rómisch-katholischen und der altkatholischen) gemeinschaftlich ; 
die altkatholische Kirchengemeinde habe Miteigentumsrecht. Im übrigen sei 
der Standpunkt des Klägers, daß das AKG. durch die RV. aufgehoben sei 
und daß die Beklagte als Altkatholikengemeinsbhaft i. S. des AKG. nicht 
mehr anzusehen sei, unzutreffend. Das Landgericht Waldshut hat durch Urteil 
vom 16. Mai 1924 die Klage abgewiesen -und dem Kläger die Kosten des 
Rechtsstreits auferlegt. | 


Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt. Er hat be- 
antragt, das Urteil des Landgerichts aufzuheben und nach seinem Klagantrag 
zu erkennen. Die Beklagte hat Zurückweisung der Berufung beantragt. 
Beide Teile haben Antrag nach $ 713 Abs. 2 ZPO. gestellt. Die Parteivertreter 
haben die Anträge übereinstimmend mit dem Inhalt der vorbereitenden 
Schriftsätze begründet. 


Der Kläger legte schon in erster Instanz ein »Gutachten über die kirch- 
liche Selbstverwaltung i. S. der Art. 137 Reichsverfassung von Geh. Finanzrat 
Dr. Schmitt« vor, dessen Ausführungen er sich in der Berufungsinstanz zu 
eigen machte. Die von ihm weiter vorgelegten Inventare des Kirchenfonds 
Schwaningen für die Notkirche von 1897 bis 1918 und von 1919 bis ? 
wurden hinsichtlich ihrer Echtheit nicht bestritten. Es lagen ferner in der 
mündlichen Verhandlung vor: Die Akten des Bad. Ministeriums des Kultus 
und Unterrichts über »die altkatholische Kirchengemeinde Schwaningen« und 
über »die Neuregelung des Gebrauchs der Kirchengebäude in Schwaningen 
(Pfarrkirche und Notkirche)« und die Akten des Bad. Verwaltungshofs über 
»die Altkatholikengemeinschaft in Schwaningen«, ferner die Akten des LG. 
Waldshus i. S. der altkatholischen Kirchengemeinde Schwaningen gegen den 
rómisch-katholischen Kirchenfonds Schwaningen wegen Forderung 2 Z. H. 
21/21. Der Inhalt dieser Akten war Gegenstand der mündlichen Verhandlung- 
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ist gegeben. Der Kläger ist Eigentümer der enin eten 
Gegenstände. 


kirche eingetragen worden (I S. 47). Zwar sind in der Schenkungs- | 
urkunde die geschenkten Fahrnisgegenstände im einzelnen nicht 
verzeichnet. Aus dem Inhalt der oben angeführten Entschließung - 
des Ministeriums der Justiz, des Kultus und Unterrichts vo 

25. Februar 1895 entnimmt aber das Gericht, daß zu den ni 
nisgegenständen jedenfalls der in der Klage genannte Paramenten- 
schrank (früher Beichistuhl) und der Paramentenkasten gehörten. 
In dem Schreiben des kath. Oberstiftungsrats an den Verwaltungs- 
hof vom 17. Januar 1896 und seiner Anlage, einer Abschrift des - 
Berichts des kath. Stiftungsrats in Schwaningen an den kath, 
Oberstiftungsrat vom 15. Jan. 1896, (vgl. Akten des Verwaltungs- 
hofs Blatt 79 und 80), und in den sich hieran anschließenden 
Schriftstücken, so in dem Bericht des altkath. Kirchenvorstandes 
Schwaningen vom 21. Nov. 1898 (Bl. 111), ist von beiden Teilen 
zum Ausdruck gebracht, daß die von der Pfarrkirche nach der 
Notkirche zum Gebrauch durch die altkath. Kirchengemeinde zu 
verbringenden und verbrachten Gegenstände (Paramente) dem 
Kirchenfonds gehören. Ebenso ist in den vom rómisch-kathol. - 
Stiftungsrat an das Bezirksamt unterm 5. April und 24. April 
1897 gerichteten Schreiben, welche in der Klageschrift (1, 17 und 
19) auszugsweise wiedergegeben und insoweit inhaltlich von 
der Beklagten nicht bestritten sind, ausdrücklich festgestellt, daß 
die von den Katholiken in der Notkirche zurückgelassenen 
Gegenstände und die aus der Pfarrkirche von den Altkatholiken 
in die Notkirche verbrachten Gegenstände Eigentum des Kirchen- 
fonds sind. In den von dem kath. Stiftungsrat in Schwaningen 
am 1. Januar 1897 aufgestellten /nventar des Kirchenfonds 
Schwaningen für die im Alleingebrauch der Altkatholiken befind- 
liche Notkirche sind die sämtlichen in der Klage verzeichneten 
Gegenstände aufgeführt. Dieses Inventar trägt mit Daten vom 
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1. Januar 1897, 2. Januar 1900, 2. Januar 1903 und 5. September 
1909 die Unterschriften der Mitglieder des kath. Stiftungsrats 
Schwaningen und mit Datum vom 4. Juni 1916 die Unterschriften 
des altkatholischen Kirchenvorstandes in Schwaningen. Ebenso 
trägt das im März 1919 neu aufgestellte Inventar, welches un- 
verändert die hier in Frage stehenden Gegenstände ebenfalls 
enthält, die Unterschriften des katholischen Stiftungsrats und des 
altkatholischen Kirchenvorstandes in Schwaningen. Die Identität 
der in den Inventaren enthaltenen Gegenstände, soweit hier in 


"Betracht kommend, mit den in der Klage enthaltenen Gegen- 


stánden ist beklagtischerseits nicht bestritten. In der. Unterschrift 
der Mitglieder des altkathol. Kirchenvorstandes als des Vertreters 
der. benützungsberechtigten altkatholischen Kirchengemeinde 
Schwaningen ist aber eine Anerkennung des Eigentums des 
römisch-katholischen Kirchenfonds an den Gegenständen zu er- 
blicken. Schließlich hat der kath. Stiftungsrat in Schwaningen 
laut Police vom 21. Juli 1897, abgeschlossen mit der Aachener 
und Münchener Feuerversicherungsgesellschaft, die in der Not- 
kirche befindlichen Gegenstände, unter anderem: Kirchengeräte 
aus edeln und unedeln Metallen, Paramente und Ornate, Kirchen- 
weißzeug, gedruckte Bücher, Schreinwerk und kleine Gegenstände 
—, welche Eigentum des Kirchenfonds‘ Schwaningen sind —, 
gegen Feuersgefahr versichert. Und es ist diese Versicherung 
unterm 13. August 1914 erneuert worden, wenn auch unter 
Gebrauch teilweise anderer Sammelbezeichnungen, aber ebenfalls 
mit der Feststellung, daß die Gegenstände Eigentum des Kirchen- 
fonds sind. Die Echtheit der Policen ist nicht bestritten. Ist 
hiernach auch nur bezüglich einiger Gegenstände ein Erwerb 
durch Rechtsgeschäft nachgewiesen, so ergibt sich doch aus den. 
obigen Feststellungen, daß der. Kläger die fraglichen Gegenstände 
alle schon bei der Begründung des Gebrauchsrechts der Beklagten 
im Jahre 1895 als ihm gehörend besaß, und daß er sie auch 
seither im Eigenbesitz, wenn auch im mittelbaren, hatte. Der 
Kláger war daher auf Grund dieser Tatsachen schon unter der 
Herrschaft des bad. Landrechts (Satz 2279) als Eigentümer der 
Sache anzusehen. Und er hat, soweit nicht schon Erwerb durch 
Rechtsgeschäft vorlag, nach den Vorschriften des BGB. (S 937 
Abs. 1) das Eigentum an den Sachen auch durch Ersitzung 
erworben. Es ist seitens der Beklagten nichts vorgetragen worden, 
was die Ersitzung hätte hindern, hemmen oder unterbrechen 
können. 
41* 
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Ist der Kläger Eigentümer, so kann auch nicht behaupte 
werden, daß auf Grund des Art. I Abs. 2 und des Art. 4 AKC 


sondern sämtlichen Kirchengemeindeangehörigen, also auch den 


Angehörigen der altkatholischen Kirchengemeinde zustehe. Der 
klagende Kirchenionds ist eine örtliche kirchliche Stiftung, die 
nach $ 2 bad. Stiftungsgesetz vom 5. Mai 1870 (GVBl. S. 399 2» 
neue Fassung — vom 19. Juli 1918, GVBl. S. 254) juristische 
Persönlichkeit hat. In $ 42 Abs. 1 dieses Gesetzes ist ausdrücklich | 
bestimmt: »Insbesondere kommen auch diesen (kirchlichen) i 
Stiftungen alle Rechte selbständiger juristischer Personen zu und 
können weder der Staat noch die Kirche noch die Gemeinden 
aus den Rechten, die ihnen hinsichtlich der Verwaltung der 
Stiftungen zustehen, privatrechtliche Ansprüche an das Vermögen 
derselben haben.« Es ist nun allerdings richtig, daß das Vermögen 
des Klägers als ein den Interessen der lokalen Kirchengemeinde 
gewidmetes Zweckvermögen für die Bedürfnisse der gesamten 
römisch-katholischen Kirchengemeinde bestimmt ist und daß zu 
dieser auf Grund des AKG. auch die als altkatholische Kirchen- - 
gemeinschaft ausdrücklich anerkannte Beklagte gehört. Allein 
diese Zweckbestimmung ändert an dem Eigentumsrecht nichts. | 
So wenig die römisch-katholische Kirchengemeinde als solche 
oder deren Angehörige als Miteigentümer am Vermögen des 
Kirchenfonds angesehen werden können, so wenig trifft dies für 
die altkatholische Kirchengemeinde oder deren einzelnen An- 
gehörigen zu. Eigentümer ist ausschließlich der als juristische 
Persönlichkeit anerkannte Fonds. Ebenso ausschließlich steht 
die Verwaltung des Fondsvermögens gemäß $ 42 Abs. 1 STGes. 
und $ 4 der landesherrlichen Verordnung vom 20. Nov. 1861, 
die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens betr., (Reg.-Bl. 
S. 465), dem katholischen Stiftungsrat zu, in dem den Altkatholiken 
nicht Sitz und Stimme zugestanden ist. Vgl. $ 2 der Wahl- 
ordnung für katholische Stiftungsräte vom 26. November 1890 
(GVBl. S. 753) und $ 3 der Wahlordnung für die Wahlen zur 
kathol. Kirchengemeindevertretung vom 2. Mai 1890 (GVBl. S.17]), 
ferner Schmitt, Simultankirchenrecht (S. 214). Die Aufsicht über 
die Verwaltung der Fonds und die Rechtsvertretung steht nach 
$ 11 der genannten landesherrlichen VO. vom 20. Nov. 1861 
dem katholischen Oberstiftungsrat zu. 

Il. Daß die altkatholische Kirchengemeinde Schwaningen 
(die Beklagte) eine kirchliche konstituierte Gemeinschaft von- 
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Altkatholiken ist, welcher die staatliche Genehmigung erteilt und 
welche somit staatlicherseits anerkannt ist (vgl. Art. 3 AKG. und 
den Erlaß des Ministeriums des Innern vom 10. September 1874) 
ist im Eingang des Tatbestandes festgestellt. Ebenso ist dort 
festgestellt, daß das Ministerium der Justiz, des Kultus und Unter- 
richts auf Grund der Bestimmungen des AKG. (Art. 4) mit 
Entschließung vom 25. Februar 1895 der Beklagten die den 
Gegenstand der Klage bildenden kirchlichen Geräte zum aus- 
schließlichen Gebrauch zugewiesen hat. 

Es ist also für die Beklagte durch einen öffentlich-rechtlichen 
Akt an Gegenständen, die im Eigentum eines Dritten, des 
rómisch-katholischen Kirchenfonds Schwaningen, stehen, ein 
Genußrecht begründet worden. Das Reichsgericht hat in seiner 
im Vorverfahren ergangenen Entscheidung vom 4. Dezember 
1923 (R.G.Z. 107, S. 365) des näheren ausgeführt, daß dieses 
Genußrecht ein bürgerlich-rechtlicher Nießbrauch ist. Von diesem 
Standpunkt ist bei der weiteren Entscheidung, ob, wie die Klage 
geltend macht, dieses Recht wieder in Wegfall gekommen ist, 
auszugehen. 

a) Das Recht ist unter der Herrschaft des bad. Landrechts . 
begründet worden, somit als »Nutznießung« (vgl. Landrechtssatz 
573), welcher der Nießbrauch des BGB. (S 1030) entspricht. 
Somit ist zunächst festzustellen, welchen Einfluß das Inkrafttreten 
des BGB. auf dieses Recht hatte. In dieser Hinsicht bestimmt 
Art. 184 EG. z. BGB., daß Rechte, mit denen eine Sache zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB. belastet ist, mit dem sich aus 
den bisherigen Gesetzen ergebenden Inhalt bestehen bleiben. 
Zum Inhalt eines Rechts aber gehört die Gesamtheit der Rechte 
und Pflichten des Berechtigten, beim Nießbrauch auch dessen 
Dauer. Vgl. Fischer-Flenle BGB. (10. Aufl.) Anm. 2 zu Art. 184 EG. 
Es kämen hiernach für die Beendigung des Nießbrauchs, deren 
Eintritt Kläger behauptet, die Bestimmungen des bad. Landrechts 
zur Anwendung. Nach diesem würde die Nutznießung, soweit 
nicht einer der in Landrechtssatz 617 genannten Erlöschungsgründe 
schon gegeben ist, jedenfalls mit Ablauf von 30 Jahren endigen, 
da es sich hier um die Nutznießung einer Körperschaft handelt. 
Landrechtssatz 619. Es würde also zum Mindesten demnächst 
das Recht der Beklagten erlöschen, wenn man als Zeitpunkt seiner 
Begründung das Jahr 1895 annimmt. Allein die Bestimmungen 
des bad. Landrechts über die Beendigung der Nutznießung haben 
zur Voraussetzung, daß es sich um eine nach den Bestimmungen 
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des bad. Landrechts »entweder durch vod m E as Gest 
oder den Willen ihres Eigentümers« (Landrechtssatz 579) er ang 
Nutznießung handelt. Der Wille des Eigentümers als Begrändunl IŞ- 
ursache kommt hier nicht in Frage. Unter Verfügung des Gesetze es 
aber kann hier nur die unmittelbare Begründung durch das Geselz 
und zwar durch das bad. Landrecht selbst verstanden werden; 
es gehören hierher die Fälle der Landrechtssátze 384, 738 ^, 745°, 
754, 15353. Hier ist aber die Nutznießung durch einen auf Grund 
eines anderen Gesetzes, des AKG., ergangenen Akt der Staats- 
verwaltung begründet worden. Auf Landrechtssatz 619 kann sich 
somit die Klage nicht berufen. Maßgebend für die Beendigung 
der Nutznießung können nur die Bestimmungen des für die 
Begründung des Rechts maßgebend gewesenen AKG. sein. 
Ausdrückliche Bestimmungen über die Beendigung des Rechts 
enthält dieses Gesetz nicht. Es ist daher zu untersuchen, was im 
Sinne des AKG. als Beendigungsgrund anzusehen ist. Zweifellos | 
kann nach dem AKG. das Recht beendigt werden durch einen | 
öffentlich-rechtlichen Akt der Regierung, aber auch durch einen 
Verzicht des Berechtigten, durch Vereinbarung des Verpflichteten 
und Berechtigten, durch Erwerb des Eigentums seitens des 
Berechtigten. Daß das Recht durch Ablauf einer bestimmten Zeit 
endige — so, wie dies im bad. Landrecht durch Satz 619 bestimmt 
ist —, würde mit dem Geist des AKG. nicht vereinbar sein. 
Wie später noch auszuführen ist, war das AKG. ursprünglich als 
ein Notgesetz, als ein Provisorium gedacht (vgl. Art. 2 »einstweilen® 
und Art. 4 »bis auf Weiteres«), eine Eigenschaft, die es aber nicht 
beibehalten halt; es ist ein Dauergesetz geworden. Dieser ur 
sprüngliche Charakter des Gesetzes widerspricht nicht der Annahme, 
daß die in seinem Rahmen von der Regierung getroffenen Maß- 
nahmen, wie die Gebrauchs- oder Genußüberweisung, nicht durch 
Ablauf einer bestimmten Zeit ihr Ende erreichen sollte. 

Selbstverständlich konnte das durch den Akt der Staats- 
verwaltung begründete Recht auch durch einen Akt der Gesetz 
gebung zum Erlöschen gebracht werden. Es konnte das AKG. 
aufgehoben und damit zugleich die auf Grund dieses Gesetzes 
getroffenen Mafinahmen der Regierung beseitigt werden. 

b) In dieser Hinsicht macht die Klage geltend, daß das AKG. 
in seinen hier mafgebenden Bestimmungen durch den Art. 137 
Abs. 3 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 aufgehoben 
worden sei und daß deshalb der Nießbrauch der Boklagien:s sein 
Ende erreicht habe. | 


! 


Digitized » Google BS DT 
ATL A 


; 


t, 


Betr. Badishes Altkatholikengesetz. | 641 . 


Bevor jedoch darauf einzugehen ist, welche Wirkung die 
angeführte Bestimmung der RV. auf das AKG. hatte, ist zu 
untersuchen, inwieweit dieses in seinem Fortbestand durch die 
der RV. vorausgehende bad. Verfassung vom 21. März 1919, 
welche am 9. Mai 1919 in Kraft getreten ist, beeinflußt wurde. 
Denn bis zum Inkrafttreten der neuen RV. gehörte die rechtliche 
Stellung der Kirchen und sonstigen religiösen Gemeinschaften 
im Staat zu den Angelegenheiten, deren Regelung den Einzel- 
staaten 'oblag; an diesem Zustand ist auch durch den Aufruf des 
Rats der Volksbeauftragten vom 12. November 1918 (RGBI. S. 1303) 
nichts geändert worden, welcher mit Gesetzeskraft verkündete 
»Die Freiheit der Religionsübung wird gewährleistet. Niemand 
darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.« 

. Auch die neue badische Verfassung enthält Bestimmungen 
über die Stellung der kirchlichen und religiósen Gemeinschaften 
im Staat. Sie bestimmt in S 18 Abs. 3: »Alle staatlich anerkannten 


. kirchlichen und religiösen Gemeinschaften sind rechtlich gleich- 


gestellt. Sie sind Körperschaften des öffentlichen Rechts und 
haben das Recht der Selbstbesteuerung nach den Landesgesetzen. 
Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten frei und selbst- 
ständig im Rahmen der allgemeinen Staatsgesetze« und in Abs. 5 
»das Kirchengut und die Güter und Einkünfte der kirchlichen 
Stiftungen dürfen ihren Zwecken und ihren bisherigen Verfügungs- 
berechtigten nicht entzogen werden.« 

Nun hat das AKG. die Rechtsverhältnisse der sog. Alt- 
katholiken, d. h. desjenigen Teils der Katholiken, welcher den 
Vatikanischen Konstitutionen vom 18. Juli 1870, insbesondere 
den Lehrsátzen von der »hóchsten ordentlichen und unmittelbaren 
Jurisdiktion und von dem unfehlbaren Lehramte« des rómischen 
Papstes sie Anerkennung verweigert, im einzelnen geregelt. Art. 1 
erkennt die Altkatholiken auch ferner als Katholiken i. S. der 
Staatsgesetze an und gewáhrleistet ihnen die Rechte, welche ihnen 
als Katholiken zustehen. Art. 2 setzt die Jurisdiktionsgewalt der 
bisherigen kirchlichen Oberen den Altkatholiken gegenüber außer 
Wirksamkeit und billigt den Altkatholiken das Recht zu, »innerhalb 
der Kirchspiele bzw. der Gemeinden eigene kirchliche Gemein- 
schaften zu bilden.« Art. 3 erklärt hierzu die Genehmigung des 
Staates für erforderlich. Art. 4 bestimmt sodann: »Nach der 
staatlichen Anerkennung einer solchen kirchlich konstituierten 
Gemeinschaft werden die Verhältnisse derselben im Verwaltungs- 
wege bis auf Weiteres, wie folgt, geordnet: 
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l. Der Gemeinschaft wird die Mitbenni nupi der Kirch 
und der kirchlichen Gerätschaften eingeräumt. Über die Art un 
Weise der Ausübung und den Umfang der Mitbenutzung t ritit 
die Regierung die nötigen Bestimmungen. Bestehen in einen 
Kirchspiel bzw. einer Gemeinde mehrere Kirchen, Kapellen usw. 
so kann eine Gebrauchsteilung nach bestimmten Objekten mit 
Rücksicht auf das Zahlenverhältnis beider Teile vorgenommen 
werden. | | 

(2 regelt die Pfründen.) xj 

3. Hinsichtlich des übrigen örtlichen Kirchenvermögens 
kann je nach den tatsächlichen Verhältnissen eine Teilung des 
Genusses angeordnet oder der überwiegenden Mehrheit der volle 
Genuß zugewiesen werden. E 

In letzterem Falle steht auch die Verwaltung des Vermögens | | 
dem ausschließlich genufberechtigten Teile zu.« J 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Entscheidung | 
darüber, wer als einer Kirche angehórig zu betrachten ist, und - 
ob alle Angehórigen dieser Kirche der Jurisdiktion der kirchl. - | 
Oberen unterstehen sollen, ebenso wie die Verfügung über Fd 
Genuf von kirchl. Vermógen eigene Angelegenheiten der betr. - 
Kirche sind. Die freie und selbständige Ordnung und Verwaltung : 
ihrer Angelegenheiten soll aber nach $ 18 Abs. 3 bad. Verfassung 
der Kirche gewährleistet sein, soweit ihr allgemeine Staatsgesetze | 
keine Schranken auferlegen. Das AKG. ist kein solches allgemeines 
Staatsgesetz. Es ist ein Sondergesetz, das lediglich die Verhält- 
nisse der sog. Altkatholiken zur rómisch-katholischen Kirche 
regelt, und sich im Gegensatz zu dem in $ 7 des bad. Gesetzes. 
vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und 
kirchl. Vereine betr. (RGBl. 1860 S. 375 GVBl. 1918 S. 19), 
ausgesprochenen Satz »Die vereinigte evang.-protestantische und 
die rómisch-katholische Kirche ordnen und verwalten ihre An- 
gelegenheiten frei und selbständig« setzte. Ist aber das AKG. 
kein allgemeines Staatsgesetz, so kann es mit der Erlassung der 
neuen bad. Verfassung für das freie Selbstbestimmungsrecht der 
Kirchen keine Schranke mehr bilden. Es steht im Widerspruch 
mit der neuen bad. Verfassung und ist deshalb als aufgehoben 
zu betrachten. Vgl. S 65 der bad. Verfassung. Es können hier 
nach von der Staatsregierung keine Maßnahmen mehr auf Grund 
des AKG. Art. 4 getroffen werden, natürlich auch nicht solche - 
die eine Beendigung der von ihr unter der Herrschaft des AKG. 
begründeten Rechte bezweckten. 
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Aus dem Ausgeführten folgt aber nicht, daß mit der Auf- 
hebung des AKG. auch die auf Grund desselben unter seiner 
Herrschaft ergangenen Maßnahmen und Anordnungen der staat- 
lichen Verwaltungsbehörden — in unserem Falle insbesondere 
die Entschließungen des Ministeriums der Justiz, des Kultus und 
Unterrichts vom 25. Febr. 1895 über die Zuweisung der dem 
Kläger gehörigen Notkirche und kirchl. Gerätschaften an die 
Beklagte zum ausschließlichen Gebrauch — ihre Wirksamkeit mit 
Inkrafttreten der bad. Verfassung verloren haben, daß also das 
Eigentum des Klägers an der Notkirche und den kirchl. Gerät- 
schaften wieder frei geworden ist von dem an ihnen. begründeten 
Niefbrauchsrecht. | 

Das AKG. widersprach weder der z. Zt. seines Inkrafttretens 
geltenden bad. Verfassung vom 22. August 1818, die über ein 
Selbstverwaltungsrecht der Kirchen keine Bestimmung enthielt, 
noch der RV. vom 16. April 1871, welche die Regelung der 
rechtlichen Stellung der Kirchen im Staate den Einzelstaaten 
überlassen hatte (vgl. Art. 4). Das AKG. war also nicht ver- 
fassungswidrig, und es ist nicht anzunehmen, daß die auf Grund 
desselben erworbenen Privatrechte mit Rückwirkung deswegen 
durch die neue bad. Verfassung aufgehoben werden sollten, weil 
ähnliche Rechte unter der neuen Verfassung nicht mehr geschaffen 
werden dürfen. Die neue Verfassung hat auch die bis dahin 
anerkannten  altkath. Kirchengemeinschaften nicht beseitigen 
wollen (vgl. $ 18 Abs. 3 Satz 1 und 2 der bad. Verfassung). 
Ebensowenig kann natürlich das hinsichtlich der von ihnen gesetz- 
máfig erworbenen Privatrechte — hier das auf Grund des Art. 4 
Abs. 1 Ziffer 1 AKG. begründeten Nießbrauchrechts — ange- 
nommen werden. Das ergibt sich auch unmittelbar aus S 18 
Abs. 5 bad. Verfassung, wonach das Kirchengut und die Güter 
und Einkünfte der kirchl. Stiftungen usw., »ihren Zwecken und 
ihren bisherigen Verfügungsberechtigten« nicht entzogen werden 
dürfen. Als »bisherige Verfügungsberechtigte« sind in unserem 
Falle, soweit das Eigentum in Frage kommt der Kläger und, 
soweit der Nießbrauch in Frage kommt, die Beklagte anzusehen. 
“ Der durch die bad. Verfassung vom 21. März 1919 ge- 
schaffene Zustand war also der, daß das AKG. zwar aufgehoben 
war, die auf Grund desselben anerkannte altkathol. Kirchen- 
gemeinschaft und die für diese durch einen Akt der Staats- 
verwaltung begründeten Rechte — also auch das Nießbrauchsrecht 
der Beklagten — aber fortbestanden, vgl. $ 65 der bad. Verfassung. 
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Es ist zu prüfen, ob an diesem Zustand durch die neu 
Verfassung des deutschen Reichs vom 11. August 1919 e m 
geándert wurde. s 

Die RV. hat in Art. 135 bis 141 die Grundrechte ddi 
Deutschen, soweit sie »Religion und Religionsgesellschaften« 
betreffen, behandelt. Damit ist alles diesen Gegenstand be- 
treffende Landesrecht aufgehoben, und die Entstehung neuen 
Landesrechts (über diesen Gegenstand ausgeschlossen. Vgl. 
Anschütz, die Verf. des deutschen Reiches Anm. 1 zu Art. 13 
Für eine Landesgesetzgebung ist nur insoweit Raum, als die RV. - 
dies vorsieht. Vgl. Art. 137 Abs. 6 und 8, 138 Abs. 1. a 

Auch die neue RV. hat das Selbstbestimmungsrecht der 
Religionsgesellschaften anerkannt. Art. 137 Abs. 3 bestimmt: : 


heiten selbstándig innerhalb der Schranken des für alle geltenden. 
Gesetzes«, und Art. 138 Abs. 2 lautet: »Das Eigentum und andere 
Rechte der Religionsgesellschaften und religióser Vereine an 
ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke be- - 
stimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden x 
gewährleistet.« i 
Beide Bestimmungen haben unmittelbar wirkende Gesetzes- 
kraft. Sie bieten der Landesgesetzgebung keinen Raum zu weiteren 
Ausführungen. Es sind hiernach jedenfalls die Bestimmungen des 
Abs. 3 Satz 3 und des Abs. 5 in § 18 der bad. Verfassung außer 
Kraft gesetzt, so daß seit Inkrafttreten der RV. deren oben angeführte 
Bestimmungen gelten. Die Schranke, die in § 137 Abs. 3 RV- 
durch die Worte innerhalb des für alle geltenden Gesetzes« dem 
Selbstbestimmungsrecht der Religionsgesellschaft gesetzt ist, besagt 
nichts anderes als die badische Verfassung mit den Worten »im 
Rahmen der allgem. Staatsgesetze« zum Ausdruck gebracht hatte. 
Es hat also schon die bad. Verfassung im Hinblick auf das AKG. 
denjenigen Rechtszustand geschaffen, den auch die RV. unmittelbar 
bewirkt hätte, wenn bei ihrem Inkrafttreten das AKG. noch Geltung 
gehabt hätte. Aufgehoben wurde infolge des Inkrafttretens der 
bad. Verfassung das AKG. Bestehen blieben aber die unter der 
Herrschaft des AKG. auf Grund dessen Art. 4 von der Staats- 
regierung begründeten Privatrechte — hier das für die Beklagte 
begründete Nießbrauchsrecht an den dem Kläger gehörigen kirchl- 
Gerätschaften. Diese Rechte aber bestehen auch nach Inkrait- 
treten der RV. weiter. Ihr Fortbestehen steht nicht in Widerspruch 
mit der RV. Der $ 138 Abs. 2 RV. gewährleistet den Religions 


«c 


a. 


E wm 


FP 
Digitized by Google 


Betr. Badisches Altkatholikengesetz. 645 


gesellschaften das Eigentum und andere Rechte an ihrem Vermögen. 
Es muß deshalb auch der Beklagten als altkatholischen Kirchen- 
gemeinschaft gestattet werden, sich auf diese Schutzbestimmungen 
für das von ihr rechtmäßig erworbene NieBbrauchsrecht an den 
eingeklagten Gegenständen als auf ein wohlerworbenes Recht im 
Sinne des 153 RV. zu berufen. 

Diesem Standpunkt steht auch die vom Kläger herangezogene 
Entscheidung des RG. in RGZ. 103 S. 94 (vgl. auch RGZ. 105 S. 27) 
nicht entgegen. Hier wird ein vor dem Inkrafttreten der RV. 
geschaffenes Landesgesetz nur dann als in Widerspruch mit Art. 137 - 
Abs. 3 Satz 1 RV. stehend erklärt, »wenn dieses Landesgesetz einen 
staatlichen Eingriff in die Verwaltung der Religionsgesellschaften 
enthält und wenn es erst unter der Herrschaft der RV. ausgeführt 
werden soll.« Von einer Rückwirkung auf Rechtsverhältnisse, die 
vor der RV. auf Grund der Landesgesetze geschaffen sind, ist in 
der Entscheidung nirgends die Rede. Hiernach kann der Kläger 
seine Behauptung, daß der Niefbrauch der Beklagten erloschen 
sei, nicht auf den Art. 137 Abs. 3 RV. stützen. 

Il. Zu prüfen ist aber — nach dem weiteren Vorbringen 
des Klägers — noch, ob das Recht der Beklagten deshalb erloschen 
sei, weil diese nicht mehr als Altkatholikengemeinschaft im Sinne 
des AKG. anzusehen sei. Wäre die Beklagte heute nicht mehr 
als Altkatholikengemeinschaft im Sinne des AKG. anzusehen, dann 
wäre wohl der Standpunkt des’ Klägers gerechtfertigt und seinem 
Klageanspruch wäre stattzugeben. ` 

Die Prüfung der Frage, ob die Behauptung des Klägers 

zutreffend ist, bedarf eines Eingehens auf das Entstehen und die 
Weiterentwicklung der altkath. Bewegung. 
Die Altkatholikenbewegung setzte ein mit der Verkündung 
der vatikanischen Beschlüsse tiber das Dogma von der vollen und 
höchsten Jurisdiktionsgewalt und von dem unfehlbaren Lehramt 
des Papstes am 18. Juli 1870. Die vatikanischen Beschlüsse hatten 
eine Spaltung in der römisch-kathol. Kirche hervorgerufen. Die- 
jenigen, die die genannten Dogmen nicht anerkannten, die sog. 
Altkatholiken, sind nicht aus der römisch-kathol. Kirche ausgetreten. 
Sie sind aber von der römisch-kathol. Kirche als aus der Kirche 
ausgeschlossen betrachtet worden. Die Altkatholiken dagegen 
stellten sich auf den Standpunkt, daß diejenigen Katholiken, die 
das Vatikanum anerkannten, sich von der bisherigen katholischen 
Kirche entfernt haben. Es nahm also jeder Teil für sich die 
Eigenschaft wahrer Katholizität in Anspruch. 
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unterm 16. September 1870 die Rechtsgültigkeit versagt. 


Die Altkatholiken verblieben aber nicht bei der Nicht- 
anerkennung der vatikanischen Konstitutionen. Sehr bald zeigte: 
sich ein Streben nach Reformierung kirchlicher Zustände, wie 


an Pfingsten 1871 sowie aus dem Programm des Altkatholiken- 
kongresses in München vom September 1871 (Vgl. »Der Alt 1 


man auf eine Ausgestaltung des Kirchenwesens durch Klerus und 
Laien unter Berücksichtigung nationaler Anschauungen und 
Bedürfnis auf kirchliche Einheit und Wiedervereinigung aller 
christlichen Kirchen. Der zweite Altkatholikenkongreß in Köln 
vom September 1872 in seinen Beschlüssen I, 7 und 8 ließ in — 
gewissem Umfang den Gebrauch der deutschen Sprache (bei 
Spendung von Sakramenten und anderen kirchlichen Akten) zu, 
beseitigte verschiedene Einrichtungen und behielt Reformen auf | 
dem Gebiet der Disziplin und des Kultus den verfassungsmäßigen 
Organen der Kirche vor. (Vgl. v. Schulte, Altkatholizismus S.25, - 
26). In einer Erklärung an das preußische Staatsministerium vom - 
29. Juli 1873 (Gesuch um Verleihung der staatlichen Anerkennungs- 
urkunde für den Bischof der Altkatholiken), die abschriitlich am 
27. Oktober 1873 auch dem bad. Staatsministerium vorgelegt wurde, 
ist ausgeführt: »Dies (das Mittel der Heilung) besteht . . in der 
Reformation der Kirche auf Grundlage des Glaubens und des 
altkirchlichen Rechts, in dem Abwerfen dessen, was sich als bloße 
Ausgeburt des römisch-päpstlichen Absolutismus darstellt.« Vgl. 
v. Schulte S. 391, 406. Auf der ersten Synode der Altkatholiken 
vom Mai 1874 wurden Thesen über Reformen im Allgemeinen 
aufgestellt. Es wurden u. A. »Erklärungen bezüglich der sog. 
Ohrenbeichte«, die die Beichte erheblich einschränken, ange- 
nommen. Ebenso Milderungen über die Fastenbestimmungen 
und der Bestimmungen über die Einsegnung der Ehe. Vgl 
v. Schulte S. 617 ff., 622 ff Soweit war die innere Entwicklung 
bereits gediehen, als das bad. Altkatholikengesetz vom 15. Juni 
1874 erlassen wurde. 
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In der Zeit nach Erlassung des AKG. — auf der fünften 
Synode (1878) — wurde ausgesprochen, daß der Zölibat nicht 
dogmatischen, sondern nur disziplinären Charakter hat, und der 
Zólibat wurde aufgehoben. Vgl. v. Schulte 687. Ein im Jahre 
1901 in zweiter Auflage erschienener Grundriß der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre, ein Leitfaden für den altkatholischen 
Religionsunterricht, von Schirmer führt auf S. 40 aus: »Von der 
römisch-katholischen Kirche unterscheidet sich die altkatholische 
in folgenden wichtigen Punkten : 


a) Sie lehnt die vom vatikanischen Konzil aufgestellten neuen 
Glaubenssätze von der Unfehlbarkeit und der bischöflichen 
Allgewalt des Papstes ab; ..... 


b) Sie verwirft die neue römische Lehre von der unbefleckten 
Empfängnis Mariens . .. .. 


c) Sie lehnt die rómische Heiligen-, Reliquien- und Bilder- 
verehrung ab..... 


d) Sie weist den Gebrauch der lateinischen Sprache im Gottes- 
dienst... .. zurück ..... 


e) Sie verwirft Mißbräuche, wie Wallfahrten, Prozessionen und 
jedes äußere Gebetswerk . .... 


f) Sie lehnt die Zwangsgebote der rómischen Kirche, wie den 
Beichtzwang, den Fastenzwang u. a. ab.« 


Weiter ist dort (S. 42) gesagt, daß sich die altkath. Kirche 
von der russischen und den anderen orientalischen orthodoxen 
Kirchen nur in unwesentlichen Dingen, wie: Gebrauch des un- 
gesáuerten Brotes im Abendmahl, Ritus des Begießens in der 
Taufe, unterscheidet, der allgemeine dogmatische Standpunkt ist 
derselbe. 


Ob und inwieweit die Altkatholiken in der Folge (etwa 
nach 1901) noch in weiteren Punkten von den Dogmen der 
rómisch-katholischen Kirche oder ihrer, Disziplin und ihren Ein- 
richtungen sich entfernt haben, soll hier nicht festgestellt werden. 
Jedenfalls aber zeigt die obige Darstellung der geschichtlichen 
Entwicklung, daß schon vor Erlassung des AKG. die Altkatholiken 
sich auch in anderen Lehren als den vatikanischen Konstitutionen 
von der rómisch-katholischen Kirche entfernt hatten. Es ist 
selbstverstándlich, daß diese Tatsache bei der Erlassung des: 
AKG. seitens der gesetzgebenden Körperschaften nicht übersehen 
werden konnte. Der Kommissionsbericht der II. Kammer, 4. Bei- 
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lageheft z. d. Prot. der II. Kammer 1873/74 | S. 435  beme 
hierüber: »Ob die provisorische Verfassung der fraglich: | 
nossenschaft den sonstigen Verfassungsgrundsätzen der ERO | 
kath. Kirche entspricht, berührt den Staat umsoweniger, als. le 
Abweichungen von derselben durch den Notstand veranlaßt s sind, 
in welchem sich die altkath. Gemeinden bei ihrer Konstituier rung 
befanden, und das in $ 7 des Gesetzes von 1860 der katholischen 
Kirche zustehende Recht der Selbstverwaltung aneh diesen 
Katholiken zusteht. « 

Trotzdem gelangte Artikel 1 des Entwurfs in beiden Häusem 
zur Annahme, wonach als Altkatholiken derjenige Teil der Katholike 1 
anzusehen sind, »welcher den vatikanischen Konstitutionen v vom 
18. Juli 1870, insbesondere den Lehrsátzen von der höchst en 
ordentlichen und unmittelbaren Jurisdiktion und. von dem 
unfehlbaren Lehramt des römischen Papstes die Anerkennnt Ing 
verweigert. Man darf hieraus wohl schließen, daß der Gesetz 
geber auf eine strenge Bekenntniseinheit kein entscheidendes 
Gewicht gelegt hat. In den Beratungen der I. Kammer wurde 
aber auch die Möglichkeit einer zukünftigen Änderung der alt- 
katholischen Lehre erörtert. Der Kommissionsbericht (Beil. H. zu 
d. Prot. der I. Kammer 1873,74 S. 232) stellt schon die Frage auf, 
»was Rechtens sein soll, wenn die altkath. Bewegung in Rücksicht 
auf Glaubensbekenntnis usw. von ihrer jetzt eingenormmenen 
Stellung abweichen und Glaubenssätze und Einrichtungen einführen 
würde, die mit den wesentlichen Glaubenslehren der rómisch- - 
katholischen Kirche sich nicht vertrügen.« Der Berichterstatter - 
hielt es für »unnütz«, diese Frage einer Prüfung zu unterwerfen, - 
da man sich »jetzt auf das Notwendige« — die Abwendung des 
damaligen Notstandes der Altkatholiken — beschränken solle. 
Bei den Verhandlungen haben die Abgeordneten Prinz Wilhelm. 
und Freih. v. Rüdt diesen Standpunkt des Berichterstatters nicht 
gebilligt und zum Ausdruck gebracht, daß Art. 1 des Gesetzes 
den Altkatholiken nur so lange Schutz gewähre, als sie im übrigen 
auf dem Standpunkt des 17. Juli 1870 stünden. Der Abgeordnete 
v. Rüdt befürchtete aber von einer solchen Regelung eine Stagnation 
des Altkatholizismus, dessen freie Entwicklung er nicht hemmen 
möchte, und wünschte zu Art. 1 folgenden Zusatz: »Die Ver- 
günstigungen, welche dieser und die folgenden Artikel den Alt- 
katholiken einräumen, verlieren auch dann ihre Wirksamkeit nicht, 
wenn diese Gemeinschaft im Laufe der Zeit Veränderungen bezüglich 
ihrer kirchlichen Institutionen, Kirchenverfassung und Glaubenslehre 
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auf Grund der Beschlüsse ihrer Synoden treffen sollte, insofern 
diese Veránderungen den Staatsgesetzen nicht zuwiderlaufen.« 
(Vgl. Prot. der I. Kammer 1873/74 S. 162). 

Diesem Wunsche trat der Staatsminister Dr. Jolly entgegen: 
er sei nicht der Anschauung, daß die Altkatholiken in Glaubens- 
sachen per maiora beschließen könnten, was ihnen beliebt; sie 
könnten allerdings aufhören Katholiken zu sein und würden dann 
ihrer durch dieses Gesetz eingeräumten Rechte verlustig. Der 
Art. I lasse sich jedoch nicht anders fassen, als er zur Zeit redigiert 
sei. Daraufhin wurde das ganze Gesetz ohne weitere Debatte - 
unverándert angenommen. (Protokoll am angeführten Orte S. 163). 
Eine klare Entscheidung über den Einfluß einer weiteren Bekenntnis- 
trennung auf den Schutz des AKG. hat damit die erste Kammer 
nicht getroffen. Zweifellos wollte man diese Frage offenlassen und 
nur eine auf die damalige augenblickliche Lage der Altkatholiken 
berechnete Regelung »einstweilen« treffen. Aus einem solchen 
Augenblicksgesetz ist aber ein Dauergesetz geworden. 

Obschon, wie oben ausgeführt, seit dem Erlaß des Gesetzes 
die Altkatholiken noch eine Reihe von kirchl. Institutionen und 
Glaubenssätzen aufgegeben haben, haben die Staatsregierungen 
die Altkatholiken als solche im Sinne des AKG. anerkannt und 
nicht nur ihren ersten Bischof Reinkens, sondern auch alle 
folgenden Bischöfe (Weber, Demmel und Moog) beeidigt. (Vgl. 
die Entschließungen des bad. Staatsministeriums vom 7. Nov. 1873, 
23. März 1896, 18. Juni 1906 und 31. Oktober 1912). Auch der 
Gesetzgeber (vgl. Art. 1 Abs. 2 des bad. O. K. St. G. von 1888 
und 1906 und Art. 1 Abs. 3, Art. 17 Abs.:3 des bad. Landes- 
kirchensteuergesetzes von 1892 (1906) ging von dem Fortbestand 
des AKG. aus. Das Ortskirchensteuergesetz vom 20. Januar 1906 
sagt im Art. 1 Abs. 2 ausdrücklich: »Sind in einem Kirchspiel 
Altkatholiken zu einer staatlich genehmigten Gemeinschaft vereinigt 
(Gesetz vom 15, Juni 1874 betr. die Rechtsverhältnisse der Alt- 
katholiken), so bildet diese im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes 
eine besondere Kirchengemeinde. 

Die bis zum Jahre 1906 fortgeschrittene Bekenntnistrennung 
war also für den badischen Gesetzgeber kein Flindernis, das 
Altkatholikengesetz als fortbestehend zu erachten. Die gleiche 
Auffassung vertrat auch Schmitt im »Simultankirchenrecht im Gr. 
Baden« vom Jahre 1909 (S. 193). Daß aber inzwischen die 
Bekenntnistrennung wesentlich weiter fortgeschritten ist, hat auch 
der Kläger nicht dargetan. Somit besteht auch für den Senat 
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kein Anlaf, der Beklagten die Eigenschaft als E hc min: 
gemeinschaft im Sinne des AKG. auf Grund der weite 
Bekenntnistrennung abzusprechen und ihr deshalb das Nießbrau chs- 
recht an den angeklagten Gegenständen abzuerkennen. " 
Die Klage war somit als unbegründet abzuweisen. h 
Gut, Stritt, Heim 
Aktenzeichen: Z |. BR. 164/24 


II. T 


In Sachen des römisch-kathol. Kirchenfonds in Schwaningen, 
vertreten durch den katholischen Oberstiftungsrat in Karlsruhe, 
Klägers und Revisionsklägers, Prozeßbevollmächtigter: Rechts- 
anwalt Justizrat Dr. Schrömbgens in Leipzig, wider die altkathol. 
Kirchengemeinde in Schwaningen, vertreten a) durch den alt- 
katholischen Kirchenvorstand in Schwaningen, b) durch den 
Verwaltungshof in Karlsruhe, Prozeßbevollmächtigter: Rechts | 
anwalt Justizrat Dr. Süpfle in Leipzig, hat das Reichsgericht, 
VI. Zivilsenat, auf die mündliche Verhandlung vom 25. September 
1925 unter Mitwirkung des Präsidenten Dr. Strecker und der 
Reichsgerichtsräte Schliewen, Stölzel, Frhr. von Richthofen, 
Dr. Schwalb für Recht erkannt: 

Die Revision gegen das Urteil des 1.Zivilsenats des Oberlandes- a 
gerichts in Karlsruhe vom 21. Januar !) 1925 wird zurückgewiesen. . 

Die Kosten der Revisionsinstanz werden der Klägerin auferlegt. ' 


Von Rechts wegen. 


Tatbestand. Der Sachverhalt ergibt sich aus dem in der vorlegen 
Sache erlassenen Urteil des Reichsgerichts vom 4. Dezember 1923 (RGZ, 
Band 107 S. 365 ff). Dieses Urteil stellte die schon von den Vorinstanzen 
angenommene Zulässigkeit des Rechtsweps für die erhobene Klage endgültig 
fest. Bei der sodann getroffenen Sachentscheidung haben das Landgericht 
auf Abweisung des Klage, das Oberlandesgericht auf Zurückweisung der Be- 
rufung des Klägers erkannt. Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt, 
unter Aufhebung des angefochtenen Uıteils die Klage abzuweisen. Die Be- | 
klagte hat beantragt, die Revision zurückzuweisen. In der Verhandlung ist 
das Urteil der Oberlandesgerichts vorgetragen worden. o 


Entscheidungsgründe. Die Revision ist unbegründet. 

l. Das Oberlandesgericht war schon in seinem Urteil vom 
8. November 1922, in welchem es sich für die Zulässigkeit ds 
Rechtsweges aussprach, zu der Auffassung gelangt, daß das - 
Genufrecht an den Klagegegenständen zwar durch öffentlich- 


| 


1) An diesem Tage wurde das Urteil verkündet. 
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rechtlichen Akt begründet worden, daß es aber, so lange es 
bestehe, ein dem bürgerlichen Recht angehörendes Rechts- 
verhältnis sei. Dieses Ergebnis ist von dem Reichsgericht in 
seinem Urteil vom 4. Dezember 1923 nicht beanstandet worden. 
Es hätte auch nicht beanstandet werden können, da es wesentlich 
auf der Auslegung des irrevisibelen badischen Altkatholiken- 


" gesetzes beruhte und ^ der daraufhin ergangenen, ebenfalls 


irrevisibelen Ministerialverfügungen. Aus eigener Erwägung hat 
das Reichsgericht hinzugefügt, daß das vom Oberlandesgericht 
angenommene bürgerlich-rechtliche Genußrecht als ein Nieß- 
brauchsrecht anzusehen sei. Von dieser Annahme ist das Ober- 
landesgericht auch in der jetzt angefochtenen Entscheidung aus- 
gegangen. Die Revision erhebt hier zunächst die Rüge, daß 
das Oberlandesgericht seine Ansicht nicht begründet habe. Der 
von der Revision nicht genannte, aber wohl gemeinte $ 551 
Nr. 7 ZPO. erklärt es für eine unbedingte Verletzung des Gesetzes, 
»wenn die Entscheidung nicht mit Gründen versehen ist«. Die 
Vorschrift mag nicht nur bei dem vólligen Fehlen von Gründen, 
sondern auch dann anwendbar sein, wenn in den Urteilsgründen 
ein ganzer Rechtsbehelf übergangen ist. Das trifft aber nicht 
zu, denn das Berufungsgericht hat sich mit der Frage, ob das 
Genufrecht der Beklagten dem bürgerlichen oder dem öffent- 
lichen Recht angehört, ausdrücklich beschäftigt. Eine besondere,. 
d. h. eine ins einzelne gehende, Begründung ist für die Auslegung 
von Gesetzen, namentlich irrevisibelen, prozessualisch ohnehin 
nicht erforderlich, RGZ. Bd. 39 S. 385, Urteile des Reichsgerichts 
vom 12. Dezember 1902 III. 277,02, 28. April 1908 III. 400,07, 
2. Oktober 1906 VII. 509—607, 24. März 1908 VII, 270.07. 

, . Die Revision hat in der mündlichen Verhandlung weiter die 
Rüge erhoben, daß sich das Oberlandesgericht in unzulässiger 
Weise an die rechtliche Beurteilung des Reichsgerichts in dessen 
Urteil vom 4. Dezember 1923 gebunden gefühlt habe, obwohl 
doch ein Fall des $ 565 Abs. 2 ZPO. nicht vorgelegen habe. 
Diese Vorschrift mag, wie das Reichsgericht in RGZ. Bd. 94, 
S. 13 ausgesprochen hat, zu den unverrückbaren Grundlagen des 
Verfahrens überhaupt gehóren, ihre Verletzung mag auch von 
Amtswegen berücksichtigt werden müssen, es mag also die 
Erhebung der Rüge erst in der mündlichen Verhandlung noch 
rechtzeitig erfolgt sein. Es kann auch zugegeben werden, daß 
das Oberlandesgericht sich nicht ganz unmißverständlich aus- 
gedrückt hat, gleichwohl ist die Rüge unbegründet. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CV. 42 
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Nachdem das Oberlandesgericht das Altkatt olikengese 
und die daraufhin ergangenen Ministerialverfügungen erwäh nt hat 
fährt es fort: »Es ist also für die Beklagte durch einen öf fentlich 
rechtlichen Akt... . ein Genußrecht begründet worden. Das 
Reichsgericht hat ausgeführt, daß dieses Genußrecht ein bürgerlich 
rechtlicher Nießbrauch ist. Von diesem Standpunkt ist bei der 
weiteren Entscheidung .. . . auszugehen. Damit ist der schon 
oben genauer geschilderte Sachverhalt nicht ganz richtig wied nE 
gegeben worden. Tatsächlich hatte das Oberlandesgericht sel s€ ost 
schon in seinem Urteil über die Zulässigkeit des Rechtswegs ausge e- 
sprochen, daß das Genußrecht der Beklagten ein dem bürgerlicl = 
Recht angehóriges Rechtsverhältnis sei. Dabei ist das Oberlandes: 
gericht auch jetzt verblieben, vom Reichsgericht übernommen hat es 
lediglich die auf seinen Feststellungen ruhende Begriffsbestimmun 2, 
daß das Recht als Nießbrauch anzusehen sei. Daß das Ober- 
landesgericht sich insoweit gebunden gefühlt hätte, ist aus seineı ] 
Darlegungen nicht zu ersehen und kann umsoweniger angenomi en 
werden, als der dem Oberlandesgericht genau bekannte $ 565 
Abs. 2 ZPO. nur dann eingreift, wenn ein oberlandesgerichtliches 
Urteil durch das Reichsgericht aufgehoben worden ist. Schon 
diese Voraussetzung ist vorliegend nicht gegeben. 

2. Die Annahme, daß das Genußrecht der Beklagten de m 
bürgerlichen Recht angehóre, bekämpft die Revision mit lángeren 
Darlegungen, welche teils die Entstehungsgeschichte des Alt- 
katholikengesetzes, teils das kanonische Recht betreffen. Sie 
versucht den Nachweis, daß die einzelnen Katholiken an den im 
Eigentum ihrer Kirche stehenden Kultusgegenständen ein bürger- 
liches Recht nicht hätten, und will daraus den Schluß ziehen, 
daß das Altkatholikengesetz, das den Altkatholiken nur ihre 
Stellung innerhalb der katholischen Kirche mit ihren bisherigen 
Rechten gewährleistet habe, andersartige und weitergehende Rechte 
nicht habe begründen wollen, auch nicht begründet habe und 
angesichts der Vorschriften des kanonischen Rechts auch nicht 
habe begründen können. Mit diesen ganzen Ausführungen kann 
die Revision nicht gehört werden, weil das Reichsgericht nicht 
in der Lage ist, die Auslegung des irrevisibelen Altkatholiken- 
gesetzes nachzuprüfen. Das — an sich revisibile — kanonische 
Recht steht der Feststellung des Oberlandesgerichts über den 
Inhalt des Altkatholikengesetzes schon um deswillen nicht ent- 
gegen, weil der badische Staat als Gesetzgeber an die Sätze des 
kanonischen Rechts nicht gebunden war und sich auch, wie 
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wohl keiner näheren Ausführung bedarf, gerade bei dem Erlaf 
des  Altkatholikengesetzes über Sätze des kanonischen Rechts 
hinweggesetzt hat. | 

3. Die Revision meint weiter, die Beklagte hätte ein dem 
bürgerlichen Recht angehörendes dingliches Nutznießungsrecht 
an den Kirchengebäuden nach dem Badischen Landrecht Satz 
1583a und $ 25 des II. Einführungsedikts nur durch eine — nie 
geschehene — Eintragung im Grundbuch erlangen können. Die 
Revision übersieht dabei wohl nicht, daß es sich im gegen- 
wärtigen Rechtsstreit nur um bewegliche. Sachen handelt, und 
sie will wohl folgern, daß die Beklagte, wenn sie das Nutz- 
nie Bungsrecht an der ihr zugewiesenen Notkirche nicht erlangt 
habe, ein solches Recht auch an den Streitgegenständen nicht 
habe erwerben können. Die Zuverlässigkeit dieses Schlusses 
mag dahin gestellt und es mag auch unerörtert bleiben, ob für 
den Erwerb von Rechten an Gütern der toten Hand nicht die 
zweite Vorschrift in LR. S. 537 maßgebend ist. Zur Widerlegung 
des Bedenkens der Revision genügt schon der Hinweis darauf, 
daß die Eintragung in das Grundbuch für den Erwerb des Eigen- 
tums oder anderer dinglicher Rechte an Grundstücken nur im 
Verhältnis zu dritten Personen in Frage kam. Für das Entstehen 
des Rechtsverhältnisses unter den Beteiligten selbst — nur um 
diese handelt es sich im Rechtsstreit — war die Eintragung ohne 
Bedeutung, vgl. LR. SS. 1583 und 1583a, die von der Revision 
selbst angezogenen Stellen bei Behaghel, Bad: bürgerliches Recht, 
3. Aufl. Band I S. 252 ff, 331 und Mot. zum BGB. Bd. III 
S. 13 a. E. Außerdem ist hervorzuheben, daß der bad. Gesetz- 
geber im Jahre 1874 nicht an die Vorschriften des in Baden 
geltenden bürgerlichen Rechts gebunden war. Es war das damals 
Landesrecht, nicht, wie jetzt das Bürgerliche Gesetzbuch, Reichs- 
recht. Wenn es dem badischen Gesetzgeber beliebte, konnte 
er im Jahre 1874 das geltende bürgerliche Recht im einzelnen 
Falle ausschalten oder ändern, er hat das aber, wie dargelegt, 
in dem hier fraglichen Falle nicht einmal getan. 

.4. Im Anschluß an die bisher behandelten Rügen der 
Revision könnte man den Zweifel aufwerfen, ob sie überhaupt 
zum Ziele zu führen vermöchten. Der Streit über die rechtliche 
Natur des Genußrechts mußte entschieden werden, als es sich 
um die Zulässigkeit des Rechtsweges handelte. Nachdem diese 
Frage endgültig entschieden ist, würde die Annahme, daß das 
Genußrecht der Beklagten óffentlich-rechtlichen Charakter trägt, 
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nicht zur sachlichen Abweisung der Klage FIDE kónnen. Dic 
Feststellung des Berufungsrichters würde entgegenstehen . daf 
das ursprünglich nur vorläufig verliehene Genußrecht ein Dauer 
recht geworden ist und als solches noch heute der Beklag ten 
zusteht. Kraft dieses Genußrechts würde die Beklagte die Heraus- 
gabe der Sachen auch dann verweigern können, wenn es als ein 
öffentlich-rechtliches anzuerkennen wäre. Der Schwerpunkt : der 
Revisionsbegriffe liegt also in ihrem Bemühen um den Nachwe is, 
daß das Genußrecht nicht mehr besteht. a 

5. Bei dem ersten dieser Begriffe stellt sich die Revision 
auf den sonst von ihr bekämpften Standpunkt, daß das Genußrecht 
ein bürgerlich-rechtlicher Nießbrauch ist. Als solcher besteht das 
Recht gemäß Art. 184 EG. BGB. auch unter der Herrschaft de 
Bürgerlichen Gesetzbuchs mit dem sich aus dem bisherigen Recl p^ 
ergebenden Inhalt fort, und zu dem Inhalt des Rechts gehört, 
wie das Oberlandesgericht zutreffend ausführt, auch dessen Dauer. 
Gegenüber dem von dem Kläger schon in der Vorinstanz heran- 
gezogenen LR. S. 619: »Die Nutznießung der Körperschaften 
dauert nur 30 Jahre« beruft sich das Oberlandesgericht darauf, 
daß LR. S. 619 sich nur auf die durch das Badische Landrecht 
selbst und unmittelbar begründeten Rechte beziehe. Hier ist die 
Bedeutung des — gleich dem ganzen Badischen Landrecht 
revisibelen — LR. S. 619 verkannt. Sein Zweck war es, die 
bleibende Unterwerfung von Eigentum unter eine fremde Gewalt 
zu vermeiden, Behaghel a. a. O. S. 349, und wenn sich LR. 
S. 619 auch nur auf den unter der Herrschaft des Landrechts | 
eingetretenen Rechtserwerb bezog, Behaghel a. a. O. S. 342, so 
bedeutet das nur, daß ältere Rechte nicht nach LR. S. 619 
endigten, es bedeutet aber nicht eine Beschränkung der Anwend- - 
barkeit dieses Satzes auf die durch das Landrecht selbst geschaffenen 
Rechte. Die vom Oberlandesgericht als Beispiele herangezogenen - 
Fälle versagen schon deshalb, weil es sich in den LR. SS. 384, - 
738a, 745a, 754 und 1535 immer nur um das Nutznießungsrecht 
natürlicher, nicht juristischer Personen handelt. 

Aber das Oberlandesgericht hat für seine Ansicht noch 
einen zweiten, selbstándigen Grund angegeben. Es ist durch | 
Auslegung des Altkatholikengesetzes zu der Feststellung gelangt, - 
daß die Beendigung des der Beklagten zugestandenen Rechts 
durch den Ablauf einer bestimmten Zeit unvereinbar sein würde 
mit dem Geiste des Altkatholikengesetzes und daß auch die 
ursprüngliche Eigenschaft des Gesetzes als eines nur vorläufigen 
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Notgesetzes der Annahme nicht widerspricht, das Gebrauchsrecht 
der Beklagten habe mit Ablauf einer bestimmten Zeit nicht 
endigen sollen. Die Auslegung des Altkatholikengesetzes kann, 
wie bereits erwähnt, vom Reichsgericht nicht nachgeprüft werden. 
Gegen LR. S. 619 hat das Oberlandesgericht nicht verstoßen. 
Es liegt ja gerade die von der Revision vertretene und von oben 
gebilligte Auffassung von LR. S. 619 zu Grunde und nimmt für 
diesen Fall an, daß der badische Gesetzgeber bewußt über LR. 
S. 619 hinweggegangen ist und ausnahmsweise das Nießbrauchs- 
recht einer Körperschaft begründet- hat, das gegebenenfalls auch 
länger als 30 Jahre dauern sollte. Die Annahme, daß der 
badische Gesetzgeber dazu befugt war, ist, wie oben bereits dar- 
gelegt, nicht zu beanstanden. 


6. Mit ihrem zweiten Angriff gegen den Bestand des Genuß- 
rechts der Beklagten führt die Revision aus, daß das Recht durch 
die Reichsverfassung von 1919 aufgehoben worden sei; sie habe 
es als ein einstweiliges, der Änderung unterliegendes vorgefunden ; 
die durch das Altkatholikengesetz berufenen weltlichen Instanzen 
seien zu seiner Änderung nicht mehr zuständig; nur die Kirche 
habe jetzt zu bestimmen, ob das Recht noch ausgeübt werden 
kónne, und die Kirche habe entschieden, indem sie die Alt- 
katholiken aus ihrer Gemeinschaft ausgeschlossen habe. 


Diesen Folgerungen der Revision steht zunächst die Fest- 
stellung des Oberlandesgerichts entgegen, daß das ursprünglich 
»als ein Notgesetz, ein Provisorium, ein Augenblicksgesetz« ge- 
dachte Altkatholikengesetz ein Dauergesetz geworden sei. Das 
wird hergeleitet aus der badischen Landesgesetzgebung bis zum 
Jahre 1906 und aus der badischen Verwaltungstätigkeit bis zum 
Jahre 1912. Auch hierbei handelt es sich um die Auslegung 
des irrevisibelen Altkatholikengesetzes, nämlich um die Fest- 
stellung des Inhalts, den es im Laufe seiner Geltungsdauer all- 
mählich angenommen hat. Die Revision bekämpft diese Fest- 
stellung mit dem Hinweis darauf, daß das Oberlandesgericht 
einige erhebliche Tatsachen nicht gewürdigt habe. Das ist eine 
auf $ 286 ZPO. gestützte Rüge, die z. Zt. nicht zulässig ist, vgl. 
Verordnung vom 15. Januar 1924 (RGBI. I S. 29). Im übrigen 
wäre diese Rüge auch schon deshalb unzulässig, weil sie nur 
dazu führen soll die Auslegung des irrevisibelen Rechts nach- 
zuprüfen; die angebliche Erheblichkeit der übergangenen Tat- 
sachen kónnte nur an der Hand des irrevisibelen Rechts festgesellt 
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werden, vgl. RGZ. Bd. 78, S. 156, Bd. 95, S. 146, 1 Urt 
12. Juni 1922 IV. 744/21. die E 


Wenn aber, wie hiernach feststeht, das Altkatholikeng esetz 
ein Dauergesetz und damit das Recht der Beklagten nac h de 
von der Revision richtig gekennzeichneten !) Meinung des Be 
rufungsrichters ein Dauerrecht geworden war, so traf die Reichs- 
verfassung von 1919 bei ihrem Inkrafttreten nicht auf ein einst- 
weiliges, der Änderung unterliegendes Recht, und damit entfa i 
die von der Revision an dieses angebliche Zusammentreffen 


LI d i 


geknüpften Schlüsse. - c 

7. Weiter sprechen gegen diese Schlüsse die von der 
Revision nicht genügend beachteten Feststellungen, welche das 
Oberlandesgericht in Auslegung der irrevisibelen badischen 
Verfassung vom 21. März 1921 getroffen hat. Sie ist am 9. Mai 
1919 in Kraft getreten, also noch vor der Reichsverfassung vom 
11. August 1919. Das Oberlandesgericht nimmt an, daß die 
badische Verfassung das Altkatholikengesetz als solches aufgehobe: en 
hat, nicht aber auch die daraufhin vor dem Inkrafttreten der 
Verfassung getroffenen Maßnahmen, namentlich nicht das durch 
eine solche Maßnahme begründete und bereits zu einem Dauer- 
recht gewordene Nießbrauchsrecht der Beklagten. Im einzelnen 
geht das Oberlandesgericht davon aus, daß die beiden ersten 
Sätze des $ 18 Abs. 3 der badischen Verfassung: »Alle staatlich 
anerkannten kirchlichen und religiösen Gemeinschaften sind recht- - 
lich gleichgestellt. Sie sind Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und haben das Recht der Selbstbesteuerung nach den 
Landesgesetzen« sich auch auf die kirchlichen Gemeinschaften i 
bezogen haben, die sich, wie die Beklagte, auf Grund des Art. 2 7 
des Altkatholikengesetzes gebildet und die Genehmigung der 
badischen Regierung gefunden hatten, und daß der Schutz des 
$ 18 Abs. 5 a. a. O.: »Das Kirchengut und die Güter und Ein- 
künfte der kirchlichen Stiftungen, Unterrichts- und Wohltätigkeits- 
anstalten dürfen ihren Zwecken und ihren bisherigen Verfügungs- 
berechtigten nicht entzogen werden« auch den soeben genannten 
kirchlichen Gemeinschaften zugute kam. Als Verfügungsberechtigte | 
waren nach der Meinung des Oberlandesgerichts im vorliegenden 
Falle, soweit das Eigentum an den Streitgegenständen in Frage 

1) Zu diesem Punkte hat die Revisionsbegründung vom 1. April 1925 - 
ausgeführt: »Die tatsächlichen Verhältnisse des Falles Schwaningen sind also 


in keiner Weise geeignet, die Entstehung eines Dauerrechtes oder auch nur - 
eines Dauergesetzes zu begründen, tun vielmehr das Gegenteil dar.« 
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stand, der Kläger, soweit der Nießbrauch in Frage stand, die 
Beklagte anzusehen. 
8. Legt man diese für die Revision unangreifbaren Fest- 
stellungen zu Grunde, so traf. die Reichsverfassung bei ihrem 
Inkrafttreten am 14. August 1919 das Altkatholikengesetz als 
geltendes Recht nicht mehr an. Sie konnte es also auch nicht 
mehr aufheben, wie die Revision ausführt, und ebensowenig 
konnte sie noch diejenigen Wirkungen ausüben, von denen das 
Reichsgericht (RGZ. Bd. 107 S. 368) gesprochen hat fZr den Fall, 
daß das Altkatholikengesetz durch die Reichsverfassung aufgehoben 
sein sollte. Was die Reichsverfassung vorfand, war einerseits die 
Beklagte als staatlich anerkannte Gemeinschaft und Körperschaft 
des öffentlichen Rechts und anderseits ihr dauerndes und durch 
die badische Verfassung noch besonders gewährleistetes NieB- 
brauchsrecht. Wenn die Revision zu bestreiten versucht, daß die 
Beklagte bei dem Inkrafttreten der Reichsverfassung bereits eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts war, so setzt sie sich in 
Widerspruch mit den ihren Angriffen entzogenen Feststellungen 
des Oberlandesgerichts. Im übrigen beweist aber der Beschluß 
des Badischen Staatsministeriums vom 26. September 1922 (Amtsbl. 
des Badischen Ministeriums des Kultus und Unterrichts 1922 Nr. 45), 
. auf den sich die Revision beruft, wohl kaum das, was die Revision 
darin findet. Das Staatsministerium hat damals den kirchlichen 
Gemeinschaften der Altkatholiken nicht die Rechte von Kórper- 
schaften des öffentlichen Rechts »gewährt« (vgl. Art. 137 Abs. 5 
‚Satz 2 R. Verf), es hat vielmehr »beschlossen«, daß sie derartige 
Körperschaften »sind«. Das steht durchaus im Einklang mit den 
Annahmen des Oberlandesgerichts, nach denen jene kirchlichen 
Gemeinschaften schon mit dem Inkrafttreten der neuen badischen 
Verfassung als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannt 
worden sind, vgl. den oben angeführten S 18 Abs. 3 Satz 2 der 
badischen Verfassung. 
Daß das Nießbrauchsrecht der Beklagten durch die Reichs- 
verfassung unmittelbar aufgehoben worden wäre, will auch die 
Revision nicht behaupten. Sie meint nur, daß die Reichsverfassung 
dem Kläger den Weg eröffnet habe, um durch eine eigene Ent- 
scheidung das Nießbrauchsrecht der Beklagten zu beendigen. Die 
Revision beruft’ sich insoweit auf Art. 137 Abs. 3 Satz 1 Reichs- 
verfassung, wonach jede Religionsgesellschaft ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes 
ordnet und verwaltet; danach habe der Kläger die volle Freiheit 
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erlangt, über sein Eigentum zu verfügen. Allein jene Vc schrift 
wirkt ebenso wie zu Gunsten des Klägers, so auch zu Mes 
der Beklagten. Diese ist jetzt in der Lage, selbstándig über i il hren 
Nießbrauch zu verfügen. Wenn sie sich, wie geschehen, : 
dessen Aufrechterhaltung entschieden hat, wo steht dicm 
Verfügung in gleicher Stärke der vom Kläger getroffenen gegen: 
über, durch welche der Beklagten der Nießbrauch entzogen 
werden sollte. Im Ergebnis muß es also bei dem bisherigen 
Zustand verbleiben, sofern nicht eine gütliche Einigung auf anderer 
Grundlage zustande kommt. Daran wird auch nichts geändert 
durch Art. 138 Abs. 2 RV., auf welchen sich die Revision weiterhin 
noch berufen hat. Es heißt dort: »Das Eigentum und andere 
Rechte der Religionsgesellschafiten und religiösen Vereine an ihren 
für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten 
Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen wird gewáhrleistet.« | 
Die Revision meint, daß hier wohl das Eigentum des Klägers an 
den Klagegegenständen geschützt werde, nicht aber das Nieß- 
brauchsrecht der Beklagten, da es nicht an ihrem, der Beklagten, 
Vermögen bestehe, vielmehr an dem Vermögen des Klägers. 
Damit preßt die Revision die Worte des Gesetzes in unzulässiger 
Weise. An Sachen, die in seinem Eigentum stehen, kann niemand 
»andere Rechte« der hier in Frage kommenden Art, nämlich 
Gebrauchs- und Nutzungsrechte, haben. Das ist begrifflich aus- 
geschlossen. Wenn das Gesetz die »anderen Rechte« jemandes 
an seinem »Vermögen« schützt, so kann unter Vermögen nicht 
das Eigentum verstanden werden. Der etwas farblose Ausdruck 

» Vermógen« ist offenbar gewählt worden, um der geschichtlichen 

. Entwicklung Rechnung zu tragen, die zu einer mannigfachen 
Gestaltung der kirchlichen Gebrauchs- und Nutzungsrechte geführt 
hat. Gerade diese Rechte, auch wenn sie an iremdem Eigentum 
bestehen, sind dem Schutz der Reichsverfassung unterstellt worden. 
Auch nach Art. 138 Abs. 2 a. a. O. steht also vorliegend Recht 
gegen Recht. 

9. Auf die von ihm früher herangezogene Entscheidung des 
Reichsgerichts (RGZ. Bd. 103 S. 94) ist der Kläger in der Revisions- 
instanz nicht mehr zurückgekommen. Das Oberlandesgericht hat 
die Unterschiede zwischen dem dort entschiedenen und dem hier 
zu entscheidenden Fall richtig erkannt. Dort handelte es sich 

| 
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um ein mit der Reichsverfassung in Widerspruch stehendes Landes- 
gesetz, das unter der Herrschaft der Reichsverfassung erst aus- 
gelührt werden sollte. Das Altkatholikengesetz dagegen ist ein 
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. Gesetz, das unter der Herrschaft der Reichsverfassung zwar nicht — 


hätte erlassen werden dürfen, das sich aber schon vor ihrem 
 Inkraittreten ausgewirkt und, im Verein mit der späteren Landes- 
-= gesetzgebung einen Dauerstand geschaffen hat, endlich selbst im 
Wege der Landesgeselzgebung aufgehoben worden ist, bevor die 
Reichsverfassung zu gelten begann. In einem solchen Fall kann 
die Reichsverfassung keine, wie auch immer geartete Rückwirkung 
haben. 

10. Die Ausführungen des Oberlandesgerichts zu dem Hilfs- 
klagegrunde, daß nämlich die heutigen Altkatholiken nicht mehr 
Altkatholiken im Sinne des Altkatholikengesetzes seien, sind von 
der Revision nicht angegriffen worden. Das konnte auch nicht _ 
geschehen, da jene Darlegungen sich ausschlieBlich mit dem 
irrevisibelen Landesrecht beschäftigen. 

11. Nach alledem mußte die Revision zurückgewiesen werden. 


Strecker, Schliewen, Stötzel, 
Fhr. von Richthofen, Dr. Schwalb. 
Aktenzeichen: VI. 151/25. 


III. 

Das Erzbischöfliche Ordinariat in Freiburg i. Br. hat mich 
ersucht, ein Gutachten auszuarbeiten über die Frage, ob die 
Altkatholiken heute noch als solche im Sinne von S 1 des Alt- 
katholikengesetzes von 1874 zu betrachten sind. Ich komme 
dieser Aufforderung in den folgenden Ausführungen nach bestem 
Wissen und Gewissen nach. Mit Rücksicht auf das in dieser 
Angelegenheit bereits vorliegende dogmatische Gutachten von 
Professor Dr. Krebs habe ich den Hauptnachdruck auf die juristische 
Seite der Untersuchung gelegt. 

I. Begriff »Altkatholiken« im Gesetz vom 15. Juni 1874. 
Das badische Gesetz vom 15. Juni 1874 über die Rechtsverhält- 
nisse der Altkatholiken (GVBl. S. 278) gibt in Art. 1 eine Definition 
des Begriffs »Altkatholiken«. Der erste Satz lautet: »Alle bezüglich 
der rómisch-katholischen Kirche des Landes erlassenen Staats- 
gesetze finden auch Anwendung auf denjenigen Teil der Katholiken, 
welcher den vatikanischen Konstitutionen vom 18. Juli 1870, 
insbesondere den Lehrsätzen von der »höchsten ordentlichen und 
unmittelbaren Jurisdiktion und von dem unfehlbaren Lehramte« 
des römischen Papstes die Anerkennung verweigert.« In dem 
folgenden Satze werden die im ersten erwähnten Personen als 
sogenannte Altkatholiken bezeichnet. 
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Aus dieser Fassung erhellt, daß dem Gesetzgeber ein. fes 
umrissener Begriff der »Altkatholiken« vor Augen schwebte. / A 
katholiken sind nach seiner Auffassung wirkliche Pe i 
Angehörige der rómisch-katholischen Kirchen, die an allen Glaubens- 
lehren dieser Kirche festhalten mit Ausnahme der zwei genannten 
neuen Dogmen, die in der Konstitution des Vatikanischen Konzils 
»Pastor aeternus« vom 18. Juli 1870 definiert wurden. el 

Noch deutlicher kann die Auffassung des Gesetzgebers aus IS. 
den dem Gesetze zu Grunde liegenden Motiven nachgewiesen 
werden. Es lag ihm durchaus fern, eine neue Religionsgesellschaft 
anzuerkennen und mit Privilegien auszustatten, sondern er woll te | 
nur alle Katholiken in ihren Rechten schützen und die sog. Alt- . 
katholiken den Katholiken gleichstellen. Hierzu hielt sich He 
Staat für berechtigt, weil die Regierung durch Bekanntmachung - 
vom 16. September 1870 (GVBl. Nr. 63) der im Anzeigeblatte 
der Erzdiózese Freiburg am 14. September 1870 verkündeten 
Konstitution »Pastor aeternus« die staatliche Anerkennung versagt - | 
hatte. Er ließ sich deshalb von dem Grundsatze leiten, daß die 
Konstitution »Pastor aeternus« für ihn nicht existiere und deshalb. y 
auf die Bestimmung des Begriffs, wer vor dem Forum des Staates 
als Katholik zu betrachten sei, keinen Einfluß üben könne. Da 
die sog. Altkatholiken an allen Glaubenslehren mit Ausnahme 
der vom Staate reprobierten vatikanischen Dogmen festhielten, — 
seien sie von Staats wegen als wahre und volle Katholiken zu 
behandeln. | 

Von der größten Bedeutung war diese Auffassung ins- 
besondere für das Mitbenutzungsrecht, das den Altkatholiken 
an den katholischen Kirchen, kirchlichen Geräten und Piründen 
eingeráumt werden sollte. Denn es konnte dem Staate gar nicht 
in den Sinn kommen, das der katholischen Kirche in S 20 der 
Verfassungsurkunde vom 22. August 1818 (RBl. S. 101) feierlich 
garantierte Kirchengut zu entiremden und an eine häretische oder 
andersgläubige Religionsgesellschaft ausliefern zu wollen. Ein 
solches Unterfangen wäre ein flagranter Rechtsbruch gewesen, 
an den die Regierung und das Parlament nicht im entierntesten 
gedacht haben. 

Was ich in dem Voraufgehenden als meine eigene Auffassung 
hingestellt habe, wird auis glänzendste durch die Landtags- 
verhandlungen bestátigt. Der der ersten Kammer am 27. Mai 
1874 vorgelegte Kommissionsbericht des Abg. Hildebrandt 
(Beilageheft zu den Verhandlungen der I. Kammer 1873/74 S. 226) 
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bemerkt unter IV: »Hierbei ist vor allem die Frage zu erörtern, 
ob ihm (d. i. dem Staate) diejenigen Katholiken, welche die neuen 
Dogmen nicht anerkennen, (noch) als Angehörige der katholischen 
Kirche gelten müssen. Ob sie auch dem katholischen Kirchen- 
regiment noch als solche gelten, ist eine Frage, die uns nicht 
berührt und darum nicht zu erörtern ist. Muß jene Frage bejaht 
werden, dann folgt daraus mit Notwendigkeit, daß ihnen auch 
diejenigen Rechte zuerkannt werden müssen, welche sie seither, 
beziehungsweise zur Zeit der Verkündigung der neuen Dogmen 
hatten. — Die katholische Kirche ist vom Staat zuletzt durch die 
Gesetzgebung vom Jahre 1860 in. ihrem dermaligen Bestande 
und ihrer dermaligen Verfassung anerkannt, was Alles unverändert 
bis zur Zeit der Verkündung der neuen Dogmen fortdauerte. 
Alle Katholiken wurden als Glieder einer und derselben Kirche 
betrachtet und gehalten; von einer Spaltung, von Parteien inner- 
halb der Kirche war keine Rede. Erst die Annahme und Verkündung 
der fraglichen Dogmen bewirkte eine solche; ein Teil unterwarf 
sich denselben, der andere nicht, und jeder nimmt das ausschließ- 
liche Recht für sich in Anspruch, katholisch zu sein, es dem 
andern versagend. Der Staat hat die Kirche mit diesen neuen 
Dogmen nicht anerkannt, diesen vielmehr jede Rechtswirkung 
im Lande versagt, soweit sie in bürgerliche und staatsbürgerliche 
Rechte eingreifen. Eine solche Rechtswirkung würde eintreten, 
wenn infolge der neuen Konstitutionen den dieselbe nicht an- 
. erkennenden Katholiken die Rechte als solcher entzogen würden. 
Der Staat kann nicht dulden, daß in dieser Richtung die Kon- 
stitutionen, obgleich ihnen jede rechtliche Wirksamkeit versagt 
ist, dennoch einem Teil seiner Angehörigen gegenüber zur Geltung 
kommen, er sieht in den Angehörigen wie in den Gegnern der 
neuen Dogmen die alten Glieder der einen katholischen Kirche, 
wie er deren Rechtsverhältsnisse festgestellt hat, und hat, dem 
kirchlichen Gebiet die Entscheidung der Frage überlassend, wer 
in Wahrheit nach den Grundsätzen der katholischen Kirche als 
Angehöriger dieser zu betrachten sei und wer nicht, beiden 
Parteien. seinen Rechtsschutz zu gewähren, wenn derselbe in 
Anspruch genommen wird; er kann den einen Teil der Katholiken 
nicht darunter leiden lassen, daß derselbe Konstitutionen nicht 
anerkennt, deren Verkündung die staatliche Genehmigung versagt 
ist, und die keine rechtliche Wirksamkeit in Anspruch nehmen 
können; ebensowenig kann er zugeben, daß der andere Teil aus 
so beschaffenen Konstitutionen besondere Rechte für sich ableite.« 
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trachtet werden, weil sie an allen Glaubenslehren festa lí 
bis zum 18. Juli 1870 in der katholischen Kirche gelehrt wurden. 
Ebenso äußerte sich der Staatsminister Jolly in den Ver 
handlungen der Ersten badischen Kammer am 2. Juni 1874 
(Verhandlungen der I. Kammer 1873/74 S. 156): »Das unanfecht- 
bare Prinzip des Gesetzentwurfs bestünde sonach darin, daß den 
Altkatholiken, da sie noch Katholiken seien, auch diejenigen 
Rechte eingeräumt werden müßten, auf die sie als solche Anspruch 
hätten. Dieses Prinzip sei in Art. 1 enthalten, der also nicht 
etwas neues enthalte, sondern bereits bestehendes Recht zum 
Ausdruck bringe und formuliere. 
Es ist nach dem Gesagten unrichtig zu behaupten, die 
altkatholische Kirche sei bezüglich ihrer Lehre 1874 noch in Fluß 
gewesen. Das ist jedenfalls bezüglich der staatlichen Anerkennung 
und der Verleihung staatlicher Rechte nicht zutreffend. Der Staat 
glaubte, nicht eine fließende, sondern eine festumrissene Größe 
vor sich zu haben. Darauf beruhen alle seine Argumente. Der 
vorhin erwähnte Berichterstatter Hildebrandt hat sogar ausdrücklich 
zu diesem Einwurfe Stellung genommen und ihn zurückgewiesen. 
Er fähıt nach einem Zwischensatze, der sich auf die Stellungnahme 
der Gerichtshöfe in der Altkatholikenfrage bezieht, wörtlich fort: 
»Die sog. Altkatholiken sind nicht nur nicht formell oder aus- 
drücklich aus der katholischen Kirche ausgetreten, sondern sie 
haben im Gegenteil bei allen Anlässen, wo von ihrer Stellung | 
zur katholischen Kirche die Rede war, sich zu dieser bekannt, 
wie sie zur Zeit der Verkündigung der neuen Dogmen bestander 
hat, und obwohl von eifrigen Anhängern dieser den Altkatholiken, 


vielleicht in Bezug auf weitgehende und nicht mafgebende  , 


Äußerungen Einzelner, der Vorwurf des Abfalls von dem Glauben 
der katholischen Kirche nicht vorenthalten worden ist, liegt doch 
für den Staat keinerlei Anhaltspunkt dafür vor, daß die Altkatholiken 
tatsächlich vom Glauben der katholischen Kirche abgefallen und 
deshalb nicht mehr als Glieder derselben zu betrachten seien, 
indem sie nur zum Schein sich den Namen als Katholiken bei- 
legten.« Deutlicher kann man die Identität der altkatholischer 
Glaubenslehre mit der vorvatikanischen Glaubenslehre der 
katholischen Kirche kaum ausdrücken. 

Endlich sei noch darauf hingewiesen, daß das Altkatholiken- 
gesetz vom 15. Juni 1874 keine Teilung der katholischen Landes- 
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Kirche Badens herbeiführen, sondern die Einheit dieser als einer 
einzigen Korporation erhalten wissen wollte. Hierzu bemerkt der 
der Il. Kammer am 8. Mai 1874 erstattete Kommissionsbericht 
des Abgeordneten Baer auf S. 435 des 4. Beilageheftes der Ver- 
' handlungen der II. Kammer 1873,74: »Wohl aber ist er (d. i. der 
Staat) verpflichtet, diesen Katholiken (d. i. der sog. Altkatholiken) 
denjenigen Schutz zu gewähren, welchen er in $ 1 des Gesetzes 
vom 9. Okt. 1860 der katholischen Kirche, als deren Zugehórige 
sich dieselben immer noch betrachten, erteilt hat. Hieraus ergibt 
sich das Recht dieser Katholiken, innerhalb der vom Staate 
anerkannten Korporation, die als Einheit im Sinne des Gesetzes 
vom 9. Oktober 1860 aufrecht erhalten bleibt, in eigener Weise 
sich provisorisch zu konstituieren und einen Mitgenuß an dem 
im Besitze der Kirchengewalt zur Zeit befindlichen Vermögen zu 
erlangen. Ihre Kommission kann in der Existenz, besonderer 
Genossenschaften innerhalb einer großen Korporation keinen 
Widerspruch entdecken.« Noch ausführlicher heißt es auf S. 436 
des Kommissionsberichts: »Die $$ 1 und 2 Abs. 1 des Gesetzes- 
vorschlags enthalten keine neuen Rechtsnormen, sondern stellen 
nur fest, was nach den staatsrechtlichen Anschauungen Ihrer 
Kommission an sich schon Rechtens ist bzw. unter den obwaltenden 
Umständen aus dem gegebenen Rechtsnormen auf dem Wege der 
grammatischen und logischen Auslegung (doktrinären Interpretation) 
folgen muß. Die folgerichtige Anwendung unserer Staatsgesetze 
führt nun auch zum Erlaß weiterer Bestimmungen darüber, in 
welcher Weise den Altkatholiken, nachdem zwischen ihnen und 
der bisherigen Kirchengewalt tatsächlich eine Trennung entstanden 
ist, der Fortgenuß der ihnen als Altkatholiken eingeräumten Rechte 
— der Einrichtung oder Abhaltung eines besonderen öffentlichen 
Gottesdienstes und der Vornahme sonstiger kirchlicher Hand- 
lungen — nunmehr ermöglicht werden muß. Hier gibt es ver- 
schiedene Wege, weshalb es einer gesetzlichen Bezeichnung des 
einzuschlagenden Weges bedarf. — Wie schon oben angedeutet 
wurde, kann dies durch reale Teilung des Kircheneigentums 
‚geschehen — welche der Gesetzesvorschlag nicht bezweckt, da 
hier durch die Einheit der Korporation alteriert wurde — oder 
durch Teilung des Genusses (unter Belassung der vollen Einheit 
des Korporationsvermögens und damit der Korporation selbst). 
Eine solche Genuß- und Besitzteilung führt notwendig zur 
Zulassung besonderer kirchlichen Gemeinschaiten zu den oben 
bezeichneten Zwecken und zwar innerhalb der rechtlich eine 
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unterworfen. — Es wird sonach nur den so gebildeten Geme sti 


. Da jedoch die altkatholische Kirche als solche vom Staate noch nicht an- 
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Einheit bildenden römisch-katholischen Kirche. — - Die G emeir 
schaften sind keine besonderen, von der Korporation abgeso n dert 
korporative Rechts- und Vermógenssubjekte; das kircl che 
Vermögen bleibt jeweils als Einheit erhalten und lediglich der 
bisherigen Vorschriften über das katholische Kirchenvermöge 


schaften der Genuß des kirchlichen Vermögens bzw. der Mitgenuß 
ermöglicht. Daß dieselben bzw. die Gemeinschaftsangehörig en 
als Gesellschaften im Sinne des bürgerlichen Rechts (Landrechts) 
Vermógenssubjekte werden können, soll selbstverständlich hiel mit 
nicht ausgeschlossen werden. Eine besondere korporative Existe 1z 
wird derselben aber nach dem Entwurf nicht zu teil; die Korporati 9n 
im rechtlichen Sinne ist und bleibt die immer noch! eine katholiscl ae 
Kirche unseres Landes.« Es liegt am Tage, daß diese Aufrecht- 
erhaltung der einen katholischen Landeskirche Badens, dis bis 
zum Inkrafttreten der neuen badischen Verfassung am 9. Mai 1918 
fortdauerte'), für die Begriffsbestimmung der Altkatholiken im 
Sinne der Staatsgesetze von größter Bedeutung ist. 


II. Läßt der im Gesetze von 1874 festgelegte Begriff 
»Altkatholiken« eine spätere Änderung zu? Der erste Punkt 
unserer Untersuchung hat ergeben, daß den Gesetzgebern des 
Gesetzes vom 15. Juni 1874 ein klarer und festumrissener Begriff 
der »Altkatholiken« vorschwebte. Es ist nunmehr das Problem. 
zu erörtern, ob dieser Begriff ein starrer oder ein veränderlicher 
war oder mit anderen Worten, ob die Altkatholiken auch im Besitze - 
der ihnen eingeräumten Rechte verblieben, wenn sie später zu 
einer Änderung, insbesondere einer Verneinung, der vor der 
Konstitution »Pastor aeternus« geltenden katholischen Glaubens- | 
lehre schreiten würden. ! 3 


1 Man muß wohl annehmen, daß mit dem Inkrafttreten der neuen 
badischen Verfassung die Altkatholiken eo ipso aus der Korporation der kath. 
Landeskirche ausgeschieden sind. Denn nunmehr traten die Bestimmungen des 
katholischen Kirchenrechts, das keine andersgläubigen Religionsgemeinschaften 
im Schoße der katholischen Kirche duldet, auch staatlicherseits in Geltung. i 


erkannt war, sondern nur als ein Teil der katholischen Kirche, konnte es 
zweifelhaft sein, ob die altkatholische Landeskirche Badens nach dem Inkraft- 
treten der badischen Verfassung vom 21. März 1919 eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts sei. Um diesen Zweifel zu lösen, hat das badische Staats- 
ministerium am 21. Sept. 1922 beschlossen, daß. die altkatholische Kirche in 
Baden auch als Gesamtheit eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist. Dies 
ist meines Erachtens der Sinn der umstrittenen Bekanntmachung des bad. 
a retums des Kultus und Unterrichts vom 26. September 1922. Siehe 
oben 
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Diese Frage ist nach meinem Dafürhalt entschieden zu 
verneinen. Schon in Bezug auf die Teilnahme an den öffentlich- 
rechtlichen Korporationsrechten der katholischen Kirche, die ihnen 
in Art. 1 des Gesetzes vom 15. Juni 1874 eingeráumt wurden. 
Denn sobald die Altkatholiken auch nur ein vor dem 18. Juli 1870 
geltendes Dogma der katholischen Kirche leugnen, hören sie auf 
Katholiken im Sinne des Gesetzes vom 15. Juni 1874 zu sein, 
und haben deshalb keinen Anspruch mehr auf die den Katholiken 
im Gesetze vom 9. Oktober 1860 (RBl. S. 375) bewilligten 
staatlichen Rechte und Privilegien. In noch bedeutend stárkerem 
Mafe muf dieses bezüglich des den Altkatholiken eingeráumten 
Mitbenutzungsrechts der katholischen Kirchen und kirchlichen 
Gerätschaften angenommen werden. Denn ebensowenig wie der 
Staat 1874 daran denken konnte, die Rechte an katholischem 
Kirchengut den Häretikern einzuräumen, konnte ihm dies in den 
Sinn kommen für den Fall, daß die Altkatholiken später vom 
katholischen Glauben abfallen würden. Denn in beiden Fällen 
würde die gleiche flagrante Rechtsverletzung gegenüber den 
rechtgläubigen Katholiken vorliegen und der $ 20 der badischen 
Verfassung vom 22. August 1818 (RBI. S. 101) verletzt werden. 

Diese Frage lag natürlich von Anfang an in der Luft und 
ist deshalb auch in den Kammerverhandlungen ausgiebig erörtert 
worden. In der öffentlichen Sitzung vom 2. Juni 1874 der 
I. badischen Kammer (Verhandlungen der I. Kammer 1873/74 

S. 152) haben nicht weniger als drei Redner zu diesem Problem 
Stellung genommen, die sich sämtlich in dem von mir vertretenen 
Sinne entschieden. Zuerst bemerkte Prinz Wilhelm von Baden 
S. 161: »Sehe man nun den Art. 1 an, wie er sei, so werde 
hierin klar und .deutlich ausgesprochen, daß nach diesem Gesetze 
als Altkatholiken diejenigen gelten, welche bezüglich des kathol. 
Glaubens auf dem Standpunkt des 18. Juli 1870 bzw. auf dem, 
der vorhin maßgebend gewesen sei, bleiben wollten und ins- 
besondere deu Lehrsätzen von der obersten und unmittelbaren 
Jurisdiktion und dem unfehlbaren Lehramt des Papstes die 
Anerkennung verweigerten. — Ohne näher hierauf eingehen zu _ 
wollen, müsse man doch íragen, wie in Zukunft festgestellt 
werden solle, ob jemand, der auf diesem Standpunkt stehe, 
Anspruch auf den Schutz dieses Gesetzes habe. Er könne dies 
nur dahin beantworten, daß die staatliche Gesetzgebung hierüber 
entscheiden müsse. Deswegen sei auch er und das verehrliche 
Mitglied, das heute nicht anwesend sei, mit dem Satze im 
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Kommissionsbericht (S. 7 zu Art. 1) nicht E cu en: 
wäre unnütz, die Frage einer Prüfung zu unterziehen, was Rec 'hten 
sein solle, wenn die altkatholische Bewegung in Rücksicht au 
Glaubensbekenntnis von ihrer jetzt eingenommenen Stellung at 
weichen und Glaubenssätze und Einrichtungen einführen würde 
die mit den wesentlichen Glaubenslehren der rómisch-katholischer 
Kirche sich nicht vertrügen.« Sie fánden dies im Gegenteil nich 
unnütz und zwar Jener vom katholischen, Redner aber vom 
politischen Standpunkt aus; denn es sollten doch Rechte dur h 
den Gesetzentwurf verliehen werden, und es müsse deshalb au h 
entschieden werden, wer dieser Rechte teilhaftig sein solle und 
wer nicht. Indem sie sich vergegenwärtigt hätten, daß die Großh. 
Regierung hierüber zu entscheiden habe, seien sie nun zu dem 
Ergebnisse gelangt, daß Diejenigen, welche auf dem Standpunkte 
des Gesetzes jetzt zwar ständen, im Laufe der Zeit aber davon 
abwichen, der Wohltat desselben nicht mehr teilhaftig werder " 
kónnten.« In dem gleichen Sinne äußerte sich auf S. 162 der 
folgende Redner Frhr. von Rüdt: »Nach dem Wortlaute und - 
wohl auch nach dem Sinn des Artikels (1) höre die Vergünstigung, 
welche er den Altkatholiken gewähre, auf, sobald der Begriff 
ihrer Kirchengemeinschaft sich auf die Verneinung noch anderer 
Glaubenslehren ausdehne, als die in den vatikanischen Kon- 
stitutionen enthaltenen.« Der Redner beantragte deshalb einen 
Zusatzartikel zum Gesetze, wonach den Altkatholiken ihre Rechte 
auch in dem zuletzt erwähnten Falle garantiert werden. Gegen 
diesen Antrag sprach sich jedoch der Staatsminister Jolly aus: - 
»Von den Vorrednern seien mehrfache Bedenken gegen Art. ] | 
geltend gemacht worden, die sich zwar auf denselben Satz be- | 
zögen, aber dennoch unter sich entgegengesetzt seien. Während | 
Seine Grofherzogliche Hoheit Prinz Wilhelm eine Aufklärung 

darüber wünsche, daß durch Neuerungen im Glaubensbekenntnisse  ' 
der Altkatholiken, durch die sie sich vom Standpunkt des 18. Juli 
1870 mehr entfernten, ein Verlust der Rechte dieses Gesetzes 
für sie eintrete, erscheine dagegen der Art. 1 dem Freiherrn von 
Rüdt noch als zu eng gefaßt. Dieser Vorredner wolle auch im 
Falle von späteren Änderungen bezüglich der Glaubenslehren 
den Altkatholiken noch die durch das Gesetz eingeräumten 
Vergünstigungen zugewendet wissen. Der Art. 1 lasse sich jedoch 
nicht anders fassen, als er z. Zt. redigiert sei. Er könne keines- 
wegs der Anschauung des Freiherrn von Rüdt beipflichten, daß 
die Altkatholiken per maiora in Glaubenssachen beschließen 
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könnten, was ihnen beliebte. Sie könnten allerdings aufhören, 
Katholiken zu sein, und würden dann ihrer durch dieses Gesetz 
eingeräumten Rechte verlustig.« 

Bei dieser Sachlage ist es nicht angängig, zu behaupten, 

daß die Regierung eine klare Entscheidung über den Einfluß 
einer weiteren Bekenntnistrennung seitens der Altkatholiken nicht 
getroffen hat und diese Frage zweifellos offen lassen wollte. Es 
ist vielmehr in der Debatte von sämtlichen drei Rednern aufs 
deutlichste erklärt worden, daß das Gesetz einen ganz bestimmten 
und festen Begriff der Altkatholiken zu Grunde legt und seine 
Wirkungen zu Gunsten der Altkatholiken nur solange fortdauern, 
als diese nicht von dem Glaubensstandpunkt der katholischen 
Kirche vor dem 18. Juli 1870 abgewichen sind. Eine andere 
Auslegung würde auch den Gesetzgebern selbst keine Ehre be- 
reiten, sondern sie vielmehr der Hinterhältigkeit bezichtigen. Wie 
sollte ferner der Gesetzgeber dazu kommen, entgegen S 20 der 
badischen Grundverfassung von 1818 das katholische Kirchengut 
dem Zwecke der katholischen Kirche zu entziehen? 

Die späteren Maßnahmen der badischen Regierung haben 
an dem Gesetze vom 15. Juni 1874 nichts geändert. Das Urteil 
der Berufungsinstanz beruft sich zunächst auf die staatliche 
Vereidigung der altkatholischen Bischófe Weber (1896), Demmel 
(1906) und Moog (1912). Jedoch dürfte von selbst einleuchten, 
daß diese bloßen Zeremonien nicht geeignet sind, das Gesetz zu 
alterieren, für dessen Änderung allein der Gesetzgeber zuständig 
ist. Etwas mehr Bedeutung ist der Berufung auf die staatlichen 
Orts- und Landeskirchensteuergesetze von 1888, 1892 und 1906 
beizumessen. Aber auch diese haben nur die Weitergeltung des 
Gesetzes von 1874 zu Gunsten der Altkatholiken zur Voraus- 
setzung. Sie erwähnen mit keinem Worte, daß das Gesetz von 
1874 abgeändert oder in einem anderen Sinne auszulegen sei, 
als die Gesetzgeber im Jahre 1874 angenommen hatten. Auch 
war von keiner Seite Einspruch dagegen erhoben worden, daß 
die Altkatholiken noch als Katholiken im Sinne des Gesetzes 
vom 15. Juni 1874 anzusehen seien. Außerdem betreffen die 
Gesetze nur die Teilnahme der Altkatholiken an den öffentlich- 
rechtlichen Korporationsrechten der katholischen Kirche und 
waren in keiner Weise gegen die Vermögensrechte der zum 
Vatikanum haltenden Katholiken gerichtet. Gestützt auf diese 
Erwägungen kann man in keiner Weise aus den späteren Steuer- 
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sondern muß vielmehr annehmen, daß erstere ganz mit dem 
letzteren übereinstimmen. Einer Umbiegung des Geset: es vor 
1874 würde außerdem der mehrfach angezogene $ 20 
badischen Staatsverfassung von 1818 entgegenstehen. Der Frag ge. 
ob die dem Altkatholikengesetze zu Grunde liegenden Tatbest: inde 
bezüglich des altkatholischen Glaubensbekenntnisses in den 
späteren Jahren noch vorhanden waren, scheint der Gesetzget af 
bei dem Erlasse der Steuergesetze überhaupt nicht im einzelnen 
näher getreten zu sein. Man kann daher aus den Steuergesetzen 
höchstens den Schluß ziehen, daß die Gesetzgeber das Gesetz 
von 1874 später noch zu Unrecht auf die Altkatholiken angewa indt 
haben, aber nicht, daß sie den Inhalt des alten Gesetzes t 
geändert haben. Nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen bleiben 
die früheren Gesetze so lange unverändert in Geltung, als bis 
ihre Anderung mit Sicherheit nachgewiesen ist. E 
II. Sind die heutigen Angehörigen der altkatholisc on 
Kirche noch als Katholiken im Sinne des Gesetzes von 1874 
zu betrachten? Nachdem in den beiden voraufgehenden Ab- $ 
schnitten festgestellt worden ist: 1. in welchem Sinne der Begriff 
»Altkatholiken« in dem Gesetze vom 15. Juni 1874 aufzufassen i 
ist und 2. daß dieser Sinn auch heute noch maßgebend ist, 
erübrigt es nur noch, die Abschlußfrage zu lösen: Sind die 
heutigen Angehörigen der altkatholischen Kirche noch als Alt- 
katholiken im Sinne des Gesetzes von 1874 zu betrachten? 
Für die Beantwortung dieser Frage hat das dogmatische 
Gutachten von Professor Dr. Krebs ein umfangreiches Material 
herbeigezogen, das zu einem sicheren negativen Erlebnisse führt. 
Allerdings haben die vom Herrn Begutachter vorgetragenen 
Argumente meines Erachtens nicht alle dieselbe Beweiskraft. 
Was die disziplinären Neuerungen betrifft, so wird man dabei 
berücksichtigen müssen, daß das Gesetz vom 15. Juni 1874 die 
Jurisdiktionsgewalt der bisherigen Oberen den Altkatholiken 
gegenüber einstweilen suspendiert hat. Art. 2. Da die Juris- 
diktionsgewalt auch die Gesetzgebung mit in sich schließt, muß 
man der akatholischen Kirche vom staatlichen Standpunkte aus 
die Befugnis einräumen, neue Disziplinärgesetze zu erlassen und 
alte aufzuheben. Allerdings darf diese Befugnis nicht so weit 
ausgedehnt werden, daß das Wesen der römisch-katholischen 
Kirche, zu der die Altkatholiken nach staatlicher Auffassung - 
gehören, dadurch alteriert wurde. Nun haben zwar die Alt- 
katholiken nach dem Jahre 1874 auf dem Gebiete der Disziplin 
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durch Abschaffung z. B. des Priesterzölibats, der Prozessionen und 
der Mönchsorden und ordensähnlichen Kongregationen so starke 
Veränderungen vorgenommen, daß es wenigstens nach der populären 
Auffassung den Anschein hat, als seien die Altkatholiken nicht 
mehr Katholiken vorvatikanischer Observanz. Trotzdem möchte 
ich auf diese Änderungen für die Beantwortung meiner Frage kein 
entscheidendes Gewicht legen. Denn nach der Auffassung der 
katholischen Kirche handelt es sich bei diesen Neuerungen um 
sog. menschliche oder kirchliche (im strengen Sinne) Gesetze, die 
nicht absolut unveränderlich sind und deshalb das Wesen der 
katholischen Kirche nicht berühren. 

Ganz anders dagegen verhält es sich mit den dogmatischen 
Glaubenslehren, die in der Hl. Schrift oder der mündlichen Über- 
lieferung enthalten sind und einen göttlich-rechtlichen und absolut 
unveränderlichen Charakter besitzen. Zu allen Zeiten hat in der 
katholischen Kirche der Grundsatz gegolten, daß die von der 
Kirche erklärten Glaubenssätze niemals zurückgenommen oder 
verändert werden können und diejenigen, die einen solchen 
Glaubenssatz leugnen, von der Kirche ausgeschlossen und als 
Häretiker zu betrachten sind. Diese allgemeine katholische Grund- 
lehre hat der neue Codex Juris Canonici can. 1325 S 2 in den 
Satz gekleidet: Post receptum baptismum si quis, nomen retinens 
christianum, pertinaciter aliquam ex veritatibus fide divina et 
catholica credendis denegat aut de ea dubitat haereticus (est). 
Es ist kein Zweifel darüber möglich, daß dieser Satz auch auf 
die heutigen Altkatholiken angewendet werden muß. 

Der dogmatische Begutachter Professor Dr. Krebs hat nun 
versucht, alle Glaubenslehren der Altkatholiken von heute zusammen- 
zustellen, die dem Dogma der katholischen Kirche widersprechen. 
Es ist jedoch für unseren Zweck ausreichend, nur die Existenz 

einer einzigen Leugnung eines katholischen Glaubensdogmas 
seitens der heutigen Altkatholiken nachzuweisen. - 

Ich beschránke mich deshalb auf die katholische Glaubens- 
lehre von der unbefleckten Empfängnis Mariae. Es steht 1. fest, 
daß dieses Dogma, das am 8. Dezember 1854 von Papst Pius IX. 

definiert wurde, vor dem 18. Juli 1870 in der katholischen Kirche 

allgemein geglaubt und auch von dem badischen Gesetze des 

9. Oktober 1860 (RBI. S. 93), die rechtliche Stellung der Kirchen 

und kirchlichen Vereine im Staate betreffend, anerkannt wurde. 

Es steht 2. ebenso unbestritten fest, daß dieses Dogma von der 

heutigen altkatholischen Kirche verworfen wird. Zum Beweise 
43* 
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angezogenen, im Jahre 1901 in zweiter Auflage erschienenen 
Grundriß der katholischen Glaubens- und Sittenlehre, ein Leitfad ; n 
für den altkatholischen Religionsunterricht, von Schirmer. Hier 
heißt es auf S. 40: »Von der römisch-katholischen Kirche unter- 
scheidet sich die altkatholische in folgenden wichtigen Punkten: 
b) Sie verwirft die neue römische Lehre von der unbefleckten | 
Empfängnis Mariae.« Aus dieser Tatsache ist der unbedingt 
sichere Schluß zu ziehen, daß die heutige altkatholische Kirche 
in Baden nicht mehr den Voraussetzungen des Gesetzes vom 
15. Juni 1874 entspricht. 

Ich beantworte deshalb die mir vorgelegte Frage, ob die 
Altkatholiken heute noch als solche im Sinne von $ 1 des Alt- 2 
katholikengesetzes von 1874 zu betrachten sind, auf Grund der 
voraufgegangenen Ausführungen mit einem entschiedenen und 
sicheren Nein. Zur Stütze dieses Ergebnisses darf ich noch auf | 
folgenden bekannten historischen Vorgang in Bayern hinweisen. 
Bis zum Jahre 1890 wurden die Altkatholiken in Bayern als 
Angehörige der römisch-katholischen Kirche betrachtet, weil der : 
Staat der Konstitution »Pastor aeternus« des Vatikanischen Konzils 
das Plazet verweigert hatte. Am 15. März 1890 reskribierte aber 
der Staatsminister v. Lutz, daß die Staatsregierung immer noch 
die auf das nichtplazetierte Vatikanum gestützte Ausschließung 
der Altkatholiken aus der katholischen Kirche als unwirksam 
betrachten müsse; allein der Rückhalt, den die Altkatholiken in 
der Nichtplazetierung der vatikanischen Dekrete seither bei der 
Staatsregierung gefunden hätten, habe an eben diesen Beschlüssen 
seine Grenze. »Sobald demnach vom zuständigen kirchlichen 
Richter festgestellt und ausgesprochen ist, daß die Altkatholiken 
nicht bloß mit Rücksicht auf das Vatikanum, sondern auch aus 
bestimmten anderen Gründen die Ansschließung aus der kath. 
Kirche verwirkt haben, ist die Staatsregierung angesichts der 
verfassungsmäßigen Rechte der katholischen Kirche in Bayem 
verpflichtet, diesem Urteil den Vollzug zu sichern. Denn die 
Stellung der Staatsregierung zur Altkatholikenfrage, welche lediglich 
zum Vollzug der einschlägigen verfassungsmäßigen Bestimmungen 
eingenommen worden ist, kann den Altkatholiken augenscheinlich 
nicht die Befugnis zur Ablehnung anderer Dogmen der Kirche 
und ungeachtet derselben das Recht gewähren, von der Staats- 
regierung gleichwohl noch als Mitglieder der katholischen Kirche 
angesehen und behandelt zu werden« Das Dogma der Un- 
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befleckten Empfängnis sei zwar niemals von der Staatsbehörde 
wörtlich plazetiert worden, aber diese habe, wie der Fall des 
KKorporators Th. Braun zu Holzkirchen zeige, jenes Dogma durch 
“Tatsachen plazetiert. So müßten denn die Altkatholiken wegen 
Leugnung der immaculata conceptio staatlicherseits als aus der 
katholisch. Kirche ausgeschlossen angesehen und behandelt werden, 
ihre rechtliche Stellung gegenüber der Erzdiözese (München- 
Freising) habe sich künftighin nach S 2 der II. Verfassungsbeilage 
zu bemessen. Das Aktenstück ist abgedruckt im Archiv für kath. 
Kirchenrecht LXIV (1890) S. 442f. Siehe ferner Johannes Kißling, 
Geschichte des Kulturkampfes im Deutschen Reich JII. Bd. (1916), 
S. 387 f. und Joseph Freisen, Verfassungsgeschichte der katholischen 
Kirche Deutschlands in der Neuzeit (1916) S. 127 !). 


Freiburg i. Br., 4. April 1925. N. Hilling 


1) In dem vorstehenden Gutachten sind nur gegen einen Punkt des 
vom Oberlandesgericht Karlsruhe gefällten Urteils Bedenken erhoben worden. 
Es ist damit natürlich keineswegs ausgedrückt, daß der Verfasser den übrigen 
Ausführungen in allen Teilen zustimmt. Im Gegenteil scheinen mir noch zwei 
weitere Auslegungen des badischen Altkatholikengesetzes anfechtbar zu sein. 
Es ist 1. nach meinem Datürhalten nicht einzusehen, wie das sich selbst 
ausdrücklich als provisorisch bezeichnende AKG. durch die längere Geltungs- 
dauer diesen Charakter verloren haben soll und in ein definitives, d. i. für 
immer geltendes Gesetz — das soll wohl der Ausdruck Dauergesetz bedeuten —, 
umgewandelt worden sei. Der bloße Zeitablauf ist doch nicht im Stande, die 
spezifische Natur eines Gesetzes zu ändern. Jedoch hat diese Frage keine 
unmittelbar praktische Bedeutung, da das AKG. durch die neue badische 
Veifassung vom 21. März 1919 autgehoben ist. — Noch weniger ist einleuchtend, 
daß die auf Grund des provisorischen AKG. der altkatholischen Kirchengemeinde 
in Schwaningen eingeräumten provisorischen Benutzungsrechte an den kirchlichen 
Geräten und Paramenten in Dauerrechte umgewandelt sein und dadurch den 
Charakter von wohlerworbenen Rechten erhalten haben sollen. Handelt 
es sich aber um provisorische und jederzeit abänderungsfähige Rechte der alt- 
katholischen Kirchengemeinde, so muß meines Erachtens der für alle Katholiken 
zuständigen obersten kirchlichen Aufsichtsbehörde in Baden auf Grund der 
jetzt geltenden kirchlichen Autonomie die Befugnis zugestanden werden, diese 

Verhältnisse auf eine andere Weise zu ordnen. Durch Art. 138 Abs. 2 RV. 
hat die altkatholische Kirchengemeinde in Schwaningen kein weitergehendes 
Benutzungsrecht erworben, als sie füher schon besaß. 2. Das OLG. Karlsruhe 
hat den Charakter eines Daueriechts für die der altkatholischen Kirche in 
Schwaningen eingeräumte Benutzung kirchl. Geräte und Parame nte so sehr betont, 
daß es annimmmt, diesem Rechte gegenüber sei auch der Satz 619 des badischen 
Landrechts, der nur eine 30 jährige Geltungsdauer als Maximum voisieht, außer 
Kraft gesetzt. Wie vertrágt sich diese Annahme aber mit dem Charakter des 
AKG. als eines einstweiligen und nur bis auf Weiteres geltenden Notgesetzes? 
Liegt es nicht viel näher, zu behaupten, die bloße 30 jährige Geltungsdauer des 
Benutzungsrechts stünde mit dem Geiste des AKG. in vorzüglichem Einklang? 
Ferner ist auch hier die methodische Auslegungsregel anzuwenden, daf ein 
jüngeres und ein älteres Recht solange als miteinander vereinbar zu betiachten 
sind, als bis das Gegenteil sicher nachgewiesen sind. Vgl. 1. 28 D. I, 3. 


V. Kirchenrechtliche Chronik, | 
Vom £t. Juni 1926 bis zum 30. September 1926. — — 


"n 
Der bischófliche Generalvikar der Diözese Eichstätt hat am 
20. September 1926 einen sehr beachtenswerten Erlaf über | die 
Behandlung der Mischehen herausgegeben, der ein schärferes 
Vorgehen gegen die Katholiken, welche eine gemischte Ehe v or 
einem akatholischen Religionsdiener eingehen, anordnet. Diese 
Verfügung ist im 73. Jahrgange Nr. 19 des Pastoralblatts des 
Bistums Eichstätt abgedruckt und hat folgenden Wortlaut: Aus 
den eingelaufenen Osterberichten entnehmen wir, daß die a ihl 
der gemischten Ehen innerhalb unserer Diözese statt im Abnehmen 
eher im Zunehmen begriffen ist. Auch die Zahl jener ess 
ehen, die ohne kirchliche Dispens eingegangen und cora 
ministro acatholico oder nur civiliter abgeschlossen warden 
scheint eine Steigerung zu erfahren. Zugleich mehren sich aus 
dem Seelsorgsklerus die Stimmen, die verlangen, daß jene : 
Katholiken, die sich in sträflicher Weise gegen die kirchlichen - 
Gesetze bezüglich der Mischehen vergehen und ein sündhaites . 
Zusammenleben in ungültiger Ehe führen, zur verdienten Strafe 
für ihren schweren Ungehorsam gegen die heilige Kirche und 
zum abschreckenden Beispiel für andere öffentlich von der Kanzel 
verkündet werden sollen. Eine derartige Veröffentlichung wird 
von dem Seelsorgsklerus um so mehr ersehnt, da sie auf akatho- ; 
lischer Seite bereits mehrfach in Übung ist, und dadurch die - 
Akatholiken bei Eingehung einer gemischten Ehe abgeschreckt — 
werden, die katholische Erziehung ihrer Kinder zu versprechen — 
und zuzusichern. AN. 


Wir haben bisher Umgang genommen, eine solche Ver- j 
öffentlichung allgemein und in allen Seelsorgsbezirken anzuordnen; t [ 
wir sind aber nunmehr der Anschauung, daß der Zeitpunkt für 
ein solches Vorgehen gekommen sei, — zum Schutze der Heilig- - 
keit des Sakramentes der Ehe, zur Wahrung der Rechte unserer 
heiligen Kirche, sowie zur Aufrüttelung des Gewissens aller, die 
treu zur katholischen Kirche stehen und in ihrem Schoße aus 


dem Leben scheiden wollen. META 
T 
x4) 
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Im Auftrage Sr. Bischöfl. Gnaden verordnen wir demgemäß, 
daß von nun an in allen Seelsorgsbezirken, in denen eine gemischte 
Ehe coram ministro acathoiico abgeschlossen wurde, der Name 
des pflichivergessenen Katholiken beim feierlichen Sonntags- 
gottesdienste vom Seelsorgsvorstande öffentlich von der Kanzel 
verktindet werde, damit das gläubige Volk auf die schwere Sünd- 
haftigkeit einer solchen Handlungsweise aufmerksam gemacht 
und andere vom gleichen Vergehen gegen die kirchlichen Gesetze 
abgeschreckt werden. Diese Verkündigung soll in folgender 
Weise geschehen: 

Das Mitglied unserer Pfarrgemeinde N.N. hat in sträflicher 
Mißachtung der Vorschriften unserer heiligen Kirche ein gemischtes 
Ehebündnis eingegangen und dasselbe außerhalb der katholischen 
Kirche abgeschlossen. 

Nach Gesetz und Ordnung unserer heiligen Kirche ist diese 
Ehe vor Gott und dem eigenen Gewissen ungültig und darum 
das Zusammenleben der beiden schwer sündhaft. Überdies hat 
sich N. N. durch Abschluß seines Ehebündnisses vor dem nicht- 
katholischen Religionsdiener nach can. 2319 des kirchlichen 
Rechtsbuches von selbst die Strafe der Exkommunikation, des 
Ausschlusses aus der Kirche zugezogen. N. N. kann daher, so 
lange diese Strafe durch die kirchliche Obrigkeit nicht behoben 
ist, weder die heiligen Sakramente der Buße und des Altars 
empfangen noch in schwerer Krankheit durch die letzte Ölung 
und den Sterbeablaß die nötige Stärkung und Hilfe für die 
wichtigste. und schwerste Stunde des Lebens vom katholischen 
Priester erhalten. Sollte N. N., was Gott verhüten wolle, ohne 
seinen Fehltritt gut zu machen, unbußfertig aus dem Leben 
scheiden, so müßte ihm das kirchliche Begräbnis verweigert 
werden. Die Seele des untreuen Sohnes (der untreuen Tochter) 
der Kirche wird dem Gebete der Gläubigen empfohlen, damit 
sie Gottes Gnade wieder erlange und sich bekehre. 

Nach dem Vorbilde des oben S. 580 ff. mitgeteilten Rund- 
schreibens der Konzilskongregation, betr. das Verhalten der Priester 
wührend eines Ferienaufenthalts in fremden Diózesen, vom 1. Juli 
1926, hat die Religiosenkongregation am 15. Juli 1925 einen 
ähnlichen Erlaß an die Leiter der religiösen Orden und Kon- 
gregationen gerichtet, der Richtlinien tür das Verhalten der 
Ordensleute an Kur- und Badeorten vorschreibt. Wir geben den 
Wortlaut dieses Zirkulars nach dem Abdrucke in dem Commen- 
tarium pro Religiosis VII. AIR, 9. 295 wieder: 
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Reverendissime Pater, Quum tristis experientia edor eat F 
hos superiores annos non pauca scandala contigisse in illis quae 
dicuntur Balneares Stationes seu etiam in locis ad salutares aqua: 
potandas, ex levi vel etiam aliquando inhonesta ratione agendi 
nonnullorum clericorum sive saecularium, sive etiam religiosorum 
haec S. Congregatio opportunum ducit Moderatores Ordinum el 
Congregationum religiosarum per has litleras adire, eos, auctoritate 
Summi Pontificis, vehementer hortando ut, quantum in ipsis est, 
talia gravissima incommoda impediantur. Proinde sedulo vigilent: 


a) Ne religiosis sui Instituti facile veniam concedant ut s 3 
ad huiusmodi loca conferant, ubi tam infestae sunt rerum cit- 
cumstantiae contra sanos mores. 


b) Quando vero iustae ac rationabiles causae adsint 8 
infirmam valetudinem curandam, caveant ut religiosi sui Instituti 
in domo aliqua religiosa hospitio excipiantur, vel saltem, si id 
impossibile sit, in aliqua convenienti suo statui domo probatae 
honestatis. 4 

c) Vetitum omnino ipsis sit religiosum habitum, quavis de 
causa, deponere, nec omnino frequentent theatra, ludos, specta- 
cula cinematographica, et caetera huiusmodi: aliasque omnes 
societates devitent ubi minus apta pro viro religioso conversatio 
habeatur. ~ 


d) Invigilent autem Superiores opportuno modo ut talibus 
praeceptis singuli obtemperent. (Quod nisi fecerint, severa 
punitione eos plectant. 


Opportunum etiam duco certiores facere Superiores, S. - 
Congregationem Concilii Ordinariis locorum mandatum dedisse 
ut et ipsi de hac re non solum circa clerum saecularem, sed 
etiam circa religiosos invigilent: et si res postulaverit, iuxta 
sacros canones, contra delinquentes procedant. 


Entsprechend dem Verfahren'des deutschen Episkopats haben _ 
die österreichischen Bischöfe auf ihrer Versammlung in Wien im 
Januar des laufenden Jahres 1926 »Katholische Leitsätze und 
Weisungen zu verschiedenen modernen Sittlichkeitsfragen« ver- 
ölfentlicht, die nach der Publikation im Wiener Diözesanblat 
64. Jahrg., Nr. 6 vom 10. Juli 1926 folgenden Wortlaut haben: 
Bereits im Jahre 1923 haben Wir österreichische Bischöfe in einer 
gemeinsamen Kundgebung gegen die Öffentliche Unsittlichkeit 
Stellung genommen. Wir sehen uns nicht veranlaflt, hiervon etwas 
zurückzunehmen oder abzuschwächen. Eine tiaurige Erfahrung, 
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lie. von allen einsichtsvollen Kreisen bestátigt wird, hat vielmehr 


den Beweis erbracht, wie notwendig und zeitgemäß dieser 
W'arnungsruf war. 


Die Entsittlichung unseres Volkes schreitet unheimlich voran. 
Überaus beklagenswert ist die Blindheit auch gutgesinnter christ- 
licher Kreise, welche die wachsende Gefahr verkennen und die 
sittengefährlichen Bestrebungen unbewußt fördern. Die Begriffe 
von christlicher Sittsamkeit und Schamhaftigkeit werden immer 


laxer, und eine Unsicherheit und Verwirrung greift Platz, die immer 
bedenklicher wird. 


Als berufene Wächter des christlichen Sittengesetzes fühlen 
Wir Uns darum neuerdings veranlaßt, durch Aufstellung klarer 
Grundsätze und praktischer Weisungen das Gewissen der Gläubigen 
zu wecken und zu schärfen. Wir tun dies, indem Wir Uns voll 
und ganz zu jenen »Katholischen ‚Leitsätzen und Weisungen« 
bekennen, welche sämtliche Bischöfe Deutschlands im Vorjahre 1925 
aufgestellt haben. Wir wollen und können weder strenger noch 
milder sein als diese, und Wir bekunden durch diese Verlautbarung 
die geschlossene Abwehrfront des deutschen und österreichischen 
Episkopats in plichtgem äßer Wahrung des göttlichen Sittengesetzes. 

Der Wortlaut dieser Richtlinien is folgender: 


Katholische Leitsätze und Weisungen zu verschiedenen 
modernen Sittlichkeitsfragen. 


1. Wie die Seele, so ist auch der Leib von Gott geschaffen. 
Der Leib des Christen ist durch die Sakramente geheiligt, ein 
Tempel des Heiligen Geistes. Darum ist der Leib des Christen 
heilig zu halten. Eine gesunde Körperpflege ist nicht nur mit 
den Lehren des Christentums vereinbar, sondern geradezu geboten. 
Aber höher als der Leib steht die Seele. »Körperkultur« darf 


daher nie zum Körperkult und so zum Schaden für die Seelen- 
kultur werden. 


I. Im Menschen sollte nach Gottes Anordnung Harmonie 
zwischen Leib und Seele bestehen. Die Erbsünde hat diese 
Harmonie zerstört. Es schlummert im Menschen eine Neigung 
zur bösen Lust, welche die durch Sittengesetz und Gewissen 
gezogenen Schranken als lästige Fesseln zu durchbrechen strebt. 
Aufgabe des Menschen ist es, in lebenslänglichem sitttlichen 
Kampfe, wie ihn der heilige Paulus so ergreifend schildert, mit 
Hilfe der göttlichen Gnade über diese Neigung Herr zu werden 
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und jene Harmonie wieder zu erstreben. Das ist. ; fundamental 


Lehre des Christentums. iN 


III. Alle modernen Bestrebungen, die offen oder verst eck 
sich auf den Standpunkt stellen, diese Harmonie sei bereit s VOI 
Haus aus im Menschen vorhanden, leugnen die Erbsünde, sit Sin 
also mit der Lehre der katholischen Kirche unvereinbar. Heider 
tum und Christentum stehen sich hier in ihren Anschauunger 
über das Verhältnis von Leib und Seele unversöhnlich gegenüber be 
Perioden einseitiger »Kórperkultur« in der Geschichte trag ger 
sämtlich das Brandmal tiefer sittlicher Entartung. De: 


IV. Infolge des zerstörten Einklanges von Leib und . E Seele 
sucht der Leib mit seinen sinnlichen Trieben die Herrschaft i übe 
die Seele zu erringen. Daher sündigt der Mensch, wenn er sich 
oder andere ohne Not der Gefahr aussetzt, in diesem Kampie 
eine Niederlage der Seele zu erleiden. Solche seelische Gefährdung 
ist bei der gegenwärtig um sich greilenden heidnischen Über 
schätzung des Körpers im weitesten Maße gegeben. av 


V. Schamhaítigkeit und Sittsamkeit sind von Gott als Schutz z- 
mauern um die Keuschheit gelegt. Daher versündigt sich, 
unter dem Deckmantel der »Kórperkultur« oder der Literatur oc er 
der Kunst diese Schutzmauern untergräbt und einreißt. Es ist 
alles zu verwerfen, was nur unter Verletzung von Schamhaftigieii 
und Sittsamkeit möglich ist. 


VI. Dieser Grundsatz gilt ganz allgemein für alle Menschen. 
Er hat aber besondere Bedeutung für die Jugend, in deren Seele 
sogar vorübergehende, die Schamhaftigkeit und Sittsamkeit ver- 
letzende Eindrücke in ihren Nachwirkungen oft verhängnisvoll 4 


LR 


werden. Eltern und Lehrer, vor allem auch Turnlehrer und T n- 
lehrerinnen sowie Leiter von Jugendvereinigungen und ihren Turn- 4 
und Sportabteilungen müssen sich der schweren Verantwortung 
vor Gott, die die Behütung von Schamhaftigkeit und Sittsamkeit í 
ihnen auferlegt, in einer Zeit sittlichen Verfalles wie heute 


besonders bewußt sein. : 


VII. Auch die vom Christentum gewollte Korper 
erstrebt den gesunden, starken, geschickten und schönen Körper, - 
aber im Rahmen, der Gesamterziehung und in VERS ise 
Körperlichen unter das Seelische. 

Die hierdurch gezogenen Grenzen liegen da, wo die Gefahr- 
zone für Gesundheit, Schamhaftigkeit, Sittlichheit und für die 
Charakterbildung anfängt. 
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' VIII. Daraus ergeben sich u. a. folgende praktische Regeln, 
> «on jedem Katholiken gewissenhaft befolgt werden müssen: 
1. Das Turnen muß nach Geschlechtern getrennt geschehen, 
Xd der Turnunterricht muß von Lehrkräften des gleichen 
eschlechtes wie die Turnenden erteilt werden. Die Turnkleidung 
arf das Schamgefühl nicht verletzen. Badeanzug beim Turn- 
nterricht ist für Knaben wie für Mädchen nicht zu dulden. Nackt- 
bungen jeglicher Art sind zu verwerfen. — Für die Mädchen 
t jede Turnkleidurig abzulehnen, die die Körperformen aui- 
ringlich betont oder sonst für weibliche Eigenart unangemessen 
st. Mádchenturnen soll nur in Hallen oder auf Plätzen ver- 
nstaltet werden, wo die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist. Sofern 
lies nicht möglich ist oder wenn eigene Turnkleidung nicht 
jeschafft werden kann, muß man sich auf turnerische Übungen 
yeschränken, die im gewöhnlichen Kleid ausführbar sind. — 
Schauturnen und Wettkämpfe der Mädchen und Frauen sind 
abzulehnen; sie wecken zumeist ganz unweibliche Art. Diese 
Ablehnung gilt auch für Veranstaltungen innerhalb von Vereinen. 
2. Dieselben praktischen Gesichtspunkte gelten in erhöhten 
Maße für Baden und Schwimmen. Die Geschlechter sind zu 
trennen. Das seitens der Schule angeordnete Baden ganzer 
Schulklassen darf nur von Personen gleichen Geschlechtes be- 
aufsichtigt werden. Schauschwimmen von Mädchen und Frauen 
ist abzulehnen. — Bei Strandbädern (an See oder Fluß) ist 
vollständige Trennung der Geschlechter zu fordern und auf 
getrennte Aus- und Ankleideräume, zu deren Einrichtung die 
Ortsbehörden anzuhalten sind, sowie auf anständige Badekleidung 
und auf beständige Aufsicht zu dringen. — Dasselbe ist zu ver- 
langen bei den immer mehr aufkommenden Freilicht-Luftbädern, 
und zwar sowohl für Erwachsene wie auch für Kinder. 


3. Bei den von der Schule angeordneten ärztlichen Unter- 
suchungen der Schulkinder muß die Schamhaftigkeit, namentlich 
der Mädchen, aufs peinlichste geschont werden. Die Schul- 
verwaltung hat für die erforderlichen. Einrichtungen zu sorgen, 
auch für die nötige Aufsicht durch Lehrer oder Lehrerinnen, je 
nachdem Knaben oder Mädchen untersucht werden. 


4. Auch der Sport muß sich den gezeichneten Grundsätzen 
einfügen. Er darf daher nicht einseitig Höchstleistungen erstreben 
und muß alles meiden, wodurch Gesundheit, christliche Sitte und 
Charakter gefährdet werden. Die Erfüllung der religiösen Pflichten, 
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namentlich der Besuch des Sonntagsgottesdienstes, muß un 
allen Umständen sichergestellt sein. Vor dem gemei 1sam 


Wandern von Jungen und Mädchen wird eindringlich gewarnt 


5. Zu einer besonderen Gefahr werden heute für viele Krei 
die sogenannten rhythmischen Schulen. Ein großer Teil derse lb ; 
geht in den Grundsätzen auf pantheistische, materialistische ode 
rein ästhetisierende Ideen zurück. Vielfach sieht man in de 
Rhythmik das Allheilmittel der Erziehung oder leistet theoretisd 
oder praktisch der Nacktkultur und der Abstumpfung des Scham 
gefühles Vorschub. — Da solche Schulen dem christlichen Sitten 
gesetz zuwider sind, müssen sie abgelehnt werden, und Katholiker 
dürfen in sie nicht eintreten. Mit dieser Ablehnung soll die 
Verwendung einzelner einwandfreier rhythmischer Übungen beim 
Turnen nicht getroffen werden. 


6. Die katholischen Kreise müssen bei der Pflege der 
Geselligkeit und Gastlichkeit zur alten Einfachheit und Sittsamkei 
zurückkehren. Ausschweifungen und Schlemmereien jeglicher A i 
sind mit katholischer Auffasssung unvereinbar. Moderne Tänze 
die — fast von übelster Herkunft — die Sittsamkeit und Scha n- 
haftigkeit bedrohen, dürfen unter keinen Umständen, auch nicht 
in angeblich verfeinerter Form, lánger geduldet werden. : 


7. In der Bekämpfung der Schmutzliteratur, die auf Ver- 
hóhnung der christlichen Moral, auf die Entwürdigung der Frau 
und -auf die Verführung der Jugend direkt oder indirekt hinwirkt, 
müssen durchgreifendere Maßnahmen in zähester Geltendmachur 1g 
der richtigen sittlichen Grundsätze erstrebt werden. Dasselbe g t 
von sittlich anstößigen Darbietungen in Kino und Theater, die 
überhaupt durchgreifendster Reform bedürftig sind. Es muß Grund- 
satz des katholischen Volkes werden, in Buchhandlungen und. 
Kiosken, die solchen Schmutz öffentlich feilbieten, niemals zu 
kaufen. Es ist Pflicht der katholischen Buch- und Schreibwaren- | 
händler, sich durch kein geschäftliches Interesse bewegen zu lassen, 
derartige Literatur zu führen oder gar zu empfehlen. 


8. So wenig die katholische Moral gegen eine zweckmäßige 
und geschmackvolle Kleidung oder selbst auch gegen den Wechsel 
der Mode an sich einzuwenden hat, ebenso entschieden und | 
bedingungslos muß sie die gegenwärtig herrschende Modeunsitten 
mit ihrer tendenziósen Entblößung oder Herausstellung des Körpers, 
weil sie letzten Endes einer zynischen, heidnischen  Lebensauf. 
fassung ihren Ursprung verdanken und auf Reizung geschlechtlicher 
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nnlichkeit berechnet sind, verwerfen und mit Abscheu ablehnen. 
ie gebildete katholische Frau muß sich hier der Verantwortung 


>w uft sein, die auch sie dem Volke gegenüber als Hüterin reiner 
tte hat. 


Die Eltern, vor allem die Mütter, sind verantwortlich für die 
Jeidung ihrer Töchter. Daß Frauen und Mädchen im Heiligtum 
es Gotteshauses und gar am Tische des Herrn sich anders als 
1 durchaus ernster Kleidung einzufinden wagen, muß in Zukunft 
usgeschlossen sein schon durch das Beispiel und die Stellung- 
‚ıahme der katholischen Frauenwelt selber. Aufgabe des kath. 
Yolksteiles ist es, nicht nur die schlechte Mode zu bekämpfen, 
sondern sich nachdrücklich um die Schaffung und Einführung 
einer gediegenen und schönen Frauenkleidung zu bemühen. 


9. In der ernstesten Weise werden die Eltern aufgerufen, 
den eingerissenen unverantwortlichen Leichtsinn, die heran- 
wachsenden Töchter und Söhne bei Geselligkeiten, besonders bei 
Tanzkursen oder bei sich anbahnenden Bekanntschaften unbeauf- 
sichtigt zu lassen, in keiner Weise mitzumachen, sondern gemäß 
alter, ernster, christlicher Sitte ihre Elternpflicht zu tun. 


10. Die katholischen Mitglieder der Volksvertretungen, 
besonders auch der kommunalen, müssen mit Energie und Aus- 
dauer darauf hinwirken, daß Staat und Gemeinden gegen einen 
schmachvollen Niedergang des deutschen Volkes, der sich in dessen 
Entsittlichung drohend ankündigt, umfassendere und ernstere Maß- 
nahmen treffen. Von den Zentral-, Bezirks- und Ortsbehörden 
erwarten wir Verständnis und Unterstützung für unsere, dem 
wahren Volkswohle dienenden Grundsätze und Forderungen. 


Insbesondere muß sich die katholische Presse der großen 
Verantwortung bewußt werden, die sie in Vertretung und Durch- 
führung unserer katholischen Grundsätze und Forderungen hat. 
Sie muß diese Richtlinien als maßgebend sowohl im Text als 


im Anzeigenteil und besonders auch der Auswahl von Illustrationen 
befolgen. 


Diesen Leitsätzen und Weisungen haben Wir 


unsererseits nur noch die dringende Bitte beizu- 
fügen: | 


` 


“Möchten doch alle Kreise, die eine Mitverantwortung an 
der sittlichen Gesundung unseres Volkes tragen, diese Leitsätze 
und Weisungen ausnahmslos und mit allem Ernste verwirklichen : 
helfen! Ohne Sittlichkeit gibt es keine volle und dauernde Ge- 
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Nur religiöse und sittliche Erneuerung bietet eine Gew ähr fi 
geistigen Wiederaufbau der zerrütteten menschlichen Ge -lisa 

Der Hl. Stuhl hat sich durch Schreiben des Kardin: alstaat 
sekretärs Gasparri vom 11. Juni 1926 bereit erklärt, der Reg ieru 
des Kantons Luzern zahlreiche Privilegien für die Bes stzun, 
kirchlicher Ämter und Pfründen zu erteilen, falls binn en für 
Jahren das Gesetz vom 26. Herbstmonat 1872, betr. Abtret ing Ya 
Collaturrechten an die Kirchengemeinden !), abgeschafft wird. I 
hierauf bezügliche, an den hochwürdigsten Bischof von Base 
und Lugano gerichtete Schreiben lautet in der Übersetzung d 
Schweizerischen Kirchen-Zeitung Nr. 28 vom 15. Juli | 19% 
Wie Ew. Gnaden wohl wissen, ist nach Veröffentlichung. de 
kanonischen Rechtsbuches die Frage betreffend Mitwirkung d de 
Kantonsregierung von Luzern bei der Besetzung der Kanoı nik: zate 
der beiden Chorherrenstifte St. Michael in Beromünster und 
St. Leodegar in der Stadt Luzern, wie auch bei der Besetzung 
von 595 Seelsorgspfründen entstanden. d 

Die vorgenannte Kantonsregierung reichte mit Schre ber 
vom 8. August 1925 bei der Apostolischen Nuntiatur in Bern eir 
Gesuch ein, daß die vorgenannten Pfründeangelegenheiten e nd 
gültig geregelt werden, indem sie sich bereit erklärte, das Ges setz 
von 1872 zu revidieren und es in Einklang zu bringen mit dem 
kanonischen Rechte, um so jeden Konflikt zwischen dem HI. st uhl 
und dem Staate zu vermeiden. 

Ich bin nun sehr erfreut, Ew. Gnaden mitteilen zu KOAN n, 
daß der Hl. Stuhl nach reiflicher Prüfung der Angelegenheit 
entschieden hat, dieselbe in ihrer Gesamtheit mit den nach- 
folgenden Artikeln zu ordnen, indem er dabei sowohl dem 
bisherigen Tatsachenbestande als auch den Bani des 
kirchlichen Gesetzbuches Rechnung trägt: | 

Artikel 1. Der Hl. Stuhl gewáhrt der Regierung von rem, 
das Privileg der Ernennung des Propstes und der Chorherren 
der beiden Kollegiatkirchen St. Michael in Beromünster und 
St. Leodegar in Luzern, der Pfarrer und anderen Benelfiziaten, 
deren Ernennung die Regierung: tätsächlich bis jetzt vollzogen hat. 

Bei einer Vakatur unterbreitet der Bischof der. Regierung 
eine Liste dreier geeigneter Kandidaten und die Regierung wählt 
einen von diesen drei. 


l 


1) Vgl. Carl Gareis und Philipp Zorn »Staat und Kirche in der Schweiz l< 
(1877), 198. 
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Das Unterbreiten einer Dreierliste unterbleibt, wenn Bischof 
and Regierung sich schon vorher auf den Namen eines einzigen 
Kandidaten geeinigt haben. 

Dieses Ernennungsprivileg wird von der Bedingung abhängig 
gemacht, daß die Regierung fortfahre, die bisherigen Leistungen, 
Zuschüsse und Gehälter an kirchliche Personen oder Körper- 
schaften auszurichten. 
| Artikel 2. Der Hl. Stuhl gewährt der Regierung auch das 
Privileg der Ernennung der Professoren der theologischen Fakultät 
in Luzern und der Religionslehrer an den kantonalen Lehranstalten. 

Alles, was im vorhergehenden Artikel festgesetzt ist, gilt 
auch für die Ernennung der Professoren und der Religionslehrer, 
von denen dieser Artikel handelt. ! 

Artikel 3. Es kommt dem Bischof zu, den Ernannten die 
kanonische Institution, sofern es sich um Benefiziaten, oder die 
kanonische Mission zu erteilen, sofern es sich um Professoren 
oder Religionslehrer handelt. 

Artikel 4. Der Bischof hat das Recht und die Pflicht, über 
die Aufführung der Ernannten zu wachen und die Benefiziaten 
aus gerechten Gründen gemäß dem kanonischen Rechte der 
Pfiründe zu entsetzen oder den Professoren und Religionslehrern 

aus gerechten Gründen der Doktrin und der Moral die kanonische 
Mission zu entziehen, worauf diese sofort mit dem Unterricht 
aufzuhören haben. 

Artikel 5. Bevor der Bischof der Regierung die Kandidaten 
für die Pfründen von St. Michael in Beromünster und St. Leodegar 
in Luzern vorschlägt, soll er die in Frage kommenden Kollegiat- 
kapitel befragen. | | 

Artikel 6. In gleicher Weise soll der Bischof, bevor er der 
Regierung Kandidaten für die Leutpriesterei von St. Leodegar 
vorschlägt, dieses Kollegiatkapitel befragen. 

Der Inhaber der Leutpriesterei ist auch in Zukunft Chorherr - 
des Stiftes. | 

| Artikel 7. Die Institution der Dignitäten beider Kapitel 
bleibt dem Hl. Stuhl vorbehalten, jene der Chorherren kommt 
dem Bischofe zu. 

Diese Anordnung dehnt sich auch auf die gegenwärtig | 
vakanten Pfründen aus. 

Artikel 8. Alle Officialitäten des Kapitels St. Leodegar 
werden vom Kapitel selbst gewählt unter Beobachtung der ein 
schlägigen kirchenrechtlichen Vorschriften. 
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Artikel 9. Bei der Aufstellung der Kandidatenlist fü 
Chorherren- und Seelsorgspfründen soll der Bischof den von 
Regierung ausgesprochenen Wunsch in Erwägung ziehen, nämlich 
1. daß für die Chorherrenpfründen in Betracht gezogen werde 
Priester des Kantons Luzern, die bereits im Kanton an 
gestellt waren, oder dann Priester anderer Kantone, die 
während 10 Jahren eine Pfründe, oder einen Lehrstuhl zur 
Zufriedenheit beider Behörden im Kanton Luzern bekleidet 
haben; 

2. daß für Seelsorgspfründen bei Gleichheit der Verdienste 
Geistliche des Kantons Luzern vorgezogen werden. 


Artikel 10. Der Hl. Stuhl nimmt Kenntnis vom Versprec hen 
der Regierung, das Gesetz von 1872 betreffend Übertragung des 
von ihr tatsächlich bezüglich der vorgenannten Pfründen aus- 
geübten Patronatsrechtes abschaffen zu lassen. Der HI. S tuhl 
behält sich vor, die jetzt gemachten Zugeständnisse als hinfäl ig 
zu erklären, sofern besagte Abschaffung nicht innert fünf Jah en 
erfolgt ist. 


Ich ersuche nun Ew. Gnaden, der obersten Behörde des 
Kantons Luzern dieses mein Schreiben bekannt zu geben, u 
ich will hoffen, daß die Regierung von Luzern das hohe Wohl- 
wollen des Heiligen Vaters ihr gegenüber gebührend würdigen 
werde und daß so die bewährten Bande der Verehrung und 
Treue dem Hl. Stuhle gegenüber neu gefestigt werden. 


Durch Dekret der Konsistorialkongregation vom 6. März 
1925 (A. A. S. XVIII, 42) wurde ein eigener Ordinarius für das 
italienische Heer eingesetzt und dessen Vollmachten bestimmt. | 
Dadurch ist die am 1. Juni 1915 für den Krieg getroffene Ein- | 
richtung!) jetzt für die Friedenszeit dauernd bestätigt. Das | 
angezogene Dekret lautet: Ad consulendum curae spirituali - 
militum in Italia, SS. mus Dominus Noster Pius PP. XI, praesenti 
Consistoriali decreto, eligit et constituit Ordinarium Militarem 
R. D. Camillum Panizzardi, Procuratorem Generalem Piae Socie- 
tatis a. S. Joseph, cum iuribus, facultatibus et privilegiis quae 
ceteris Ordinariis Militaribus sunt propria. Eius itaque iurisdictio 
erit tum personalis tum localis, et extendetur ad Cappellanos 
militares et ad omnes copias sive terrestres sive maritimas, sive 
aéreas, necnon ad stationes seu loca eisdem copiis propria et 
assignata, servata tamen Ordinariis cuiusque loci debita obser- 


1) Vgl. dieses Archiv 96, 150 f. 
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varıtia. Die staatliche Rechtsstellung des Militär-Ordinarius und 
der Militär-Pfarrer ist bald nachber durch das Gesetz vom 
11. März 1926 geordnet. Der Vollständigkeit halber lassen wir 
den Text dieses Gesetzes nach dem Abdruck in »Il Monitore 
Ecclesiastico«, April 1926, 124 ff. folgen: 


Art. 1. — All'assistenza spirituale presso le forze militari 
dello Stato sono preposti, anche in tempo di pace, sacerdoti 
cattolici quali cappellani militari di ruolo, col titolo di cappellani 


capi e nel numero risultante dalla tabella organica allegata alla 
presente legge !). 


Art. 2. — L'alta direzione del servizio di assistenza spirituale 
presso le forze militari dello Stato & esercitata dall'Ordinario 
militare per l'Italia, il quale ha giurisdizione disciplinare eccle- 
siastica su tutti i cappellani militari del Regio esercito, della 
Regia marina e della Regia aeronautica. 


L'Ordinario militare per l'Italia ha per suoi collaboratori un 


Vicario e due Ispettori (uno per l'esercito e l'altro per la marina 
e l’aeronautica). 


Art. 3. — La designazione del Vescovo che deve assumere 
Pufficio di Ordinario militare per l'Italia e quella degli ecclesiastici 
che debbono assumere l'ufficio di vicario o di ispettore sono 
fatte con Regio decreto proposto dal Primo Ministro, Capo del 


Governo, di concerto col Ministro della giustizia e degli affari 
di culto. 


La nomina dei kappellan: capi del Regio esercito, della 
Regia marina e della Regia aeronautica ha luogo con Regio 
decreto, proposto rispettivamente dal Ministro della guerra, della 
marina o della aeronautica su designazione dell'Ordinario. 


I sacerdoti da nominarsi cappellani capi debbono rilasciare 
dichiarazione scritta di possedere cognizione degli obblighi 
inerenti al servizio di assistenza spirituale e di impegnarsi a 
compiere esattamente i loro doveri. 


E titolo di preferenza alle nomine a cappellano militare di 
ruolo laver prestato servizio in guerra presso reparti mobilitati o 
l'aver conseguito altre benemerenze militari. 


Per la nomina a cappellano militare di ruolo occorre non 
aver superato il 400 anno di età. 


1) Cioè 24 per l'esercito (presso gl, EA militari), 5 per la marina 
da stabilirsi per l'aviazione. — Ma cfr. l'a 
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Art. 4. — Nell'ordine delle precedenze a Corte er elle put 
bliche funzioni, stabilito con Regio decreto 19 apHie 1868 
successive modificazioni, l'Ordinario militare per l'Italia sussegue 
immediatamente i funzionari della sesta categoria; il vicario q uelli 
della ottava categoria; gli ispettori quelli della nona categoria 
Art. 5. — I cappellani capi costituiscono un ruolo di per 
sonale ecclesiastico con assimilazione al grado di capitano (0 
tenente di vascello). Me 
L'assimilazione a grado militare non assoggetta alla giu is- 
dizione penale e disciplinare militare, se non in caso di o 
tazione totale o parziale ed in caso di imbarco sulle Regie ri »- 
Sono peraltro estese, in quanto applicabili, ai cappelle 
capi, allorché essi non sono soggetti alla giurisdizione are 2, 
le disposizioni contenute nel capo VIII del Regio decreto legis- 
lativo 30 dicembre 1923, n. 2960 e successive modificazioni. Le 
sanzioni disciplinari ivi previste saranno però inflitte dopo inteso 
il parere dell'Ordinario militare per l'Italia. 
Art. 6. — I cappellani capi, compiuto il 100 anno di servi io 
a decorrere dalla data della loro nomina, assumeranno la qualifica 
di primi cappellani capi con assimilazione alla qualifica di primo 
capitano (o primo tenente di vascello) degli ufficiali del Regio 
esercito, della Regia marina e della Regia aeronautica. LB 
Art. 7. — Ai cappellani capi ed ai primi cappellani capi 
spetta integralmente il trattamento economico degli ufficiali del 
Regio esercito, della Regia marina e della Regia aeronautica, 
secondo il grado e la qualifica di assimilazione. 
Art. 8. — Le sanzioni disciplinari ecclesiastiche le quali 
sospendano i cappellani militari di ruolo dall'esercizio totale o 
parziale del ministero sacerdotale, importano di diritto la sospen- 
sione del trattamento economico, per il tempo in cui esse hanno - 
effetto. M 
Le sanzioni disciplinari ecclesiastiche piü gravi possono, su. 
proposta dell'Ordinario militare per l'Italia, dar luogo — oltre che 
alla sospensione del trattamento economico — anche alla revoca 
dall'uilicio, la quale è inflitta con Regio decreto proposto dal 
ministro competente. 
Art. 9. — AI personale di ruolo, di cui al presente d: | 
adibito al servizio dell'assistenza spirituale presso le forze militari — 
dello Stato, sono applicabili le vigenti leggi sulle pensioni militari, 
Detto personale peraltro ha diritto al collocamento a riposo - 
per anzianità di servizio dopo 25 anni di servizio (computando: : 
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Ogni altro servizio reso allo Stato); ma per far valere tale diritto 
deve aver raggiunto 55 anni di età. | 

Il ministro competente puó, su proposta dell'Ordinario 
militare per l'Italia, collocare a riposo il cappellano militare che . 
vi abbia diritto a termini del comma precedente ancorché non 
ne faccia domanda. 

ll limite massimo di età per la cessazione dal servizio è di 
65 anni. 

Art. 10. — Quando i cappellani militari di ruolo non siano 
sufficienti per assicurare l'assistenza spirituale, il Ministero compe- 
tente potrà provvedere con sacerdoti designati dall'Ordinario 
militare per l')talia, i quali presteranno l'opera loro alla dipendenza 
del cappellano capo. Allorché tale opera sia stata prestata in- 
interrottamente per sei mesi, potranno essere corrisposti agli 
incaricali emolumenti in misura non superiore a quelli Ts ' 
al tenente (o grado corrispondente). 

Art. 11. — Le spese per l'assistenza spirituale sono a carico 
del bilancio dell'Amministrazione dalla quale dipende il relativo 
personale: quelle per l'Ordinario militare per l'Italia e per il 
. personale della sua curia sono a carico del bilancio dell'Ammi- 

nistrazione della guerra. 
' Con decreto del ministro delle finanze saranno introdotte. 
nel bilancio della guerra, della marina e dell'aeronautica le 
variazioni occorrenti per l'esecuzione della presente legge. 
Art. 12. — Il Regio decreto legislativo del 15 luglio 1923, 
n. 1822, ed ogni altra disposizione contraria o incompatibile con 
quelle della presente legge sono abrogate. ` 
. Art. 13. — Con Regio decreto, proposto dal Primo Ministro, 
Capo del Governo, di concerto con gli altri Ministri interessati, 
saranno emanate le disposizioni concernenti il trattamento morale, 
gerarchico ed economico spettante all'Ordinario militare per 
l'Italia ed al personale della sua curia, nonché quelle concernenti 
i requisiti per la nomina a cappellano militare di ruolo e tutte 
le altre disposizioni occorrenti per integrare quelle della presente 
legge e coordinarle alle disposizioni vigenti. 


Disposizioni transitorie. 


Art. 14. — Il servizio prestato dai cappellani militari con- 
servati temporaneamente in base ai Regi decreti 29 ottobre 1922, 
n. 1552 e 24 settembre 1923, n. 2307, potrà essere riscattato per 
intero agli effetti della persione colle norme del Capo I del 
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Regio decreto legislativo del 21 novembre 1923, n. 2801 qualor 
essi siano assunti in servizio nel ruolo dei cappellani mili ari ir 
base alla presente legge. 

Art. 15. — Gli attuali cappellani capi della Regia me in? 
(nominati in base al Regio decreto legislativo del 15 luglio 192 3, 
n. 1822) su conferma dell'Ordinario militare per l'Italia, passa no 
sotto il regime della presente legge, col computo del servizio 
utile loro riconosciuto in base alle disposizioni preesistenti. « 

Art. 16. — Nella prima applicazione della presente - legge 
non si terrà conto del limite di età di cui al precedente : art. 3, 
per la nomina dei cappellani militari di ruolo. E 

Der Kardinalstaatssekretár Gasparri hat im Oktober des 
verflossenen Jahres (1925) ein Rundschreiben an die italienischen 
Bischöfe gerichtet, das alle Verhandlungen der kirchlichen Behörden 
oder einzelner Geistlicher mit der italienischen Regierung zum 
Zwecke der Relegung von kirchlichen Angelegenheiten oder der 
Erlangung von staatlichen Erleichterungen oder Vergünstigungen 
ohne Erlaubnis der päpstlichen Staatssekretarie' verbietet. Der 
Text dieses Promemoria!) lautet: Avviene con qualche frequenza 
che persone ecclesiastiche, autorizzate o meno dai loro immediati 
Superiori gerarchici ed anche da qualche Dicastero della Curia 
Romana, si rivolgono al Governo Italiano per regolare questioni, 
ottenere facilitazioni e favori, tanto per le loro persone, quanto | 
per gli Enti da loro amministrati, e communque rappresentati, 
senza previa intesa col Cardinale Segretario di Stato. 

Tali pratiche, oltre a causare, come è evidente, molti in- 
convenienti, per la macanza di unità e di direzione, produ- 
cono il piu delle volte non poca ammirazione nell'opinione 
pubblica e presso lo stesso Governo, perché coinvolgono sempre, 
qui in Roma, le responsabilità dell'Autorità Ecclesiastica, la quale, 
per le condizione di cose erette nel 1870, ha sempre osservato, - 
nell'autorizzare tali contatti, quando fossero necessari per il bene 
delle anime, un estrema riservatezza e circospezione; anzi é noto, 
che secondo le regole della Santa Sede, sempre osservate fino 
a questi ultimi anni, nessun ecclesiastico poteva rivolgersi o 
rispondere al Governo Italiano, senza aver prese istruzioni dal 
Cardinale Segretario di Stato. 

Per queste ragioni, e a nome del Santo Padre, ho l'onore 
di richiamare tutta l'attenzione della E. V. Rev.ma su tale deli- 


1) Il Monitore Ecclesiastico 1926, 246. 
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cato argomento perché vengano tolti gli abusi che si vanno 
introducendo, e di significarle che ogni trattavia, sia ufficiale, 
sia ufficiosa, di qualsiasi persona ecclesiastica, anche costituita 
inu dignità, non esclusa la cardinalizia, col Governo Italiano non 


puo essere né permessa né tollerata, senza previa intesa col 
Cardinale Segretario di Stato. 


Das Zeremoniell für den ersten feierlichen Empfang der 
beim Hl. Stuhle beglaubigten Botschafter und Gesandten hat 
die Zeremonialkongregation durch zwei neue Reglements ge- 
ordnet, die am 7. Juli 1925 von der Plenarversammlang genehmigt 
und am 8. Juli 1925 vom Hl. Vater sanktioniert wurden. Beide 


sog. »Protokolle« sind publiziert in den Acta Apostolicae Sedis 
XVIII, 350 ff. und 357 ff. 


Der in der vorigen »Kirchenrechtlichen Chronik« erwähnte 
Kulturkampf in Mexiko hat inzwischen noch nicht aufgehört 
oder nachgelassen, sondern ist noch verschärft worden. Am 
2. Juli 1926!) richtete der päpstliche Staatssekretär Kardinal 
Gasparri an alle Nunzien, Internunzien und Apostolischen Dele- 
gaten sowie die Bischöfe Italiens ein Rundschreiben, in dem der 
Wunsch des Hl. Vaters nach einer allgemeinen Fürbitte aller 
Katholiken für die bedrängten Glaubensbrüder ausgesprochen 
wurde. Daraufhin ist am 1. Sonntage im August, dem Feste 
Petri Kettenfeier, auf der ganzen katholischen Welt ein Gebets- 
sonntag für diesen Zweck veranstaltet worden. Mit Gutheißung 
des Papstes haben die mexikanischen Bischöfe in ihrem gemein- 
samen Hirtenschreiben vom 25. Juli 1926 verfügt, daß vom 
31. Juli an aller priesterlicher Gottesdienst: in den Kirchen 
suspendiert wird. Es handelt sich hierbei aber nicht um die 
Strafe des Interdikts, sondern um die Anwendung des einzigen 
Mittels, das die Bischöfe haben, um gegen die kirchenfeindlichen 
Gesetze wirksam vorzugehen. Das Gebet in den Kirchen bleibt 
den Gläubigen erlaubt und wird empfohlen. Die Kultusgebäude - 
werden dem Schutze der Gläubigen anvertraut. Die Familien- 
väter werden im Gewissen verpflichtet, ihre Kinder nicht in 
Staatsschulen zu schicken, in denen der Glaube und die Sitten 
der Schüler bedroht und Schulbücher im Gebrauch sind, die die 
religiöse Neutralität, welche durch die Verfassung selbst garantiert 
ist, verletzen. Sie sollen sich nach Kräften bemühen, ihre heiligen 
Erziehungspflichten in der Familie zu erfüllen. Mit der erwähnten 


1) A. A. S. XVIII, 326. 
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Ed 
Sistierung des Gottesdienstes ist ferner eine eigenartig e Boyk zC 
tierung verbunden, über die die Katholische Ki nz am 
29. September 1926 folgendes berichtete : 


Diese Boykottbewegung wurde von Laien ins Werk gesetzt und is t vor 
der »Liga für religiöse Verteidigung« glänzend durchorganisiert worde: n : D 
Leitung hat ein Ausschuf von drei Persónlichkeiten, der bei seiner Grür adung 
in der Hauptstadt sofort vier Ersatzausschüsse wählte für den Fall, daß eine 
der Ausschüsse ins Gefängnis wandern müßte. In der Tat wurden die Aus 
schüsse 1, 2 und 3 verhaltet. Als der vierte automatisch in Wirksamkeit tra 
ermattete die Regierung und ließ die Verhafteten gegen Kaution frei. In jedem 
Bundesstaat ist ein Abteilungsdelegierter tätig, der direkt der Zentrale ı ver- 
antwortlich ist. Unter ihm arbeiten für Stadt, Häuserblock, Straße Jnter- 
delegierte, die die Boykottbewegung in straffer Organisation durchzufü ihre 
und zu überwachen haben. Die Leiter haben den Plan lange erwogen, ehe 
er ins Werk gesetzt wurde. Er ist klug auf der Volkspsychologie atga i 
Man mußte eine Waffe wählen, die das ganze Volk, ohne Gefahr, verha 
zu werden oder die Arbeitsstelle zu verlieren, handhaben konnte; eine Waf 
die kein BlutvergieBen herbeiführte und doch den Staat in seinen materiel 2 
Interessen empfindlich traf. Wac- 
Dieser Boykott richtet sich gegen die ersten Steuerzahler. Er bringt 
sie in eine Lage, die sie unfähig macht, dem Staat die Steuern zu zahlen. 
Nicht die Geschäftsleute sollen dadurch gestraft werden, sondern die Regien ang 
wird indirekt in ihren Einkünften getroffen. Die Suspension des Gottesdienstes 
hat hierbei unschätzbare Hilfe geleistet, da in Mexiko die Bauern Sonntags 
nach der Messe auf dem Markt ihre Einkäufe zu machen pflegen. Diese 
Märkte sind jetzt fast ganz zum Erliegen gekommen. Zweifellos würde die 
Wiedereröffnung des Gottesdienstes den Boykott schwer schädigen. 
Die Boykottbewegung verlangt völlige Enthaltung vom Einkauf in 
Luxuswaren und Quasi-Luxuswaren, von allen Vergnügungen, Unterhaltungen, | 
Kinobesuch, Teilnahme an Lotterien usw. Man verzichtet auf die Erlaubnis- 
scheine zur Benutzung eigener Autos, die pro Monat 10 Dollar kosten, legt 
sich Einschränkungen im Gebrauch des Notwendigen auf, kauft nach Möglichkeit: à 
keine neuen Kleider u. a. m. j 
Der Erfolg ist bisher über Erwarten groß. Das einfache und zügige 
Kampfmittel gewann rasch die Massen des Volkes, zumal auch vom religiös- 
aszetischen Standpunkt aus die auferlegte Selbstbeschränkung den Sinn des 
Volkes für den christlichen Opfermut um Gottes willen weckte. Die Kaufleute, 
sonst vielfach so materiell eingestellt, wandten sich angesichts des unerwarteten - 
Erfolges des Boykotts an Präsident und Bischöfe, mit der Bitte, sie möchten 
aus patriotischen (!) Gründen auf die Beilegung dieser Bewegung drängen. 
Wie sehr das neue Kampfmittel wirkte, mögen einige Tatsachen beweise ne 
Der größte Tabakkonzern Mexikos, dessen Leiter ein eingefleischter Frei- 
maurer ist, zeigte plötzlich eine große Zuneigung für die Liga zur religiösen 
Verteidigung! Eine Lotterie, deren Hauptgewinn 125000 Pesos betrug, erreichte 
eine Einnahme von nur 50000 Pesos! Die Kinobillette von 2,50 M. fielen auf 
1 M.! Die Regierung sah sich genötigt, den Lichtspieltheatern Abgaben zu á 
erlassen. Der Preis des Bieres fiel um die Hälfte. Eines der größten Geschäfte 
in Mexiko-Stadt hatte an einem Tage eine Einnahme von nur 4,50 Pesos. 


j 
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Selbst manche Regierungsbeamte beteiligen sich heimlich am Boykott. Bei 
der íamosen »Arbeiterparade«, die Calles vor seinem Hause am 31. Juli vorbei- 
defilieren ließ, wandelten viele Hunderte von Arbeitern, die gezwungen mit- 
machten, im Taktschritt das neue Schlagwort ab : »Ich boykottiere, du boykottierst, 
er boykottiert . . .« 

Die Regierung hat schon Millionen Pesos an Taxen verloren. Die 
Leitung der Boykottbewegung erklärt, das Volk könne noch Monate aushalten 
und spare zudem eine Menge Geld dabei. Die Außenhandelsbilanz Mexikos 
wird schon sichtbar durch den Boykott getroffen. Der Import läßt mangels 
Absatzmoglichkeiten stark nach. Der Silberpeso sank um mehrere Punkte. 
Begreiflich, daß die Regierung diese Tatsache im Lande zu verheimlichen sucht | 
| Der Enderfolg des glücklich begonnenen Boykotts hängt von der 
Zähigkeit der Durchtührung ab. Ob die Mexikaner diese Zähigkeit, auch 
monatelang im Kampfe auszuharren, aufbringen werden, mußsich erweisen. Die 
Führer sind überzeugt, durchhalten zu können. 

Der erste Erfolg des Boykotts hat den Katholiken die Augen geöffnet» 
was sie im Oifentlichen Leben bei treuem Zusammenhalten leisten und durch- 
setzen können. Die alte Verfassung Mexikos hatte die Kirche und ihren 
Einfluß in die Gotteshäuser einzusperren versucht. Calles hat die Kirche 
systematisch auch innerhalb ihrer Gotteshäuser angegriffen und so die Tore 
geöffnet. Die katholische Bewegung in Mexiko verkündet nun laut die 
»Eroberung der Straße«, »La conquista de la calle«, natürlich im Sinne friedlicher 
Durchdringung des öffentlichen Lebens mit katholischen Ideen und Einflußnahme 
auf die Gestaltung des politischen, sozialen und wirtschaftlichen Lebens. Hier 
war in der Tat von den Katholiken viel verabsäumt worden, in einem Lande, 
das trotz dauernder Verfolgung der Kirche noch immer katholische Luft 
atmete. Nach dem Beispiel der nordamerikanischen Katholiken wollen und 
werden die Mexikaner sich jetzt auch die Freiheit und die Achtung der 
Religion im öffentlichen Leben erkämpfen. 


Auf dem Gebiete des Missionswesens ist zu bemerken, daß 
durch das päpstliche Motu proprio »Cum Missionalium« !) vom 
23. Mai 1926 das rómische Seminar der hll. Apostel Petrus und 
Paulus und das Kolleg für die auswärtigen Missionen in Mailand 
zu einem Institute, das den hll. Aposteln Petrus und Paulus und 
den hll. Ambrosius und Karl gewidmet ist, vereinigt sind. An 
die Apostolischen Vikare und Präfekten in China richtete Pius XI. 
am 15. Juni 1926?) ein ausführliches Schreiben, welches, vor allem 
die irrtümliche Meinung bekämpft, daß die Missionierung der 
fremden Länder auf die Zerstörung der Nationalität gerichtet sei, 
und die Notwendigkeit der Heranbildung eines einheimischen 
Klerus nachdrücklichst betont. Der Inhalt dieser bedeutsamen 
Kundgebung möge an dieser Stelle im Wortlaute wiedergegeben 
werden. Venerabiles fratres ac dilecti filii, salutem et apostolicam 


1) Acta Apost. Sedis XVIII, 297 f. 
2) Acta Apost. Sedis XVIII, 303 ff. 
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benedictionem. — Ab ipsis pontificatus primordiis, omne m curam 
ac sollicitudinem Nostram ad sacrarum Missionum incrementam 
atque profectum contulimus, earum praesertim, quae inter popu os 
in tenebris et in umbra mortis adhuc sedentes constitute 
sunt. Cuius quidem magnae Nostrae sollicitudinis argumentum 
praebuimus Epistola Encyclica Rerum. Ecclesiae paulo ante edité, 
qua, sollertem Missionalium industriam ad novas atque accuratiores 
normas dirigentes, clerum et fideles, ut precibus atque opibus 
evangelicos operarios adiuvarent, enixe in Domino hortabamur. 
Ex omnibus tamen gentibus, ad quas evangelicae doctrinae lumen 
afferri debet, illae maxime Nobis cordi sunt quae extremas Orbi 
partes incolunt, in primisque ad istam regionem oculos animumque 
Nostrum in dies sollicitiorem convertimus. Etenim ingens illa 
hominum multitudo, qui per istam tam dissitam tamque i immensam 
regionem vitam agunt, ii quidem, et ob animi laudes et ob 
innatam probitatem, non modo ad perfectiorem vitae cultun 
pervenere, sed etiam bonam certamque spem non semel attulerun 
se Evangelii praeconibus in disciplinam libenter tradituros. Cuius 
quidem tam laeti eventi exspectationem res mirifice comprobavit; 
in praesenti enim vos, venerabiles fratres ac dilecti filii, magno 
gaudio laetitiaque summa afficimini, cum vos fidelibus plurimis 
undique circumsaeptos videatis, quorum non pauci aut parentibus 
gloriantur pro Christo caesis, aut ipsimet »digni habiti sunt pro 
nomine Iesu contumeliam pati« (Act. Apost., V, 41). Sanctissimum 
tamen Missionalium opus istic uberius proveheretur si vana illa 
fallaxque extirparetur opinio, quae longe lateque in dies 
percrebrescit, quaque in istorum hominum, praesertim iuvenum, 
animis — ut sunt plerumque rudes atque ignari — radices penitus 
agit: Ecclesiae nempe catholicae eiusque Missionalium operam 
non ad ea dumtaxat spectare quae Religionis sunt, sed publicis 
studiis consiliisque exterarum gentium servire, atque idcirco obstare 
quominus populi a se evangelicä doctrinä collustrati vel sui iuris. 
liant vel ea, quae sunt suae nationis postulata, libere vindicent. 
Quo in genere non est dubitandum quin publicarum rerum 
vicissitudines et inflamatum concitatumque nationis partiumve 
studium, quod raro ab intemperantia disiungitur, interdum ad 
errorem huiusmodi disseminandum, tam exitialem Ecclesiaeque 
iniuriosum, ut ex ratione ipsa atque experientia constat, satis 
valuerint Ex quo quidem exitiali errore cum in populorum ac 
principum suspicionem Ecclesia cadat ac vocetur, quasi insidias 
eorum iuribus struat, miserrime evenit ut animi a catholica fide 
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abalienentur. At profecto vel unum Ecclesiae »catholicae«, idest 
»univ ersalis«, nomen ostendit, ipsam ad omnes gentes pertinere 
universosque populos complecti, nullamque in ea, ex divina Chrisi 
Conditoris voluntate, esse posse stirpis vel generis distinctionem. 
»Ubi non est gentilis et Iudaeus, circumcisio et praeputium, 
barbarus et Scytha, servus et liber, sed omnia et in omnibus 
Christus« (Ad Col., III, 11). Omnes enim homines fratres sunt: 
»Omnes vos‘ fratres estis«, quippe qui ex uno eodemque Patre 
sint progeniti: »Unus est enim Pater vester qui in caelis est« 
(Matth. XXIII, 8-9); et salutaris Redemptionis fructus omnibus 
omnino offertur, quo ius ad aeternam beatitatem consequendam 
acquiritur: »heredes quidem Dei, coheredes autem Christi« (Ad 
Rom., VIII, 17). Quapropter evangelicam doctrinam omnibus 
gentibus praedicari oportet, praecipiente Christo: »Praedicate 
Evangelium omni creaturae« (Matth., XV, 15). Missionales vero 
non a civilis societatis moderatoribus, sed ab ipso Deo ad hoc 
sanctum peragendum opus vocantur: »Non vos me elegistis sed 
ego elegi vos« (Ioan., XV, 16), iidemque ab Ecclesia concionandi 
munus atque officium suscipiunt. Hi ergo non humani sed divini 
praecones sunt, qui, quod Apostolis Christus opus concredidit, 
id ipsum religiose prosequuntur. Divinis vero mandatis atque 
praeceptis Ecclesia nullo tempore defuit, omnique diligentia ac 
studio populos fovit, quibus christianae veritatis beneficium 
contulisset; immo etiam eorum iura a principum gubernatorumve 
arbitrio ac dominatu una saepius vindicavit, quemadmodum 
historia luculentissime testatur. Itaque ipsa in universum a suis 
administris, singulari vero ratione ab iis, qui in sacris expeditionibus 
a se missi elaborarent, quodlibet suae cuiusque nationis studium 
arcere perpetuo nisa est, ut iidem »quaerentes non quae sua 
sunt, sed quae lesu Christi« (Ad Philipp., Il, 21) et ferentes 
»nomen lesu coram gentibus et regibus« (Act., IX, 15) tantummodo 
Dei gloriae animarumque saluti operam darent assiduam. Quod 
si interdum — quod rarius profecto contigit — unus vel 
alter ex evangelicis operariis de hoc, quod Ecclesia constanter 
tenet, itinere deflexit, ipsa et hanc agendi rationem reprobavit et 
huiusmodi incommodo opportunis remediis occurrit. Quae autem 
in indigenis presbyteris instituendis cura adhibetur, ut ii non modo 
auxilium opemque Missionalibus exteris ferant, sed etiam, cum - 
numero, prout necessitas postulat, creverint, paullatim in eorum 
locum substituantur, ea ipsa nonne clare manifestat, Ecclesiam 
et verbis et re illum, quem supra memoravimus, intempestivum 
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patriae amorem a suis administris omnino amovere velle? 
Neminem tamen latet, primum Evangelii semen fere semper ab 
exteris presbyteris iactum esse, qui, secundum illud divini Magistri: 
»Euntes in mundum universum praedicate evangelium omni 
creaturae«, suam quisque patriam reliquerunt, ut fratribus 
evangelicam lucem aíferrent. Ita hanc Almam Urbem Petrus 
Galilaeus et Paulus Tarsensis ad Christi fidem amplectendam 
profitendamque vocarunt; ita Titus et Timotheus, Episcopi, 
Cretenses et Ephesinos catholicae fidei veritates docuerunt, 
quamvis ii essent alienigenae; ita Patricius, in Caledonia natus 
Hiberniae apostolus est factus; ita Bonifacius, Britannus, Germanos. 
Christo lucratus est. Quem quidem morem si usque in hodiernum. 
diem, pro temporum ac locorum condicionibus, Ecclesia servavit y! 
institit tamen Missionalibus suis, et puerulos indigenas bonae - 
spei rite instituendos et aliquando sacerdotio initiandos susciperent, - 
cum sibi persuasum esset, haud aliter Christi regnum ubivis - 
constitui ac stabiliri posse. Ad rem sufficit ea recolere salutaria - 
monita, quae fel. rec. decessor Noster Benedictus XV in Enc. 
Litt. Maximum illud adhibuit; atque eadem non ignoratis Nosmet, 
per Encyclicas Litteras Rerum Ecclesiae paulo ante datas, et fusius - 
et vehementius iterasse. Quae quidem Ecclesiae hortationes exitum, - 
Deo dante, tam laetum profecto habuere, ut hodie ad meliorum 
rerum spem animum Nos erigere possimus; vobismet enim ipsis - 
plures iam presbyteri indigenae praesto sunt, qui in Chrisi regno - 
amplificando vobiscum fructuose elaborant atque desudant, et 
sacerdotes Sinenses nonnulli gubernationem Ecclesiae participant — 
habentque vobiscum communem). Sint igitur Deo — bonorum 
omnium datori — grates quam maximae, quod per hunc 
Pontificatus Nostri decursum auspicato contigit ut plures sacrae - 
Missiones recens conditae clero Sinensi committerentur. Id ipsum  - 
ut haud mediocrem gaudii laetitiaeque causam Nobis affert, ita 
fieri non poterit quin et Missionales aliengenas et Sinenses ipsos. - 
vehementer delectet, cum ii praeclaros omnium laborum a se  - 


1) Anche nell'ultimo Concistoro il S. Padre ha conferito la dignità 
episcopale a tre sacerdoti cinesi: Filippo Tchao, nominato Vescovo titolare di , 
aga, e Vicario apostolico di Suanhwafu; Melchiorre Souen, Vescovo titolare 
di Esbon, e Prefetto Apost. di Lihsien; Odorico Tc'eng, Vescovo titolare di - 
Catenna, già prima nominato Prefetto Apost. del Puchi. Sottolineiamo la 
qualifica di Prefetto, perché questa, com'é noto, non richiede il Vescovato, 
come lo richiede per consuetudine quella di Vicario. E dunque una speciale 
deferenza che il S. Padre ha voluto dimostrare pel clero cinese: ed é anche | 
più preziosa quella che annunziano i giornali, che cioè il S. P. ha voluto 
riserbare a sè, pel prossimo ottobre, la consacraziano di detti tie novelli 
Vescovi, ai quali — a quanto dicesi — altri se ne aggiungeranno. 
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tque a decessoribus 'exantlatorum fructus iam colligant, hi autem 
liem illum appetere iam atque illucescere sentiant, quo vota sua 
itque optata, eximio tot evangelicorum operariorum beneficio, 
Xpleantur. Interea quid catholico orbi pulcrius visu quidve 
‘antiquius, quam ut Episcopi sacerdotesque alienigenae, cum 
Zpiscopis atque presbyteris sinensibus fraterna caritate coniuncti, 
communiter omnes Ecclesiae incremento atque Sinarum bono 
promovendo dent operan? Hisce quidem de rebus sane 
gravissimis, vos, venerabiles fratres ac dilecti filii, alloqui placuit, 
ut eas ipsas in animum mentemque sacerdotum ac fidelium, quibus 
praeestis, redigatis; quo in genere fideles potissimum commoneri 
oportet hodie, ne in errorem ab iis inducantur qui, patriae nomine 
atque causa praepostere interpositis, eo unice spectant ut cives 
suos Ecclesiae Dei inimicos reddant. Id propterea alloquendo 
scribendoque efficite ut vel ii, qui extra Ecclesiae saepta infeliciter 
vagantur, germanam saltem eiusdem notionem acquirant, eamque 
talem societatem habeant atque agnoscant, cuius sit ea dumtaxat 
quae pertinent ad Dei cultum aeternamque animarum salutem per 
perfectae caritatis exercitationem curare. Cavet enim Ecclesia ne 
se in civilia negotia inque civitatis rationes immisceat atque 
interponat; nec unquam passa est, Missionales opera stia exterarum 
civitatum aut consiliis favere aut utilitates provehere. Praeterea 
nemo ignorat — quod ipsum historia omnitim temporum testatur — 
Ecclesiam ad eas, que cuiusvis nationis aut regni propiae sunt, 
leges aut constitutiones, sese accommodare; eorum, qui civili 
societati legitime praesunt, dignitatis rationem habere atque 
inculcare; nihil aliud pro evangelicis operariis et christifidelibus 
quam commune ius, incolumitatem atque libertatem exposcere. 
Quod si quibusdam in regionibus rerum publicarum administratores 
Ecclesiae patrocinium interdum susceperunt, hoc ipsa non in 
indigenarum detrimentum usa est, sed unice ut se suosque in 
tuto ab malorum hominum vexationibus collocaret. In comperto 
enim est, id ad quamlibet rempublicam, iure propio ac nativo, 
spectare, ut omnium civium suorum ubique terrarum commorantium 
vitam, iura et bona tueatur; quam quidem tutelam, praesertim 
cum vexarentur, ipsi Missionales experti sunt. Itaque Apostolica 
Sedes eiusmodi defensionem non recusavit, eo dumtaxat consilio 
ut sacras Missiones ab arbitriis atque iniuriis malorum hominum 
subtraheret; minime vero ut iis aliis faveret propositis, quae forte 
gubernatores exterarum gentium, data opportunitate, cives suos 
protegendo, haberent. Utinam, quae supra diximus ita vulgo 
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accipiantur ut in ista tam ampla Nobisque tam dilecta na Ho 
falsa qualibet suspicione remota, omnes in Ecclesiam - atqui I 
Missionales inimicitiae deponantur ac desistant! —— 
Deo preces admoventes ut pacem prosperitatemque Sinarum 
gentibus largiatur, vobis, venerabiles fratres ac dilecti filii 
Missionalibus et christiano populo cui praeestis, in caelestit Lim 
munerum auspicium atque in paternae Nostrae caritatis testimonii ım, 
Apostolicam benedictionem amantissime impertimus. 


In der letzten Kirchenrechtlichen Chronik, oben S. 3131t, 
wurde ein Bericht des »Wirtschaftlichen Verbandes der katholische n 
Geistlichen Bayerns« mitgeteilt, der die Frage des Zusammen- 
schlusses der Geistlichen zu einer gemeinsamen Bezugsgenossen- 
schaft klerikaler und kirchlicher Gegenstände behandelt. Die 
zu Trier am 1. August d. J. stattgefundene Generalversamm! ng 
des deutschen Priestervereins »Pax« hat ebenfalls zu diese m 
Probleme Stellung genommen und dagegen wichtige Bedenken 
geäußert. Zur Information unserer Leser geben wir den Ver- 
handlundlungsbericht der Pax-Correspondenz vom 20. Sept. 199€ | 
wieder, wenn wir den Ausführungen desselben auch nicht in allen 
Punkten beipflichten können. Namentlich geht es zu weit, die 
Gründung von geistlichen Bezugsgenossenschaften in Gegensatz 
zu can. 142 CJC. zu bringen, da von einem eigentlichen Handels- - 
geschäft, das den gewinnbringenden Umsatz fertiger Waren gegen. 
Geld zur Aufgabe hat, nicht die Rede sein kann. Auch fällt der 
Verkauf eigener Fabrikate nicht unter das kirchliche Verbot, we 
sonst z. B. der Bücherverlag der Klöster untersagt werden müßte, 
Es ist jedoch zuzugeben, daß es in Anbetracht der heutigen 
wirtschaftlichen Depression äußerst empfehlenswert ist, wenn sich 
die Priestervereine aller Mittel, die geeignet sind, das wirtschaft- — . 
liche Fortkommen der Kaufleute zu erschweren, enthalten und | 
ein vorbildliches Beispiel des sozialen Gemeinschaltsinnes geben. 
Der Bericht der vorhin erwähnten Generalversammlung zu Punkt6: 
Verschiedenes lautet: ; 


Zu diesem Punkte schnitt der Vorsitzende eine Frage an, die schon - 
lange im Klerus nicht nur Deutschlands, sondern auch mancher anderer Länder 
vielfach und zuweilen sogar leidenschaftlich umstritten wurde und wird, 
nämlich die Frage der wirtschaftlicheu und handelsgewerblichen Betätigung 
der Priestervereine und unter geistlicher Leitung stehender kirchlicher und 
religiöser Vereinigungen. Gelegenheit gab ihm dazu die Berichterstattung 
über das »internationale Sekretariat für die Vereinigungen des Kleruse, dem  — 
auch »Pax« seit 1925 beigetreten ist. Ursprünglich war dieser internationale - 
Zusammenschluß von Hauptbefürwortern desselben auch besonders gedacht 
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als ein Förderungsmittel der wirtschaftlichen Betätigung der angeschlosssenen 
Vereinigungen. Das war wohl auch mit der Grund, warum der deutsche 
Priesterverein »Pax« zu den ersten einleitenden internationalen Zusammen- 
künften in Konstanz und Lugano nicht eingeladen wurde. Denn »Pax« war 
stets gıundsätzlicher Gegner der handelswirtschaftlichen Betätigung der 
Priestervereine. Im Jahre 1925 bat dann der Präsident dieser internationalen 
Vereinigung, der Vorsitzende des Schweizer Priestervereins »Providentia«, 
»Pax« möge sich als ältester und an Erfahrungen reichster, großer Priester- 
verein anschließen und mitarbeiten. Unser Vorstand erklärte sich dazu bereit, 
da er sich von einer solchen internationalen Zusammenarbeit doch segens- 
reiche Erfolge versprach und entsandte in der Person seines Vorsitzenden 
einen Delegierten zu der Zusammenkunft am :25. und 26. August 1925 in 
Luzern. Dort standen nochmals die Programmpunkte der »Confoederatio 
Unionum pro Clero catholico«, wie man die Vereinigung im Jahre vorher 
neu benannt hatte, zur Beratung. Zu diesen gehörten u. a. »auxilium mutuum 
in commutatione librorum et mercium cultui ecclesiastico et sacerdotibus 
inservientium ex. gr.: olei, vini, cereorum textilium«. Bei den Verhandlungen 
darüber zeigte sich, daß allein der Delegierte von »Pax«, der auch den 
Belgischen Priesterverein »Olyftak« vertrat, grundsätzlicher Gegner der selbst- 
ständigen und verantwortlichen Handelsgeschäfte der Priestervereinigung war. 
Er konnte sich bei seinem Votum berufen auf die Stellungnahme einer Reihe 
maßgebender und berufener kirchlicher Autoritäten, mit denen er vorher 
Rücksprache genommen hatte. Dem Protokoll über die Verhandlungen wurde 
auch eine Relation des Herrn Kanonikus Di. Kurz über die wirtschaftliche 
Betätigung des bayerischen Klerusverbandes, der bekanntlich besonders die 
Handelsgeschäfte, wenn auch jetzt in beschränkterem Maße befürwortet und 
ausübt, eingefügt. Dieses der hl. Kongregation des Konzils in Rom zur Ge- 
nehmigung unterbreitete Protokoll wurde beanstandet. In seiner Entscheidung 
vom 8. Juni 1926 Prot. Nr. 4668/25 wird gefordert, daß der alte Name »Inter- 
nationales Sekretariat für die Vereinigungen des Klerus« wiederaufgenommen, 
daß die neue Bezeichnung »Confoederatio etc.« sowie die Erläuterungen dazu 
in den verschiedenen Kongressen unterdrückt werden müßten und daß auch 
der Teil des Protokolles daraus entiernt werde, der die Relation des Kanonikus 
Dr. Kurz über Bayern enthält, sowie die Relation selbst. Bei der diesjährigen 
Zusammenkunft des Internationalen Sekretariates in Basel am 17. und 18. August 
wurden dieser Entscheidung nachkommend, einstimmige Beschlüsse gefaßt, 
zum Vorwort Siena, der Sitz der italienischen Priestervereine für das folgende 
Jahr bestimmt und als Beisitzer der geschäftsführenden Kommission je ein 
Vertreter der Schweizer »Providentia« und des deutschen Pax-Vereins gewählt. 
Zur Begründung seiner und des Vereinsvorstandes Stellungnahme, die 
in der vorhergegangenen Vorstandssitzung nochmals einstimmig gutgeheißen 
wurde, führte der Vorsitzende weiter aus, »Pax« sei grundsätzlicher Gegner 
jeder selbstándig und verantwortlich geübten reinwirtschaftlichen und handels- 
geschäftlichen Betätigung der Priestervereine und zwar besonders aus kirchen- 
rechtlichen, seelsorglichen und praktischen Erfahrungs-Gründen, denn 
l.Can 142 CJC. besagt »Prohibentur clerici per se vel per alios negotia- 
tionem aut mercaturam exercere sive in propriam sive in aliorum utilitatem«, 
damit ist otfenbar grundsätzlich verboten, jeder von einzelnen Priestern 
sowie von Priestervereinigungen selbständig und verantwortlich betriebene 
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i | Warenhandel einschließlich der eigenen Fabrikation und des 
klerikaler und kirchlicher Gegenstände und Bedürfnisse, 'gleic 
dieser Handelsbetrieb vom Verein selbst oder duich andere 1 | se seine 
E Auftrag ausgeführt wird. Tatsächlich werden solche Handelsge schäf 
i doch nur deshalb befürwortet und in die Hand genommen, um wii 
schaftliche und finanzielle Vorteile für die einzelnen MitgIERER und fü 
den Gesamtverein oder Verband daraus zu erzielen. 
2. Durch den kaufmännischen Warenvertrieb in eigener Regie und mite gene 
Verantwortlichkeit wird besonders der katholische Kaufmaunsstand und 
überhaupt der Mittelstand, auf dessen sozial-charitative Mitarbeit und 
finanzielle Unterstützung Kirche und Klerus vieifach angewiesen s sind 
durch die Konkurrenz zurückgedrängt und in seiner Existenz - bedroht. 
Die unvermeidliche Folge davon ist, daß manche katholische Mitte! sta än dier 
und Kaufleute sich nicht mit Unrecht geschädigt fühlen, in Opposition 
gegen Kirche und Klerus gedrángt werden, sich dem seelsorglichen ur d 
x kirchlichen Einfluß entziehen, vielleicht sogar dem Glauben und der 
Religion den Rücken kehren. T» 

3. Die Erfahrung lehrt, daß der Klerus mit wenigen Ausnahmen auch 
nicht imstande ist, sich praktisch wirtschaltlich und handelswirtscha: ich 
auf die Dauer erfolgreich zu betätigen, weil es ihm an der notwendig en 
kaufmännischen Befähigung und Routine fehlt. Er ist geneigt, dies 
Dinge gıoßzügig zu behandeln und allein von sozial-ethischen Ges 
gängen z. B. bei Besoldungs- und Gehaltsíragen sich leiten zu lasser n, 
Seine Verwaltungs- und Betriebskosten werden deshalb das gewöhnlich 
Maß leicht überschreiten, sodaß er gegenüber dem scharf kalkulierender jen 
und die ganzen Handelsverhältnisse überschauenden'Berufskaufmann nic üt 
konkurrieren kann. Bei einer normalen Wirtschalts- und Handelslage ersche 

aus diesen Gründen eine wirklich billigere Lieferung der Waren auf. ie 
Dauer ausgeschlossen. Einen nennenswerten Vorteil wird ein Prieste 
verein für seine Standesgenossen und für die unter seiner Verwaltung g 
stehenden Institute auch schwerlich dann finden, wenn er die ganzen 
Geschäfte durch kaufmännisch gebildete Laien besolden läßt. Abgesehen 
davon, daß er in der Auswahl derselben nicht immer eine glückliche 
Hand hat und daß diese Laien recht oft und auch naturgemäß mehr für 
sich und ihre Farnilie besorgt sind, als für die Vorteile des Vereines, sind 

die klerikalen Leiter des Vereines, die nun der praktischen Mitarbeit fern- 
stehen, noch weniger befähigt, eine sach- und fachgemäße Konttoliee 
auszuüben. Man wird dann umsomehr geneigt sein, sich vor eine: 
gewissen, bei Priestern nicht seltenen Vertrauensseligkeit leiten zu lasser j^ 
und schließlich aus Gutmütigkeit die Kontrolle vernachlässigen. Zu 
welchen Folgen das führt, hat sich oft genug in der Vergangenheit gezeigt, 

wo so manche klerikale und unter dessen Einfluß stehende Wirtschafts 
einrichtungen und Finanzinstitute verkracht sind und zum öffentlichen. 
Ärgernis sich ausgewirkt haben. 
Diese Ausführungen fanden allgemeinen Beifall. Ebenso die gerade 

jetzt zeitgemäße Anregung, der Pax- Verein möge durch seine General- 
versammlung klar und deutlich seine Stellung zu dieser Frage zum Ausdruck 
bringen, damit nicht auch er von den geschädigten kaufmännischen Kreisen 
weiter mit angegriffen werde. Es sei das umsomehr angebracht, als vor 
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einiger Zeit ein Artikel in den öffentlichen Blättern erschienen sei, u. a. 
auch in der Kölnischen Kolkszeitung Nr. 169 vom 5. März 1926, worin 
unter dem Titel »Die Organisation des katholischen Klerus von Bayern « 
die wirtschaftliche Betätigung der bayrischen »Liga« und deren Waren- 
verkehr besonders gerühmt wurde. Von den verschiedensten Seiten wurde 
damals der Pax- Vorstand aufgefordert, eine Erwiderung zu veróffentlichen. 
Aber man glaubte damals, davon absehen zu sollen, damit nicht die Un- 
einigkeit des katholischen Klerus Deutschlands vor der Laienwelt allzu 
deutlich in die Erscheinung trete. 

Daraufhin wurde eine dahingehende Resolution eingebracht, die allgemeine 
Zustimmung fand abgesehen von einigen redaktionellen Áenderungen, womit 
der Vorstand beauftragt wurde. 

Die Resolution lautet: 

1. Die Generalversammlung lehnt den selbständigen und verantwortlichen 
Handelsbetrieb der Priestervereine grundsätzlich ab. 

2. Es erscheint aber nicht unbillig und ungereditfertigt, wenn auch Priester- 
vereine in Zeiten allgemeiner Not, bei wirtschaftlichen Krisen und 
annormalen Teurungsverhältnissen, wie in der Inflationszeit, bei un- 
berechtigten Ringbildungen und Preistreibereien vorübergehend und in 
einer Form, welche den vollen selbständigen” und verantwortlichen 
Handelsbetrieb ausschließt, zur Selbsthülfe ihre Zuflucht nehmen, um 
einzelne notwendige Bedürfnisse sich und seinen. Mitgliedern billiger 
zu verschaffen. 


Am 20. Juni 1926 wurde der Volksentscheid über die Ent- 
eignung der deutschen Fürstenhäuser‘) mangels einer gentigenden 
Stimmenzahl abgelehnt. So freudig dieses Ereignis von allen 
Anhängern der christlichen Moral und des Naturrechts zu begrüßen 
ist, so sehr bleibt doch zu bedauern, daß gegen -15 Millionen 
Stimmen für die entschädigungslose Enteignung stimmten. Am 
schmerzlichsten aber ist es, konstatieren zu müssen, daß viele 
Katholiken entgegen dem ausdrücklichen Verbot der deutschen 
Bischöfe ihre Stimme zu Gunsten des Volksentscheidsantrags 
abgegeben haben. 

Der Abteikirche der Benediktiner zu Offenbeuren (Diözese 
Augsburg) und der Wallfahrtskirche der Redemptoristen zu 
Philippsdorf (Diözese Leitmeritz) wurden Titel und Privilegien 
einer Basilica Minor verliehen. Acta Apostolicae Sedis XVIII, 
214 und 338. Vom 13.—15. September 1926 feierte die Diözese 
Sitten eine Diózesansynode. 


Personalnachrichten. 


Der bisherige Apostolische Nuntius Luigi Maglione in Bern 
wurde in gleicher Eigenschaft nach Paris versetzt. Zum Nuntius 


1) Vgl. oben S. 313 über das Volksbegehren. 
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SA 
in Bern ernannte der Hl. Vater Monsig. Di Maria, bis her "Ar 
lischer Delegat in Kanada und Neufundland. MES 


Am 16. Juli 1926 starb der Bischof von Rottenburg. 4 Paı 
Wilhelm von Keppler. Am 4. Oktober verschied Au PED ir 
Rosentreter, Bischof von Culm. Mit dem Tode des letzterer 
hat der am 14. Dezember 1925 ernannte Koadjutor cum i ur 
successionis Titularbischof Stanislaus Okoniewsky unmittelba 
die Würde eines Bischofs von Culm erlangt. Am 15. Oktob be 
1926 verlor die Erzdiözese München-Freising durch Tod den 
Weihbischof J. B. Neudecker. Außerdem ist noch das Hinscheiden 
des deutschen Titularbischofs Thomas Esser aus dem Dominikaner 
orden und des Titularerzbischofs Dionys Schwer aus dem Fre nzis. 
kanerorden zu erwähnen. Ersterer war früher Sekretär der Tni d lex : 
kongregation und starb am 13. -März 1926 zu Rom; letzterer 
bekleidete früher das Amt eines Generalministers des Franziskaner- 
ordens und verschied am 8. September 1926 im Franziska ner- 
kloster zu Gorheim (Hohenzollern). — Der bisherige Pfarrer : on 
St. Michael in Berlin Max Kaller wurde zum Apostolischen 
Administrator in Tütz ernannt als Nachfolger des verstorbene en 
Prálaten Dr. Robert Weimann. 


Am 13. August verschied infolge eines Unglücksfalls in den 
Schweizeralpen Dr. Karl Neundórfer, Pfarrer zu St. Quintin in 
Mainz, der sich auch auf kanonistischem Gebiete literarisch be- 
tätigte und Mitarbeiter dieser Zeitschrift war. — Als Nachfolger 
Sägmüllers wurde in diesem Frühjahr Dr. theol, iur. et phil. 
Joseph Lóhr, ordentlicher Professor für christliche Wohlfahıtspflege 
in Breslau, auf den ordentlichen Lehrstuhl für Kirchenrecht in 
der kath.-theol. Fakultät zu Tübingen berufen. Außerdem standen 
noch auf der Vorschlagsliste für dieses Amt an 2. Stelle Dr. theol. 
et iur. Franz Gescher, Privatdozent in Köln, und an 3. Stelle 
Dr. theol. Peter Tischleder, Privatdozent in Münster. Der a. o. 
Professor für Kirchenrecht Dr. Franz Fiala an der theol. Fakultät 
zu Salzburg wurde daselbst zum Ordinarius befördert. An der 
Universität Berlin wurde der Privatdozent Dr. Johannes Heckel 
(Staats- und Kirchenrecht), zum a. o. Professor ernannt. Dag 
Studienrat Dr. theol. Karl Scheller erhielt einen Ruf als Professor 
des Kırchenrechts am Priesterseminar zu Fulda. 


T Dinitized by Google 


VI. Literatur. 


Rezensionen und Referate. 


1. Preußisches Pfarrarchiv. Zeitschrift für Rechtsprechung und 
Verwaltung auf dem Gebiete der evangelischen Landeskirchen. 
Sammlung der ergehenden Gesetze und Ausführungs- 
bestimmungen, der gerichtlichen und verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidungen, der Erlasse der staatlichen und kirchlichen 
Zentralbehörden, sowie der wichtigsten Verfügungen der 
Konsistorien. Unter Mitwirkung von zahlreichen Gelehrten, 
herausgegeben von Kurt von Rohrscheidt. XIV. Band. 8°. 
(XII u. 388.) Berlin, Vahlen, 1926. M. 8.—. 


Der letzte Jahrgang des "Preußischen Pfarrarchivs, das jetzt - 
wieder seinen normalen Umfang angenommen hat, enthält folgende 
neun Abhandlungen: 1. Karl Schwarziose, Die Mehrdeutigkeit 
des Begriffes Kirche im Protestantismus S. 1—7. Der Frankfurter 
Pfarrer und Universitátsdozent erörtert die Begriffe Glaubens- 
‚gemeinschaft, Bekenntnisgemeinschaft und Rechtsgemeinschaft, 
die sämtlich durch den Ausdruck »Kirche« wiedergegeben werden, 
und zieht daraus juristische Folgerungen bezüglich des Kirchen- 
austritts. 2. Ernst Kunze, Beiträge zur Auslegung der Verfassungs- 
urkunde für die Evangelische Kirche der altpreußischen Union 
S. 97—103. Behandelt werden: a) die Mitgliedschaft zur Kirchen- 
gemeinde nach Art. 6 V.U., b) Begriff. des Kirchengesetzes im 
Sinne der V.U., c) Bedeutung der »Ausgestaltung des Gottes- 
dienstes« in Art. 22 Abs. 2 Ziffer 2 V.U. 3. Bromm, Ist den 
Kirchenbeamten die Eigenschaft als Staatsbeamte beizulegen? 
S. 104—108. Antwort: Nein, die Kirchenbeamten sind keine 
Staatsbeamten, wohl aber óffenliche Beamte. Den Begriff einer 
óffentlich-rechtlichen Korporation, der den Kirchen beigelegt ist, 
hält der Verfasser für nichtssagend. Meines Erachtens mit Unrecht. 
4. R. Breust, Staatsleistungen an die Landeskirche in Braunschweig 
S. 193—198. Der Verfasser bekämpft ein Urteil des Oberlandes- 
gerichts Braunschweig vom 18. Dezember 1925, welches die den 
Geistlichen auf Grund der Landesgesetze vom 28. Juni 1902 und 

Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 45 
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vom 27. März 1911 zustehenden staatlichen Einkommenszil schüsse 
auf 25°/, der Vorkriegsbeträge reduzierte. Gegen dieses J rtei 
ist Revision beim Reichsgerichte angemeldet worden. »Das Zie 
der Revision geht dahin, festzustellen, daß die Staaten verpflich el 
sind, gemäß den Artikeln 138 u. 173 R.V. ihre Leistungen so zu 
bewirken, daf sie heute noch denselben wirtschaftlichen Wet t 
haben wie in der Vorkriegszeit.« 5. Dehmel, Der Vertreter des 
Superintendenten S. 198—201. Art. 78 Abs. 3 der V.U. für c e 
Ev. Kirche der altpreußischen Union lautet: Der Superintenden 
wird durch den geistlichen Beisitzer des Kreissynodalvors AA 
und, wenn der Vorstand mehrere geistliche Beisitzer zählt, durch 
den an erster Stelle gewählten, im Gemeindepfarramt. fest 
gestellten Geistlichen vertreten. Eine Vertretung von längerer 
Dauer kann das Konsistorium anders regeln. D. begründet die 
Ansicht, daß sich diese Vertretung auf die Gesamtobliegenheiten 
des Superintendenten, nicht bloß auf seine Tätigkeit als Vorsitzender 
des Kreissynodalvorstandes erstreckt. 6.W. Meyer, Zur unfreiwilliger 
Versetzung der siebzigjährigen Pfarrer in den Ruhestand S. 201 
bis 203. Diese Abhandlung richtet sich gegen den Aufzatz von 
Thümmel, Der Personalabbau der Geistlichen, in: Preußisches 
Pfarrarchiv XIII S. 119, wonach die Ev. Geistlichen in Preußen 
ohne weiteres mit der Vollendung des 70. Lebensjahres zwangs- - 
weise in den Ruhestand versetzt werden können. M. vertritt 
demgegenüber den Standpunkt, daß $1 der Ruhegehaltsordnung 
vom 26. Mai 1909 (KGVBl. S. 37) nur auf die freiwillige 
Emeritierung zu beziehen sei. Für die zwangsweise Zurruhesetzung | 
müsse stets der Grund der Dienstunfähigkeit nachgewiesen werden. 
7. Friedrich Koch, Organisation und Leben der evangelischen 
Kirche S. 305—310. Von der gegenwärtig durch die RV. ein- — 
geräumten Befugnis einer freien und selbständigen Organisation 
der Kirche ausgehend, gibt der Verfasser mehrere Fingerzeige für 1 
die Ausgestaltung des kirchlichen Lebens (Vorbildung der 
Geistlichen nicht nur nach der rein theologischen, sondern auch 
nach der praktischen, psychologischen und soziologischen Seite, 
Verkleinerung der Pfarrbezirke, Unterstützung der Pfarrer durch - 
berufsmäßig vorgebildete Kräfte zum inneren und äußeren Aufbau 
des Gemeindelebens, Dienst der Frauen im Kirchenleben, Gemeinde- 
häuser, organisierte Gemeindeámter besonders für die Vermögens- 
verwaltung, Gemeinde- und Sonntagsblátter). In der Einleitung 
wird besonders auf die soziale Aufgabe der Kirche hingewiesen. 
»Die Kirche hat eine Sendung nicht nur an den einzelnen (Christen 
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und Nichtchristen), sondern auch an das ganze Volk, den Staat 
und deren Organe. Also nicht nur Rettung und Pflege der 
einzelnen Seele, sondern auch Beeinflussung und Pflege der 
Volksseele sowie der großen Organisationen des öffentlichen 
Lebens. Stockholm bedeutet in diesem Sinne ein Programm, 
die bewußte Übernahme neuer Aufgaben, Stellungnahme zu 
Wirtschaft, Recht, dem öffentlichen und sozialen Leben des eigenen 
Volkes und der Völker. Wir bekennen uns auch zur öffentlichen 
Mission des Christentums.« Die katholische Kirche hat diesen 
Standpunkt zu allen Zeiten vertreten, und jüngstens hat Pius XI. 
dieser Idee in der Enzyklika vom 11. Dezember 1925 (Siehe oben 
S. 291 ff.) über die Einsetzung des Festes vom Kónigtum Jesu 
Christi einen beredten und wirksamen Ausdruck verliehen. 
8. Sachse, Ändert sich im Gebiete des Allgemeinen Landrechts 
die Kirchenbaulust des Patrons durch die Umwandlung der Land- 
gemeinde in eine Stadtgemeinde? S. 310—313. Diese Frage ist zu 
bejahen. Denn die verschiedene Behandlung von Stadt- und Land- 
kirchen beruht auf Umständen, die sich nicht auf die Zeit des Erlasses 
des ALR. beschränken, sondern auch für die Zukunft wirksam sind. 
Bei Landkirchen leistet der Patron für die Baupflicht */;, bei den 
Stadtkirchen nur !/ des erforderlichen Geldbetrages. Bezüglich 
der Landkirchen sind aber die Eingepfarrten verpflichtet, die 
erforderlichen Hand- und Spanndienste unentgeltlich zu leisten. 
Vgl. ALR. II, 11 S 731, 740, 714 und 719. 9. Friedrich Giese, 
Die neuen Verfassungen der evangelischen Landeskirchen in 
Deutschland S. 313—318. Verzeichnis der 28 Kirchenverfassungen 
in Deutschland, die mit Ausnahme der KV. von Schaumburg-Lippe 
sämtlich neu sind. Außerdem werden noch die Kirchenverfassungen 
der Freien Stadt Danzig und des Memelgebiets erwähnt. Der 
Verfasser kündigt die Herausgabe einer Sammlung der genannten 
Verfassungstexte an, deren I. Band bald erscheinen soll. Bei der 
Herausgabe wird der Direktor des Deutschen Evangelischen 
Kirchenbundes, Oberkonsistorialrat Hosemann, mitwirken. 


Die neuesten kirchlichen und staatlichen Erlasse und Ent- 
scheidungen auf kirchenrechtlichem Gebiete sind in gewohnter 
Reichhaltigkeit abgedruckt. Besonders interessant ist die Bekannt- 
machung der Kirchenregierung in Kiel, vom 28. November 1925, 
betr. Leitsätze zur sozialen Arbeit der Kirche (12 Thesen der 
Eisenacher Konferenz) S. 213 ff., ferner die Verfügung des 
Konsistoriums in Magdeburg vom 18. Februar 1926, betr. Offen- 
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haltung der Gotteshäuser an den Wochentag s. 248 und die 
Verfügung des Ev.-luther. Landeskirchenamts zu Kiel, H betr 
Verwendung von Kirchenpässen, vom 10. Februar 1926, SE 248 48 


Freiburg i. B. N. Hilling. 4 à 


2. Stephanus Sipos, Enchiridion iuris canonici. (XIV u. 3019. .) 
Pecs (Ungarn), Typ. Haladäs, 1926. E 

Im Vorwort spricht der Verfasser mit allzu großer Bescheic fed 

heit die Befürchtung aus, daß sein Handbuch kaum den Wert 
der bereits vorhandenen Lehrbücher erreiche, geschweige denn 
übertreffe. Demgegenüber kann ich als objektiver Beurteiler 
feststellen, daß Stephan Sipos uns ein Werk geschenkt hat, das 
den besten Lehrbüchern zum CJC. durchaus ebenbürtig ist. Denn 
auf Grund seiner langen theoretischen und praktischen Wirksam- 
keit auf dem Gebiete des Kirchenrechts hat er den Stoff des 
neuen Gesetzbuchs so gründlich verarbeitet, daß sein Buch nicht 
nur ein vorzüglicher Studienbehelf, sondern auch ein wertvolles 
Nachschlagebuch für die Praktiker ist. Namentlich hat er die 
vorhandene kanonistische Literatur der letzten Jahre mit einei 
Sorgfalt und Genauigkeit bearbeitet, die sich in keinem der in 
Deutschland üblichen Lehrbücher findet. Zum Belege meiner 
Ausführungen verweise ich auf die schöne Abhandlung über das 
»Eheversprechen« S. 480—486, die eine überaus exakte und ab- 
gerundete Darstellung dieser wichtigen Materie bildet. | 
Besonders beachtenswert ist, daß der Verfasser S. 593 die 

sog. Assistentia passiva bei der Eheschließung für abgeschafft 
erklärt. Eine andere Meinung vertritt neuerdings R. KuSej in: 
Zbornik znanstvenih razprao V, 1—37. Laibach, Jur. Fakultät, 
1926. (Duldung der Assistentia passiva, aber mit Befragung des 
parochus loci.) | 


Freiburg i. B. | N. Hilling. | 


3. dis Haring, Das Lehramt der katholischen Theologie, 
. (VII u. 163.) Graz, Moser, 1926. M. 6.70. 


in dieser »Festschrift der Grazer Universität für 1926« findet - 
der Leser eine grofe Fülle interessanten Materials von sach- 
kundiger Hand bearbeitet. Der erste Teil bietet eine kurze Ge- 
schichte des theologischen Unterrichts, der zweite beschäftigt 
sich mit der Vorbildung, Berufung und Tätigkeit der theologischen 
Lehrer und der dritte mit der Methode der theologischen‘ Vor- 
lesungen, Übungen und Prüfungen. * S 
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Am wertvollsten sind die systematischen Austührungen, die 
zahlreiche aktuelle Probleme, wie z. B. die Diktiermethode, das 
Lehrbuch, die lateinische Vortragssprache erörtern. Der Verfasser 
hat auf Grund seiner langjährigen Erfahrung als akademischer 
Lehrer diese Punkte mit großer Gründlichkeit bearbeitet und 
überall die Licht- und Schattenseiten gewissenhaft angemerkt. 

Was den Doktorgrad der Theologie betrifft, so vertritt 
Haring auf S. 79 mit Recht die Ansicht, daß nach gemeinem 
Kirchenrecht für die Erlangung der Besitz eiries höheren oder 
niederen Weihegrades nicht vorgeschrieben ist. Dieses wird auch 
durch den neuen CJC. bestätigt, der die Inhabilitätserklärung für 
die Erlangung der akademischen Grade ex auctoritate ecclesiastica 
als eine poena vindicativa communis bezeichnet. Der theologische 
Doktorgrad ist hierbei nicht ausgenommen. 


Anderseits bemerkt Wernz, Ius Decretalium III (1901), 86, daß 
partikularrechtlich nicht selten optimo iure von der theologischen 
Fakultät für die Graderteilung eine Weihe verlangt werde. Es 
dürfte sich empfehlen, in der Praxis zwischen den ordentlichen 
und den Ehrenpromotionen einen Unterschied zu machen. Die letzte 
erscheint für die Laien, die sich um das Gebiet der theologischen 
Wissenschaft besonders verdient gemacht haben, überall als an- 
gemessen. Die Universität Salamanka hat am 6. Oktober 1922 
die hl. Theresia zum Doctor theologiae honoris causa ernannt. 
Siehe dieses Archiv CII, 139. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


4. Nikolaus Hilling, Das Eherecht des Codex Juris Canonici. 
8°. (VIII u. 176.) Freiburg i. Br., Waibel, 1927. M. 5.40. 
Die Veranlassung zur Abfassung dieses Leitfadens des 

katholischen Eherechts ist eine rein persönliche Ursache. Ich 
bezweckte damit, meinen akademischen Hörern ein Textbuch für 
die Vorlesungen in die Hand zu geben, das sie der lästigen 
. Mühe des Mit- und Nachschreibens überhebt. Es soll also den 
bereits früher vorhandenen kirchenrechtlichen Hand- und Lehr- 


büchern, die sich zum Teile großer Vorzüge erfreuen, keine 
Konkurrenz bereitet werden. 


Das Buch ist nach denselben Grundsätzen wie meine 
 »Allgemeinen Normen« und mein »Personenrecht« des Codex 
Juris Canonici abgefaßt. Insbesondere habe ich geglaubt, aus 
wissenschaftlichen Gründen von der strengen Beobachtung der 
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Legalordnung des Codex Juris Canonici absehen zu m A 
wenngleich ich mich aus praktischen Beweggründen so eng ar 
die Reihenfolge des kirchlichen Gesetzbuchs angeschlossen hz ib e 
als dieses mit dem logischen und wissenschaftlichen Aufbau des 
Buches vereinbar war. Daß die neuesten Entscheidungen : und 
die ziemlich reichhaltige Literatur, welche namentlich die aus- 
ländischen Zeitschriften aufzuweisen haben, gewissenhaft benutzt 
und verarbeitet wurde, betrachte ich als eine selbstverständliche 
Pflicht einer wissenschaftlichen Darstellung. Am Schlusse findet 
sich auch ein kurzer Abriß über die wichtigsten Punkte - des 
Eheprozesses. 

Möge das Werkchen dazu beitragen, den katholischen Seel 
sorgern ihre erhabene Aufgabe bezüglich der sittlichen und rech re 
lichen Pflege des christlichen Ehe- und Familienlebens zu er- 
leichtern ! | T. 

Freiburg i. B. Selbstanzeige. — 
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9. Georg Arndt, Die organisch vereinigten Kirchen- und Schul 
ämter in Preußen, ihre Trennung und Vermögensauseinander- 
setzung. 2.Aufl. 8°. (146.) Gütersloh, Bertelsmann, 1926. M.4.50. - 


In der Einleitung behandelt der Verfasser die Geschichte 
des Küsteramtes im ausgehenden Mittelalter, ein Thema, über 
das wir bislang nur wenig unterrichtet sind. Seine Ausführungen 
stützen sich hauptsächlich auf die territorial-geschichtlichen Unter- - 
suchungen von Burda für das Bistum Breslau und Pallas für 
die Provinz Sachsen. Neuere Forschungen hat hierüber Heinrich 
Felix Schmid in seiner grundlegenden Abhandlung über das 
Recht der Gründung und Ausstattung von Kirchen im kolonialen 
Teile der Magdeburger Kirchenprovinz während des Mittelalters 
in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kan. 
Abt. XIII (1924), 198 ff. angestellt. Für die frühere Zeit ist die 
allgemeine Arbeit von Dominikus Lindner, Die Anstellung der 
Hilfspriester (1924), S. 7 und 33 f. zu vergleichen. : 

Die systematische Darstellung erstreckt sich hauptsächlich (t 
auf die Verháltnisse der evangelischen Kirche in Preufen. Für 
diese kommen die drei Ämter des Küsters, Kantors und Organisten 
in Betracht, während in der katholischen Kirche das Amt eines - 
Kantors unbekannt ist und seine Funktionen teils vom Küster, 
teils vom Organisten wahrgenommen werden. Der Verfasser hat 
in seiner Schrift aus den einzelnen preußischen Provinzen zahl- — — 
reiche Materialien zusammengetragen, die sich einerseits auf de 
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Bestrebungen der Lehrerschaít, den Küsterdienst auízugeben, 
anderseits auf die Vermögensauseinandersetzung bei der Trennung 
der organisch vereinigten Schul- und Kirchenstellen beziehen. 
Bezüglich der letzten Frage stehen sich gegenwärtig zwei ver- 
schiedene Ansichten gegentiber. Die eine will die Teilung nach 
dem Privateigentum vornehmen, die andere dafür die Zweck- 
bestimmung des Vermógens entscheidend sein lassen. Die erste, 
für die Kirche weitaus günstigste Theorie wurde neuerdings 
vom Reichsgericht in der Entscheidung vom 18. Juni 1925 im 
Prozesse der Gemeinde Groß-Germersleben angewandt. Das 
betr. Urteil ist im vorigen Doppelheite dieser Zeitschrift S. 279 ff. 
abgedruckt. Vgl. ferner das hiermit übereinstimmende Urteil des 
Reichsgerichts vom 12. Januar 1926, oben S. 628 ff. Mit Recht 
macht Arndt auf S. 140 seines Buches darauf aufmerksam, daß 
für die Zweckbestimmung des im kirchlichen Eigentum befind- 
lichen Vermögens auch der konfessionelle Charakter der Volks- 
schule in Betracht gezogen werden müsse. 

Mit Rücksicht auf die Mitteilung von zahlreichen Gerichts- 
entscheidungen und die Darlegung der verschiedenen Ansichten 
der Rechtsgelehrten ist die Schrift allen Interessenten bestens 
zu empfehlen. Dem Rate des Verfassers an die Kirchengemeinden, 
die Vermógensauseinandersetzung möglichst bald vorzunehmen, 
da sonst vielleicht ein ungünstigeres Gesetz erlassen werden 
könnte, kann ich durchaus beipflichten. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


6. Emma Katz, Mittelalterliche Altarpfründen der Diözese 
Bremen im Gebiete westlich der Elbe. Sonderabdruck aus 
dem Bremischen Jahrbuch, Band 30. 8°. (160.) Bremen, 
C. Winters Buchhandlung, 1926. 


Nachdem in dem letzten Vierteljahrhundert zahlreiche Mono- . 
graphien über die deutschen Domkapitel erschienen waren, hat 
J. Heepe im "Jahre 1913 die Organisation der Altarpfründen in 
den Pfarrkirchen der Stadt Braunschweig (Göttinger Diss.). be- 
handelt. Nach dem zuletzt genannte Vorbilde ist die vorliegende 

. Marburger Dissertation von Emma Katz über die Altarpfründen 
der Diözese Bremen im Gebiete westlich der Elbe angefertigt. 
Die Untersuchung erstreckt sich hauptsächlich auf das 14. und 
15. Jahrhundert, eine Zeit, in der die Altarpfründen ihre besondere 
Blüte erlebten. In territorialer Hinsicht ist die Arbeit fast ganz 
auf die Stadt Bremen beschränkt, deren Stifts- und Pfarrkirchen 
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mit zahlreichen Altarbenefizien ausgestattet waren. Im Jahre a 15% 
zählte das Domstift deren 62, das Kollegiatstift S. - Ansg arii £ 
und das Kollegiatstift S. Willehadi 17. Auf diese drei . Stift 
kirchen fiel der Lówenanteil aller stadtbremischen Altarpfründen 
da die beiden Pfarrkirchen von Liebírauen und Martini nur eine 
ganz geringe Anzahl solcher Benefizien, 6 bzw. 5, aufzuweiser 
hatten. Außerhalb der Diózesanresidenz kommen fast nur die 
beiden Städte Stade und Lehe in Betracht, für die uns aber r nur 
wenig Urkunden überliefert sind. 

Wie schon der große Umfang der Dissertation vermu en 
läßt, hat die Verfasserin das vorhandene Material gründlich an h: 
gearbeitet. Sie hat die Stellung der Altarbenefizien und i 
Inhaber nicht bloß nach der juristischen und religiösen, sondi erm 
auch nach der wirtschaftlichen und persönlichen Seite hin ein- 
gehend und kritisch aufzuklären gesucht. Aus den Er 
seien folgende als besonders beachtenswert hervorgehoben. Die 
Altarpfründen waren in der bremischen Erzdiözese verhältnis- 
mäßig gering dotiert. Trotzdem sind die Pfründenkumulationen 
nicht sehr häufig. Inkoıporationen und päpstliche Provisionen 
spielen bei ihnen nur eine unwesentliche Rolle. Die Stifter der 
Altarbenelizien hatten die Rechte und Pflichten, die das Kirch: en- 
recht den Patronen zuerkennt. Die von A. Schultze, Stadt- 
gemeinde und Reformation (1918), betonte Treuhänderschaft de 
städtischen Korporationen, durch die den Stadtgemeinden ei 
großer Einfluß auf die Besetzung und Verwaltung der kiichlichen 
Benefizien eingeráumt wurde, ist in Bremen nicht nachweisbar. 
Hier ist sogar eine Zunahme der geistlichen Patronate zu kon- 
statieren. Indessen scheint es in der Erzdiözese Bremen doch 
nicht ganz an Bestrebungen gefehlt zu haben, die Altarstiftungen 
dem kirchlichen Einflusse zu entziehen. In einer Urkunde des 
Klosters St. Georg in Stade vom Jahre 1431 lesen wir, daß die 
Stifter als ihren Willen erklären, quod dicta commissio sive. 
elemosina non sit neque fiet beneficium ecclesfasticum, sed. 
maneat simplex elemosina sive commissio (S. 150). Diese Stelle 
ist rechtsgeschichtlich von hohem Interesse, weil sie gegen das 
kirchliche Benefizialwesen, das sich um jene Zeit bereits allgemein 
eingebürgert hatte, gerichtet ist. Meines Erachtens ist der zitierte 
Passus so auszulegen, daß sich die Stifter die völlig freie Ver- 
gabung der Stiftung vorbehalten, so daß dieselbe nur als ein - 
einfaches Meßstipendium (eleemosyna) oder als Kommission  - 
(Auftrag) betrachtet wird und daher dem Inhaber jederzeit wieder - 
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ntzogen werden kann. Da die Altarpfründen aus den einfachen 
Meßstiftungen hervorgegangen sind, so knüpft diese Urkunde 
xleichsam an den früheren Rechtszustand wieder an und lehnt 
len inzwischen aufgekommenen Benefizialcharakter ab. Hiermit 
wird auch die vielfach übliche Bezeichnung der Altarstiftungen 
als commendae zusammenhängen, der einen Gegensatz zu den 
fest tibertragenen Benefizien ausdrückt. Vgl. cap. 15 in VI? I, 6 
de electione. 

-~ Der Hauptvorzug der Arbeit beruht auf dem allgemeinen 

historischen Gebiete, d. i. in der Feststellung der Bedeutung, die 
den Altaristen im kirchlichen Leben des ausgehenden Mittelalters 
zukommt. In juristischer Hinsicht lassen die Ausführungen im 
einzelnen manches zu wünschen übrig. Dieses ist schon daraus 
ersichtlich, daß die Verfasserin es unterlassen hat, auf die all- 
gemeinen Rechtsquellen des Mittelalters, insbesondere das Corpus 
Jur. Canonici, einzugehen, sondern sich mit Zitaten aus Hinschius- 
und Sägmilller begnügt. Hieraus ergeben sich naturgemäß zahl- 
reiche Irrtümer und Ungenauigkeiten. So vertritt Emma Katz 
z. B. die Auffassung, daß die Pfründenkumulation im Mittelalter 
allgemein verboten und alle Geistlichen zur Residenzhaltung 
verpflichtet gewesen seien. Nun sind aber diese Sätze in ihrer 
Allgemeinheit durchaus unzutreffend, wie ein Blick in die älteren 
kirchenrechtlichen Handbücher z. B. von Anaclet Reiffenstuel- 
Jus canonicum universum, lehrt. Ich möchte mir deshalb er- 
lauben, den nichtkanonistisch gebildeten Historikern den Rat zu 
erteilen, daß sie für ihr kirchenrechtliches Studium lieber die 
alten, quellenmäßigen Bearbeitungen des Kirchenrechts zur Hand 
nehmen mögen, anstatt sich auf die neuesten Autoren zu stützen. 
Bei der Auslegung der Urkunden ist sodann nicht bloß auf die 
Terminologie, sondern vor allem auf die Bedeutung der be- 
treffenden Ausdrücke, die eine höchst mannigfache sein kann, 
zu achten. Um ein Beispiel hierfür anzuführen, so behauptet 
E. Katz unter Berufung auf Stutz S. 37: »Seit dem 13. Jahr- 
hundert war »investitura« gleich Besitzanweisung.« Nun sind 
mir aber viele Fälle bekannt, in denen der Ausdruck »investitura« 
im Sinne von Verleihung des Benefiziums gebraucht wird. Vgl. 
meine Schrift: Beitráge zur Geschichte der Verfassung und Ver- 
waltung des Bistums Halberstadt im Mittelalter (1902), 123 und 
J. Löhr, Die Verwaltung des Kölnischen Großarchidiakonats 
Xanten am Ausgange des Mittelalters (1909), 69 ff. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 
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7. J. Creusen und F. van Eyen, Tabulae po raditioni 
christianae ad annum 1926. Ed. altera. [Museum E anur 
Sect. Théol. Nr. 14.) fol. (17 S. u. 12 Tafeln u. 2 | 
Lówen, Museum Lessianum, 1926. s f 


Dieses große Tafelwerk, das in der ersten Auflage vo 
J. Creusen und in der zweiten von F. van Eyen bearbeitet is 
enthält in der ersten Spalte die Namen und Regierungsdaten de 
Pápste, in der zweiten die Häresien und Konzilien und in der 
folgenden die Schriftsteller der verschiedenen theologischen Dis 
ziplinen mit Einschluß der kirchenrechtlichen Quellensammlungen 
Der Nutzen derartiger synchronistischen Tabellen für die kirche er 
historischen Studien und Forschungen liegt auf der Hand. Ei 
wird um so größer sein, je sorgfältiger und exakter die Tafeln 
ausgearbeitet sind. Daß die zuletzt genannten Eigenschaften 
dem vorliegenden Werke in hervorragendem Maße zugeschrieber 
werden können, dafür bürgen die Namen der Herausgeber und 
ihrer Mitarbeiter (de Ghellinck und de Moreau). Das von mil 
näher geprüfte Verzeichnis der Kanonisten kann im großen und 
ganzen als mustergültig bezeichnet werden. Vielleicht könnte 
unter die neuesten Kanonisten Deutschlands noch der Name des 
Fhrn. von Moy de Sons aufgenommen werden, der sich durch 
die Gründung des Archivs für kathol. Kirchenrecht und se ine 
gediegenen wissenschaftlichen Arbeiten um das Kirchenrecht sehr 
verdient gemacht hat. Richter, Hinschius und Friedberg sind als 
nichtkatholische Kanonisten übergegangen, worauf vielleicht in 
der Praefatio hätte hingewiesen werden können. Unter den 
jüngsten Vertretern der Sozialwissenschaft hätte Franz Hitze 
genannt werden müssen. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 
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8. Paul Kehr, Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur His- 

pania Pontificia. I Katalanien. 1. Archivberichte über die 

eigenen und die Forschungen von J. Rius und P. Rassow. Il. 

Urkunden und Regesten, nach den eigenen und den von 

J. Rius, P. Rassow und W. Kienast angefertigten Abschriften 

und Kollationen. [Abhandlungen der Gesellschaft der Wissen- 
schaften zu Góttingen, phil.-histor. Klasse N. F. Bd. XVIII, 

1—2] 8°. (586. Berlin, Weidmann, 1926. M. 30—, - 


Das große im Jahre 1896 von Paul Kehr angeregte Unter- - 
nehmen der kritischen Edition aller Papsturkunden bis zum 
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hre 1198!) hat in den beiden letzten Jahren einen tüchtigen 
-hritt vorwärts getan, indem es die Vorarbeiten zu einer Hispania 
ontificia in Angriff nahm, die sich an die früher bearbeiteten Italia 
1d Germania Pontificia anschlieBt. Dieser Fortschritt ist um so 
eudiger zu begrüßen, als er von der allmählichen Wiederaufnahme 
er deutschen wissenschaftlichen Arbeiter im Auslande nach dem 
Jeltkriege von 1914—1918 Zeugnis ablegt. Er ist für den 
ortgang der Sammlung von um so größerer Bedeutung, als die 
Perische Halbinsel zu den Ländern gehört, in denen noch die 
reisten Urkundenschätze vorhanden sind. Wie sehr die Heraus- 
abe der Papsturkunden und der zunächst in Betracht kommenden 
egesta Pontificum Romanorum der höchsten kirchlichen Stelle 
im Herzen liegt, ersieht man daraus, daß S. Heiligkeit Papst Pius XI. 
len Herausgeber zur Ausführung seines Planes ermunterte und 
inen erheblichen Beitrag für die Hispania Pontificia zur Verfügung 
stellte. Der Apostolische Nuntius Exzellenz Tedeschini in Madrid 
ınterstützte den Leiter des Unternehmens durch Empfehlungs- 
schreiben an den Erzbischof von Tarragona und die Bischöfe‘ 
dieser Kirchenprovinz, die er zunächst besuchen wollte. 


Da das Unternehmen geographisch angelegt ist, behandeln 
die beiden vorliegenden Halbbände die Landschaft Katalanien. 
Der erste Teil erörtert zunächst den Plan der Hispania Pontificia 
(Forschungsarbeiten des Herausgebers und seiner Mitarbeiter) 
bietet sodann eine Übersicht über den gegenwärtigen Zustand der 
spanischen und namentlich der katalanischen Archive, von denen 
das historische Nationalarchiv in Madrid und das Kronarchiv 
von Aragon in Barcelona am meisten in Betracht kommen, und 
verbreitet sich im 3. Kapitel über den Stand der Vorarbeiten 
(Marca Hispanica von Petrus de Marca und Stephan Baluze, 
Espäna Sagrada von Heinrich Florez, Collectio maxima conciliorum 
omnium Hispaniae des Kardinals Aguirre u. a.). Nach dieser 
allgemeinen Einleitung werden in dem besonderen Teile die Papst- 
urkunden in den Archiven in Barcelona und in den Bistümern 
Vich, Gerona, Seo de Urgel, Tarragona, Tortosa und Lerida 
ausführlich geschildert. Da zu Beginn der einzelnen Abschnitte 
auch die Geschichte der betreffenden Institute (Bistümer, Klöster) 
dargestellt wird, liefert der Verfasser zugleich wertvolle Beitráge zur 


1) Ueber die Anlage, den Plan und die bisherige Ausführung dieses 
Werkes vgl. die ausführliche und sachkundige Besprechung von Friedrich Heyer 
in diesem Archiv Bd. 95, 348 ff. Siehe außerdem Bd. 103, 266. 
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a spanischen Kirchengeschichte, die namentlich für die deug 
"yk dg Leser von groflem Interesse sind. 
ope Der zweite Halbband enthält im ganzen 275 Urk nden t 
Urkundenregesten. Die Mehrzahi der veróffentlichten Urk ınden 

| bislang in deutschen Werken noch nicht gedruckt. Die J'atfé'scl 
PR, Regesten sind, wie der Herausgeber in der Vorbemerkung ausftli 
Md gerade was Spanien anlangt, sehr unvollstándig. Abgesel t ern \ 
Sa einer Leo III. zugeschriebenen Fälschung beginnen di die Pap 
ES urkunden mit Silvester II (Anfang 1002). Von den ältesten Urkune 
jd | enthalten einige auch Exemtions- und Schutzprivilegien 
Apostolischen Stuhles. Ich erlaube mir, darauf hinzuweis E daf 
in ihnen der Ausdruck iurisdictio nicht gebraucht wird. In ] 


ps: Urkunde Benedikts VIII. für das Cäcilienkloster am Monad Ta 
"E vom 16. Dezember 1016 finden sich die Termini iuri et. dition 
EA sub iure et dominio, sub dominatione und per nostram auctorita ‚em 
SA Am häufigsten scheinen die Wendungen iure et dominio ii 
Je M Gebrauch gestanden zu haben, die in einem Exemtionspri vileg 
a Benedikts VIII. vom gleichen Datum des 16. Dez. 1016 dreima 
an wiederholt werden. In einer Exemtionsurkunde Benedikts x. von 
Rd 22. Mai 1044 ist von einer subtractio a potestate omnium tum 
ao ab omnium hominum condicione die Rede. Vgl. meinen Au ifsat 
MR Die Bedeutung der iurisdictio voluntaria und involuntaria im 
Pa | rómischen Recht und im kanonischen Recht des Mittelalte: ; und 
A e f der Neuzeit, in diesem Archiv 105, 449 ff. 

Mon Freiburg i. B. : N. Hilling. | 
EN 

AT | 9. Pastor, Ludwig Frhr. von, Geschichte der Päpste seit dem 
Bu Ausgang des Mittelalters. X. Band: Geschichte der Päpste 
JS im Zeitalter der katholischen Reformation und Restauratior 
He Sixtus V., Urban VII., qos XIV. und Innozenz IX. E 585 
NAY bis 1591). 1.—7. Aufl. (XXX] u. 666.) Freiburg i. 

id Herder & Co., 1926. M. pue Geb. M. 24.—. . Mc 
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An der Spitze dieses 10. Bandes der Pasigcichte vn 
Ludwig Pastor steht die Riesengestalt des Papstes Sixtus V., der 
sich während seines fünfjährigen Pontifikats mit gleicher Energie 
P ad und Tüchtigkeit auf dem politischen und innerkirchlichem Gebiete 
; bewährt hat. Bezüglich der weltlichen Regierung hat er sich 
namentlich durch die Ausrottung des Banditentums im Kirchen- | 
staate, die großartigen Bauten und Ausschmückungen der Stadt 
Rom, die sparsame Finanzverwaltung und durch die kluge Politik 4 
gegenüber Frankreich, dessen Großmachtstellung er ‚BERN 
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anien zu erhalten suchte, verdient gemacht. Auf kirchlichem 
biete ist Sixtus V. der Begründer der modernen Kurialverfassung, 
e sein größtes organisatorisches Werk darstellt. Der Verfasser 
t die Neuordnung und Bedeutung der Kongregationsverfassung 
Ir römischen Kurie, durch deren Einrichtung die katholische 
irche der Verfassung der staatlichen Zentralbehórden weit voraus 
lte, auf S. 180—192 anschaulich und zutreffend geschildert. 
jelleicht hätte noch bemerkt werden können, daß durch diese 
istitution auch die Primatialstellung des Papstes gegenüber dem 
ardinalskollegium erheblich gefórdert wurde,da dieKongregationen 
Is päpstliche Behörden unmittelbar vom Papste abhängig waren. 
'gl. meinen Aufsatz, Die Bedeutung des Cod. iur. can. für das . 
irchliche Verfassungsrecht, in diesem Archiv 99, 7. Mit der 
reform der Kurie hängt die gleichfalls von Sixtus vollzogene 
Neuordnung des Kardinalskollegiums zusammen, die bis auf den 
jeutigen Tag fast unverändert in Geltung geblieben ist. Weiter 
at die von unserem Papste getroffene Anordnung bezüglich der 
Romreisen und der Statusberichte der Bischöfe sich für die 
Regierung der Kirche als sehr nützlich erwiesen. Zur Förderung 
der Sittlichkeit hat Sixtus V. vor allem durch die berühmten 
Erlasse »Cum frequenter« über das Verbot der Eheschließung 
seitens der Eunuchen, vom 17. Juni 1587, und »Effrenatam« über 
die Bestrafung des Abortus vom 29. Oktober 1588 beigetragen, 
die aber von Pastor nicht erwähnt sind. — 


Weniger glücklich war der Papst bei der Revision der 
Vulgata, bei der er sich durch seinen persónlichen Eifer zu weit 
fortreißen ließ. Es wäre besser gewesen, wenn auch dieser 
Säkularpapst das Sprichwort: Ne Caesar super grammaticos 
beobachtet hätte. Auch ging er bei der Vorschrift der Bulle 
 »Cum sacrosanctum« vom 9. Januar 1589, daß alle Geistlichen 
stets den Talar tragen sollten, wohl etwas über das Ziel hinaus, 
da bei der Tracht füglich die verschiedenartigen Verhältnisse der 
Gegenden, des Klimas usw. zu berücksichtigen sind. 


Die übrigen Pontifikate von Urban VIL, Gregor XIV. und 
Innozenz IX. haben wegen ihrer kurzen Dauer keinen großen 
Einfluß auf die Kirchengeschichte ausgeübt. Sie konnten daher 
vom Verfasser auch in aller Kürze behandelt werden. 

Ich habe in den früheren Besprechungen bereits darauf 


hingewiesen, daß der Pastorschen Papstgeschichte auch ein großer 
Wert für das Studium der kirchlichen Rechtsgeschichte beizumessen 
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ist. Daß diese Behauptung für den onies Band in 
besonderer Weise zutrifft, dürfte sich nach den obigen Ausit Ee ıng 
von selbst verstehen. 


Freiburg i. B. N. Hillin 


10. Zaccaria Giacometti, Quellen zur Geschichte p. Trenn un; 
von Staat und Kirche. 8°. (XXIV u. 736.) Tübingen » Mol 
1926. M. 21.—. e 


Diese Sammlung enthält Gesetze und Aktenstücke be züglic 
der Trennung von Staat und Kirche in den Ländern Fra nkreicl 
Portugal, Rußland, Mexiko, Equador, Brasilien, . Cuba a, de 
Schweizerischen Eidgenossenschaft (Genf und Basel-Stadt) 
Estland, Italien und den Vereinigten Staaten von Nordamerik: 

Obwohl nach dem Vorworte während neun Jahre an dem 
Werke gearbeitet worden ist, scheint kein günstiger Stern : übe 
demselben gewaltet zu haben. Vor allem ist die Behandlung der 
einzelnen Länder sehr ungleich. Frankreich nimmt mit 409 Seit en 
über die Hälfte des ganzes Buches ein. Andere Länder sin d 
sehr kurz und zum Teil vóllig unzureichend behandelt. B 
Mexiko ist die Verfassung von 1824 in englischer und me 
1857 in französischer Sprache wiedergegeben. Daß man nicht 
wie Paul Posener, Die Staatsverfassungen des Erdballs, Charlott en 
burg 1909, es getan hat, die Originalsprache zu Grunde gelegt 
hat, ist in Anbetracht des wissenschaftlichen Charakters des Buc hes 
schwerlich zu rechtfertigen. Am meisten bleibt aber zu bedauem 
daß die jetzt geltende mexikanische Verfassung von 1917 gar 
nicht berücksichtigt worden ist. Die mexikanische Gesandsch: ft 
zu Berlin hat 1924 die Artikel 27, 28 und 123 dieser Verfassung 
in deutscher Sprache herausgegeben, aus denen man wenigstens 
einiges über die heute geltenden Bestimmungen bezüglich des 
Verhältnisses von Kirche und Staat entnehmen kann. Bei der 
folgenden Republik Equador ist das Konkordat vom 11. Mai 1881, 
das freilich nur eine neue Version des Konkordats von 10 
darstellt, ebenfalls mit Stillschweigen übergangen. Außerdem ist 
die Wiedergabe des Konkordats vom 1862, die merkwürdigerweis 
nach der kirchengeschichtlichen Quellensammlung von Mirbt "s 
nicht nach der neuen Ausgabe der Raccolta di Concordati von 
Mercati geschieht, höchst unvollständig. Es fehlen z. B. die 
Artikel 5 über das Exequatur, 7 über den Recursus ab abusu, 
9 über die Besteuerung kirchlicher Personen und Güter, 22 über 
das Missionswesen. Von der neuen Verfassung des Freistaates 


Digitized by Google 


ch mitt, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen der Reidisverfassung. 713 


Om 23. September 1906, dessen Artikel 26 $ 3 in Betracht 
ommt — siehe Posener a. a. O. S. 1155 — hat Giacometti gar 
eine Notiz genommen. Bekanntlich hat auch die südamerikanische 
:epublik Chile im vorigen Jahre die Trennung von Staat und 
Kirche durchgeführt, ein Faktum, das dem Herausgeber gleichfalls 
entgangen zu sein scheint. 

Wie aus diesen Stichproben hervorgeht, kann die Sammlung 
auf Vollständigkeit und damit auf absolute Verläßlichkeit keinen 
Anspruch machen. Daß sie im übrigen eine große Menge nützlichen 
Materials enthält, versteht sich von selbst und braucht nicht eigens 
hervorgehoben zu werden. 

In der Einleitung hat der Herausgeber mit Hülfe der historisch- 
teleologischen Methode einen neuen Trennungsbegriff heraus- 
gearbeitet, den er auf S. XXII folgendermaßen umschreibt: »Unter 
dem System dei Trennung ist die Kirche nicht mehr öffentlich-recht- 
lich organisiert ; weiter ist unter dem System der Trennung das Recht 
der Religionsfreiheit mit allen seinen Ausstrahlungen gewährleistet 

und die Berücksichtigung der Religion im öffentlichen. Leben 
vielfach ausgeschaltet.« Der letzte Punkt geht offenbar übers Ziel 
hinaus und ist praktisch ganz undurchführbar. Denn die Religion 
ist ihrer Natur nach eine eminente Öffentliche Angelegenheit, die 
sich schlechterdings nicht ausschalten läßt. Der Staat ist keines- 
wegs im Stande, das Öffentliche Leben für sich zu absorbieren, 
sondern vielmehr selbst im stärksten Maße von anderen Faktoren des 
öffentlichen Lebens, zu denen auch die Religion gehört, abhängig. 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


11. Josef Schmitt, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen der 
Reichsverfassung. [Veröffentlichungen der Görres-Gesellschaft, 
Sektion für Rechts- und Staatswissenschaft, 44.] 8°. (X u. 
176.) Paderborn, Schóningh, 1926. M. 7.—. | 


Diese Schrift des jetzigen Ministerialdirektors im badischen 
Ministerium des Kultus und Unterrichts ist sehr nützlich. Sie 
unternimmt es, gegenüber den vielfach entgegengesetzten Ver- 
suchen der Rechtsprechung und Wissenschaft die der Kirche auf 
Grund der neuen Reichsverfassung zustehenden Freiheiten quellen- 
mäßig und kritisch darzulegen und zu verteidigen. Um aus der 
Fülle der Einzelprobleme nur die wichtigsten Punkte. hervorzu- 
heben, so liefert Schmitt S. 78 ff. den überzeugenden Nachweis, 
daß zu den »Angelegenheiten der Kirche« (RV. Art. 137 Abs. 3) 
nicht nur die religiósen und geistlichen Angelegenheiten, sondern 
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auch die vermógensrechtlichen gehóren. Man ‚könnte hierbé 
füglich auch auf Can. 736 CJC. hinweisen, der zwischt en der 
geistlichen und zeitlichen Angelegenheiten (res spiritual les 
temporales) der Kirche unterscheidet. Diese Einteilung ist de 
von protestantischer Seite herstammenden Unterscheidung ir 
innere und äußere Angelegenheiten (Sacra interna et externa 
entschieden vorzuziehen, da die letztere vielfach mißverstän lich 
ist. Ferner legt der Verfasser S. 92 ff. ebenfalls mit ausschlag 
gebenden Argumenten dar, daß das gleichfalls in RV. Art. 137 
Abs. 3 erwähnte »für alle geltende Gesetz« jedes Sondergesetz 
zu Ungunsten der Kirche ausschließt. Mit der der Kirche von 
der RV. in eben demselben Art. 137 Abs. 3 eingeräumten freien 
Ämterbesetzung »ohne Mitwirkung des Staates oder der bürg er- 
lichen Gemeinde« ist jede Art der staatlichen Beeinflussung ı der 
kirchlichen Ämterverleihung, z. B. durch Veto, kraft es en 
Rechts unvereinbar. Jedoch ist diese Bestimmung nicht als 
Verbotsgesetz, das unter allen Umständen die staatliche - a 
wirkung ausschließt, aufzufassen, sondern als ein einfacher Ver- 
zicht des Staates auf die Mitwirkung kraft eigenen Rechts. Es 
ist daher wohl möglich, daß der Staat auf Grund eines speziellen 
Zugeständnisses der Kirche bei der kirchlichen Ämterbesetzung 
mitwirkt. Vgl. die hierauf bezüglichen Bestimmungen des neuen 
bayerischen Konkordats von 1924. Besonders wertvoll ist ons 
Schlufteil der Schmitt'schen Untersuchungen, der sich in dete ae 
lierter Weise mit der Zuständigkeit der Landesgesetzgebung ir 
kirchlichen Angelegenheiten beschäftigt. 

Aus dem Gesagten ergibt sich von selbst, daß die vor- 
liegende kritische und objektive Untersuchung über einige wichtige 
Grundfragen der RV. für alle Leser des Archivs, die sich für j 
kirchenpolitische Fragen interessieren, von großer Bedeutung ist. 
Neben der früher in dieser Zeitschrift Band 105, 308 f. nur kurz 
angezeigten Schrift von A. Lilienthal, Die Staatsaufsicht über 
die Religionsgesellschaften nach Artikel 137 der Reichsverfassung 
(1925) ist sie die beste und gründlichste Arbeit, die bislang über 
den kirchenpolitischen Teil der Reichsverfassung von juristischer | 
Seite erschienen ist. Gleichsam als Anhang sind unserer Schrift 
noch zwei kurze Aufsätze von Josef Mausbach und Konrad 
Beyerle beigegeben, deren Verfasser sich auf Grund persönlicher 
Teilnahme an den Verhandlungen zu Weimar über die Grund- 
tendenz der Ac CEST in kirchenpolitischer Hinsicht aus- 
sprechen. 


| 
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Ich kann Schmitt nicht in der Ansicht beipflichten, daß die 
Landesgesetzgebung auf Grund des Art. 137 Abs. 8 RV. befugt 
sein soll, Lücken im Kirchenrecht auszufüllen. S. 106 ff. Denn 
eine solche Substitution der kirchlichen Gesetzgebung durch die 
staatliche würde dem Trennungsprinzipe der beiden Gewalten 
aufs stärkste widersprechen und zu dem mittelalterlichen Grund- 
satze der engsten Verbindung von Staat und Kirche zurückführen. 
Schmitt beruft sich für seine These auf die durch Gesetz vom 
20. März 1919 (G. S 53) erfolgte Ernennung von drei preuß. Ministern 
in Evangelicis zum Zwecke der Wahrnehmung der Rechte des 
Summus Episcopus an Stelle des weggefallenen Landesherrn. 
Man wird jedoch annehmen müssen, daf die Rechte des Summus 
Episcopus auf die evangelische Kirche selbst übergegangen waren 
und der preußische Staat kein Recht hatte, die sog. »Heiligen 
drei Kónige« zu ernennen. Am allerwenigsten aber ist ein solcher 
Akt nach dem Inkrafttreten der RV., die die Staatskirche aus- 

drücklich abgeschafft hat, gestattet. Ferner meint Schmitt, daf 
die früher in Baden durch das Gesetz vom 9. Oktober 1860 
vorgesehene gemeinschaftliche Leitung der kirchlichen Vermógens- 
verwaltung auch jetzt noch zu Recht bestehe. Dem kann meines 
Erachtens umsoweniger beigepflichtet werden, als das katholische 
Kirchenrecht ganz genaue und vollständige Vorschriften über die 
Leitung der kirchlichen Vermögensverwaltung enthält. Vgl. CJC 
can. 1518 ff. Wenn die katholische Kirche in Baden vor 1919 
die staatliche Mitleitung auf Grund der politischen Zwangs- 
verhältnisse tolerierte,. so ist das Mitleitungsrecht durch Art. 137 
Abs. 3 RV. bzw. Art. 18 der bad. Verfassung eo ipso weggefallen. 
Auch vertritt Schmitt im Gegensatze zu Lilienthal S. 97 ff. 
den Standpunkt, daß die staatlichen Amortisationsgesetze noch 
weiter gelten. Hiergegen ist jedoch zu bemerken, daß die 
Amortisationsgesetze zwar formell für alle juristischen Personen 
gelten, tatsächlich aber nur auf die Kirchen und die kirchlichen 
Institute gemünzt sind. Damit ist ihre loyale Existenzberechtigung 
schon in Frage gestellt: Aber auch in formeller Hinsicht ent- 
sprechen die Amortisationsgesetze in Bezug auf die Kirche nicht 
völlig den Anforderungen eines für »alle« d. i. für jedermann 
geltenden Gesetzes. Denn sie beziehen sich nur auf die juristischen 
und nicht auf die physischen Personen. Nach Mausbach S. 136 
»stehen die Religionsgesellschaften nur unter denjenigen Gesetzen, 
die für alle Arten von physischen und juristischen Personen 


gelten. Der zuletzt genannte Gelehrte zitiert ferner einen Aus- 
Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 46 
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spruch Naumanns auf der Weimarer Nationalyeksan mm ung, la 
die Kirchengesellschaften nur dem zu gehorchen haben, w vas in 
Gesetz über Vereine steht, was vermógensrechtlich geord: et is 
Nun aber werden die Vereine ohne juristische Persónlichkeit von 1 der 
Amortisationsgesetzen auch in formeller Hinsicht nicht betrc ffer 

Zu formalistisch sind meines Erachtens die Ausführun ger 
Schmitts über die äußere (Vertrags-) und innere (Gesetzes- -)kra t der 
Konkordate. Die Tatsache, daß beide nach der formellen und te ch 
nischen Seite nicht identisch sind, darf nicht zu der Annahme ver 
leiten, daß auch ein dauernder materieller Gegensatz zwischen ihner 
vorhanden sein dürfe. Denn so oft ein kirchenpolitischer Ve 'ertrag 
zwischen Staat und Kirche abgeschlossen wird, der in die inneren 
Angelegenheiten der Kirche oder des Staates eingreift, sind beid de 
Paziszenten darin einig, daß dieser staatskirchliche Vertrag zugleich 
zu einem kirchlichen und staatlichen Gesetze gemacht ber 1 
soll. Deshalb haben auch beide Teile dafür zu sorgen, daß die 
Übereinstimmung zwischen Vertrag und Gesetz gewahrt ble 
Hat ein Staatsgesetz, wie z. B. Art. 18 der badischen Verfasst ing 
von 1919, auf das Mitwirkungsrecht bei der Besetzung des orz- 
bischöflichen Stuhles von Freiburg dauernd verzichtet und der 
katholischen Kirche ein völlig freies Besetzungsrecht eingeräumt, 
so ergibt sich daraus auch für den badischen Staat die Pflicht 
auf sein aus dem Konkordate herzuleitendes Vertragsrecht zu 
verzichten. Denn man kann dem Apostolischen Stuhle nicht 
zumuten, daf er sich noch dauernd an das praktisch one 
gewordene Vertragsrecht gebunden fühle. Es bedarf für | 
formelle Rechtsgültigkeit eines solchen Verzichts nur der Mitteilung 
an den Hl. Stuhl, eine Anerkennungserklárung des letzteren ist 
nicht erforderlich. Ist das Staatsgesetz, das die Mitwirkung des 
Staates bei der kirchlichen Ämterbesetzung aufhebt, mit Zustim- 
mung der Regierung zustande gekommen, so kann man darin 
auch einen stillschweigenden, d. i. durch konkludente Handlungen 
vollzogenen, Verzicht des Staates auf den betreffenden Vertrags 
artikel des Konkordats erblicken. " 


Freiburg i. Br. | N. Hilling. y 


12. Hermann Kurt Werner, Die Rechtsnatur des Deutschen 
Ei ME irchenbundes. [Leipziger rechtswiss.Studien 17.) 
(IV u.105.) Leipzig, Theodor Weicher, 1926. M. 6.— — 


PT am 25. Mai 1922 in der Schloßkirche zu Wittenberg von 
28 deutschen evangelischen Landeskirchen gegründete Deutsch e 
| kr 
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Evangelische Kirchenbund ist für die rechtliche Betrachtung um 
so interessanter, als er den einzigen religionsgesellschaftlichen 
Verband darstellt, der sich über das ganze deutsche Reich erstreckt. 
Hieraus ergeben sich beztiglich derÁnwendung derkirchenpolitischen 
Bestimmungen der deutschen Reichsverfassung vom 11. August 
|. 1919 zwei Folgerungen: 1. Der Begriff einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft kann für den D.E.K.B. nicht wie bei den Religions- 
geselischaften nach dem Landesrecht bestimmt werden und 2. die 
in Art. 137 Abs. 8 RV. vorgesehenen Ausführungsbestimmungen 
der einzelnen Länder können gegenüber dem D.E.K. B. gleichfalls 
nicht in Anwendung kommen. 

Bezüglich der positiven Rechtslage des D.E.K.B. vertritt 
der Verfasser die Ansicht, daß die öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaftsrechte des D.E.K.B. auf Grund des für sie geltenden Reichs- 
rechts zur Zeit de facto unbeschränkt sind, aber in Zukunft de 
iure beschränkt werden können. Ferner behauptet W., daß sich 
die staatlichen Aufsichtsrechte, die er auf Grund des Korrelativitáts- 
prinzips gegenüber den mit óffentlich-rechtlichen Korporations- 
rechten ausgestatteten Religionsgesellschaften annimmt, sich bei 
dem D. E. K. B. auf das Vereinsrecht beschränken und nur im 
Wege einer Ánderung der RV. weiter von Reichswegen ausgebaut 
werden kónnen. 

Sind diese beiden Thesen richtig — und man wird ihnen 
meines Erachtens eine logische Begründung nicht absprechen 
kónnen, wenngleich die RV. grundsátzlich nur auf landeskirchliche 
Religionsgesellschaften abgestellt ist, — so ergibt sich daraus 
eine eigenartige Bevorzugung des D. E. K. B. 

Auf weitere interessante Einzelheiten dieser gründlichen und 
gediegenen juristischen Untersuchung kann ich wegen Raum- 
mangels leider nicht eingehen. 


Freiburg i. B. è N. Hilling. | 


13. Mario Falco, Gli ordini religiosi nel disegno di riforma 

^ della legislazione ecclesiastica. Estratto dalla Rivista »Il 
Diritto Ecclesiastico« XXXVII. n 5. (9.) Roma, Biblioteca 
del »Diritto Ecclesiastico«, 1926. 


Der Verfasser bespricht in kritischer Erórterung den Artikel 13 
des Entwurfs über die Reform der kirchlichen Gesetzgebung,.der 
die Verleihung der juristischen Persónlichkeit an die Orden und 
,Kongregationen des päpstlichen Rechts betrifft. Da diese Verleihung 
mur auf Antrag der betreffenden Orden geschieht und zugleich 
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drückende Kontrollvorschriften seitens des Staates im Ge ge ha 
glaubt Falco nicht, daß viele Orden den Antrag stellen wa 
Außerdem sei an dem Entwurfe zu bemängeln, daß die Rechtsl n : 
der nichtanerkannten Orden nicht geklärt sei. Eine befriedigende 
Lösung der Ordensfrage auf dem Boden des Zusammenwirkens 
von Staat und Kirche sei überhaupt nur im Einvernehmen - mit 
dem Hl. Stuhle zu erreichen. " 


Freiburg i. B. N. Hiling. — : 


14. Otto Schilling, Die christlichen Soziallehren. [Der kathah A e 
Gedanke, XVI] 8°. (198.) München, Oratoriums - Verlag, 
1926. Kart. M. 4.50. 


Diese für weitere Kreise berechnete Darstellene ist anm t- 
sächlich gegen die »Soziallehren der christlichen Kirchen und 
Gruppen« von Ernst Troeltsch gerichtet. Der erste Abschnitt 
behandelt die Soziallehren Christi und des Apostels Paulus, der 
zweite die patristische Soziallehre und der dritte die thomistische 
Soziallehre. Auf Grund der von ihm verfaßten, auf S.8 erwähnten 
zahlreichen Monographien zeigt sich der Verfasser mit der Materie 
außerordentlich gut vertraut, so daß es ihm leicht fällt, die An- 
schauungen der von ihm dargestellten Schriftsteller in kurzer und 
übersichtlicher Form wiederzugeben. Jedoch dürften diese kurzen 
Bemerkungen wohl kaum ausreichen, um die Leser in allen 
Punkten von der Unrichtigkeit der bekämpften Tröltsch’schen 
Ideen zu überzeugen. Um diese Wirkung zu erzielen, würde eine 
viel umfangreichere und eingehendere Abhandlung erforderlich - 
sein, die um so eher angebracht wäre, als in der Gegenwart die 
Soziallehren der katholischen Kirche auch außerhalb derselben | 
Beachtung und Anerkennung finden. 

Über die S. 133 erwähnte m. a. Idee eines staatlichen - 
Eigentumsrecht am Kirchengut vgl. jetzt A. Pöschl, Kirchenguts- - 
veräußerungen und das kirchl. Veräußerungsverbot im früheren 
Mittelalter, in diesem Archiv 105, 52 u. 80 f. u^ 


Freiburg i. B. | N. Hilling. 


15. Theodor Brauer, Deutsche Sozialpolitik und deutsche Kultur. 
[Schriften zur deutschen Politik 13:14.) 8°. (VIII u. 110) 
Freiburg i. B., Herder & Co., 1926. Kartoniert M. 2.80. — 


In gemeinverständlicher Form gibt der Verfasser zunächst | 
einen Überblick über die Entwicklung: und den gegenwärtigen re 
Stand der heutigen sozialpolitischen Gesetzgebung, die sich aufs 
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dem dreifachen Gebiete der Arbeitsphäre, der Existenzspháre und 
der Rechtsphäre bewegt. Eine große Fülle Materials ist hier auf 
verhältnismäßig kleinem Raume bearbeitet. Im folgenden Teile 
wird sodann der Nachweis geliefert, daß diese sozialpolitischen 
Bestimmungen auf dem Prinzip der austeilenden Gerechtigkeit 
beruhen und daher geeignet sind, die innere Kultur des deutschen 
Volkes zu fördern. Rein objektiv betrachtet, läßt sich die These 
des Verfassers sicher nicht bestreiten. Ob die der Masse ein- 
geräumten Rechte und Machtbefugnisse der deutschen Kultur 
aber wirklich zum Nutzen gereichen, wird davon abhängen, wie 
dieselben gebraucht werden. So lange die Gewaltpolitik und der 
Klassenkampf fortdauern, ist auf einen Fortschritt des Solidaritäts- 
gedankens schwerlich zu hoffen. Nur wo Rechts- und Pilicht- 


gefühl miteinander gepaart sind, läßt sich eine dauernde und 
friedliche Lebensgemeinschaft erzielen. 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


16. August Pieper, Was geht den Geistlichen seine Volksgemein- 


schaft an? 8°. (140.) M.-Gladbach, SEN CHAR 1926. 
Geb. M. 2.50. 


Der Gemeinschaftssinn des deutschen Volkes steht heutzu- 
tage auf einem bedenklich niedrigen Stande. Das beweist vor 
allem die traurige Tatsache, daß am 20. Juli 1926 15 Millionen 
Deutsche für die entschädigungslose Enteignung der deutschen 
Fürstenháuser stimmten. Wie ist diesem Mangel abzuhelfen? 
Nicht mit Gewalt, die nur Furcht, aber keine auf Liebe beruhende 
Lebensgemeinschaft hervorrufen kann. Auch nicht durch die 
Gründung von äußeren Zweckverbänden, die wohl einzelne Nütz- 
lichkeitserfolge erzielen, aber nicht die Seelen und Herzen der 
Menschen verbinden kónnen. Eine Erweckung der Volksgemein- 
schaft ist nur móglich durch die innere Umwandlung der Menschen, 
daß sie für die Treue- und Liebesgemeinschaft miteinander reif 
werden. 

Daß der Geistliche als Priester und Lehrer des Volkes für 
diese Erweckung des Gemeinschaftssinns in erster Linie mit 
berufen ist, versteht sich von selbst. Denn seine Aufgabe ist 
es, den Glauben an die von Gott in die Natur gelegten Kräfte 
und Einrichtungen zu stärken. Er soll deshalb stets von neuem 
daran erinnern, daß die Familie, die einzelnen Lebens- und Be- 
rufsstände, die Wirtschafts- und Kulturordnung, die einzelne Ge- 
meinde und der Staat von Gott gegebene Gemeinschaftsverbände 
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sind, dem der Einzelne als tätiges Glied zu dien er ; flichte 
ist. Zum Zwecke einer solchen universellen Bildung des ir anere 
Menschen gründeten Adolf Kolping die Gesellen- und Franz E 
die Arbeitervereine, denen später die Kaufmännischen, Angestellen N», 
Beamten- und ähnliche Vereine nachfolgten. Über den einze nen 
Standesvereinen steht der Volksverein, der alle katholisch B 
Deutschen aufnimmt und für die Volksgemeinschaft schulen s 

Der Verfasser legt dar, daß die genannten Vereine wiedeı er 
zu diesen universalen Zwecken ihrer Gründung zurückkehren müssen, 
um erfolgreich an dem Probleme der Lebensgemeinschaft zu arbeiten 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


17. M. Fhr. von Biegeleben, A. Hensel, J. Popitz und G. Schreiber, 
Kultur und Steuergesetzgebung. [Schriften zur deutschen 
Politik 15/16.] 8°. (VIII u. 159.) Freiburg i. B., Herder & Co, 
1926. Kartoniert M. 4.60. 


Es ist zu allen Zeiten vorgekommen, daß einzelne Werke 
der Kunst oder einzelne Vertreter der Kunst und Wissenschaft 
durch Armut zu Grunde gegangen sind. Heutzutage ist aber 
diese Erscheinung infolge der allgemein herrschenden Notlage 
und des fiskalischen Steuerdrucks vielfach verbreitet. Man kann 
es deshalb vom kulturellen Standpunkte nur begrüßen, wenn ge- 
wichtige Stimmen laut werden und Organisationen ins Leben 
treten, die diesem Übel steuern wollen. Denn sowohl die Kunst- 
werke wie die Künstler und Gelehrten haben Anspruch auf 
soziale Unterstützung und Förderung, da sie den höchsten 
geistigen Interessen des Volkes oder der Allgemeinheit dienen. 
Insbesondere können die Forscher und Künstler auf sich das 
Wort der hl. Schrift anwenden: Videte, quoniam non soli mihi 
laboravi, sed omnibus exquirentibus veritatem. Ecclesiasticus 44, 47. 

Das vorliegende Schriftchen, das erstmalig dieses Problem 
zusammenfassend in Deutschland bearbeitet, enthált" nach einer 
kurzen Einleitung folgende Beiträge: 1. J. Popitz, Finanzpolitik 
und deutsche Kultur, 2. M. Fhr. von Biegeleben, Gefährdung 
des privaten Kunstbesitzes in Deutschland durch Steuergesetze, 
3. A. Hensel, Der Kunstbesitz im ausländischen und deutschen 
Steuerrecht. Mit einem Nachtrag, 4. G. Schreiber, Geistesarbeiter 
und Finanzpolitik. Die Namen dieser vier Fachleute auf dem 
Gebiete des Steuerrechts, der Denkmalpflege und der Kultur- 
politik bürgen für eine gediegene Leistung. 


Freiburg i. B. N. Hiling. 
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18. Werke der Meister zum Jahre des Herrn 197. 12 Vier- 


farbendrucke und 41 Kupierstiche und Holzschnitte. Stuttgart, 
Emil Fink, 1926. M. 3.60. 


Dieser katholische Kirchenkalender bildet die Fortsetzung 
des im vorigen Jahre zum ersten Male erschienenen und im vorigen 
Bande. dieser Zeitschrift S. 721 angezeigten Kalenders »Das Jahr 
der Kirche«. Die Anlage ist dieselbe wie beim ersten Jahrgange, 
nur ist der Begleittext unmittelbar mit den Bildern verbunden. 
Wie im verflossenen Jahre hat der Herausgeber die religiöse 
Kunst des 14. und 15. Jahrhunderts behandelt. Jedoch hat 
darunter der Inhalt keineswegs gelitten. Im Gegenteil wird man 
finden, daß die Illustrationen sogar noch ansprechender und 
technisch vollendeter ausgefallen sind als im verflossenen Jahr- 
gange. Das beweist den ungeheuren Reichtum an religióser 
Kraft und Innigkeit, welchen das deutsche Kunstleben im Aus- 
gange des Mittelalters aufzuweisen hatte. 

Da die religióse Kunst sich vor allem an das christliche 
Gemüt wendet, kann dieser Kalender nicht wenig zum tieferen 
Erlebnis der Geheimnisse des Kirchenjahres und seiner Heiligen- 
feste beitragen. Möge das Unternehmen, für das bereits ein _ 
weiterer Fortsetzungsplan ausgearbeitet ist, bei allen Priestern 
und Laien die verdiente Beachtung finden. Wir benutzen die 
Gelegenheit dieser Anzeige, um den Mitarbeitem und Lesern 


des Archivs für katholisches Kirchenrecht ein gesegnetes Jahr des 
Herrn 1927 zu wünschen. À 


Freiburg i. B. N. Hilling. 


Literaturverzeichnis. ı u. 2) 
l. Lehrbücher. 


Koeniger, Albert M., Katholisches Kirchenrecht. Mit besonderer 
: Berücksichtigung des deutschen Staatskirchenrechts. [Herders 
Theologische -Grundrisse.]. (XVIII u. 514.) Freiburg i. B., 
Herder & Co., 1926. Geb. M: 13.—. 

Cicognani, À., Jus canonicum et commentarium ad librum I CJC. 
Tom. I et II. Rom, Facoltà giuridica di S. Apollinare, 1925; 

Woywod, St., ^ fall c Commentary on the Code of Canon 


Law. 2 voll. II u. 736; XI u. 733.) New York, Wagner, 
1925. Dol. 14.—. 


/ 


1) Vom .Herausgeber zusammengestellt. 
2) Wo das Format nicht angegeben, ist 89 zu ergänzen. 


722 Literaturoverzeimnis. = 2 
BV 

Munerati, D., Juris ecclesiastici publici et. privat ti elementa 
4? ed. (362.) Rom, Typ. Salesiana, 1926. L. 17.60 TR 


Ottaviani, A., Institutiones iuris publici ecclesiastici. Tom. I: u 
publicum internum. Rom, Facoltà giuridica di S. Apol 
1926. L.29.— 


II. Rechtsphilosophie und Soziologie. ; 


"n 
Sauer, Wilh. Aufgaben der Rechtsphilosophie. Zum inter- 
nationalen Kongreß für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie 
zu Berlin vom 25.—29. Oktober 1926, in: Deutsche Juristen 
Zeitung, 1926, 1442 fi. 
Baron, H., »Christliches Naturrecht« und »Ewiges Recht«. Ein le 
Erwiderung, in: Historische Zeitschrift CXXXIII, 413 ff. 
Malet A., Ueber den Sinn und die Aussichten des Natrah 
: Christliche Welt, 39, 149 ff. 
Seis, H., Das Wesen der Gesellschaft und des Staates. Grund ri 
einer neuen Gesellschafts-, Rechts- und Staatsphilosophie. [Inter- 
nationale Vereinigung für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, 
Beiheft 19.] (XX u. 92.) Berlin, Rothschild, 1926. 
Schilling, Otto, Die christlichen Soziallehren. [Der katholische 
Gedanke, Xv.] (198. München, Oratoriumsverlag, 1926. 
Kart. M. 4.50. 
Fuchs, Harald, Augustin und der antike Friedensgedanke. d 
Untersuchungen zum 19. Buch der Civitas Dei. [Neue philol. 
Untersuchungen, 3.| (VII u. 258.) Berlin, Weidmann, 1926. 
Pfeiffer, N., Doctrina iuris internationalis iuxta Franciscum de 
Victoria. [Bibliotheca catholica internationalis, Ser. lat. 1.] 
4°. (82) Zug, Foederatio catholica internationalis, 1925. 
Combes de Paris, R., Fénelon précurseur de la Société des 
Nations, in: Revue d’histoire diplomatique 39, 390 ff. 
Fróhlich, Max, Die Sittlichkeit in vólkerrechtlichen Verträgen. 
Staatsw. Diss. Zürich. (96.) Zürich, H. Hasch, 1925. fi 
Biederlack, Jos., Zur Arbeits- und Arbeitslohn- -Frage, in: 
Theol. -prakt. Quartalschrilt, 1926, 509 ff. 


III. Allgemeine Grundbegriffe. 


Campion, L., La théorie de l'abus des droits. (De l'exercice 
antisocial des droits subjectifs) Brüssel, Bruylaat, 1925. 

Hürth, Franz, Rechtswirkung der Zivilgesetze im Bereich des 
Gewissens, in: Scholastik I, 108 ff. 

Nell- Breuning, Oswald von, »Stat pro lege praesumptio«. 
Ein Beitrag zu den Gewissensfragen der Geldentwertung, in: 
Theol.-prakt. Quartalschrift, 1926, 536 ff. 

Bókl, M., Conditionalität im Kirchenrechtsbuch, in: Se 
Katholische Kirchenzeitung 1926, 253, 275, 309, 320. a 

D'Angelo, S. Le lacune nel vigente ordinamento giuridico- 
canonico, in: Studium. Rivista universitaria tom. 22. Rom, d 
Studium, 1926. A 


pigtzed oy Google ` - E 


Quellen- und Literaturkunde. 723 


Vindex, Domicilium et quasi-domicilium eorumque effectus in 
Codice Juris Canonici, in: Jus Pontificium VI, 34 ff.. 
Schmidt, Carl, Die menschliche Willensfreiheit in ihrem 
Verhältnis zu den Leidenschaften. Nach der Lehre des hl. 
Thomas von Aquin. Theol. Diss. Freiburg i. S. (VIII u. 356.) 

Engelberg, Stiftsdruckerei, 1925. 


ClaeysBouuaert, F., De metus influxu quoad valorem actuum 
et quoad delicta ad an secundum Codicem J. C., in: Jus 
Pontificium VI, 105 ff. 


Leonhard, Franz, Die Beweislast. 2. Aufl. (XIV u. 422.) 
Berlin, Vahlen, 1926. M. 15.—. 


IV. Quellen- und Literaturkunde. 


Schwartz, E., Das Nicaenum und das Constantinopolitanum 
auf der Synode von Chalkedon, in: Zeitschrift für neutest. 
Wissenschaft 25, 38 ff. 


Laehr, G., Die Konstantinische Schenkung in der abendländischen 
Literatur des Mittelalters bis zur Mitte des 14. Jahrhunderts. - 
Muir ehe Studien, 166.) (Ill u. 95.) Berlin, Ebering, 1926. 

. 7.80. 


Kehr, Paul, Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur Hispania 
Pontificia. I. Katalanien. I. Archivberichte über die eigenen 
und die Forschungen von J. Rius und P. Rassow. II. Urkunden 
und Regesten. [Abhandlungen der Gesellschaft der V issen- 
schaften in Göttingen, Phil.-histor. Klasse N. F. Band XVIII, 
1—2.] (586. Berlin, Weidmann, 1926. M. 30.—. 

Urkundenbuch des Hochstifts Naumburg. Herausgeg. von 
der Histor. Kommission für die Provinz Sachsen u Anhalt. 
Teil 1: 967—1207. Bearb. von F. Rosenfeld. (VII u. 450.) 
Magdeburg, Holtermann, 1925. 


Johannis Rode Archiepiscopi Registrum Bonorum et 
Jurium Ecclesiae Bremensis (Johann Rode Bok), herausgeg. 
von R. Cappelle. (XX u. 243.) Bremerhafen, Heimatbund 
der Männer vom Morgenstern, 1926. 


Arquilliéres, X., Le plus ancien traité de l'Eglise, Jacques de 
Viterbe: de regimine christiano. (314.) Paris, Beauchesne, 
1926. F. 40.—. 

Battaglia, F., Il pensiero religioso di Maraig di Padova, in: 
Ricerche religiose II, 23 ff. 

Klüver, Hermann, Onus Ecclesiae. Das apocalyptische Werk 
Berthold Fürstingers, des Bischofs von Chiemsee, aus dem 
Jahre 1519. Phil. Diss. Halle, 1924. (Maschinenschrift.) 


Lattes, A., Carlo Du Moulin e Gaspare Caballino, in: Archivio 
Giuridico tom. 95. Modena, Soc. tip. Modenese, 1926. - 

Campana, F., Il Concilio Vaticano. Vol. I. Il Clima del Concilio. 
Parte 1 u.2. (XVI u.931.) Lugano-Bellinzona, Grassi & Co., 1926. 


724 Literaturverzeichnis. E 
D'Angelo, S. Per una introduzione scientifica alla sti € 
Codex iuris canonici, in: Studium. Rivista universite Ron 


Ba 


Studium, 1926. (Besprechung der Schrift von Wi alco 
MP. P., Codicis Juris Canonici fontes. Tom. 1 XX XT 
1117.) Rom. Typ. polyglotta Vaticana, 1996. 85.— 


S. Raae Rotae decisiones seu sententiae. Tom? annc 
1918, Tom. XI anno 1919. (IV u. 159; IV u. 2178 Rom 
Typ. polygl. Vaticana, 1926. L. 15.— u. 20.— 

Macholz, E., Die Kirchenbücher der evangelischen Kirch en ir 
der Provinz Sachsen. (XVI u. 75.) Leipzig, Zentralstelle 
für deutsche Personen- und Familiengeschichte, 1925. 

Verhandlungen der achten Generalsynode der Ev. Kirche der 
altpreu&. Union in ihrer ordentlichen Tagung vom 5. bis 
12. Dez. 1925. (L u. 624; V u. 388, 81.) Berlin, Warneck, us 


V. Verfassungsrecht. Jj. 


Correa, J. S., La potestad legislativa de la Iglesia cath : oli Ci 
Diss. Washington, 1925. 

Mulders, Alphonse, La Vocation au Sacerdoce. Theol. Diss 
Freiburg i. S. (XX u. 217.) Brügge, Impr. »Excelsior«, 1925 

Chartier, M., Les obligations des clercs, in: Le Canoniste 48, Bi 

De fodinis et de negotiatione clericis prohibit: , in 
Periodica de re canonica et morali, 1926, 150. 

Prati, C., Papes et cardinaux dans la Rome moderne. Prél: ce 
de J. Carrère. 16°. (XXXVIII u. 208.) Paris, Plon-Noui rrit, 
1925: 7EZ/7.50; 

Nainfa, J. A., Costum of Prelates of the Catholic Chur 
according to Roman Etiquette. (XII u. 293, figures and graves 
Baltimore, Murphy, 1926. 24^ 

vir AA, M. , Les légats du Pontife Romain, in: Le Canoniste 48, 
230 ff 

Camp, George, Die organisatorische Trennung der Gew: lten 
in der römischen Kurie. Züricher rechtswiss. Diss. (Vilu. 12 
Zürich, A. Rudolf, 1926. m 

Vromant, C., Facultates apostolicae, quas S. Congregatio de 
Propaganda Fide delegare solet Ordinariis Missionum. 
Commentarium in Formulam tertiam. [Museum Lessianum 
— Sect. Théol.16.] (VI u.166.) Löwen, Museum Lessianum, 
1926. F. 8.50. E". 

Serra, J., Commentarium in facultates formulae tertiae má ioris 
Hongkong, 1923. 

Famelli, G., Circa le facoltà e 1 doveri dei Vescovi in mi 
di distributioni corali, in: Il Monitore Ecclesiastico, 38, 207: 

Burin, E., De la réforme des chapitres, in: Le Canoniste 48, 8 

Trombetta, A., De consensu et consilio Capituli cathedr. 
iuxta CJC. (29.) Neapel, D’Auria, 1926. L. 4.— — 

Cap pello, F. M., De fallentiis capitularibus, in: Jus Pontiticium \ 


Digilized » Google v. NES S. 


i» ^ Ly 


Verwaltungsredit. 725 


ugli oblighi del canonico giubilato, in: Il Monitore 
Ecclesiastico 38, 187 ff. 
emnspolde, Josef, Die katholischen Standesvereine und ihre 


Bedeutung für die Volkspflege. Staatsw. Diss. Münster, 1924. 
(Maschinenschrift.) 


VI. Verwaltungsrecht. 


Xing, J. I., Administration of the Sacraments to Dying Non- 
Catholicis. Dissertation Washington, 1924. (131.) 
<earney, R. J., Sponsors at baptism according to the Code of 
canon law. Diss. Washington, 1925. 
Schmitt, A., Zusammenlegen von Messintentionen und Unter- - 
. brechung der Gregorianischen Messen, in: Theol.-prakt.Quartal- 
schrift 79, 349 ff. /. | 
Bauer, G. L, Das Wesen der katholischen Liturgie als Grund- 
lage für die kirchlichen Bestimmungen tüber die Beteiligung 
s un am Kirchenchor, in: Theologie und Glaube XVIII, 


Umberg, J. B., Die richterliche Bußgewalt nach Jo. 20, 23, in: 
Zeitschrift für kath. Theologie, 1926, 337 ff. 

Dargin, E. V., Reserved cases according to the Code of Canon 
Law. Diss. Washington, 1924. (103.) 

Hagedorn, F. E., General legislation on Indulgences. Diss. 
Washington, 1924. (148.) 

D'Ambrosio, F., De Basilicarum minorum hystoria atque 
iuribus, in: Jus Pontificium VI, 17 ff. 


Betten, F. S, The roman Index of forbidden books. (54.) 
Chicago, Loyola University Preß, 1925. 

D'Angelo, S., La permuta beneficiaria, in: Ephemerides Theol. 
Lovanienses III, 360 ff. 

Wohlfahrt, Ignaz, Der Patronat nach dem Rechte des Codex 
Juris Canonici und seine Stellung im geltenden deutschen 
Staatsrecht. Jur. Diss. Würzburg, 1924. (Maschinenschrift.) 

Cocchi, G., Giuspatronato su chiese parrochiali. Separatabdruck 
aus: Palestra del clero. Rovigno, 1926. / 


Hirt, Simon, Die Veräußerung des Kirchengutes auf Grund 
. des Codex Juris Canonici. Jur. Diss. Freiburg i. B., 1924." 
(Maschinenschrift.) : 
Bondini, A., De fiduciae ad pias causas in foro externo probatione, 
in: Jus Pontificium VI, 87 ff. 


Pipberger, Jos., Die Stellung der kath. Kirche zur Zinsírage. 
. Wirtsch. u. sozialw. Diss. Frankfurt, 1924. (Maschinenschrift.) 
Aurnham mer, Philipp, Das kanonische Zinsproblem im Lichte 
ökonomischer Zweckmäßigkeit. Staatsw. Diss. München, 1924, 
(Maschinenschrift.) 


Hürth, Franz, Um das Wesen von Darlehen und Zins, in: 
Scholastik I, 422 ff. | 


726 Literaturverzeichnis. | 


VI. Prozeß- und Strafrecht. 


Dugan, H. F., The judiciary department of t 
Curia. (88.) Diss. Washington, 1925. i Ao 

D'Angelo, S., Un caso di »Restitutio in integrum, Er 
merides Theol. Lovanienses III, 355 ff. | 

Codex pro postulatoribus causarum beatificationi e t canon 
zationis, ad novi iur. can normas exactus, cura Postulatior 
Gen. Ord. Fratr. Minorum. Tom. I. ed. Ill. (XX u. 29 
Rom, Collegio S. Antonio, 1923. L. 20.—. 


Garcia, E., Ideas de Santo Tomäs de Aquino acerca de | delit 
y de la pena, in: Ciudad di Dios 1925, 457 ff. — 


Voss, Karl, Das Strafensystem des Codex iuris canonici | vor 
1917 in seiner Entstehungsgeschichte und heutigen Fe om 
Jur. Diss. Marburg, 1924. (Maschinenschrift.) As 

Thanhuber, B., Ist der degradierte Majorist zum Brevier rget 
verpflichtet ? in: Theol.-prakt. Quartalschrift 1926, 607 f. 

Mausbach, J., Die Strenge der Kirche gegenüber der studentische I 
Mensur, in: Theologie und Glaube XVI, 308 ff. 

Cappello, F. M., Praescriptum can. 2343 $4 seu excommu hicat € 
lata in percussores clericorum et religiosorum, in: Jus Pont 
ficium VI, 29 ff. i 


Viglino, G., Ultime sentenze della S. R. Rota sul? impotenz: 
al matrimonio, in: Diritto ecclesiastico N. F. I (1926.) 16 33 fi 
Heimberger, Jos., Internationale Kriminalistische Vereinig zung 
und kanonisches Strafrecht, in: Deutsche J uristen A EM 
1310 ff. 
Kesselring, Max, Die Religionsvergeheni im geltenden deutsch hen 
und schweizerischen Recht und in den Entwürfen. Jur. Diss 
Leipzig, 1924. (Maschinenschrift.) e. 
Goldstein, Kurt, Die Gruppe der Religionsdelikte im Entv wur | 
zu einem Deutschen Strafgesetzbuch von 1919. Jur. Diss. 
Leipzig, 1924. (Maschinenschrift.) i. 


VII. Staatskirchenrecht. 
(Verfassungs- und Verwaltungsrecht.) 


Schmitt, Josef, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmer der 
Reichsverfassung. [Veróffentlichungen der Gore n 
Sektion für Rechts- und Staatswissenschaft, 44.) (X u. 
Paderborn, Schöningh, 1926. M. 7.—. er 

Elbracht, Karl, Sonn- und Festtagsheiligung nach deutsch lem 
Recht als Ausnahme vom Grundsatz der Trennung von. 
und Kirche unter Berücksichtigung des Rechtszustande s in 
den Vereinigten Staaten von Amerika. Jur. Diss. Jena, Ara 
(Maschinenschrift.) 

Schmiedel, H., Die Bezüge der Seelsorgegeistlichen in Baye 1. 
Augsburg, Heiligenscher & Pinzenmóller, 1926. M. 220. 


;j 2 


Digitized by Google 


Eheredit. 727 


eier, Ludwig, Die Herstellungs-, Unterhaltungs- u. Mietmanns- 
pflicht an den katholischen Piründengebäuden in Bayern seit 
1. April 1920 und die Baufallschätzungen. Aichbach, Schütte, 
1926. M. 0.50. 

iener, Ludwig, Die Kirchengemeindedienste in Bayern nach 
der Kirchengemeindeordnung vom 24. Sept. 1912. Jur. Diss. 
Würzburg, 1924. (Maschinenschrift.) 

achse, Aendert sich im Gebiete des Allgemeinen Landrechts 
die Kirchenbaulast des Patrons durch die Umwandlung der 
Landgemeinde in eine Stadtgemeinde: in Preufisches Pfarr- 
archiv XIV, 310 ff. | | 

chneider, Egon, Zur Steuerfreiheit der bischóflichen Konvikte, 
in: Theologie und Glaube XVI, 423 ff. 

. ühn, Viktor, Das sächsische Kirchenaustrittsgesetz in seinem 
Widerspruch zu Ordnung, Billigkeit, Recht, Gesetz, Glaubens- 
und Gewissensíreiheit. Leipzig, Strauch, 1926. M. 0.30. 

\rndt, Georg, Die organisch vereinigten Kirchen- und Schul- 
ämter in Preußen, ihre Trennung und Vermógensauseinander- 
setzung. 2. Aufl. (146.) Gütersloh, Bertelsmann, 1926. M.4.50. 

ilbert, Walter, Die Sonderung des Schulvermógens vom 
Kirchenvermögen. (22 ) Lauenstein, Sachsen,Selbstverlag, 1922. 

Stein, Max, Die Neuordnung in den staatskirchenrechtlichen 
Verhältnissen der israelitischen Kultusgemeinden Bayerns. 
Jur. Diss. Würzburg, 1924. (Maschinenschrift.) 


IX. Eherecht. 


Blum, L., Du mariage. 12°. (352.) Paris, Michel, 1926. F. 12.—. 

Guardini, R., Ehe und Jungfräulichkeit. (74.) Mainz, Mathias- 
Grünewald-Verlag, 1926. M. 2.50. | 

Hilling, Nikolaus, Das Eherecht des Codex Juris Canonici. 
(VII u. 176.) Freiburg i. B., Waibel, 1927. M. 5.40 


Bergmann, Alexander, Internationales Ehe- und Kindschafts- 
recht. Band I: Allgem. Einführung, Band II: Ehe und 
Kindschaftsrecht der europäischen Staaten (mit Ausnahme der 
Türkei.) Berlin, Verlag der Standesbeamten Deutschlands, 
1926. M. 36.—. 

Saczepanski, L, Impedimenta matrimonialia apud Hebraeos 
3 T iure canonico. (24.) Beyruth, Impr. catholique, 1925. 

Castioni, G. B., Sorte del Matrimonio in caso di morte pre- 
sunta. (72. Milano, Vita e Pensiero, 1926. L. 5.—, | 

Oesterle, G., Circa controversam validitatem matrimonii feminae 
recisae, in: Ephemerides Theologicae Lovanienses III, 345 ff. 

Arendt, G., De opusculo circa controversam validitatem matri- 
monii feminae recisae, obloquenti amicabile responsum, in: 
Ephemerides Theologicae Lovanienses IN, 513 ff. 


— —, De clausula restrictiva canoni 1123 adiecta, in: Ephemerides 
Theol. Lovanienses III, 328 ff. 


728 Literaturverzeichnis. 


d f 


Oietti, B., Ad can. 1045 § 3 Codicis J G5 in: J us Pontifi 
6 ff. 3 


» 


Koss, Aug. Der Verlóbnisbruch. Jur. Diss. Gót t tin g en, 1t 
(Maschinenschrift. ) "a 

Moschütz, Siegfried, Die Rechtsfolgen des Verlöb nis rud 
nach dem deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch unter Berüc 
sichtigung des österr. und schweiz. Rechts. Jur. Diss) Ki 
1924. (Maschinenschrift.) 

Kusej, Rado, De celebratione matrimoniorum mixto cur 
assistentia passiva ad normas iuris canonici veteris et no 
Sonderdruck aus Zbornik znanstvenih razprav. V. Laibaci 
Jur. Fakultät, 1926. (In slovenischer Sprache.) EST 

Bremer, H., Ist Subdelegation auch bei Eheassistenz möglich 
in: Theol. Quartalschrift CVI, 296 ff. 

Grosam, W., Neue Forschungen zum Problem der »fak ıltative 
Sterilitát«, in: Theol.-prakt. Quartalschrift 1926, 536 ff. 

Armbroester, Wilh., Das Eherecht im deutschen internati ionale 
Privatrecht. Jur. Diss. Marburg, 1924. (Maschinenschrift 

Basarke, Kurt-Werner, Das Recht der EheschlieBung in 
Deutschen internationalen Privatrecht (Art. 17 EG. z. B. "Gi 
$ 606 ZPO.) unter Berücksichtigung der Rechtsprechung 
des Reichsgerichts. Jur. Diss. Königsberg, 1924. (Masch inen 
schrift.) Y 

Róseler, Martin, Dle Einwiligung zur EheschlieBung von 
einem neuen Standpunkt aus gesehen. Jur. Diss. Göttin gen 
1924. (Maschinenschrift.) 225 

Stefanofi, Jvan, Heiratstafeln für Preußen und Sac hser 
1910/1911. Berliner phil. Diss. 1924. (Maschinenschrift 

Isaac, Walter, Die Frühehe, eine bevölkerungswissenschaft iche 
Untersuchung. Wirtsch. und sozialw. Diss. Frankfurt, 1924 
(Maschinenschrift.) 

Naccary, Carmen, La nationalité de la femme mariée d: ans 
les principaux pays. Jur. Diss. Genf. (128.) Gent, Jp 
Altar, 1925. Fr. 1.50. 

Gougaud, L., La légitimation des enfants sub pallio d'a prés 
S anciens rituels, in: Tijdschrift voor Rechisgesciieuoue VII 

8 ff 


Pietrkowsky, Walter, Die Rechtsstellung der Kinder aus 
nichtigen Ehen. Jur. Diss. Breslau, 1924. (Maschinenschrift 
Munk, Marie, Der Gesetzentwurf über die unehelichen K nda 
und die Annahme an Kindes Statt, in: Deutsche Jur 
Zeitung 1925, 1069 ff. 
Knecht, Aug. Die Ehescheidung in Religion und Recht 
[Politik und Kultur, 2.) Augsburg, Haas & Grabber, 1 s 26 
1.— 


Böen ande Walter, Die bösliche Verlassung in m 
Betrachtung. Jur. Diss. Marburg, 1924. (Maschinenschr 
A. P., Est-il licite d'introduire une demande de divorce? in: 
Canoniste 48, 302 ff. 


r 


Lnd 
A 


p » 


Digitized by en 


Ordensredt. _ 729 


enh off, Arthur, Auflösung der Ehe und Wiederverehelichung: 
Beiträge zum österr. Eherecht. Wien, Hölder-Pichler-Tempsky, 
1926. M. 7.50. | 
Roch, S. Verträge über Ehescheidungsfolgen. [Rechtswissen- 
schaftliche Studien, 30.] Berlin, Ebering, 1926. M. 5.60. 
Landolt, Alice, Der Einfluß der Ehescheidung auf das 
Verhältnis zwischen Eltern und Kindern im schweizerischen 
Recht, unter Berücksichtigung der histor. Entwicklung und 
der wichtigsten ausländischen Gesetzgebungen. Staatsw. 
Diss. Zürich (XII u. 115.) Affoltern a. A., J. Weiß, 1925. 
Cölln, Otto v., Die Anerkennung der unehelichen Vaterschaft 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche. Jur. Diss. Kiel, 1924. 
(Maschinenschrift.) 
Katz, Herbert, Die rechtliche Natur der Anerkennung der 
Vaterschaft gemäß $ 1598 und $ 1718 BGB. Jur. Diss. Halle, 
1924. (Maschinenschrift.) 
Mayr-Harting, DasEherechtder Tschechoslowakei, in: Deutsche 
Juristen-Zeitung 1926, 1130 ff. 
Els, Otto van, Die Offizial- und Untersuchungsmaxime in 
Ehesachen. Jur. Diss. Gießen, 1924. (Maschinenschrift.) 
Razzert, Wilhelm, Über die Mitwirkungsbefugnis des Staats- 
anwalts bei dem Verfahren in Ehesachen und ihre geschichtliche 
Entwicklung. Jur. Diss. Halle, 1924. (Maschinenschrift.) 


X. Ordensrecht. 


Ledwolorz, A. P., Die das Ordensrecht betreffenden Vorschläge 
anläßlich des Vatikanischen Konzils und der Codex Juris 
Canonici. (44.) Kath.-theol. Diss. Breslau, 1924. (Teildruck.) 

Vermeersch, A., De status religiosi essentia et interpretatione 
can. 487 et 488, in: Periodica de re canonica et morali 15, 1 ff. 

Sinthern, P., Welche Verpflichtung legen die Ordensgelübde 
auf? in: Zeitschrift für Aszese und Mystik 1926, 266 ff. 

Acken, B. van, Abusus libertatis Religiosis pro confessione 
concessae, in: Commentarium pro religiosis VII, 255 ff. 

Carmignani, C1., Il can. 618 e 1 privilegi dei religiosi. (22.) 
Florenz, Tip. Fiorenza, 1925. | 

Nebreda, E., De bonis quae etiamsi Religiosis obveniant subiici- 
untur administrationi Ordinariorum loci, in: Commentarium 
pro Religiosis VII, 191 ff. 

— —, De loci Ordinarii iuribus circa pia legata donationesve 
tum religiosis tum eorum ecclesiis etiam paroecialibus facta, 
in: Commentarium pro Religiosis VII, 261 ff. 

Ramos, D., Ubi sepeliendi sint religiosorum familiares, in: 
Commentarium pro Religioris 1925, 479. 

Schmidt, G., Drittordensleitung. (192.) Werl, Franziskus- 
Druckerei, 1926. M. 3.—. 

Meaux, A. de, Le droit des religieux, in: Le Correspondant 
132, 260 ff. 


-. 


730 i Literaturverzeichnis. s 2: J 


Toussaint, H., Pour un nouveau statut dem Congre 
in: Revue des Deux Mondes 1926, 209 ft. "x 
Falco, Mario, Gli ordini religiosi nel disegno di rifor ma dell 

legislazione ecclesiastica. Sonderabdruck aus: I| Dirit 


Ecclesiastico XXXVII no. 5. (9.) Rom, Biblioteca del »Diritte 
Ecclesiastico«, 1926. 


Xl. Erziehungs- und Schulrecht. £ 


Löscher, F. H., Schule, Kirche und Obrigkeit im Reforma tions 
Jahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte des sächsischer 
Kirchenschullehens. Leipzig, M. Heinsius Nachf., 1925. M.4 

Scherer, H., Staat und Kirche in ihrem Verhältnis zur Schule 
(131.) Berlin, Union Zweigniederlassung, 1926. M. 4 4.5 

Schulz, Heinr. , Der Leidensweg des Reichsschulgesetzes. ( 106. 
Berlin, Dietz, 1926. E 

Kuckhofi, Jos., Der Schielesche Entwurf zum Reichssc hul- 
gesetz. Das Ergebnis des Kampfes, in: Schule und Erziehung 
1926, 173 ff. 

Meinzolt, Hans, Bayerisches Volksschulrecht. Ein Wegweise 
durch das Gebiet der Volksschule in Bayern. (XIV u. d 
München, Bayer Kommunalschriften-Verlag, 1926. M. 

Schulprobleme der Gegenwart.  Herausgegeb. vor fi: T 
kath. Schulorganisation Baden. (76.) Freiburg i. B., Preßver ein. 
1926. 

Hockenmaier, M., Die religiöse Kindererziehung nach den 
staatlichen Gesetzen und den katholischen Grundsät: zen 
(XII u. 99.) Freiburg i. B., Caritasverlag, 1926. 

Flöttmann, Martin, Die reichsrechtliche Regelung der religió: en 
Kindererziehung im Deutschen Reiche. Jur. Diss. Kiel, 1924 
(Maschinenschrift.) 

Höhl, Heinz, Das Konfessionsbestimmungsrecht der Elte m 
und des Vormunds nach dem Reichsgesetz vom 15. VII. 192 n 
Jur. Diss. Würzburg, 1924. (Maschinenschrift.) 

Wolf, Richard Alexander, Die religiöse Erziehung nach 
dem Reichsgesetz von 1921 unter besonderer Berücksichtig 1g 
Bayerns. Jur. Diss. Würzburg, 1924. (Maschinenschrift.) - - 

Dolch, Josef, Der Begriff des Elternrechts in der Erziehi ing. 
Phil. Diss. München, 1924. (Maschinenschrift.) . 

Restrepo, Felix, Der Kampf zwischen Elternrecht und Sta 
recht in der Erziehung von der Reformation bis zum ud de 
des 19. Jahrh. Phil. Diss. München, 1924 Moschin i 

Jules d'Albi, F, A qui l'école? in: Etudes Iranciscaines © 


145 ff. 
Creusen, J. L'école catholique, in: Nouvelle Revue Thé sol. 
1926, 184 ff. e 


XI. Missionsrecht. A ES. 


Grentrup, Th., Zur Geschichte und Ernennung der apostolisc e 
Vikare, in: "Zeitschrift für Missionswissenschaft DIR aor fi. 


Digitized » Google < ar: zs 


Evangelisches Kirdienredit. 731 


Levenq, G., La première mission de Compagnie de Jésus en 
Syrie. (100.) Beirut, 1925. 

Kunkel, Franz, Die katholische Heidenmission. Ihre Organe 
und ihre finanziellen Mittel. Phil. Diss. Heidelberg, 1924. 
(Maschinenschrift.) 

Jarr on De iure vigente circa ritus sinenses, in: Antonianum I, 


Schmitz, P., Das Missionsalmosen nach dem Codex Juris 
Canonici, in: Zeitschrift für Missionswissenschaft XV, 149 ff. 

Szczypior, Franz, Die sozialwirtschaftl. Arbeit der Benediktiner- 
Missionäre von St. Ottilien für auswärtige Missionen im 
Apostolischen Vikariat Daressalam, seit der Gründung daselbst 
bis zur Ausweisung durch die Engländer (1888 bis 1920.) Ein 
Beitrag zur Frage der »Kulturunfähigkeit« bezw. »Kolonisations- 
unfáhigkeite des deutschen Volkes (betr. Art. 120 bis 121 
Versailler Friedens-Vertrag). Staatsw. Diss. Würzburg, 1924. 
(Maschinenschrift.) 


XII. Orientalisches Kirchenrecht. 


Brenninckmeyer, A., Einigendes und Trennendes zwischen 
der kath. Kirche und dem christl. Orient, in: Abendland, 
Slawentum und Ostkirche (Vortr. u. Abhandlung der österr. 
Leo-Gesellschaft, H. 33:34.) S. 45 ff. 


Wiercinski, F., Auf den steilen Pfaden zur russischen Union, 
in: Stimmen der Zeit, Juli 1926, 280 ff. 

Berg, Ludwig, Die römisch-katholische Kirche und die ortho- 
doxen Russen. (66.) Berlin, Germania, 1926. M. 50.—. 

La Constitution de l'Eglise Roumaine orthodoxe, 
in: Echos d’Orient 29, 61 ff. 


Janin, R., Les relations entre les Eglises orthodoxes, in: Echos 
d'Orient.29, 185 fi. | 


XIV. Evangelisches Kirchenrecht. 


Bülck, W., Die evangelische Gemeinde. Ihr Wesen und ihre 
Organisation. (IV u. 79.) Tübingen, Mohr, 1926. M. 2.70. 

Koch, Friedr, Organisation und Leben der evangelischen 
Kirche, in: Preufisches Pfarrarchiv XIV, 3005 ff. 

Giese, Friedr., Die neuen Verfassungen der evangelischen 
Landeskirchen in Deutschland, in: Preufisches Plarrarchiv 
XIV, 313 ff. 

Spindler, Richard, Die Kirchenregierungen nach den neuen 
Kirchenverfassungen der ev.-luth. Landeskirchen Deutschlands. 
Jur. Diss. Erlangen, 1924. (Mit Maschinenschrift.) 

Becker, Ernst, Die rechtliche Stellung der Kirchenprásidenten 
in den evang. Landeskirchen Bayerns rechts des Rheines, 
Württembergs, Badens und der Pfalz. Jur. Diss. Erlangen, 
1924. (Maschinenschrift.) 


Archiv für kath. Kirchenrecht. CVI. 47 


4 LI 


"X a 


E VAY 


Wo 
UY 


"PAS DL "weh 
EA 


2 M 


e 
tdi! 


B I "y AU P LM "m "nw 1 
n mm TS i 29 
T A " ] M » 
XT ^ Ex. 
732 Literaturverzeichnis. ur. 
Schmidt, Gerhard, Die Neuverfassung de angelische 


Landeskirche Württembergs unter de gung ( 
geschichtlichen Entwicklung. Jur. Diss. SS. 3 19 
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Johannes, Schreiber, Georg, Kultur und Steuer- 
gesetzgebung. [Schriften zur deutschen Politik, 15/16.] (VIII u. 
159) Freiburg i. B., Herder & Co., 1926. Karton. M. 4.60. 

Brauer, Theod., Deutsche Sozialpolitik und deutsche Kultur. - 
(Schriften zur deutsch.Politik, 13/14.] (VIIIu.110.) Freiburg i. B., 
Herder & Co., 1923. Kart. M. 2.80 MED 

Bruder Helwich, Das Büchlein von den göttlichen Wohltaten. 
Eingeleitet und übertragen von P. Wendelin Meyer O.F. M. 
Done von Assisi, 2.] (75.) Werl i. W., Franziskus-Druckerei, 

Creusen, J. und van Eyen, F., Tabulae fontium traditionis 
christianae ad annum 1926. ed. altera. [Museum Lessianum, 
Sect. Théol, 14] fol. (17 S. 10 Tafeln und 2 Karten.) 
Lówen, Museum Lessianum, 1926.) 

Falco, Mario, Gli ordini religiosi nel disegno di riforma della 
legislazione ecclesiastica. Estratto dalla Rivista »Il Diritto 
Ecclesiastico« XXXVII no.5.(9.) Roma, Biblioteca del »Diritto 
Ecclesiastico«, 1926. | | 

Giacometti, Zaccaria, Quellen zur Geschichte der Trennung 
von Staat und Kirche. (XXIV u. 736.) Tübingen, Mohr, 
1926. M. 21.—. | 

Gillmann, Franz, Kleine Beitráge aus dem Archiv für kath. 
ee Band 106, Heft1 u.2. (37.) Mainz,Kirchheim &Co., 

Heckel, Joh., Bilder aus der Geschichte des Domstiftes Havelberg 
seit der Reformation. Sonderdruck aus den Forschungen zur 
a u und Preußischen Geschichte, Band XXXIX. 

. 51—74. 

Holzapfel, Heribert, Die Leitung des Dritten Ordens. Hand- 
buch für die Direktoren des Dritten Ordens vom hl Franziskus. 
(164. München, Franz A. Pfeiffer, 1925. M. 4.—. 

Katz, Emma, Mittelalterliche Altarpfründen der Diösese Bremen 
im Gebiet westlich der Elbe. Sonderabdruck aus dem 
Bremischen Jahrbuch, Band 30. (160.) Bremen, G. Winters 
Buchhandlung, 1926. 

Kehr, Paul, Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur Hispania 
Pontificia. I. Kalanien. I. Archivberichte über die eigenen 
und die Forschungen von J. Rius und P. Rassow. Il. Ur- 

. kunden und Regesten. [Abhandlungen der Gesellschaft der 
Wissenschaft zu Göttingen, phil.-histor. Klasse, N. F. XVIII, 
1—2.] (586.) Berlin, Weidmann, 1926. M. 30.—. 


1) Die Bücher, die das Kirchenrecht berühren, werden besprochen, soweit 
derverfügbare Raum ausreicht. EineRücksendung istinallen Fällen ausgeschlossen. 
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Koeniger, Albert M., Katholisches Kirchenrecht. A Mit besond 
Berücksichtigung des deutschen Staafstürchenreeht s. [F ierat 
Theol. Grundrisse. (XVIII u. 514.) Freiburg i. B., Her rder « 
1926. Geb M. 13.—. 

Kusej, Rado, De celebratione matrimoniorum misil m cur 
assistentia passiva ad normas iuris canonici veteris et mc 
Sonderdruck aus Zbornik znanstvenih razprav. V. - Laibdl 
Jur. Fakultät, 1926. (In slovenischer Sprache) 

Meller, Otto, Christus-König. EinVortrag. 12°, (64.) M.-Gla adbac 
Volksvereins- -Verlag, 1926. M. 0.60. 

Meyer, Wendelin, O. F. M, Exerzitien nach dem heilige 
Bonaventura. |Franz von Assisi, 3.] (92.) Werli. W., Frar nzisku: 
Druckerei, 1926. 

Pastor, Ludwig Fhr. von, Geschichte der Päpste se Dit der 
Ausgang des Mittelalters. X. Band: Geschichte der Paps € 
im Zeitalter der kath. Reformation und Restauration Sip | 
Urban VIL, Gregor XIV und Innozenz IX. (1585— 159 
1.—7. Aufl. rims u. 666. Freiburg i. B., Herder & C 
1926. M. 20.— 

Pieper, August, Was geht den Geistlichen seine. ‚Volk 
gemeinschaft an? (140. M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag 
1926. Geb. M. 2.50. 

Schilling, Otto, Die christlichen Soziallehren. [Der kathol lische 
Gedanke XV.) (198.) München, Oratoriumsverlag, 192€ 
Kart. M. 4.50. E 

Schmitt, Josef, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen dei 
Reichsverfassung. [Veróffentlichungen der a AAN a a 
Sektion für Rechts- und Staatswissenschaft, 44] (X u, 
Paderborn, Schóningh, 1926. M. 7.—. 

Werke der Meister zum Jahre des Herrn 1927. 12 Viertar ben- 
drücke und 41 Kupfer- und Holzschnitte. Stuttgart, Emil Fink 
1926. M. 3.60. + 


Verzeichnis der eingesandten kirchlichen Amtsblätter. 


Im Laufe des Jahres 1926 haben folgende Erzbischöflich e und 
Bischöfliche Ordinariate die Redaktion dieser Zeitschrift durch die 
Gratiszusendung ihrer Amtsblätter bezw. Pastoralblätter unterstützt. 


1. Basel-Lugano: Schweizerische Kirchenzeitung, Jahrg ang 
1926. 


2. Breslau: VER des Fürstbischóflichen Ordir nariats 
in Breslau, Jahrgang 1 l 
3. Eichstätt: Pastoralblatt des Bistums Eichstätt, 72. SA Jahr. 
gang (1926). ! 
4. die and: Pastoralblatt für die Diózese Ermland, 58. Jal t hrgang 
(1926 
5. SS RER Anzeigeblatt für die Erzdiözese Freit burg 
Jahrgang 1926. BEAT: 
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Fulda: Sn Amtsblatt für die Diözese Fulda, Jahr- 
gang XLII (192 


Hildesheim: Körchlicher Anzeiger für das Bistum Hildesheim, 
Jahrgang 1926. 

Köln: Kirchlicher Anzeiger für die Erzdiözese Köln, Jahr- 
gang LXVI (1926). 


Limburg a. d. Lahn: Amtsblatt des Bistums Limburg, 
Jahrgang 1926. 


. Linz: Linzer Diözesanblatt, Jahrgang LXXII (1926). 


Mainz: Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Mainz, 
Jahrgang LXVIII (1926). 


. Meissen: ae Amtsblatt für. das Bistum Meißen, 


Jahrgang V (1926 


. Münster i. Westi.: Kirchliches Amtsblatt ftir die Diözese 


Münster, Jahrgang LX (1926). 


. Osnab rü ck: Kirchliches Amtsblatt für die Diöse Osnabrück 


und die Norddeutschen Missionen, Jahrgang XLII (1926). 


. Paderborn: Kirchl. Amtsblatt für die Diözese Paderborn, 


Jahrgang LXIX (1926). 


. Passau: Oberhirtliches Verordnungsblatt für die Diözese 


Passau, Jahrgang 1926. 


. St. Pölten: St. Pöltner Diözesanblatt, Jahrgang 1926. 
. Rottenburg: Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Rottenburg, 


Band XII (1926). 


. Salzburg: Verordnungsblatt für die Erzdiözese Salzburg, 


Jahrgang 1926. 


. Speyer: Oberhirtliches uj TUM für das Bistum 
21. 


22. 
23. 


Speyer, Jahrgang XX (1926 

rier: Kirchlicher Me für die Diözese Trier, 
Jahrgang LXX (1926). 
Wien: Wiener Diözesanblatt, Jahrgang LXIIII (1926). 
du. UB: Würzburger Diözesanblatt, Jahrgang LXXII 
(1926). 


Der Herausgeber beehrt sich, sämtlichen hochwürdigsten 


Ordinariaten für ihre Unterstützung auf dem Gebiete des deutschen 
Diözesankirchenrechts den wärmsten Dank auszusprechen. 


SY on 


. Hilling, Nikolaus, Autoren-Register zum Archiv für atholisches Kirchen n 


. Apostolische Konstitution »Servatoris Jesu Christie über die Ausdehr ung 


. Entscheidung des Al. Offiziums, betr. die Strafen für Katholike n, die 


I. Abhandlungen. 


Gillmann, Franz, Einteilung und System des Gratianischen Dek rets na 
den alten Dekretglossatoren bis Johannes Teutonikus einschließlich. Unt 
besonderer Rücksicht auf Rudolph Sohms: Das altkatholische Kir: 'chenrec 1 
und das Dekret Gratians. S. 472—574. Ho 
Ober, Leo, Die in Elsaf-Lothringen geltenden Bestimmungen über ( 
konfessionelle Trennung der Kirchhófe und deren Reform. S. 12 1—14 
PUT LOU Die Entstehung des geistlichen Benefiziums. Eo 3—1 
63—471 A’ 


Il. Kleine Beiträge. eb": 


Gillmann, Franz, Magister Silvester als Glossator. S. 149—155. — 
Gillmann, Franz, Romanus pontifex iura omnia in scrinio pectons 
censetur habere. Nachtrag. S. 156—174. 

Gillmann, Franz, Das Ehehindernis der gesetzlichen Verwand iscia it nac 
den Glossatoren Richardus Anglikus, Alanus, Laurentius Hispanus, Vin entu 
Hispanus und Tankred. S. 175—179. 
Gillmann, Franz, Die Ablaßlehre des Vincentius Hispanus. S. 179— 18 


recht Band I—CV. S. 183—187. 

Hilling, Nikolaus, Zur Laienkommunion im Mittelalter. S. 577. - 
Sipos, Stephanus, pis significent verba »tempore vacationis be -neficil 
in can. 1435, S1n. 1 CJC? S. 575f. | 


Ill. Kirchliche Erlasse und Entscheidungen. 
a) Erlasse des Papstes Pius XI. 


des Jubiläums auf den ganzen katholischen Erdkreis, vom 25. Dezembe 
1925. S. 188 f. 
Apostolisches Rundschreiben » Rerum Ecclesiae gestarum « übe 
Förderung der Heidenmission, vom 28. Februar 1926. S. 189—191. 
Mitteilung über die Erklärung des Papstes Pius XI. bezüglich der Kom es 
tenz und Verfassung der Kongregation für außerordentliche kirch liche 
Angelegenheiten, vom 5. Juli 1925. S. 191. Lor 


b) Erlasse und Entsdieidungen der rómisdien Kurialbehörden. 


akatholische Religionsdiener zum Begräbnis von Katholiken herbe irufen 
vom 23. Februar 1926. S. 191—193. 

Instruktion des Al. Offiziums, betr. die Leichenverbrennung, vom 
19. Juni 1926. S. 578 f. 

Entscheidung der Sakramentenkongregation in Causa Ultraiecte nsi, , betr, 
die Taufpaten, vom 24. Juli 1925. S. 193 f. 

Indult der Sakramentenkongregation für die Diözese Breslau, betr. die 
Abhaltung von nächtlichen Gottesdiensten für Gasthausangesii te, vom 
19. Juli 1926. S. 580. 
Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Adriensi, betr. c d * In- 
kardination, vom 14. Februar und 11. Juli 1925. S. 194—196. 
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6. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Oxomensi, betr. den 
Chordienst des Canonicus Poenitentiarius, vom 9. Juni 1923. S. 196. 

7. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Olomucensi, betr. die 
Chorkleidung der Kanoniker, vom 13. Juni 1925. S. 197 f. 

8. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa Panormitana, betr. die 
Art des Bürgerrechts in Bezug auf die Erlangung von Benefizien, vom 
16. Mai 1925. S. 198 f. 

9. Entscheidung der Konzilskongregation, betr. die Assistenz der D CM 
nisgeistlichen bei der Eheschließung, vom 9. Januar 1926. S. 2 

10. Entscheidung der Konzilskongregation in Causa en pem die 
Beerdigungsgebühren, vom 9. Juni 1923. . S. 201 f. 

11. Rundschreiben der Konzilskongregation, betr. das Verhalten der Priester 
cies dni Ferienaufenthalts in fremden Diözesen, vom 1. Juli 1926. 

12. Entscheidung der Religiosenkongregation über die juristische Natur der 
Kongregation der Sisters of Mercy, vom 7. November 1925. S. 202. 

13. Promulgationsdekret der Propagandakongregation, betr. die General- 
Statuten des Priestermissionsvereins, vom 4. April 1926. S. 582—584. 

14. Entscheidung der Ritenkongregation in Causa Po ale über ver- 
schiedene liturgische Fragen, vom 6. November 19 (Gebete während 
der hl. Messe, Evangelium am Feste Pauli Bekehrung und Pauli Gedächtnis, 
Auslassung der historischen Lektion, Ascheweihe, Ritus der Trauung, 
Lauretanische Litanei, Beerdigung der Schwestern, Votivmesse vom hl. 
Herzen Jesu.) S. 203—209. 


15. Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Form der Paramente, vom 
9. Dezember 1925. S. 2 

16. Entscheidung der Aitenkongregation, betr. die Responsorien der ersten 
Nokturn und das Sonntagsevangelium am Schlusse der hl. Messe, vom 
11. Dezember 1925. S. 206 f. 

17. -Entscheidung der Ritenkongregation, betr. die Aufstellung der Herz- 
Jesustatué auf dem Sakramentsaltare, vom 23. April 1926. S. 584. 

18. Erlaß der Kongregation der Seminare und Universitäten, betr. die Drei- 
jahrsberichte über den Zustand der Seminare, vom 2. Febr. 1924. S. 207 f. 

19. Entscheidung der HI. Poenitentiarie, betr. die Rosenkränze aus Glas- 

erlen, vom 24. November 1925. S. 208 f. 

20. ntscheidung der HI. Poenitentiarie, betr. die Absolution von der Ex- 
kommunikation wegen Absolutio complicis, vom 5. März 1925. S. 209. 

21. Entscheidung der /nterpretationskommission der Codex Juris Canonici, 

betr. verschiedene Rechtsfragen, vom 10. November 1925. (Zeitberechnung, 

Präzedenz der Suffraganbischöfe, Verleihung der Kanonikate an Kollegiat- 

kirchen, Präzedenz der Landdechanten, Prozessionen, Aufnahme orienta- 

lischer Novizen, Reservationsfälle, Form der Eheschließung, Messe bei 

Mischehen, Verweigerung des Begräbnisses.) S. 210 f. 
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b) Erlasse und Entscheidungen der bischöflichen Behörden. 


. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. die Lesezirkel der 
Dekanate, vom 30. November 1925. S. 211 f. 

Erla des Bischofs von Eichstätt, betr. das Tragen der geistlichen Kleidung 

und der Tonsur, vom 1. November 1925. S. 212 f. 

Erlaß des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier, betr. die Teilnahme der 

un ee der Friedensgesellschaften, vom 7. Januar 

. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. das Verbot des Gebrauches kirch- 

licher Amtstitel zur Reklame, vom 2. Dezember 1925. 214. 

Verfügung des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier, Bei die Kan- 

didaturen von Geistlichen für den Kreis- und Provinziallandtag, vom 

25. September 1925. S. 214 f. 

Erlaß des Bischóflichen Generalvikariats zu Trier, betr. den Buchvertrieb 

durch Geistliche, vom 1. Dezember 1925. S. 215. 

. Verordnung des Bischöflichen Generalvikariats zu Eichstätt, betr. die Er- 
hebung von Klagen durch und gegen Geistliche, vom Jahre 1925. S. 215. 
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| 8. Ausführungsbestimmungen des Bischofs von Tr u $ 3 de 
anweisung für die Definitoren, vom 23. Dezember 19 s s. 215—2 
9. Erlaf des Bischóflichen Generalvikariats zu Paderborn, betr. die Einlad 
weltlicher Behörden zu Pfarreinführungen, vom Jahre 1926. S. 217 
10. Neues Formular für die Seelsorgs- und Jahresberichte der  Erzdióz 
(5 Salzburg, vom Jahre 1926. S. 217—221. js 
| 11. Erlaß des Fürstbischöflichen Ordinariats zu Breslau, betr. die Cong 
2l für stellenlose Geistliche, vom Jahre 1925. S. 221 f. 4. b 
12. Mitteilungen des Fürstbischóflichen Ordinariats zu Breslau, betr T die 
anscheinend toter Kinder, vom Jahre 1926. S. 222. 
i 13. Verfügung des Bischofs von Meißen, betr. die Haustaufen, v om 117 
5 a 1925. S. 222—224. 
14. Erla des Bischöflichen Generalvikariats zu Trier, betr. das Ve rbo 
Mitternachtsmessen an Weihnachten aufer in Klosterkirchen, vom 25. No 
1925. S. 224. 
. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. die Binationsvollmacht der Ge istlic her 
| vom 2. Januar 1926. S. 224 f. » 
"en 16. Erlaß des Bischóflichen Ordinariats zu Linz, betr. die Dispensg gesu ach 
h Mischehen, vom Jahre 1925. S. 225 f. LA 
17. Erlaß des Fürstbischóflichen Ordinariats zu Breslau, betr. dioi Ta: 
YI nisse zum Zweck der Eheschließung, vom Jahre 1925. S. 226- f. 
^4 18. Erlaß des Bischofs von Trier, betr. das Verbot der Trauungen an Vor 
M abenden von Sonn- und Festtagen, vom 25. November 1925. S. Ed í 
s 19. Erlaß des Bischofs von Münster, betr. das Verfahren bei schwerkranker 
í Katholiken, die in einer ungültigen Mischehe leben, vom 2. Dez. 192 
NS S. 221. t. 
, 20. Erlaß des Fürstbischóflichen Ordinariats zu Breslau, betr. die Veräuf "rung 
| oder wesentliche Veränderung kirchlicher Gegenstände, einschließlich v vor 
ARE Gebäudeteilen, die  geschiclitlichen, wissenschaftlichen oder Kunstwe 
e haben, vom Jahre 1926. S. 229. M 
uS 21. Erlaf des Bischöflichen Ordinariats zu Mainz, betr. die Versor; ung skasse 
2^. für die Hausangestellten der katholischen Geistlichen und den Verein der 
Es Pfarrhausangestellten, vom 10. März 1926. S. 230—239. E 
22. Erlaß der Fuldaer Bischofskonferenz, betr. die Gemeinschaítserz chung 
vom 18. August 1925. S. 235 f. 
23. Instruktion des Bischöflichen Generalvikariats zu Eichstätt für die Kate 
cheten, Schuldekane und Konferenzleiter, betr. die religiós-sittliche Unter 
Mu D Erziehung der schulpflichtigen Jugend, vom 25. Febr. 1926 
236—24 
24. Erlaß des Erzbischóflichen Generalvikariats zu Köln, betr, Geschäfts 
unternehmen durch Geistliche, vom 29. Mai 1926. S. 584 f. 
25. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. die Brautpri fungs 
rotokolle, vom Jahre 1926. S. 585 f. 
26. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Speyer, betr. Eidesleist ung vor 
Abschluß einer gemischten Ehe, vom 6. August 1926. S.586. 
27. Verfügung des Fürstbischöflichen Generalvikariats zu Breslat Heil die 
Ueberführung der Leichen in die Kirche, vom Jahre 1926. S. 587. 
28. Instruktion des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. das Begräbnis vor 
Selbstmördern, vom Jahre 1926. S. 587—589. 
29. Verbot des Bischois von Linz bezüglich des Besuches religionsfeindliche 
Versammlungen, vom Jahre 1926. S. 589 f. 
30. Erlaß des Bischöflichen Ordinariats zu Linz, betr. die Vorlage 
Gemäldeskizzen, vom Jahre 1926. S. 590 f. 7 feb 
31. Verordnung des Fürstbischofs von Breslau, betr. Denkmals- E ies: 
pflege in der Diözese, vom 15. Juli 1926. S. 591—507... 208 
32. Verordnung der bayerisdien Bischöfe, betr. den Pfarrkonkurs rs, vom 
Jahre 1926. S. 598—600. vM 
33. Mitteilung des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn, | betr die 
Auseinandersetzung bei Stellenwechsel, vom Jahre 1926. S. 600. - 
34. Entscheidung des Bischöflichen Ordinariats der Diözese Ermland; betr 
die Kirchensitze, vom 17. August 1926. S. 600 f. Tori, 
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IV. Staatliche Erlasse und Entscheidungen. A 
a) Staatlihe Gesetze und Verordnungen. yy 


1. Verordnung des Württembergischen Staatsministeriums, betr. Übernahme MET 
— kirchlicher Ehrenämter durch Staatsbeamte, vom 31. Dez. 1925. S. 250. E 
2. EntschlieBung des bayerischen Staatsministeriums für Kultus und Unter- | 
* richt, betr. die Veranstaltung auferordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten, WW - 
À vorm 18. November 1925. S. 251. VAN 
3. Preußisches Staatsgesetz, betr. Anordnung kirchlicher Neu- und Reparatur- er 
- bauten in den katholischen Diózesen, vom 24. November 1925. S. 251—253. 
4. Preußische Zuständigkeitsverordnung zur Ausführung des Staatsgesetzes, PD 
- betr. Anordnung kirchlicher Neu- und Reparaturbauten in den katholischen P 
Diözesen, vom 8. Februar 1926. S. 253. MSS 
5. Zwei Erlasse des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und E 
—. A WVolksbildung, betr. die staatliche Genehmigung für den Grunderwerb 
gurdi Sy ESVERBERSEN: und katholische Kirche, vom 8. Oktober 1925. DR 
6. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, n 
» betr. die staatliche Genehmigung für den Grunderwerb durch die evan- aer 
b elische und katholische Kirche, vom 9. November 1925. S. 256 f. DIN. 
7 rlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, EUR 
betr. Anträge auf Erteilung der Staatsgenehmigung zum Ankauf von 
j Grundbesitz durch Kirchengemeinden, vom 23. Dezember 1925. S. 257 f. 
= 8. Preußische Ausführungsverordnung zum Reichsgesetze vom 6. Februar 1875 
* über die Beurkundung des Personenstandes und die EheschlieBung, vom 
u 31. Dezember 1925. S. 258. 
1 9. Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Artikels 146 Absatz 2 der Reichs- 


o 


& 


a 


= Verfassung und über die Erteilung von Religionsunterricht in den Volks- 
? schulen, vom Jahre 1924. S. 258—268. 
10. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
i betr. Ordnung der staatlichen Prüfung für Organisten und Chordirigenten, 
= vom 25. November 1925. S. 268—273. 
— 1. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
über Richtlinien für die Durchführung des Reichsgesetzes, betreffend den 
; — Lehrgang der Grundschule, vom 7. Februar 1926. S. 273—279. 
. 12. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und beret 
APP: Zahl der Religionsstunden an Mittelschulen, vom 30. Oktober 1925. 
. 18. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Ve 
ECC für studierende Ordensschwestern, vom 7. Nov. 1925. 
| . 277. 
14. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 
| betr. die Tátigkeit der Schuldeputationen, vom 3. Februar 1926. S. 277 f. 
15. Erlaß des preußischen Ministers für Handel und Gewerbe, betr. die 
Eang von Innungsversammlungen an Sonntagen, vom 2. Januar 1926, 
. 278. 
16. Erlaß des preußischen Kultusministers, betr. die privaten Alumnate, vom 
à; 19. Januar 1906. S. 278. 
17. Erlaü des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, 


f 


LI 


betr. Stellenzulage für ein vereinigtes Schul- und  Kirchenamt, vom MET | 

29. Dezember 1925. S. 279. UMEN 

18. Durchführungsbestimmungen zum  AHeidisbewertungsgesetze und zum - ud 
Vermógenssteuergesetze über den Begriff »gemeinnützige« und »mildtátige« n 
D Zwecke, vom 14. Mai 1926. S. 602—605. E 
= 19. Befreiungen von der Umsatzsteuer nach der Fassung des Reidisgesetzes, » P 
vom 8. Mai 1926. S. 605. 1588 
20. Befreiungen von der Gewerbesteuer nach der preußischen Gewerbeordnung ER 
vom 6. Mai 1926. S. 605f. . Ee 

21. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, de 
betr. die frachtfreie Beförderung von Ersatzglocken, vom 6. August 1926. TN 

S. 607. E 

e 
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22. Verfügung des preußischen Justizministers, ber die B erücksic ti 
der Grundsteuerfreiheit bei der Festsetzung des Pachtzinses dur 
Pachteinigungsämter, vom 15. Mai 1926. S. 607 f. nr 

23. Erlaß des deutschen Reichsfinanzministers, betr. die Kirche: nsteue 
für Angehörige der Wehrmacht, vom Jahre 1926. S. 608 f. — - 

24. Erlaß der Regierung in Breslau, betr. patronatliche Genehmigung 
Entternung von Kunstgegenständen aus Kirchen, vom 19. Juli 1928 5 

25. Erlaß des preußischen Ministers für Wissenschafts, a d Vol 
bildung, betr. die Erhaltung des Baumbestandes auf Friedholen 
1. Juni 1926. S. 609 f. 


b) Entscheidungen von Behörden und Gerichten. * 


1. Entscheidung des Berliner Provinzialschulkollegiums, betr. die. Willer 
eiklärung beider Eltern über Nichtteilnahme anı Religionsunterr ichte 
Anmeldung der Lernanfänger für Sammelschulen, vom 3.Oktober 1925. £ 

2. Entscheidung des deutschen Reidisgeridits, betr. die Vermögensauselı nan 
setzung zwischen Schul- und Kirchenamt, vom 18. Juni 1925. S. 2 79- 

3. Erklärung des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Vol 
bildung, betr. den Ersatz der Haftstrafe für Geldstrafe bei Sc 
versäumnissen, vom 19. Januar 1926. S. 287. . 

4. Entscheidung des deutschen Reichsgerichts, betr. die Ungültigk: eit ein 
die Kirche schádigenden Bestimmung des braunschweigischen TU ndsteu 
gesetzes, vom 20. Juni 1925. S. 287 f. 

5. Entscheidung des preußischen Kammergerichts, betr. die Bedeuti ing 
Art. 137 der Reichsverfassung, vom 14. November 1924. S. 288. 

6. Uiteil des Reidisfinanzhofs, betr. die Freiheit von der Gewerbesteu 
bei der Auseinandersetzung über Schul- und Krohn ee ME 
27. Januar 1926. $S. 288. 

7. Entscheidung des preußischen Kammergerichts, bett. das Halte en 
Leichenreden am Grabe, vom 27. März 1925. S. 289. 

8. Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm, betr. das Halten von Laier 
reden auf einem kirchl. Friedhof, vom 27. Mai 1925. S. 289 f. N^ 

9, Entscheidung des deutsdien Reichsgerichts, betr. die Beschimpfi 1 ung 
Kirche und ihrer Einrichtungen, vom 16. Dezember 1921. S. 290. 

10. Entscheidung des  Reidisfinanzministers, betr. die Steuerfreiheit | de 
Beiträge zur Diasporahilfe und zur Ruhegehaltskasse der Geistliche: 


* 


11. Juni 1926. S. 606 f. = 

11. Entscheidung des Direktoriums der Reichsversicherung für Ange: tellte 
daß zwei Schwestern eines Geistlichen, die diesem den Haushalt führe 
in die Angestelltenversicherung aufgenommen werden können, 


24. August 1926. S 610. TUE 
12. Urteil des preußischen Kammergerichts, betr. die Beschränkung 
Versammlungsíreiheit an Sonntagen, vom 22. Mai 1925. S. 610—613 
13. Entscheidung des preußischen Oberverwaltungsgerichts, betr. die Unter 
sagung öffentlicher Tanzlustbarkeiten in der Nähe der Friedhði iuc VOIT 
8. Oktober 1925. S. 613—617. 
14. Bescheid des preußischen Ministers des Innern, betr. Beisetzung vor 
Aschenresten auf kirchlichen Friedhófen, vom 17. Oktober 1925. `» 617 
15. Beschluß des Landgerichts Glatz, betr. die Aufwertung des Privat kanons 
vom 29. März 1926. S. 619—621. 
16. Entscheidung des Oberlandesgeridits Hamm, . betr. die Ablehnun, g de 
Verpflichtung des Staates als Rechtsnachfolger eines säkularisierten Stifts 
oder als Patron zu den Bau und Unterhaltungskosten einer Zentralheizung 
in der Kirche beizutragen, vom 28. November 1925. S. 621—627. 

17. Entscheidung des Reichsgerichts, betr. die Vermögensauseinanders etzun 
vereinigter Kirchen und Schulämter, vom 12. Januar 1926. S. 628—633 
18. Urteile des Oberlandesgeridits Karlsruhe und des Reichsgerichts, bet 
das badische Altkatholikengesetz, vom 3. Dezember 1924 und 25. Sept. 192 
uis YR Sep betr. den Begriff der Altkatholiken, vom 4s ws N 1925 
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V. Kirchenrechtliche Chronik. 
(Vom 1. Januar bis zum 1. Juni 1926.) 


| Päpstliche Rundschreiben »Quas primas« vom 11. Dezember 1925 über 
die Einsetzung des Festes vom Königtum Jesu Christi und. »Rite expiatis« 
vom 30. April 1926 über den Heber nnde AE en E des Todes des 
hl. Franziskus, Erweiterung der Quinquennalfakultáten für die Diözesan- 
ordinarien, Gründung eines Päpstlichen Instituts für christliche Archäologie in 
Rom, Vorbereitung eines Kanonistischen Instituts zu Freiburg i. S., zwei päpst- 
liche Handschreiben an den Kardinalstaatssekretär Gasparri über kirchen- 
politische Ereignisse in Italien, Verschärfung der mexikanischen Kirchen- 
verfolgung, Errichtung einer neuen Hierarchie in Litauen, Apostolische 
Administratur für das Innsbrucker Gebiet, Errichtung des Bistums Danzig, 
Plan einer Wiederherstellung der Diözesen Camin und Brandenburg, Errichtung 
einer Apostolischen Delegatur für die großen und kleinen Antilleninseln, 
Instructio pro clero in re sociali seitens des österreichischen Episkopats, 
Richtlinien der deutschen Bischöfe über das Verhältnis von Aufwertungsgesetz 
und Moral, das von der kommunistischen und sozialdemokratischen Partei 
beantragte Volksbegehren auf entschádigungslose Enteignung der deutschen 
Fürstenhäuser, Wirtschaftlicher Verband der katholischen Geistlichen Bayerns, 
Diözesansynoden zu Breslau und Mainz, Personalnachrichten. S. 291—316. 


(Vom 1. Juni bis zum 30. September 1926.) 


Schärferes Vorgehen gegen die Mischehen in der Diözese Eichstätt, 
Erlaß der Religiosenkongregation, betr. das Verhalten der Ordensleute an Kur- 
und Badeorten, Weisungen der österreichischen Bischöfe, betr. die modernen 
Sittlichkeitsfragen, Päpstliche Privilegien für die Regierung in Luzern bezüglich 
der Besetzung kirchlicher Ämter und Píründen, Einsetzung eines Ordinarius 
für das italienische Heer, die staatliche Rechtsstellung des Militär- Ordinarius 
und der Militär-Pfarrer in Italien, Verbot des päpstlichen Staatssekretärs, ohne 
Erlaubnis der Staatssekretarie mit der italienischen Regierung zu verhandeln, 
Reglements für das Zeremoniell bei dem ersten feierlichen Empfang der beim 
Hl. Stuhle beglaubigten Botschafter und Gesandten, Verschärfung des Kultur- 
kampfs in Mexiko, Boykottbewegung der mexikanischen Katholiken gegen 
die Unterdrückung der Kirche, Apostolisches Schreiben an die chinesischen 
Missionsoberen, betr. die Abwehr der Verleumdung wegen antinationaler 
Tendenzen der Missionare und Einschärfung der Heranbildung eines ein- 
heimischen Klerus, Verhandlungen auf der Generalversammlung des deutschen 
Priestervereins Pax, betr. die wirtschaftliche und handel‘ werbliche Betätigung 
der Priestervereine, Ablehnung des Volksentscheids betr. die entschädigungs- 
lose Enteignung der deutschen Fürstenhäuser, Abteikirche in Ottenbeuren 
und Wallfahrtskirche in Philippsdorf zum Range einer Basilica Minor erhoben 
Diózesansynode in Sitten, Personalnachrichten. S. 672—698. 


VI. Literatur. 
a) Rezensionen und Referate. 


1. Anschütz, Gerhard, Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 
1919. Ein Kommentar für Wissenschaft und Praxis. 3. und 4. Aufl. [Stilke's 
Rechtsbibliothek, 1.] Berlin, Georg Stilke, 1926. (N. Hilling.) S. 342 f. 

2. Arndt, Georg, Die organisch vereinigten Kirchen- und Schulämter in 
Preußen, ihre Trennung und Vermögensauseinandersetzung. 2. Aufl, 
Gütersloh, Bertelsmann, 1926. (N. Hilling.) S. 704 i. 

3. Biegeleben, M. Fhr. von, Hensel, A., Popitz, J., Schreiber, G., Kultur 

und Steuergesetzgebung. [Schriften zur deutschen Politik 15/16.] Freiburg 

| B. Herder & Co., 1926. (N. Hilling.) S. 720. 

Brauer, Theodor, Deutsche Sozialpolitik und deutsche Kultur. [Schriften 

zur deutschen Politik 13/14] Freiburg i. B. Herder & Co., 1926. 

(N. Hilling.) S. 718 f. 
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5. Busek, Vratislav, Církevní soudnictví ve věcech S LAE v říši 
v I-V. stoleti po Kr. (La juridiction ecclésiastique en matière E vile 
l'Empire Romain de ler au Viéme siècle). Preßburg, Jur. F; Itat 
(Felix Heinrich Schmid.) S. 326 f. 

6. Creusen, J., L'extension du Jubilé en 1926. Text et commen E le 
Constitution Servatoris Jesu Christi. A l'usage du Clergé. [Mus 
Lessianum — Section Théologique.] Löwen, Museum Lessianu m, 192% 
(N. Hilling.) S. 333 f. 

7. Creusen, J. und van Eyen, F., Tabulae fontium traditionis christi anae 
annum, 1926. Ed. 2a. [Museum Lessianum, Sect. Théol., Nr. 14] L Öö 
Museum Lessianum, 1926. (N. Hilling.) S. 708. 

8. Eichmann, Eduard, Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund des 
Juris Canonici für Studierende. 2. Aufl. Paderborn, Schóningh, 1 
(N. Hilling. S. 317 f. 

9. Falco, Mario, Gli ordini religiosi nel disegno di riforma della legisl azi 
ecclesiastica. Estratto dalla Rivista »Il Diritto Ecclesiastico« XXX VIL, 2 
Roma, Biblioteca del »Diritto Ecclesiastico«, 1926. (N. Hilling.) - 

10. Fischer, Ludwig, Veit Trolmann von Wemding genannt Vitus Amer pachia 
als Professor in Wittenberg. [Studien und Darstellungen aus dem G ebiet i 
der Geschichte X, 1.] Freiburg i. B., Herder & Co., 1926. (N. Hilling.) S. 3 

11. Giacometti, Zaccaria, Quellen zur Geschichte der Trennung von Staa 
und Kirche. Tübingen, Mohr, 1926. (N. Hilling. S. 712 f. 

12. Haring, Johann, Das Lehramt der katholischen Theologie. Graz 5 Moser 
1926 (N. Hilling.) S. 702 f. 

13. Heydt, Fritz von der, Die Mischehe. Praktisches Handbuch für. eyan 
Reliscne, Misellel [Sus Enel Berlin, Verlag der Ev. Bundes, 1926. (N. Hillin 
S. 334 1 

14. Hilling, Nikolaus, Die Aligemeinen Normen des Codex Juris Ca nonic 
Freiburg i. B., Waibel, 1926. (Selbstanzeige.) S. 319 f. 

15. Hilling, Nikolaus, Das Eherecht des Codex Juris Canonici. Freiburg i. B B 
Waibel, 1927. (Selbstanzeige.) S. 708 f. 

16. Hilpisch, Stephanus, Aus frühmittelalterlichen Benediktinerklöstern. - Ine 
gióse Quellenschriften, 4.] Düsseldorf, Schwann, 1926. (N. Hilling.) | 

17. Jombart, Emile, Le Jubilé universel de 1926. A l'usage des id 
[Museum Lessianum — Section Théologique.] Löwen, Museum Lessia aum 
1926. (N. Hilling.) S. 333 f. 

18. Kantorowicz, Hermann, Albertus Gandinus und das Strafrecht de 
Scholastik. II. Band: Die Theorie. Kritische Ausgabe des Tractatus de 
maleticiis nebst kritischer Einleitung. Berlin und Leipzig, De Cinry tend X Co. 
1926. (N. Hilling. S. 347 ff. 

19. Katz, Emma, Mittelalterliche Altarptründen der Diözese Bremen im Ge 
biete westlich der Elbe. Sonderabdruck aus dem Bremischen Jahrbuch, 
Band 30. Bremen, B. Winters Buchhandlung. 1926. (N. Hilling.) S. 708 ff. 

20. Kehr, Paul, Papsturkunden in Spanien. Vorarbeiten zur Hispania Pontifici cia 
I. Katalanien. I. Archivberichte über die eigenen und die Forschung 
von J. Rius und P. Rassow. Il. Urkunden und Regesten, nach den eig ne en 
und den von J. Rius, P. Rassow und W. Kienast angefertigten Abschriften 
und Kollationen. [Abhandlungen der Gesellschaft der Wissenschaften zu 
Göttingen, phil.-histor. Klasse N. F. Band XVIII, 1—2.] Berlin, Weid Imann 
1926. (N. Hilling.) S. 708 ff. 

21. Kleyboldt, Christoph, Sammlung kirchlicher Erlasse, Verordnunge its 
Bekanntmachungen für die Diózese Münster. 2. Aufl. Münster i. Yo. 
fálische Vereinsdruckerei, 1925. (N. Hilling. S. 320 tf. 

22. Kozelka, Leo, Die Simultanschule in Hessen. Mainz, Kirchheim & Co, 
1925. (N. Hilling.) S. 338, . 

23. Lampert, U., Die Verfügung über die Konfession und religiöse Erz e ing 
der Kinder nach schweizerischer Gesetzgebung mit besonderer Rücksicht 
auf die Stellung des Vormundes und der Heimatsbehörden. [Volksbildung 
Neue Folge der »Stimmen aus dem Volksverein«, 26.] Luzern, RE x Cie, 
1926. (N. Hilling. S. 339 f. Y 
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Lampert, Ulrich, Die Autonomie der Konfessionen in Graubünden. Rechts- 
gutachten. Disentis, Buchdruckerei Jos. Condrau, 1923. (N. Hilling.) S. 347. 
Ludwig von Pastor, der Geschichtsschreiber der Päpste. Freiburg i. B., 
Herder & Co., 1925. (N. Hilling.) S. 331 f. 

Meile, Jos., Die Beweislehre des kanonischen Prozesses in ihren Grund- 
zügen unter Berücksichtigung der modernen Prozeßrechtswissenschaft. 
Paderborn, Schóningh, 1926. (N. Hilling.) S. 340 f. 

Meincke, Oskar, Die rechtliche Stellung der Evangelisch-lutherischen 
Kirche im Hamburgischen Staate. [Abhandlungen und Mitteilungen aus 
dem Seminar für Öffentliches Recht, 4.] Hamburg, Lüttcke & Wulff, 1925. 
(N. Hilling.) S. 344 f. 

Müssener, Hermann, Die finanziellen Ansprüche der katholischen Kirche 
an den preußischen Staat auf Grund der Bulle De salute animarum vom 
16. Juli 1821. M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 1926. (N. Hilling.) S. 341 f. 
Newman, Louis Israel, Jewish Influence on Christian Reform Movements. 
New York, Columbia University Preß 1926. (Arthur Allgeier.) S. 345 ff. 
Papsttum und Kaisertum. Forschungen zur Geschichte und Geisteskultur 
des Mittelalters, Paul Kehr zum 65. Geburtstage dargebracht. Heraus- 
gegeben von Albert Brackmann. München, Verlag der Münchner Drucke, 
1926. (N. Hilling.) S. 324 ff.. 

Pastor, Ludwig Frhr. von, Geschichte der Päpste seit dem Ausgang des 
Mittelalters. X. Band: Geschichte der Päpste im Zeitalter der katholischen 
Reformation und Restauration. Sixtus V., Urban VIL, Gregor XIV. und 


“Innozenz IX. (1585 bis 1591). 1.—7. Aufl. Freiburg i. B., Herder & Co., 


1926. (N. Hilling.) S. 710 ff. 


. Perathoner, Aníon, Das kirchliche Gesetzbuch (Codex iuris canonici) 


sinngemäß wiedergegeben und mit Anmerkungen versehen. 4. Aufl. 
Brixen, Weger, 1926. (N. Hilling. S. 318f. ^. 


. Pieper, August, Was geht den Geistlichen seine Volksgemeinschaft an? 


M.-Gladbach, Volksvereins-Verlag, 1926. (N. Hilling.) S. 719. 


. Pohl, Heinridi, Die katholische Militärseelsorge Preußens 1797—1888. 


Studien zur Geschichte des deutschen Militärkirchenrechts. [Kirchenrechtliche 
Abhandlungen 102—103.] Stuttgart, Enke, 1926. (N. Hilling.) S. 327 f. 


. Preußisches Pfarrarciiv, herausgeg. von un von Rohrscheidt, XIV. Band. 


Berlin, Vahlen, 1926. (N. Hilling.) S 699 


. Ruk, Erwin, Kirchenrecht. Ezio: die der Rechts- und Staatswissen- 


schaft, Abt. Rechtswissenschaft, XXI 


(N. Hilling) S. 319 ] Berlin, Julius Springer, 1926. 
. Hilling.) S. 


. Sailer, Johann Michael, Priester des Herrn. Texte über Priesterbildung, 


Priesterleben und Priesterwirken. Ausgewählt und eingeleitet von Georg 
on ie München, »Ars sacra« Josef Müller, 1926. (N. Hilling.) 
Í 


Schilling, Otto, Die christlichen Soziallehren. [Der katholische Gedanke 
XV.] München, Oratoriumsverlag, 1926. (N. Hilling.) S. 718. 


. Sdimitt, Josef, Kirchliche Selbstverwaltung im Rahmen der Reichsverfassung. 


[Veróffentlichungen der Görıes-Gesellschaft, Sektion für Rechts- und 
Staatswissenschaft, 44.] Paderborn, Schöningh, 1926. (N. Hilling.) S.713 ff. 
Schwerin, Claudius Fhr. von, Quellen zur Geschichte der Eheschließung 1. 
[Juristische Texte für Vorlesungen und Uebungen, 2. Bonn, Marcus 
und Weber, 1925. (N. Hilling.) S. 334 


. Seling, Konrad, Sammlung kirchenrechtlicher Bestimmungen mit besonderer 


ne des Partikularrechtes. [Die Osnabrücker Diözesansynode 
m e 1920, II.) Osnabrück, Ferdinand Schóningh, 1925. (N. Hilling.) 


Sipos, Stephanus, Enchiridion iuris canonici. Pécs (Ungarn), Typ. Haladás. 
1926. (N: Hilling.)) S. 702 


. Stutz, Ulrich, Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII. Nach den Denk- 


. würdigkeiten des Kardinals Domenico Ferrata. Berlin, Akademie der Wissen- 


44, 


schaften, 1926. (N. Hilling.) S. 329 f. 


Walterscheid, Johannes, Martyrerakten. [Religiöse Quellenschriften, 3.] 
Düsseldorf, Schwann, 1926. (N. Hilling.) S. 323. 
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45. Walterscheid, Johannes, Aus der altchristlichen Liter [Religiöse Que 
schriften, 5.] Düsseldorf, Schwann, 1926. (N. Aline) ses 23. 
46. Werke der Meister zum Jahre des Herrn. 1927. Stuttgart, Emil 
1926. (N. Hilling.) S. 721. r | 
47. Werner, Hermann Kurt, Die Rechtsnatur des Detschen fon zelischer 
Kirchenbundes. [Leipziger rechtswissenschaftliche en 17]. Leipzig 
Theodor Weicher, 1926. (N. Hilling.) S. 716 f. 


b” d 


b) Literaturverzeidinis S. 349—360; 121—738. 
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c) Verzeidinis der bei der Redaktion eingelaufenen Bücher S. 
739—740. 
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d) Verzeichnis der eingesandten Kirchlichen Amtsblätter S. 740—: 741. 
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Verzeichnis der Mitarbeiter des 106. Bandes. 


1. Allgeier, Arthur, Dr. theol. et phil., Universitätsprofessor zu Freiburg "D 
S. 347. c 


2. Gillmann, Franz, Dr. theol., Päpstlicher Hausprälat, Geheimer Regier id 
rat und Universitätsprofessor zu Würzburg S. 149, 156, 175, 179, 472. 


Haine Nikolaus, Dr. theol., iur. et phil, Universitätsprofessor zu. Frei 
burg i. B. S. 183, 318 ff., 329 ff., 347 ff., 577, 671, 722 ff. 


Ober, Leo t, Dr. theol, Pfarrer in Pfaffenhofen (Elsaß) S. 121. — - EC 
Pósdi, Arnold, Dr. iur. Universitätsprofessor zu Graz S. 3 und 363, 


Schmid, Heinrich Felix, Dr. iur. et phil, Universitätsprofessor i 1 Graz 
S. 327. 


Sipos, Stephan, Dr. theol., Seminarprofessor in Fünfkirchen (Ungarn) s S. 973. 
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